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VORREDE. 


Die Beziehungen der katholischen Kirche in Baden 
zum Staate haben überall gerechte Aufmerksamkeit erregt, 
und sind doch ,yenig richtig ge\vürdigt ,vorden. Während 
eine tendenziöse Parteirichtung, gestützt auf einseitig ge- 
rårbte Darstellungen und "officielle Actenstücke", welche, 
z,veckgemãss ausge,vählt und eingeleitet, lediglich die An- 
schauungen der Curie zum Ausdruck brachten, die Ver- 
ge,valtigung der Kirche in Baden beklagte, haben die 
Staatsmänner anderer deutscher Staaten mit einer ge'\vissen 
Befriedigung die ruhigen heimischen Zustände, die eigene 
concordia imperii et sacerdotii mit den badischen Conflicten 
und der dortigen\ discordia verglichen, und waren nicht selten 
geneigt, die Schuld auf die Regierung zu wälzen. 
U nd endlich sind ,vie zu alIen Zeiten die liberalen 
Doctrinäre als Bundesgenossen der kirchlichen Bestrebungen 
aufgetreten und haben geklagt, dass die badische Regierung 
das unumstössliche Progamm der Partei: die Freiheit der 
Kirche - zu verletzen nicht müde ,verde. 
Aber Freilich hat sich in letzter Zeit ein Umschwung 
der Anschauungen bemerklich gemacht, der, durch die staats- 
feindlichen Consequenzen des vaticanischen Concils befördert, 


. 
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noch In den jüngsten Reichstagsdebatten elnen bemerkens- 
\verthen Ausdruck erhalten hat. 
.L
uch anderen Staat en sind die kirchlichen Conflicte 
nicht erspart \vorden. Oesterreich hat mit seinem Clerus 
einen Kampf durchzufechten, der an Erbitterung den badi- 
schen übertrifft, und der mächtige Kaiserstaat musste es 
erleben, dass seine Gesetze von kirchlicher Seite für "nichtig''" 
erklärt \vurden. 
Baiern hat einen Schul streit erfahren, der den dortigen 
Staatsleitern den Charakter des badischen wohl verdeut- 
lichen mochte. "\Vürttemberg hat eine Verdächtigung seiner 
kirchlichen Bildungsanstalten erlitten, \velche dem Bischof 
von Rottenburg das Leben kürzte, und nur in Folge der 
späteren Concession en der römischen Curie nicht zu ge\valt- 
samen Aeusserungen des Staatshoheitsrechtes geführt hat. 
Und endlich selbst Preussen, \velches von fast alIen euro- 
päischen Staaten der Kirche den grössten Spielraum ge- 
\vährt, hat bei Gelegenheit seiner Bischofs\vahlen Seitens 
der römischen Curie eine ebenso schonungslose \yie \vider- 
rechtliche Behandlung zu erfahren gehabt, und sieht seine 
theologischen Facu1täten durch Acte der geistlichen \Vi11- 
kür brach gelegt. 
Selbst yon treuen Gliedern der katholischen Kirche 
\vird der Staat auf die ihm drohenden Gefahren aufmerk- 
sam gemacht, und die deutschen Politiker beginnen einzu- 
sehen, dass es mit grossen Principien und Schlagworten, \vie 
Freiheit der IZirche, nicht gethan ist, dass eine strenge 
Regulirung der staatlichen und kirchlichen Grenzen in 
ernster Arbeit zu vollziehen ist, und dass der Staat mit 
unverrückbarer Zähigkeit auf seinem Gebiete ausharren 
muss, festen Fusses alIen kirchlichen Uebergriffen trotzend. 
Die Kirche solI keinen Staat im Staate bilden, sonclern 
unter der Hoheit des Staates stehen! 
A ber nicht zur Rechtfertigung der badischen Regierung 
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sind die nachfolgenden Blätter geschrieben ,vorden, obgleich 
sie, wie "\vir meinen, dies Ziel erreichen und desselben bei den 
Einsichtigen der Nation kaum noch bedürfen. Auch nicht das 
Lob einer Regierung ,vollen sie predigen, ,velche zu einer 
Zeit, wo ðie Anschauungen über das Verhä1tniss von Staat 
und Kirche sch,vankend genug waren, die politische ander- 
,vãrts noch jet
t der Lösung harrende Aufgabe richtig er- 
kannte und muthig zu bewältigen versuchte; welche, als 
viele Staaten auf Kosten der unverãusserlichen Hoheits- 
rechte den Frieden mit der Kirche schlossen, den Kampf 
nicht scheute und diesen nicht nur für sich, sondern für aIle 
deutschen Staaten, für den Begriff des Staates, mannhaft 
geführt hat. - 
Wir ,vollen für die bevorstehenden sch,veren Zeiten, 
die alIen Staaten der Kirche gegenüber drohen, an der 
Hand der amtlichen Actenstücke*) zeigen, ,vie die selbst- 
be\vusste staatliche Kraft, trotz sch\veren Streites ihr Ziel 
nicht verfehlt; ,vir \vollen die Bausteine darbieten, aus denen 
ein kleiner deutscher Staat, den die Curie von je als Tummel- 
platz ihrer Kämpfe liebte, der durch Entstehung und terri- 
toriale Abgrenzung die Hoffnung der Niederlage fast zu 
verbiirgen schien, den Wall des Gesetzes der I{irche gegen- 
über aufgeführt hat. l\Iöchte er auch ander,värts mit gleicher 
Thatkraft aufgerichtet ,verden! 
Aber auch in \vissenschaftlicher Beziehung glauben ,vir 
keine unnöthige Arbeit unternommen zu haben. Der theo- 
retische Jurist ist ge,vöhnt, die Gesetze zu betrachten, und 
selten nur lernt er ihre Ausführung kennen. Und doch ist 
nur diese der Prüfstein für die Tauglichkeit der ersteren. 
Darum haben ,vir uns nicht an der blossen Darstellung 
der rechtlichen Verhä1tnisse genügen lassen ,vollen, sondern 


*) Für die unbegrenzte 
Iittheilung derse]ben sind ,vir der grossherzog- 
lichen Regierung zu ehrerbietigem Danke verpflichtet. 
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ihre praktische Ausführung zu zeichnen versucht; nur daran 
kann ihre Ausführbarkeit erkannt ,verden. - 
Und SO mögen denn die nachfolgenden Blätter in die 
\Velt hinausgehen. Sie ,verden den Zorn an manchen Orten 
,yecken, vielleicht an einigen N utzen stiften. Sie sind "sine 
.studio" geschrie ben ,,"'orden, nicht immer "sine ira". 


Lei pzig, den 16. April 1871. 


E1\1IL FRIEDBER.G. 


. 
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N achden1 das Concordat an dem energischen \Viderstande der 
badischen Bevölkerung gescheitert war, musste die Staatsregierung 
darauf bedacht sein, eine gesetzliche Regelung der staatskirchlichen 
Verhältnisse eintreten zu lassen. Das dabei zu befolgende System 
konnte kaum zweifelhaft erscheinen. Ratte doch einerseits das Preis- 
geben unveräusserlicher Rechte des Staates im Concordate so eben 
noch die herbste IVlissbilligung der Stände gefunden und die Yer- 
werfung des Vertrages herbeigeführt, und war doch andererseits 
auch die vor dem Concord ate herrschende Gesetzgebung nicht im 
Stande gewesen, die Conflicte zu verhüten, welche in der gewalt- 
samen Auflehnung der Kirchenbehörde gegen den Staat einen be- 
klagenswerthen Ausdruck gefunden, und aIle Schichten der Gesellschaft 
auf das Tiefste erregt hatten. 
Eine grossherzogliche Proclamation vom 7. April 1860 verhiess 
den beiden Kirchen des Landes eine freie 2lnd selbststä'ndige Stellung. 
Es war das die Parole, welche i. J. 18-1-8 die Grundrechte der deut- 
schen Nation ausgesprochen hatten, und welche auch in dem Art. IS 
der Preussischen Verfassungsurkunde den Forderungen des deut- 
schen Episcopates Rechnung trug. 
\Vährend man sich 
aber in den beiden so eben genannten 
Gesetzgebungen an dem Ausspruche eines vieldeutigen Principes 
genügen liess, ohne dessen Consequenzen gesetzlich festzustellen I), 


I) Vgl. meine Schrift: Die evangelische und katholische Kirclze der neu 
ein'l)erleibten Lällder in ihren Beziehungen zur Preuss. Lílndeskirclle unci sum 
Staate (Halle 1867) S. 64 ff. 
F r i e d b erg, Der Staat u. d. Kirche. 
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erachtete es die badische Regierung für zweckmässig, in ausführ- 
licher \Veise die Beziehungen zwischen Staat und l{irche zu regeln. 
:ç>ies U nternehmen war UIll so schwieriger, je weniger die 
\Vissenschaft und die praktische Politik über die Stellung der Kjrche 
zum Staate zu abschliessenden Resultaten gelangt waren. Denn wäh- 
rend vor deIll Jahre 184-8 in den Kreisen der Staatslenkung und der 
Gelehrten die straffste U nterordnung der Kirche unter den Staat 
principiell festgehalten wurde, hatte seit der Kölner lrrung innerhalb 
der J{irche eine Richtung die Oberhand gewonnen, welche die 
Emancipation vom Staate erstrebend diesen der J{irche zu unter- 
werfen trachtete. U nd die deutsche Wissenschaft hatte in doctrinãrer 
\Veise solche Bestrebungen seit dem Jahre 1848 begünstigt, da sie 
deren Zielpunkte nicht zu übersehen vermochte. Es bedarf nur 
eines Blickes in die phrasenreichen Debatten der Frankfurter National- 
versammlung oder der preussischen parlamentarischen l{örperschaft. 
urn die absolute Unsicherheit zu erkennen, mit welcher Über das 
Verhältniss von Staat und Kirche tastende Experimente gemacht 
wurden. Ging man doch so weit, eine V erfassungsbestimmung Bel g i ens, 
die dort unter ganz concreten Umstãnden, durch eine durchweg unge- 
sunde Coalition der ultramontanen und katholischen Partei zu Stande 
gekommen war, als die auch für Deutschland passende SchabIone 
zu erachten, nur "eiI man sich gewöhnt hatte, die belgische Ver- 
fassung als IiberaIes lVluster des auch für Deutschland zu erstreben- 
den Constitutionalism us zu betrachten I). 
Noch heute ist der Unsegen, der in Belgien und Preussen 
der genannten Verfasssungsbestimmung reich entströmt ist 2), nicht 
im Stande den liberalen Doctrinären die Augen zu ö[fnen, welche 
lieber auf dem Boden ihrer selbstgefertigten Theorien als auf denl 
der geschichtlichen Thatsachen sich zu bewegen suchen. 
Um so mehr ist es anzuerkennen, dass die liberale badische 
Regierung nicht die Iandläufigen \Vege des LiberalisllluS gewandelt 
ist. \Vas die K i r c h e unter ihrer (Freiheit verstehe, hatte sich so 
eben noch bei den Concordatsverhandlungen den Blicken der baùi- 


... 


I) 
ur :11 e j e r hat das Verdienst, class er in seiner Schrift: Die del/tsch
 
Ai"rcllenfreilzeit 'und die kiÙiftige katlzolisclle Partei. (Leiþzig 1848) auf die 
fTefährlichkeit solcher Experimente hinwics. 
2) V gl. La u r e n t Lettres d'un retardataire libéral à un þrogressiste 
catholiqlle (Brllxellcs 1863.) und meine Abhandlung dcr lIfissbrauclt der geist- 
lichen Amtsgearalt in Do v e s un d me i n e r Ztscllr. f. Aïrclle1l recllt 6, 2 16 f. 
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schen Staatsmänner offenbart, und war als eine Verkümmerung der 
staatlichen Rechte schwer em pfunden worden: Es bedurfte jetzt der 
s t a a t Ii c hen Declaration der kirchlichen Freiheit, damit nicht ein 
blosses Princip, je nach der augenblicklichen kirchlichen Strön1ung 
oder dem administrativen Belieben der jeweiìigen Regierung leicht 
umzudeuten, die Lebensfragen des Staates wie der Kjrche beherrsche. 
Unter dem 21. l\lai 1860 legte die Regierung der Ständever- 
sammlung sechs Gesetzentwürfe vor: Ueber die rechtliche Stellung 
der Kzrchen ulld kirchlichen VereÙze im Staate, über die thezLweÚe 
Azifhebung des Gesetzes Z'. 24. Februar 1849, den Verzicht der Herren 
Fürsten ,/)on FÜrstenberg und V01Z Leiningen auf die Gerichtsbarked, 
Polizei und Patronatrechte betreffend, über dÙ bürgerlÙ:he Siandes- 
beamt'ltllg in Ausllahmifå"llen, über dÙ Ausübung der ErzÙhungs- 
-rechte in Bezug auf dÙ Religion der KÙlder, über dÙ Bestrafullg 
von AmtsmÚsbrå"uchen der GeÚtlichen und über die Gewå"hrung des 
Schutzes der Verfassung für das Gesetz über die rechtIÙ:h
 Stellung 
der; Kzrchen 11nd kzrchlichen Vereine Ùn Staate, durch welches letzte 
Gesetz die Bestimmungen des zuerst genannten zu integrirenden 
Bestandtheilen der v-erfassung gemacht werden sollten. 
Dieser erste Entwurf musste auch als der wicht
gste bezeichnet 
werden, und seinen Geist werden wir uns hier zu vergegenwärtigen 
haben. 
Die badische Regierung wollte in ihrem Gesetze keine Trennung 
van Staat und J{irche verwirklichen. Sie ging von der richtigen 
Auffassung aus, dass die Kirchen im Staate als grosse, voUständig 
organisirte Genossenschaften dastehen, zwischen denen und dem 
Staate sich irn Laufe der geschichtlichen Entwickelung so viel vVechsel- 
beziehungen geknüpft haben, dass durch einen scharfen plötzlichen 
Schnitt derselben beide, sowohl Staat ,vie J{irche, ernpfindlich verletzt 
würden. Dagegen rnusste schon die oberflächlichste Erwägung das 
Resultat ergeben, dass gerade diese nicht aufgegebenen Berührungs- 
punkte zwischen Staat und Kirche zu iReibungspunkten werden 
könnten, dass hier der Keirn der Conflicte läge, die das badische . 
Land so eben erregt hatten, und die für die Zukunft yerhütet wer- 
den sollten. Darurn war es angezeigt, die Berührungspunkte zwischen 
Staat und Kirche so weit ,"vie möglich zu vermindern, schon urn auch 
der Kirche für das ihr bleibende Gebiet desto freiere Hand lassen 
zu können. 
Die beiden christlichen Kirchen soUten aber nicht als privat- 
1* 
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rechtliche Corporationen behandeIt werden, sondern im ,.,. ollgenusse 
der Rechte bleiben, welche sic in Deutschland erlangt hatten. Ihr 
Organisrnus sollte staatlich anerkannt, ihr Bearntenthurn unter Staats- 
schutz gestellt werden; das Strafgesetz sollte die Lehre der I{irchen 
vor Verunglirnpfung sichern. Je rnehr aber in dieser \Veise die 
sociale Stellung der Kirche gefestigt war, urn so grösser erschien 
die Verpflichtung des Staates, seine unveräusserlichen Rechte zu 
wahren, zurnal narnentlich die katholische I{irche nicht bIos einen 
Einfluss auf die Gewissen und deren Leitung geltend macht, sondern 
auch den Anspruch erhebt, dass die rechtlichen vVirkungen aller für 
kirchlich erachteter Fragen lediglich ihrern eigenen Urtheil anheirn- 
gestellt werden. 
Die Regierung beabsichtigte dabei nicht, in der überkommenen 
bureaukratisch-engherzigen Art zu verfahren, in welcher die frühere 
badische Gesetzgebung die staatliche AUrnacht der Kirche gegenübe
 
zum Ausdrucke gebracht hatte. Die Kirche sollte [rei, unbevor- 
mundet, nicht gehindert durch polizeiliche Einsichtsnahrnen und Ver- 
bote auf ihrern eigenen Gebiete sich bewegen, selbstständig sein, 
nicht abhängen yon staatlicher Genehrnigung in der Ordnung und 
Verwaltung ihrer Angelegenheiten: aber sie sollte diese 1\1acht üben, 
wie jede andere juristische Persönlichkeit im Staate, sie sollte keine 
Souveränetät neben der des Staates zugewiesen erhalten, sondern 
unter dieser stehen. Der Staat sollte gegen die Möglichkeit gewahrt 
sein, dass die I{irche bei denjenigen staatlichen Verhältnissen, die 
auch eine religiöse Seite haben, jemals an die letztere anknüpfend 
versuchen könne, sich neb en oder gar über die Staatsgewalt zu 
stellen. 
Darum sanctionirte beispielsweise der Gesetzentwurf den Grund- 
satz, dass das gesarnmte öffentliche U nterrichtswesen 'der Leitung 
des Staates unterliege und duch private Unterrichts- und Erziehungs- 
anstalten yom Staate beaufsichtigt werden sollten. Darum wurde 
der Staat für verpflichtet erklärt, für jede Yon ihm als zulässig aner- 
kannte Ehe eine Eingehungsform zu gewähren. Aus denselben 
l\Iotiven entsprang die Forderung, dass das bischöfliche Collations- 
recht an gewisse durch die Staatsgewalt als nothwendig hinge'\tellte 
Bedingungen gebunden sein rn üsse, dass das kirchliche Vermögen 
unter gemeinsdmer staatlicher wie kirchlicher Leitung zu stehen habe, 
dass keine religiöse Orden oder klösterliche Institute ohne Gcnehrni- 
gung der Regierung zu errichten seien, dass der l\eligionsunterricht 
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zwar von der Kirche besorgt werden salle, doch unbeschadet der 
einheitlichen staatlichen Leitung der U nterrichts- und Erziehungs- 
anstalten. Endlich erschien es nothwendig, Verfügungen und Er- 
kenntnissen der Kirchengewalt keine Wirksamkeit auf die Freiheit 
oder das Vermögen einer Person zu verstatten ohne staatliche Ge- 
nehmigung, den kirchlichen Verordnungen, welche in bürgerliche 
und politische Verhältnisse eingreifen, eine rechtliche Geltung oder 
Ausführung nur nach Placetirung durch die Staatsbehörde zuzu- 
gestehen, für sämmtliche kirchliche Verordnungen gleichzeitig mit 
ihrer Publication die lVIittheilung an die Staatsregierung zu fordern. - 
vVährend so der erste Gesetzentwurf die Grundlinien zog, welche 
für das Verhältniss von Staat und Kirche bestimmend sein und durch 
spätere Specialgesetze ausgeführt werden soli ten, wurden in zwei der 
weiteren Entwürfe schon ausführliche Anordnungen getroffen, durch 
welche namentlich die Nothcivilehe gestattet wurde, während der 
Entwurf über die Bestrafung des geistlichen Amtsmissbrauches ge- 
wissermassen ein Correlat zu der staatlich privilegirten Stellung der 
Geistlichkeit dadurch schuf, dass er deren strafrechtliche Verant- 
wortlichkeit specialisirte. - 
Van den sechs hier charakterisirten Gesetzentwürfen gelangten 
fünf 1) mit nicht sehr wesentlichen Modificationen in der Stände- 
versammlung zur Annahme, und wurden unter dem 9. October 1860 
publicirt 2). 
Auf ihnen beruht die ganze weitere für uns in Frage kommende 
Rechtsentwickelung Badens, und die
 spätere Gesetzgebung hat nur 
den Rahmen ausgefüIlt, de-r hier schon gezogen war. 


Die römische Curie hatte die Aufkündigung des Concordates 
durch die badische Regierung mit einer feierlichen Rechtsverwahrung 
beantwortet 3 ). Der Erzbischof von Freiburg nahm der neuen Gesetz- 
gebung gegenüber denselben Standpunkt ein. 


I) Der oben zuletzt genannte Gesetzentwurf wurde von der ersten Kammer 
nicht in Berathung gezogen, weil die zur Beschlussfassung über Zusätze und 
Abänderungen der Verfassung . erforderlichen drei Viertel der 
Iitglieder 
ni
ht anwesend waren. 
2) Beilage I, 1-5. 
3) Der Schriftwechsel zwischen der badischen Regierung und der römi- 
schen Curie ist u. a. abgedruckt in der 0 b eIL cit. Z e:i ts c h rift für Ki r ch en- 
recht. Ed. I. S. 165 fr. 
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In einer ausführlichen Denkschrift I) erörterte er die Yon der 
Regierung vorgelegten Gesetzentwürfe.. Er sprach zuvörderst den 
Ständen jede l\Iitwirkung bei Berathung katholisch-kirchlicher An-- 
gelegenheiten ab, erklärte die Verwerfung der Convention für unge- 
rechtfertigt, weil diese nur bei begrÜndeten Beschzverdell hätte Platz 
greifen können, während er, der Erzbischof, die in den K.an1n1ern 
geltend gemachten llz"cht als begründet allzltsehen vermöge. Er betonte, 
dass unter den verschiedenen \Vegen, auf denen man das Verhält- 
niss von Staat und I-Grche regeln könne, der der Convention sich 
am l\Ieisten en1pfehle, dass auch die verfassungsn1ässige Feststellung 
eines Principes, welches die Freiheit der Kirche sichere, nicht zu 
yerwerfen sei, dass aber eine ausführliche staatliche Gesetzgebung 
über kirchliche Fragen schon an und für sich bedenklich, iIn vor- 
liegenden FaIle noch weit mehr zu verwerfen sei, da der der badi- 
schen katholischen Kjrcne durch den Westphälischen Frieden, den 
Reichsdeputationshauptschluss, die Bullen Ad dominici gregis custo- 
diam und Plovida solersqlte garantirte, auf unvordenklicher Yer- 
jährung sich stützende Rechtsstand empfindlich alterirt werde. - 
Auch ,an die einzelnen I3estin1n1ungen der GesetzentwÜrfe legte er 
das l\Iesser einer schneidigen K
ritik, und erklärte schliesslich, dass 
die Freiburger Curie auf aIle Fälle an deln Inhalte der ConventiO!l 
[esthalten werde, da dieselbe durch die päpstliche Publication in der 
Bulle Aeterni paston's zu einen1 l{jrchengesetze erhoben sei. 
Der erzbischöflichen Denkschrift schloss das Don1kapitel sich 
lediglich an, und auch eine zu Appepweier am 23. Juni tagende 
Versamnllung katholischer Geistlicher 2 ) nlachte sich dadurch be- 
111erkbar, dass sie in einer den katholisch-hierarchischen Yerhält- 
nissen wenig entsprechenden Art zu einer Agitation gegen den Ge- 
setzentwurf verwendet wurde, und am Schlusse ihrer Erklärung I1icht 
nur den Ausbruch neuer Irrungen in Aussicht stellte, sondern auch 
die Schuldfrage, welche in Bezug darauf auftauchen könnte, '"on 
vorn herein peren1torisch zu U ngunsten der Staatsgewalt zu lösen 
suchte. 
Es hätte kaum der eingehenden Darstellung in den1 der ersten 
Kammer erstatteten I(ommissionsberichte des Geheimen Hofrathes 


I) Freiburg 1860. 
2) Näheres über diese Versammlung im Freiburger katholischen 
K ire hen b 1 a tt J 860, N r. 30. 
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von Mohl bedurft urn die Unhaltbarkeit der curialen Beweisführung 
darzuthun. 
Ob der von der Regierung in der speciellen Gesetzgebung 
eingeschlagene Weg sich des Beifalles des Erzbischofes von Freiburg 
erfreue oder nicht, konnte nach den lrrungen, in welche dieser 
K.irchenfürst schon lange mit der Regierung gerathen war, kaum ins 
Gewicht fallen. 1m Gegentheil: die Aeusserung seines l\:Tissfallens 
musste die Erwägung nahe legen, dass in der That nur so die 
Rechte des Staates der Kirche gegenüber aufrecht erhalten 'werden 
könnten. Zum U eberfluss war das auch keine Frage des Rechtes, 
sondern der Politik. Die Befugniss der Regierung, ein Gesetz über 
ihr Verhältniss zur K.irche zu erlassen, war erzbischöflicher Seits 
durchaus nicht bemängelt worden, da ja die verfassungsmässige 
Aufstellung eines dahin zielenden principiellen Satzes in keiner \Veise 
abgelehnt wurde. 
\Venn die erzbischöfliche Denkschrift ferner die Reichsgesetze 
und die Circumscriptionsbullen gegen die Gesetzentwürfe zu Hülfe 
rief, so hatte man sich staatlicher Seits allerdings schon des Ent- 
fremdens entwöhnt, dass die kirchliche Behörde beständig auf Satzun- 
gen zurückgriff, welche doch das Haupt der Kirche niemals aner- 
kannt hatte. Aber der gesuchte Stützpunkt gegen die neuen Gesetze 
. 
fing mit dem Augenblicke zu versagen an, \vo man nur einen Blick 
in die angezogenen Actenstücke warf. Von den Seitens der K.irche 
dem Staate gegenüber in Anspruch genomlnenen Rechten stand dort 
nirgends etwas zu lesen; ja es war jedem Geschichtskundigen eine 
geläufige Sache, dass die I{irche zur Zeit jener Yerträge nicht die 
Befugnisse für sich verlangte, welche der mittelalterliche I{urialismus 
ihr vindicirt und das restaurirte Papstthunl des neunzehnten Jahr- 
hunderts nlit immer wachsender Energie als unveräusserliche in 
Anspruch genommen hatte. Darum konnte auch die Berufung auf 
das unvordenkliche Recht der l{irche nicht imponiren. In Baden 
hatte sie niemals die jetzt beanspruchte Stellung besessen, und erst 
auf dem \Vege der Revolution sich zu verschaffen gesucht. Da aber 
auch in keinem anderen deutschen Staate - vom Auslande ganz zu ge- 
schweigen - die l{irche jenlals inl V ollbesitz jener Rechte ge\vesen 
ist, welche sie als in ihrer Freiheit begriffen zu bezeichnen pflegt, 
so war wenigstens die V orsicht anzuerkennen, nlit der die Curie 
sich der Beibringung jedes Be\\ eisll1ittels zur Begründung ihrer Be- 
hauptung entschlagen hatte. 
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I{lagte aber weiter der Erzbischof, dass eine confessionell ge- 
mischte Ständeversammlung über kirchliche Fragen beschliesse, so 
war die Regierung allerdings in der l\Ieinung befangen, dass es sich 
gar nicht urn kirchliche, sondern urn staatIiche Fragen - die Rechte 
des Staates der Kirche gegenÜber - handle. U nd es konnte so- 
mit der vom Erzbischof eingenommene Standpunkt lediglich dadurch 
erklärt werden, dass es nach seiner Anschauung gar keine staat- 
lichen Rechte der l{irche gegenÜber gab, sondern höchstens PRichten. 
VV urde aber endlich Beschwerde gefÜhrt, dass das Gesetz für 
die protestantische und katholische l{irche gleichzeitig bestimmt sei, 
so bemerkte l\Iohl überaus treffend, dass daraus höchstens die evan- 
gelische I{irche einen l{lagepunkt ableiten könne, dass sie mit ihren ge- 
ringen l\Iachtmitteln und ihrer eine dürftige l\Iachtentfaltung gestatten- 
den Organisation denselben V orsichtsmassregeln unterworfen werde, 
welche für die straff organisirte, mit auswärtigen Oberen in Be- 
ziehung stehende und ihnen willenlos unterworfene katholische I\jrche 
für nothwendig erachtet wurden. 
Es war selbstverständlich, dass die Deductionen der erzbischöf- 
lichen Denkschrift auf die Ständeversammlung urn so geringeren 
Eindruck machten, als dieser I{örperschaft Überhaupt Seitens der 
I{irche die Competenz bestritten \\ urde, diese GrÜnde auf sich wirken 
zu lassen, die ja nur an Factoren zur Berücksichtigung adressirt 
sein konnten, welche nach erzbischöRicher Anschauung über kirch- 
liche Fragen berathen durften. 
Die l{ammern genehmigten, wie schon oben gesagt, die Regierungs- 
vorlagen. l\Ian musste staatlicher Seits abwarten, von weIch en Folgen 
die Rechtsverwahrung des Erzbischofes begleitet sein würde. 



II. 


E s war erklärlich, dass einer der ersten Punkte, welcher der 
speciellen Regelung bedurfte, der der Pfründenbesetzung war. 
Diese hatte nach der früheren badischen Gesetzgebung dem 
Landesherrn kraft seiner souveränen l\Iacht zugestanden I). 
Freilich hatte das Bruchsaler und Constanzer Vicariat die 
freie Collation für gewisse Pfründen aus besonderen Gründen bean- 
sprucht, doch ohne ihr Ziel zu erreichen. 
Dieselbe Forderung wurde nach Errichtung des Erzbisthums 
Freiburg wiederholt, und in Folge dessen war durch landesherrliche 
Entschliessung vom 7. Dezember 1837 dem Erzbischof Demeter auf 
seine Lebenszeit alts besonderer Rücksicht und ohne Anerkennung 
eines Collationsrechtes die Präsentation zu 24 Pfarreien verliehen 
worden, wofür er den tiifgifiihltesten Dank aussprach. 
Aber schon bei den Conferenzen, welche der deutsche Episcopat 
im Jahre 18-+8 in \Vürzburg veranstaltete, hatte das landesherrliche 
Patronatrecht einen Gegenstand der Beschwerde für den Erzbischof 
von Freiburg gebildee), und in der That war dasselbe urn so 
wesentlicher, da die Privatpatronate nur in unbedeutender Zahl vor- 
hand en waren, nachdem durch das II. Constitutions-Edict v. 14-. Juli 
1813 das Patronatrecht der Gemeinheiten und Körperschaften aufge- 
hoben war 3 ). 


I) Vgl. Longner, Darstellung der Rec1ds'l'erlzältnisse der Bischöfe in 
der Oberrhein. Kirchenþrovinz (TÛbÙzgen 18+0). S. 2+6 ff. 
2) Vgl. Arc hi v für k atholis ch es Ki rc he nrech t. N. F. 15, 163. 
3) Dasselbe Gesetz entzog den Laienpatronen, welche nicht Standes- 
oder Grundherren waren, ihr Patronatrecht. Dies wurde jedoch durch Edict 
v. 22. April 1824 wieder hergestellt. 
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Zu weiteren Concessionen hatte sich dann die Regierung in 
der Verordnung vom I. l\:Tärz 1853 herbeigelassen I), indem sie dem 
Erzbischofe die Collation der durch Todesfall im Juni und Dezember 
erledigten Pfründen, so wie derjenigen überliess, welche aus kirch- 
lichenl Yermögen errichtet würden. Bei all en übrigen sollte er das 
Recht der gutachtlichen Aeusserung über die Bewerber geniessen, 
welche sich zuerst an ihn zu wenden hätten. 
Aber auch das befriedigte den Erzbischof keineswegs 2 ), und die 
gegen diese Yerordnung von ibm unternomlnenen Schritte hatten 
wesentlich dazu beigetragen, den Conflict zwischen Staat und l{irche 
zu schärfen, und hatten gleichzeitig die Existenz zahlreicher Geist- 
licher auf das Empfindlichste berührt, welche der Erzbischof ohne 
jede Berücksichtigung staatlicher Rechte eingesetzt, und welchen die 
Regierung folgegemäss jede Anerkennung verweigert hatte 3 ). 
Bei den Conventionsverhandlungen bequemte sich die Regierung 
indessen den kirchlichen Forderungen an, und sie begnügte sich mit 
deln Präsentationsrechte für diejenigen Pfarreien, bei welchen sie ein 
Patronatrecht nachzuweisen vermochte 4 ). 


I) Die erste Denkschrift des oberrhein. Episcopates hatte sich gegen das 
landesherrliche Patronatrecht ausgesprochen. Vgl. diesel be in Ginzel ArcJtiv. 
Bd. 2. S. 255. 
2) Die zweite Denkschrift des oberrheinischen Episcopates Y. 18. Juni 
1853 ging auf die Frage der Pfründenbesetzung genau ein. 
J) Vgl. Bader, Die kathol. Iú'rche im Grùsslzerzogtlzu//l Baden (Frei- 
burg 1860) S. 203 f. 
4) Zu diesem Zwecke hatte die badische Regierung aIle yon ihr ausge- 
übten Patronatr
chte in gewisse rechtliche Categorien geordnet, welche aber 
nicht yollständig die Anerkennung des p:ipstlichen Commissars, Cardinal 
Rei sac h\ erlangten, da dieser den strengen Standpunkt des Rechtes um so 
mehr für anwendbar erklärte, als auch nach diesem, wie cr bcrechnete, der 
Regierung eine grosse Zahl von Pfründen zufallen würde. (Gesandsch. Ber. 
v. 13. ::\Iai 1858.) Die "Cnterhandlungen mit der Curie schleppten sich dann 
lange Zeit hin, da eine Uebereinstimmung der rechtlichen Principien von 
beiden Seiten schwer zu erzielen war. Schon am 22. l\Iai 1858 berichteten 
die Gesandten, dass 237 2 13 Pfründen ganz unbestritt
n der Regierung zuge- 
standen seien, aber noch nach der Schlussredaction der Convention war die 
Pfründenausscheidung nicht beendet f w:ihrend die weiteren rechtlichen Er- 
örterungen allerdings im J uni die gro::ìsherzoglichen Pfründen urn ú 3 I IJ, im 
September urn 45 vermehrt hatten. 
Die grossherzoglichen Bevollmächtigten bec:;tanden indessen auf 400 
Pfründen, indem sie von jeder neu begehrten nachwiesen, dass sie genau 
auf demselben Titel ruhe wie cine schon bewilligte (Ber. Y. 23. 
Iai 1859'. 
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Es hatten dann in Karlsruhe zwischen Bevollmächtigten der 
Regierung und der erzbischöflichen Curie am 10. November 1859 


Die römische Curie wollte aber absi'chtlich keine runde Zalzl gewãhren f um 
nicht den Schein hervorzurufen f dass eine factische, auf politis chen J\lotiven 
ruhende Ausscheidung der Pfründen vorgenommen sei; schliesslich liess sie 
j edoch den Ein wand fallen, so dass yon den 849 badischen Pfründen der 
Regierung 400, dem Erzbischofe 208 1 / 2 zufielen, wãhrend 2381/2 in Privat- 
patronat standen und 2 in dem des Dekans yon Tauberbischofsheim. Darauf 
waren von den Contrahenten folgende N oten gewechselt worden f welche ich 
in ihrem \V ortlaute mittheile. 


Palazzo Sta Croce 28 Giugno 1859. 
II sottoscritto Cardinale Plenipotenziario di Sua Santità ha la soddis- 
fazione di annunziare ai Signori Plenipotenziarii di S. A. R. il Gran Duca 
di Baden Sua Eccellenza il Signor Barone d i Be r c k he i m Inviato Stra- 
ordinario e J\Iinistro Plenipotenziario della prelodata Altezza Sua Reale 
presso la S. Sede, e l'IIlmo-Signor Dr. Francesco Carlo Rosshirt 
Consigliere del Supremo Tribunale di GiustiÚa nel Gran Ducato, che il 
S. Padre in vista della stipulatasi Convenzione relativamente agli Affari della 
Chiesa Cattolica nel medesimo Gran Ducato si è degnata di confermare 
quallto si concertò tra i rispettivi Plenipotenziarii sull' assegnazione dei 
Beneficii ecclesiastici nell' Archidiocesi di Friburgo, e che perciò la Santità 
Sua non fa difficol
à che Sua .A..ltezza Reale continui a presentare quei 
beneficii, che vengono notati sotto la lettera A. negli annessi fogli firmati 
dai suddetti Plenipotenziarii: rimanendo gli altri ivi indicati sotto la lettera 
B. alla libera collazione dell' Arcivescovo, i quale s'intenderà quanto al 
resto dei beneficii dell' Archidiocesi coi rispettivi patroni privati. 
l\Ielltre il sottoscritto è autorizzato a fare la presente officiale communi- 
cazione da servire di documento dell' Apostolica conferma di sopra accennata, 
gli è grato di assicurare i prelodati Signori Plenipotenziarii di S. A. R. il 
Gran Duca di Baden, che in sequela di essa verrà avvertito nella Pontificia 
Istruzione J\Ions r Arcivescovo di Friburgo di attenersi esattamente a quanto 
si stabilisce nella riferita assegnazione dei beneficii, la quale facendo parte 
integrante della stipulata Convenzione ha piena forza di atto obbligatorio. 
In tal congiuntura poi gode il sottocritto di confermare ai sunnominati 
Signori Plenipotellziarii i sentimenti della sua distinta considerazione. 
(sig.) Carlo Aug. di Reisach. 


Sig ri Barone di Berckheim, 
Dr. Francesco Rosshirt f 
Plenipotenziarii di S. A. R. 
II Gran Duca di Baden. 
{Folgt in der Anlage das Verzeichniss der Pfründen.) 


Note über die Pfründen. 
N achdem zur Regelung der Angelegenheiten der katholischen Kirche 
im Grossherzogthum Baden yon den unterzeichneten Bevollmåchtigten Seiner 
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Conferenzen stattgefunden, urn die zum V ollzuge des Concordates 
zunächst zu treffenden l\Iassregeln zu vereinbaren, und gleichzeitig 
die Verhä1tnisse der während des Conflictes vom Erzbischof einge- 


Königlichen Hoheit des Grossherzogs yon Baden und Seiner Eminenz dem 
Herrn Cardinal yon Reisach f Bevollmächtigten Seiner Heiligkeit des Papstes 
eine Convention verabredet und am heutigen Tage unterzeichnet worden ist, 
nachdem ferner zur Ausführung des Art. IV. Ziff. I dieser Convention 
darüber, welche Pfründen dem landesherrlichen Patronatrechte Seiner König- 
lichen Hoheit des Grosshenmgs unterworfen seien, und welche der freien 
Collatur des Erzbischofs yon Freiburg anheimfallen, durch die gedachten 
beiderseitigen Bevollmächtigten Erörterung gepflogen worden ist, beehren 
sich die gedachten Bevollmächtigten Seiner Königlichen Hoheit des Gross- 
herzogs Seiner Eminenz dem Herrn Cardinal yon Reisach zu erklären, dass 
sie 
 amens ihrer hohen Regierung - jedoch vorbehaltlich der besonderen 
Allerhöchsten Genehmigung Seiner Königlichen Hoheit des Grossherzogs - 
dem Ergebnisse der besagten Erörterung, der Pfründeausscheidung nämlich, 
wonach die in dem anliegenden unterschriftlich beglaubigten Verzeichnisse 
unter 
\.. aufgeführten Pfründen dem landesherrlichen Patronatrechte Seiner 
K.öniglichen Hoheit des Grossherzogs unterstehen, die unter B. aufgeftihrten 
hingegen der freien Collatur des Erzbischofs von Freiburg anheimfallen 
sollen, ihre Zustimmung ertheilen. Die Grossherzoglichen Bevollmächtigten 
geben ferner Namens ihrer hohen Regierung die Zusage ab, dass auf die in 
dem erwähnten anliegenden Verzeichnisse unter A. gedachten Pfründen nur 
Geistliche präsentirt werden sollen, welche den allgemeinen Pfarrconcurs 
mit Erfolg bestanden haben oder bereits im Besitze einer Pfründe sind. Die 
Grossherzogliche Regierung wird - wie die Grossherzoglichen Bevollmäch- 
tigten anfügen zu müssen glauben - gegenwärtige Note sammt Beilage als 
einen integrirenden Theil der Convention betrachten und demgemäss dem 
Inhalte dieser Actenstücke dieselbe Kraft beilegen wie dem Inhalte der 
Convention selbst. 
Die U nterzeichneten ergreifen mit Freude diese Gelegenheit, Seiner 
Eminel1z wiederholt die Versicherung ihrer ausgezeichnetsten Hochachtullg 
und Verehrung auszusprechen. 


Rom, den 28. Juni 1859. 


(Gez.) Freiherr yon Berckheim, 
Gr. Bad. ausserordentlicher 
Gesandter u. bevollm. :\Iini- 
ster beim hI. Stuhle. 


(Gez.) Dr. Fr. C. Rosshirt, 
Gr. Bad. Oberhofgerichts- 
rath u. Bevollmächtigter. 


Seiner Eminenz 
dem Herrn Cardinal v. Reisach f 
Bevollmächtigter 
Seiner Heiligkeit des Papstes. 
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setzten Geistlichen zu regeln I). Dabei war festgesetzt worden, dass 
der Erzbischof regelmässig die von ihm bei Collation einer Pfründe 
in Aussicht genommenen Candidaten der Staatsregierung namhaft 
machen solIe, damit diese die ihr aus erheblichen U1ld auf That- 
sachen gestiilzten Gründen in rein bÜrgerlicher oder polzHscher Hill- 
szcht .l11íssliebigen dem Erzbischof bezeichnen könne. Andererseits 
wurde auch VOn den erzbischöflichen Comn1i8sarien der vVunsch aus- 
gesprochen, dass die Regierung bei jeder Präsentation das erzbischöf- 
liche Gutachten über die \Vürdigkeit der Bewerber einholen möchte. 
N achdem die Convention gescheitert war, hatte der den Kan1- 
mern vorgelegte Gesetzentwurf auf den lnhalt der genannten Yer- 
einbarung urn so Inehr Rücksicht genommen, als für denselben die 
Billigung der erzbischöflichen Curie ohne vVeiteres erwartet werden 
durfte, und so schrieb denn
. 8 des Gesetzes vom 9. October 1860 
vor: Die Kirchenämter werden durch die Kirchen selbsl verliehen 
'ltJzbeschadet der auf ölfentlichen oder auf Pnvatreclztstiteln wÙ ins- 
besondere dem Patronate beruhellden BifugnÙse, und S. 9 fügte Be- 
schränkungen hinzu, ãhnlich denjenigen, welche die Regierung unter 
dem 10. November 1859 mit dem Erzbischofe über dessen Collatur- 
rechte vereinbart hatte. 
S. 17 endlich bestÏ1nmte, dass die landesherrlichen Patronate 
und dÙ 'Verord1lungen über die Verwaltung des kirchlzchen Ver- 
mi/gens Ùz z.hrer bÙherigen JVzrksamkeit bleiben, his im fVege der 
Verordnung z"hre Aufhehung in Vollzug gesetzt wird. 
Urn dieses Provisorium möglichst schnell zu beseitigen, richtete 
die Staatsregierung schon unter dem 10. September 1860 - also 
noch vor Publication des Gesetzes - ein Schreiben an das erz- 
bischöfliche Ordinariat. Darin schlug sie vor, die Collation der 
Pfründen durchaus gemäss den bei dem Concord ate gepflogenen 
,-r erhandlungen zu regeln, und für dÙ Art und fVeÙe des ölfentlzchen 
Ausschrezoens der PfrÜnden so wie VerkÛndung der geschehenen 
Ernennung . . . .. nach denJenigen Verabredungen zu ver fahren, 
welche Ùz dem Protokolle der beÙlerseitigen KommÙsare am 10. Novem- 
ber 1859 Ùz dieser Beziehuug getrolfen worden seien. 
Die Regierung musste voraussetzen, dass die' Curie den genann- 
ten V orschlag urn so freudiger annehmen würcle, je mehr er den 
früheren Abmachungen entsprach, und je mehr eine schleunige 


I) Vgl. das Protokoll v. 10. November 1859 in Beilage II. 
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Regelung der Verhältnisse nan1entlich dem hart bedrängten Clerus 
zu Gute kam, da die bisherige Suspension in der Vergabung er- 
ledigter katholischer Pfründen noch immer aufrecht erhalten wurde. 
Die Regierung wurde aber durch die Antwort des erzbischöf- 
lichen Ordinariates vom 27. September belehrt, dass der IGrche das 
Festhalten an consequenten Principien höher stehe als das Interesse 
der niederen Geistlichkeit. Der Erzbischof erkannte die wohlwollende 
Tendenz der Staatsregierung dankbar an; er behauptete dieselbe zu 
theilen, aber allerdings nur innerhalb der Gränzen seiner Pflicht. 
Diese aber gebiete ihm, das Concordat als ein einheitliches Ganzes 
aufzufassen, dessen Theile einzeln, da sie durch die anderen bedingt 
seien, nicht zur Ausführung gebracht werden könnten. Diesen schon 
im Allgemeinen geltenden Grund,;atz auf die hier vorliegende Frage 
der Pfründenbesetzung anzuwenden, sei er ausserdem noch durch ein 
päpstliches Breve vom 25. J uni angewiesen I), da die in der Con- 
vention vorgenommene Pfründenausscheidung als Ausfluss der höch- 
slen Indulgenz des päpstlichen Stuhles bezeichnet werden müsse, zu 
welcher Derselbe sich nur bewegen liess in der AbsÙ:ht 11lld in der 
Erwarlung, dass dÙ 1Ï.brige1l BestÙJl?Jl1tllgen der Convention tl1ll so 
mehr zu eiller 1tllgehillderten 1tlld voll:ìlå"ndigen Auifiihrullg gelangten. 
So müsse die erzbischöfliche Curie der Regierung überlassen, 
bei jeder zu einer Pfriinde beanspruchten Präsentation die nach ge- 
meinem Rechte güItigen Rechtstitel speciell nachzuweisen, da der 
landesherrliche Patronat, wie die Regierung selbst anerkenne, als 
l2in soIcher nicht angesehen werden könne. 
Inzwischen sei das Ordinariat gern bereit, wenigstens die Pfrün- 
den sofort zu besetzen, über deren Besetzungsrecht zwischen ihm 
und der Regierung kein Streit obwaIte. 
Schliesslich erachtete es der Erzbischof noch für angemessen, 


I) Die Fassung dieses Breve lässt erkcnnen, dass es auf eine Anfrage 
des Erzbischofes ergangen ist. Er citirte folgende Stelle: "Quoniarn quae 
de Beneficiis conventa sunt, contractae conventionis partern efficiunt et omnia 
ejusdem conventionis pacta sunt inter se conjuncta et utramque' obligant 
partem, et haec apostolica sedes sum m a rn erga istud guberniurn circa bene- 
ficia adhibuit indulgentiam ea omnino de causa, ut sarta tectaque essent, 
inviolabilia Ecclesiae jura in articulis IV-VIIl f XI et XII praesertirn ex- 
pressa iccirco Venerabilis Frater, optime vi des, Te haud de bere et posse 
exequi, quae de Beneficiis constituta fuere, nisi certus ornnino fueris, istud 
gubelnium velIe ipsarn Convention em recognoscere et illam ornni ex parte 
éxequi." 
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das Entgegenkommen der Regierung damit zu beantworten, dass 
er den gegen die Aufhebung des Concordates schon in der ge- 
druckten Denkschrift ausgesprochenen Protest auch hier noch einmal 
zur Aufrechtlzaltullg der wohlerworbenen Rechte des þåpståchen Stuhles 
und der kathohschen .Kirche /lÏr aile eÙztretellde Fälle wiederholte. 
N achdem die Regierung, \Vie der Erzbischof auch wohl kaum 
anders erwartet hatte, sich weder durch diesen Protest noch durch 
die von der päpstIichen Curie versuchte Pression von der Publication 
des Kirchengesetzes, welche am 3. October erfolgte, hatte abbringen 
lassen, beantwortete sie am 3. November den Gegenvorschlag des 
Erzbischofs. Sie beleuchtete den von diesem eingenommenen Rechts- 
standpunkt in scharfer Weise, und \Vies entschieden die Ansicht 
zurück, als ob auf die Convention deshalb von ihr zurückgegriffen 
werde, weil diese für die Regierung besonders vortheilhaft aus- 
gefallen 'sei. Die Aufgabe des seit einem halben Jahrhundert 
existirenden landesherrlichen Patronates sei lediglich als ein hoch- 
herziger Entschluss der Regierung zu rühmen. Diese sei nicht nach 
den1 jetzt geltenden Gesetze in der Lage, zwischen bestrittenen und 
unbestrittenen Pfründen zu unterscheiden, sic dürfe nicht anerkennen, 
dass das Ùll Grossherzogthllnl sezï melzr als eÙzenz fiIellschenalter be- 
standene Recht ullgilltig geworden sez', als es der katholÙchell Kirchell- 
gewalt belzebte, dasselbe 1licht nzehr anerkellllen zu wollen. 
Der V orschlag der Regierung wurde noch einmal der En\Tãgung 
des Erzbischofs anempfohlen und gleichzeitig hinzugefügt, dass auch 
über die Venvaltung des I{irchenvermögens und andere Punkte eine 
gemeinsame Regelung regierungsseitig gewünscht \Verde. 
Ehe aber noch eine Antwort der Curie eingetroffen war, gab 
die Regierung den in ihrer Zuschrift vom 3. November eingenommenen 
Standpunkt auf, und acceptirte den früher beanstandeten V orschlag 
des Erzbischofes, d. h. dass die Pfründen in solche zu scheiden seien, 
deren Collation unbestritten und bestritten sei} dass bei den ersteren 
der Grossherzog präsentiren, beziehentlich der Erzbischof conferiren 
solIe, während bei den letzteren der Erzbischof drei Kandidaten in 
V orschIag zu bring en habe, von welchen die Regierung einen designire. 
Dazu gab auch der Erzbischof am 22. November seine Ge- 
nehmigung, wie er sich ferner zur Beschickung einer Conferenz be- 
reit erklärte, welche einmal die Ausscheidung der Pfründen in 
gedachter \Veise bewirken, andererseits die noch schwebenden kirch- 
lichen Fragen regeIn sante. 
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Zu den in Folge dessen in Freiburg zusarnrnentretenden Con- 
ferenzen wurde Seitens der Regierung der Hofrichter Prestinari 
abgeordnet, während die Curie durch den Domvikar Dr. von Hir- 
scher nnd den erzbisehöflichen Kanzleidirector Dr. IVlaas vertreten 
war. Die Unterhandlungen dauerten bis zum 2. l\lärz 1861; sie 
hatten zum Ergebniss einen Vertrag über die Pfründenbesetzung 
und einen Vertrag über die kirehliche Verrnögensverwaltung. 
Der erstere wurde in K.arlsruhe sofort genehmigt und vorn Gross- 
herzoge unter dern 3. l\lai bestätigt I), während für den V ollzug des 
anderen schon deswegen Schwierigkeiten entstanden, weil noeh nicht 
die Organisationen vollendet waren, die zur Durchführung der ver- 
einbarten l\Iassregeln erforderlich ersehienen, und weil einige der- 
selben für bedenklich erachtet werden rnochten. 
lndessen trat der Erzbischof der abgesonderten Publication des 
Pfründenvertrages entgegen, da er denselben nur in der V oraus- 
setzung zugestanden zu haben behauptete, dass auch der andere 
\T ertrag zur V ollziehung kornrne 2). Urn doch irgend ein Bindeglied 
zwischen diesen ganz abgesonderten, jeden für sich bestehenden Ver- 
trägen anzugeben, wies er darauf hin, dass beide den Frieden zwi- 
schen Staat und K.irche herstellen sollten, folglich zusarnrnengehörten. 


I) Beilage III. 
2) Brief des Erzbischofes an den Prãs. Lamey vom 23. 1\Iai 1861. - 
Die Auffassung des Erzbischofes war vollkommen unerklãr1ich, wenn man 
die Ergebnisse dcr Conferenzen in Erwãgung 109. Statt der VOIn Papste 
zugestandenen 400 Patronatpfründen hatte die Regierung sich mit 304 
begnügt, und die Darstellung, welche der erzbischöfliche Commissar Dr. :U a a s 
im Archiv für katholisches Kirchcnrecht N. F. I, 57 gab, zeigt, 
dass es sich urn keine Concession des Erzbischofes handclte, sondern urn 
Pfründen, deren landesherrliche Patronatsqualitãt kanonisch enviescn war. 
Kãmlich I) urn Pfründen, deren Patronat vor 1803 dem badischen Fürsten- 
hause zustand; 2) deren Patron at vor 1803 einem anderen welt1ichen Landes- 
oder Ortsherrn als solchem zustand f und mit der Landes- oder Ortshenschaft 
an Baden überging; 3) dcren Patronat seit 1803 rechtmässig von den recht- 
lichen weltlichen Patronen an Baden abgetreten wurde; 4) deren Patronat 
vor 1803 den Gemeinden und sonstigen Corporationen zustand und seither 
vom Grossherzoge ausgeübt wurde (s. oben S. 9); 5) welche früher geist- 
lichen Patronates waren, sofcrn dasselbe VOIl dem Patron als Besitzer cincr 
Sache, welcher der Patronat annectirt war, innegehabt wurde; 6) die seit 
1803 ohne Rechtspflicht vom Grossherz. Acrar gan7 oder zum grössten Theile 
ex mera liberalitate neu dotirt wurden; 7) welche seit 1803 von ihrcr 
Iuttcr- 
pfarrei getrennt wurden und als dcren Patron der Gro:;sherzog anerkannt war. 
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Die eigenthümliche Logik der erzbischöflichen Deduction nahm keinen 
Anstand daran, dass die concordia imperii et sacerdotii schwerlich 
in diesen beiden Punkten allein begriffen sein dürfte, und dass es 
jeùenfalls empfehlenswerth erscheine, wenn die Eintracht nicht auf 
allen Gebieten gleichzeitig herzustellen sei, sie doch wenigstens so 
weit wie möglich zu realisiren, zumal das Interesse der Geistlichkeit, 
welches der Erzbischof zu vertreten hatte, und welches hauptsächlich 
durch den einen Vertrag berührt wurde, schwer genug hätte in die 
\Vagschale fallen sollen. 
Aber auch noch in anderer Beziehung musste die Aeusserung 
des Erzbischofs bedenklich erscheinen, ja sie konnte das Zustande- 
kommen beider Verträge ernstlich in Frage stellen. Erklärte er die 
beiden Abkommen untrennbar mit einander verbunden, von denen 
ùas eine deutlich genug einen provisorischen Charakter an der Stirne 
trug, und liess er das andere, definitiv gemeinte, Init jenern stehen 
und fallen, so musste sich der Regierung die Erwägung nahe legen, 
ob es sich lohne, nur auf vorübergehende \VeÏse die Frage ùer 
Pfründenbesetzung zu regeln, und diese Erwägung konnte nur in 
verneinendem Sinne beantwortet werden. 
Wenn aber auch die hier auftauchenden Bedenken durch eine 
persönliche Unterredung des Präsidenten Lamey mit dem Erz- 
bischofe beschwichtigt wurden, so musste es unl so mehr befrelnden, 
<lass der letztere am 8. August 1861 ein Immediatgesuch einreithte, 
worin er urn Bestätigung beider .Verträge bat, ohne zu erwähnen, 
c1
tsS er von der Genehmigung des einen schon unterrichtet sei, \Vorin 
er vorgab, dass der Präsident Lam e y beide Abkommen mündlich 
gut geheissen habe, obgleich dieser nur vorläufig, vorbehaltlich wei- 
terer Prüfung und ohne auch nur dem Entschlusse des Staats- 
ministeriums, welches allein competent war, vorgreifen zu dürfen, 

eine Ansicht ausgesprochen hatte, und worin er endlich die schon 
in seinem .früheren Schriftstücke niedergelegte Theorie von der Zu- 
sdmmengehörigkeit der beiden Verträge wiederholte: eine getreue 
Copie des päpstlichen Breve, welches ùer Erzbischof im Anfange der 
Unterhandlungen ins Felù geführt hatte. 
Aber auch diesmal hatte der Erzbischof nicht den gehofften 
Erfolg. Er erreichte nur, dass die peinliche Situation der Geistlich-- 
keit verlängert wurde, während die Vereil1barung Über das Kirchen- 
vermÖgen noch mehrere l\Iodificationen erhielt, über welche wir 
weiter unten zu handeln haben werden. 


F r i e db erg, Der Staat u. d. Kirche. 
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So wllrde denn der Yertrag über die PfründenbesC'tzung er
t 
aln 3 0 . October 1861 Seiten-- des Erzbischofs und mn 29. AllgU...t 
1862 von der Staatsregierun.; yollzogen, ".obei die lctztere den ,... or- 
behalt machte, dass falls der Erzhischof auf \Veisung des päpst- 
lichen Stuhles den Yertrag beseitigt wissen wolle, für die Regierung 
wieder S 17 des Ges. Y. 9. October 1860 massgebend sein. werde. 
Der landesherrlichen Prtisentation wurden 30-1- nau1haft ge- 
Inachte Pfründen zuge
chieden, der freien Collation des Erzbischofs 16 3. 
fÜr. 132 weitere wurde die DestÌ1nmung yereinbart, dass die Dewerbung- 
bei der Regierllng zu erfolgen habe, welche die N amen der Candi- 
daten deln Ordinariate mittheilen und die ihr etwa in bürgerlicher 
oder politischer Beziehung l\Iissliebigen unter Angabe des Grundes 
bezeichnen werde. Aus der Zahl der Genehmigten hahe dann das 
Ordinariat drei yorzuschlagen und die Regierung einen zu designiren. 
lIinsichtlich des Yerfahrens wllrde c1as Protokoll vain 10. Noyeln- 
ber 1859 für anwendbar erkltirt, und insbesondere durch die Regie- 
rung die Geneigtheit ausgesprochen, die Liste der Dewerber zu den 
der staat'ichen Präsentation unterworfenen Pfründen in der Regd 
vorher dem Ordinariate mittheilen zu wollen, damit sich dasselhe 
über die \Vürdigsten und Tauglichsten unter den Bewerbern gut- 
achtlich äussere. 
Die Regierung Pllblicirte dann am 20. N"oven1ber 1861 eine auf 
die Pfründenbesetzung bezügliche - Verordnung I), und in gl eicher 
\Yeise veröffentlichte auch der Erzbischof unter dem 30. NOyelnber 
1862 zwei Yerordnungen 2), van denen die eine den Inhalt des Yer- 
trages wiedergab, die andere an der Hand des Protokolles YOln 
10. November 1859 das Yerfahren bei Besetzung erledigter Pfründen 
regelte 


Die I-Ioffnung, dass es den1 Yertrage gelingen würde, aIle 
ConOicte zwischen Regierung lInd Curie bezüglich der Pfriinden- 
besetlung zu hintertreiben, ist nicht in ErfÜllung gegangen. 
Yielmehr traten die AnsprÜche des Staates und der Kjrche sich 
nach wie vor principiell gegenüber, llnd das Abkonllnen ,.ermocl1te 


I) Bcilage X. 
2) Beilage Y, I, ..., 
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lie JOuft zwischen den entgegenstehenden Anschauungen nicht Zll 
ÜberbrÜcken. 
Zuvörderst entspann sich der Streit allerdings nur urn Fonna- 
lien, die sich auf den Act der landesherrlichen Präsentation bezogen. 
\\'ïe die erzbischöfliche Curie nä1nlich unter den1 8. l\Iärz 1862 bei 
der Regierung klagend vorstel1ig "urde, bediente sich die letztere 
in der Designations- uncl Präsentationsurkunde des Ausdruckes Sig- 
llatur, und er1la1lule die Geistlichen. Der Erzbischof wünschte 1nit 
Bezugnahme auf das Protokoll YOln 10. Ko,'e111ber 1859 dafür Prä- 
si1ztalioJls- tOld Desigllaliollsltrkullde sowie þräsenHrt gesetzt zu sehen. 
Die Regierung wies diese Forderung unter deln 2. Septe1nber 
1862 zurück, da der Ausdruck Signalltr ein yölIig un,'erfänglicher 
sei, cIa sie gern anerkenne, dass in der Ernennung ledigJich eine 
Präsentation enthalten sei, da aber in den1 yom Erzbi::;chofe an- 
gezogenen Protokoll selbst die jetzt Yon der Regierung gebrauchte 
Fonn vorgeschrieben werde und die van der Curie dort gefundene sich 
nur auf Privatpatronate beziehe. 
Tiefergehend waren die Conflicte, die in demselben Jahre noch 
in Bezug auf die \Viederbesetzung der Pfarrei Plittersdorf ein- 
traten. Die Regierung hatte hier in Gelnässheit des bei den1 Ab- 
konln1en und schon in den1 Protokolle ausgesprochenen \Yunsches 
des Ordinariates diesen1 die Liste der un1 die betreffende Pfarrei 
(lufgetretenen Bewerber zur gutachtlichen Aeusserung Ü-bergeben, 
und darauf die Antwort erhalten, dass der eine Candidat mindel' 
Idugliell ulld geeigllet sei, ohne dass irgend ein Grund für diese An- 
sicht der K.irchenbehörde 111itgetheilt wurde. 
Die Regierung glaubte in Folge dessen, einer Auffassung des 
Ordinaridtes, welche die Befugnisse des Lapdesherrn en1pfindlich 
L.-U schmälern geeignet war, U1n so lnehr entgegentreten zu müssen, 
äIs schon kurz vorher die Freiburger Curie einen von1 Grossherzoge 
auf die Pfarrei Oestringen präsentirten Pfarrer zur Resignation 
Lewogcn hatte, durch die delnselben eröffnete Aussicht einer gericht- 
lichen Untersuchung über Denunciationen, die aus der Gelneinde, 
welcher cr designirt war, ihren U rsprung geno111n1en batten. 
Die Regierung betonte deswegen, ùass ihr Präsentationsrecht 
dllrch eine derartige Erklärung des Erzbischofs rechtlich l1icht ein- 
geengt werden könne I), und die Curie gab in weit1äufiger AusfÜhrung 


I) Beilage YI. 
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unter dem 19. Febru
tr den Yersuch dies zu thun auf I) , indem sie 
leùiglich die Rücksicht auf den Grossherzog - un1 diesem eine 
später doch erfolglose Präsentation zu ersparen - und auf den Ruf 
des Candidaten als l\Iotiv ihrer Handlungsweise hinstel1te. Die Re- 
:;ierung acceptirte das Zugeständniss ohne die al1erdings nicht zur 
Sache gehörigen Ausführungen der erzbischöflichen Zuschrift ZUlli 
Gegenstande der Discussion zu machen. 
Doch auch diese sol1ten ihr dernnächst näher gelegt werden, 
und es trat die Absicht der Curie evident zu Tage, auch die Pfrün- 
den unbestritten freier landesherrlicher Col1ation genau nach dem 
l\Iaassstabe zu behandeln, welcher für die bestrittenen vereinbart war. 
U ebergab die Regierung dem Ordinariate die Liste der Be- 
werber urn eine der landesherrlichen Präsentation unterworfene Pfründe, 
so bezeichnete der Erzbischof rnehrere Candidaten, die als ganz be- 
sonders qualificirt zu erachten seien, richtete die Regierung ihr 
Augenmerk auf andere als diese, so bedauerte die Curie jeùe vor- 
läufige Auskunft verweigern zu müssen, und präsentirte endlich die 
Regierung dennoch einen solchen, so wurde derselbe durch ein U r- 
theil der Prosynodal-Examinatoren, das der factischen Unterlage 
eben so häufig entbehrte wie der juristischen, für unfähig erklärt. 
:1\1. a. \V.: die Regierung darf nur die präsentiren, welche der Erz- 
bischof zur Bewerbung veranlasst hat, \Veil er sie ",ünscht, und 
we1che er ernpfohlen hat. Geistliche, die nicht zu der an der Curie 
herrschenden Faction gehören, werden in der gutachtlichen Aeusse- 
rung Init Stil1schweigen übergangen, und so von vorn herein der 
Regierung ohne _\..ngabe von Gründen als zur Prãsentation unge- 
eignet, als eventuel1e Yeranlassung künftiger Conflicte gekennzeichnet. 
\Vil1 die Reg-ierung ùen \Vink nicht verstehen, dann komn1t das 
Erkenntniss der Prosynodal- Exarninatoren, welches eigenthiimlicher 
\Veise immer diejenigen. verurtheiIt, welche der Erzbischof vorher 
nicht genannt hat. Appel1irt der Betroffene, so ist ùie erzbischöf- 
liche Curie nicht etwa gewil1t sich belehren zu lassen, nicht etwa 
erfreut, den Conflict rnit der Regierung auf gute Art 108 zu \\"erden: 
vielmehr treibt sie dann die Sache durch al1e Instanzen un1 viel- 
leicht in der letzten ein Urtheil zu erzielen, welches den1 erst en an 

Iangelhaftigkeit nichts nachgiebt. 


'II 


I I Beilage VII. 
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"Vir wollen die sch\veren, hier ausgesprochenen Beschuldigungen I) 
-durch Darstellung des Sachverhaltes bei mehreren Pfründenbesetzun- 
gen und durch l\Iittheilung der dabei gefällten Erkenntnisse be- 
gründen. 
Am II. Juni 1864 theilte das erzbischöfliche Ordinariat tIer 
Regierung mit, dass die Spitalpfarrei in Constanz zur Bewerbung 
ausgeschrieben werden könne. Gleichzeitig erlaubte sich die kirch- 
liche Behörde die ganz ergebensle Bemerkullg, dass diese Ausschreibung 
Sache des Ordinariats sei, was sich aus der Verei1lbaru1lg ergebe. 
Die Regierung antwortete unter dem 7. J uli, dass ihr eine sol c h e 
Vereinbarung nicht bekannt sei, Die am 13. l\'Iärz geschlossene berufe 
sich in dieser Beziehung auf das Protokoll v. 10. November 1859 
unci dieses schreibe ausdrücklich vor: f;Ve1l1l elOne P/rÜnde Grossha z. 
Palro71ates erledigl Ú/, so siehl es bei der Gr. Regz"erullg dÙse/bt! 
azt.'ìzttschreiben. Uebrigens könne die Regierung ihre Patronats- 
pfrünùen auch ohne alles Ausschreiben vergeben, und \Verùe Rechts- 
gründe, die der Besetzung einer Pfründe etwa entgegengestellt wÜrden, 
ebenso gut zu würdigen, als Hemmnissen anderer Art entgegenzutreten 
Wissen. 
Die Regierung theilte darauf ùie Namen ùer Be\Yerber delU 
Ordinariate zur Begutachtung mit, worauf ihï "ier als die würdigeren 
llnd tüchtigeren bezeichnet wurden. Dagegen äusserte sich die 
kirchliche Behörde nicht über den Geistlichen, welch en die Regierung 
besonùers ins Auge gefasst hatte, und der ihr durch seine versöhnliche 
Stellung innerhalb der in Constanz' sehr tief gehenden kirchlichen 
Gegensätze ganz besonders zu einen1 erspricsslichen \Yirken g (- 
eignet erschien. 
Sie fragte aus besonderer Rücksicht noch einlual bei delll 
Ordinariate an, ob gegen drei andere Bewerber in la"rchlicller Be- 
<:Ùhllllg etwa Ansland obwalte, 'laid welcller, erhielt aber unter den1 
29. Dezember die lakonische Antwort, dass die Curie nicht in der 
L:lge sei sich zu äussern. Auf wiederholte Anfrage wurde ihr der- 

elbe nur etwas motivirte Bescheid 2). Jetzt pråsentirte sie an1 -1-. l\Iai 
illren Candidaten. Allein ein yon dem Gericht der Prosynodal-Exmnina- 


I) Allerdings ist in letzter Zeit mehrere ,l\Iale die kirchliche Institution 
auch solcher Bewerber erfolgt, welche nicht auf der Liste der kirchlicher- 
"icits empfohlenen Candidaten gestanden hatteno 
2) Beilage VIII. 
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toren nicht einstimluig, sondern nlit :.\Iajorität gefasstes U rtheil, 
welches er
t aln 20. Dezember 1865 erfolgte I), erklärte den Pr
i- 

 entirh:n fÜr die betreffende Pfarrei nicht hinreichend geeignet. Die 

rÜn<.1e lIe, Erkenntnisses fÜhrten aus, mall sage dem regierung.-- 

eitig Präsentirten nicht ohne Grund nach, class er bis in die neuere 
Zeit mehr einer rationellen als positiven katholischen Richtllng er- 
geben sei, daher wercle er von dem indifferenten kirchenfeindlichen 
Theile lIer P Luochianen mit Eifer begehrt unci von deln anderen schon 
deswegen 1l1it JIisslrautll angesehcn. Da nun die Gefahr vorliege, 
ùass er yon seinen Gönnern iiber'it'iilligt wenle, so sei er fÜr cliese 
Pfarrei nicht als ausreichend tauglich zu bezeichnen. 
Der verurtheilte Pfarrer verzichtete auf die ihnl zugedachte 
PfrÜnde, wurde unmittelbar darauf fÜr eine andere präsen- 
tirt - unll - instituirt. Die Regierung aber wunle durch die 
Zeitverhältnisse des Jahres 1866 an weiteren Schritten behindert. 
N och langwieriger war ùer Streit, welcher wegell Besetzung 
der Stephanspfarrei in Constanz entbrannte. Erst inl Jahre 
186 3 erachtete es das Ordinariat fÜr rathsaln, die seit Anfang 1856 
vacante PfrÜnde zu besetzeü. Der yon der Regierung präsentirte 
Candid at erhielt aber keine Institution, un<.1 lIer von ihm gegen das 
Grtheil der Prosynodalexaminatoren ergriffene Recurs wurde zurÜck- 
gewiesen. 
Die Regierung liess deshalb im Januar 1866 noch einmal die 
Pfarrei ausschreiben. Yon clen Bewerbern nannte das Ordinariat 
unter clem Lt. August 1866 vier als die \Vürdigeren uncl Tauglicheren, 
und unter ùem 17. October präsentirte die Regierung einen Geist- 
hchen, Über welch en die Curie sich gutachtlich zu äussern nicht fÜr 
angelnessen erachtet hatte. Diesen aber erklärte das Ordinariat anl 
28. ::\Iärz 1867 fÜr diffamirt, und theilte der Regierung anl 2. l\Iai 
lIas Erkenntniss lIer Prosynoclalexalninatoren nlit. Das Inerkwiirdige 
Aktenstiick verùient eine nähere Eetrachtung 2). Es wirft auf llie 
kirchenrechtlichen I(enntnisse der erzbischöí1ichen Behönle unll das 
von ihr beliebte Verfahren eigenthiilnliche Schlaglichter. Vielleicht 
ist es kaunl möglich eine schneil
endere I
ritik zu geben, als sie in 
lIer von ùenl V' erurtheilten beschrittenen Recursinstanz durch da
 


I) Bei]age IX. 
'?) ""iehe da,:...;elhe Beilage x. 
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Erkenntniss des Rottenburger Ordinariates I ) an deJn Freiburger 
Elaborate geÜbt wurde. 
Die prunkenden Stellencitate aus dem Corpus juris canonici, 
lnit welcher die Freiburger Canonisten ihr vVerk verbrãn1t hatten, 
wurden dort schonungslos beseitigt. Und in der That passte von 
den juristischen Belegen kaurn ein einziger, da die Freiburger Richter 
Ùz/amÙ7 mit rumor verwechselten, die kanonischen Stellen, welche 
von Bischofswahl handelten, auf die Collation von Pfarrpfründen an- 
welldeten, oder Gesetze anführten, deren Kenntniss als ungernein 
schãtzbar zu bezeichnen war, die aber n1it der vorliegenden Frage 
gar nichts zu thun hatten. 
Noch übler war es rnit der factischen Gruncllage der Unter- 
suchung beschaffen. Ein Zeugniss des Constanzer G emeinderathes 
für den Inculpaten wurde für nicht ins Gewicht fall end erklãrt, weil 
es an formellen Gebrechen Ieide. Diese aber wurden weder nach- 
gewiesen, noch waren sie wie das zweitinstanzliche U rtheil darthat 
in \Vahrheit vorhanden. Dagegen wurde ein lediglich von eineln 
Geistlichen unterzeichnetes Zeugniss gegen den Inculpaten trotz 
formeller l\Iãngel als beweismachend befunden. 
Die durch persönliche Intrigueç. eines l\Iitbewerbers urn die be- 
treffende Pfarrei verbreitetcFl Iügenhaften GerÜchte wurden fÜr wirk- 
sam genug erachtet, urn eine Diffalnirung des Angeschuldigten zu 
bewirken, wãhrend das Ordinariat selbst, zur Zeit als die Thatsachen, 
welche jenen1 GerÜchte zur U nterlage dienten, schon lãngst geschehen 
und der kirchlichcn Behörde bekannt geworden waren, dem Incul- 
paten eine angesehene Pfarrei ertheilt, und denselben sogar - was 
nur bei langjå'hrige1l und ruhmwztrdzgen Diensten der Fall sein sollte - 
von einer weiteren ConcursprÜfung dispensirt hatte. 
Das Schriftstück, \Velches die Grundlage der U ntersuchung bil- 
dete, wurde von einem in zweiter Instanz auftretenden Zeugen - 
selbst einen1 Geistlichen - mit den drastischen \Vorten gebrandrnarkt: 
Ich zveiss llicht, sol! ich 1Jlz.ch mehr zmt1ulern iiber dÙ Schamloszgkeit 
des 'lJloralischen lIIeuchelmordes oder zJerzvullderll dariiber, dass das . 
hochzv. Ordz"nariat eÙlem solchen hlt1ulsgemez"nell ilIachzverk zrge1ul 
eÙle Bedeutung beilegte. 
So wurc1e denn auch das erstinstanzliche U rtheil unter den1 
6. August 1867 cassirt. 


I) 
iehe das:-:clbe Beilage XI. 
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"Tie sehr es aber der Freiburger Behörde darauf ankau1, den 
yon der Regierung Präsentirten \'on der Constanzer Pfarrei auszu- 
schliessen, ergab der U mstand, dass der Erzbischof sofort bei den1 
Rot ten bur g e r Ordinariat die Nichtigk.eitsbeschwerde einlegte, und 
als auch c1iese zurückgewiesen wurde, die Oberappellation in K ö In 
anmeldete. 
Die 'T orurtheilslosigkeit und U nbefangenheit, welche die Frei- 
burger Behörde bei der ganzcn Angelegenheit bethätigte, en1pfing 
auch in deln U mstande eine dankenswerth offene Darlegung, dass 
den1 Angeschuldigten das die Nullitätsquerel zurückweisende Urtheil 
der zweiten Instanz nicht n1itgetheilt und ilun keine Einsicht in die 
Acten und die nach K.öln gerichtete Oberappellation gestattet wurde. 
Das Erkenntniss dritter Instanz erfolgte am 3. Septen1ber 1868 I). 
Ratte das erste' in grosser Al1sfÜhrlichkeit die Sach- und Rechtslagf' 
erörtert, und war das zweite U rtheil mit derselben Ausführlichkeit 
zur Entkräftung des in erster Instanz Beigebrachten aufgetreten, 
so musste billig erwartet werden, dass das drittinstanzliche U rtheil, 
falls es gegen das zweite gerichtet sei, dieses widerlegen würde. 
Doch das Gegentheil geschah. Das driUe U rtheil gab Zll, class die 
in erster Instanz YOn1 Richter speciell für die Y erurtheilung n
llnhaft 
gemachten Gründe l1ich t als hinreichend erkannt werden könnten, unn 
deswegen - bestätigte es das Urtheil erster Instanz Init der 
kurzen 1\Iotivirllng, dass der betreffende Ùl seinem gesellige1l Térkehr 
tt1ld (T mgall l[ eÙlell lJfallgel an IdrchlÙ:her tOld priesterlÙ:her Gt'- 
SÙ1711tlZg bt'kundel habe) 'welcher das [Trlhei! seÙze r (Tntaug!Ù:h/.:eit fill' 
die genallllie P.farrei zu COllstallz begr iill del. 
Die dagegen eingelegte Nichtigkeitsbeschwerde wurde von den1- 
selben Gericht unter den1 9. Noycmber 1868 zurückgewiesen 2), 
,,"orauf der 'T erurtheilte von einer Appcllation nach ROln un1 so 
Inehr Abstand nahln, als ihm von Seiten des Ordinariates eröffnet 
",urde, es stehe seiner ferneren newerbung un1 eine erledig te Pfründe 
nichts entgegen. K ur sollte er das 1\1 useun1 in S t. B I as i e n nicht 
besuchen, und Überhaupt durch den Umgang Init Person en , die 
ihrer I
irche ergeben seien, seinen priestcrlichen Pfiichtf'n und "einer 
kirchlichen Gesinnung auch ndch aussen einen un,'crkennbaren Au
- 
druck geben. 


.. 
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Schon als das Urtheil erster Instanz gefällt war, hatte die 
Regierung unter dem 31. l\Iai 1867 I) in schärfster \Veise das Yer- 
fahren cler erzbischöflichen Curie als rechtswidrig zurückgewiesen 
und Yerwahrung eingelegt. Dagegen erklärte das Ordinariat aller- 
dings 2), dass die Staatsregierung gar nicht competent sei, eine soIche 
Erklärung und Y f'rwahrung abzugeben, da es sich un1 persönliche 
Patronatrechte des Grossherzogs handle. 
Dass die Freiburger Curie sich durch diese Aeusserung auf den 
Boden der liberalsten Auffassung des Patronatrechtes stellte, ist eben 
so dankbar anzuerkennen, \Vie es gewiss ist, dass sie keine Ahnung 
davon hatte 3 ). 


Es ist nothwendig die Stellung, weIche die Freiburger Curie in 
cler bisner behandelten Frage eingenomn1en hat, ins Auge zu fassen, 


I) Beilage XIV. 
2) Beilage XV. 
3) Indem die Freiburger Curie die Behauptung aufstellte, dass der Gro
s- 
hcrzog als Privatperson das Präsentationsrecht ausübe, erkannte sie an, dass 
ein Protestant Patron katholischer Kirchen sein könne, was Cardinal Con s a I y i 
in der Esp 0 s izi 0 n e d ei s e n ti me n ti - ,Münc b, Sammlzmg aller å"lteren 
wzd nelleren Iionkordate (Leipzig 183 I), Bd, 2. S. 390 - als einen Grund- 
satL binstellt, welcher der Kirche das grösste Aergerniss gebe. Darum be- 
haupten die katholischen Canonisten, dass die dem Landesherrn zustehenden 
Patron ate ibm nur in seiner juristischen Persönlichkeit als Regent gebühren, 
vgI. Arc h. f. kat h. K R. K. F. I, 211 ; dann a ber ist die Regierung natürlich 
competent. - 
Für die Beurtheilung des vom Erzbischofe eingeschlagenen Yerfahrens 
sind folgende Punkte zu erwägen: In d.en 'Veisungen, ,yelche dem Erz- 
bischofe zur V ollziehung der Conyention zugingen, ist von der tridentinischen 
Concursprüfung für jede einzelne Pfründe nicht die Rede, vielmehr wird 
dort die in Deutschland übliche allgemeine Concursprüfung vorausgesetzt. 
So sagen die 'Yeisungen zu Art. IV, Kr. 8. "Da es yom hI. Stuhle ge- 
stattet ist, dass der Erzbiscbof für diejenigen, ".elcbe sich dem Pfarramte 
widmen wollen, eine allgemein e Concursprüfung in der 'Yeise halte. 
welche ihm von dem hI. Stuhle mit Ertheilung besonderen Erm5chtigungen 
und "r cisungen vorgescluieben werden ,yird, so hat del' Erzbischof del 
Grossherzogl. Regierung ein Yerzeichniss Derjenigen vorlegen zu lassen, 
welchc die gedachte Prüfung bestanden haben, dam it die Grossh. Regierung 
zum Behufe der Bezeichnung yon Geistlichen zu einzelnen Pfriinden er- 
messen kann, welche Geistlichen in wissenschaftlicher Beziehung als beson- 
ders geeignet erscheinen. 'V e n n die G r 0 S S h. Reg i e run g zu vorgedachtem 
P.C'hufc yom Erzbischof begehrt, class er ihr über einen bestimmtEn Geist- 
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namentlich ihre \Veigerung, die etwaige ::\Iissbil1igung cines von clLr 
Regierung für eine PfrÜnde Präsentirten irgendwie zu rnotivircn, UIH 
einen ::\Iassstab fÜr das F olgende zu gewinnen. 
Urn die Ternapfarrei Oberwinden, d. h. tun eine jener Pfar- 
reien, deren Collationsrecht als bestritten angesehen werden sollte, 
und Über deren Besetzung das oben genannte Abkornlnen nähere 
Bestirnrnungen traf, rneldeten sich i. J. 186-J. bei der Regierung 
zwanzig Be\verber. Die Regierung bezeichnete unter diesen einen 
'wegell seines an den Tag gelegten .feÙldseligell Verhaltens gegeJl dz't 
Grossherzogliche Regzerullg als þolzïÙch 7JlÙs.få"llig und erklärte yon 
einem z\veiten, dass er scholl darltlJl nÙ:ht beriicksÙ:htigt werdt'Jl 
l..';illlle, 'iVèll er nicht badÙcher Staatsbiirger sei. 
Dagegen reillonstrirte das Ordinariat am 22. Dezernber dcs- 
selben J ahres I). Es behauptete, dass die Regierung zu einer 
derartigen Einsprache nicht berechtigt sei, da ein besonders in reI i- 
giöser Beziehung unangenehmes Verhalten, oder die Bethätigung- 
einer religiös-sittlichen Ueberzeugung, die rnit derjenigen der Regie- 
rung nicht Übereinstimn1e, diese nicht befuge, die Gewissens- und 
Glaubensüberzeugungen der badischen J{irchendiener zu beschränken. 
Da die Regierung ausserdem noch ihren Einwand nicht speciell 
1110tivirt habe, so könne derselbe von der Curie als existent nicht 
angesehen werden, wie er denn auch der Forderung des 
 9 des 
G-esetzes v. 9. October 1860 nicht entspreche. 


lichen ,\ eitere 
littheilungen mache, so kann der Erzbischof dies thun, doch 
muss er hiebei die Y or
icht beobachten, dass er, wenn durch :\littheilungen 
der fraglichen Art del' Ruf des Geistlichen leiden könnte, nul' im All- 
gemeinen el'klãre, wegcn nun bekannter Gründe sci der Bctl'effende fÜr die 
Pfründe, um die es sich handelt, minder geeignet." 
Auch in der erzbischöflichen Verordnung v. 30. November 1860 scheint 
diese allgemeine Concursprüfung vorausgesetzt zu werden. Nur S 10 el'- 
w:ihnt des lnstituts der Prosynodal-Examinatoren, aber lediglich bei PfrÜn- 
den freier Collation und mit berathendem Votum. Schliesslich aber ist auch 
darauf hin.luweisen, dass die tridentinischen Prosynodal-Examinatol'en wenig- 
.,tens annãhernd eine Garantie der Selbststãndigkeit bieten, da sie yon der 
Diöce
an - Synode vorzuschlagen und der Provinzial - Synode verantwortlich 
sind. Diese heilsamen kirchlichen Bestimmungen sind aber bei dem heu- 
tigen :\langel der gcnannten Synoden nicht ins Leben getreten. Statt des<:.en 
giebt es vom Erzbischofe ernannte und ihm verantwortlichc Pro<;ynodal- 
Examinatoren. 
I Beilage XVI. 
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Die Berufung auf dieses Gesetz konnte kaum als eine zu- 
treffende bezeichnet werden. 
Der von der Regierung seiner Zeit den Ständen vorgelegte 
Gesetzentwurf hatte lecliglich die Bestirnrnung gehaLt, class Kzi-chell- 
lÏmter 1ller an solche, zvelche das badische Staatsbiirgerrecht besztzen 
oder erlangen und zvelche der Staatsregzerullg zit biirgerlÙ:her oder 
politischer Beziehullg 1lÙ:ht missfällig sezelt, vergabt werden könnten. 
Der Commissionsbericht cler ersten l(ammer hatte eine so1che 
.\nordnung cler Stellung der badischen I(irchen zunl Staate ent- 
sprechend erachtet, aber er hatte c1ìeselbe zu rnildern vorgeschlagen 
durch den Zusatz: unter Ángabe des Grundes, woclurch ezne mora- 
lische SzCherung gegell etzvaige ezilsezïige Idlos}'nkrasiell oder fiuza- 
tische RÙ:htungell, 'lvelche ja auch bet" ez.nelJl SlaatslllllllJle vorkoJJlmell., 
gegeben werden sollte. 
Dabei Welr aber ausdrücklich bemerkt worden, dass die Regie- 
rung in keine ihrer unwiirdige Be\veisführung gegen
iber den ihr 
:JIissliebigen verwickelt werden solIe, indem es sÙ;/z VOlt selbst z'er- 
sIehl, dass ketlze Verpßichtzuzg fiir sie bestehell kaull, sÙ:h iiber die 
'i'01t z"hr-mitgethez"lteJl Griinde tit eÙle zoet/ere Verhandlung set' es mit 
der Kin;hellbehiirde, set" es mil den betreffenden fÙzzelue1l GeisthcheJt 
eÙlzulasse1l und den Bezveis der JVahrheit zu fiihren. 
In diesem Sinne war cler von der l{amrner beliebte Zusatz von 
cler Regierung genehmigt worden. 
So fand sich clenn auch die Regierl1ng jetzt nicht veranlasst, 
den AusfÜhrungen der l{irchenbehörc1e nachzugeben, die urn so 
weniger begründet erschienen, als es sich weder urn religz'iise noch 
relt"giüs-sittIÙ;he Ueberzeugzt1zge1l, sonclern lecliglich urn eine tact- uncl 
ll1asslose Opposition gegen die Staatsbehörclen handeIte, welche den 
Gerneinderath des jetzt von cler Ausschliessung betroffenen Geist- 
lichen schon veranlasst hatte, bei der Regierung Schritte gegen clen- 
selben zu thun. 
Unter dem LJ.. Januar 1865 wurde das Ordinariat I) abschläg- 
lich beschieclen, und unter denl 17. Januar cler Oberstiftungsrath da- 
für verantwortlich gernacht, keinem von tIer Regierung als missfäl1ig 
I3ezeichneten - woriiber der gedachten Behörde jeclesrnal Notiz zu- 
gehen solIe - in die PfrÜnde einweisen zu lassen. 


I) Beilage XVII. 
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chon an1 26. Januar meldete das Ordinariat gegen die Yer- 
fÜgung der Regierung den Recurs an das Staatsministeriun1 an. 
Gleichzeitig erklärte dasselbe, dass es dem betheiligten Geistlichen, 
dessen Elzrell-, Vermngens- 'Und die1lst/ielzeu Reelzle . . . olzne Jäle1l 
Reehl.'ìgrulld allgelaslet siud van dem Benehn1en der Reo-ierun ,r 
b \:) 
I\.:f'nntniss gegeben habe, 1/111 lnlll anlzeim Zlt stel/ell, welche reehllkhe 
SchrzÏle er hiegegen ergreifell 'lv/II. 
Die unter dem 9. l\Iärz 1865 an das Staat
n1inisteriunl ge- 
rich tete Beschwerde stiitzte sich namentlich auf z""ei Punkte I); ein- 
Inal, dass durch die Erklärung einer \ 
 erwaltungsbehörde in recht- 
lich unzulässiger \Veise in die Ehren-, Vennögens- und dienstlichen 
Rechte von badi
chen Staatsbürgern und Priest ern eingegriffen werde, 
und weiter: dass das l1fÙusleriulll sÙ;h als IlllzaberÙt der Kl"relzt'll- 
gewall gerirl, z1zsbesolldere Ùz reelztlieh 1/nd geselzHeh ullslalllzajìt!J
 
TVeise in das kirelzlielze Aemlerbesetz1/llgsreeld eillgegrijle1l hal. 
Das Ordinariat erinnerte daran, dass es g egen 
 9 des Ges. 
Y. 9. October 1860 Verwahrung eingelegt habe, und schien sich 
dem harmlosen Glauben hinzugcben, dass dadurch das Gesetz selbst 
kraftlos ge\'"orden sei. Aber auch das Gesetz selbst erdchtete die 
kirchliche Behörde für verletzt. Dasselbe sei nän1lich ein privilegiull1 
odiosun1 und müsse strict interpretirt werden. In dieser \Veise sollte 
das Begehren gerechtfertígt 
rscheinen, die frÜhere l\Iinisterial ver- 
fügung aufzuheben, und diese Behörde zu beauftragen Über dz"e der 
Kireheubelzörde 1llzlz1/llzez"lellde1l GrÜude der Besehwerde gegell e111- 
,,:dlle COll/þelenlell Un! eÙze PfriÙzde mlÏ dÙser jedesmal ills Tér- 
lldllllell Zll Irelen. 
Das Staatslninisteriu1l1 glaubte dieser Forderung in keiner \Veise 
nachkon1n1en zu sollen. Es erachtete die l\Ias
regel der Regierung 
clurch das Gesetz vollkonlmen gerechtfertigt. uncl hielt es der Stel- 
lung cler Regierung unwiirclig, 111 it der I{irchenbehörd
 Erörterungen 
zu pflegen, ob und warUl11 ein Geistlicher ihr politisch n1Ïssfällig sei. 
Die Regierung meinte, dass es nur darun1 sich hancleln könne, ob 
sie von einer an 
ich unzweifelhaften Befugniss in UebereinstiI11111Ung 
n1it dCln Geiste de" Gesetzes und cler AufgJ.be cler Regierung über- 
haúpt Gebrauch gemacht habe, uncl sie sprach die Con1petenz, hier- 
übèr zu crkennen, lecliglich 
ich selber zu, ihrer hier allein zulässigell 
politischen Yerant\\'ortlichkeit gegenüber den \"erfas
ungsmÜ"sigen 


1) Beilage XYIII. 
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Organen ebenso bewusst, wie fest in dem Widerstande gegen eine 
ihr Verhä1tniss zunl Staate gänzlich verkennende Kirche. 
So wies die Staatsministerialverfügung v. 20. Juni 1865 mit 
Rerufung auf 
 9 des Ges. v. 9. October 1860 die Besch\verde des 
Ordinariates lediglich zuriick. 
J etzt aber änderte die kirchhche Behörde den bisher einge- 
nommenen Standpunkt. Sie behauptete, den 
 9 des Gesetzes vom 
9. October 1860 erst Kraft der Convention vom 13. !vrärz 1861 an- 
erkannt zu haben 1). Diese aber verweise für das Ver.fahren bei 
Besetzung erledigter P.fründen auf das Protokoll v. 10. November 
1859, welches zwischen Curie und Regierung vereinbart dem Con- 
cordate gemäss sei. Hier verspreche die Regierung, diejenigen, die ihr 
alls erhebliehen und au.f Thatsaehen gestützten GrÜnden in reÙz biirger- 
lieher oder politiseher Bezz"ehung misslÙbig sind, dem Erzbischofe 
nennen zu wollen; folglich sei das bisherige Verlangen des Ordina- 
riats gerechtfertigt gewesen, nicht minder als die jetzt aufzuwerfende 
Anfrage, ob die Regierung noch für die Zukunft sich an die Ver- 
einbarung v. 13. l\Iärz 1861, beziehentlich 10. November 1859 zu 
halten gedenke. 
Das l\Iinisterium konnte füglich den bisher gewählten Stand- 
punkt festhalten und dennoch die gestellte Frage bejahen. 
Das war kaum einem Zweifel zu unterwerfen, dass sie die durch 
ein G e set z ihr zugesprochenen und für nothwendig erklärten Be- 
fugnisse durch einen Yertrag mit dem Erzbischofe von Freiburg 
materiell nicht schn1älern durfte, dass sie mithin für ihre Rechte bei 
Besetzung der Pfründen das Gesetz durch ein Abkpmmen nicht in 
einer Weise restringiren konnte, weIche der Kommissionsbericht der 
ersten Kammer geradezu als venverflich bezeichnet hatte. K ur urn 
die for m e II e Ausführung des Gesetzes konnte es sich bei dem 
Vertrage handeln 2), und we iter besagte auch der \V ortlaut nichts, 
dass für das Ver .fahren bez" Beselzung der P.fritJzden auf das Pro- 
tokoll v. 1859 zurückgegriffen werden sollte. Ja der Erzbischof hatte 
früher selbst diese Auffassung-- der Regierung getheilt und öffentlich 
bethätigt. Denn in der von ihm am 30. November 1861 erlassenen 
Verordnung über die Pfründenbesetzung hatte er für den fraglichen 


I) Beilage XIX. 
2) V gl. den \\T ortlaut des ministeriellen Schreibens, mit welchem die 
Verhandlungen eröf[net wurden, oben S. 13 
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Punkt nicht etwa òen \Y ortlaut des Protokolles gewählt, und l1icht 
ctwa die E
clusiYa der Regierung yon erheblz"chell, auf Thaharhrll 
gfsliit::tell CriÙzdell abhängig gelllacht, sondern er hatte die \"\"ortC' 
de.' Gesetzes yom 9. October 1860 lediglich wiederholt I). 


In der Folgezeit als die \V ogen der kirchlichen Agitation hoch 
gingen, hat die Regierung noch mehrfach Yon ihrer kirchlicherseits 
angefochtenen Befugniss Gebrauch gemacht. Gegen dieselbe rich- 
teten sich daher auch die KJagen der s. g. '
ertreter des K.lerus in 
der Erzdiöcese Freiburg, we1che vom 17.-19. Dezell1ber 186ï '"er. 
salllmelt waren. 
Die Argunlente der
elben waren die alten. \Yieder wur
e der 
Satz lex posten.or derogat prlOrl. ZUll1 Stützpunkte ge\Yählt, als ob 
das Abkonllnen zwischen Regierung und Curie ein Gesetz sei, wie 
das Y. 9. October 1860. \Yieder trat die Anschauungsweise zu 
Tage, dass das Staatsgesetz der Anerkennung der l{irche bedürfe. 
1\ en war yielleicht die Yergleichung des Regierungs,"erfahrens lllit 
\.len Lettres de cachet, 'lvodurclz die wegell l"hrer GesÙuzltllg Verdá"ch- 
ligell (nur diese?) - olzlle Allklage, Verlzö.r lazd 
rlltersllchullg ltll- 
schädHclz gemaclzl 'ivurdell. 
Der Standpunkt der Regierung blieb demnach auch unyerrückt 
derselbe, und die AnÌ\yort des l\1inisteriull1s des Innern v. 9. l\Iärz 
1868 sprach das eben so unum\vunden aus, wie sie andererseits die 
(;ränzen der staatlichen Eefugnisse anerkannte. 
Im Uebrigell, so erklärte der Präsident Jolly, habell "Lvir es 1I1l!ì 
slcls zur Pflichl gemaclzt, das der Cl'osshel'zoglichell Regiel'llllg 2:ll- 
ftehellde Recht del' Beallslalldllllg eÙzze!1zer Bewerbel' lUll KÙ'cheJi- 


I) Dass bei dem Uebereinkommcn absichtlich die ""'orte des Protokolles 
yerãndert waren, bezeugt auch der nachfolgende Brief, welchcn der e17- 
bi
chöfli( he Commissar Dr. :!\I a a s an den Prãsidenten Lam c y richtete 
(21. October 1861). 
,.E uer Hoch ,,'ohlge boren beeh re ich mich etc. un s ere r B e s pre c h u n g 
gemãss, die hiernach und nach Art. VI der Vereinbarung vom 13. 1\Iärz 
d. J. modificirte, schon 1859 vereinbarte Y ero rd n u ng ü b er die Be- 
s etzungsweise der Pfründen u. s. w. mitzutheilen. 
In ersterer ist bei S 2 unserer Ycrabredung gemãss, die früher 
( 18 59) vcreinbarte Bestimmung über cbs im Regierungsblatte zu geschehende 
Au
schreiben erledigter Pfriinden weggelas
cn u. 
. w. 
..Die Aendcrung bczüglich del minder Genehmen ist hL- 
':irkt." 
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p/riÙzden 77l1"t der ältsserslen ZurÜckhallu1lg auszuiibell u1ld dasselbe 
llur gegell solche C0771petenten geltend Zlt machell, denen eÙz geradezlt 
/eÙldselz"ges ulld offensl1}es Terhaltell gegen Staat und Regieru1Zg Zltl 
Last fiel. Stellt slell, was wir Ùz l
ebereÙzsti7Jl7Jlullg mit TVohldem- 
selben drÙzgelld 'lvihzschell, eÙz /reulldlz"ches EÙz'l'erllelz1Jlen zwische1l 
Slaat und J{irche her, so 'wi? d da1Jlit jeder Anlass zu eiller agzïa- 
torischell, staafs/eindIÙ:hen Thå"ligkeit, welche wir jetzt bei mallchen, 
llamellfliclz del' jiillgerll Geisllz"chell zu beklagell haben, weg/allen und 
die Vorschrift des S 9 des Gesetzes z'om 9. Odober wird niclzt wez"tcr 
Zlt praclischell Differenzen /iihren. 
AllS der kz"rchlichen Richtullg des Bewerbers U7Jl ez1ze P/rÜnde 
ist V01l uns, so/enz l11tr seÙz Verhalten gegen den Staat 1lz"cht eÙl 
jeÙzdseliges war, 1lÙmals ein Grund zu seÙzer Beanstandu1Zg ab- 
geleitet worde1l. TVz1
 glauben, dass ebellso llach der ]{alltr dcr Sache 
wÙ llach Sinn ltJzd TVortlaut des Gesetzes das Beanslandu1lgsrechl 
der Slaatsregierllllg so weit nicht ausgedeh1li 7.oerdc1l dar/, und 
kiJ"ll1lell 'luz"r zur Beruhigltllg TVolzldesselben dz"e ganz bestimmte und 
riicldzaltlose Erklär1tng abgeben, dass dz"e Grossherzoglz"che Regzerullg 
die angedeuteten Grellze1l z"lzres Rechls stets au/ das gewissenha/leste 
pÙzhaltell wird. 



III. 


Derselbe 
 9 des Gesetzes v. 9. October 1860, welcher zu 
den bisher besprochenen Conflicten \"7" eranlassung gegeben hatte, 
enthielt auch die Bestimmung: 
Die Zltlassllng Zit eÙzem Ki"rchena17lt Ùt regelmå"ssig durch dell 
.NackweÙ eiller allgemeÙzell wÙsenschajllÙ:hen Vorblïdzl1zg bedingt. 
Der lTm/ang derselben ltlld die Art des lVachweÙes '(Derden dllrch 
euze Verordnung bestz"mmt. 
Die l\Iotive der Regierung hatten dazu ausdrücklich erklärt, 
dass es sich nicht urn die theologischen V oraussetzungen für den 
Erwerb eines Kirchenamtes handle, sondern urn eine allgemeine 
wissenschaftliche V orbildung, \vie sie von alIen lnhabern öffentlicher 
Aemter begehrt werde, dem Gesetze v. 23. l\Iai 1822 entspreche, 
und hoffentlich auch im \Yunsche der I{irche selbst liege. 
Schon die erzbischöfliche Denkschrift hatte diese IIoffnung zer- 
stört, da sie mit sichtbarer Empfindlichkeit gerade diese Bestimmung 
bemãngelte. Sie fand dieselbe unpassend, überflüssig, verkehrt, ge- 
fährlich. Die Kirche selbst sorge für die Bildung der Geistlichen, 
sie alIein habe zu wissen, was jenen fromme; schwere Conflicte 
zwischen Staat und Kirchen würden aus diesem Keime entspringen. 
Das Gewicht der von der Freiburger Curie geltend gemachten 
Gründe war bei der Stãndeversammlung nicht durchschlagend be- 
funden worden. Nur darüber äusserte der Commissionsbericht der 
ersten Kammer einen Zweifel, ob der ErIass eines Gesetzes oder 
einer Verordnung über die \T orbildung der Geistlichen zweckmãssiger 
sei. Gefahren erwartete man aus beiden nicht, wenn nicht die l{irche 
geflissentlich Streit suche ulld jede altch die ltllver /å"1lglz"chsie Beriih- 
rU1lg nllï dt'r Regieru1lg dazlt gebrauche. 
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In der That enthielt der S 9 des Gesetzes v. 9- October 1860 
dem früheren Rechte gegenüber einen Fortschritt, da der Staat 
weder in irgend welcher \Veise in den theologischen Bildungsgang 
der Kleriker eingriff, noch sich selbst an den theologischen Prii- 
fungen sei es mitwirkend oder auch nUr beaufsichtigend betheiligte. 
1m Jahre 1867 erachtete es die Regierung für angemessen, den 
S 9 des genannten Gesetzes auszuführen, und die dort vorgesehene 
Verorc1nung zu erlassen. Sie ging dabei von dern Gesichtspunkte 
aus, dass die gymnasiale V orbildung zwar zu den akademischen 
Studien befåhige, dass aber Personen im öffentlichen Arnte auch 
während ihrer Studienzeit nicht nur die früheren Grundlagen ihrer 
I{enntnisse unverkiirzt bewahrt, sonc1ern auch vertieft haben müssten. 
Aus diesem Grunde hatte schon die Verordnung v. 5. Juni 1828 
für die Studirenden der evangelischen Theologie eine V orprüfung 
vorgeschrieben, urn zu erkunden, ób dz"e ExamÙzanden {n den Kennt- 
nissen, welche bei z'hrer Entlassung auf dz"e UnzversÜät gifordert 
werden, fortgeschrlïten sl'nd, und sie hatte jeden, der den ge- 
forderten V oraussetzungen nieht entspreche, von all en weiteren PrÜ- 
fungen ausgeschlossen. 
Dasselbe l\Iotiv lag. der Bestimmung zu Grunde, welche aIle 
badischen Studirenc1en zum Hören dreier philosophischer V orlesungen 
verpflichtete, zur zveiteren allgemeÙzen zvissenschaftHchen Bildung I ). 
Und endlich sollten die StaatsprÜfungen sich auch bei Nicht- 
theologen auf ùiese allgemeine wissenschaftliche Bildung mit er- 
strecken, wie sie denn auch indirect davon Zeugniss abIegten in 
der Auffassung der Fachwissenschaft, welche bei dem Examinanden 
zu Tage trat, in allen seinen mündlichen und schriftlichen Aus- 
führungen. 
Diese U ntersuchung konnte der Staat seit dem Gesetze des 
Jahres 1860 nicht mehr bei den Fachprüfungen der Geistlichen an- 
stellen, da er denselben fern bIieb, und doch schien sie bei den 
Bewerbern eines Amtes besonders nöthig, welches als ein Lehramt 
im eminenten Sinne des \Vortes aufzufassen war, und seine öffent- 
lichen Befugni5ìse nUr vom Staate abzuleiten hatte. Auch war bei 
Gelegenheit des Concordats in den an den Erzbischof von Freiburg 
erlassenen \Veisungen ausdrücklich das Interesse betont worden, 
welches die I{irche daran nehme, dass dz"e GeistHchen nicht allein 
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ill dell theologischell JVÙsellschajlen, sonderll allch ln den httmanÚN-. 
schen StudÙn lllld Ùz der Phz"losoþhie g1-ülldHche Kenntnisse habell, 
1l1ld 'lfJohlbewandert seÙn. 
Die Frage nach der staatlichen Befugniss ZUlli Er1ass einer 
so1chen Yerordnung konnte für die Regierung i. J. 1867 nicht mehr 
zur Discussion stehen; sie war schon durch das Gesetz v. 1860 
r1edigt. 
Der Entwurf beabsichtigte aber nicht al1ein eine Prürung in 
den humanistischen Fächern, sondern auch in der Geschichte, im 
JGrchenrecht und speciel1 im badischen, wie letzteres auch in der 
Verordnung v. I. l\Iärz 1853 für die Concursprüfungen yorgeschrieben 
gewesen war. 
Die Regierung ging indessen lnit ihren l\Iassnahmen nicht eill- 
seitig vor ohne das erzbischöfliche Ordinariat gehört zu haben. 
Unter dem 12. April 1867 übersendete sie den 'T erordnungs- 
entwurf delll Erzbischofe zur gutacht1ichen Aeusserung, und schon 
fünf Tage später erhie1t sie eine vorläufige Rechtsverwahrung der 
Freiburger Curie, we1che in der Verordnung sogar einen Yerstoss 
gegen das güïtliche Recht erb1ickte, die Befürchtung aussprach, dass 
die Priester von ihren Berufsstudien durch die in der Verordnung 
vorgeschriebenen abgezogen würden, und die Rechtsgleichheit zwi- 
schen den Geist1ichen und den anderen öffentlichen Dienern ver1etzt 
fand. Das Rescript des Ordinariats sah die ganze Exi
tenz der 
katholischen K.irche in Baden gefährdet, versagte jede l\Iitwirkung 
der Freiburger Behörde und schien vorauszusetzen, dass deswegen 
dem Erzbischofe Ùz seÙzelll hohell Greisenalter dÙ blïter stell Leidol 
berelÏet \verden könnten. 
Die Regierung wies unter dem 23. April den Protest als Aus- 
fluss eines unerklär1ichen l\lissyerständnisses zurück, und betonte, 
dass es mehr im Interesse der K.irche liegen wÜrde, etwaige Wünsche 
innerhalb der gegebenen Principien auszusprechen, als die Competenz 
ùer Regierung zu bestreiten, die sich auf ein schon längst er1assenes 
Gesetz gründe. 
Erst als die Regierung aln LJ.. J uni erklärt hatte, nicht länger 
auf die von dem Ordinariate erbetene gutachtliche Aeusserung warten 
zu wollen, erfolgte diese alll 25. J uli. Sie wiederholte lediglich den 
früheren Protest und n10tivirte ihn näher, indenl sie von den1 Grund- 
satze ausging, dass der K.irche durch ihre Natur, das historische und 
positive Recht zugestanden sei, in ihrer Rechtssphäre ein von der Staats- 
behörde lilt1 chalts unabhängiges Gemeinwesen zu bilden. Deshalb ge- 
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bühre der Staatsregierung als soIcher nach positivem Völkerrechf, 
Staatsrecht und Kz"rchenrecht nicht die Leitung der Erziehung und 
Bildung der l(jrchendiener als soIcher, und \Venn sie dieselbe in An- 
spruch nehme, so verstosse sie gegen das gemeine, ja selbst gegen 
das badische Recht. Denn abgesehen da von, dass die pãpstliche und 
Freiburger Curie gegen das Gesetz v. 9. October 1860 protestirt 
habe und ganz besonders gegen den hier in Frage komn1enden 
S 9, so ermächtige auch dieser die Regierung nicht zu der be- 
absichtigten Verordnung, weIche eine rein staatliche, confessionell- 
.gernischte Prüfungscomrnission für Geistliche einsetze, und in die 
Competenz derselben sogar die Prüfung eines speciellen Berufs- 
faches wie des Kirchen- und Kirchenstélatsrechtes lege. 
Durch solche Prüfung würden die Theologen schlechter gestellt 
als aIle Staatsdiener, die davon frei wären. 
Den U mstand, dass die Staatsbehörde in staatlichen Prüfungen 
.auch die allgemeine Bildung einer U ntersuchung unterziehe, er- 
wähnte die bischöfliche Antwort nicht, und das Präjudiz der Prü- 
fungsordnung, weIche in derselben \Veise wie sie jetzt für a II e 
Theologen vorgeschrieben wurde, schon seit 1828 für die protestan- 
tischen bestand, erledigte sie durch die Behauptung, dass jene Ein- 
richtung vorn Grossherzoge als Landesbischof erlassen und die Exa- 
n1inationscornrnission eine kirchliche sei, wofür freilich der Beweis 
urn so lnehr unterlassen wurde, als er für die Zeit bis 1860 wohl 
kaum zu erbringen gewesen wäre. 
Bernerkenswerth war, was Alles der Erzbischof durch die Prii- 
fungsordnung verletzt fand. 
Zuvörderst natürlich die kz"rchIÙ:he Frezoheit, wobei der Erz- 
bischof zu dem betrübenden Schluss gelangte, dass die J{irche, so 
lange sie überhaupt_ existire, noch niernals ihre Heilsmission aus- 
reichend erfüllt habe. Denn indem er das letztere davon abhängig 
n1achte, dass sie eine vorn Staate durchaus selbständz"ge freie All- 
.stall sei, so stellte er eine Bedingung, die so weit die Nachrichten 
der Geschichte reichen, bis jE-tzt nur im Kirchenstaate voll erfüllt 
worden ist. 
Durch die Prüfung der l{leriker in der lateinischen und grie- 
chischen Sprache, behauptete der Erzbischof weiter, werde die Kirche 
zu ez:ner þolzïÚchell Zweckell dz"enenden Staatsans/alt und die Geist- 
lichen würden brauchbarer gelnacht für die Tendenzen des jeweiligen 
l\linisteriurns als für die eWlgen Heilszwecke der l{irche. 
3* 
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\\'" eiter fand der Erzbischof yerletzt die Lern- und Lehrfreiheit, 
da der Staat Anstalten vorschreibe, bei denen die gewiinschte Bil- 
dung zu erwerben sei. Die Verletzung der Lehrfreiheit wurd
 nicht 
weiter deducirt, Sie soUte sich vielleicht als Correlat der verIetzten 
Lernfreiheit Yon selbst verstehen, oder war noch wahrscheinlicher der 
Assonanz zu Liebe aufgeführt. 
. 
Endlich beklagte der Erzbischof noch die Verletzung seiner 
Amtsgewalt. 
Es n10chte die J{irchenbehörde doch wohl die Empfindung haben, 
dass ein Protest der gedachten Art auf die Staatsregierung yon ge- 
ringer \Virkung sein würde. Darum wurden noch einige specielIe 
\Yiinsche zur Notiz des l\Iinisteriums gebracht, allerdings unter der 
unverfãnglichen Form, dass deren Nichtberücksichtigung das Ge- 
wicht der gegen die Verordnung geltend gemachten Gründe nur 
verstärke. 
Zuvörderst wurde bemängelt, dass die Geschichte seit der Refor- 
mation - dies war unterstrichen an SteBe der \V orte des Entwurfes: 
sell dem Anfange des sechszehllten ')ahrhunderts - bei katholischen 
und protestantischen Theologen gleichzeitig geprüft werde. Das 
schade der Bi1dung der katholischen Geistlichen im katholischen 
Geist. Dann erregte die Prüfung im J{irchenrecht den Unwillen 
des Ordinariats. Das sei Sache des Bischofs. Sollie aber lazier dem 
Kirchell- und Kirchenslaatsrecht eÙze Sammlung V01Z Sätzell 'i'er- 
standen werden, u}elche gegen das posit/ve katholische Kl o rchen1 echl 
beziehungsweise das .LT?echt der Kzrche verstossen, so künnte eÙze Prii- 
/"ng aus eÙzer solchen angeblichen DisciPlin zu einer jozes specijÙch 
kirchliche Rechl und Lehre corru71lPirenden Inquisition iiber die 
kirchlichen Grundsãtze der Geistlichen werden. 
Zum Schlusse wurde der üb1iche Protest wiederholt. 
In Folge dessen, und da die Ausführungen der Curie sich durch- 
aus gegen das Gesetz v. 9. October 1860 richteten, welches eine 
voHendete Thatsache war, pub1icirte die Rcgierung ihre Verordnung 
am 6. September 186 7 I). 
Sie batte die Prüfung im Kirchenrecht, gegen welche sich auch 
die evangelische oberste Kirchenbehörde ausgesprochen hatte, ge- 
strichen, aber die Forderung der J{enntnisse in der neueren Ge- 
schichte und der badischen Staatsverfassung urn so mehr beibehaltcn, 
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als die ersteren auch in den Gymnasien für künftige Geistliche beider 
Confessionen in gleicher \Yeise gelehrt und geprüft, und die anderen 
fÜr selbstverständlich erachtet wurden. 
Schon am Lt, desselben l\Ionats veröffentlichte der Erzbischof in 
seinem l{irchenblatte den wiederholten Protest gegen die Regierungs- 
verordnung, und verband damit das Verbot an aIle Candidaten geist- 
lichen Standes sich an der Staatsprüfung zu betheiligen, worauf am 
19. September das Regierungsverordnungsblatt ein Rescript des l\Ii- 
nisteriums publicirte, welches dem erzbischöflichen Erlass als in staats- 
kirchliche Verhältnisse eingreifend und ohne Genehmigung des Staates 
veröffentlicht jede rechtliche Geltung absprach. 


In der Folgezeit sind die Bestrebungen der Curie gegen die 
PrÜ[ungsverordnung regelmässig verbunden gewesen mit denjenigen, 
welche gegen die Staatsbefugnisse bei der Pfründencollation gerichtet 
waren. 
In dem V orschlage, welchen das Ordinariat der Regierung am 
29. October r868 zur Beilegung aller Conflicte unterbreitete, wurde 
die Aufhebung der einen .und die l\Iodificirung der anderen nach 
den \V ünschen der l{irche verlangt. 
Der l\linister lehnte beides am 6. November r868 ab, und 
konnte auch durch die Drohungen, welche das Rescript des CapiteIs- 
vicar K.übeI am II. November aussprach, und wonach, da die Re- 
gierung sich an die Y. ereinbarung mit der Curie bezüglich der 
Pfründen nicht haIte, das gemeine Recht wieder aIs geItend an- 
gesehen werden soUte, nicht irre gemacht werden. Yielmehr be- 
tonte die Regierung unter dem 7. l\Iai r869, dass sie ihren Stand- 
punkt in keiner \Yeise verrücke, worauf die Curie am ro. l\Iai ihre 
Drohungen wiederhoIte, ohne diese bis jetzt yerwirklicht zu. haben. 



"' 


IV. 


F ür die katholischen weiblichen Lehr- und Erziehungsinstitute- 
erliess die Regierung ein ausführliches Regulativ am 16. Septbr. I8H I). 
Schon i. J. 180 7 hatte man Bestimmungen über die UmbiIùung 
der Frauenklöster in Schul-Anstalten zu berathen begonnen, denn, 
wie das Gutachten des Geheimen J(irchenraths Rothensee vom 
Ii. Dezember des gedachten Jahres ausführte, es besass der Gross- 
herzog das Recht, die vorhandenen K.löster ganz aufzuheben oder 
eingehen zu lassen, nicht minder natiirlich die Befugniss, sie unter 
gewissen 
Iodificationen beizubehalten. 
Das Ziel der Regierung war dahin gerichtet, aus den Klöstern 
lediglich staatliche Schulanstalten zu machen, 1/lld l1U1' zOn sowelÏ als 
das Streb ell solcher InsHtllte z'orziiglz'eh auj" Geist 1/lld Herz weib- 
lieher 'Jugend geriehtel ist, sind sie als geistliehe Gemezlldell allZlt- 
sehell,o es kallll also aueh dell geistlÙ:hell Behi/rdell llltl; so z'iele EÙz- 
1/lld l1fzïwirJ.:lt1zg auj" diese Staatsallstallen zugeeignel werden, als da- 
dureh der Hauptzweek bifördert, dem Institute /Jlehr Aehtltllg zu- 
gezogell Ulld jedenz .1JfzïglÙde m-ehr iìIltth und AlifJllullterullg ZU1Jl 
z'lueekmå"ssigen Streben gegebell wird. 
:\Iit Recht hatte daher aucb das Scbreiben, mit welchem an1 
i. September 1810 der Regulativentwurf den bischöflichen Yicariaten 
zu Constanz und Bruchsal mitgetbeiIt wurde, erklärt, dass eÙze 
solche lT1llsehaffullg der JirauellJ.:lò'stcr ill LehrÙzstlÏute wie eÙze Kloskr- 
auj"hebullg allZUSehell ist. 
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Das Antwortschreiben der Constanzer kirchlichen Behörde 
remonstrirte hiegegen nicht, sondern begnügte sich auf eine ge- 
eignetf> l\Iitwirkung bei der \Vahl der V orsteherin durch einen 
bischöflichen Commissarius .hinzuweisen, und eine sehr ausführliche 
Professformel vorzuschlagen. 
Den ersteren Wunsch äusserte auch das Schreiben des Bruch- 
saler Yicariates v. 5. Dezember 1810, damit, al/eh auf jene Ezgen- 
sehaflell, welche das Religionsinstitul bei eÙzer ObfrÙz er forderl, 
Bedacht genommen werde. 
In FoIge dessen beschloss denn auch das Generaldirectoriunl, 
dass der bischöfliche Commissar dem Wahlacte der V orsteherin 
anwohnen dürfe, wovon die kirchliche Behörde in Kenntniss ge- 
setzt wurde I), und worauf die Bruchsaler ihre Genehmigung er- 
klärte. 
Auch die anderen Anstände des Bruchsaler Vicariats wurden er... 
Iedigt, und so trat das Regulativ am II. September I8rr in vollem 
Einverständniss mit der Kirchenbehörde ins Leben, wie denn auch 
Wessenberg aIs er am 12. Dezember I8n eine Iiturgische \
or- 
schrift über die Aufnahmeform der Candidatinnen vorschlug, genau 
das Fornlular des Regulativs (
 -1-) zu Grunde Iegte, was das Bruch- 
saler Ordinariat als del' Saehe ganz angemessen acceptirte. 
Freilich erklärte die zuletzt genannte Behörde in ihrenl Erlasse 
v. 7. Januar 1818 gelegentlich, dass die Frauenklöster nicht auf- 
gehoben, sondern nur nlodificirt seien, aber die Regierung ver- 
säumte nicht ihr ernstes l\Iissfallen über diese Anschauung auszu- 
drücken, und als das Vicariat sich an den Grossherzog wandte mit 
der ausdrücklichen Betonung, dass es nichts 'weniger bezwecke als 
dÙ Strenge eÙzer nOllnenklösterlÙ:hen Claltsl/r - es handelte sich 
urn den Empfang yon Besuchen Seitens der SchuIschwestern 
 wies 
dieser die Beschwerde zurück in der Erwägung, da'Ss das Regu- 
lativ mit gänzlieher BeÚtimmung des VÙ:ariats erlassell worden sel'. 
(29. Juni 1818). 
Die in der Folgezeit hervorgetretenen V orschläge zur Aendc- 
rung des Regulativs sind VOn geringer Bedeutung. Erwähnenswerth 
erscheint der kirchliche Vorschlag auf Einführung ezlzer gte/ell- 
/örmigen eÙifaehell Klez"dung, denn wie die kirchliche Behörde er- 


I) Dabei wurde zugleich angezeigt, dass "d i e Err i c h tun g de r n cue 11 
Lehrinstitute" durch ein landesherrliches Edict crfolgen werde. 
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klärte: l-nter denz lJIihlCllS- JVt,:yhel beutet dz'e Eigenhebe den Stolz, den 
.J.:"Çez"d und dOl Aberglaubcll alls, und wie an einer anderen Stelle des 
kirchlichen Berichtes gesagt wunle: dz"e iJIi j llchskleidullg is! zugleich 
eÙl Da1J/1Jl gegen EÙifiihrllllg besserer Lehrmethoden 1llld der All- 
bdullg Gottes im GeÙ! Ulld in der JVahrheit. Auch wurde kirch- 
licherseits zur Y orsicht genlahnt , damit sich nicht pietistische 
Schriften, 'welche dell reillell eZ 1 allgelÙchell GeÙ! Irüben, in die 
Lehrinstitute einschlichen. 


Die Bestrebungen der Curie diese klösterlichen weiblichen Schul- 
anstalten zu Nonnenklöstern unlzubilden, begannen mit deln Jahre 
1861. lIn November des gedachten Jahres wurde der Regierung be- 
richtet, dass in der Erziehungsanstalt St. Ursula in Freiburg 
Jesuitenexerzitien eingeführt würden, dass die Schulfrauen aIle acht 
Tage zur Beichte gingen, ein Sprechzimmer eingerichtet, das In aria- 
nische Gebet eingeführt sei, monatlich eine geistliche Exhortation 
stattfinde, ein ausserordentlicher Beichtvater angestellt sei, und gegen 
die Frauen, welche nicht aIle acht Tage bcichten wollten, Nicht- 
zulassung zur regulativlnässigen vierwöchentlichen Beichte und COlll- 
Inunion verfügt werde I). 
\Y cnn aber auch diesmal die Staatsgewalt mit der Aufrecht- 
erhaltung des Regulativs durchdrang 2) und ebenso in Z 0 fi n g en, 
wo in der GelÜbdefonnel an die Stelle der Yerpflichtung auf das 


I) Der Erzbischof genehmigte diese Einrichtungen ohne dazu aufge- 
fordert zu seine 
2) Der J\Iinisterial-Erlass v. 16. Dezember 1861 stellte die Beachtung des 
R.egulatiYs als "Bedingung für den Fortbestand" der Anstalten hin. - Uebri- 
gens knüpfte sich an die Frage eine literarische Fehde. Die Schriften: Die 
iavste1frage zu Freiburg im Breisgau (ebendas. 1861 Herder). Die Allgelegen- 
heit des weiblichen Lelzr- und Erziehungs-Instituts St. Ursula zu Freiburg i. B. 
(ebendas. S. a. IVangler). Zell, die A70sterfrage zu Freiburg im Breisgau llocll 
eÙzmal (ebelldas. 1862 Herder) vcrtretcn die Ansicht, dass dem Regulatiye 
l1icht zuwider gehandelt sei, uncl die katholisch-weiblichen Erziehungsinstitute 
gleichzeitig Klöster seien. Dagegen trat auf: Die kat/lOl. weible Lehr- und 
ErzielzullgsÌ1zstitute Ùn Grosslzerz. Baden ?lack dem Regulativ V. 16. September 
1811 (Freib.). Da auch der Gemcinderath der Stadt Freiburg in der Sache 
Partei ergriff, so wurcle cin Briefwechsel zwischen Heinrich yon Andla w 
und dem Bürgermeister yon Frciburg Fa u 1 e r der OcfTentlichkcit übcrgcbcn, 
.der indes5en die Rechtsfragc nicht berührtc. 
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Regulativ die Regel dieses Hauses getreten war I), so lag doch zu 
Tage, dass die Institute selbst den l{eim zu weiteren Conflicten In 
sich trügen. 
Aus ursprünglichen I(löstern waren sie staatliche Schulanstalten 
geworden, und hatten doch die äussere I\Josterform in der Aus- 
prägung eines Staatsgesetzes behalten. 
Dieser innere Gegensatz in der Yerfassung der Institute war 
kaum bemerkbar gewesen, so lange die staatlíchen und kirch1ichen 
Functionen überhaupt nicht getrennt waren, und die K.irche unter 
der Botmässigkeit des Staates stand; er wäre auch nach der durch 
das Gesetz v. J. 1860 vol1zogenen Unabhängigkeitserklärung der 
Kirche leicht zu ertragen gewesen, wenn die staatlichen und kirch- 
lichen Organe harmonisch mit einander gewirkt hätten; er lllusste 
klaffend zu Tage treten bei der eigenthünllichen Position, welche 
die Freiburger Curie der Staatsregierung gegenüber einnahm, und 
musste der letzteren schliesslich die Erwägung nahe legen, ob sie 
IGosterschulen nicht nur dulden, sondern sogar unter besondere Ob- 
hut nehmen wol1e, oder ob den Instituten das klösterliche Gewand 
abzustreifen und sie ihrer pädagogischen Bestimmung gemäss zu 
auch äusserlich nicht zu verkennenden Staatsanstalten zu machen 
seien. 


Am 27. Juni 1863 wurde im Lehrinstitut Adelha usen zu Frei- 
burg eine neue Vorsteherin gewählt, und zwar fielen eilf Stinlmen 
der \Vählerinnen auf Theresia Häfelin, während von sieben Frauen 
Bertha \Virth gewählt wurde. 
Unter deill 3. Juli machte das Ordinariat hiervon deill l\liniste- 
rium des lnneren Anzeige, erklärte sich zur Bestätigung der The- 
resia Häfelin bereit, wollte aber zur Verhütung von l\IissheIIigkeiten 
wissen, ob die \Vahl die Bestätigung des Grossherzogs finden würde. 
Dies Gesuch wiederholte die kirchliche Behörde aIll 15. October 2 ), 
wonlit sie die rechtlichen Ausführungen verband, dass es sich unl . 
,die \T orsteherin für einen Privatverein handle, da ja die Lehrfunction 
hier gar nicht in Frage komme, sondern die häuslichen inneren 
Verhältnisse durch di,e .V orsteherschaft berührt würden. Die Ver- 
einsfreiheit und die Selbständigkeit der katholischen Kirche gewähr- 


I) 1\Iinisterial-Erlass v. 15. J\Iärz 1862. 
2) Beilage XXII. 
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ten aber jedem und so auch dem vorliegenden \1 ereine das \Vahl- 
rech t des V orstehers. 
Yon dem Regulatiye war in dem kirchlichen Schriftstücke mit 
keinem \Y orte die Rede; vielmehr gab dasselbe unverhüIlt der An- 
sicht Ausdruck, dass die katholischen Lehrinstitute Klöster, Privat- 
vereine im Sinne des Gesetzes seien, und schien von der Idee aus- 
zugehen, dass durch die Iandesherrliche Proklamation, welche die 
Unabhängigkeit der Kirche im Jahre 1860 verkündet habe, das 
Regulativ von 18u ohne \Veiteres beseitigt worden sei, obgleich 
allerdings die Regierung die gesetzliche Kraft des letzteren noch 
im Jahre 1861 mit Energie behauptet hatte. 
Ein Regierungserlass yom 22. October wies denn auch die 
Auffassung der Curie entschieden zurück. Nicht aIs ein Privatverein 
csei das Erziehungsinstitut Adelh a us en aufzufassen, sondern ais eine 
Lehranstalt mit öffentIichenl Charakter, welche ihre Normen im 
Regulativ finde. Dieses aber schreibe ausdrücklich vor, dass die 
\Vahl yom Landesherrn nach Gutbefinden bestätigt oder verworfen, 
auch eine Nichtgewählte ernannt werden könnte, und dass nachher 
der bischöflichen Behörde davon Kenntniss gegeben werden sollte. 
So ernannte denn der Grossherzog am 17. September 186J 
Be r t h a \V i r t h zur V orsteherin. Damit war nach dem Regulative- 
die ganze Angelegenheit erledigt; nicht jedoch nach dem Willen der 
Curie, für welche das Regulativ nach wie vor nicht vorhanden blieb, 
und die in der an und für sich so geringfügigen AngeJegenheit 
mit einer Rücksichtslosigkeit verfuhr, die der Regierung eine princi- 
pielle Haltung absolut aufnöthigte. 
Am 2-1-. December verfügte das Ordinariat I), dass die Frau 
Be r t h a \V i r t h als Priorin der religiösen Genossenschaft kirchlich 
nicht anerkannt werden könne, dass den Klosterfrauen hievon l\Iit- 
theilung zu machen und der Frau \Virth bei ihrem eidlichen kano- 
nischen Gehorsam zu verbieten sei, sich als kirchliche Oberin zu 
geriren. AIs solche sei bis auf \Veiteres die ehrwürdige Seniorin 
zu betrachten, d. h. die yom Ordinariate als Y orsteherin gewünschte 
Frau Häfelin. . 
Dass regulativmässig keine kirchliche Oberin abgesondert von 
der Y orsteherin existirte, bekülnmerte das Ordinariat nicht inl Ge- 
ringsten. Aber gerade darum wies die Regierung das ungesctzliche 
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erzbischöfliche Auftreten scharf in die Schranken zurück I). Sie er- 
klärte sich entschlossen, die Ernannte in ihrem Amte mit allen 
1\litteln zu schützen und sprach unumwunden aus, dass durch U nter- 
grabung der Rechtsgrundlage der katholischen weiblichen Erziehungs- 
anstal ten, deren Existenz gefährdet werde. 
Die Regierung sah sich zu dieser Haltung urn so mehr veran- 
lasst, als der Conflict Init der Person der Ernannten gar nichts zu 
thun hatte, und ein rein principieller war. Erklärte doch der erz- 
bischöfliche Commissar ganz offen, dass gegen die Person der Frau 
\V i r t h kirchlicherseits nichts vorliege, wie auch der landesherrliche 
Commissar die Regierung vergewisserte, dass der Streit auf aIle 
Fälle ausgebrochen sein würde. 
Inzwischen änderte die erzbischöfliche Behörde ihren Operations- 
plan. Während bei der früher versuchten Einführung der Frau 
\Virth in ihr neues Amt, die Lehrfrauen auf erzbischöflichen Befehl 
ihrerseits jede l\Iitwirkung verweigert hatten, wurde ihnen dieselbe 
am 31. Dezember gestattet. Der erzbischöfliche Commissar Dom- 
capitular 0 r bin versagte indessen seinerseits jede Betheiligung, er- 
kannte aber das Regulativ als geltend an 2). 
Die Regierung schickte darauf den l\linisterialrath J 0 II y als 
Comlnissar nach Freiburg, welcher das Ordinariat unter dem 13. Januar 
18643) benachrichtigte, dass er am folgenden Tage Frau \Virth in 
das Amt der V orsteherin einweisen wÜrde, und zugleich die Forde- 
rung steIlte, aIle kirchlichen gegen das Regulativ erlassenen den 
jetzigen Fall betreffenden Anordnungen zurückzunehmen. 
Noch während des Actes der Einführung wurde der l\1inisterial- 
commissarius durch ein Schreiben des Ordinariates benachrichtigt, 
dass die kirchliche Behörde sich noch einmal an das l\'1inisteriun1 
gewendet habe; es wurde auszuführen versucht, dass das Regulativ 
gar nicht verletzt sei, wohl aber jede staatliche Antastung der cor- 
porativen Rechte des Institutes Adelhausen als eine \Terletzung 
der Reichsgesetze und der badischen Landesgesetze betrachtet wer- 
den müsse. 
Da dieser Fall Überall nicht vorlag, konnte der 1\linisterial- 
commissar sich auch in keiner Weise durch die AusfÜhrungen des 
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Erzbischofes getroffen fühlen, und daher fiihrte er In beschlossener 
\Yeise Frau \V i r t h als \T orsteherin ein, wobei die grosse l\Iehrzahl 
cler Lehrfrauen zu ihrer Pflicht und zum Gehorsam auf Grund des 
von ihnen beschworenen Regulativs zurückkehrte. 
Inzwischen hatte die K.irchenbehörde Vorschlãge zur j'reu1Zd- 
lz"chell AusgleichuJlg, \Vie sie es nannte, gleichfalls am 1-1-. Januar 
nach l{arlsruhe abgehen lassen I). Diese bestanden in weitläufigen 
historischen und juristischen Erörterungen über die rechtliche Natur 
der katholischen weiblichen Erziehungsanstalten. 
Dieselben seien nach wie vor l{]öster, weIche durch das Regu- 
lativ eine besondere Einrichtung empfangen hätten; das Regulativ 
selbst sei nicht im Einverständniss n1Ït den kirchlichen Behörden, 
sondern nur im Benehmen mit ihnen entstanden; das dem Landes- 
herrn dort zugesprochene Ernennungsrecht der V orsteherin sei ein 
Privilegimll, und nun kam wieder die verkehrte in allen kirchlichen 
Actenstücken spukende Theorie yon der stricten Interpretation der 
Privilegien. Es wurde kirchlicherseits vorausgesetzt, dass diese Er- 
wägungen ihren Einfluss auf das l\Iinisterium auszuüben nicht ver- 
[ehlen würden. Die Zuschrift des Ordinariates gab dann auch selbst 
eine stricte Privilegieninterpretation, die den Sinn des 
 29 des 
Regulativs so zusammenstringirte, dass kaum irgend einer übrig 
blieb. Da der \V ortlaut besage, so lautete die mit wunderbarer 
Logik gedrechselte Argumentation, es sei eine 'V orsteherin zu wäh- 
len, die, im Schulfache geübt, sich durch ihre Einsicht, Verwendung 
und Lebenswandel schon ausgezeichnet habe, folglich zur Leitung 
der COl11nlunität und Schule am Besten tauge - das gleichfalls im 
Regulati\.e geforderte Requisit, dass die Y orsteherin aufgeklärt sein 
solIe, überging das kirchliche Actenstück -, da ferner der Landes- 
herr eine Nichtgewählte ernennen dürfe, WeJl1Z diese zum Alllte 'lvür- 
digtT gifulldell wird, so folgt, - dass das freie \Vahlrecht der 
Frauen nur beschränkt werden dürfe, wenn die GewähIte die ge- 
forderten Eigenschaften nicht besitze. Dass diese Eigenschaften bei 
einer Person vorhanden, bei einer andercn aber noch 111ehr ausge- 
bildet sein können, fiel del11 Concipienten der erzbischöflichen Denk- 
schrift nicht ein, dass die Bestätigung der gewählten Subjecle nach 
Gutbefinden erfolgen solIe, beachtete er nicht, und dass auch Frdu 
Bertha \Virth zu den in Yorschlag gekonunenen Subjecten gc- 
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hörte, foIglich die stn.de Interpretation des Prà)z"legs - wenn man 
sie selbst mit Hintenansetzung jeder Logik zulassen wollte - auf 
den vorIiegenden Fall keine Anwendung fand, hatte er im V oIlge- 
fühle der gIanzvoIlen juristischen Deduction wahrscheinlich vergessen. 
\Veiter erklärte der Erzbischof, dass er gar keine kirchliche 
Oberin ernannt, sondern nur in Consequenz seiner Interpretation 
des berührten S 29 der staatIich Ernannten die Ausübung kirch- 
Iicher Functionen untersagt, und diese einer anderen Person über- 
tragen habe. Dass diese Functionen eben den Amtskreis einer 
kirchlichen Oberin begriffen und dieses Amt selbst schufen, wurde 
nicht widerIegt. Eine ernste Pflicht erfüIle die Freiburger Behörde 
vor Gott und dem heiIigen StuhI, und der Staat möchte doch ja 
nicht der Ernannten kirchliche Functionen übertragen. 
Ebenso wunderbar wie die ganze Logik des Schriftstückes war 
schliesslich der naive Versuch, die Regierung jetzt noch zum Auf- 
geben ihrer V orsteherin zu veranlassen, und die nicht minder naive 
Behauptung, mit aller nur möglichen Rücksicht verfahren zu seine 
Die Regierung beantwortete die V orschläge zur /reundNchen Aus- 
gleichullg in gebührender Weise I) und erkannte die Rechtfertigung 
der kirchlichen Behörde nicht im l\lindesten an. Sie habe niemaIs 
an den Erzbischof das Ersuchen urn kirchliche Anerkennung oder 
Einsetzung der V orsteherin gerichtet, ja würde dieselbe aIs rechtlich 
wirkungslos und als eine unzulässige Einmischung in die ausschliess- 
Iich dem Landesherrn zustehenden Rechte haben zurückweisen müs- 
sen, falls sie freiwillig ertheiIt worden wäre. Die Regierung bestand 
darauf, dass die IandesherrIich ernannte V orsteherin die einzige sei, 
die aIle regulativmässig ihr zustehenden Befugnisse auszuüben habe, 
ohne dass. neben ihr unter irgend einem Titel von einer andern 
Lehrfrau eine Gewalt gehandhabt werden dürfe. 
Die dauernd renitenten Lehrfrauen würden aUs dem Institute 
ausgeschlossen werden, der als erzbischöflicher Commissar fungirende 
Domcapitular habe, was ausdrücklich zu versichern sei, sich strenge 
an das Regulativ zu halten. 
Eine soIche Versicherung erfolgte zwar nicht, wohI aber wurde 
Orb i n auf sein Ansuchen am II. F ebruar 1864 des Amtes eines 
erzbischöflichen Commissars bei den beiden Freiburger Fraueninsti- 
tuten enthoben und dieses dem Domcapitular \V eick urn übertragen
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Die K.irche aber suchte ihren Standpunkt, ohne dass die Regie- 
rung deswegen Einsprache erhoben hätte, in der kleinlichsten \Veise 
dadurch festzuhalten, dass der Personalschen1atismus des Erzbis- 
thulns Freiburg für das Jahr 1865 (S. 1-1-9.) Frau Bertha \Virth 
als Lehrfrau bezeichnete und die Stelle der Priorin für vacant 
erklärte. 
Inzwischen trug die \Virksamkeit des neu ernannten erzbischöf- 
lichen Conlmissars I) nur dazu bei, neue Conflicte zu schaffen, die 
den Untergang des Institutes Adelha usen herbeiführten. Es sind 
unendlich geringfiigige Thatsachen, die wir hier zu erzählen haben, 
aber sie wurden durch die Freiburger Curie zu Principienfragen er- 
hoben, und bildeten den Gegenstand erzbischöflicher Hirtenbriefe 
und journalistischer DecIaInationen. 
Die Lehrfrau Pauline IIoch sprach den Schulkindern ihrer 
Classe den \Y unsch aus, künftig Init den \Vorten: Gelobt sei Jesus 
ChrÙtus begrüsst zu werden. Eine andere Lehrfrau Rosalie IIirt 
machte ihr wegen dieser Neuerung, nachdenl sie das Begehren 
der Frau Hoch durch l\Iittheilung der Frau Leopoldine Geiser 
als soIche erkannt hatte, \T orstellungen, em pfahl den K.indern es 
bei denl aIten Grusse zu belassen, und erklärte schliesslich densel- 
ben auf \" eranlassung der Y orsteherin, sie sollten den \Yunsch der 
obengenannten Lehrfrau erfüIIen. 
Daraus nahm der vom Erzbischof nlit Ertheilung des Religions- 
unterrichtes beauftragte K.atechet Beckert Yeranlassung, anl 10. No- 
venlber 186-1- ,\'ährend der Religionsstunde die Lehrfrau Rosalie 
IIi rt vor den Schulkindern zur Rede stelIen, unl das gegell das 
religiöse Gemiilll der Kinder gemachte AergernÙs 'wÙ!der gut Zlt 
machcn. Diesen seiner l\Ieinung nach löblichen Zweck 
einer Pflicht 
als Religionslehrer gemäss zu erfüllen, erachtete er es für angelnes- 
sen, Init aufgehobenen Fäusten auf die betreffende Lehrfrau loszu- 
fahren, sie mit Yorwürfen zu überhäufen, und ihres K.Ieides für 
unwürdig zu erklären. Als sie die errf'gte Erörterung durch die 
Andeutung, dass der Ort dazu wohl übel gewählt sei, zu unter- 
brechen suchte, und das Schulzinlmer trotz des entgegengesetzten 
Befehles des K.atecheten verliess, wurde der Zorn des geistlichen 
Herrn nur erhöht. Zz"ehen SÙ z"hr KleÙI aus, rief er ihr nach; 
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gottlos nannte er sie sowie die Lehrfrau Leopoldine Geiser; 
der Teufel ruhe auf beiden. 
Der ganzen Sache gab er dann den erbaulichen Abschl uss, 
dass er den Kindern vorsteIlte, sie möchten an dem scandalosen 
Benehmen ihrer Lehrerin kein Aergerniss nehmen, und dass er we iter 
das evangelische Gleichniss vonl \Veizen und dem Unkraute dahin 
auslegte, dass der erst ere, den er in die Herzen der K.inder streue, 
durch solches Gebahren verdorben werde. JVenn 'lm"r ChrÙtus nicht 
Loben sol/en, wen sol/en wir Lobell - den Teufel? - 
Der Schulvorstand glaubte tiber ein derartiges, aller Schuldis- 
ciplin Hohn sprechendes Benehmen amtliche Erhebungen anstellen 
zu soIl en, und Iud den erzbischöflichen Commissar Herrn \V e i c k u m 
ein, sich dabei zu betheiligen. Dieser lehnte die Aufforderung ab, 
erschien indessen nach etwa vierzehn Tagen mit einem Secretär 
im Institute und stellte ohne jede Betheiligung der V orsteherin ein 
umfassendes Verhör an, zu dem er die Lehrfrauen einzeln, auch 
aus der Lehrstunde und yom 1\1ittagsmahle abrufen liess. Sein Be- 
streben war ganz unverhüIlt darauf gerichtet, den K.atecheten 
Beckert rein zu waschen, und aIle Schuld den Lehrfrauen aufzu- 
bürden. Die Lehrfrau Rosalie Hirt erklärte später dem landes- 
hèrrlichen Commissar zu ProtokoIl, dass sie Herrn \Ve i c k urn drei 
bis viermal gezeigt habe, wie der Catechet mit emporgehobenen 
geballten Händen gegen sie losgegangen sei, jener aber habe sie 
beständig ermahnt, doch ja zu bedenken, was sie spreche; wenn 
lllann jemand etwas verweise, strecke man etwa die Hand aus, 
balle sie aber nicht u. dgl. Statt ihr eine Genugthuung für die 
empfangene Beschimpfung zu ertheilen, fragte sie Herr \V eick urn, 
ob sie nicht einsehe, dass sie Aergerniss gegeben habe, ob sie 
nicht dasselbe durch etwas Oeffentliches wieder gut machen wolle. 
Die Protokollirungen des Berrn \V eick urn müssen auch nicht 
.den Stempel der lauteren U nbefangenheit getragen haben. Die 
Lehrfrau Leopoldine Geiser hielt es für nöthig, ihre Angaben 
selbst zu Protokoll zu dictiren. 
Nach weiteren vierzehn Tagen erschien Herr \V eick urn auf's 
Neue in Ad e I h au s en, urn einen erzbischöflichen Erlass zu \'er- 
lesen, yon dem er aber keine Abschrift zurückliess. 
Seit mehreren Jahren habe der Erzbischof die traurige Bemer- 
kung gemacht, so begann das Rescript, dass einige Frauen des 
Klosters Ad e I h au s e n nicht lllehr der kirchlichen Richtung folgten, 
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taul 'Well/l JVÙ- es auch bz's dahÙl 1tllgeriigt gelassell, so war es, 
'lvezt llns keine o/þcielle Anzeige gemacht 'lvllrde, oder allch we2Ï wir 
hofften, sie möchtell sich Zl/.1Jl Besserll wendell. 
Es wurde dann bemerkt, dass in der neuesten Angelegenheit 
yon nicht conlpetenter Seite - damit sonte wohl die Staatsbehörde 
gemeint sein - Rathschlãge eingeholt seien, wãhrend doch der 
Natur der Sache nach geistliche Frauen, 'lvie es ja ihr geistliches 
Kleid zeige, zu ihrcm geistlichen Vorgesetzten zu gehen haben. 
Die frÜheren und neusten V orgänge hätten das l\'Iissfallen des 
Erzbischofes erregt, nament1ich hätten die Frauen Rosalie IIirt, 
Leopoldine Geiser und Bertha vVirth - die letzte, die vom 
Landesherrn ernannte V orsteherin wurde lediglich als Schwester auf- 
gefÜhrt und natÜrlich an letzter Stelle - sich ihres K.Ieides un- 
wÜrdig benommen. Der Erzbischof befahl den Gruss: "Gelobt sei 
Jesus Christus" fÜr die ganze Schule und auch fÜr die Lehrfrauen 
unter sich einzufÜhren zur Siihne des gegebenen Aergerllisses, und 
hoffte zu keinem weiteren kirchlichen Einschreiten genöthigt zu 
werden. 
Schon am 15. November 1864 I) hatte aber der grossherzogliche 
Oberschulrath an das Ordinariat das Ersuchen gestellt, den l{atc- 
cheten Bec:kert seines Amtes als Religionslehrer zu entheben, da 
die Oberschulbehörde nicht dulden könne, dass clem Lehrpersonale 
soIche l{ränkungen zugefügt und den I{indern soIches Aergerni6s 
gegeben werde, \Vie beides Beckert zur Last fane. 
Darauf erfoIgte dann keine AnÍ\\'ort, wohl aber am 7. Dezeln- 
ber ein ausführIiches Schreiben des Ordinariates an das l\Iinisteriuln 
des Innern. Dieses deducirte zuvörderst aus der. Zuschrift des Ober- 
schulrathes ein Gutheissen des Grussverbotes, wir aber erklå'ren, so 
fügte das Rescript mit eigenthÜmlicher Häufung des Beiwortes kalho- 
lisch hinzu, die ú F lltersagullg dÙ!ses Grusses zit der katholischol 
Schule /iir eine V'erletzllng der VOll der KÙ'che 1lnd dell katholischell 
ElIerll verlanglen Pjlege l:atholischcr Erzielu111g und Bz"ldul1g. 
\Veiter aber begnÜge der Oberschulrath sich nicht, die kirch- 
Hche Behörde zur Anstellung einer Disciplinaruntersuchung aufzufor- 
dern, sondern er wolle die Entfernung des K.atecheten Beckert 
aus der Schule entweder durch die kirchliche Behörde, oder durch 
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eigcne l\Iaassregel. (Von letzterer Eventualität stand nichts 1m Re- 
scripte des Oberschulrathes.) 
Endlich aber erklärte das Ordinariat, wenn eine Staats- 
behörde den Geistlichen die missio d. h. die kirchIiche Befugniss 
zur Ertheilung des ReIigionsunterrichtes entziehen, oder vorschreiben 
dÜrfe, wer solchen zu ertheiIen habe, dann wäre der Religionsunter- 
richt der Leitung der Staatsbehörde unterworfen, und nicht nur das 
bestehende Recht und Gesetz sowie die Selbständigkeit der K.irche, 
sondern geradezu die freie Religionsübung der l{atholiken verletzt. 
Nachdem in dieser \Veise die Dimensionen der ganzen Frage 
künstlich auf das Thunlichste erweitert waren, erbat sich das Ordi- 
nariat endlich noch die Erläuterung, ob dem Oberschulrathe von 
der Regierung die Befugniss zugestanden wercle, ohne l\'litwirkung 
der J{.irchenbehörde einen durch die l{irche angesteHten Religions- 
lehrer von seinem reÙt religÛ}s-la"rchNche1l Amle zu entfernen. 
Es lag auf cler Hand, dass das kirchliche Schriftstück die 
ganze Frage verschob, und schliesslich einen Punkt zur Contestation 
stellte, der gar nicht vorlage 
\V 0 hatte der Oberschulrath sein U rtheil über den kirchlichen, 
den ganzen Streit vcranlassenden Gruss auch nur n1it einem \V orte 
ausgesprochen? U nd hatte er nicht dadurch, dass er die acten- 
mä::,sigen Erhebungen cler kirchlichen Behörc1e übermittelte und cliese 
urn Disciplinirung des Religionslehrers bat, geradezu die i
 An- 
sprueh genolnmenen Befugnisse des Erzbischofes anerkannt? 
Darauf wies denn auch der Erlass des l\Iinisters vom 19. Dezem- 
ber 186-1- hin, indenl er gleichzeitig nach 
 12 des Gesetzes vom 
9. October 1860 die kirchliche SteHung des Religionslehrers unum- 
wunden zugab, doch aber auch, zufolge der dem Staate zustehenden 
einheitlichen Leitung des U nterrichtes sich die Befugniss zuschrieb, 
die Ordnung in der Schule aufrechtzuerhalten, und die Pflicht, 
durchaus nicht zu dulden, class dieselbe unel sei es auch vom Reli- 
gionslehrer ùurchbrochen \Verde. 
Die erzbischöfliche Behönle schien nach dieser theoretischen 
Auseinandersetzung die ganze Angelegenheit auf sich beruhèn lassen 
zu wollen. \Venigstens -
var die Regierung noch am 21. Januar 1865 
ohne jeelen Bescheid über die Entschlüsse des Ordinariates. 
Noch einmal wurde daher dies em der Sdchverhalt auseinander- 
gesetzt, noch einnlal urn eine ùurch die kirchliche Behörde zu bc- 
wirkende Entfernung des Be c k e r t von seinem Lehramte gebeten, 
F r i c db erg, Der Staat u. d, Kirche. 4 
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und im NothfaHe nach Verlauf einer achttägigen Frist ein staat- 
Iiches Einschreiten in Aussicht gesteIIt. 
Jetzt äusserte sich denn auch das OrdinJ.riat auf's Neue. Dcr 
Staat habe schon in Bezug auf Beckert eine Entschliessung ge- 
fasst, und der kirchlichen Behörde nur die V oIlziehung zugemuthet. 
Das sei ein Eingriff in die kirchliche Jurisdiction, der nicht nUT 
mit Protest zurückgewiesen werden müsse, sondern auch das Onii- 
nariat verhindere, irgend ein Urtheil über die Sache zu fäIlen. 
U ebrigens deutete der Erzbischof sofort an, \\ ie das U rtheil 
cvcntuell ausfallen würde, indem er die Handlungen des Bec kert 
in dem idealen Lichte erblickte, dass derselbe im Inleresse der re/i- 
gii;sen Erziehullg ill der ReliglOllsslunde eÙze Kloslerfrau riigle, 
'U'Ell sÙ z"hre kirchHche Pfhcht '['or dell Kl"llderll '['erlc/zle, taul l"hl1 
durch ih, Belle/linen reizte. 
Zum Schlusse kam die kirchliche Zuschrift wieder mit einer 
Rechtsparömie, die das yoIlkommene Seitenstück zur restrictiven 
Interpretation der Privilegien bildete. 
Der Erzbischof nämlich wollte ein UrtheiI fäIlen, falls der 
Grundo;::atz "non bis in idem" vom Staate anerkannt \\ürde. Eventuell 
müsste die Kirche jede Verantwortung für die Einstellung des Reli- 
gionsunterrichtes in Adelhausen ablehnen, m. a. \V.: es \Vurdc 
ein kleines partielles Interdict in Aussicht gestellt. 
Darauf verfügte denn endlich die Regierung unter dem 3 0 . Ja- 
nuar 1865, dass Beckert der Zutritt zur Schule Adelhausen ver- 
boten \Verde, indem sie in gleichzeitiger Zuschrift das Ordinariat 
verständigte, dass das Zögern der kirchlichen Behön1e, das Ver- 
Iangen \-on Garantieen über Fragen, die durch das Gesetz Iängst 
entschieden seien, diese exceptionelle l\Iaassregel herbeigeführt habe. 
Ebenso suchte das Ministerium an1 28. Januar 1865 I) das Ordi- 
nariat von der Ungesetzlichkeit der bisher durch dieses getroffenen 
l\faa:-;sregeln zu überzeugen. Denn weder habe der erzbischöftiche 
Commissar eine Disciplinargewalt über die Lehrfrauen auszuübC'n, 
noch \-ernehmungen mit Unterbrechung der SchuIstunden zu veran- 
stalten, 6 noch endlich die Grussformel für die Schule festzu,-;teIlen, 
da das letztere nach dem Regulative Sach
 der Oberin, das andere 
der Regierung sei. 
Dagegen reichte freilich der Erzbischof den Recurs beim Staats- 
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ministerium ein, mit der Bitte, die Verfügung des :rvIinisteriums des 
Inneren aufzuheben und anzuordnen, dass unsere AutorzÏäï, die freie 
ReligiollsÜbullg del' KalhoHkell ulld dz"e rechtliche ExistälZ der kalho- 
IÙchell lizstzlute for/an IlÙ;ht angetastet und so das Recht, der Friede 
?ind dÙ! GewzSsensfrezoheil gewahrt werde. 
Ebenso recurrirte Beckert an das Staatsministerium, urn die 
ZurÜcknahlne der gegen ihn erlassenen Verfügung zu bewirken, 
und die Kirchenbehörde wünschte die Entscheidung auf diese letz- 
tere Beschwerde, welche das Datum des 7. Februar trug van der 
Erledigung der ihrigen (23. Februar) abhängig gen1dcht zu sehen. 
Die Regierung lehnte dies en \Vunsch ab, appellirte indessen 
auf's Neue an das Ordinariat, doch durch eigene Handhabung- 
der Disciplinargewalt die Regierungsverfügung gegenstandslos zu 
machen. 
Darauf lief schon unter dem 23. Februar die Antwort ein, 
dass ùas Ordinariat alsbald ein Urtheil über den Beneficiaten 
Be c k e r t fãllen woIle, sobald es die Gewissheit habe, dass nieht 
auch van der Regierung gegen denselben eingeschritten würde. 
So glaubte das Ordinariat, sei die Verfügung der Regierung gegen- 
standslos geworden. IV!. a. \V.: die kirchliche Behörde wünschte 
eine Garantie, dass die Regierung nicht auf der Entfernung des 
Beckert van der Schule bestehe, urn mit irgend einem kleinen 
Verweise die Sachf' für abgethan erklären zu können. 
E
 war unmöglich für die Staatsregierung darauf einzugehen. 
Sie sprach !hre Freude aus I), dass das Ordinariat alsbald seine 
Disciplinarbefugniss gebrauchen wolle, blieb aber bei dem Ent- 
schlusse, dem Beckert den Zutritt zur Schule zu untersagen, 
stehen, da die bischöfliche Behörde die Sühne zu lange verzögert, 
und Beckert die Zwischenzeit nur dazu benutzt habe, die van 
ihm Beleidigten zu verhöhnen. Doch wollte die Regierung auch 
jetzt noch darauf eingehen, dass der Erzbischof urn die staatliche 
1\Iaassregel gegen Beckert unmöglich zu machen, diesem den Reli- 
gionsunterricht entziehe. 
Die Antwort 2) darauf belehrte das l\1inisteriurn, dass es alIeil1 
an aller Verzögerung Schuld sei, und dass die kirchliche Behörde 
wze Z1Jl1ller so auch jetzt die Angelegenheit frzedHch zur allselÏigfn 
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Reclzlsbe/riedigung 10ul ohlle i1fclllliches .All/schell zu erregen er- 
ledigen wolle. Diese allseitige Reclllsbifrl"t!dig1tl1g fand das Ordi- 
nariat aber dadurch erzielt, d
ss es unbekÜmmert urn die so eben 
crL,hrene Erklãrung der Regierung seine frÜhere Forderung ledig- 
lich wicderhoIte. 
Am 2-}. August endlich erledigte das Staatsministerium den 
kirchlichen Recurs, indem es die J\laassregeln der Regierung in alIen 

tücken bestätigte. 
Darauf protestirte das Ordinariat 1), erklärte nochn1aJ:.- gegen 
13 e c k e r t disciplinarisch einschreiten zu wollen, falls lllan nicht auf 
dessen Entlassung bestehe, und cn1pfing - die Geduld der :!\Iini- 
sterialbehörde ist mehr zu bewundern als zu begreifen - nodunals 
die Belehrung, dass das l\IinisteriuIll keine Disciplin über den Reli- 
gionslehrer beanspruche, lediglich in Bezug auf denselben eine Yer- 
waltungs111aassregel getroffen habe, und Boch iU1n1er bereit sei, die 
AusfÜhrung derselben der kichlichen Behörde zu überlassen. 
Der I
atechet Beckert aber ignorirte die staatliche Entschei- 
dung völlig. N" LlCh wie vor erschien er in Ad e I h a use n Uill Reli- 
gionsunterricht zu ertheilen, und auch als er polizeilich ZUIll Yer- 
lassen t
es Schullocales aufgefordert wurde, wich er nur der An- 
clrohung von Zwangsmaassregeln, nachden1 er noch vorher den 
Schulkindern erklärt hatte, er werde durch Gewalt an Ertheilung 
Jes U nterrichtes in1 Lehrinstitute verhindert, werde aber ein Lokal 
anzeigen, \va von jetzt an der U nterricht stattfinden solIe. Zur 
Yerhütung weiterer unliebsaluer Confticte wandte sich die Regierung 
sofort - am 9. October 1t56S 2) - an das Ordinariat. Sie könne 
nicht hindern, erklärte sie, dass Beckert Religionsunterricht gebe, 
aber Jieser J Ürfe nicht als Theil des öffentlichen fÜr das Lehrin- 
stitut obligatorischen angesehen, n1ithin auch nicht in den gewöhn- 
lichen Schul stun den crtheilt werden. FÜr dies en werde das Ordi- 
naridt ersucht Sorge zu tragen. 
1nz" ischcn waren Jie \Varnungen cler Regierung schon durch 
Jie weiteren Ereignisse überholt worden. 
An den1selben Tage, an welchem Beckert aus Adelhausen 
ausgewiesen ,,,"orden war, erschien er dort auf's Neue uncl liess die 
IGnder in die zum Institut gehürige, für den öffentlichen Gottc-;- 


1\ ùen 7. S
ptember 18h5" 

) Beilage xxx. 



. 


Das Lehrinstitut Adelhausen. 


53 


dienst nicht benutzte Kirche kornrnen, urn ihnen dort Religions- 
unterricht zu ertheilen. Eine Lehrfrau, deren Entfernung Btckert 
vergebens versucht hatte, war Zeuge desselben. Beckert verglich 
die Leiden Christi rnit den seinigen, erklärte, nach wie vor den 
Unterricht geben zu wollen, den der Erzbischof ihrn übertragen habe 
und allein entziehen könne. Was der Staal dazu sagen 'würde, 
wenn der ErzbÚchof el'nem Kanzlez"bea1llten den Besltch des Amts- 
lokales z'erbüle. ElldlÙ:h 1ll1Ïssten doch den Ellern dÙ Augen auf- 
gehen. Schliesslich kniete er mit den I{indern nieder und betete, 
dass Gott Alles zum Besten wenden möge. 
Am nächsten Sonntage wurde dann in der Convictskirche 
öffentlich yon der I{anzel verkündet', dass der Religionsunterricht 
für das Ad e I h au s e r Institut künftig in der I{irche abgehalten wer- 
den solIe. 
J etzt endlich trat die Staatsbehörde der offen en Verhöhnung 
jeder staatlichen Autorität entgegen. Als am 9. October J\tlorgens 
8 Uhr der Domcapitular \V eick urn mit Beckert in der IGrche er- 
schien, und die I(jnder zum Religionsunterricht citirte f verbot der 
anwesende Staatsbeamte, Folge zu leisten, worauf die Lehrfrauen, 
wie das bei Verhinderung des Religionslehrers regehnässig geschah, 
in der Klasse den Religionsunterricht ertheilten. Urn 9 Uhr 111achte 
Herr \Ve i c k urn bei einer anderen I{lasse denselben Yersuch mit 
gleichem l\Iisserfolge. Darauf verbot er den Lehrfrauen in Gegenwart 
der I{inder die Ertheilung jedes Religionsunterrichtes. 
Das l\:1inisterium richtete in Folge dessen am 10. October eil1 
Schreiben I) an den Erzbischof, worin es bat, den gesetzlich vorge- 
schriebenen Religionsunterricht ertheilen zu lassen; gleichzeitig \Vies 
es seine Unterbehörùe an, dem Privatt
nterricht des Dechert nicht 
entgegenzutreten, interimistisch aber den Stundenplan fÜr Adel ha u- 
sen so einzurichten, dass im Unterrichte keine Lücke entstånde, 
somit einstweilen die früheren Religionsstunàen mit anderen Lehr- 
objecten auszufÜllen. 
Schon unter dem 7. October erklärte das Ordinariat 2) nicht in 
der Lage zu sein, einen anderen Religionslehrer zu bestellen, da 
Be c k e r t verpflichtet und berechtig t sei. Dieser aber erõffnete ganz 
ruhig am 16. October Sonntags in der I{irche, dass er am folgen- 
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den TaJc zur gewöhnlichen Zeit wieder in der Kirche den Religions- 
unterricht ertheilen \Verde. 
In Folge dessen begab sich ein l\1itglied des Ortschulrathes in 
das Institut und erklärte, dass nach dem l\Iinisterialerlasse VOID 
10. October einstweilen, so lange die Religionsstunden ausfielen, cin 
anderer U nterricht abgehalten werden müsse. Urn Störungen zu 
verrneiden, schloss er die Thür der Klassenzirnmer ab, und kurz 
(Llrauf ersehien auch Domcapitular We i c k u m, urn die Kinder in 
die Kirche zu führen, wo Be c k e r t sie erwartete. 
Der Ortschulrath gestdnd die
 nicht zu, verweigerte auch 
\V eic k urn den Eintritt in das SchulzÏ1nmer, worÜber sich dieser 
cine Urkunde ausstellen liess, an den1Sdben Tage aber noeh ein 
SchriftstÜck des Freiburger Ortsschulrathes zugefertigt erhielt J), 
welches sein Benehmen auf das Elupfindlichste rÜgte. 
]etzt endlich zeigte sich das Orùinariat ZUIll Nachgeben ent- 
schlossen. 'Vir wollen hier die Anklagen gegen den Freiburger 
Ortsschulrath, der genau seine Schuldigkeit gethan hatte, Über- 
gehen: bemerkenswerth in den spåteren ActenstÜcken 2) des Ordi- 
nariate
 erscheint nur das endliche Zugeständniss, dem Katecheten 
Beckert eine Zurecht,,"eisung ertheilen unù für die kÜnftige Behin- 
derung ähnlicher Störungen sorgen zu wollen. Ferner die Conces- 
sion, dass der Religionsunterricht vor der Hand ausserhalb des 
Schul institutes abgehalten werden solIe. 
Ddgegen war eigenthüllllich die Theorie, dass der von kireh- 
lichen Oi-ganen ertheilte religiöse Unterricht imrr.er der öffentliche 
sei, der den Charakter seiner Publicität durch die ihn leitenùe Be- 
hörde aufgedrückt erhalte, während doeh natÜrlich nur der Schul- 
unterricht als solcher als öffentlicher aufzufassen war. 
Das Ordinariat bat dann ferner, die früheren Religionsstunden 
für den in der Kirche zu ertheilenden Unterricht belasscn zu wollen, 
u. a. aus delll Grunde, dan1Ït nicht die l{inder genöthigt würden, 
die Nachtstunden [ür den Religionsunterricht zu ven\enden, da die 
Tagesstunden - so schien das Ordinariat es zu glauben - sämmt- 
lich durch den Schulunterricht aufgezehrt \\ Ürden. 
Als rother Faden aber zog sich durch alle Schrifbtücke die 
Forderung, dass Beckert Religionslehrer bleibe, und gerade ddr- 
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auf konnte die Staatsregierung nicht eingehen, obgleich sic den 
privaten U nterricht des genannten Lelnen; nach wie ,"or gestLitten 
zu wollen erklärte, ja sogar zur Erleichterung desselben eine thun- 
liche Zusan1menziehung und z\veckmässige Gruppirung- der Schul- 
stunden genehmigen wollte I). 
Diese Nachgiebigkeit der Regierllng war eme kaun1 Zil er- 
wartende. 
Denn am 2--J-. October, nachdem der Erzbischof das erste \"er- 
söhnliche Actenstück an die Regierung abgesandt Ilatte, und nocll 
ahne Antwort auf dasselbe war, hatte er einen Hirtenbrief von den 
Freiburger Kanzein verlesen lassen 2), welcher die Y orgänge in einer 
Art beleuchtete, die wohl lTIchr auf das Grelle als auf das \Yahr- 
heitsgemässe berechnet war. 
Denn wenn der Hirtenbrief 111it Elnphase erklärte: H'i"r haben 
den ReligionslIn/errz.cht nie einges/elll, sondern die staatlichen Bfh ï. 
 
dell 'i'erhÙzdern dz"e Abhaltung desselben - so war das unwallr. 
Der erzbischöfliche Commissar hatte geradezu das EinsteIlen des 
Religion';l1nterrichter.;; gebaten, und den Lehrfral1en die ErtheiluIl ó 
des
elhen untersagt. 
\Venn aber der Erzbischof an die furchtbar ernste Veralltwor- 
tung erÙl1zerte. ztlelche der gö"tthche Heiland denen aziferlegt, zvelche 
sz.ch an. den z'on Engebz beZ()ilch/ell KÙzdern z'ersülldigell, so mochte 
diese Erwägung billig an die Adresse einer kirchlichen Behörde ge- 
richtet werden, welche die Achtl1ng vor der staatlichen Autorität 
schon im Keime zu ersticken versuchte. - 
Erst mn 17. Dezember 1865 gab die Curie nach, indem der 
an Stelle von \V tick un1 zum l\Tünsterpfarrer ernannte Donlca
itu- 
lar 1\1 a r 
 0 n clem Ortsschulrathe erklärte, dass er in den gewohn- 
ten Stunden den Religionsunterricht aufzunehmen gedenke. 
Aber auch er wünschte das erstemal vom K.atecheten Beckert 
begleitet zu werden, Uln über den Stand des Religionsunterrichtes 
in K.enntniss gesetzt zu werden. 
So trat mit dem Jahre 1866 eln neuer K
atechet eln, und 
Beckert wurde vom Erzbischofe - befördert. 
Ehe Wlr jetzt die Thatsachen betrachten, welche den U l1ter- 
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gang des Institutes Adelha us en zur Folge hatten, lnüssen Wlr 
eine kurze Erörterung vorausschicken. 
Ueber den Eintritt in die katholischen weiblichën Lehranstalten 
bestimmte 
 4 des Regulativs v. J. 1811. Danach werden al1e 
Rechte und Befugnisse einer Lehrfrau durch die Ablegung der Ge- 
lübde, die auf die Dauer von drei Jahren gel ten sollen, erworben. 
Die dabei vorgeschriebene Feierlichkeit soIl keine kirchliche sein, 
sondern nur die Gegenwart des bischöflichen COlnnlissars erfordern. 
A.ll die Stelle dieser regulativnlässigen Behandlung war aber 
im Laufe der Zeit eine kirchliche Einkleidung und \T ergelübdung 
getreten, welcher die kirchliche Behörde ihrer ganzen Tendenz ge- 
treu immer mehr den Charakter einer Nonneneinkleidung aufzu- 
drücken suchte. 
So war schon i. J. 1864 an zwei Frauen bei ihrer Aufnalune 
in das Ursulinerinneninstitut in Freiburg die Frage gerichtet wor- 
den, was sie wollten, und sie hatten die Antwort geben Inüssen: 
Aufnahme Ùz den heiligen Orden. Auch hatte der erzbischöfiiche 
Comnlissar dann von dèn neuen Brå'uten ChrÚti und den1 Klosltr 
gesprochen. 
U ebrigens geschah die Aufnahnle gemäss einer mehr als fünf- 
zigjährigen Praxis nach bestandener Hauptprüfung und einer auf 
das abzulegende Gelübde bezüglichen mehr fornlel1en Religionsprü- 
tung, welcher die Einkleidung unnlittelbar folgte. 
Auch hierin versuchte das Ordinariat eine Aenderung herbeizu- 
führen. 
Zu Ostern 186+ traten zwei Frauen in das Lehrinstitut Ad e 1- 
h a use n, welche im :I\Iai 1866 die erste, in1 October die Hauptprü- 
fung gut bestanden und unter dem 22. Kovelnber die staatliche 
Genehmigung zur Aufnahn1e unter die Lehrfrauen des Institutes 
Adelhausen erhielten. Ihre Vergelübdung erfolgte aber der alten 
U ebung zuwider nicht, weil die l{irchenbehörùe den Religionsunter- 
dcht noch nicht für beendigt ansah. 
Am 28. Februar 1867 fragte die Regierung endlich beinl Ordi- 
nariate wegen dieser Verzögerung an, die nicht allein den1 Interesse 
des Institutes schädlich war, sondern auch den Lehrfrauen wichtige 
Rechte vorenthielt, deren Correlat - die Pflichten - si
 läng:-,t 
übernommen hatten. 
Die Kirchenbehörde erklärte ihr Verfahren aus den that
äcl:- 
lichen Verhältnissen, suchte aber doch auch 
ofort wieder die Sache 
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in eine Prinzipienfrage zu verwandeln, indem sie ausführte, dass 
die frühere Sachlage jetzt nicht mehr ins Gewicht fallen könne, da 
das Gesetz v. 1860 den Religionsunterricht lediglich der Kirche 
unterstellt habe. 
Die Regierung wartete geduldig noch mehrere Monate und 
wiederholte erst am 13. Juli ihre frühere Anfrage. zUlnal die Zahl 
der Lehrfrauen sich inzwischen vermindert hatte und das Lehrper- 
sonal auf Ersatz nothwendig angewiesen war. 
Die Regierung schickte gleichzeitig einen Commissar nach 
Freiburg, urn sich von dem wahren Sachverhalt zu überzeugen, 
und da einerseits die V orsteherin von Ad e 1 h a use n betonte, dass 
es auch den Schulkindern gegenüber von entschiedener Bedeutung 
sei, den Unterricht nur von Lehrfrauen zu empfangen, die aIle in 
gleicher rechtlicher Stellung sich befänden, da andererseits die Frei- 
burger Curie nicht einmal für 'nöthig hielt, den Regierungserlass 
auch nur zu beantworten, so verfügte das l\Iinisterium nach noch 
zwei weiteren l\Ionaten I) die Ernennung der beiden Frauen zu voll- 
berechtigten ]\'Iitgliedern des Institutes Adelhausen. 
Darauf antwortete das Ordinariat sofort - am 12. Septem- 
ber - mit einem Proteste; aber schon am 31. August hatte es der 
Regierung berichtet, dass die beiden Frauen die Religionsprüfung 
bestanden hätten, worauf die Regierung am 17. Septelnber sofort 
die V ollziehung ihres früheren Erlasses sistirte, und nun das Ordi- 
nariat urn Erledigung der Sache ersuchte. 
Allein jetzt verwickelte das Ordinariat die ganze Frage mit 
jener alten, oben behandelten, der staatlich ernannten, kirchlich 
nicht anerkannten V orsteherin, Uln die letztere endlich in seinem 
Sinne zu erledigen. 
Als die Y orsteherin Frau Be r t h a \V i r t h den Erzbischof urn 
die V ornahme der Einkleidung der beiden Lehrfrauen ersuchte, 
empfing sie die Antwort (12. September 2), das könne nur unter 
den von der Kirche vorgeschriebenen Bedingungen geschehen, 
d. h. wellll dÙ Oberz1z . . . . nach Er jiilltt1zg der kÙ'chHchen Vor- 
schriften von der kÙ'chhchen Aut01ï"tät eJllweder bestellt oder alltr- 
kanlll Ú!, und wenn die llIzlglz"eder einer solchell Genos senschafi Ùz 
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z"hrln kirchlich - re/igihen Beziehungen del' Discij>/z"ll del' ,IÚ.rche 
11lzffrslehe1z. 
Die Y orsteherin bat clarauf dcn erzbischöflichen COlnn1Ïssar 
IIerrn \Veicku1l1 lun Erläuterung, uud diese erfolgte an1 I-l-. Sep- 
ten1bcr dahin, da:,s dieser der Oberin die schriftliche Erklärun
 ab- 
verlangte: l.ch erk/iire 1llich der KÙ-che Ùz Gehorsllm Zit l11z1èrWer!èll. 
Er "ullte ihr dieselbe 
ofort in die Fedcr dictiren, ,.erhiess nach 
Abgahe derselben Yergeben und \ - erges
en alles \ - orangegangenen 
und 
ofortige Einkleiùnng der beiden Lehrfrauen, wdche dieselbe 
Erklärung abgeben sollten, und stellte der Oberin weiter ,.or, dass, 
\\ enn sie das "T enige, was n1an von ihr verlange, verweigere, ihr 
Benelnncn in allen Blättern bekannt gen1acht werden solle. 
Der Sinn des erzbischöflichen Y erlangens. welches übri3cns 
der Oberin trotz ihrer nitte nicht schriftlich hinterlassen wurde, Idg 
offen g enug zu Tage. Der alte Conflict sollte durch die Subjection 
der Oherin endlich zu Gunsten des Ordinariates gelöst werden. 
Allcin Frau Bertha \Yirth licss sich uicht Überwä1tigen; der 
Y crantwortlichkeit ihrer Stellung sich bewusst, lehnte sie nach ,.er- 
fiossencr Bedenkzeit die geforderte Erklärung ab. 
Die Hegierung aber nallIn sofort Gelegenheit, dies Zurück- 
greifen auf frühern Prätentionen scharf abzuweisen. Sie ,'ertingte I) 
einfache Zurücknahlue des Onlinariaterlasses V. 12. Septen1ber und 
unverzügliche Einkleidung ùer beiùen Frauen. 
Am 26. October suchte das Ordinariat sich zu rechtfertigcn 2). 
Yor alIen Dingen zeigte sich, warum tuan der Oberin kein 
schriftlich fonnulirtes Yerlangen in den J Iänden gelassen hatte. 
Denn jetzt beschuldigte n1an sie einfach der Lüge, suchte sie ab 
yon unbefugten äusseren Einflüssen abhängig binzustcIlcn, uuLl 
wollte nur in religiös-kirchlicher Beziehung eine Obeùicnz ,-crlangt 
haben. Zu dieser F orderung erklärte sich der Erzbiscbof berechtigt, 
nach S 3 und 13 des Regulativs - in diesen stand wciter llichts, 
als ùass der bischüfliche Con1n1issar die Prüfung in IJetreff der Ge- 
lübde vorzunehn1en habe uud die PrälJarandinuen Religiousullter- 
richt crhdlten solI ten - ferner nach S 7 uud 12 des Gesetze;j 
V. 9. October 1860 - von dit"sen handelte ùer eine über den Reli- 
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gionsunterricht, der andere bestimmte, dass die Kirche ihre Ange- 
legenheiten frei und selbständig ordne. - 
Endlich berief der Erzbischof sich auf das für KJö
ter geltende 
Recht, wobei er nur iibersah, dass es sich hier gar nicht urn ein 
1{Joster sondern urn eine Schulanstdlt handle. Auf die unbequenle 
Interpellation der Regierung wegen der kirchlichen Nichtanerkennung 
der staatlich ernannten V orsteherin ging der Erzbischof nicht 
recht ein. 
Aber der 1\Iinister Dr. Jolly yerlangte eine Erklärung obne 
Umschweife. Er stelIte denI Erzbischofe am 30. October I) eine 
bestimmte Frist für die Zur
cknahme seines Erlasses und drohte 
mit weiteren 1\1 aassnahnIen. 
Schon am I. November 
chrieb der Erzbischof persönlich an 
den Präsidenten Jolly, er wolle alles gütlich beilegen so wet'! es 
nltr mzÏ der PflÙ:ltI tllld dem Gewissen ez11es kalholÙchell Oberhzrtell 
''l'ereÙzbarhch Ùt
. worauf der Präsident Jolly telegraphisch gleich- 
falls seine Geneigtheit zum Ausgleich erklärte, wenn die Autorität 
der Gesetze gewahrt bleibe. 
In F olge dessen ging der erzbischöfliche K.anzleidirector 1\1 a a s 
nach Carlsruhe 2) unl n1Ït den1 l\Iinister zu conferiren. Dieser '\Ie:; 
aIle Vermittlungsvorschläge ab und verlangte Zurücknalllne des 
OrdinariatserIasses v. 12. SeptenIber, yon denl 1\1 a as erklärte, da,;s 
der Erzbischof seIber ihn nicht billige. 
Man vereinigte sich dann über eine Formel für die Retrotrac- 
tion, die l\Iaas ad referendum nahm. 
Die kirchliche Forderung, dass die Oberin sich zum Gehorsam 
in den kirchlichen Angelegenheiten verpflichte, lehnte der l\Iini'5ter 
unbedingt ab, wollte dagegen nichts einwenòen, dass sie bei dem 
Acte der Einkleidung ihre U eberzeugung aussprechen dürfe f dass 
die beiden Schwestern die Init dem Gelübde iibernommenen Pflich- 
ten erfüIlen wiirden, und dass sie dan1Ït die \V orte yerbinde: Iclt 
erkellJle 7llich gebullden, dem Regulatiz' gemå"ss mez"lIe Pflz"cht Zit er- 
fÜl! e1l. 
AnI folgcllden Tage ergänzte der 1\'Iillister die vorgeschlagene 
Forme! noch dahin 3), dass sie auch die Zusicherung ellthalten 
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müsse, die lanllesherrIich ernannte V orsteherin bedürfe keinerlei 
kirchlicher Anerkennung oder Bestätigung. 
Unter dem 7. November erfolgte die Antwort des Ordinariates I) 
begleitet von einer Zuschrift des Erzbischofes an den 1\linister, worin 
er, falls seine Erklärung von diesem nicht genügend befunden wer- 
den sollte, an die Entscheidung des Staatsministeriums appellirte. 
Dieser Fall trat in der That ein. Denn wieder wurde erklärt, 
dass die Einkleidung beider Lehrfrauen unter l\Iitwirkung der Oberin 
zu geschehen habe, die dazu wie überhaupt zur Ausübung der reli- 
giösen Functionen der kirchlichen l\Iission bedürfe. Der Erzbischof 
sei bereit, die Einkleidung vorzunehmen uncI die V orsteherin nach 
S 3 und -+ des Regulativs herbeizuziehen, sobald diese nicht ge- 
hindert werde, sich 1l1lS gegenüber dahin Ztt erklà'rell, dass sÙ dÙ 
ihr genzá"ss der erwà"hlltell BestÙJl1Jl1tllgell obliegendell religÙ J sell Pflich- 
ten er /üllen wolle. In dies em FaIle sei der Erlass v. 12. September 
als gegellslandslos zu erklären. 
Es war nicht ganz leicht, den Sinn dieser dunklen Redewen- 
dungen zu verstehen, zumal die von den1 Erzoischofe in Bezug ge- 
nommenen und seinem Y. erfahren zu Grunde gelegten S 3 und -+ 
des Reglements die Oberin mit keiner Silbe erwähnten. Es lag 
auf der Hand, dass hinter den \Yorten der Erklärung der Sdtz auf- 
recht erhalten blieb, dass die Oberin noch der kirchlichen Bestäti- 
gung bedürfe; es sollte der Dualismus in den1 \Yesen der Lehrin- 
stitute, der in den letzten J ahren eine Quelle beständigen Aerger- 
nisses geworden war, aufrecht erhalten werden. 
Darum beantragte der l\Iinister bei den1 Staatsministerium die 
Aufhebul1g des Institutes Ad e I h a use n 2), die GestaItung von dessen 
Yermögen zu einer ScLulstiftung und Uebertragung der Yerwaltung 
derselben an die Stadtgelneinde Freiburg. 
Das Recht der Regierung zu einer solchen l\Iaassregel war nicht 
zu bestreiten. 
\Venn der Reichsdeputationshauptschluss des Jahres 1803 für die 
Aufhebung der Frauenklöster die Genehmigung der Bischöfe erfordert 
hatte, so war, wie oben erwähnt, den Vicariaten ausdrÜcklich 
erklärt, dass die Un1bildung in Schulanstalten aIs Aufhebung an- 
zusehen sei, und jene waren der Sache nach einverstanden gewesen. 


I) Beilage XLII. 
2) Beilag-e XLIII. 
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Au
serdem aber kam für das Kloster Ad e I h au s en der Reich
- 
deputationshauptschluss gar nicht in Frage. Denn durch Art. XIX 
der Rheinbundsacte hatte Baden Über die neu zugefallenen Landes- 
theile - und so auch über den Breisgau mit Freiburg und Adel- 
hausen - die V ollsouveränetät erhalten, wobei die Beschränkungen 
des Reichsdeputationshauptschlusses 111it \\-enigen, auf diese Frage 
nicht bezÜglichen Ausnahmen gefallen waren. 
Den1nach stand das Lehrinstitut Adelhausen lediglich unter 
der Herrschaft des baùischen Landesrechtes, welches gIeichfalls dem 
Antrage des l\Iinisters nicht entgegenstand I). 
So" erfolgte denn auch der Entschluss des Staatsministeriun1s 
in dem von dem l\Iinister Jolly gewollten Sinne 2 ). Das Ordinariat 
protestirte 3). Der Protest wurde zu den Acten gelegt. 
Herr \V eick urn aber benutzte den Umstand, dass er die der 
Oberin gestellten Forderungen dieser absichtlich nicht schriftlich 
zurückgelassen hatte, zu einer öffentlichen Erklärung, welche sein 
Verfahren in ein rnöglichst unschllldiges Licht zu stellen suchte 4). 
Die protokollarische Erklärung der \
 orsteherin, ihr an das Orcli- 
nariat gerichteter, dort in keiner "\Veise beanstandeter Brief 5 I 
sprechen gegen ihn; und wenn cine Zeitschrift von der kirchlichen 
Färbung der historiscÍ1-politischen Blätter das Freiburger Or- 
dinariat beschuldigte, 1zz"cht durchalts dù: gebofene Vorsz'cht ltlld 
ZurÜckhalfung beobachtet zu haben, so n1USS doch das Plaidoyer des 
Herrn \Veickum auch bei seinen Gesinnungsgenossen nicht als 
stichhal tig befunden seine 
Uebrigens .sind seit der Zeit Irrungen bei den anderen katho- 
lischen weiblichen Lehranstalten oder Versuche, das Regulativ zu 
durchbrechen, nicht wieder vorgekomll1en. 


I) Siehe die Ausführungen in Beilage XLIII. 
2) Beilage XLI\'". 
J) Beilage XLV. 
4) Beilage XLVI. 
5) Beilage XLVII. 



v. 


I m Jahre 1852 traten mehrere kathoJische Frauen zu elner 
religiösen Yereinigung zusan1men und lebten gemeinsam aber ohne 
eine bestimmte \T erfassung in eineln llause, welches Eine unter 
ihnen gekauft hatte. Später siedelten sie sich neb en der Capelle 
auf dem Lindenberge in der Gemeinde Unteribenthal an, und 
nachdeu1 zwei l\litglieder einige Zeit in einem Kloster des heiJigen 
F ran z i sku s bei Z u g verweilt hatten, uud dort eingekleidet waren, 
wurde nach ihrer Rückkehr auch auf dem Lindenberge unter 
Leitung der n1it ihnen eingetroffenen Ida IIubmann die dritte 
Regel des heiligen Franziscus angenolnmen, ein Ordenskleid, 
Prof essleistung und andere klösterliche Einrichtungen eingefÜhrt. 
Die Zahl der l\litglieder wuchs seitden1 auf 46 Ordensschwestern 
und 2 Novizen, und auch die der Anstalt gewidn
ten Geldmittel 
hoben sich durch das Eingebrachte der Schwestern und testdmen- 
tarische Zuwendungen derart, dass das Kloster sich i. J. 1868 ab- 
gesehen von den eigentlichen Klostergebåuden im Besitze von zwei 
beträchtlichen Hofgütern befand. 
Jln IIerbste 1868 wurde den1 
Iinisterium des Innern von diesen 
Verhältnissen Anzeige gemacht, und es erfolgte eine U ntersuchung, 
urn den rechtlichen Charakter der Communität festzustellen. 
Dabei ergab sich J), dass die Frauen nach der dritten Regel 
der BrÜder und Schwestern \"on der Busse oùer des dritten Ordens 
des hei1igen Franziscus 1ebten, da
s die jetzige klöster1iche Ver- 


J) Erklärungen der Vorstcherin Hubmann und der Schwester Vero- 
n i k a Ben i t z. 
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fassung vom Jahre 1860 datire, dass die Frauen öffentliche feier- 
1iche Gelübde ablegten, wie denn auch noch keine aus dem Kloster 
ausgetreten war, dass die e\Vige Anbetung gehalten \\Terde, das Haus 
nur bei nothwendigen Geschäften verlassen, und Besuche nur hinter 
dem Gitter empfangen werden durften. 
Die Staat'5regierung musste deswegen zu der Ansicht gelangen, 
dass entgegen den Bestimn1ungen des Staatsgesetzes hier ein reli- 
giöser Orden ohne Genehmigung der Regierung entstanden sei, und 
verfügte derngernäss am 22. Dezember 1868 auf Grund des S 4 des 
Vereinsgesetzes vom 21. November 1867 die Auflösung des Ordens. 
1m Auftrage der V orsteherin wurde aber gegen diese Anord- 
nung Namens der "BrüderschaftH Recurs eingelegt und die Zurück- 
nahrne der Ministerialverfügung erbeten. 
Die Beschwerdeschrift suchte zunächst darzuthun, dass es sich 
hier keineswegs urn einen religiösen Orden, sondern nur urn eine 
religiöse Brüderschaft handle, die lediglich den V orschriften des 
Vereinsgesetzes unterworfen sei, und weder zu ihrer Entstehung einer 
staatlichen Genehmigung bedürfe, noch durch staatliche \VilIkür auf- 
gelöst werden könne. 
Ein religiöser Orden, so lautete die Ausführung der Recurs- 
schrift, be sitze stets die Rechte einer juristischen Person, der Ein- 
tritt erfolge durch Ableistung der vota solennia und durch die Yer- 
pflichtung auf eine vom Papste bestätigte Regel, die bei weiblichen 
Orden stets die Clausur vorschreibe. 
AIle diese V oraussetzungen aber fänden im vorliegenden Fane 
nicht statt, da die Mitglieder des Lindenberger Institutes nur ein- 
fache Gelübde ablegten, demnach auch die Verrnögensfähigkeit nicht 
verlören. Ueberhaupt sei ja die Regel des hei1. Franz gerade [ür 
Laien bestirnrnt, urn dies en beim Verbleiben in der Welt und ihrem 
Berufe Anweisung zu einem gottseligen Leben zu geben. 
Endlich habe weder der Erzbischof die Genehrnigung zur Be- 
grÜndung eines Klosters erthei1t, noch würden von ihm die Gelübde 
abgenommen. 
Die eigenthümlichen Argurnentationen der Recursschrift ver- 
fehlten auf die Entschliessung der Regierung jeder Einwirkung. 
Einmal widersprachen die von der Oberin des L in den b erg e r 
Institutes und den Schwestern abgegebenen Erklärungen so \Vie die 
durch Zeugenaussagen festgestellten Thatsachen geradezu den An- 
gaben der Recursschrift. 



6-
 


Fünfter Abschnitt. 


Die abgelegten Geliibde waren von der Oberin selbst nicht als 
widerrufliche oder ihrer zeitlichen Gehung nach beschränkte an- 
gesehen worden, so dass Ihnen die wesentlichsten l\Ierkmale der 
vota simplicia fehlten. Das Gelübde der Arn1uth, welches nur inl 
votum solenne enthalten ist I), wurde unbestritten auf den1 L i n den- 
be r g e abgelegt. Eine Clausur wurde in \Vahrheit gehandhabt, da 
selbst den nächsten Angehörigen der Schwestern der Zutritt und 
Yerkehr 111 it denselben nur in beschrãnkter \Yeise gestattet war; 
unù \Venn auch die Schwestern gemeinsam - freilich unter delll 
Gcbote des Stillscln,'eigens - denl l{loster nahe gelegene Felder 
bebauten, so war das doch auch bei der CLlusur 111it bischöflicher 
Genehmigung vollkon1men lnöglich. 
Allerdings wurden die Gelübde nicht VOIll Erzbischofe, wohl 
aber durch einen Geistlichen, den Dekan Lender - wie die Oberin 
selbst aussagte - im bischöflichen Auftrage abgenoll1men? und wenn 
auch die erzbischöfliche Registratur versicherte, keine Acten Über 
das Lindenberger lnstitut zu besitzen, und die erzbisch<.Jfliche 
Curie die Bestätigung desselben als l{loster nicht ertheilt zu haben 
behauptete f so lag doch auf der Hand, dass die \Yirksamkeit des 
Staatsgesetzes bezÜglich der Entstehung von K.löstern vollkonln1en 
illusorisch gen1acht worden wäre, falls sie von dell1 Unlstande hätte 
abhängen solI en , ob die erzbischöfliche Curie rÜr gut fände ihre 
Archive zu öft"nen, oder ob sie es [Ür zweckmässig erachtete, 
zur U mgehung der staatlichen Bestimmungen von einer ausùrück- 
lichen Bestätigung neuer K.losterinstitute Abstand zu nehmen und 
tiÏese stillschweigend zu dulden. 
Auch der l\Iange1 der Corporationsrechte sprach nicht gegen 
die KJosterqualität des Lindenberger Institutes. Denn so lange 
die staatliche Gesetzgebung dem Orden die Corporationsrechte I1icht 
verliehen hatte, konnte er natÜrlich dieselben nicht besitzen, und da 
er sie nicht erhalten hatte, so musste auch selbstverständlich den 
einzelnen 1Iitgliedern formell dem bürgerlichen Gesetze gegenüber 
die Vermögensfähigkeit erhaltell bleiben, wobei sich Übrigens cluf 
dem \Vege testamentarischer Festsetzungen zu Gunsten des Institute..; 
dasselbe erreichen liess, wie bei völliger Vermögenslosigkeit der ein- 
zelnen Schwestern 2). 


I) Permaneder Kirchenrecht (Landslzut 1856). S ri o . S. 263. 
2) Die amtlichen Erhebungen auf dem Lindenberge ergaben in diescr 
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Der Umstanù, dass die Tertiarier-Regel in der Thdt zuerst für 
Laien gegeben wurde, konnte an ùiesen Erwägùngen un1 so weniger 

indern, als aus der ursprünglichen 'V urzel alln1ählig eine Kloster- 
regel erwachsen war, die schon Ï1n Jahre 1395 die päpstliche Ge- 
nehn1igung erhalten hatte. 
Stellte nach allen1 diesen die Staatsregierung die factisch er- 
n1ittelten l\Iomente zusammen I), Uln auf den juristischen Charakter 
des Lindenberger Institutes einen RÜckschluss zu thun, so ergab 
sich, dass von einer Confraternität keine Rede sein konnte. 
Denn in dieser fehlt vor all en Ding-en ein gen1einsames Leben, 
eine vita communis, welche auf dem Lindenberge vorhanden war. 
Es kommen ferner gar keine Gelübde, auch nicht vota sin1plicii.l 
Yor, während Gelübde auf ùem Linc1enberge unzweifelhaft abgele
.t 
wurden und nur deren juristischer Charakter streitig war. 
Endlich fehlt bei den Confraternitäten eine Regula, welche aIle 
Lebensverhältnisse ordnet, während auf ùeln Lindenberge das Gt>- 
lübde sich auch auf die Befolgung der Regel erstreckte 2). 
'Var aber das Lindenberger Institut l1icht als Confraternität 
aufzufassen, so konnte es nur ein Kloster oder eine Congrega- 
tion seIne 
Eine nähere Erörterung aber, welcher dieser beiden Fäl1e Platz 
greife, war für die Staatsregierung schon deswegen unnöthig, weil 
ùas Gesetz beide gleichmässig behandelte. 


Bezichung: 
\m 26. Sept. 186 I te
tirte Juliana Hiiglc; sie setzte vier Scll\\"l:- 

tern aIs Erben ei'n mit Anwachsrecht fiir den Fall des V orabsterbens. - 
19. Febr. 1863. Crescenz Rombach set.lt ihre im Klo"ter befindliche Schwestcï 
L:ur Universalerbin ein. - 1. 
IärL; 1865. Therese Roder, testirt gleichlautenll 
111it J uliane Hiigie, indem sic drei SCh\\Tstern einsetzt. - 1856. 
Iagdalen.1 
Heizman: vier Schwcstern mit der Auf1agc die Hälftc zu vcrwcnden. Ih1' Vater 

agtc aus, dass seiner Tochtcr bei ihrer Aufnahmc 
J:c Bedingung gestcllt 
worden sei, ihr Venuögen der Anstalt zUL:uwenden. Aus ihrer Erbschaft 
(l08I Fl.) crhielt cr im Vergkichswcgc 2.ï5 Fl., woLei er Hoch den GralJ- 
=,tcin setzen lassen musste. 
I) Die Generalverzeichllisse des .Pfarramtc
 St. .Peter beL:eichlldcn Jie 
Sdnvestcrn als "Klosterfrauen". Der Gesch
ifbführer dcrsclbcn, Grc1llll1eb- 
bacher, erklärte am 27. Deæmber 1862 vor Jem Xotar G-Iykhart: "Das 
K.loster der KapuL.Íncrinnen )'Iaria Hilf ,lilt" Lindenberg hat kcill V cr- 
mögen " 
2) Vgl. üba die Rcchtsverhä1tnis"5c dcr Cunfrakruit:iteH: S L: h u 1 t c, I,,'," -/), 
d. A1<. 
. 
111Jl. 1
68. S. 480. 


Fri('dbl'rg, IJer 
:t.l.lt 1I, J. Kirchc, 


.") 
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Fünfter Abschnitt. 


Denn S 1 I des Staatsgesetzes von1 9. October 1860 sprach 
zwar ausdrücklich nur von der an die Staatsgenehlnigung geknüpf- 
ten Einführung eines religiösen Ordens und einzelner Anstalten eines 
solchen. Aber die Regierungsmotive belnerkten, dass in der ge- 
dachten Bestilnlnung die Grundsãtze des I. Badischen Constitutions- 
edictes aufrecht erhalten werden solI ten, welches Iediglich von Ge- 
sellschaflen ulld Illslilulen sprach, die sich für einen kirchlichen 
Zweck bilden würden. Dass aber unter diesen Gesellschaflen auch 
die Congregationen zu verstehen seien, war selbstverstãndlich, und 
auch praktisch durch die i. J. I8
5 ertheilte staatliche Genehmigung 
des Ordens der barmherzigen Schwestern einer quasiregulãren 
Genossenschaft - illustrirt worden. 
Es konnte auch Uln so weniger angenolnnlen werden, dass das 
Gesetz v. 1860 die Congregationen nicht mitumfasse, als die Regie- 
rung sonst sogar unter das l\Iaass der Befugnisse freiwillig herunter- 
gegangen wãre, welches selbst das Concordat der Staatsgewalt ge- 
währt hatte, und wonach für die Einführung von Congregationen 
ein Einvernehmen der Staatsbehörde festgesetzt wurde. 
Somit wurde der Recurs gegen die Regierungsverfügung zllrück- 
gewiesen und die Aufhebung des Institutes auf dem Linden berge 
befohlen. 
Es war selbstverstãndlich, dass diese von den kirchlichen Partei- 
gãngern sehr drasti
ch in Scene gesetzt wurde. 
Die ]ungfrauen auf de In Lindenberge warteten geduldig den 
äussersten von der Regierung für die Räumung des Rauses ge- 
stellten Tennin ab, unl dann über das Eintreffeh der Executiv- 
behörde sehr erstaunt und im äussersten l\Iaasse verwundert zu er- 
scheinen. Dcr Unlstand, dass an denl Tage der Auslreloung heftiges 
Regenwetter herrschte, musste mit dazu beitragen, deln ganzen Ge- 
mãlde, wie es das officiöse Organ der Freiburger Curie darsteIJte, 
einen düsteren Charakter zu verleihen; und unl des tiefsten Ein- 
druckes auf gefühlvolle Seelen gewiss zu sein, hiess es dort: Selbst 
die Diener der Obrigkeil, abgehärlele Krieger, sah man gerührl mil 
Thränen Í1z den Augen J). 
U ebrigens war mit ùer polizeilichen Ausweisung cler Orùens- 
schwestern die Angelegenheit noch nicht erledigt. 


I} Jahrg. 1869. NO.9. S. 65. 
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Während ein Theil der ]ungfrauen sich in das Elsass begab, 
kauften acht andere kluge 'lungfrauen, die das Oelz"n ihren Lampen 
nichl ausgehen lassen woll!en I), einen Eigenthurnsantheil an dem 
Klostergebäude, und begaben sich bei N acht und Nebel heimlich in 
dasselbe. 
Wieder wurde ihnen der Befehl eröffnet, das Haus zu verlassen 
denn die Absicht der Gesetzumgehung sprang zu deutlich in die 
Augen, - wieder richteten sie einen Recurs an das Ministerium und 
wieder wichen sie nur polizeilicher Gewalt. 
Die s. g. katholische Presse bemächtigte sich übrigens des dank- 
baren Stoffes mit mehr Eifer als Geschmack und Erfolg. Eine Bro- 
chüre betitelt: Das ersle Brandopfer der Offenburgerei oder die 
Treibjagd auf delll Lindenberge. Ez"n Halihalo V01Z J. M. Hägele 
appellirte in der naivsten \Veise sogar an das pekuniäre Interesse 
der badischen Landesbewohner, welche jetzt die schönen, bisher von 
den Lindenberger Schwestern bezogenen Einnahlnen den Fran- 
zosen überlassen müssten. 
Der Verfasser wollte - urn den Geist, welcher durch die 
badische ultramontane Literatur weht, hier kurz zu kennzeichnen, - 
den gegens!and/os und sinnlos gewordenen Bund zwischen Thron 
und Altar lösen. Chrisllich geblieben isl der Altar, neuheidnisch is! 
geworden der Thron. Zeilgemå"ss und sachgemäss dagegen is! ge- 
worden der Bund der unlerdrücklen und ver fo/g!en Ul!ramonlanen 
llllÏ jedem ehrlichen Manne, der Fron! mach! gegen den gemein- 
samen, bloss z'on der UneinigkelÏ lebenden und abermals auf U1l- 
einigkeil speculirenden HaupifeÙzd, Fronl wider den Allen gemein- 
salllen Feind, wider die Al/machl des s. g. SIaa!es 2). 


I) Jahrg. 1869" No" 17. S. 129. 
2) Der Verfasser versucht 
abei den Begriff eines Revolutionäres fest- 
zustellen, indem er "die berechtigte und pflichtgemässe Nothwehr eines in 
seinen heiligsten Rechten und Gütern misshandelten V olkes oder Standes" 
nicht dazu rechnet ". . . . . . haben endlich auch in deutschredenden Lan- 
den der kleine Mann und der Fabrikarbeiter angefangen, sich zu regen wider 
die durch und durch revolutionäre Allmacht des todten Kapitals, so wie 
gegen die weisse Sklaverei der Grossindustrie mitten im Christenland, so 
kann ein billigdenkender 11ensch ihnen bloss den besten Erfolg wünschen." 
Dass der Verfasser mit diesen socialistischen Sympathien gleichzeitig den 
Standpunkt der Freiburger Curie ,'ertritt, ergiebt sich aus dem Hirtenbriefe 
des Weihbischofs K ü bel bezüglich der Feiertage. 


..* 
.) 


,. 
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Fünfter A.b::;chnitt. 


_-\uch das Freiburger Diöcesanblatt öffnete aufs Neue :seine 
Spalten dem Lindenberger Conflicte, bis die Aufmerksamkeit 
dieses Pressorganes sich einem anderen Gegenstand, von allerdings 
I1ur lokaler Bedeutung, der aber wenigstens einige Agitation in tier 
Stadt Freiburg ennöglichte, zu wenden konnte I). 


I) Der Freiburger l\fagistrat hatte in den dortigen A.nlagt:n CllugC 
Figuren aufstellen lasseu. Gegen diese, "bei deren Anblick selbst 3on- 
::;tändige Heiden erröthen müssten," cröffnctc d30s Blatt cincn "Freiburger 
Bilderstreit" . 



VI. 


;'\m 9. October 1860 war in Baden die s. g. Nothcivilehe ein- 
gefiihrt worden I). Danach sollten die Brautleute, deren Trauung 
vom zuständigen Pfarrer aus einenl vom Staate nicht anerkannten 
Grunde versagt oder verweigert wurde, eine Civilehe eingehen dürfen. 

o hoffte man, den zahlreichen Conflicten, welche sich in Be- 
LUg auf die gemischten Ehen zwischen Staat und Kirche ergeben 
hattE'n, für die Zukunft entgehen zu kônnen. 
Das Gesetz war kauln als ein glückliches zu bezeichnen 2), und 
die> RegiC'rung Inochte sich das Gefühl von der U ntauglichkeit der 

othcivilehe wohl selbst nicht verhehlen. \Venigstens beanspruchte 
-.ic in 
 3 ihres Gesetzentwurfes die Befugniss, die obligatorische 
C'i\-ilehc einführel1 zu dürfen, \Yogegen sich Freilich die erste Kam- 
Iner, doch nur aus denl Grunde erklãrte, weil dazu ein eigenes Ge- 
:;.C'tz nôthig sei. 
.Aber auch die Hoffnung der Regierung, durch die Nothcivilehe, 
wenn auch auf Kosten der einzelnen 3) durch die l\iaassregeln der 


I) Das Geset.l in Beilagc I, die Geschichtc dessselben in meiner Schrift: 
lJas Recht del' Elzesclzliessllllg, Leiþ'3ig 1865. S. 68..}. ff. 
2) Eine K..ritik der N othciyilehe in me i n e m dem J uris tentage erstatteten 
Gutachten Ztschr. flir K.irchenrecht, Bd. 9. S. 272 ff. 
3) Ðarüber sagt A I ban S to 1 z T-véclzselbalg S. 5: "Bis jetzt deutct man 
n
il1llich mit Fingern auf solche Civi1paare, welche von der Obrigkeit die 
Er1auhni
s eingehoIt haben, sich gegen das sechste Gebot zu verslindigen 
t dcnn nach christIichen Grundsätzen ist eine Civilche weiter nichts als eiu 
Concubinat ungeachtet der obrigkeitIichen ErIaubniss); ja das Volk sieht mit 
Recht cine s. g. Ch'ilehe für eine solche Schmach anf wie wenn ein Selb..,t- 
mördcr ohne priestcrliche Begleitung unter Beaufsichtigung der Polizei inc.; 
Grab g-ehracht wird." 
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Sechster Abschnitt. 


Kirche Betroffenen, den Frieden mit der letzteren aufrecht erhaltcn 
zu können, ging nicht in Erfül1ung. 
Der 
 2 des Gesetzes bestimmte, dass die Bescheinigung der 
Civilehe dem zuständigen Pfarrer vorzulegen und von dies em in das 
Ehebuch einzutragen sei. Dazu gab die Y ollzugsverordnung vom 
18. Januar 1861 I) nähere Erläuterung und stellte ein Formular fest. 
Schon unter dem 15. Juni 18612) erklãrte das Ordinariat dem 
1\1inisterium, dass es den Geistlichen die Eintragung der Civilehen 
in die Pfarrbücher untersagen müsse. Die Ehe sei nach katholischer 
Auffassung ein Sacrament, die Civilehe ein Concubinat, und der 
Pfarrer, indem er letzteres als Ehe in sein Register schreibe, gebe 
dadurch seine Anerkennung eines von der Kirche verpönten In- 
stitutes zu erkennen. 
Diese Gefahr war freilich durch das in der Verordnung vom 
18. Januar für die Thätigkeit der Pfarrer vorgeschriebene Fonnular 
vollständig ausgeschI<?ssen. Denn danach hatte der Geistliche nur 
die Bescheinigung der bürgerlichen Trauung einzutragen, und es 
war ausdrücklich ausgesprochen, dass er dies all./' bezÙ-ksamtliche 
Weiszt1zg thue. 
Dennoch kam die Regierung den Bedenken der Curie in so 
weit nach, dass sie zwar den erzbischöfiichen Antrag auf Einführung 
eigener Civileheregister nicht nur als unpraktisch, sondern auch als 
gegen das Gesetz verstossend verwarf, dass sie aber den Pfarrern 
gestatten wollte, jedem Eintrag einer Civilehe einen Protest ihrer 
Nichtanerkennung derselben hinzuzufügen 3). 
Aber auch auf dies, vom staatlichen Standpunkt in keiner \Veise 
zu billigende Auskunftsmittel ging die erzbischöfiiche Curie nicht ein, 
da durch den Protest die Thatsache des EÙzlrages zl1ui die daralts 
enlstehende COllSequellz Jedell/alls llichl ganz allerirl wÜrde 4). 
Die Regierung nahm darauf von der gesetzlnåssig ihr gegen 
die Geistlichen als Civilstandsbeamten zustehenden Zwangsbefugniss 
Abstand, aber sie erklãrte doch, dass die kirchliche Opposition sie 
nöthige, auch das Band des staatlich-kirchlichen Zusammenwirkens, 
welches zur Zeit noch in der bürgerlichen Standesbeamtung bestehe,. 


I) Beilage XL VIII. 
2) Beilage XLIX. 
3) Beilage L. 
4) Beilage LI. 
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zu lôsen; und so sprach das Ministerium, als die zweite Kammer 
am 6. Dezember 1867 die Einführung der ob1igatorischen CivileLe 
beantragt hatte, seine vone Bereitwilligkeit aus, diesem \Vunsche 
gerecht zu werden. 
Aber dagegen erhob sich die kirchliche Opposition mit ganzer 
l\lacht I). 
Das Ordinariat reichte am 14. Dezember eine Beschwerdeschrift 
an das Staatsministerium ein, worin die obligatorische Civi1ehe als 
dem \Vesen der Ehe, dem bestehenden Recht und der freien Reli- 
gionsübung der Katholiken widersprechend bezeichnet wurde. 
Die Erörterung nahm ihren Ausgangspunkt von dem in juristi- 
scher Beziehung mehr als merkwürdigen Satze, dass die Ehe an und 
für sich ebensowenig als z. B. die Geburt oder der Tod ein politi- 
sches oder biirgerliches Rechtsz'erhå"ltniss sei; sie begründete diese 
Thesis, zf.Jeil der Eheconsens ltlld die durch gö'tlliche Allordnung ge- 
schlossene nlOralische Lebensgemeinschaft als solche nicht rechtHch 
erzwÙzgbar ist, weÜ die Ehe kein cl'z'Z"/rechtlich klagbares Object hat 
ltnd u'eil den Ehecolltrahelltell llicht dÙ 'u.Jl"llkiirliche Disposilz"oll iiber 
das rein religib'se Band der Ehe zusteht. Sie gipfelte end1ich in delTI 
Schlusse, dass die obligatorische Cz"z}ilehe nicht bIos el'ne Rechtsz'er- 
lelzlt1lg 1l1ld eiJle Bedrohung der szÏtlichen Grllndlagen der Gesel!- 
schaft, sondeJ-ll insbesondere 'lozter den obwallendell Umstå"nden el7l 
feilldseliger Act gegen die Kz'rche 1l1ld dÙ! KatholzÏ?en sei, welche da- 
durch auf de17l hezligslen GebÙ!te des Glaubens z'erlelzl werden. 
Diese Ausführungen des Ordinariates erfreuten sich wenll auch 
nicht eines allgemeinen Beifalles, so doch jedenfaUs der vollen Zu- 
stimlnung des am 17. Dezelnber in Freiburg zusammenberufenen 
Clerus. Nur machte sich in den BeschlÜssen dieser Versan1n1lung 
unter anderen auch der logische \Viderspruch ge1tend, dass einer- 
seits erklärt wurde, die Standesbeamtung könne füglich den Geist- 
lichen belassen bleiben, cIa die Anstände wegen verweigerter Trauund" 
durch das Gesetz des Jahres 1860 beseitigt seien, und andererseits 
diesem vorgeworfen wurde, es reize zum Ungehorsam gegen göu- 


I) Dieselbe hatte schon i. J. 1866, als die Kammern [ür die Civilehe 
sich ausgesprochen hatten, zu dem üblichen Petitionssturme geführt. Selbst 
die Frauen mussten Adressen an die Grossherzogin richten, "Höchstdieselbe 
möge Fürbitte einlegen, bei Höchstderen fürstlichen Gemahl für das schwache 
weibliche Geschlecht, dem durch etwaige zwangsweise Einführung der s. g. 
Civile he schwcre Zeiten drohen." Freiburger Bote 1866. Xo. 28. 
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liche und kirchliche Gebote - ,vill heissen das moderne Recht der 
gemischten Ehen, von welchem man im achtzehnten Jahrhundert 
seIbst in den geistIichen Staaten noch nichts wusste I), - und yer- 
Jetze das Recht und die Autoritãt der I(irche. - 
Die feinere Speise der Beschwerden des Ordinariates wurde 
dann durch die Bemühungen des Freiburger Professors AI ban 

tolz in derbe Yolkskost umgesetzt. 
fler JVechselba/g womit Baden und Oesterreich aufgehoifell 
werden soli, so hiess die i. J. 1868 herausgegebene Schrift, bei 
"-elcher die un übertreffliche U nwissenheit des Yerfassers Init den1 
niedrigsten Cynislnus der Sprache und des Gedankens IIand in Hand 
geht, uud welche in öffentlicher Sitzung der Stãnde die gerechte 
TIrandlnarkung erfuhr. Hiess es doch darin: Selbst ein ordÙzå"re.f 
ConcubÙzat Ùt Ùzsoferu eill geriugcres [Tebe/ als szOch das Paar doch 
7lzcht 'l/orspÙgeli , seÙle siÙldige VerbÙldllllg sei er/aubt
. wå"h, end pun: 
Cii'1Ïehe cÙz mil Heuchelei zllgedeckles Concubznat ist. lIIaJl machl 
gègellzi'årlig den Antrag, dass die Spitlbank in Baden a lifgehObUl 
'if1crde, 'wez"l sie 1l1lsitllzch lInd verderb/Ù:h sei. Allein del' Sch , adell 
7i}elchen die Spie/bank für die SZIIlÙ:hkezÏ des Landes verur sacht, z'd 
/Ill Verg/eich gegen den Schaden, welcllen dÙ! EÙiführll1zg der CzZl/Ï- 
l he aurichten wiirde, wie eÙz Paar J1IazRäj"er gegell eÙzf Heerde 
n''ildschweÙle, weJln sie Ùz eÙzell Garten eÙlbrechen. (S. 8). 
Der Civilehe wird vorgeworfen, dass sie den Geldbeutel der Lelllt: 
an eiucr Deuen Seite allbohJ e. Es hat 1\TÙmaJld einell Nlltzen da,,'úll 
a/s die theuerll Schreibersherrll. J1J(jg/Ù:herweise macht man dÙ 
Jl{oslen der Czvzïkuppelei recht hoch, thez"ls welÏ es den Angestelltell 
mehr einträgt, theils lUll armen Leuten es zu entleÙlell, durch eÙu 
rechtmässige J'raUltllg beÙJl GeistHclzell neuen Kosten sich zu loder- 
ziehell oder dell GeÙtHchell Zit nöïhigen, azif seine bÙherigell Gebührell 
Zit ve,'zlchlen. 
Schliesslich sagt der V erfasser, welcher seines Amtes Lehrer 
tIer Pastoraltheologie und Pädagogik ist: k01/llllt es Ùl Baden ltlld 
Oesterreich altch ?loch dazu (d. h. zur Ci'l'lïehe, Zur Büchse z'oll Z'01J 
Lüge, l..;-nzltcht ltlld TérhiJhllullg Gotles, zum wahrell Sacrament des 
Tezifels) dann kanll mall 1/UI aI/em Recht sagen, dass diese LiÙlder 
ill szïllÙ:her Bezz"ehullg das Lokal ill Deutsch/and bzïdell, welches zwar 


I) Vgl. meine Abhandlung Gemisc1de LlÍell in Rotteck und \Yclckcr 
Staatslexico1t Bd. 6. S. 299 ff. 
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ill jedem Haus lloth'lvelldig z"sl, aber am wenig-stell gut rÙchl 'ivegen 
Zlt starker Elllzvicklullg 'l'on Schwefel- und JVasserstoffes. - 
Erst i. J. I86g legte die Staatsregierung der Ständeversammlung 
einen GesetzenÌ\\-urf betreffs Einführung der obligatorischen Ci\'ilehe 
vor. Freilich erstattete die l\Iinorität der Commission der I. I{am- 
mer ein Separatvottun, welches die landläufigen Phrasen über die 
Civilehe zum Besten gab. Allein die parlamentarische Versan1mlung 
liess sich dadurch ebensowenig bestimmen, \Vie durch die mündlichen 
dasse]be Niveau einnehlnenden Ausführungen des Bisthumsverweser 
I{übel, die noch dazu durch den Staatsminister Jolly eine schnei- 
dige Abfertigung erfuhren. 
Auch die Instruction, welche das erzbischöfliche Capitelsvicariat 
bezüglich der Civilehe von den !{anzeln verlesen liess, und welche 
dieselbe als vor Gatt und der Kirche ungültig erklärte I), verfehlte 
jede \Yirkung auf das Valk, welches die neue aln I. Februar 1870 
in I{raft getretene Institution 2) aller kirchlichen Agitation ungeachtet 
111it grösster Ruhe entgegennahm. 


I) Beilage LII. 
2) Die bezüglichen Gesetze Beilage LIII. 
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Das Gesetz v. 9. October 1860 über die rechtliche Stellung 
der Kirchen und kirchlichen Yereine im Staate hatte den Grundsatz 
aufgestelIt, dass das öffentliche U nterrichtswesen vom Staate geleitet 
werde und aIle anderen U nterrichts- und Erziehungsanstalten der 
Aufsicht ùer Staatsgewalt unterliegen soHen. (s 6.) 
Gleichzeitig damit war bestiInmt worden (S 12), dass die Kirchen 
den Religionsunterricht für ihre Angehörigen besorgen und über- 
wachen soli ten , jedoch unbeschadet der einheitlichen Leitung der 
U nterrichts- und Erziehungsanstalten. 
Ebenso wurùen die Kirchen für befugt erklärt, Bildungs- 
anstalten für diejenigen zu errichten, welche sich dem geistlichen 
Stande widmen wollten. - 
An sich brachten die gedachten Bestimmungen nichts Neues. 
Thatsächlich hatte die bisherige SchuIgesetzgebung denselben staat- 
lichen Charakter des Unterrichtswesens zu ihrem Ausgangspunkte 
gehabt. 
'Yichtig aber war es, dass dieser Grundsatz jetzt zum ersten 
l\Iale auf der festen Grundlage eines constitutionellen Gesetzes hin- 
gestellt wurde, und andererseits war bei ùen Concordats\'erhand- 
lungen das frühere Princip der badischen Gesetzgebung zu sehr und 
zu mannigfach verdunkelt worden, als dass nicht die neue formelle 
Sanctionirung desselben dankbar anzuerkennen gewesen wäre. 
Auch die erzbischöfliche Denkschrift hatte das Princip des staat- 
lichen Gesetzes nicht anzufechten unternommen. Lediglich auf die 
Leitung und Verwaltung der zu errichtenden geistlichen Schulen war 
die AuCmerksan1keit ùer Freiburger Curie gerichtet, und weiter die 



Das Gesetz über den Elementarunterricht. 


75 


al1erdings bedenk1iche Fordernng aufgestel1t worden, dass nicht nur 
der religiöse Unterricht, sondern die Erziehung der Kirche zuge- 
sprochen werden müsse, dass diese die Religionslehrbücher zu be- 
stimmen habe, und dass der Unterricht nur von soIchen Lehrern 
ertheilt werden könne, weIche der Erzbischof dazu ermächtige. 
Regierung wie Ständeversammlung verhielten sich den erz- 
bischöflichen Postulaten gegenüber ablehnend, da die einen als be- 
denkliche Reminiscenzen der erst so eben übenvundenen Concordats- 
periode zu betrachten waren, die anderen auch ohne ausdrückliche 
Normirung sich durchaus von selbst verstanden. - 
Es war natürlich, dass der oben angeführte Paragraph des 
Staatsgesetzes nur den Rahmen enthielt, in weIchem die weitere 
Schulgesetzgebung sich fortzuentwickeln hatte. Denn wenn auch 
das Princip des g 6 ein altes war, so mussten doch die Conse- 
quenzen sich jetzt, wo die Kirche von der Staatsgewalt fÜr selb- 
ständig erklärt war, ganz anders gestalten, als früher, wo der geist- 
1iche Organismus sich willig vom Staate für die Unterrichtszwecke 
hatte verwenden lassen. Es erwuchs jetzt mit Nothwendigkeit für 
den Staat die Verpflichtung, seine Aufgaben durch eigene Organe 
ausfiihren zu lassen. 
Zuvörderst traf diese Consequenz die obere Leitung und Beauf- 
sichtigung des V olksschulwesens. 
Bisher war jeder der beiden confessionell geschiedenen Ober- 
kirchenräthe gleichzeitig Oberschulbehörde für die seinem Bekennt- 
nisse angehörigen Schul en gewesen, der Oberrath der Israeliten für 
die jüdischen, die OberschuIconferenz für die gemischten. Daneben 
hatte noch ein Oberstudienrath für die mittleren U nterrichtsanstalten 
existirt. 
Abgesehen davon, dass aus dieser Theilung mannigfache Nach- 
theile und Weiterungen entsprungen waren, welche eine in einander 
greifende Verwaltung wesentlich gehemmt hatten, sò war auch, so- 
bald das bisherige Band zwischen Staat und Kirche gelöst wunle, 
die Union zwischen staatlicher Schule und Kirche, wie sie in ùem 
Organismus der Schulbehörden bisher einen Ausdruck gefunùen 
hatte, nicht mehr aufrecht zu erhalten. 
Die Rücksicht auf confessionelle Yerhältnisse konnte dabei nur 
wenig ins Gewicht fallen. Einmal liess sich bei der Zusalnn1en- 
setzung der neuen staatlichen Centralbehörde das confessionelle :1\10- 
ment be quem berücksichtigen, andererseits aber waren auch bisher 
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schon in der Schulconferenz und im Oberstudienrath Organe vor- 
handen gewesen, welche über Schulen aller Bekenntnisse die AuE
icht 
gefÜhrt hatten. 
Den1gen1äss wurde an1 12. Angust 1862 eine landesherrliche 
Verordnung erlassen I), welche die Functionen der friiheren Schul- 
aufsichtsbehörden einer neuen Celllral-l11z"ttelbehörde unter dem Namen 
des Oberschulrathes übertrug. 
Den oberst en kirchlichen Landesbehörden wurde gleichzeitig ge- 
stattet, Vertreter zu bezeichnen, welche der Oberschulrath zu seinen 
Berathungen hinzuziehen werde, so oft es sich urn Fragen des reli- 
giösen Unterrichts und dessen Verbindung mit dem Lehrplane handle. 
Dal11Ït war den Fonierungen des Staatsgesetzes, welche
 den 
Religionsunterricht der Kirche unterstellte, yöllig Genüge geleistet. 
Nicht jedoch nach Ansicht des Erzbischofs. 
Er nahn1 aufs Neue (16. April 1863) Gelegenheit, der St"lats- 
behönle die kirchlichen Principien über die Schule auseinandcrzu- 
setzen. Danach wurde die letztere ells Allgehörde der J{irche be- 
zeichnet und dieser die l\Iitbetheiligung an der Leitung <.ler Schule 
vindicirt. Dies sollte sich crgeben ailS delll JVesell der Schllle al.'ì 
tiner ethÚchell Hz"ifsall sta II, aus dem Lehrberuje der lÚ"rclze wie au;; 
clem geschichtlichen und rechtlichen Yerhältnisse derselben zur Schule. 
lIltS dell belrå"chtlz"chell Bez"trå"gell, "loelche dz"e kz"rchlz"chen FOlld.'ì 
llr 
["'llterhaltullg der Schule gebell ulld aus dem Charakter der Schul- 
j01lds als c01ifessiolleller I1lslzlute. 
Selbst das Gesetz YOIn 9. October 1860, welches lediglich die 
Staatsleitung des Unterrichtswesens normirte, wU:jste der Erzbi"chof 
in gewundener Deduction für sich anzuführen. 
Denn da tHeses, wie er n1einte. die kirchlichen Rechte auf Lei- 
tung der religiösen Erziehung und Bildung al1erkenne, - davon 
stand nichts im Gesetze, ja der Con1missionsbericht der ersten KaUì- 
n1er hatte sich mit grosser Entschiedenheit gegen eine solche Pe- 
stin1n1ung, die cler Erzbischof allerdings gewünscht hatte, au:,ge- 
sprochen 2), - da die V olksschullehrer ferner zugleich Religiol1
- 
lehrer seien, so erkenne das Gesetz die Berechtigung der Kirche 
zur l\Iitleitung der Schule an, das sich noch ausserdem ergebe ailS 


1) Beilase LIV. 

) Y gl. Comrnissionsbericht S. 30 f. 
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clem Principe der Selbstå"lldigkez't der Kirche hzerwegen und aUs der 
Lehr- und Lernfreiheit. 
Das aus diesen GrÜnden, deren mystisch-dunkele juristische 
Seite der Erzbischof leider zu erhellen unterliess, geschöpfte Resultat, 
fÜr welches Übrigens noch zum U eberfluss das Princip der U eber- 
zeugungs- und Religionsfreiheit in die Schranken gefÜhrt wurde, be- 

tand schliesslich in dem \Vunsche, ständige kirchliche Yertreter tIer 
Oberschulbehörde beigegeben zu sehen. Eventuel! glaube1l 'It'ir 1lach 
Obigem dÙ Hoffnung aussprechen zu kiJn1len, dass dent Vertreter der 
KÙche dÙ entspreche1lde ./IIiïwirklt1lg bei del' Au/"sÙ;hl iiber dù: Schult'll 
zur Wahrung des kirchlichell E"z"njlusses. all/" die religiöse Erziehlt1lg 
lOld Bzldullg del' Jugend nicht wird vorenthaltell werde1l wolle1l. 
IJÙ:se Belhez"!iglt1zg des kz"rchlz"chen Vertrelers wird szch durch eÙze 
VereÙlbarung zWzSclzen dell Staats- und den Kirchenbehörde1l 'lvohl 
unschwer abgralzen lassen. 
Demnach sollte der kirchliche Vertreter mitwirken bei der Be- 
rathullg über allgemeine Allordll1l1lgell Über das Schuhvesell, bel" der 
Bestz"lIlnlung des Lehrplans, del' Lehr- lInd Lesebiicher, bel" der Schul- 
ordllullg, /"erlle r bei del' Erzù:hullg ulld Bildung del' Lehrer, bei dere1l 
Diens!prü/"u1lg, Allstellullg ulld DÙcipli1/" illso/"erll sze die religiöse 
Erziehu1lg ltlld Bzidung resp. deren VerWendlt1lg zur ErtheÜung des 
ReligiollsltllterrÜhts oder als .iJfessner und OrgallÙte1l beriihrl, elld- 
lich bei dell Fragen über Prü/"ullg unci VÙzfat/ollen Ùl dell Schulen 
ulld fiber Verwaltu1lg lt1ld Ver'lvelldung des confessio1lellell Schul- 
'i.'trmiigens. 
Die erzbischöfliche Interpretation des Staatsge
,etzes v. 9. October 
I
6o war zu eigenthÜlnlich, als dass sie bei der Regierung hätte An- 
klang find en können, und auch die vier vom Erzbischofe angerufe- 
nen Freiheiten ùer Lehre, des Lernens, der Ueberzeugung und <.ler 
Religion vern10chten l1icht einmal das 11inisteriun1 zur I3eantwortung 
des erzbischöflichen Verlangens zu veranlassen. 
In der That war es schwer einzusehen, ,vie der Staat die Lei- 
tung der Schule gesetZ1nässig allein ausüben sollte, falls die I{irche 
n1itgeleitet hätte, und cin Gesetz musste als thörichtes gel ten, welches 
in cinem Athenl die Staatlichkeit cler Schule festgesetzt und die l{irche 
zur Oberaufsicht Über dieselLe mitberufen hätte. 
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Der mit dem 15. September unter der Direction des bisherigen 
Freiburge.r Professor l{arl Knies ins Leben getretene Oberschulrath 
beschränkte sich übrigens nicht nur auf die ErIedigung der laufen- 
den Geschäfte, sondern unterzog auch aIle Satzungen für das ge- 
sammte Schulwesen, sämmtliche Gesetze, Verordnungen und Gewohn- 
heitsregeln einer gründlichen Revision. 
Ddbei wurden der Verordnung v. 12. August gemäss Vertreter 
des Lehrerstandes und, soweit der Religionsunterricht betroffen war, 
der Kirchenbehörde gutachtlich gehört. 
Schon am 5. l\Iai 1863 war Knies im Stande dem Präsidenten 
des 1\linisteriums des Innerñ, Staatsrath Lam e y , in ausführIicher 
Denkschrift die Grundsätze zu entwickeln, welche bei der in Angriff 
zu nehmenden Schulgesetzgebung dem Principe des Gesetzes vom 
9. October 1860 gemäss zur Anwendung kommen müssten. 
K n i e s ging dabei von der Anschauung aus, dass die V olks- 
schule in Baden wie in Deutschland überhaupt mit dem vorge- 
schrittenen Bildungsstand des Lebens nicht gleichmässig vorwärts ge- 
kommen sei, und er fand einen Grund dieser Stabilität der mässigen 
Leistungen der V olksschule in dem \T erhältnisse des Religionsunter- 
richtes und der kirchlichen Aufsichtsbehörden über die Schule. Der 
erstere habe eine auf Kosten der übrigen U nterrichtsgegenstände 
ausgedehnte Pflege gefunden, und sei auf sein richtiges IVlaass zurück- 
zuführen, die anderen hätten sich freilich in anerkennenswerther \Veise 
urn die Schule verdient gemacht, müssten jedoch, nachdem die JGrche 
vom Staate emancipirt, die Schule aber 
nter der Leitung dieses gee 
blieben sei, eine Abänderung erfahren. 
Der Staal hal sez"! del' "Freigebullg del' Kirche" über dell Geisl- 
lz"chell als solchen, Ùl seiner specijischen Berufsslellullg keine Zll posi- 
lzi'em Halldeln zWzlzgende G,walt. Er kalln weder erklären: del' Orls- 
pfarrer isl OrlsschuHnspector - 1loch: del' BezirksschuhJisitalor muss 
elon GeÙllz"cher des Bezirkes sein, wez"l er wedel' dz"e einen 1loch die an- 
derell Zll dz"eser Siellung oder Zll einer Z'OIl zOhm feslgesetzlen Hallu1lg 
Ùl derselben nöthigen kallll. .lJfan nzöchle deshalb z. B. 110ch so sehr 
daz'on Überzeugl sein, dass dz"e Orlofpfarrer z'orab auf dem Laude ill 
der Regel die enlschieden berufenslen llIänner fitr dz"e Orlsschul- 
Ùlspectionen seiell, oder dass sz"e doch, wie auch das Gesetz auifallen 
m;jge, dÙ? bisherige gesetzlz"che Sie/lung IhalsächHch beha/lell 'lvürdell 
- es kann doch der Slaal ohne alien Zweifel nlchl umhin, die 
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gesetzlz'che Vorschrift aufzuheben, dass der Ortspfarrer der Schul- 
-insþector sein. oder unler alien Umstå"nden blez'ben müsseo 
Darum sei, was auch aus sachlichen Gründen sich empfehle, 
ein Ortsschulrath, welcher sämmtliche Interessenten der V olksschule 
vertrete, einzurichten, und die obere Aufsicht nicht den Geistlichen 
als N ebenamt, sondern eigenen pädagogischen Berufsämtern zu 
übertrageno 
\Venn aber auch die Staatlichkeit der Schule den Ausgangs- 
punkt aller Reformen bilden müsse, so sei darum doch der Reli- 
gionsunterricht staatlicher Seits nicht zu beseitigen. 
Es isl früher darauf hingezviesen worden, so sagt die Denk- 
schrift, dass, wenn nicht die Slaatsgewal/ das gesammte geistige Leben 
der Masse des Volkes und damil auch sich selbst freiwillig unter dz'e 
Abhãngigkeil der Kz'rchenbehörden stell en will, gerade der Verzicht 
der Staatsgewalt auf Herrschaft über dÙ Kzrche den kritÙìchen 
Uebergang zur Leitung und Beaufsichligung der Volksschule durch 
ein/ache Staatsslellen 'l'ermilleln muss. Dieser Vorgallg ist das Er- 
gebniss eÙzer ganz allgemeinen geschichtlichen Enlwickelung in dem 
11eueren Volksleben, welche mil den Unz o vers2Ïäten begonllen hat, llnd 
mil der Volksschule nur abschliesst, z'hm wird sich fül' die Dauer 
kezon einziger Staal entziehen können. Die gebräuchliche Gegenüber- 
stellung der "Leitung und Beazifsichligung des ö./fentlichen ú"'nter- 
richts durch die Kil'che oder durch den Staat" bezeichnet die innere 
Bedeutung des Vorganges nichl und selbsl nach der Aussenseite hin 
nichl ganz zutl'e./fend, weil stall des "Staates" ehensowohl die politische 
Gemeillde treten kò'nnte. Es handelt sÙ:h auch hier j"ür die Volks- 
schule U1Jl die Emanciþation der Laienwel/ mit z"hrem erweiterten und 
freien Untel'richtsbedürfniss fiJr weltliche Lehrgegenstände von der 
Leitung und Bestimmung ihres Bildungsganges durch Beamtete del' 
Xz"rche, welche in den veröonderten und vorgeschrittenen Lebensver- 
hältnissen der früher berechtigten Stellung nicht mehr gewachsen, 
s01ldern berufen sind, sich auf ihre arbeitsthezlig zu leistende Auf- 
gabe der Pßege des religiö"sen Unter rich ts und Lebens zu concen- 
tnt-en. Deshalb wird man die Bezeichnung dieser Entwicklung als 
einer antireligiòOsen für eine geradezu falsche hal/en müsse11, llnd eben 
so wenig aber auch ihr in diesem Sinne Vorschub zu leis/en haben. 
Der Uebergallg selbst wird wohl niemals ohne Widerslreben sich 
vollziehen, sondern zunächst zu einem Zustande der Reizung und des 
Antagonismus führen, zOn welch em bei der Kz"rche die Abneigullg vor- 
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ho-rscht, dz"e !leU gC'i.VOll1Zellell Siellullgen ill Allrechllltug ::u bringen 
gegouïber der 'i'erIOrellell. 
Auch dll: 
5ïaalsgcwalt muss sich hitlell, Ùl eÙler solchell Zal 
Grulldlagen jÜr das [
1lterrichtswesell ill der Volks,:chu/e hcrzu- 
slellell, 'welche, w/ihrelld sie jÜr aile ZUkltlljt gellell sollen, sich llur 
aus eiller z'oriibergehellden Lage ulld hikhstells als eÙze zeilwez'/ig be- 
rcchligle J1Iaassregel zur Abwehr erkliirell lassell. 
DÙs gÜt ga1/
 besollders hillsichllich der Frage Über die Slel- 
lung des Rt:'ligiõnsulllerrichts ill der Volksschule. lIfall hat ojl und 
'i.'Ùlerorls die Allsicht ausgesprochen, das sei dz"e alleill richtige tozd 
eÙlzig cOllsequellle Einrichlu1/g llach geselzlichell Vorgå"ngell, 'lvie sie 
ill ltllscrenz Lande eillge/retell sind, 'UJen1Z der ReligionsuJllerrz'cht ill 
der neueJl V'olksschule überhaupt keÙze Sielle fiJlde, U'e1111 JJlall 'l,iel- 
mehr del' KÙ-che, die z"ll1l ja Z1t besorgell uud zu lezlell habe, es Über- 
/asse, ob ulld zoie ltlld wo sie denselben erlheLÏcn wolle. 
TVir hal/ell dz"ese Forderung jilr eÙz ltngestlJzdes ErzeugllÙs jelles 
z'lt'eifellos 'l'oriibergehenden gereiztell Zltslandes, welcher der Slaal, del' 
dami!, dass er dcI' KÙ'che dc1Z ReligiollsUllle,.n'cht Überläss/, Ùz keiner 
fVcÙe trklà."1-t, dass ln1Jl das Aujlreten oder Fehlen des Religl'OllS- 
ltlllernchles gleichgiltig sei, keÙle Foige gebell soli. Trol1z del' 
Religionsunterricht wÙ-k/z"ch f was nichl bczwcifelt (['erden 'it'ill, eÙz 
hochbedeutsamer [
Jllerrl'chtszweig j1Ïr die Killder Ùz ihrem schulpjlz"ch- 
ligell Alter 'i'OlZ 6 - 1-}. Jdhl ell isl, so ist es auch eÙl elllschz"edenes 
(llenlliclzes Inleresse, dass er gegebell werde. [-nd dz"e E/lern der 
KÙzder 'i.t'erdCll den Allspruch geltelld lIlachell k(hl1zen, dass wt'lligslells, 
,-Vtll1l dù: 'i'olle LerllzclÏ lnrer Kiudcr jür den (iffelltllcnCll [-llierricht 
Ùl Allspruclz gello1/lJllen 'iverde, Ù111erha/b dieser LeruzelÏ auch dÙ 
Pjlege eÙles so 'ifJlchligell Unterrichtsgegellstandes llicht fehle. TVir 
sÙzd deshalb lllcht Ùll Zweifel dariiber, dass der 'i'OIl dcr KÙ-che zu 
besorgellde ReligiollS11nlern'cht in der Volksschule dell 'i'OIll Slaùle ge- 
fvrdertol Lt:hrgegcllstäJldcll angerel'ht zvcrdell sol/e. Trir hallell es 
aber auch jÜr elltschiedc1l empfohlell, dell Relz"gÙJ1ZSUlllerrzchl Ùz dl
' 
l?äne der jilr die Voll:sschllle obligatorisclzen Lehrgegenslällde au.f- 
zltllehmell luui es der ,E'r jahrung Zit Überlassell, ob dir Staat - (vas 
'ieir llÙ:ht '['oraltssehen - wlrk/Ù:h auch dz"ese EÙlrichtullg ja/lell 
lassen muss, lUll sich dù: ,E'rrez"chltng seiller ZÙle jÜr dù: Folks- 
schule 
ll sicherll. 
Die Besorgung des Religionsunterrichtes sci Sache tier Kirchc, 
und könne nur in Foige kirchlichen Auftragcs vollführt ,,"erden. 
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Dennoeh müsse der Staat dabei der Kirche zu Hülfe kommen, in- 
dem er ihr die Lehrer zum Zweek der Ertheilung des Religions- 
unterriehtes zur Verfügung stelle und vorbilde, da factisch die Geist- 
lichen ihrer Aufgabe nicht würden genügen können I). 
Dabei sei aber die aueh in dem Staatsgesetze ausgesprochene 
Beschränkung, dass der Religionsunterricht die einheitliche Leitung 
der Unterrichts- und Erziehungsanstalten nicht alteriren dürfe, mit 
Energie aufrecht zu erhalten. Auch der Religionslehrer kallll 'lil der 
Volksschule keine Berechligung erlangen, Hass und Verachtung gegen 
Andersglåubige zu erregen, den Stock zu handhaben, wenn z.n anderen 
,Stunden nicht geprügelt werden soli, das GedåchlllÙs übertrieben a'!- 
zustrengen und die Lernzezï der Kinder für sich übermãssig in An- 
.spruch zu nehmen. 
Schliesslich spricht sich die Denkschrift noeh über die Frage der 
Confessionalität der Sehule aus. Sie verwirft ausdrücklich die gesetz- 
Hehe Aufhebung derselben, wenn auch im Staate, in der politischen 
Gemeinde und auf allen anderen Gebieten des öffentliehen Lebens 
die Trennungswände zwischen den versehiedenen Confessionen ge- 
fallen seien, und die Commullalschule im Gegensatz zur Conjessions- 
schule vielfach als Consequenz der aconfessionellen Oberleitung der 
Sehulen angesehen werde. 
DÙ Communalschule, sagt die Denksehrift, welche diesen Namen 
wirklz"ch verdÙnl, kann 'in zwei Formen auftre/en. Einmal kallll sie 
sich als dÙ Volksschule nichl nur ohne Rücksichl auf das Con- 
jessionsverhãllniss in der ö'rllichen Aufsichlsbehö.rde Ulld zwÙchen 
Lehrern und Kindern, sondern auch als die Volksschule ohne EÙz- 
reihullg des Religionsu1ZIerrichts 'in den Lehrplan bekellllen. TVz.r 
haben die Grüllde auseillandergesetzl, weshalb wit- dÙser Comlllunal- 
schule nicht das Wort reden kilnne1l. Wenlz wir SChOlt zugeben 
müssell, dass sÙ das mögliche Product eiller fortgesetzten Befehdung 
der Kirche gegen dÙ von dem Slaate nun eÙlmal festzuhaltende freÙ 
Leitung der Volksschule seill kann, so wird doch, bÙ diese herbe 
Erjahrung erhärtet Ùt, in einer so wÙ:htigen Frage das 'im Frie- 
denszustand sachHch Angemesselle und Rechle feslzuhalten seÍ1z. 
Die andere Form der Communalschule llimmt zz()ar den Reli- 
giollSUllterricht in den Lehrþlan auf, aber eÍ1ten j"ür die verschiedenen 


I) Da diese :Motive nicht für die Verbindung der 1\Iessnerdienste mit den 
Lchrerstellen spräcben, so befürwortete die Denkscbrift hier die Trennung. 
Fricdb erg, Der Staat u. d. Kirchc. G 
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. 
Confessio1le1l gelllcÙzsamen, der sz"ch also nur auf dÙ den C61ifessÙJ1Zel1 
gemeÙzsamen Grund'lt'llhrheitelz des ChrÙlenlhu1/ls bezÙhell solI. .ilIau 
hat noch besonders darauj' auj'lIlerksam gemacht, dass sl'ch gerade 
filr KÙlder Ùz frÛherem Alter eÙz solcher 
Tlllerricht sogar besser 
empfehle als der confessiollell dogmatÙch bestimmte, welcher lelztere 
zllmal Ùz dem Confirmanden-U1llerrichl durch dell Geistlichen allge- 
schlossen werden kÜJ1lle. EÙle Beurthez"lung dÙser BifÜrwortung Ùt 
filr U1Uì schon aus dem Grzt1ule ganz iiberßiissig, wezt dù: .Besorgullg 
ltnd Lez!ullg des Religzonsunterrichtes aitch zJz tier Volksschule Sache 
der Kirche Ùt und dÙse ez'ne cOllfessz'onelle Ullbestilllmtheit des Reli- 
gionsulllerrz'chtes zuriickweÙt. 
Sehr z'ers(:hieden hÙr7}On ist die Stellung des Religionsunterrichtes 
z.n der Volksschule, welche Ùl den badÙchen Geselzen dz"e ,.geJJlÙchle" 
Volksschule genannt wz"rd. SÙ wz'rd z'on ,JIanchen Ùz iiberrezztem 
Eifer lInd nll"t bewusster oder lt1lbewllsster Irrifiihru1lg des Volkes 
ulld der ö.ffelltIÙ:hen .JIeÙzung wÙ eÙle mit den besprochellen For1l1en 
der Com1Jlltnalschule ganz gleÙ:he Erscheinllllg beha1lddt, ja wohl 
auch eine religz'o1lslose Schule genanllt. 
lhr fVesen bestehl aber 'l'Ùlmehr darÙz, dass wohl Lehrer 'l'O1l 
bel'den chrÙtlichen COllj'essz"onen an z'hr angestellt werden kü'llllell, del' 
Religz"ollSZ/1lltrricht aber auch gegeben wÙ,d 1I1ld zwar gerade dÙser 
getrenllt fÜr beÙle Conj'essÙJ1zen. 11Iz! anderen TV'or/en, es zSt eÙle 
Volksschllle mlÏ der .E'Ùzrz'chtltl1g des conj'essiol1ell getrellJlten Religz'olls- 
111zterrichtes wÙ sle an lInseren 11Iz!telscllulell besteht. 
JIall wird - selbst welln man persülllicll dz"e cOlifessl'onell ge- 
trennte, also nur z'on Lehrern der eÙzen COlifeJsion geleitele Volks- 
schule z'orzz"ehen sollie - - das EÙzgestä'nd1lzSs machen mlÏ.ssell, dass 
diese gemischte Volksschule der allgelllezizen Lage l/1lSerer staatlichen 
Verhä'ltnzSse z1Z der Gegellu.:art an sÙ:h 'l'ollko1JllllCn entsprichl. Dcr 
Staat IOld inUller mehr ailch dÙ eÙlzebzen polz"/Ùchen GemeÙzden haben 
thatsà"chlich eÙle ge1JlzSchte BeZ'ü'lkerullg, dz"e mit glez.chen Rechlen 
und Pjlz"chtell, mit gleichen Bediir j'llzSsen lazd 
nsprÜchaz an KC1l1zt- 
nissen ttlld Fertigkeiten zltsammelllebt und in FrÙden 1l1ld glÚchem 
GemeÙZSl1l1l Zltsa1Jl1JlCll woll1zen soli. Fiir das Eilie, UJas sz"e, wÙ dz"e 
Kinder, tre1l1lt, das religiü'se BeÁ'ellnl1zz'ss, wzrd auch Ùl dz"eser ge- 
mzSchten Schule getroznt gesorgl. fVeshalb soli der Staat llnd dz"e 
GemeÙule darüber hÙzaus eÙle Trellllltllg Ùll [Tn/erricht grlllldsä'tzlich 
halldhabell lassen? Besleht ja doch jedcnj'alls allch das staatlz"che 
Gebot Z1l11l Be.r;llClz der Volksschule, dem die cC1ifes.'ìlollrlle JI/Jlon'tät, 
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welche keÙze Schule Ùn OrÜ hat, so gut nachkommen muss, wie die 
.J.1Iajorlïãt, die ez'ne solche besitzt. 
Dazu kommen die finanziellen Erschwerungell für so viele und 
altch recht arme þolz"tische Gemeinden, welche vielleicht für ez'ne kleÙle 
KÙulerzahl besondere Lehrer, besondere Schulhãuser, besondere Hei- 
Zltngen, besolldere Dolationen nuï Grundstilcken u. s. w. beschaffen 
müssen - wå'hrend andererselÏs die so knaþþe Stundenzahl fü,- die 
Kinder durch das 11liïel'nanderwirken zweier Lehrer für dz'eselben 
Schüler weselltlÙ;h erhö'ht werden kalln. Daneben fehlt es in der 
Erbschafr der überko1Jl1llenen Zustãnde auch nicht a1l offenbare1l Un- 
gerechtigkeiten, wie jene, dass eine gemischte þolitische Gemeinde von 
der ge1JlzSchlen Bevò'lkerung EÙl1zahmen hat tt1zd mZI solchen dz'e Con- 
fessl'ollsschule des einen Theils erhå'lt und tl1zterstützt, während der 
andere Theil leer ausgeht und sz'ch entweder eine Confessionsschule 
auf eigne Kosten errichten oder seine Kinder Ùz die Confessionsschule 
des allderen Theiles schicken muss - an welch em Ver fahren sz'ch 
danll auch noch ez'enluell der Staat mil seinen auch aus gemischten 
Quellen ßiessenden Bez"trãgen für die Schule belheiligl. 
Trotz Alledem wollte die Denkschrift in massvoller \Veise von 
einem staatlichen Zwange zur Einführung confessionell-gelllischter 
Schulen Abstand nehmen. 
Auf de1ll Gebiete der religiõ.sen Ueberzeugung der lI1énschen, - 
wir fiihren auch hier die \V orte der Denkschrift selbst an - welche 
l'n dieser Frage zweifellos wirksam sind, wird sich stels jedes ãussere 
Zwangsmz'ttel als unfruchtbar erweisen, wie es auch an sich durchalls 
unberechtig/ ÙI. Wo und so lange die Bevõ'lkerung selbst c01lfessz'01lell 
getrennte Schulen für ihre Kz'nder behalten will, soli man ihr die- 
sdben zugãnglich erhalten. 
.J.JIan wl'rd deshalb einestheils in Orten, welche eine gemzSchte 
Schule haben, keÙlelll Theile der Bevõ'lkerung, zoelcher für sich u1ld 
aus eigenen .frIzïteln eine Confessionsschule errich/en und erhaltell will, 
dz'e Ùn Uebrigen die Lehraufgaben der õ'þentlichen Volksschule zu 
erreichen vermag, ein Hillderniss l'n den Weg legen dürfen. Es em- 
pfiehlt sz'ch aber auch enlschz'eden, die sãmmllz'chen überkommenen con- 
fessz'onell bestilllmten ö1fentlz'chen Volksschulen als solche fort- 
bestehen, also als den zur ZetÏ kund gegebenen fVillensausdruck der 
Ge1llez1zden gel/en zu lassen. Dem freiell Willen der Be'l)ölke11tllg 
z1Z z'hrer .i1IehrhelÏ Ùt _es dann anheilll gegeben, ob jene durch dÙ1 
Einrz'chtung ez1zer gemÙch/ell Volksschule erselz/ werden sollen. Dabez 
6* 
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wåre nur vorzusehen, dass auch wirklich der Jt"'z'//e der bfehrheit, 
d. h. aber auch der Méhrheil in beiden Confessiollen ZUllI freien 
Attsdruck gelangen kann, und dass die polilische Gemeinde gegen 
überlriebene A1lforderungen der COllfessionsgemeÍ1zdell, ebenso wie 
diese gegen eine ung/eiche, also ungerechte Behandlung durch die poli- 
lische Gemeinde geschützt würden. 
Die Denkschrift war schliesslich von einer Anzahl Thesen be- 
gleitet, we1che die wesentlichen Ergebnisse der Untersuchung In 
kurzen Sätzen formulirten und zur Discussion stellten I). 


Es war als ob aIle erregten kirchlichen Elemente des badischen 
Landes das Erscheinen der Denkschrift nur abgewartet hätten, urn 
unbekümmert urn den lnhalt derselben der Regierung die schwer- 
sten Beschuldigungen entgegenzuschleudern und für die Kirche den 
vollen alten Besitzstand in der Schulfrage zurückzuerobern, ja mehr 
als das: sogar die Principien des kanonischen Rechtes zu realisiren. 
Zuerst versuchte man den Urheber der Denkschrift zu discredi- 
tiren, die in derselben ausgesprochenen Ansichten als individuelle 
zu bezeichnen, die jetzt von einem landfremden, der l{irche feind- 
lichen, mit den Bedürfnissen und Verhältnissen Badens unbekannten 
und noch dazu protestantischen Manne der Gesetzgebung aufge- 
drungen werden solI ten 2). 
Als die Oberschulbehörde darauf die solidarische Verantwort- 
lichkeit für die Denkschrift übernahm 3), wurde das Wehegeschrei 
nur verstärkt, dass jetzt die confessionslose Schule in Baden einge- 
führt werden solIe. U nbekümmert darum, dass die Denkschrift die 
Commullalschule geradezu verworfen, wurde diese als Ziel der Regie- 
rung hingestellt. Das l{irchenblatt der Diöcese brachte einen auf- 
regen den Artikel nach dem anderen. Kaiser Julian der Abtrünnige 
verabscheullllgswürdigell Alldenkens wurde als Prototyp der Regie- 
rung hingestellt 4). 


I) Vgl. die hier interessirenden in Beilage LV. 
2) Die "\Varnung von einer drohenden Gefahr (Stuttgart 1863) ver 4 
gleicht die Ernennung von K n i e s zum Oberschuldirector, es wäre "wie 
wenn ein Handebmann plötzlich zum Kriegsminister gemacht würde." 
3) Freiburger Kath. I<'blatt. 1863. s. 365. 
4) Vgl. ebendas. S. 228. 
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Die Geistlichen traten zu Conferenzen zusammen, urn das Land 
vor der drohenden Gefahr der entchristlichten Schule zu bewahren I), 
Pamphlete giftigen lnhalts wurden eifrig verbreitet 2}, und selbst 
den Schulkindern von Geistlichen eingehändigt J ). Religion, Christen- 
thurn, Clerus wurden für identische Begriffe ausgegeben, ttnd die 
gerechlesle Abwehr cIeri caler l1Iachtansprüche als ein Angriff bezeich- 
net, der Kirche, Christen/hum und Religion zugleich mil den schlimm- 
slen Gifahren bedrohe 4). 


I) Vgl. Adresse der Genera1conferenz. 
2) Die oben citirte Warnung schliesst mit offener Aufforderung zur 
Revolution, falls das Knies'sche Project verwirklicht würde. S. 16: "dann 
gilt hier der Ausspruch der h. Schrift: f,!\fan muss Gott mehr gehorchen als 
den !\fenschen." Es handelt sich hier urn das Seelenheil der Kinder, an 
die Kinderseelen hat aber Niemand ein näheres Recht als die Eltern und 
die Kirche, welche die Kinder getauft hat, nicht aber der Oberschulrath in 
Karlsruhe, der zum grössten Theil einer anderer Religion angehört. Die 
weltliche Obrigkeit hat nur Gehorsam anzusprechen in weltlichen Dingen, 
durchaus aber nicht in religiösen und Gewissensangelegenheiten. Sollte es 
dazu kommen, dass die Schulen unchristlich gemacht werden, d. h. Commu- 
nalschulen eingeführt werden, und dass man Christeneltern zwingen wollte, 
diesem !\loloch ihre Kinder in die Arme zu legen, d. h. sie 8 J ahr lang in 
Schulen zu schicken, \vo sich das Christenthum nicht regen darf, und \vo 
vielleicht ein unchristlicher Lehrer, gleich einem Wildschwein in junger 
Saat - das gleiche Eild wird auch im A I ban S to I z's Wechselbalg gebraucht; 
der niedrige Cynismus der Sprache nöthigt fast, auch dieses Attentat gegen 
Anstand, Geschmack und \Vahrhaftigkeit dem Freiburger Professor Stolz 
zu imputiren - die Kinderseelen verwüstet mit religionsgehässigen ;R.edens- 
arten: da müssten die Eltern offen und standhaft erklären: wir lassen uns 
dieses nicht gefallen." In diesem FaIle müssten die Katholiken an die 
Grundsätze der ersten Christen sich halten. "Wie die ersten Christen lieber 
Hab und Gut und Leben aufopferten, aIs dass sie sich .von der heidnischen 
Obrigkeit nöthigen hätten lassen, etwas gegen ihren Glauben und gegen ihr 
Seelenheil zu thun, so müssten auch christliche Eltern sich lieber von der 
Obrigkeit strafen lassen, als ihre Kinder in Gefahr der Seele, in neumo- 
dische Heidenschulen zu schicken. J e entschlossener und standhafter die 
gläubigen Katholiken sich hierin zeigen, desto weniger wird der Herr 
Knies mit seinem unglückseligen Schulplan durchdringen . . . ." 
3) Com missionsberich t des A bg. Hä usser in V er hand!. d. bad. 
Landstände ü be r die A ufsichtsb ehörden für die V olksschulen. 
(Karlsruhe 186 4.) s. 7. f. 
4) Dagegen auch der Erlass des Ordinariates v. 3. Dez. 1863. Anzeige- 
b I a t t f. d. E r z d i ö c. F rei b. 186 3. NO.2 7., welcher gleichzeitig dara uf hinwies, 
class die Entziehung der Befugniss, Religionsunterricht zu ertbeilen, Sache 
des Erzbischofes sei Der Oberschulrath schritt' nämlich gegen die Geist- 
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Als Yertheidiger des neuen Schul planes wurden die l\Iitglieder 
des Nationalvereins denuncire) und natürlicher \Yeise die Frei- 
maurer 2). über welche die ultramontane Presse immer auf's Neue 
Schn1ähungen des gröbsten Geprãges ausschüttete. 
Der Erzbischof, welcher schon vorher vergeblich verlangt hatte, 
dass der Ent" urf der beabsichtigten Refonnen dem Ordinariate zur 


lichen, wclche die Schule zum Schauplatz ihrer Agitationen machten, ein, 
und beabsichtigte, ihnen die SteHung als Schulinspectoren und die 
Befugniss zur Ertheilung des Religionsul1terrichtes zu nehmen. Stolz 
äusserte sich darüber: Siebze1l1l 11otltW. Fragen S. 6. "Solches (die V erthei- 
lung der Schrift in der Schule) war zwar ein Fehler, aber doch nicht 
von der Schwere, dass dem katholischen Geistlichen, dem Inlãnder, dem 
erfahrenen Schulmann, von einem Schulrath, an dessen Spitze ein :l\1alln 
steht, der Protestant, Auslãnder und Neuling im Volksschulwesen ist, ein 
Theil seiner Amtsthätigkeit deswegen genommen werden dürfte." 
I) Vgl. Alban Stolz, Sieb:;,ell1l nothwendige Fragen und Antwortcll (Frei- 
bu rg I 86.}) S. 1 1 : "Die :ßIitg lieder dieses Vereins sind nãmlich grössten- 
theils mehr oder weniger Feinde der l{atholischen I
irche; sie wollen haupt- 
sãchlich deshalb Oesterreich von Deutschland trennen, weil Oesterreich eine 
katholische 
Iacht ist. :1Ian findet deshalb auch in ganz Deutschland keinen 
einzigen wahren Katholiken, der zum National verein hãlt. Da nun gerade 
die 1\ ationah-ereillier im Land und in der zweiten Kammer grossen Eifer 
für Einführung des Schul plans zeigen, so ist dies ein sicheres Zeichen, dass 
der Schulplan in ãhnlicher 'Veise der katholischen Religion schãdlich ist, 
wie die Lostrennung Deutschlands von Oesterreich." De r s e 1 be Autor sagt 
S. 8: ,,'Yîe eine giftige Schlange im grünen Ge büsch, so liegt in de m 
neuen Schulplan eine Tyrannei, die Unterdrückung der heiligsten Familien- 
rechte verborgen." 
2) E be n d a s. Das 
Iöglichste leistet auch hier wieder die Schmãhschrift 
von A I ban S t 0 I z, Jlförtel lilr die Freimaurer. Urn ihren logischen GehaIt zu 
kennzeichnen, will ich nur eine Stelle beibringen (zumal die Schrift vier 
Auflagen erlebt hat) S. 17: "Ich will nicht behaupten, dass der Ehebruch 
im schattigen Ge büsch des Freimaurerthums besser gedeihe als anderswo. 
nur bemerke ich beiHiufig, dass ich einmal in einer Geselbchaft zuhörte - 
Herr S to I z scheint eine eigenthümliche Gesellschaft zu lie ben! - wie ein 
norddcutscher Schiffscapitãn sich dreier Dinge rühmte, und zwar gerade so, 
als gehörten diese drei Dinge zusammen: I) dass er Frcimaurcr sei, 2) dass 
er dem Ehebruch ergeben sei, 3) dass er stcts die Stunden der Andacht auf 
clem Schiff mit sich führe. - Auf dem Verdeck seines Schiffes liefen ein 
Paar junge Schweine sehr ungeberdig umher; ob das zu den Symbolen ge- 
hörte? - diess Exempel berechtigt zwar noeh nicht f die Freirnaurerei als 
K est des Ehebruches anzuklagen; ich fùhre es nur an, urn zu zeigen, wie 
ein Ehebrecher Appetit zur Freimaurcrei und ein Freimaurer Appetit zum 
Ehebruch haben kann, ohne dass eines das andere stört." 
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Begutachtung übergeben werde I), yerfasste eine grosse Denkschrift 2), 
welche er in acht Exemplaren der Regierung iiberreichte mit der 
,yiederholten Bitte, den etwa beabsichtigten Gesetzentwurf nicht nur 
ll1it den Landständen, sondern auch mit Yertretern des Clerus, die 
theils YOll1 Ordinariate zu ernennen, theils yon der Landesgeistlich- 
keit zu wählen seien, zu berathen 3). 
Der InhaIt der erzbischöflichen Denkschrift konnte die Regie- 
rung kaulll zu einem so aussergewöhnlichen, den Gesetzen mehr 
widerslJrechenden als hOlllogenen Act veranlassen. Denn es wurde 
delll l\Iinisterium der V orwurf entgegengeschleudert, es beabsichtige 
die Schule von der K.irche, also vom Geiste des positiven Christen- 
thunls loszutrennen, es handle sich darum, im Sinne der kirchen- 
feindlichen Elemente eine Gegenkirche durch die Schule zu begrün- 
den. Die \"orgeschlagene Schulreform verkümmere die persönliche 
Freiheit, die Freiheit des Eigenthums der I<.örperschaften und Ver- 
eine; sie greife die Freiheit des religiösen Bek.enntnisses und des 
U nterrichts an, beschränke die Freiheiten, welche die \T erfassung 
gewähr1eiste und verletze die Rechte cler I<'irche, der Gemeinde und 
cler F anlilie. 
ABe diese Sätze waren entsprechend begründet. 82 Seiten in 
Quart waren der Erörterung der l\Iaterie gewidmet, ohne dass die 
Argurnente sich irgendwie von denen unterschieden, mit welchen die 
kirchliche Partei von. je und überall ihr Recht an der Schule dar- 
zulegen pflegt. 
Yon demselben Geiste durchdrungen war die gleichfalls der 
Oeffentlichkeit übergebene Denkschrift des katholischen Curatclerus 4). 
Dieselbe spitzte ihre Ergebnisse zu zehn Sätzen zu, welche in direc- 
tenl Gegensatze zu : den vom Oberschulrath yerkündeten Thesen 
standen 5). 
Del' Erzbischof, welcher in seineln IIirtenbriefe vom 27. Januar 
1864- 6) seinen Diöcesanen die Geschichte \"on J u 1 i a n dell1 Apostaten 
erzählt hatte, we-Ieher das Christenthum glez"chsam schlezchelld mIl 


I) Brief desselben Y. 4. l\Iai 1863 an den Staatsrath Lamey, abge- 
lehnt durch Schreiben des letzteren "018. l\iai. 
2) Freiburg. 186 3. 
3) B.eschluss des Ordinariates Y, 17. Dezember 1863. 
4) Freiburg. 186 3. 
5) 
iehe dieselben Beilage L YI. 
'J) Allzeigeblatt filr dieErzdiöcese Freiburg. 1864. KO.2. S 5 ff. 
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Gif/ zu Grullde rich/ell zvoll/e, und zwar auf dem \Vege eines. 
Schulgesetzes - vereinigte dann am 12. April 1864 die Vertreter der 
Landkapitel zu einer \T ersammlung, welche mit einer erg reifell de1l 
Allsprache eróffnet wurde, den schuler gepriif/e1l HeldengreÙ mit 
Hochrufen entliess, den Standpunkt der Denkschrift desselben bil- 
ligte, dem Oberschulrath ein l\Iisstrauensvotuln ausstellte, und die 
Neubildung eines katholischen verlangte I). 
Inzwischen stell ten sich der Durchfiihrung eines vom Ober- 
schulrathe ausgearbeiteten Gesetzentwurfes Schwierigkeiten anderer 
Art entgegen, über welche der Präsident des l\linisteriums des 
Inneren sich am 21. April 186.+ in der Ständeversammlung ausführ- 
lich äusserte. Danach erforderten namentlich die in Aussicht ge- 
nommene Besserstellung der Lehrer und andere damit verwandte 
finanzielle Fragen noch zeitraubende Untersuchung, die urn so sorg- 
fältiger anzustellen sei, als sie Staat und Gemeinde in gleicher 
\Veise nahe angingen. Gleichzeitig nahm der :\Iinister Veranlas- 
sung, die kirchlichen Agitationen mit herben V orwürfen zu kenn- 
zeichnen und die Au/regu1lg des cOIl/essÙmellell Falla/ÙJJlus, dz"e 
Verdãchlz'gu7lg der Andersgläubigen, die Prätentionen, we1che das 
1\Iaass dessen überstiegen, was mit Geduld hingenommen werden 
kónne, scharf zurückzuweisen. Er warf der Kirchenbehórde vor, 
sie habe es nicht gewürdigt, dass der Staat die Freiheit der Kirche 
garantirt und wenn auch mit Selbstüberwindung durchgefiihrt habe; 
er beklagte sich über die Feindseligkeit, die Entstellung der \Vahr- 
heit, welche das Kirchenregiment sich der Regierung gegenüber 
habe zu Schuld en kommen lassen, und welche er von seinem Stand.. 
punkte der l\Ioral aus nicht mehr als gerechtfertigt ansehen könne; 
er stellte der I{irche, welche die ihr gewährte Freiheit missbrauche, 
den Kriegsstand in Aussicht. 
. Damit wurde allerdings der feste Entschluss der Regierung, 
bei den für nothwendig erkannten Principien zu be harren, deutlich 
dargelegt, aber doch auch der Agitation ein neues Rüstzeug in die- 
Hand gegeben, welches sie eifrig ausbeutete. 
Das Freiburger Diöcesanblatt liess sich zu Besprechungen der 
Lameysch en Rede herbei 2), welche von den der Regierung er- 
I) Freiburger kath. Kirchenblatt. 1864. S.121. 
2) Jahrg. 186 4. Ko. 17 ff. auch bésonders gedruckt unter dem 
Titel 
Zur Schilderung badischer Zustände der Gegenwart. No. I. Frei- 
burg. 1864. 
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gebenen Blätterrn I) als bübisch tlnd ttnverschå"mt gerügt wurde. Der 
Erzbischof selbst richtete am 2. l\Iai 1864 eine V orstellung an den 
Grossherzog 2), worin er den Kampf, welchen die Regierung - 
nicht er - heraufbeschworen habe, als einen gegen das positive 
Christenthum, die Grundlagen der christlichen Gesittung und Ord- 
nung, gegen das Recht beider Confessionen gerichteten bezeichnete. 
Er deducirte die Selbständigkeit der Kirche nicht aus der ihr 
durch das badische Recht gewährten Stellung. Das Recht der Frei- 
heit, so sagte er, wurzelt zn den ersten Anfången der Cullur ttnã 
CiviNsaHon des Landes, auf unvordenkNche1ll BeSzlze und ist durch 
feierliche völkerrechtliche Vertrå"ge garantz"rt. 
1m U ebrigen lies
 sich der Erzbischof consequent von seinem 
Kirchenblatte das Zeugniss des gråssten Schriftstellerruhmes aus- 
stellen. 
Die Briefe, welche jeder Antor als Dank für verschenkte 
Exemplare seines Geisteserzengnisses zu empfangen und deren In- 
halt nicht als Ergebniss einer unbefangenen Kritik aufgefasst zu 
werden pflegt, wurden auszugsweise den1 Publikurn mitgetheilt, urn 
die Vergewaltz"gung des Rechts, die Helotisirung der badischen 
Katholiken zu beweisen. Dabei wurde das Gewicht dieser den 
Empfangsbescheinigungen für die Denkschrift entnon1menen Sätze da- 
durch erhöht, dass sie als von einem deu/schen Filrs/en, einem 
Fürstbischofe, einem verdienstvollen Canonisten und Professor ausge- 
gangen bezeichnet wurden 3). 


Schliesslich blieb der Regierung nichts weiter übrig - urn 
wenigstens die Schule selbst den Einwirkungen der täglich heftiger 
auftretenden Agitation zu entziehen - als den Theil des Gesetzes
 
welcher weiterer V orarbeiten nicht bedurfte, der Ständeversammlung 
zu unterbreiten. 
Es handelte sich urn die Aufsichtsbehörden der V olksschule. 
Die bisherigen diesen1 Zwecke dienenden staatlichen Grgane 
waren durch die landesherrliche Verordnung v. 15. l\iai 1834 festge- 
stellt gewesen. Danach wurde die Aufsicht über die einzelnen 


I) Freiburger Zeitung. 1864.
 No. 10 3. 
2) Freiburger katb. Kirchenb1. 1864. No. 25. 
J) Vgl. Jahrg. 1864. S. 25. 43. etc. 
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Schulen durch einen Ortsschulinspector und einen Ortsschulyorstand 
geführt. Der erstere war bei confessionellen Schulen der Pfarrer, 
bei gemischten eine von der Oberschulbehörde ernannte Person. 
Der Schulvorstand bestand bei confessionellen Schulen aus dem 
OrtsschuJinspector als Y orsitzenden , dem Bürgermeister und - je 
nach der Confession - aus dem (evangelischen) K.irchengemeinde- 
rath, dem (katholischen) Stiftungsyorstand oder dem (israelitischen) 
Synagogenrath. 
Bei Schulen gemischter Confession wurde auch der Ortsschul- 
rath durch die Regierung ernannt, wie dies endlich in grösseren 
Städten überhaupt gestattet war. Die mittlere Aufsicht führten die 
Bezirksschulvisitatoren. Als solcher wurde für sämlntliche in einem 
An1tsbezirke befindlichen Schulen eines Confessionstheiles ein dersel- 
ben angehöriger, im Bezirke ê-ngestellter GeistIicher ernannt. Der 
Gesetzentwurf beabsichtigte unter gänzlichem \Vegfall der Ortsschul- 
inspection einen Ortsschulrath zu errichten, der bei confessionellen 
Schulen bestehen sollte aus dem Bürgern1eister, dem Schullehrer, 
drei, beziehentlich vier oder fünf gewählten l\'Iitgliedern - je nachdem 
die Schulstelle der ersten, zweiten oder dritten K.lasse angehöre. 
Ein l\Iitglied sollte durch den Gemeinderath und den kleinen Aus- 
schuss, die anderen durch die verheiratheten und \"erwittweten 
l\Iänner der Schulgemeinde aus den mindestens 25 Jahr alten Orts- 
einwohnern cler betreffenden Confession für je sechs Jahre gewählt 
werden. \Vährend aber die genannten Personen zum Eintritt in 
den Ortsschulrath verpflichtet waren, und eine nichtberechtigte Ab- 
lehnung der \Vahl Geldstrafe nach sich ziehen sollte, wurde den1 
Ortspfarrer der betreffenden Confession nur das Recht zum Eintritt 
in die genannte Behörde gewährt, ohne ihn dazu zu verpflichten. 
Bci gemischten Schulen sollte eine l\Iodification in der Zu- 
sammensetzung des Ortsschulrathes stattfinden, und die Ernennung 
des Y orsitzenden aus der Zahl der l\litglieder, so wie die Disdplin 
über dieselben der Regierung zustehen. 
Denl Ortsschulrathe wurde die Verwaltung des örtlichen Schul- 
\'ernlögens übergeben. 
An die Stelle der bisherigen geistlichen Bezirksschulvisitatoren 
sollten zur Beaufsichtigung für eine grössere Zahl yon Schulen K.reis- 
schulräthe ernannt werden. 
Endlich gestattete der Gesetzentwurf jeder Kirche, fÜr die 
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U eberwachung des Religionsunterrichtes ihrer Confessionsangehörigen 
eigene Aufsichtsbeamte zu ernennen, durch dieselben sich Bericht 
erstatten und Religionsprüfungen vornehnlen zu lassen. Doch soIl ten 
die Anberaumung dieser letzteren, so wie überhaupt die Yerfügungen 
der Kirchen betreffs des Religionsunterrichtes nur durch Vennittlung 
der oberen Schulbehörde geschehen dürfen, damit dieser die ein- 
heitliche Leitung der Schulanstalten gewahrt bleibe. - 


\Vie tief díe clericale Agitation in das ,.,. olk gedrungen war, 
konnte kauln deutlicher dargethan werden, als durch einzelne der 
Stäncleversall1mlung iiberreichte Petitionen, die gegen das Gesetz 
gerichtet waren. 
Ratte das katholische K.irchenblatt und aIle aus dieser triiben 
QueUe gespeisten vVinkelblätter den l(nies'schen Thesen yor alIen 
Dingen zunl Y onyurfe genlacht, dass sie lediglich unter Beirath der 
Schullehrer, aber ohne Befragen der Geistlichkeit - das war un- 
wahr - und der Familiellväter - wie das noch neben der Befra- 
gung der Landstände geschehen solle, war mystisch - zu Stande 
gekonlmen seien, dass die confessionelle Schule beseitigt werde, so 
tönten diese fast böslich missverständlichen l{.lagen in einer Petition 
wieder I), welche das Verfahren des Oberschulraths, dem eines 
Staatsdieners verglich, welcher dÙ Abgeordne/ell VOll den Kuech/en 
des Landes einberufe, U17l ihr Gufachtell eÙlzuholen iiber zoich/ige 
Verå"llderullgen, welche Ùl Be/ref! der Aecker Ulld Wiesen ihrer 
Herren beliebt werden wollte71" in welchenl Bilde natürlich die Geist- 
lichen die Herrn, die Schullehrer die K.nechte bedeuteten. 
Ratte der Professor A I ban S t 0 I z die Gemeinden nall1entIich 
dadurch den neuen Reformen feindlich zu stinlnlen 'gesucht, dass 
er ihnen aus denselben eine grössere pekuniäre Be]astung verhiess 2), 
so trat die Besorgniss vor derselben - ein bei Landgemeinden immer 
sehr wirksames l\Iotiv - in einer anderen Petition offen zu Tage 3). 
Auch das erzbischöfliche Ordinariat liess es nicht an Schritten 
, 


I) Verhandl. d. bad. Landstãnde über die Aufsichtsbehörde 11 
f ür die Volksschule. S. 15 f. 
2) S i e b z e h n not h wen dig e F rag e 11 a. a. O. s. 7. 
3) Verhandl. a. a. O. S. 16. 
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gegen den neuen Gesetzentwurf fehlen. Schon im l\Iärz 1864, also 
das Gerücht aufgetaucht war, die Regierung beabsichtige einzelne 
Bestimmungen über das Schulwesen im \T erordnungswege zu ändern, 
hatte die kirchliche Behörde den \Vunsch ausgesprochen, dass der 
Entwurf, noch bevor er dem Staatsministerium unterbreitet werde, 
ihr zur Begutachtung vorgelegt werde I). 
Sob aId aber der Gesetzentwurf der Oeffentlichkeit übergeben 
war, protestirte das Ordinariat dagegen, da er auf dem Principe 
der Trennung der Schule Yon der Kirche, der ausschliesslich cen- 
tralisirten Leitung .der Schule durch den Staat beruhe, da er ver- 
letze die l\Iitwirkung der Kirche und deren Selbständigkeit, da 
er die freie Religionsübung gefährde und das Recht der Confes- 
sionen auf confessionelle Schulbehörden. 
Die Kirche könne mit ihren Dienern bei der Durchführung 
eines solchen Gesetzes nicht nur nicht mitwirken, sondern sei sogar 
zur Opposition verpflichtet. 
Darum möchte die Regierung, ehe sie den Gesetzentwurf den 
I{ammern vorlege, sich erst mit der Kirche ins Einvernehmen setzen, 
d. h. da ein Transigiren zwischen so schroff gegenüberstehenden 
Principien, wie sie der Staat einerseits und das Ordinariat anderer- 
seits vert rat, unmöglich war, einfach den Gesetzentwurf fallen lassen 2). 
Darauf konnte aber die Regierung urn so weniger eingehen,. 
als ihr durch das Gesetz yom 9. October 1860 der jetzt eingeschla- 
gene \Veg theoretisch genau vorgezeichnet war, und die Ereignisse der 
jüngsten Vergangenheit die Nothwendigkeit, ihn nicht zu verlassen, 
praktisch genug gezeigt hatten. Auch eine neue Erörterung der 
Principienfrage versprach, nachdem die Kirchenbehörde sich schon 
so ausführlich geäussert hatte, nicht das geringste Ergebniss, und so 
wies denn das l\iinisterium die V orschläge des Ordinariates wieder- 
holt und entschieden zurück 3 ). - 
Aber noch während die Verhandlungen der Ständeversammlung 
andauerten - die übrigens dem Gesetzentwurfe sowohl in den 
Commissionsberathungen wie In der Discussion auf das Gün- 


I) Besch!. d. erzb. Ordinariates v. 17. :März 1864. 
2) Besch!. d. erzb. Ordinariates v. II. Juni. 1864. 
3) )Iinister. d. Innern Reser. v. 18. Juni 1864. Antwort d. Ordinari- 
ates v. :!3. Juni. Bescheid des :Minister. v. 2. Juli. 
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stigste gestirnrnt war - erachtete der Erzbischof einen neuen Schlag 
gegen die Schulreform für gerathen. 
Er sprach zu seinen Diöcesanen in einem Hirtenbriefe, urn die 
lieben Kleinen vor der Gefahr zu schützen, mit welcher die Regierung 
sie bedrohe. Das Actenstück (19. Juli 1864), war eine populäre Urn- 
schreibung der früher veröffentlichten Denkschrift. Aber es sprach 
heftig und eindringlich und war nicht ungeeignet, die Leidenschaften 
aufzuregen, namentlich derjenigen, welche zur Kritik unfähig waren. 
]'lon possumus, rief der Erzbischof in Bezug auf das Gesetz, dessen 
gefåhrliche Consequenzen er auf vier voIlen Seiten auseinandersetzte, 
und dann noch schloss: wie könnte .er hier aIle nachtheiligen Fol- 
gen aufzählen? Es wird der Schule fehlen der Segell, den sie durch 
die Ez"nwirkung des Seelsorgers auf die gesammte Schulerziehung 
seilher halle. . . . . Die Kinder werden unreligiös, ausgelassen, un- 
bescheÙien werden, und einen ganz anderen ,Geist bekomme1l, als in 
der Fa11lilie hei11lisch ist. Sie werden verweltlichen. J11it der Tren- 
nUllg der Schule 'l)on der Kirche Ireibl man die chris/lichen Tugen- 
den und chris/liche Zucht aus den Kinderherzen. GleichgüItigkeit 
gegen die Religion, aber auch ein Leben ohne Gott wird die Folge 
sein. - An die Eltern besonders wandte sich der Erzbischof. JVas 
1liilzt Euren Kz"ndern, rief er schrnerzlich aus, dz"e Bz1dung für diese 
TVeit und in weltlichen DÙzgen, wenn sie durch eztze unkatholische 
Erziehung aus den Armen des Heilonds gerissell wiirden. Auch 
Euch gill seine Mahnung: Lasset die Kleinen zu 11lir kommen lt1ld 
wehrel es ihnen nicht. Erkennel daraus Euere heilige Pßich/, die 
katholische Erziehullg Euerer Kinder zu vertheidi'gen. Und jelzt 
ist dies nöthig. Wz"e Ihr gehörl, ist es kein leeres Wort, ist es keÙze 
Uebe1ireibung, dass unsere katholische Religion in grosser Gifahr 
ist. 0 hò'rel den lJtIahnruf Eurer 'l'erstorbenen katholischen Eller1z, 
die aus dem Grabe Euch zurzifen: Wir haben Dir das Erbe des 
katholischen Glaubens überliifert, überlz"efere es wz"eder Deinen KÙz- 
dern. Wenn selbst wilde Thiere mit Lebensgifahr z"hre Jungen 'l'or 
den feindliche1l Angrijfen vertheidigen, um wie viel mehr müssen 
die christlichen El/ern die von Gol/ ihnen anverlrauten Kinder vor 
den Gifahren des Seelenhel?es schützen. 
Dern sonntäglichen Gebete sollte eine besondere Einlage: Lass 
auch die El/ern besonders jetzt eÙzgedenk sein ihrer schz()eren Verant- 
wor/ung fitr die chrzstlÙ:he KÙzderzucht und erhalle für die Kinder 
die Allstalten katholischer Erziehung hÍnzugefügt werden. 
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\Venn schon anl 13. April die \T ertreter des Clerus fÜr den 
Fall der Dtlrchführung des Gesetzes jede fernere Betheiligung an 
der Schule abgelehnt hätten I), so ertheile der Erzbischof dieser 
Resolution hiermit seine oberhirtliche Genehmigung. 
Das l\Iinisterium war nicht ge,,,illt, die Last der so nlassen- 
weise auf den Staat geschleuderten Angriffe stillschweigend auf sich 
zu nehnlen. 
In einem Erlasse v. II. August 1864 sprach der Präsident 
Lamey dem Ordinariate sein ernstes Bedauern aus, dass es einer 
ext rem en Richtung gelungen sei, für eine Parteischrift die Form 
eines Actenstückes zu erlangen, welches als Ausfluss des l{.irchen- 
reginlents erscheine und bestimnlt sei, an heiliger Stätte verlesen 
zu werden. Der Hirtenbrief enthalte eine K.ette unwahrer Angaben, 
entstellter l\Iittheilungen und jedes Grundes entbehrender Uebertrei- 
bungen; er erscheine als ein Versuch, die badischen Katholiken 
über den Sinn und die Tragweite eines in der \.,. erkündigung und 
Ausführung begriffenen Gesetzes durch V orspiegelung von Gefahren 
für ihre Religion zu täuschen. 
Nach diesen einleitenden l3emerkungen wurden die Behaup- 
tungen des Hirtenbriefes als schlf'chthin unwahr zurückgewiesen, an 
den gesunden Sinn der katholischen I3evölkerung appellirt, und der 
feste Entschluss der Regierung zur Durchführung des Gesetzes aus- 
gesprochen. 
Sie wird auch, wenn etwa Geistliche sloch der Theilnahme am 
Ortsschulrath e1llhalten u1ld damlÏ die Schule zu schå"digen sltche1l 
sollten, de1lnoch die religz"i/se Seite der Schule z11 á"chl chnsflÙ:hem 
SÙzlle aufrecht Zll hal/en wissen, 1tlld sz"e wzlnscht lOnnigst dz"e Er- 
leltchlung derer, welche in z'erblendelem SÙ111 den Versuch machen 
wolle1l, dlO-ch Verletzullg heiliger Pjlichten ihre selbstsüchtige1l und 
fanatÙchen Zwecke zu erreichell. 
JVenn aber z'on der Kircht'llbehiJrde eUI fiJrllllicher Kampf gegen 
das 
Geselz allgekiilldigt Ulld begonnen werden wz"ll, so miigell dz"e 
Folgcll davoll dÙ treffell, die z O hll heraufbesckworcll habeJl ltJld i1Iittel 
gebrauchell, welche JUIr die giinzliche Erschütterung Ûlrer eiglle1z. 
Áutorilät herbeifiihren müsscn. 
Es wird dabei lliclzt del' HÙlwelsung bediir fen, dass es sich bei 
demselben llz o cht 11m die Vertheidigullg eines 1..'ermeÙztlichell gesetzliche1l 


I) Freiburg. kath. K.ilchenb1. Jahrg. 186.t. Noo 16. 
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Rechts handelt, sOlldern tan eÙze Aujlehllullg gegen das Gesetz selbsl, 
welche die Grossh. RegÙrullg 7JU! dell ihr zu Gebot stehelldell gesetz- 
lzchen JIiïteln zurÛckzuzfJeisen wzSsell wz"rd. - 
Aber auch eine so energische Sprache vermochte die \V ogen 
der kirchlichen Agitation nicht mehr zu glätten. 
Das katholische Kirchenblatt veröffentlichte Zustimmungsadressen 
zu den erzbischöflichen Hirtenbriefen, die van benachbarten OrJi- 
nariaten ausgegallgen waren, und das ministerielle Schreiben als 
ein ullwürdiges bezeichneten I); die Geistlichkeit liess sich zu Be- 
schwerdeschriften herbei, welche den Vorwurf der Parteischrift 
zurückgaben, und an :\Iaasslosigkeit der Sprache das l\Iögliche 
leisteten 2). 
Der Papst beglückwünschte den Erzbischof zu seiner Standhaf- 
tigkeit und erflehte dfll Blick aufwärts zu Got! unsereJJl Herrn ge- 
rzChtet, dass dieser die Kräfte der Geistlichkeit im Kampfe - 
d. h. in der Auflehnung gegen die Staatsgesetze - särken möge 3 ). 
Der Erzbischof selbst aber wies in einem Erlasse v. 25. Au- 
gust 1864 aIle gegen ihn gerichteten Beschuldigungen zurück, Iegte 
feierIiche Verwahrung ein, dass die nach katholischem Glauben van 
Gatt gesetzte Autorität des Glaubens, der christlichen Sitte und 
Ordnung in dieser, bisher noch nicht dagewesenen \Veise Seitens 
der Staatsregierung behandelt werde, und hieIt endlich den Stancl- 
punkt des Hirtenbriefes in allen Punkten aufrecht. - 
Auch die in vVürzburg vom II. bis 15. September tagende 
Katholikenversammlung drückte dem Erzbischofe durch ein Tele- 
gramm, eine Adresse und eine Resolution ihre ganz selbstverständ- 
lichen Sympathien aus 4). 
Ein budischer Redner informirte die Versammlung über den 
badischen Schulstreit; dart müsse der F eind in seinem Hauptsitze 
angegriffen werden, dort müsse die gesammte deutsche I{irche ihren 
gemeinschaftlichen Feind angreifen, dart geIte es der Existenz der 
K.irche. Golt schiilze Baiern 'l'or badzSchen Zustå"llden, so schloss die 


I) J ahrg. I 864. 
 o. 35. S. 
78. 
2) Ebendas. S. 2ïG. 282. 28..}.. 297. u. s. w. 
3) Beilage LVII. Es war das eigentlich eine Empfangsbescheinigung 
für die nach Rom geschickte Denkschr. das Schulwesen betreffencl, wurcle 
aber yom Ordinariate jetzt erst bekannt gemacht. 
4) Die Resolutionen im Freiburger katb. Kirchenblatt. 186-1-. 
No. 38. vgl. auch S. .3 18. 
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an Schmähungen überreiche Rede, deren lnhalt selbst die badische 
ultramontane Presse nur zu skizziren wagte, und darauf bemerkte 
der Präsident, er habe freilich die Pflicht, jeden Uebergriff in das 
politische Gebiet zu rügen, hier aber finde er nicht den l\Iuth dazu. 
Die ganze Versammlung lohnte ihm für diesen Effect durch lauten 
Beifall. 
Die badische Presse aber, welche der Erzbischof in seinem 
Hirtenbriefe mit dem Namen der guten schalt, gefiel sich in Yaria- 
tionen des Thema, welches gleichfalls auf der K.atholikenversamm- 
lung angestimmt war, dass jeder Schlag gegen den Altar, gleich- 
zeitig gegen den ThroB gerichtet sei; da 'is! llich!s, so sagt der 
treffliche Commissionsbericht v. 12. l\Iai 1865 I), 'was Gnade finde/. 
"Die äussere wie ihre "dienende Magd die l1znere PoHlik" 'is! verderblich 
und z'erwerjlich. ]'-{ich!s 'is! erfülll V01Z den Verheissungen der aller- 
hikhs!tll Proclamation v. 7. April 1860. Keine Autono11lie der Ge- 
11leÙzde, der Kirchen Ulld anderer innerlich berechligter gesellschafl- 
Ncher Kreise. Nz.chts als Unfreiheit und Terror'is1Jlus. Veberall 
Fâlschung Ulld Selbstsuch!. Nirgends ill Ullseren El1zrlchtullgen 'is! 
die wahre VolksmeÙzung zur Geltung geko711men. Der JVahlmanll 

lltSPrzcht nzcht der Urwä.hlerschaft, und aus der Abgeordnetenka1llmer 
werden gerade die}elligen, welche Sachkelllll1z'iss, Erfahrullg 1tlld 
Charakter besitzen, durch künstliche .lI1iïtel fern gehallell. Da isl es 
de1l1l keÍ1l JVunder, welln lauter schlechte Geselze zum VorscheÍ1z 
h01Jlmen. Die die Erweiterullg der Theiblahme des Volkes an der 
Ordllullg seiner Angelegellhez"tell bezweckenden Bes/i1Jl1Jlungell der 
Orgallisatiollsgeselze werden tzur bellützt, um Anhällger der herr- 
schell dell Partei in Stellungen VOll politischem Einjluss zu bringell. 
Diese Partei verdient aber nichl ein1Jlal den Na1llen eÙzér Parlei, 
weil ihr die prÍ1zcipielle Lebenifâhigkeit abgeht. Das ganze poHtische 
Lebell ulld Treiben in Baden, soweil es mil dieser Parta. zusanzmen- 
hâllgt, ist nur eÙl lâcherlzches Zerrbild." - 
Inzwischen hatte der Gesetzentwurf über die Schulaufsichtsbe- 
hörden die Zustimmung der Stände gefunden 2) und war am 
29. Juli 1864 als Gesetz verkündet worden 3). 


I) Beilage zum Protokoll der 7 8 . öffentl. Sitzg. d. II. K. v. 
12. :\lai 1865. 
2) Der treffliche Commissionsbericht von Hä usser rief eine uBeleuch. 
tung" von Zell hervor. Freiburg i. B. 1864. 
3) Beilage LVIII. 
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Aber auch damit wurde kein Abschluss des Conflictes zwischen 
Staat und Kirche herbeigefiihrt. 
Der Erzbischof erliess am 15. September 1864 eine Anweisung 
an die Decanate I), wonach den Geistlichen verboten wurde, in eine 
Schulbehörde und den Ortschulrath einzutreten, sich an dessen Ge- 
schäften zu. betheiligen, oder mit ihnen in irgend einen geschäft. 
lichen Verkehr zu treten. Dagegen solIe der Curatclerus Namens 
der Kirche die religiöse Erziehung der katholischen Jugend über- 
wachen. Die katholischen Stiftungscommissionen sollten das örtliche 
Schulvermögen nur unter schriftlichem Protest dem Ortsschulrathe 
auf Verlangen aushändigen, die zu Schulzwecken belasteten kirch- 
lichen Fonds, so wie die !\lessner -, G löckner - und Organistenfonds 
aber nach wie vor verwalten. 
Uebrigens gab die kirchliche Partei noch immer die Hoffnung 
nicht auf, das Inslebentreten des Gesetzes zu vereiteln. 'Var es 
doch klar, dass, wenn die Bevölkerung die V ornahme der Orts- 
schulrathwahlen verweigerte, damit nicht nur ein deutliches :.:\lerkmal 
geschaffen würde, \Vie sehr das Gesetz den Gefühlen der Bürger 
zu"iderlaufe, sondern auch der Organismus, welcher der Kirche am 
unbequemsten fiel, nicht ins Werk gesetzt werden könnte. So gab 
denn die ultramontane Presse das Signal, dass die treue Liebe zur 
Kirche sich nur in \Vahlenthaltung dokumentire. Das Freiburger 
J{irchen bla tt verzeichnete gewissenhaft die Fälle, wo das gelungen 
und \Yo auch selbst die Regierung durch Belehrung über die Bedeu- 
tung des Gesetzes den von kirchlicher Seite genährten Widerstand 
gegen dasselbe zu beseitigen ausser Stande gewesen war 2). Es 
suchte die \Vähler bei den Ortsschulwahlen persönlich herabzusetzen 
indem es ein rein gesetzmässiges Benehmen als eine Folge der ab- 
hängigen Stellung oder unlauterer Beweggründe verleumdete. Es 
unterwarf die l\laassregeln, mit denen die Regierung den1 Gesetze 
Achtung zu verschaffen suchte, mit Entstellungen und Erdichtungen 
der böswillig sten Kritik 3). 
I) Beilage LIX. 
2) Vgl. Jahrg. 1864. No. 39. s. 310. f. 312 319 32:1 U. s. f. 
3) Darüber äussert sich der oben citirte Bericht der Petitions-Commission 
folgenderrnaassen: 
"Die von der Grossh. Regierung ergriffenen 
laassregeln, urn die Bil- 
dung der Ortsschulräthe da, wo sie auf "\Viderstand stiess, zu erwirken, be- 
stehen in Folgendern: I) In den Gerneinden, in welchen eine Wahl durch 
die verheiratheten und venvittweten l\Iänner erstrnals nicht zu Stande kam, 
Friedberg, Der Staat u. d. Kirche. 7 
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Und doch waren am Schlusse des Jahres 186+ nur 89 Schul- 
gemeinden vorhanden, welche eine \Vahl nicht vorgenomnlen hatten, 


liess sie eine zweite 'Vahlhandlung mit dem Androhen anberaumen, dass, 
wenn auch die zweite 'Vahl nicht zu Stande komrne, für einen Ersatz der 
zu wählellden 
litglieder des Ortsschulraths durch die Grossh. Regierungs- 
l?ehörden selbst werde gesorgt werden. Erlass 111. d. ')'. v. 30. Seþtember 
Nr. 112+1. - Als zur Gültigkeit einer 'Yahl erforderliche geringste Anzahl 
yon \Vählern bezeichnete sie aus Anlass einer nur durch 1 \Vähler VOlgC- 
nomrnenen und yon Grossh. )1inisterium des Innern fúr ungültig erklärten 
\Valll die Zahl von 3 \Vählern. Erlass ilL d. ')'. v. 6. October Nr. 11545. - 
2) ,Yo auch dieser 'Vahlversuch 'erfolglos blieb, Hess sie anstatt der zu 
wåhlenden 1\'1itglieder des Ortsschulraths die entsprechende Anzahl durch 
die Bezirksåmter nach Benehmen mit dem Bezirksrath auf die Dauer eines 
Jahres ernennen. Es wurde dabei bemerkt, dass die Annahme'solcher Er- 
nennung ebenso wie die einer \Vahl eine nach 
. 4 des Gesetzes über die 
Schulaufsichtsbehörde durch eine Geldstrafe von 25-50 fl. geschützte staats- 
bürgerliche Pflicht sei. Erlass 1If. d. y. v. 7. Dezember 1'/1'. 1557 1 . 3) Be- 
züglich der yom Gemeinderath und kleinen Ausschuss vorzunehmenden 
'Vahl eines :Mitgliedes zum Ortsschulrath wurde den Bezirks
imtern bemerkt, 
dass die V ornahme dieser \Vahl nicht in das freie Ermessen der genanllten 
Gemeindebehörden gestellt, sondern ihnen als Amtspflicht auferlegt sei, und 
desshalb die Bestimmungen der Gemeindeordnung bezüglich der zur Gültig- 
keit der 'Vahlhandlung erforderlichen Mitgliederzahl (S
 54. 157), sowie [er- 
ner bezüglich der Straffälligkeit für den Fall ungerechtfertigten Ausbleibcns 
oder des Enthaltens von der \Yahl, auch auf diese wie auf jede den Ge- 
meindebehörden durch Gesetz u. s. w. zugewiesene Allgelegenheit (
. 53 der 
G.-O,) Anwendung finden. Erlass ,lII. d. y. v. 20. October ]{r. 1245 0 . 
Andere hieher bezügliche allgemeine Anordnungen sind nicht getroffen, 
und was die Rechtmåssigkeit der letztern betrifft, so ist zunächst die Auf- 
fassung der von den Gemeindebehörden vorzunehmenden \Vahl zum Ort!'.- 
schulrath als einer ihnen durch das Gesetz auferlegten Amtspflicht und die 
daraus gezogene Folgerung (Ziff. 3 oben) unzweifelhaft richtig, und selbst 
von der gegnerischen Presse schliesslich nicht mehr be!::ltritten worden. Hill- 
sichtlich der vieiverschrieenen "l\linoritåtswahlen" der verhciratheten und 
verwittweten 
fänner, d. i. der als gültig angenommenen \Vahlen durch 
eine geringere Zahl von 'Våhlern als die Hälfte der \Vahlberechtigten ist 
in Betracht zu ziehen f dass das Gesetz eine bestimmte Verhältnisszahl der 
Theilnehmer an der \Yahl zu dcren Gü1tigkeit nicht vorschreibt, gerade wie 
auch durch die \Yahlordnung für die \Vahlmånnerwahlen und für die \Yah- 
len der grundherrlichen Abgeordlleten keine solche Zahl vorgezeichnet ist 
und schlechthin die relative 
Iehrheit der erschienenell \Vähler entscheidet, 
dass es sich bei diesen \Vahlen um 'Vahlrechte Einzelner handelt, zu deren 
Ausübung sie nicht durch Zwang angehalten werden, auf die aber auch die 
rechtlichen Grundsåtze über die zur Beschlussfassung von Körperschaften 
erforderliche Stimmenzahl nicht angewendet werden können f unù dass die- 
jenigen, welche von ihrem \Yahlrechte geflissentlich keincn Gebrauch 
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eine verschwindende Zahl gegen die [679 Ortsschulräthe, welche 
durch 64,321 Wähler constituirt worden waren I). 


machen, sich nicht beschweren können, wenn alsdann eine Wahl ohne ihre 
:Mitwirkung durch Wenige volIzogen wird. Kam eine solche 'Vahl aber 
gar nicht zu Stande, so befand sich die zur Ausführung des Gesetzes ver- 
pflichtete Regierung in der Lage entweder den Ortsschulrath aus den übri- 
gen berufenen Mitgliedern allein bilden zu lassen, oder an die Stelle jener 
Wahlen die Ernennung treten zu lassen, worüber sich abermals diejenigen 
nicht beschweren und nicht über Oktroirung klagen können, welche auf das 
ihnen durch das Gesetz eingeräumte Recht, die Aufsichtsbehörden über die 
unter Staatsleitung stehenden Volksschulen mitzubilden, verzichten, unà 
wenn die Grossh. Regierung die Ernennung durch die Bezirksämter nur 
unter Benehmen mit den Bezirksräthen und nur auf die Dauer eines Jahres 
yornehmen liess, so hat sie doch die Mitwirkung des V olkes noch so weit 
eintreten lassen, als ihr zustand und möglich war, und zugleich ihren 'Vil- 
len gezeigt, die Ernennung durch 'Vahlen zu ersetzen, sobald die 'VahI- 
berechtigten selbst besseren Sinnes geworden sein werden. 'Venn endlich 
die Grossh. Regierung die im Gesetze für die Venveigerung der Annahme 
der 'Vahl enthaltene Strafbestimmung auch auf die verweigerte Annahme 
der Ernennung anwendbar erklärt, so lässt sich dafür anführ
n, dass die 
StraíÒarbeit allein in der Nichterfüllung der durch das Gesetz geschaffellen 
staatsbürgerlichen Verpflichtung, im Ortsschulrath zu wirken, erblickt wer- 
den muss, wobei die Art der Berufung die Nebensache ist. Uebrigens hat 
die Grossh. Regierung den Zwang durch Strafen nur für den Nothfall in 
Aussicht genommen, und begreiflicher 'Veise die Bezirksbeamten angewie- 
sen, sich zunächst urn taugliche Männer umzusehen, welche der Ernennung 
freiwillig Folge zu leisten bereit sind, und wenn wir auch nicht davon 
unterrichtet sind, in welchem Umfang es zu Strafandrohungen und wirk- 
lichen Bestrafungen gekommen ist, so können wir doch beispielsweise aus 
clem grossen Amtsbezirk Heidelberg, wo sich, verursacht durch das in den 
vielen paritätischen Gemeinden aus alter Zeit erhaltene Misstrauen der ver- 
schiedenen Confessionen, durch die Ernennung eines evangelischen Geist- 
lichen zum Kreisschulrath, und durch besonderen Eifer einiger katholischen 
Geistlichen im Vergleich zu andern Gegenden eine vorzugsweise starke 
Renitenz gegen das Gesetz gezeigt hat, anführen, dass die Annahme der 
Ernennungen nirgends auf Schwierigkeiten stiess; wie oben angeführt sind 
dort im Ganzen für 10 Schul en Ernennungen nöthig geworden, es konntcn 
aber überall taugliche :Männer gefunden werden, über deren Bereitwilligkeit 
zur Annahme man sich im V oraus verlässiget hatte. 
Hinsichtlich des V orsitzes im Ortsschulrath verfuhr die Grossh. Regie- 
rung bekanntlich so, dass für die einfachen evangelischen Schulen regcl- 
mässig die Pfarrer, für die einfachen katholischen Schulen auf dem Lande 
bei der von der Kirche durch das Verbot selbst geschaffenen Unmöglichkeit 
gleicher 1\Iaassnahme die Ortsbürgermeister, sofern sie der katholischen Con- 
fession angehörten, zu V orsitzenden ernannt wurden." 
I) Cit. Commissionsbericht S. 8. 


7* 
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Hatten aber so aIle Bemühungen gegen das Gesetz nichts ge- 
fruchtet, so wurde das Ordinariat, we1ches bis dahin denselben zu- 
gesehen hatte, wieder auf's Neue genöthigt, Position zu nehnlen. 
Es geschah das durch die am 9. Dezember erlassene und mit Nicht- 
achtung der Gesetze verkündete Instruction für die Ortsgei
tlichen 
und für die erzbischöflichen Schu1inspectoren die kirchliche Leitung 
der religiösen Erziehung und Bildung in den katho1ischen V olks- 
schul en betreffend I). 
\Venn aber auch die Grundgedanken dieser Instruction den im 
Gesetze niedergelegten Principien durchaus entsprachen, so gingen 
sie doch andrerseits über diese Gränzlinie hinaus. So in der dem 
Ordinariate und den kirchlichen Behörden vindicirten Befugniss, den 
Lehrern an den katholischen V olksschulen in Beziehung auf die 
religiöse Bildung unmittelbare \Veisungen zu ertheilen, und in die- 
inneren Einrichtungen dieser AnstaIten, sei es direct, sei es nach 
Benehmen mit den zu selbständigen Verfügungen gar nicht berech- 
tigten Lehrern einzugreifen. 
Die Staatsbehörde fand sich daher unter dem 23. Dezenlber 186+ 
veranlasst, sämmtliche Lehrer an den katholischen Yolksschulen an- 
zuweisen, etwaigen Anordnungen der kirchlichen Behörde, sofern sie- 
yon den bestehenden Einrichtungen und V orschriften abwichen und 
irgendwie in die allgemeine Schulordnung eingriffen, keine Folge. 
zu leisten, vielmehr dieselben ihrer vorgesetzten Behörde zur weite- 
ren Veranlassung nlitzutheilen 2). - 
U m diese Zeit erhob sich die Agitation durch die wanderndeJl. 
Casinos, katholische \Vanderversammlungen 3), welche jede freie Dis- 
cussion, ja sogar alle Andersdenkende ausschlossen - die letztercn 
sollten nöthigenfal1s mit Gewalt entfernt werden 4) -, das V olk zu 
belehren unternahmen, dass das Schulgesetz rechtlich unverbindlich 
sei, und die Autorität der verfassungsmässigen Staatsgewalt völlig 
zu untergraben suchten. Sie erregten die Leidenschaften tier l\Ienge 
auf das Tiefste, und führten denn auch in I\Iannheim zu be- 
klagenswerthen Excessen, welche der ultramontanen Pres
e neue 


I) Beilage LX. 
2) Beilage LXI. 
3) V gl. Referate im F rei b. kat h. 1< ire h en b 1. 1865. NO.7. 8. (auch 
s. 59.) 
4) Vgl. ebendas. No.8. 


. 
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Nahrung I) und dem Erzbischofe Gelegenheit zu einem neuen Hir- 
tenbriefe gab en 2). 
Die Regierung that gegen die Casinoversammlungen nicht 
mehr, als dass sie dieselben für Volksversammlungen erklãrte und 
unter das Vereinsgesetz stellte. Als die Bezirksämter in späterer 
Zeit mit polizeilichen Verboten einschritten, hallten die ultramon- 
tanen Blätter wieder VOl1 der verletzten Versammlungsfreiheit in 
Baden. 
Gleichzeitig wurde eil1 l\Iassenpetitionssturm ins 'Verk gesetzt 
nach dem Recepte, welches Alban Stolz in seinem Pa}11phlete 
schon i. J. 186--1- empfohlen hatte. 
AlIe Gesuche waren nach einer Schablone zugeschnitten; sie 
verlangten nichts geringeres, als dass der Grossherzog das Schulge- 
setz aus eigner Machlvollkommenhezt beseztige; sie schilderten, wohin 
der Sturm das Staatsschiff reissen muss, wenn das Steuer nicht 
rechtzeitig noch mit starker Hand erfasst wird 3). 
Als der Grossherzog nach eingeholtem Gutachten des Staatsministe- 
Tiums sich entschlossen hatte, die Deputationen nicht mehr zu em- 
pfangen, rechtfertigte eine von der Durlacher Katholikenversamn1- 
-lung am 8. Februar r86S an den Landesfürsten erlassene Adresse 4 ) 
-das 'T orgehen der katholischen Partei, mit clem l'vlisstrauen des 
Y olkes, welches, über das Schicksal der Adressen im U ngewissen, 
geglaubt habe, dass seine Kundgebungen dem Grossherzoge vorelll- 
hal/en würden. Oder soIl ten die Katholiken sich an die Minister 
wenden? Diese hätten durch Aufreizung der Katholiken gegen die 
Hierarchie, das ist gegen die lehrende Kirche und gegen ihre legi- 
time oberste kirchliche Autorität im Lande" bewiesen, dass sie die 
Fundamente der katholischen Religion entweder nicht kennten oder 
absichtlich untergraben wollten. Sie hätten zOhre GerÙzgschätzullg 
der chris/lz'chen Confesszon überhauPI und ihre Anfeindung der katho- 
lischen Kzorche ins besondere durch öffentliche Beweise kund gegeben. 
Das Petitionsrecht sei nach Anschauung der Petenten ein Kronrech/. 


I) ebendas. S. 65-73. f. 82. u. s. f. 
2) v. 7. März 1865. 
3) Zahlreiche Petitionen abgedruckt im kath. Kirchenblatt. [ 86 5. 
s. 5. 25. etc. 
4) ebendas. S. 49 ff. 
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JVzr würden -in der Schmålerullg dieses Kronrechls einol Térsuch 
trblzcken, den l1fonarchen von seiner erhabellen S/ellullg als Trâger 
der a usgleich ell den Gerechtigkezï Über den Parleien Zll eniferllell Ulld 
die Veran/'worllich/.:ezï des .JfÙlzSleriunzs mil der Un'l'eranlworllichkeit 
dt'S S01tveräns zu 'l'ermengen. Durch das Verbot der Audienzen sei 
a ber diese Petitiol1sfreiheit verletzt. - 
Unter dem 20. Februar 1865 erliess das l\Iinisterium des 
Inneren aIs Antwort I) auf die Adressen eine Belehrung, we1che die 


I) Beilage LXII. Damit ist zu verbinden das Handschreiben des 
Grossherzogs an den Staatsrath Lamey v. 15. Februar: 
,,:Mein lieber Staatsrath Lamey! Bei der Agitation. welche in einzelnen 
Theilen des Landes gegen das Gesetz über die Aufsichtsbehörden in den Volks- 
schulen betrieben wird, wurde versucht, die l\leinung zu verbreiten, es könne 
irgendwie bei mir eine Entschliessung hervorgerufen werden, welche dessen 
Aufhebung einseitig, wenn auch nur auf dem "\Yege des provisorischen Gesetzes, 
verfügte. Ich habe durch das Reskript aus dem Geheimen Kabinet yom 
27. Jan. d. J. Nr. 210 Ihnen aufgegeben, die bereits eingegangenen Peti- 
tionen zu verbescheiden und, wo es nöthig faIle, die Bittsteller über den 
Ungrund etwaiger Besorgnisse eiller Verletzung der Gewissensfreiheit zu be- 
lehren. Ieh wünsche, dass bei dieser Verbescheidung insbesondere un,l\vei- 
deutig hervorgehoben werde, wie die Verfassung des Grossherzogthums für 
Beschwerden der Staatsbürger, wie für Hue "\'Tünsche, die Erlassung und 
Aufhebung bestehender Gesetze betreffend, eine bestimmte Vertretung ange- 
ordnet hat. 
Ich will nicht, dass Ansehen und Bedeutung dieser gesetzlichen Reprä- 
sentation meines Volkes dadurch geschwächt werde, dass die Benützung des 
constitutionell vorgezeichneten "\Veges umgangen und dass ein unmittelbares 
Dazwisehentreten der Krone zu Gunsten yon 1\Iaassregeln in Anspruch ge- 
nom men werde, welche so.lange als einseitige Parteiwünsche erscheinen und 
unbeachtet bleiben müssen, als sie nicht auf dem "\Vege eines regelmässigen 
A usspruches der verfassungsmãssigen Organe als die überwiegende :Meinung 
des Landes sich geltend gemacht haben. 
)lein Eingreifen in den geordneten Gang der, gerade mit Rücksicht 
auf das Andrãngen der Leidenschaften des Tages, weise und vorsichtig ab- 
gestuften Gewalten werde ich meinerseits, getreu den in meiner Proklama- 
tion yom 7. April 1860 ausgesprochenen Grundsätzen, jetzt und künftig je- 
weils nur zur Aufrechthaltung und Regelung der geset.lmåssigen Thåtigkeit 
der einzelnen Faktoren der Gesetzgebung und Regierung; - niemals aber, 
wie in gänzlicher Verkennung der höhern Aufgabe der Krone gewünscht 
wird, zur Umgehung des berechtigten Einflusses derselben, erfolgen lassen. 
Darnaeh ersuche ich Sie die Petenten zurecht zu weisen. 
In Betreff der besondern Behandlung der Eingaben, welche nach Form 
und lnhalt die Rücksichten ausser Acht gelassen haben, we!che al1en Staats- 
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vor dem Schulgesetze geäusserten Besorgnisse als unnöthige zurück- ,. 
wies, die Forderung, durch einseitigen Regierungsact die Reformen 
aufzuheben, für verfassungswidrig erklärte, im Ganzen aber einen ver- 
sönlichen Ton anschlug, wie er in dem letzten Schriftwechsel mit 
dem Ordinariate schon vorher zu Tage getreten war I). 
Auch die kurze Session der Landstånde wurde durch die 
Petitionsfluth berührt. AIle Petition en waren in F rei bur g ge- 
druckt und von dort mit einem Schreiben (v. 12. April 2) an aIle 
Parteiführer in den Gelneinden, namentlich an die Pfarrer versendet 
worden, ltm aile gesetzliehe Mzï/el zu erschilpfen und eine Beschleuni- 
gUllg der Entscheidullg zu erwirken. Das Schreiben empfahl die 
Zusammenberufung von Versammlungen, bei welchen die Petition 
vorzulesen sei. 1m FaIle der Zustimmung soIl ten aIle Anwesenden 
unterzeichnen oder 4 - 6 U rkundspersonen wählen, welche für die 
Gesammtheit mit Angabe von der Zahl derselben die Unterzeichnung 
zu besorgen hätten. Als besonders erwünscht wurde es bezeichnet, 
wenn die Pfarrer nach dem Ende des Gottesdienstes die l\Iänner 
versammelt hielten, und in gedachter Weise die Adresse zur An- 
nahme vorlegten. Konnte doch in der Kirche, wie man richtig an- 
nahm, nicht wohl dem Geistlichen eine Opposition entgegentreten. 
In der That gelang es den Freiburger Organisatoren 37000 U n- 
terschriften für die Petition zu erzielen. Freilich wurde diese Zahl 
durch andere Petitionen eigenthÜmlich dahin illustrirt 3), dass die 
Unterschriften durch dienstbare Subjecte gesammelt worden seien, 
dass dabei den Leuten vorgeschwatzt wäre: der Grossherzog will 
es haben, oder der Schulze schickt mich ù. dgI. Reden mehr. Wz'r 
sind bereit zu beweisen, das ?Ziehl wohl drei Prozent der Unler- 
schrz"ebenen den Inhall/raglieher Petition wusslen und verstehen 4). 


bürgern gegen die Person des Landesherrn, gegen die Institutionen ihres 
Landes und gegen jede Regierung obliegen - gleichviel ob dieselbe ihren 
Parteiansichten entspricht oder nicht - sehe ich Ihrem besondern V ortrage 


entgegen." 


Ihr sehr wohlgeneigter 


(gez.) F r i e d ri c h. 
I) Schreiben des 
1inisteriums v. 13. ::\Iärz 1865 und Antwort des Ordi- 
nariates v. 6. April. Beilage LXIII. LXIV. 
2) Vgl. cit. Com missionsberich t. 
3) Verhandl. d. II. K. in d. öffentl. Sitzungen v. 15. u. 16. 
lai 
1865. S. I ff. 
4) Dass auch unter dem katholiscben Volke starke Zweifel sich geltend 
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Am 15. l\Iai 1865 trat die Kammer über die Petition in Ver- 
handlung. Sie ging nach eingehender Debatte und nachdem die 
Regierung ihren Standpunkt mit klaren \Yorten eindringlich festge- 
halten hatte mit aIlen gegen zwei Stimmen zur Tagesordnung 
über I). 


Die Regierung hatte unterdessen die Arbeiten [ür den Erlass 
eines Y' olksschuIgesetzes rüstig gefördert, und schon i. J. 1865 war 


machten über die Recht- und Zweckmãssigkeit des kirchlichen Verfahrens, 
nach welchem die Geistlichen sich jeder Thätigkeit bei der Schule enthiel- 
ten, erhellt aus dem Ordinariatserlasse v. 9. ,März 1865. Auch hielt es der 
Erzbischof für gerathen, seinen Diöcesanen die ihm gewordene Anerkenllung 
des Papstes bezüglich des Schulconflictes mitzutheilen, von welcher der Kun- 
tius in l\lünchen sagte: "Dies Zeugniss des heil. Vaters wird Ihnen neue 
Kraft geben in dem Kampfe, den Sie schon so lange führen, und Sie in 
den Beschwerden desselben mit wunderbarem Troste erfùllen," An z e i g e b 1. 
f. d. Erzdiöc. Freiburg. 1865. No.8. 
I) Damit wendete sich der Sturm der Agitation gegen die Kammern, 
deren Neubildung gefordert wurde, vgl. den Aufruf an die badischen 
Katho liken, der als BeiIage ultramontaner Zeitungen verbreitet wurde. 
Auch der Erzbischof in seinem Hirten briefe über das J ubiläum sagte bezüg- 
lich der "\Yahlen: ,,"\\Tirket gegen die unchristliche Zeitströmung, indem lhr 
bei 'Va hIe n für öffentliche Stell en, insbesondere fùr die Kammer der 
Landstände und nunmehr auch für die Kreisversammlungen Euere Pflichten 
als c h ri s tl i c h e Staatsbürger erfüllet. J\lan sagt uns, die Kammer vertrete 
die Gesinnung und spreche aus den "\Yillen des V olkes. lhr wisst, welch' 
wichtige Rechte und Interessen des Volkes der Entscheidung der Kreisver- 
sammlungen anvertraut sind. Diese wie jene beschliessen über Angelegen- 
heiten, welche nicht bloss Euere zeitlichen, sondern auch Euere ewigen 
lnteressen berühren, insbesondere über die Erziehung Euerer Kinder. Euch 
steht das Rccht zu, Euere Abgeordneten zu wählen. Yon Euch, die lhr 
die l\lehrzahl der badischen Staatsbürger ausmacht, von Euerer '\-ahl hängt 
es ab, ob ::\Iänner in der Kammer und in den Kreisversammlungen sein wer- 
den, welche glauben, was lhr glaubt, welche wollen, was lhr wollt, welche 
Euere Rechte und Euere Religion vertreten. lhr habt also zu wählen, ob 
Euere Religion und Euere bürgerlichen Rechte gewahrt werden sollen oder 
nicht. Ihr habt es in Euerer Hand f ob diese Euere Güter, ob Euere Bitten 
und Beschwerden vor der Obrigkeit vertreten werden oder nicht. 'Veil lhr 
die
e Rechte habt und weil zur Zeit die Kammer und die Kreisversamm- 
lungen über diese so wichtigen bürgerlichen, staatIichen und religiösen Güter 
beschlies!ien, desshalb habt lhr, als christliche Staatsbürger, als Katholiken, 
vor Gott und der "\\- elt die Pflicht, Euch bei dieseÎ1 "\\T ahlen zu betheiligen. 
"\-Venn lhr als 1-1änner und Katholiken Euere Pflicht thut, 
o werden die
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.ein Gesetzentwurf über den Elementarunterricht' vollständig ausge- 
arbeitet. 
Die Regierung blieb dabei dem Principe, die confessionellen 
.schulen in ihrer bisherigen Art beizubehalten, vollkommen treu. 
Diese Sehlllen, so sagten die Gesetzesmotive, habe/l die Tradition 
von mehreren 7ahrhllnderten für sieh, sie entspreehen nach den bis- 
her gemachlen Erfahrzl1lgen den Neigungen der l'rfehrheit der Be- 
vö'lkerung, sie sind mil deren Ansehauungen llnd Gewohnheilen so 
lief verwachsen, dass ihre plbïzliehe Beseitigung durch eÙzen Act 
der gesetzgebenden Gewalt als eine lief eingreifende ulld nicht selten 
.schmerzende Aenderllng der sozialen Verhältnisse, namentlich zozler 
der Landbevölkerllng empjil1zden werden würde. Bedeulsamer lloch 
ist die Rücksiehl auf den idealen Gehalt und die innere Einheit der 
Volksbildung, für 7.velche die Verbindung des Religions- mit dem 
übrigen Sehulllnlerricht von der allergrösslen fVichtigkeil isl. Es 
isl eÍ1le die ernslesle JVÜrdigung 'l'erdiellende Thalsache, dass ein be- 
Irå"chtlicher Theil der werthvollslen geistigen und moralischen Er- 
rungenschaften Ullseres Volkes mit seÙler religzusen Bz"ldung auf das 
Innigste verwachsen isl,. die gerade für die Volksschule so wichtige 

rzieherische fVirksamkeit neben dem Unlerrichten wz"rd sehr wesenl- 
lich durch Anknüpfen an dell religiiisen Lehrstoff erleichlert, die 
wünschenswerthe VerbÙldung des Religions- mit dem übrigen Schul- 
unterrzcht vollzieht szch aber 7.veitaus am natür!zchslen llnd leiehtesten 
in confessz"onellen Schulen, llnd es ist mindeslens zweifelhaft, ob sie 
ausserhalb derselben in den auf h)'jJothetischen Zwang beruhenden 
Volksschlllen überhauPI unler eÍ1ler anderell Bedi1zgung durehführbar 
isl als der, dass die versehiedenen Con.fessionen frez"willig ihre Schu- 
len z'ereinigen. - 
Darum sollte es dem Willen der Schulgemeinde anhein1gestellt 
sein, ihre confessionellen Schulen zu behalten oder in gemischte zu 
verwandeln. - 


Euere Interessen gewahrt werden, so werden Euere Rechte als Einzelner, wie als 

litglieder der Familie, der Gemeinde, der K.irche und des Staates sichergestellt. 
Ich bitte, ermahne und beschwöre Euch: wählt Solche als "\Vahl- 
männer und als Abgeordnete, von denen Ihr wisst, dass sie unabhängig 
nach Aussen, gläubig, kirchentreu und gewissenhaft sind. \Vählt so1che 

1änner , we1che Euere katholische U eberzeugung und Euere Bedürfnisse 
ver
tehen, welche aber auch den 
Iuth und die Kraft haben, sie öffentlich 
zu bethätigen. \Vählt gewissenhaft, unerschrocken und einig !., 
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\Vir haben schon oben darauf hinge" iesen, dass ungeachtet 
der in gleichem 1\Iaasse forttobenden Agitation gegen das Schulauf- 

ichtsgesetz, doch die Regierung und die Freiburger Curie sich ein- 
ander zu nähern begannen. Gerade die von cler Regierung festge- 
haltene Confessiona1Ïtät cler V olksschule war ja eine Hauptforderung 
der ](irche, und wenn auch eine Vereinbarung der .sich gegenÜber- 
stehenden staatlichen und kirchlichen Principien kaum zu erwarten 
stand und der Lage cler badischen Gesetzgebung nicht entsprochen 
haben würde, so liess doch diese letztere nach der von cler Regie- 
rung gehegten Auffassung einen bedeutenden Spielrall1Jl, i1lner halb 
dessen die Kz'rchen ihre eÙzjlllssrez'che Slellllng zur cOllfessiollellen 
Volksschule ohne Beeinlrå'chtigullg der slaallichen PrÙzcipin! alÚÜben 
kOllllten I), und sie liess ferner in ihrer Ausführung manche 1\lög- 
lichkeit offen, den Kz"rchen durch dÙ ih, ell verschiedenC1z Verlre/ern 
lazd Dienern eingerå"ll1Jlten Beziehungen zu den slaallz'chell Schulbe- 
hijrden den Einjluss auf die Leillt1zg der Schule Zll sichern, welche 
sÙ zu beanspruchell haben, '[venn die Volksschule zuglez'ch die AllJ'Iall 
seÙI soil, in zve/cher die heranwachsende Jugend die VOll dl'1
 Kzrche 
altsgehende religiöse Unterweisullg 111zd Erziehullg empfling/. 
Die Regierung sprach delngemäss anl 5. 1\Iai 1865 der Frei- 
burger Curie den \Vunsch aus, durch eine Conferenz beiderseitiger 
Vertreter eine Einigung zu erzielen, und den Bestimmungen der 
Verordnung v. 1862 gemäss den Gesetzentwurf zu berathen. Dar- 
auf ging die Kirchenbehörde (n. 1\Iai) bereitwillig ein. 
Die Conferenzen fan den clann am 20. und 22. 1\Iai 
tatt 
zwischen dem von der Regierung beauftragten 1\Iinisterialrath J 0 I I Y 
und dem Ordinariatsassessor K Ü be 1. Sie erzielten kein wesentliches 
Resul ta t. 
Der Regierungscommissar erklärte im AlIgemeinen und Ein- 
zelnen die BereitwiHigkeit der Regierung, durch genau regulirte Be- 
ziehungen der Kirchen zu den staatlichen Schulbehörden in aIlen 
Instanzen eine objective Garantie dafür. zu schaffen, dass die Kirchen 
bei alIen Fragen gehört würden, welche kirchlich - religiöse Interessen 
berührten, und dass ihnen die rechtliche 1\Iöglichkeit gewährt werden 
sollte, ihren Standpunkt bis zu den höchsten Staatsbehörden zu ver- 
treten. N amentlich wurde in dieser Beziehung darauf hingewiesen, 
dass die Regierung die liberalste Auslegung des S ..J- der Verord- 


I) Rescript d. )linister d. Innern v. 5. 
Iaj 1865. 
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nung v. 12. August 1862 nicht nur von Anfang an beabsichtigt habe 
und durchzuführen gesonnen sei, sondern dass diese Absicht auch 
einen objectiven Ausdruck finden könne. Urn die praktische Aus- 
übung des im Allgemeinen schon bestehenden Beschwerderechts der 
kirchlichen Oberbehörden gegen \T erfügungen des Oberschulrathes 
zu erleichtern, wurde als zulässig bezeichnet, den Oberschulrath an- 
zuweisen, dass er die kirchlichen Vertreter in alIen Fällen, in wel- 
chen dieselben gehört werden sollten, von der später getroffenen 
Entscheidung sofort benachrichtige, damit die kirchlichen Oberbe- . 
hörden, wo sie die ihnen anvertrauten Interessen verletzt oder ge- 
fährdet erachteten, rechtzeitig Beschwerde führen könnten. Zur 
Exemplificirung, wie ernst die Absicht der Regierung sei, den ge- 
dachten 
 4 im weitesten Sinne auszulegen, wurde bei Gelegenheit 
der speciellen Berathung dem erzbischöflichen Commissar bemerkt, 
. dass auch über neu einzuführende Lehr- und Lesebücher die kirch- 
lichen Vertreter gehört werden könnten, urn etwaige confessionell- 
kirchliche Bedenken geltend zu machen. 
Dagegen Iehnte die Regierung eine eigentliche \
ereinbarung 
über die Stellung von Staat und Kirche zur Schule als unzulässig 
ab, und erklärte nur auf eine thatsächliche Verständigung über das 
was beide Theile zu thun und zu lassen gedächten, sich einlassen 
zu wollen. 
\Venn aber auch der erzbischöfliche Commissar einerseits mit 
diesen Auffassungen einverstanden erschien, so erhob er doch an- 
dererseits eine Reihe von Ansprüchen, welche die Regierung durch- 
weg ablehnte. 
Zuvörderst verlangte er die Errichtung einer besonderen katho- 
lischen Oberschulbehörde oder wenigstens einer katholischen Section 
im Oberschulrath, und die Ernennung aller l\Iitglieder im Einver- 
nehmen mit dem erzbischöfiichen Ordinariate. 
Die Regierung konnte darauf urn so weniger eingehen, als die 
Errichtung einer solchen katholischen Section die einer evangelischen 
unmittelbar hätte im Gefolge haben müssen, uncI damit die Riick- 
kehr zu der früher so beklagten Zersplitterung in der Oberleitung 
des Schulwesens vollzogen gewesen sein würde. Auch hätte natur- 
gemäss eine katholische Section eine weit geringere Autorität uncI 
cine weniger selbstãndige Stellung als das Plenum des Oberschul- 
rathes besessen und wäre den - nach der Vergangenheit zu 
,;chliessen - voraussichtlich sehr weit gehenden Anforderungen des 
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katholischen Kirchenregiments auf die Dauer kaum gewachsen ge- 
wesen. 
Auf den gleichen \Viderstand stiess die Forderung, dass der 
kirchliche Vertreter zu all e n Sitzungen des katholischen Oberschul- 
raths hinzuzuziehen oder gar als l\Iitglied dieser Behörde anzu- 

rkennen sei, und auch die kirchlicherseits gewÜnschte Besetzung der 
l{reisschulrathstellen im Einvernehmen mit dem Ordinariate wurde 
abgelehnt, wenngleich die Regierung dabei die Zusage abgab, etwaige 
V orschläge des Ordinariates über eine dem confessionellen l\lomente 
mehr Rechnung tragende Organisation der Kreisschulvisitaturen be- 
reitwillig entgegennehmen und sorgfäItiger Prüfung unterziehen zu 
wollen. 
Die kirchliche Forderung, dass der Geistliche zum gesetzIichen 
Y orsitzenden des Ortsschulrathes gemacht werde, wies die Regierung 
mit derselben Entschiedenheit ab, \Vie sie ihre Neigung, ihn factisch 
dazu zu ernennen, zu erkennen gab. 
Ebenso wollte die Regierung der Kirche weder die Befugniss 
eines besonderen Einspracherechtes gegen die in den Ortsschulrath 
gewählten Personen zugestehen, noch die Eigenschaft der Bürger- 
meister als regelmässiger l\IitgIieder desselben aufheben, da das 
erstere die lokale Schulbehörde in eine gewisse Abhängigkeit von 
der Kirche gebracht haben würde, das andere den grossen finan- 
ziellen Leistungen, welche die Gemeinden für die Schulen aufzu- 
bringen hatten, wenig entsprechend erschien. 
Die kirchlichen Klagen endlich über das Hemmende und Störende 
der Formvorschrift, nach welcher die \Veisungen der Kirchenbehörden 
über den Religionsunterricht den Lehrern durch die staatlichen Schul- 
behörden zur N achachtung eröffnet werden müssten, erklärte die 
Staatsregierung theils für unbegründet, theils sprach sie ihre Bereit- 
willigkeit aus, eine den \Vünschen der l{irche mehr genehme Form 
zu wählen, sobald diese nur das Rechtsverhältniss zum Ausdruck 
brãchte, dass die Lehrer l1icht in dienstlicher Abhängigkeit von den 
Kirchenbehörden stünden. - 
Schon am 8. J uni 1865 wandte sich das Ordinariat an das 
Staatsministeriuln. Es stellte die negativen Ergebnisse der Con- 
ferenzen zusauunen und zählte die von der Curie vorgebrachten 
\Viinsche und Forderungen auf, weJche mehr oder minder entschie- 
den hatten als unannehmbar beEeichnet werden müssen, ohne des 
jn so vielfachen Beziehungen Seitens der Staatsregierung bewährten 
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Entgegenkommens auch nur zu erwähnen. Das Ordinariat knüpfte 
daran die Bitte, dass auf der Grundlage der confessionellen V olks- 
schule eine Vereinbarung zwischen Staat und Kirche herbeigeführt 
werden möchte. 
Unter dem 2. November erfoIgte die Antwort der Staatsregierung.. 
Dieselbe hielt sich von bestimmten den \Vünschen der Kirche gegen- 
Über formulirten V orschlägen fern, zumal ja die bestehenden Gesetze 
sich weder an sich, noch nach dem Standpunkt der Staatsregierung 
als unzweckmässig erwiesen hatten, sondern die letztere nur gewillt 
\yar, den kirchlichen Forderungen so weit wie möglich Rechnung zu 
tragen. Sie betonte die Absicht des Ministeriums, die confessioneUe 
Schule beizubehalten, von welchem Entschlusse man nur dann ab- 
zugehen genöthigt sein würde, wenn die Verhãl/nisse einen erj"olg- 
rez'chen Bes/and dz'eses Charaklers der Volksschule unmi/gHch mach/en. 
Sie sprach auf's Neue die Geneigtheit aus, aUe ihre El1tschlüsse nach 
den \Vünschen der J{irche zu bemessen, soweit das innerhalb der 
Grenzen der bestehenden Gesetze geschehen könne, und erklärte 
schliesslich die BereitwiUigkeit zur Fortsetzung der Besprechungen 
über die Punkte des Schulgesetzentwurfes, welche j"ür die Kirchen 
'l'Oll Bedeutung sind, und iiber welche die Kirchen zu hô'ren sich das 
Grossherzoglz'che 111iidslerÙt1ll des hznern slels bereil erklå"rl hal. 
Das Ordinariat in seiner Rückantwort vom 16. November hielt 
zwar die principieUe Richtigkeit seines Standpunktes durchaus fest,. 
wonte aber den bisher eingeschlagenen \Veg der Verhandlung gern 
verlassen und den van der Regierung bezeichneten annehmen. ZU 
diesem Zwecke erbat die kirchliche Behörde die l\1ittheilung des 
Schulgesetzentwurfes, da jedes lIfissverslãndniss über diese j"ür dz'e 
Pflege der Religlon so j"olgenschwere Sache weil grössere DÙJlen- 
Slonen als die selÏherige Schuifrage annehmen könnte, so erscheint Zt1lS 
eine reijliche Prüj"ullg lald Erwå"gung hz'er lUll so mehr er j"orderHch. 
In Folge dessen übern1ittelte die Regierung in der That dem 
Ordinariate den Gesetzentwurf, und die Kirchenbehörde bezeigte 
nicht nur ihre Geneigtheit zur freundschaftlichen Regelung der 
schwebenden Fragen, sondern sprach auch gleichzeitig in einem 
längeren Schriftstück vom 16. Januar 1866 I) die Bedenken aus, 
welche sie bei dem Gesetzentwurfe zu berücksichtigen fand. 
Der Staat, so deducirte die kirchliche Behörde, dürfe kein Schul- 


I) Beilage LXV, 
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monopol mit gleichzeitigem Schulzwang beanspruchen, vielmehr sei das 
einzige Correlat des ersteren völlige Unterrichtsfreiheit. Da aber die 
Regierung die confessionellen Schulen als soIche erhalten wolle, so 
sei die Berechtigung der Kirche an der Schule staatlicherseits in der- 
selben 'Veise auszusprechen, wie auch kirchlicherseits stets anerkannt 
werde, dass das Unterrichts- und Erziehungswesen der Aufsicht des 
Staates unterliege. Dies gemischte System könne nun so durch- 
geführt werden, dass in Consequenz der confessionellen Eigenschaft 
der Schule confessionelle Schulbehörden eingerichtet, und die Lehrer 
von der Staatsregierung in1 Éinvernehmen mit dem l(irchenregimente 
angestellt wÜrden. Oder aber, es müsse wenigstens die l(irche in 
die Lage versetzt werden, vor Erlass V011 Anordnungen und Yer- 
fügungen, ,veIche das religiös-sittliche Leben, die reIigiöse Erziehung 
und Bildung betreffen, gehört zn werden, und den kirchlichen Be- 
hörden vergönnt sein, den1 entsprechend bei der Aufsicht, Prüfung 
und Disciplin über Schüler nnd Lehrer und ebenso bei der Ver- 
waltnng nnd Verwendung des katholischen Schulvermögens mitzu- 
wirken. - 
Erkannte son1it die Kirchenbehörde in der letzteren von ihr als 
zulässig aufgestellten Alternative das Princip an, welches der Re- 
gierung bei der ganzen Schulfrage als Grundlage gedient hatte, so 
war in der That aIle Aussicht vorhanden, das Schulgesetz im Einver- 
stãndniss zwischen Staats- nnd l(irchenbehörde zu Stande zu bringen. 
Die Conferenzen, welche am 19. Jd11uar zwischen Vertretern 
des J\Iinisteriull1s, der Oberschulbehörde, des Ordinariates und des 
evangelischen Oberkirchenrathes begannen, nahmen gleichfalls einen 
günstigen Verlauf I ). Der erzbischöfliche Commissar Convictdirector 
1( Ü bel hob zwar gelegentlich den der Staatsregierung entgegell- 
gesetzten Standpunkt der katholischen Kirche hervor, aber er nnter- 
liess es, Consequenzen daraus zu ziehen, erörterte vielmehr die ein- 
zelnen Bestimmungen des Entwurfes von der gegebenell Grundlage 
aus, nnd kan1 in nicht wenigen FäIlen, die noch dazu von der 
grössten principiellen Bedeutung waren, voIlkolnmen n1it dem Rc- 
gierungscoll1missar Überein. So wurde die Fassung verschiedencr 
Paragraphen nach den ,,. orschlägen des Director K ü bel geändert 


I) Bei der 'Vichtigkeit derselùen für die B
urthei1ung des principiell von 
cler K.irche einge
ornmenen Standpunktes J theilen wir die Protokolle mit: 
Beilage LXVI. 
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nnd mehrere Bestimmungen seinem \Vunsche gemäss dem Gesetz- 
entwurfe eingereiht. 
Demgemäss vermochte das Ministerium, nachdem die Conferenzen 
am 21. Januar beendet waren, dem Ordinariate unter dem 27. Januar 
seine Befriedigung über den \-r erlauf der v-r erhandlungen auszusprechen, 
und zu betonen, dass abgesehen von den theoretischen Ausgangs- 
punkten der von der Regierul1g einerseits und der Kirehe anderer- 
seits festgehaltenen Ansiehten, ulld noch dazu solcher, welche die 
positiven Reehtssätze des Gesetzes gar nicht berührten, jetzt Diffe- 
renzen von praktiseher Erheblichkeit nicht mehr vorhanden seien. 
Sei es nun aber, dass man in Freiburg fand, Director Kübel 
habe der Regierung zu weitgehende Coneessionen gelnacht, sei es 
dass nlan hoffte, die schon so mannigfach bewiesene Naehgiebigkeit 
der Regierung uoch mehr ausnutzell zn können: Director !( ü bel 
riehtete am 29. Januar von Freiburg aus ein Sehreiben an das IVli- 
nisterium I), worin er gegen das Protokoll der Conferenzen, angeb- 
lich noeh ehe er dasselbe dem Ordinariate vorgelegt hatte, Ein- 
spraehe erhob und den Standpunkt der erzbischöfliehen Denksehrift 
v. 16. Januar 1866 in allen Punkten so sehr für den seinen erklärte, 
dass der Zweck, zu welchem noch Seitens des I(irehenregimentes auf 
mündliche Verhandlung eingegangen war, vollständig problematisch 
ersehien. 
Aueh das Ordinariat, welches In seinem an das Ministerium des 
Innern gerichteten Erlasse vom I. Februar die Raltung seines Com- 
missars im Al1gemeinen billigte 2), wies in einem deln Staatsministe- 
riunl zugesandten Erlasse 3) darauf hin, dass einmal das Protokoll 
nieht als durchweg z l ollslälldiger Ausdrltck über dell Verlauf ulld dl.e 
. 
Ergeb1lisse der stallgehablen COll/erellzen betraehtet werden könne 
und andererseits der erzbisehöfliehe Conlmissar zur Genehlnigung der 
von der Regierung ausgegangenen V orschläge oder zum Abschluss 
eines auf das Schulgesetz bezüglichen Abkommens nicht legitinlirt 
gewesen sei. 
Die Regierung konnte den letzteren Punkt urn so eher igno- 
riren, als sie nielnals ein vertragsmässiges Abkommen beabsiehtigt 
hatte, aber sie legte gegen die nachträgliehe Beanstandung des Pro- 


1) Beilage LX VII. 
2) Beilage LX VIII. 
3) v. 6. Februar 1866. Beilage LXIX. 
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tokoHes urn SO nachdrücklicher Verwahrung ein, als dasselbe erst 
unterzeichnet war, nachdem Director K ü bel so \Vie der Vertreter 
des evangelischen Oberkirchenrathes auf Befragen erklärt hatten, dass 
. sie die protokollarischen Aufzeichnungen a1s voIlständig und treu 
betrachteten. Zugleich rnachte die Regierung das Ordinariat darauf 
aufmerksarn, dass fÛr aile Zukunfl jede gemeinsame Behandlung 
z"rgelld welcher Angeltgenheit ullendlich erschwert, und durch die be- 
rechtigle JVeigerung des EÙlzeblen, sich einem nachlrå"glichen Demenl'- 
altsgeselzt zu sehell, fast tl1l1Jliiglich gemacht werden wi/rde, wenn 
gegen das in correctesler Form und mit allseiti'ger Zuslim1Jlung be- 
glaubigle Ergebniss del' Bespl'echungen nachtrå"gliche Beanstandll11gen 
zugelassell werden I). 
In Folge dessen ging auch das Ordinariat wohlweislich nicht 
mehr auf diese Frage ein, sondern desavouirte einfach aIle Erklä- 
rungen des Director K ü bel, we1che rnit dem kirchlichen Erlasse 
v. 16. J anuar nicht harmonirten 2). 
Freilich erhob das Ordinariat sowoh1 in seinem Erlasse vom 
I. wie vom 6. F ebruar noch F orderungen, we1che in dem l\linisterial- 
rescripte v. 14. Februar eine zwar wohlwollende aber doch theilweise 
ablehnende Aufnahme elnpfingen 3): aber es gab dann am 8. l\Iärz 
der Regierung die befriedigende und hochwichtige Erklärung ab 4), 
dass die Kirche dem Urnstande Rechl1ung trage, dass die Schulfrage 
im öffentlichen Leben noch nicht zu einer allseitigen ruhigen Er- 
wägung gelangt sei, weshalb zur Zelï die Durchfìihrullg des vollen 
Rechtsstandes del' Kirche beztÏglich del' Schule keine allgemeine An- 
erkennul1g fl1ldd. JVz'r beharren de1Jlnach zllr ZelÏ auch nicht darallf, 
dass aile Rechte del' Klrche im 'l'orIÙgenden Geselze 'ihren Ausdrllck 
fl1ldell und glauben, die tl1lS obliegende Pß1'cht zu erfìillen, We1l1l wÜ. 
hier die Grulldsä/ze und Rechte bezüglich des confessionellen Schul- 
wese1lS 111ld del' kalholischen Schuifonds, auf welche wir ohJle Zu- 
stÙnnUt1lg des heili'g en Stuhls ?lic hi verzic hten dürfell, 'lvieder holf 
'iuahrell. Sie sind Ùl del' Erzbischi!ftichen Dellkschrift v. 3. Dezember 
186 3 wie Ùl Ullserll seitherigen Erlassen an Hochdasselbe ausge- 
sprochell und begriindel. So glauben wir über di
 noch bestehelldè11 


I) Beilage LXX. 
-) Erlass v. 22. Februar. Beilage LXXI. 
3) Die Actenstücke in Bei1age LXIX-LXXI. 
4) Beilage LXXII. 
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þrÙzcipiellen Sckwierigkeilen hinweggehe!l, deren Lüsltng elner geeig- 
neleren Zeit vorbehalten und auf eÙzell modus vivendi einge/lell Z1t 
können, wodurch es del' Kirche müglÙ:h wil'd, wenigstens Ùz prak- 
fischer Beziehung ihre Pflichl Z1t el' fiillen. 
U m die noch bestehenden Differenzen zu beseitigen, verlangte 
das Ordinariat noch einige fonnelle und materiel1e Aenderungen des 
Entwurfes, sprach die Hoffnung aus, dass die Regierung ihrer Zu- 
sage gemäss in den V ollzugsverordn
ngen des Gesetzes die kirch- 
lichen Ansprüche regeln und specialisiren werde, und erklärte sich 
unter diesen Bedingungen bereit, ZU1Jl Vollzuge des Geselzes rück- 
hall/os mlÏzuwil'ken ulld dÙJ GeislHchen zu del' ZnlleJl geselzlÙ:h zu- 
geuJÙsenen l'rfiibethez"ligung anzuhalten. 
Von den durch den Erzbischof neuerdings gestellten AnsprÜchen 
nahmen aber nur drei eine grössere Bedeutung in Anspruch, und 
die Regierung erklärte sich auch hier bereit, zweien zu entsprechen. 
Sie theilte diesen Entschluss der erzbischöflichen Behörde mit I), 
diese antwortete nicht, wodprch sie natürlich stillschweigend sich bei 
den Zugeständnissen des MinisteriuI11S beruhigte: der so lange ent- 
behrte Frieden zwischen Staat und l{irche schien gesichert! - 


lnzwischen verhinderten die kriegerischen Ereignisse des ] ahres 
1866 jede gesetzgeberische Thätigkeit 2). 
Und so legte die Regierung den Gesetzentwurf über den Ele- 
mentarunterricht erst am 30. ;August 1867 den Ständen zur Be- 
rathung vor. Derselbe unterschied sich von dem des vorhergehen- 
den Jahres nur in einigen redactionellen Punkten. Ausserdem waren 
die Bestimmungen über die Aufbringung der Mittel zu den Lehrer- 
gehalten geändert, und jene über die \Vählbarkeit in den Ortsschul- 
rath und die Entfernung aus demselben dahin ergänzt worden, dass 


I) Reser. v. 12. April 1866. Beilage LXXIII. 
2) Dagegen wurde die Kammer::.ession zu einer in der I. I<ammer vor- 
gebraehten heftigen Anklage gegen den :Minister Lam e y benutzt, weB er 
die Ortssehulrathwahlen dureh widerreehtlieh verhängte Strafen erzwungen 
habe (siehe oben S. 97). Die II. Kammer beseitigte die Frage. Aueh der 
Bisenaf von l\1ainz, v. K e tt e 1 e r, maehte die badisehen Vernältnisse zum Ob- 
jeete seiner pamphletistisehen Sehriftstellerei, anknüpfend an das van dem 

Iinister Lamey in der Kammer ausgesproehene Wort: f,Das Gesetz ht das 
öffent1iene Gewissen." · 


l'riedberg, Der Staat u. d. Kirchf', 
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die gewählten l\Iitglieder abgesehen vom GemeindebÜrgerrecht, die 
übrigen Bedingungen der \Vählbarkeit in den grossen Ausschus
 
(

 21 U. 22 der Gem. 0.) besitzen soIl ten und dass die Ausschliessung 
aus dem Ortsschulrathe nicht nur wegen Dienstwidrigkeiten, sondern 
auch wegen eines die öffentliche Achtung entziehenden Verhaltens 
erfolgen könne. 
Da aIle diese Veränderungen einerseits wenig entscheidend 
waren, andererseits das Interesse der Kirche durchaus nicht be- 
rührten, so konnten die l\Iotive des Gesetzentwurfes wie i. J. 1866 
die Hoffnung aussprechen, dass nach der mit beiden I
irchen er- 
zielten Yerständigung auch beide zum '''' oIlzuge des vorliegenden 
Gesetzes seiner Zeit in loyaler \Veise mitwirken wÜrden. 
Dennoch war diese Hoffnung der katholischen Kirche gegen- 
über voreilig gewesen. 
Vielmehr entspann sich aufs Neue zwischen der Freiburger 
Curie und dem l\Iinisteriunl ein höchst unerquicklicher Schriftwechsel, 
worin die erstere, die V erhandlungen de
 Jahres 1866 für durchans 
nicht abgeschlossen erklärte, eine Fortsetzung derselben wünschte, 
neue V orschläge unterbreitete, welche dem Standpunkte der I
irche 
die nöthige Rechnung tragen sollten I); das letztere darauf hinwies, 
wie der Gesetzentwurf das OrdinariclÍ belehren könne, dass all en 
wesentlichen \Vünschen der J{.irche Genüge geschehen sei, und 
wie die Disposition der l
ammern der Kirche gegenüber durchaus 
nicht so geartet erscheine, dass grössere Concession en sich als mög- 
lich darstell ten 2). 
Die von der l
irche gleichfalls gewÜnschte Betheiligung bei 
Ausarbeitung der für das Schulgesetz erforderlichen Y oIlzugsverord- 
nungen wurde dagegen bereitwillig zugestanden nnd reifliche Er.. 
wägung aller der Punkte versprochen, welche das Ordinariat der 
_Reg-ierung in langathmigen Actenstücken auseinanderzusetzen nicht 
müde wurde. 
Inzwischen waren die Andeutungen, welche das l\1inisterium 
der Freiburger Behörde über die Stinlmung der Kammer gelnacht 
hatte, vollständig bewahrheitet worden. Schon aus den Conunissions- 
berathungen der zweiten Kammer ging der G esetzea.twurf in einer 


I) Be
chl. v. 8. Aug. 1867, 5. Sept. 1867, 3. Oct. 1
67' - Die lctlterc 
Bcibge LXXIV charakterisirt die Neuforderungen der Kirche. 
2) Erl. v. 22. Aug., 12. Sept., 1 I. Oct. 1867. 
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Gestalt hervor, welche die der Kirche wohlwollenden Regierungs- 
tendenzen wesentlich abschwächte. 
Während der Regierungsentwurf die Eltern nur dazu verpflichtete, 
ihren Kindern einen gewissen Elementarunterricht angedeihen zu lassen, 
ihnen aber inl U ebrigen die \Vahl der l\Iittel zur Erreichung dieses 
2weckes frei Iiess, sollte nach den Commissionsbeschlüssen ein eigent- 
Iicher Schulzwang, d. h, die gesetzliche Nöthigung eintreten, die I
in- 
der in die öffentliche Y olksschule zu schicken. 
\Venn aber diese Aenderung der Regierungsvorlage mehr einen 
theoretischen Charakter trug, so war die Bestimmung weit ein- 
schneidender, welche die wöchentIiche 2ahl der Religionsstunden VOll 
6 auf 4 herabsetzte, welche ferner den Lehrer nicht mehr als Reli- 
gionslehrer fungiren liess, soweit die I{irche ihre Diener nicht dazn 
verwendete, sondern nur soweit dieselbe ihre J{irchendiener nicht 
dazu verwenden k ö n n t e, und welche endlich den Gemeinden untcr- 
sagte, von den { wöchentlichen Lehrstunden, die auf ihr Verlangell 
der Lehrer ausser seinem gesetzlichen Stundendeputate gegen be- 
sondere Vergütung zu ertheilen habe, etwas dem Religionsunter- 
richte zuzuwenden. 
Ferner wollte die zweite J{ammer kirchlichen Corporationen und 
Stiftungen die Befugniss zur Errichtung Yon Schulen nicht z\Jgestehen, 
wie denn auch S 21 des Entwurfes, welcher die l{irchen ermächtigte, 
. 
für die Ueberwachung des ReIigionsunterrichtes und der confessionellen 
Anstalten eigene Aufsichtsbeamte zu ernennen, gestrichen wurde. 
Dennoch erwuchs aus diesen Modificationen, welche die zweite 
}(ammer dem Gesetzentwurfe angedeihen liess - denn das PienU111 
trat den Vorschlägen seiner Commission durchweg bei - für die 
Regierung noch nicht die Nöthigung, den Gesetzentwurf gänzlich 
fallen zu lassen. Es wäre das auch im ganzen Lande urn sO 
schmerzlicher empfunden worden, je dringender die erregten \Ter_ 
hältnisse der vergangenen Jahre die endliche gesetzliche Regelung 
der durch Streit verbitterten Schulfrage erfordertell. 
Uebrigens iibernahm auch die erste Kammer durchweg die 
Yermittlung zwischen den \V ünschen der Regierung und der an- 
deren parlamentarischen I{örperschaft, die letztere gab nach, und 
so konnte aIll 8. März das wichtige und umfangreiche Gesetz ver- 
öffentlicht werden I). _ 


I) Beilage LXXV. 
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Inzwischen war das Ordinariat noch während der ständischen 
J3erathschlagung des Gesetzentwurfes nicht unthätig gewesen I). 
Eine Conferenz von ,Y ertretern des Clerus wurde auf Jen L+. De- 
zelnber 1867 nach Freiburg berufen, und tiiese forn1ulirte nicht nur 
die Beschwerdepunkte der badischen K.atholiken in1 Allgemeinen, son- 
dern begründete sie auch eingehend. 
\Vir können uns die l\Iühe, auf das umfangreiche ActenstÜck 
näher einzugehen, billig ersparen. Neue Gedanken wurden über 
keine l\Iaterie zu Tage gefördert, dagegen das in den erzbischöf- 
lichen Denkschriften vorliegende l\Iaterial zur Yerunglimpfung des 
Staatsgottes und seiner Institute genügend ausgebeutet. Dass der 
Clerus sich wieder zum Apostel der Freiheit aufwarf, konnte an und 
fÜr sich keine Verwunderung erregen, obgleich es unter dem frisch en 
Eindruck, welch en der s.;'llabus Pi u sIX. hervorgerufen hatte, doch 
eigenthümlich berühren musste, wenn dem Schulgesetz ein Gewissens- 
zwang vorgeworfen \",'urde. Ebenso war der Tadel, dass das Schul- 
gesetz den mühsam iiberwundenen Grulldsatz cujus regio zllius religio 
repristinire schon deswegen auffalìend, weil die katholische K.irche 
gegen die Befolgung dieses S
l.tzes, sofern nur die regio eineln K.a- 
tholiken gehört, nie etwas einzu,yenden gehabt hatte. 
Ausser dem V orwurf, dass der Staat sich heraltsllehJJle dÙ Kirche 
Z1/ bez r oglell, welcher $leichzeitig die Perspective eröffnete, dass in 
Zukunft jeder diillkelhafte Schulllleisler dën Kindern sein [T llg l au beJls- 
bekellntniss aufdrängen würde, schleuderte die clericale Yersal11mlung 
nur noch eilf andere gegen das Schulgesetz, und diese l\Iässigung 
verdiente allerdings un1 so mehr Anerkennung, als Vorwürfe, von der 
logischen Folgerichtigkeit und der juristischen Begründung, wie sie 
der Clerus aufführte, in der That noch zu Dutzenden sich hätten 
finden lassen; obgleich andererseits die Schwere der Beschuldigungen 
doch kau1l1 hätte übertroffen werden können. Denn der Clerus 
deducirte aus del11 Schulgesetze ein' vom Staate SChOll dadul ch - 
natürlich auch noch sonst - provocirtes Schisma, ,veil das Gesetz 
die K.atholiken als Kalhohkell \Vahlen und Abstimmungen vornehmen 
lasse, ohIle dass die K.irchenbehörde dabei vertreten sei. 
Ian schien 

ich dabei die K.atholiken als ein \Vild zu denken, welches der Staat 


I) Schon nach Abschluss der Commb
ionsberathungen hatte das Ordi- 
nariat 
ich an das .Ministerium gewendet, Be
chl. v. 14. 
ov. 186ï und Ant- 
wort des ,Ministeriums v. 23. desselben M. 
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einzeln umzingelt, un1 sie für den Käfig der neuen nicht katholischen 
Staatsreligion, in der aile Confessionell allfzllgehe1l bestimnzl sind, reif 
zu machen. 
Auch der Erzbischof fasste unter den1 14. Dezember die sämn1t- 
lichen Beschwerdepunkte der katholischen Kirche in einem an das 
Staatsn1inisterium gerichteten Gesuche zusammen. Das von der Re- 
gierung den Kammern vorgelegte Schulge
etz erklärte er jetzt at" 
ein Ergebniss der zwischen Staat und Kirche gepflogenen "erhand- 
lung und Verständigung. Es hätte nur noch einer Vereinbarung- über 
die Befugnisse der kirchlichen \!' ertreter bei den Schulbehörden und 
über die Zulässigkeit kirchlicher Corporations schul en bedurft. um 
völlige Eintracht zwischen Staat und Kirche zu erzielen. 
Die Kammern aber hätten die ganze Basis des früheren Ge- 
setzes zerstört. Ihr Operat sei ein Ausftus.r des cenlralisirlen Slaa/.rì- 
absolutism us , verstosse gegen die oberst en Grundsätze des Rechts- 
staates und verletze - auch der Erzbischof trat als Anwalt der 
Freiheit auf - die þersönliche, die corþorative, dle l'eberzlugllllgs- 
tlnd Gewissenifreiheil. 
Darum erhob der Erzbischof Protest im Namen der Gesellschaf!. 
des Rechls, der Freiheit, der þrivalen und maleriel/en Inleressen, der 
kalholischen Religion und Kzrche. Seine Forderung bezüglich des 
Schulgesetzes ging endlich dahin, dass demselben die Sanction ver- 
weigert werden möchte. 
Die Regierung glaubte diesem Begehren nicht Folge leisten 
zu sollen. 
Sie betonte in ihrem Erlasse v. g. März 1868, dass das neue 
Gesetz, \Vie es aus den Beschlüssen der Kammer hervqrgegangen 
sei, in seinen wesentlichen praktischen Rechtssätzen von der Regie- 
rungsvorlage nicht, oder doch nicht so erheblich abweiche, class es 
im Gegensatze zu dieser als unannehmbar für die Kirche bezeichnet 
werden müsste. In den für die Kirche wichtigsten Punkten, den 
Bestimmungen über den Religionsunterricht und den confessionellen 
Charakter der V olksschule sei sachlich im Wesentlichen nichts ge- 
åndert. Dass die Herslellung s. g. gemisch!er Schulell elzvas er- 
leichler! 'wurde, mag 'l'om kirchlichen Siandpunki aus beklagl werdell, 
doch kann sich nachdem den Schulgemeinden die Bifugniss nichl Ztt 
'l'ersagen zvar, ihre nach Con.fessionen ge!renn!e Schulell in elne ge- 
mlschle zu 'l'ereinigell, daralts kein enlscheidender Grund gege11 das 
Geselz ablez"ten lassen, dass dz'es nach der jelzigen Fassung mil eill- 
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felcher, slall, wie die Regierul1gsz'orlage gewolll halle, mil eUler 

1Jehrhezï 'l'01l 2/3 der SIÙJlmell beschlossell werdell kallll. Ebellso be- 
grcifell 'Zvir dell nrullsch TVohldesselben, dass die ErrÙ:hlrl11g 'l'011 
Sl-hule1l durch k/rchliche Corporali01len mehr erleichter/ worden wäre
' 
ÙJl merhin z'st. aber dieselbe prinzipiell zttgestalldell und damit zu GUIl- 
slnl der Kirche ein sehr weselltlicher Fortschritt im Vergleich zu 
dt'1Jl jelzl gellellden Recht gemacht, llach 'welchem die Kirchen gar , 
Á'eÙle ihnen ullterstehende1
 Schulell errich/en kOllll/èll, indem aile allS 
Stif/llngsmzïteln errlchle/en Schulen schlechthz1l als ö:tfelltliche behall- 
drll, d. h. direct in allell Beziehungen 'l'012 den s/aa/1Ù:hen Behò.rden 
gelez'te/ wurdell. 
Schliesslich er klärte die Regierung noch einmal , dass sie den 
Geist der R uhe und 1\Iässigung, welcher bei Entwurf des Gesetzes 
I11aassgebend gewesen sei, auch bei der AusfÜhrung walten lassen 
wolle, wobei sie allerdings nicht verhehlte, dass die fortgesetzte 
\Veigerung der 'kirchlichen Organe zu dem V ollzuge des Gesetzes 
Initzuwirken, mit Nothwendigkeit eine Verschlechterung der kirch- 
1ichen Lage herbeifiihren müsse. - 
l{aum war aber das Gesetz in der That publicirt, als der Erz- 
bischo[ unter dem 18. 1\Iärz 1868 eine öffentliche und feierliche .Ver- 
wahrung einlegte I), welche das l\Iinisterium am 23. l\lärz als gegen 
t'in yerfassungsmässiges Gesetz gerichtet für rechtlich wirkungslos 
erklärte 2). 
'Vie ernst es aber die Regierung mit dem von ihr dem Ordi- 
nariate verheissenen Standpunkte der Billigkeit und Rücksicht nahm, 
ergab der an den Oberschulrath gerichtete Erlass v. I. April 18683). 
Darin wurde dieser Behörde anempfohlen mit der grössten l\Iässi- 

ung zu verfahren, die Herstellung gemischter Schulen durchaus 
dem freien 'Villen der betreffenden Gemeinden zu überlassen, und 
()hne vorgefasste 1\Ieinung lediglich das Interesse der Schule zu 
vertreten. 
Aber auch darin blieb die Regierung ihren Versprechungen ge- 
treu, dass sie die V oIIzugsverordnungen zum Schulgesetz im Einver- 
nehmen mit der l{irche festzustellen suchte. 
Dazu hatte das Ordinariat der Regierung schon unter dem 


I) Beilage LXXVI. 
2) Beilage LXXYII. 
3) Beilage LXX VIII 
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27. l\Iärz sein Programm mitgetheilt und auf der Basis desselben sich 
zu Verhandlungen bereit erklärt. 
In Foige dessen wurden der l{irchenbehörde an1 I-t-. Juli drei 
\
erordnungsentwürfe: Ueber das Verfahren bel' Antrå"gen auf Auf- 
hebung oder ErrÙ:htung confess/one/ler und gemz"schter Volkssch , z;lell 
iiber den Aufwand für dÙ Volksschlllen, llnd über dÙ Trennung 
der kz"rchHchen Nebendz"ellste von den SchuldÙnsten zur Bégutachtung 
n1itgetheiIt. 
Es erfolgte dann auch kirchlichersèits die Instruction des mit 
den Yerhandiungen beauftragten geistlichen Rathes H ö I I, der aber 
durch Krankheit. von der Theilnahme an den Conferenzen abge- 
halten wurde. - 
U nter dem 6. August theilte der Oberschulrath dem Kapitels- 
vicariate mit, dass den kirchlichen "\Vünschen überall Rechnung ge- 
tragen sei, wo die gesetzlichen Bestimmungen das zugelassen hätten. 
.rIllf nzanche Antrå"ge fVohldesselben konnle nicht ei11gegangen u'erden, 
'Wezl dÙselben o./fenbar auf ,i1Iissverstå"ndnz"ssen und l'rrigen Auf- 
jilssl/ngen beruhlen. 
Darauf wiederholte sich denn genau diesel be Reihenfolge der 
Thatsachen, welche bei aIIen auf die Schulfrage bezügIichen Anord- 
nungen gespielt hatte. 
Die kirchliche Behörde beschwerte sich bei dem Ministerium, 
class ihre hauptsächlichsten "\V ünsche in dem Verordnungsentwurfe 
nicht berücksichtigt seien (20. August) I). Das Ministerium wies 
(I-t-. September) 2) darauf hin, dass dies soweit thunlich geschehen 
sei, und viele kirchIiche Forderungen sich von selbst erledigen wür- 
den, sobald nur die Geistlichen die ihnen vom Gesetz zugestandene 
Stellung in Besitz nehmen wollten, die Verordnungen wurden am 
10., II. und 12. September publicirt 3), die Freiburger Curie pro- 
testirte 4 ), erklärte aber falls in den noch ausstehenden Verordnungen 
der Kirche die ihr gebührende l\Iitwirkung bei der Erziehung der 
katholischen Jugend eingeräumt werde, noch immer zum Frieden 
bereit zu sein; die Regierung endlich verhiess auch diese Verord- 


I) Beilage LXXIX. Unter den kirchlichen \Vünschen figurirte auch 
"geheime \Vahl" zu den Ortsschulrãthen. 
2) Beilage LXXX. 
3) Beilage LXXXI. 
4) Beschluss V. 29. Oct. 1868. Beilage LXXXII. 
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nungen \.orgängig dem Ordinariate zu unterbreiten und bezeichnete 
den Protest als rechtlich wirkungslos. 
V orher aber erliess die kirchliche Behörde - wieder mit einenl 
den Staatsgesetzen zuwiderlaufenden Publikationsmodus - eine '''er- 
ordnung, den Vollzt/g des Gesetzes iiber dell Ele1llentarulltericht be- 
Ire./fend I), welcher nach der Ansicht der Regierun
 gegen einzelne 
,,- orschriften des Gesetzes verstiess. Die letztere richtete daher an 
das Kapitelsvicariat die Forderung, ihr die kirchliche Verordnung 
mitzutheilen, und die Freiburger Behörde kan1 diesem Begehren nacho 
Aber sie leugnete irgendwie dazu verpflichtet zu seine Sie trat der 
Staatsregierung gegenüber, wie etwa ein ausländischer Staat, welcher 
ZUln Dank für die Mittheilung jenseitiger Gesetze diese durch Ueber- 
sendung der seinigen erwidert. 


Das Schulgesetz aber hat trotz der noch immer versagten Mit- 
wirkung der Kirche rasch Boden im Volke gewonnen. Ungeachtet der 
in dem Hirtenbriefe vom 19. Juli 1868 ausgesprochenen Abmahnung 
sind zahlreiche confessionelle Schulen in gemischte verwandelt worden. 
Es hat sich deutlich gezeìgt, und das ist ein Verdienst der Freiburger 
Politik - dass die Gemeindeorganisation für die Schule der Bei- 
hülfe der Geistlichen entbehren kann, und dass der Hauptschaden, 
welcher durch die Arbeitseinstellung der K.irche erwächst, nur diese 
selbst zu treffen vermag. 


1) Beilage LXXXIII. 



VIII. 


\Vir haben schon oben dargestellt, dass nach dem Staatsgesetze 
v. 9. October 1860, die Besorgung und Leitung des Religionsunter- 
richtes der J{irche zugesprochen wurde, doch ohne dass dadurch 
der staatlichen einheitlichen Leitung des Schulwesens ein Eintrag 
geschähe. 
1. J. 186 3 führte diese Bestimn1ung zu den ersten Conflicten. 
Am 5. l\Iärz erliess das erzbischöfliche Ordinariat eine Verfügung 
'die Vornahme der Religionsprüfungen in den Schulen der Erzdiücese 
(fir das 'Jahr 1863 belreffend, ohne deswegen auch nur eine An- 
zeige beim Oberschulrath, der inzwischen neu eingerichteten staat- 
lichen Centralbehörde zu machen. Die Staatsregierung erhob so fort 
dagegen energischen Einspruch. Denn es war natürlich, dass soIches 
Eingreifen eines Dritten in den Gang der einzelnen U nterrichtsan- 
stalten das Princip der einheitlichen staatlichen Leitung des Unter- 
richtswesens empfindlich verletzte. Darum stellte das l\:1inisteriulTI 
dem Ordinariate unter dem 30. April vor, wie eine Fortsetzung der 
bisherigen Praxis Seitens der kirchlichen Behõrden den Oberschul- 
rath veranlassen müsste, den kirchlichen Prüfungscommissarien den 
Zutritt zu den Schul en zu verwehren. 


Das Schulaufsichtsgesetz v. 5. August 1864 gab dann dem aU- 
gemeinen Principe des Staatsgesetzes v. 1860 die bestin1mte Aus- 
prägung, dass zwar jede Kirche für die U eberwachung des Reli- 
gionsunterrichtes ihrer Angehõrigen in der ,.,. olksschule ihre eignen 
Aufsichtsbeamten zu ernennen, durch dieselben Prüfungen des Reli- 
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gionsunterrichtes vornehmen und sich Bericht erstatten lassen dÜrfe; 
dass aber die Anberaumung dieser PrÜfungen llJld die all die Schul- 
lehrer gerz.chlele Verbescheidll11g derselben, so\Vie Überhaupt die Yer- 
fiigungen (ler I(irchen in Betreff des Religionsunterrichtes in den 
y olksschulen durch Vermittlung der oberen Schulbehörden geschehen 
ill üssten. 
Die3e gesetzliche Fixirung eines bis dahin von der Yerwaltung 
befolgten Grundsatzes machte ihn ùer Kirche weder angenehlner, 
noch stimmte sie die kirchliche Behörde irgendwie zur Befolgung 
desselben geneigter. 
Gleich die Instruction, welche das erzbischöfliche Ordinariat 
unter dem 9. Dezember erliess, und ohne irgendwelche Communi- 
cation an die Staatsbehörde, mithin in ungesetzlicher \Veise ver- 
öffentlichte, ignorirte die gesetzliche Anordnung völlig, oder suchte 
sie vielmehr dahin abzuschwäehen, dass der Geistliche sich Behufs 
Anberaulnung der ReligionsprÜfung nur mit dem Lehrer in's v
 er- 
nehmen zu setzen, mit anderen \Vorten, da die I{irchenbehörde den 
Lehrer in seiner Eigensehaft als Religionslehrer als U ntergebenen 
zu behandeln wünschte, diesem seine Anweisung lediglich mitzu- 
theilen habe I). 
Die Staatsregierung gab zwar in Folge der kirchlichen Instruc- 
tion unter dem 23. Dezember 186-+ 2) den Lehrern die Weisung, 
keiner Anordnung irgend einer Art, welche von der I{irchenbehörde 
einseitig erlassen wÜrde, Folge zu geben: aber das Ordinariat ver- 
suchte nichts destoweniger theils factisch vorzugehen, theils auf dem 
\Vege theoretiseher Erörterung die unbequemen gesetzliehen Be- 
stimmungen zu beseitigen. 
Schon im l\Iai 1865 begann eine unerquickliche Correspondenz 
z\yischen dem Ordinariate, welches in Freiburg einseitig Religions- 
prüfungen hatte vornehmen lassen und dem l\Iinisterium. Die kirch- 
liehe Behörde weigerte sich, in irgendwelche Yerbindung mit den 
durch das Gesetz von 1864 geschaffenen Sehulbehörden zu treten, 
cia sie gegen das Gesetz protestirt habe, erklärte ihre Instruction 
fÜr die lediglich kirehliehe Frage allein bindend, und schlug be- 
ständig behufs Anberaumung der Religionsprüfungen eine Art der 
Vereinbarung vor, welche geradezu gegen das Gesetz verstiess. Dass 


I) siehe oben S. 100. 
2) ebendaselbst. 
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dabei auch der Gesichtspunkt betont wurde, wie die Kirche l1icht 
mit ihrem religiösen Gebiete unter eine staatliche Schulbehörde ge- 
stellt werden könne, war selbstverständlich. 
Die Regierung zu jeder Connivenz bereit, die sich auf den1 
Boden des Gesetzes bewegte, vermochte einerseits nicht der erz- 
bischöflichen Instruction eine rechtlich bind en de Kraft beizulegen, 
da sie formelI ohne die erforderliche Staatsgenehmigung publicirt 
war und materiell die der Kirche gesetzlich zustehenden Befugnisse 
eigenmãchtig erweiterte, und andererseits konnte sie unmöglich auf 
eine vom Ordinariate vorgeschlagene Vereinbarung eingehen, we1che 
in unerhört ungesetzlicher \Veise auf dem \Vege des Vertrages ein- 
fach ein Staatsgesetz beseitigen sollte. 
Inzwischen machte die Kirche' die trÜbe Erfahrung, dass die 
Lehrer sich genau an das Gesetz hielten und die \Veisungen des 
l\linisteriums als ihrer vorgesetzten Behörde gehorsam befolgten. - 
Am 16. l\Iai 1865 sollte in Kenzingen die Religionsprüfung 
stattfinden. Der Stadtpfarrer hatte das am Sonntage vorher ver- 
kÜndet, Alles war in Bereitschaft. Als aber urn 8 Uhr mit alIen 
G locken das Zeichen gegeben \vurde, erschienen die Kinder nicht 
in der Kirche, sondern wurden yon den Lehrern in den Schul- 
zimmern zurÜckgehalten. 
Das Ordinariat beschwerte sich heftig bei dem l\Iinisterium. 
Das Recht der Kirche, die Gewissensfreiheit der Eltern und Kinder 
sei verletzt, die religiöse Bildung überhaupt geschãdigt. Das l\linis- 
terium wies die Beschwerde einfach zurück. U nd ebenso geschah 
es, als der Lehrer in 1\1 a r Ie n die V ornahme der von. der J{irche 
einseitig verfügten Religionsprüfung verweigerte, obgleich die kirch- 
lichen Behörden sich in höchst unbefangener \Veise auch darüber 
bei dem l\linisterium beschwerten und ihrer Zuschrift sogar die 
Drohung einfliessen liessen, dass, falls das Verhalten der Lehrer 

ich nicht ändere, die kirchlichen für die Lehrer aufgewandten l\Iittel 
zur Bes/ellung eÙzer anderwezïig
n Aushiife fiir den ReligionSllllter- 
r ie hi verwendet werden m üssten. - 
So versuchte denn das Ordinariat einen anderen \Veg einzu- 
schlagen. 
An1 7. Juli 1865 berichtete die Kreisschulvisitatur Villingen 
an den Oberschulrath, dass mehreren Lehrern ihres Bezirkes durch 
die betreffenden OrtsgeistJichen eine gedruckte Instruction des erz- 
bischöflichen Ordinariates eingehändigt worden sei, mit der Auffor- 
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<lerung, sich durch Nalnensunterschrift zur Befolgung derselben zu 
verpflichten. Der fragliche Erlass lautete wörtlich: 


"Erzbíschößiches OrdÙzariat." 


Freiburg, den . . . . . . . . . 
Nachde1ll der kalholische Lehrer . . . . . . . . . . mit der Lei- 
lU1lg lt1ld Verwaltlt11g der Eleme1ltarschule zu . . . . . . . . beall/- 
tragt worden ist, 'wird demselben alldurch kraft des Uns Zllstehelldell 
Rechles auf Grund seiner [Tns erwlesenen Fâhigkezl und WÜrdigkeil 
ldrchlicher Sezïs die Bifugnísse und Ge'lvall 'l'erliehen, unter Auf- 
sicht, Leitung tend lJfitwirkullg seÙles Herrn Ortspfarrers den 
Religionsuntfrricht nach de1ll vorgeschriebenen Diöcesanenkatechis7Jlus 
Zu ertheilen llnd die ihnz anvertraute Jugend hierÙl, wie in der bib- 
IÚchen GeschÙ:hte ÙIl SÙl1le Ul1d Geiste Ul1serer hez? Kirche Zlt lnzter- 
richten. 
Zugleich legen wir Ihnen die Pßicht auf, Ihrem Ortsseelsorger 
die gebührende Achtung llnd Liebe, sowie den schuldigen Gehorsam 
in kirchlichen Angelegenhezïen zu erweisen, der Jugend durch ein 
muster hafles und erbauliches BeÚpiel vorzuleuchten lt1ld sich überhaupt 
mzï der gro'ssten Treue lt1ld Sorgfalt der religiösen Erziehullg der 
Jugend anzunehme1l" de1llgemå"ss werden Sie die kathol. SChu/jllgend 
zur Theibzahme an dem offentlic hen Gottesdienste an/eiten, sie vor und 
nach dem Gange Zllr Kirche und wå"hrend der gottesdienstHchen Feier 
beaufsichligen ll1zd den DOnterricht so ertheilen, dass er zur Erbau- 
lt1zg der Jugend, zur gedeihlichen Fürderung z'hres kirchlichen Silllle.f, 
sowie zur Kråfligung ihrer Gotteifurcht und Frö'm1lligkezï {Helle. 
TVir erwarten, dass Sie diese wichtigen Berufspflichtell aus 
religiö'ser Gezvissenhaftigkezï dergesta/t erfiillen werden, dass Sie dem 
allwissenden Got! und Ihrem Vorgesetzten darÛber jederzezï werden 
Rechenschafl ablegen können. - 
Die Lehrer weigerten sich, dem kirchIichen Ansinnen Folge 
zu leisten. Nicht allein, class die Form, wie der Erlass insinuirt 
wurde, auf's Neue sich als eine Verletzung und l\Iissachtung des Schul- 
aufsichtsgesetzes darstellte: auch der Inhalt desselben überschritt die 
der Curie bezüglich des Religionsunterrichtes in der Schule zustehenden 
. 
Berechtigungen. Denn es wurde dem Lehrer eine directe Verpflich- 
tung zur Ertheilung dieses Unterrichtes nach den ihm vom Orts- 
geistlichen zugehenden \Veisungen auferlegt und für die kirchliche 
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Behörde die Stelle einer vorgesetzten Dienstbehörde der V olksschul- 
lehrer in Anspruch genommen. 
In Folge dessen erliess der Oberschulrath unter dem II. Juli 
eine Verfügung, worin er aussprach, dass die Kirche den Lehrern 
eine Verpflichtung zur Ertheilung des ReIigionsunterrichtes nicht 
einseitig und direct auferlegen könne, und dass die Lehrer Anord- 
nungen jeglicher Art, welche ihnen von der kirchlichen Behörde 
ohne l\Iitwirkung beziehentlich Vermittlung ihrer vorgesetzten Schul- 
behörden zukämen, auch wenn dieselben nur den Religionsunter- 
richt beträfen, keine Folge zu leisten hätten. Dabei wurde aller- 
dings angedeutet, dass nach der Ansicht des Oberschulrathes durch 
die Bestimmung des S 12 des Gesetzes, über die rechtliche Stellung 
cler J{irchen und kirchlichen \T ereine im Staate, insofern hierdurch 
nicht bIos die Ueberwachung, sondern auch Besorgung des Reli- 
gionsunterrichtes den J{irchen zugewiesen wurde, eine Aenderung in 
tIer \Veise eingetreten sei, dass für die Lehrer eine absolute Ver- 
lJflichtung zur Ertheilung dieses U nterrichtes, wie sie ihnen friiher 
nach der l\Iinisterialverordnung von1 30. l\lai 1834 obgelegen, nicht 
Inehr bestehe, da den J{irchen auf Grund jener Bestimlnung ohne 
Zweifel das Recht zustehen dürfte, denselben vollstãndig an !Sich zu 
ziehen 
 und ausschliesslich durch ihre Diener besorgen zu lassen, 
uncI ùass demgemãss auch die Frage, in welcher \Veise und in 
welcheln Umfange der Lehrer in den Religionsunterricht einzutreten 
habe, cler Entscheidung cler Staatsregierung vorbehalten bleibe. ' 
Es war kaun1 zu vennuthen geVt-esen, welche Auslegung diese 
\ - erfÜgung des Oberschulrathes bei dem Ordinariate finden wiirde. 
Unter dem l
. September 1865 rich tete dasselbe eine heftige Be- 
schwerde an das l\Iinisterium. Der Oberschulrath, so behauptete 
die J{irchenbehörde, habe die Pflicht des Lehrers beim Religions- 
unterrichte mitzuwirken, den kirchlichen Anordnungen bezÜg1ich des 
lnhalts und der l\lethode des Religionsunterrichtes Folge zu leisten 
in Abrede gestellt. Falls die Anordnungen betreffs des lnhalts und 
ùer l\lethode des religiösen U nterrichtes uncI der religiösen Bildung 
erst verbindlich sein sollten, wenn sie von dem Obcrschulrathe aus- 
gingen, so würde dieser confessionslosen Behörde zugleich die Ober- 
lei tung cler religiösen Erziehung uncI Bildung der Katholiken Preis 
gegeben. Die COllsequellz dieses Satzes miissle dahz"11 /ühren, dass 
Úlle 1tlll:alho/isrhe Beh;;rde die Glaubens- und Sillen'lvahrheilell der 
kalholÚchen Kz"r(hf Ùz l"hrem 11 ichtl:alholÙclle11 Geisle leltrel1 1l1ld dÙ- 
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Sell Geisl auf dt'1Jl gallzell religz"ilsell Lebolsgebiele der Schule aus- 
brez"tell würde. Das wå"re mil eÙlem nrorle Allgesichts des Slaal.r- 
mOlloþols auf dÙ Schule ulld des slaalHchell Schulz'lvanges die 'lvez"tt!slc: 
Allwelldullg des bei 1/11S durch feÙrhche Verlrå"ge abgeschaji Ic'll 
schrecklichen Grulldsalzes: cujus reglo z'llius religio. - 
Da aIle diese ungeheuerlichen Befürchtungen des Ordinariate
 
nur durch missverständliche Auslegung des VOll1 Oberschulrathe aU:-i- 
gegangenen Rescriptes hervorgerufen waren, und es sich weder Ul1l 
eine Beeinflussung des Religionsunterrichtes durch den Staat, noch 
un1 die folgenreichen schrecklichen Grulldså"lze handelte, \\"elche das 
Freiburger Ordinariat in so arge Entriistung versetzt hatten, sondern 
da lediglich wieder eine jener consequenten Gesetzesverletzungen 
vorlag, durch welche man in Freiburg den Proteststandpunkt gegen- 
über dem Schulgesetz wahren zu soIl en glaubte, so wies die Ant- 
wort des l\Iinisteriums v. 28. October I) allein auf den factischen 
SacllYerhalt hin, wobei es ausserdem die Berechtigung der J{irchen- 
behörde, die Lehrer durch eine urkundliche ll1issio zur Ertheilung 
des Religionsunterrichtes zu ermächtigen, einfach anerkannte. 
Daran knüpfte denn auch die Freiburger K.irchenbehörde an. 
Zwar ersparte sie dem l\Iinisteriull1 nicht die weitläufigste Deduction 
über die Stellung der Kirche zu den Lehrern in ihrer Stellung als 
Religionslehrer, und sie \viederholte auch ihre Beschuldigungen 
gegen den Oberschulrath, als ob das l\Iinisterium niemals die mÌ:;=:,- 
verständlichen lnsinuationen gegen denselben beseitigt hätte: aber 
sie gab der Sache doch dadurch eine praktische \Vendung, das:; sic 
bat, ein für allemal die Anordnung treffen zu \vollen, welche 
die Lehrer verpflichte, die Z'011 1tIlS a1/sgehcnde AIl"ssz"ollSUf Runde an- 
zltllehmell ulld dell Religz"ollsulllerricht nach JVeisullg der Kirchenbt- 
hörde zu erlhez"lell. 
Ueber das erstere wurde denn auch durch :die Connivenz der 
Regierung eine Einigung erzielt. - 
Uebrigens versuchte die Kirchenbehörde auch in der Folgezeit 
wiederholt die Bestimmungen der Staatsgesetze bezüglich des Reli- 
gionsunterrichtes zu durchbrechen, indem sie dieselben einfach igno- 
rirte und dann die Lehrer, welche den Gesetzen gehorsam waren, 
in fast harmloser Art dem l\Iinisterium denuncirte, was dann frei- 


I) Beilage LXXXIY. 
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lich gewöhnlich auf eine dem Ordinariate ertheilte Abfertigung hin- 
auslief. 
So beschwerte sich das Ordinariat am 13. Juli 1865 über einen 
Lehrer, welcher die ihm obliegende Ertheilung des Religionsunter- 
richtes verweigere, und bat den \Viderstpänstigen zur Erfiillung seiner 
Pflicht anzuhalten. 
Die nähere Untersuchung ergab, dass der Pfarrer den wöchent- 
lichen Religionsunterricht in den gesetzlich dazu vorgeschriebenen 
3 Stunden selbst ertheilte, dass aber das Decanat, natür1ich in for- 
mell gesetzwidriger \Veise an den Lehrer die Aufforderung gerichtet, 
noch weitere 3 Religionsstunden wöchentlich zu geben, dass das 
Decanat sogar die Stiftungscommission angewiesen hatte, dem Lehrer 
bezüglich des Religionsunterrichtes \Veisungen zugehen zu lassen, 
und somit diese veranlasste, gleichfalls ihre Functionen zu über- 
schreiten. 
Das 1Iinisterium beantwortete die Beschwerde mit ernster KJage 
gegen das Decanat, und ertheilte der Stiftungscommission eine 
scharfe Rüge. 
'Vir wollen die zahlreichen in das gleiche Gebiet einschlagenden 
Vorkommnisse der späteren Zeit - Religionsprüfung in Sta ufen (1865), 
in Durlach (1867), Besuch des Gottesdienstes Seitens der katho- 
lischen \VerktagschüIer in Eberbach (1865), - übergehen, und 
nur noch eines Conflictes gedenken, in welchen das Capitelsvicariat 
mit dem 1\Tinisterium gerieth, welcher durch die GeringfÜgigkeit 
seines Ohjectes so recht die PrincipienseeJigkeit der kirchlichen Be- 
hörde ins Licht setzt, und in welch em der Staat, wie imIner wenn 
er die nöthige Zähigkeit den endlosen kirchlichen SchriftstÜcken 
entgegenstellte, die Oberhand behie1t. 
Am 15. October 1868 richtete das Capitelsvicariat an den ODer- 
schulrath das Ersuchen, die Directionen der 1\littelschulen anzu"-el- 
sen, das Lehrbuch der katholischen Religion von Dr. Conrad 
1\1 a rtin fÜr Quinta und Sexta einzufÜhren. 
Der Oberschulrath bat darauf, ihn1 das Buch zu übersenden, 
wie ihm auch seiner Zeit der Catechisn1us fÜr katholische Y olks- 
schulen Übersandt worden war. Statt dessen erhielt er eine luschrift, 
unterzeichnet .,Lothar Kübel", dass Titel und Verlag des betreffen- 
den Buches ihn1 ja schon früher n1itgetheilt wäre. 1\1. a. 'Y.: der 
1.1konischc Capitels- Yicariats-Erlass deutete an, dass der Oberschul- 
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rath, falls er das schriftstellerische \Verk des Bischofs von Pad er- 
b 0 r n sehen wolle, sich dasselbe kaufen luöchte. 
Darauf verwies das l\Iinisterium der Freiburger Behördc sowohl 
Inhalt wie Form des Schriftstückes, und erklärte I), dass, bevor nicht 
das Buch eingereicht sei, von einer Einführung desselben keine 
Rede sein könne. 
Die Antwort 2) bestand aus einer langen Auseinandersetzung, 
dass dÙ Forderung der. Vorlage elnes solchen Lehrbuches behufs der 
EÙzsichtsnahme .- davon war kaum die Rede - resp. der Prüfullg 
lIJul der sÙ:h darall kJlÜpfellden GenehmiguJ1g oder Verwerfung V011 
St'lïen eiller staallichen Stelle - darum hd.ndelte es sich nicht im 
Geringsten - nicht nur den staatlichen Gesetzen widerspräche, son- 
dern auch Ù17)Olvlrte eÙle VerletzuJlg der kzrchlichell Freiheit ulld 
Selbställdigkeit Überhaupt, lJzsbesondere aber der freinl lt1zd selbsliÙl- 
digell AusübuJlg des kirchlichell Lehramtes. Das Capitelsvicariat hielt 
sich zur Erfüllung des an dasselbe gestellten Begehrens weder be- 
rechtigt noch verpflichtet 3 ); aber ebensowenig auch, ungeachtet, oder 
yielleicht auch wegen der die Sache gar nicht treffenden Erörte- 
rungen der kirchlichen Behörde das IVlinisterium zur Aenderung des 
einmal eingenommenen Standpunktes 3 ). 
Inzwischen ergab eine Untersuchung, dass das Lehrbuch von 
::\1 art in schon in mehreren Schulen durch die Religionslehrer ein- 
geführt worden war, überall ohne l\litwirkung, theilweise sogar 
gegen die \.,. erordnung der Directoren. Der Oberschulrath setzte In 
Folge dessen das Buch einfach ausser Gebrauch. 
Darauf liefen zwei neue Zuschriften des Capitels\;icariates In 
J(arlsruhe ein. Die eine wusste noch nichts von dem V orgehen des 
Oberschulrathes 4). Sie bewegte sich auf dem Boden der theore- 
tischen Speculation und das urn so unbefangener, da ja die kirch- 
liche Behörde schon alles factisch erledigt zu haben, oder Doch er- 
ledigen zu können hoffte; die andere 5) gab den üblichen Protest 
gegen die verletzte kirchliche Freiheit und Selbständigkeit, und ins- 
besondere der .jf'reiheit der kz'rchlichell Lelzrge'i.valt ÙI ihrem elgell- 


I) Erlass v. I I. Dezember 1868. 
2) Beschl. v. 24. dess. ),1. 
3) Erlass des :l\Iinister. v. 7. Januar 1869. 
4) Besch!. v. 21. Jannar 1869. 
S) Beschl. v. 29. Januar 1869, 
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lhümHchstell Gebiete. Selbst die Zeiten der staatlichen Beyormundung 
rief der kirchliche Erlass sehnsüchtig zurück, \Yo doch das Lehrbuch 
von S tad elm ann unbeanstandet eingeführt worden sei. 
Das l\Iinisterium beantwortete die beiden Erlasse gleichzeitig. 
Es konnte sich das Sträuben des Capitelsvicariates nicht erklären, 
da es sich un1 eine kritische Priifung des Buches gar nicht 
handle; es wiederholte sein \Terlangen. Und in der That: aln 
II. Februar 1869 lief eiu Exelnplar des fraglichen Lehrbuches zur 
eÙifaclzen KellllbzzSsllahme beim Oberschulrath ein, ulller TVahrung 
der Freiheit und Ullabhå"llgigkeit des kirchlÙ;hell Lehramles, - und 
unter dem 16. desselben l\lonates wurde nach nur viermonatIicher 
Y. erhandlung die kirchliche \Veisung den Lehrern zur IS'" achachtung 
rnitgetheilt. 


F ri (' d b erg, Der Staat u. ù. Kirche. 


9 



IX. 


Am 21. Juni 1867 erliess cler Oberschulrath Í1n Yerordnungs- 
b1.ltte eine \T erfügung-, durch welche daç; von dem l\Iitgliede dieser 
Behörde, den1 Oberschulrath P fl ü g er, verfasste Lesebuch den Schul- 
aufsichtsbehörden nnt! Lehrern der V olksschule zur Anschaffl.lng 
elnpfohlen wurde. 
Diese ,r erfÜgung erfl.lhr bei den untergeordneten Behörden eine 
Inissverstãndliche Auslegl.lng. 
Die J{reisschulvisitatur 1( a r 1 s r u he veranlasste die Ortsschul- 
rãthe zur Anschaffl.lng des genannten Buches, und die gleiche 13('- 
hörde in Bad e n machte die Lehrer für den Y.ollzug einer ãhnlichen 
Verordnung geradezl.l verantwortlich. 
Schon unter deln q.. October nahn1 ùer Oberschulrath Yeran- 
lassung die Unterbehörden über seine Absichten aufs Neue zu ver- 
ständigen. Es is! altch jelz! l11Chl 1l11Sere AbslChl, so verfiigte er, 
auf die Verbrezlllng des Lesebuches Ùl anderer 1VeÚe als es bereils 
geschehell, hÙzzu'lvirkell, 1t1ul 'lfJir fordern delllllach Gr. KreÚschul- 
visilalur "hiermil auf, ihrer Veriiffenllz'chullg z'om -t-. d. ilL keÙze 
'lveilere Folge ZlI geben ulld sz"ch iibä-haliPI kiilzjlzg daral
f 
1l be- 
schrå'llkell, dass sÙ das Elich JJuïlldhch bei dazll sich darbielnulell 
Gelegenheilell zur Allscllaf(llllg empjiehl!, oder, 'lVO sic e.f fÜr Jlt)/hig 
erachlet, eine solche EmPfehlullg 1/lZ1 EIÙlwèglassltllg 'l'on AI/em, was 
etwa als eine J.Vö"thigullg Zll dieser Allschaffung aufgifass! 'lverdell 
kù'nn!e -, schriflhch, nichl aber durch Ben1Ïlzung del' J 7 agesblåïtrr 
an dÙ einzelnen Lehrer oder Ur!sscllulrãlhe hÙlausgÙbl. 
Allein schon am 12. October hatte das erzbischöfliche - Onlina- 
riat eine geharnischte Beschwerde an das l\Iinisterillffi gerichtct I). 


1) Bcilage LXXXV. 
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Diese wies nicht nur mit Recht nach, dass die Kreisschulvisita- 
turen den ihnen gewordenen Auf trag überschritten hätten, sondern 
sie behauptete auch, dass der Oberschulrath gemäss der noch in 
Kraft bestehenden Verordnung v. 15. l\Iai 1834 zur Einführung eines 
Lesebuches der ministeriellen Genehmigung bedürfe, und fiigte dann 
noch eine' längere Erörterung hinzu, dass auch das l\linisterium zu 
ùiesem Behufe sich mit der kirchlichen Behörde ins Einvernehmen zu 
setzen habe. 
Die Argumentation für diese letztere Behauptung wurde zu- 
nächst mit der Nalur der Sache geführt, denn die Kirche müsse 
liber Anordnungen, 'welche das religiò.s-sillliche Verhá"llnzSs der Schule 
berühren, nzindeslens gehürt werden. 
Es wurde dann darauf hingewiesen, dass in alIen deutschen 
Staaten und selbst nach dem neuen baierischen Gesetzentwurfe die 
Lesebiicher immer der Genehmigung der Bischöfe unterbreitet wiir- 
den, weiter die N atur der Lesebiicher im Allgemeinen erörtert und 
schliesslich die Consequenz gezogen, dass die katholische Schuljugend, 
urn im katholischen Geiste erzogen zu werden, wie die katholische 
Schule, urn wirklich katholisch zu bleiben, eines katholischen Lese- 
buches bediirfe. Keinesfalls könnten katholische Eltern rechtlich an- 
gehalten werden, ihren Kindern eiu Lese
uch in die Hand zu geben, 
welches nicht geeignet sei, diese zu gläubigen Katholiken heranzu- 
bilden. Das P [I ü g e r s c h e Buch sei aber nicht im katholischen Geiste 
geschrieben, es habe keinen katholischen Charakter, es sei nicht ge- 
eignet, die religiöse Erziehung zu unterstützen, folglich hindere 
es diesel be, und schá"d-ige das kalholisch-religiöse Leben in der 
Schule. 
Das Schriftstück gipfelte in der Bitte, die Verfügung des Ober- 
schulraths aufzuheben, beziehungsweise die katholischen Eltern nicht 
z
vingen zu wollen, dieses ihrer katholischen Ueberzeugung wider- 
sprechellde Lesebuch ihren Kindern anzuscha./fen. 
Das Ministerium wies unter dem 31. October die Beschwerde 
als völlig gegenstandslos zuriick. Es liess sich auf die Deductionen 
des Ordinariates urn so weniger ein, als der yon der l{irchenbehörde 
angenommene Fall der obligatorischen Einführung eines Lesebuches 
gar nicht vorlag, und die Erörterung der Frage, ob zu einer staat- 
lichen Empfehlung eines Lesebuches die kirchliche Genehmigung 
cingeholt werden müsse, in keiner \Veise erforderlich erschien. 
Das Ordinariat fuhr jedoch in seinem Kampfe gegen da
 Lese- 
<J* 
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buch einfach fort, indem es den Geistlichen von seinem ersten in 
dieser Angelegenheit erlass
nen Schriftstück l\Iittheilung Inachte. 
Die Folgen davon waren bald zu verspüren. Denn wieder 
wurde der Zwiespalt in die Genleinden geschleppt, und die Lese- 
buclifrage musste aufs Keue den schon so ergiebigen Agitation
stofr 
vernlehren. Die Geistlichen liessen sich über das Lesebuch, denl 
übrigens durchaus nichts Antikatholisches vorge\yorfen werden konnte, 
sondern we1ches nur keine katholische Geographie, katholi:,che Katur- 
geschichte, katholische Gesundheitslehre enthielt, vielrÍ1ehr aIle diese 
l\Iaterien als c01ifesS101lslose behandelte, auf den I
anzeln hören; sie 
mahnten von denl Lesebuche ab, und forderten auf, dasselbe zurück- 
zugeben, wo es eingeführt war. 
Das l\linisterium nallll1 aus diesen V orgängen, die nur dazl1 
geeignet erschienen, den schon so gefåhrdeten confessionellen Frieden 
der Gemeinden vollständig zu zerrütten, Yeranlassung, denl Ordina- 
riate bemerkbar zu machen, dass, sofern die Ortsschulbehörde auf 
die einer Erlaubniss gleichzustellende Empfehlung des Oberschul- 
rathes hin die Anschaffung des Lesebuches verfügt habe, jede Oppo
 
sition der Geistlichen unter das Strafgesetz falle (15. Novenlber). 
Die /kirchliche Behörde liess sich indessen in ihren weiteren 
Schritten durch keine Abmahnung der Regierung beeinflussen. 
In einem weitläufigen Schriftstücke wiederholte sie am 5- De- 
zember, die Auseinandersetzungen, wonach ohne kirchliche Geneh- 
migung kein Lesebuch eingeführt werden könne. Die in unserer 
Zeit vor aHem der K.irche obliegende Aufgabe, die Gesellschaft vor 
der hereinbrechelldell E1llsilllichllllg 1tlld Earbarei Z1t relte1l, könne bei 
Einführung eines confessionslosen Lesebuches nicht erfiillt werden. 
Die Eltern hätten die Befugniss, ihre I
inder religiös zu erziehen, 
also allch - wi
 der Erlass sich mit nicht sehr glänzender Stilistik 
ausdrückte - ihren Killderll 1l1lr solche LesebÜcher ill die Hand zu 
gebell, oder ihllell zu belassell, welche dÙ religiö"se, c01ifessiollelle Heran- 
bz1dlt11g ilzrer Kinder /ürderll 11lld lllemals he1Jl7Jlell. 
So und ähnlich lauteten die von dem erzbischöflichen Ordina- 
riate aus der Natur der Sache, der Pfiicht der IGrche und der katho- 
lischen Eltern, . cler persönlichen Freiheit und dem bestehenden Recht 
abgeleiteten Argunlente, deren juristische Griindlichkeit, historische 
Begriindung und logi--che Schärfe gleichen Schritt hielten. 
Aber das Ordinariat begnügte sich nicht damit, den voraus- 
sichtlich doch tauben Ohren des l\linisteriums seine LeInen zu pre- 



. 


Das PHüger'sche Lesebuch. 


133 


ùigen. Es wandte sich auch an die katholischen Eltern mit der 
eben so eindringlichen wie weitläufig ausgeführten \Varnung I), ihre 
l{inder vor dem drohelldell Seelensc hadell zu bewahren. Dellll wå"re 
Etter Oberhoupt nz"cht berechligt, bet" EÙiführzl1zg eÙles Lesebuches ill 
dell katliolischell Schulen 11lit::uwz"rkell, so ki/nllle er ouch seÙle ober- 
hirtliche Pflicht lll.cht altsz
beJl, llämlich Alles fern Zit lzallcll, was .die 
Heranbz"ldullg Ettrer Kl"nder Ùll katholischell Glauben und katholischen 
Leb_en hemml oder schädzgt. 
Dass mit diesem schlagenden ArgÍ1ment auch das Theater, die 
Presse, die Literatur und eigentlich Alles der treuen Sorge des Ordi- 
nariates zu unterstellen wäre, mag wohl delll die geHebten katho- 
Hschell Ellern Belehrenden nicht ganz gegenwä
tig gewesen sein; 
oder - was wahrscheinlicher: er [and mit Rücksicht auf das so 
, 
'j}Ùifach z'erbrelÏete Gift der re/igiösen GleichgiUligkeit nicht für an- 
gemessen, auch diese Consequenzen zu ziehen. 
Besonders wichtig war, dass die Ansprache, entgegen den in 
dem Regierungserlasse dargelegten Rechtsanschauungen, die Eltern 
für befugt erklärte, sich gegen das Lesebuch, das nach dem Aus- 
spruche Eures Oberhlrte1l, die kalholzsche Heranbz"ldung Euerer Kz'n- 
der schå"dz"gt, zu wehren. Denn der Oberschulrath habe die Ein- 
führung desselben nur empfohlen, und diese de.finitiv anzuordnen 
liege nicht in der gesetzlichen Befugniss der I{reis- und Ortsschul- 
räthe. EÙlen Gewz"ssenszwang wl"rd man wohl gegen Euch ?Zicht 
ausüben wollen. 
Freilich verwahrte sich das l\Iinisterium in selnem Erlasse vom 
23. Dezember energisch gegen die von dem Ordinariate ausge- 
sprochenen Theorien. Es bezeichnete als eine durch nichts be- 
wiesene und an sich völlig haltlose Anschauung, wenn die kirch- 
lichen Actenstücke van der Einführung des Lesebuches Barbarez 
oder See/eusc/laden zu befürchten vorgeben. JVir miissen, so hiess es, 
Ùll Bewusstsez"n 1tnserer pjHchtmå"ssigen Sorge 1licht millder für das 
szltlÙ:he wie für das gez"s!zge Gedez'hen der Schuljltgend das dortsezlige 
Urthezl lUll so me/lr als unlJlotivirt zuriickweisen, als JVohldasse/be 
gegen den Inhalt des fÜr die lJlittelklassen der Volksschulen be- 
stÙJlmte1l Büchlezlls lediglich ;Úchts ez"nzltzfJenden l.n der Lage war. 
Auch \Vies das 1\Iinisterium aufs Neue auf die Bestimn1ungen 


I) Beilage LXXXVI. 


. 
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des Strafgesetzbuches hin, we1che jede gegen das von cincrn Orts- 
schulrath eingefiihrte Buch gerichtete Agitation mit Strafe belege. 
Die Drohung schreckte die J{.irche nicht. Allenthalben ver- 
kiindeten die Pfarrer die Ansprache an die Eltern von den K.anzeln. 
Ueberall wurde in den Gemeinden Zwiespalt gesäet, zwischen die 
Arthänger der kirchlichen Partei. we1che ihre K.inder das Lesebuch 
zurückgeben liesse'n, und die Yertheidiger' der staatlichen A utorität. 
Die Lehrer, we1che meist für das Lesebuch Partei genornn1en hatten, 
wurden verdächtigt. Petitionen der kirchlichen .l1ft.ïllJler baten urn 
Entfernung derselben vom Amt. Das Ordinariat machte sich selbst 
zum Träger einer Reihe von Denunciationen, brach bei deren Nicht- 
beachtung in laute IClagen aus, und unterliess nicht, einzelnen Leh- 
rern die Befugniss zur Ertheilung des Religionsunterrichtes zu ent- 
ziehen I). 
Freilich erhoben die Staatsanwälte auf Grund des 
 631 lit. c. 
des Strafgesetzbuches 2) gegen einzelne Geistliche Anklage und es 
erfolgte auch gerichtliche Verurtheilung. Aber das Oöerhofgericht 
in 1\1: ann h e i m öffnete durch Vernichtung aller verurtheilenden Er- 
kenntnisse der Agitation wieder Thür und Thor, bis dann schliesslich 
è10ch die zähe Energie der Regierung über die unberechtigte Leiden- 
schaftlichkeit der K.irche den Sieg davon trug. 


Es mag nicht unangebracht erscheinen, die Erkenntnissc des 
Oberhofgerichtes 3) einer Kritik zu unterziehen. Sie können, unseres 
Erachtens, in ihrer juristischen Argumentation fÜr nichts weniger als 
zutreffend erachtet werden, und sie setzen factische Yerhältnisse 
voraus, wie sie unmöglich in irgend einem Lande Platz greifen 
können. 


I) Ygl. Beispielsweise die in Beilage LXXXVII bezüglich de3 Lehrels 
G ö Il n e r in B i e n g e n rnitgetheilten Actenstücke. 
2) Dieselbe lautet: \Yer auf dernselben \Yege (
 630 durch Anschläge 
an öffentlichen Orten, durch Verbreitung vcrvielfältigter Schriften, Bildwerke 
u. dgl., durch öffentJiche Reden oder durch andere öffentliche Handlungen) 
zur Begebung einer strafbaren Handlung, zum Ungehorsam gegen Gesetæ, 
Verfügungen und Anordnungen der zuständigen öffentlichen Behörden oder 
gegcn die zu ihrer Yollziehung berufenen öffentlichen Organe auffardert, 
<Jder ein Verbrechen als verdienstliche Handlung darstellt . . . wird mit Ge
 
fängniss van vier \\T acben bis zu secbs :Mon.lten bestraft. 
3) Beilage LXXXVIII. 
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Das Oberhofgericht nahn1 mit Recht an, dass bei einer Anklage 
wegen Aufforderung zun1 Ungehorsam gegen eine Anordnung der 
zu:;tändigen öffentlichen Behörde, die Zuständigkeit ein wesentliches 
lVlerkmal für den Thatbestand des Vergehens bilde. Aber das Ober- 
hofgericht kam durch die falsche weitere Annahme, dass der Orts- 
schulrath nicht die zuständige Behörde zur Einführung eines Lese- 
buches sei, mit Unrecht zur Freisprechung eines angeklagten Geist- 
lichen, welcher in einer Kirche, also an einem öffentlichen Orte, 
von dem Gebrauch des durch den Ortsschulrath eingeführten Lese- 
buches abgemahnt hatte. 
. Das Oberhofgericht n1einte nämlich, dass die genannte Behörde 
nur ZU111 Zweck der örtlichen Aufsicht über die V olksschule und die 
Verwaltung des örtlichen Schulvermögens eingesetzt sei, mithin das 
Recht einer selbständigen \T erfügung - namentlich über Einführung 
der Schulbücher - da ihm diese nicht geradezu gesetzlich beigelegt 
sei - nicht besitze. Vielmehr sei in dieser Beziehung aIlein das Mi- 
nisterium befugt, so dass, gleichviel ob in alIen Schul en des Landes 
die Einführung eines Buches beabsichtigt werde, oder auch nur in 
der kleinsten Dorfschule, in1n1er die höchste Yerwaltungsbehörde des 
Staates die Yerfügung treffen n1üsse. 
Wenn aber in den1 vorliegenden FaIle der Oberschulrath die 
Einführung des Buches empfohlen und das l\Iinisterium die Em- 
pfeWung gebilligt habe, so möchten sich zwar die Ortsschulräthe 
deswegen zur Einführung jenes Lesebuches ermächtigt erachtet habeu, 
und jedenfalls ihren vorgesetzten Behörden gegenüber von jeder Ver- 
antwortung frei sein: aber ihre Verfügung sei deswegen noch nicht 
zu der einer zuständigen Behörde geworden. 
Auch für eine Y ollzugshandlung könne die betreffende Ver- 
fúgl1ng des Ortsschulratl1es nicht gehalten werden, da, \\'0 es sich 
nur urn den V ollzug einer ergangenen Verfügung handle, dieser. 
seiner Natur nach I1icht von den1 eigenen Ermessen der unteren 
BehÖrden abhängen könne, sondern lediglich in der Ausfübrung 
dessen bestehe, was von der hiefür zuständigen höheren Behörde 
bestÌ1nmt, beschlossen und angeordnet worden sei. 
Selbst die Annahme sei ausgeschlossen, dass das Ministerium des 
Innern die ihm zustehende allgelneine Anordnung über die Einführung 
eines Lesebuches in Y olksschulen in der \Veise getroffen habe, dass 
das Buch vOln Ministerium in1 Allgelneinen gut geheissen, die Ein- 
führung de"selben in die 
inzelnen Schulen aber noch von dem Er- 
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messen des betreffenden Ortsschulrathes abhängig gemacht, die Ein- 
fÜhrung also beim Hinzutritt dieser Zustimmung zwangsverbindlich 
werden solIe. Denn iiber eine derartige Anordnung hätte eine öffent- 
liche Bekanntmachung erfolgen mÜssen, was nicht geschehen sei. 
\Venn wir jetzt unsere 'Schon oben angedeutete J{ritik in kurzen 
ZÜgen zu begrÜnden versuchen, so war der Satz, zu dem die ober- 
hofgerichtliche Deduction fÜhrte, dass fiir jede .einzelne Schule nur 
durch das :\linisterium ein Euch eingefÜhrt werden könne, so eigen- 
thÜmlich, dass bei seiner Richtigkeit in Baden ganz exceptio nelle, 
von den aller - man kann wohl sagen - europäischer Staatcn ab- 
weichende Verhältnisse stattfinden wÜrden. 
Entweder nämlich wÜrde es danach der \YïllkÜr der einzelnen 
SchÜler, beziehentlich deren Eltern anheimgestellt, ob sie sich des in 
einer Schule eingefÜhrten Lesebuches bedienen wollen oder nicht - 
was mit den Lebensbedingungen einer Schule durchaus unverträglich 
erscheint - oder aber es miisste eine so einfache Verwaltungs- 
handlung wie die EinfÜhrung eines Schulbuches in einer einzelnen 
Schule in1 \Viderspruche mit der Organisation des ganzen Schul- 
wesens, ja im grellen Gegensatze zu den gesammten Staatseinrich- 
tungen an das l\Iinisterium gezogen werden. 
Hätten so praktische Erwägungen schon dem Oberhofgericht 
Zweifel an der Richtigkeit seiner Ansichten erwecken n1Üssen, so 
wurden die Consequenzen der letzteren noch dadurch unerträglicher, 
dass das Oberhofgericht gar fÜr die VerfÜgungen des l\linisteriums 
eine ausdrÜckliche officielle öffentliche BekanntInachung verlangte. 
Dabei verwechselte das Gericht die Bedingungen, welche fÜr 
die GÜltigkeit eines Gesetzes und einer Verordnung vorgeschrieben 
sirid, mit denjenigen, welche fÜr die obrigkeitlichen VerfÜgungen in 
alIen deutschen Staaten geIten. Denn die letzteren werden Überall 
mit ihrer Eröffnung vol1kommen wirksam und jeder Dritte, welcher 
ihnen zuwiderhandelt, weil er annÏ1nmt, sie seien unzuständig erlassen 
worden, thut das auf eigene Gefahr. 
Ausserdem aber war auch die juristische Begriindl1ng, welche 
.das Erkenntniss fÜr die Nothwendigkeit der EinfÜhrung eines Schul- 
buches durch das l\Iinisterium beibrachte, nicht stichhaltig. 
Denn die den gerichtlichen Erwägungen zu Grunde gelegte Ver- 
ordnung v. 15. l\Iai 183+ giebt ausdriicklich die gesammte Leitung 
der Schule in die Hand der Oberschulbehörde, in deren Functionen 
cler Oberschulrath nachgefolgt ist. U nd \Venn jene Verordnung vor- 
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schreibt, dass die allgemeine Einführung eines Lehrbuches in 
a lIen Schul en Sache des l\linisteriums sei, so bestätigt diese speciell 
statuirte Ausnahme zweifellos den Satz, dass zur Einführung eines 
Lehrbuches in eine e in z e I n e Schule die ministerielle Verfügung 
nicht nöthig, mithin die des Oberschulrathes ausreichend sei. 
l\Iit Zustimmung des letzteren waren daher auch die Local- 
schulbehörden zu der von ihnen getroffenen Anordnung competent. 
Dass diese Zustimmung in der Form gegeben war, dass der 
Oberschulrath die Einführung des fraglichen Lesebuchs empfahl, 
d. h. zur Einführung desselben picht bIos ermächtigte, sondern zu- 
gleich ermunterte, konnte in der juristischen Beurtheilung nichts 
ändern. Denn diese Art, Lehrbücher in Schulen einzuführen, war, 
wie in alIen Ländern so auch in Baden, bei alIen im ausgedehnten 
Gebrauche befindlichen Lehrbüchern üblich. Sie kann auch zweck- 
mässiger \Veise gar nicht entbehrt werden, da sie die nothwendige 
Controle der oberen technischen Behörde mit der wünschenswerthen 
Berücksichtigung localer Verhältnisse und Bedürfnisse in der ein- 
fachsten \Veise verbindet, zumal die allgemeine Einführung eines 
Lehrbuches in aIle Schul en einer bestimmten Categorie immer so 
schwierig ist, und häufig so unzweckmässig oder selbst unmöglich, 
dass im Interesse der Schule auf jene A;t des Verfahrens gar :q.icht 
verzichtet werden kann. 
Dazu kam noch zum U eberflusse, dass im vorliegenden Fall 
die Verfügung des Oberschulraths in der That mit Genehmigung 
des l\Iinisteriums erfolgt war. Das war dem Ordinariate, der dem 
Angeklagten vorgesetzten Behörd"e, wohl bekannt gewesen, und nicht 
minder diesem selbst. 
Dass dieser U mstand vom Oberhofgericht ausser Augen gesetzt 
wurde, weil die öffentliche Publication der ministerieHen - wie ge- 
zeigt ganz unnöthigen - Genehmigung unterlassen sei, musste 
schon oben von uns gleichfalls als irrig bezeichnet werden. 



, 
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B ezüglich der Yerwaltung des Kirchenvermögens enthielt S 10 
des Staatsgesetzes y. 9. October 1860 die Anordnung: 
Das Vermiigen, welches den kz.rehNehen Bedür fizz"ssen, sei es des 
gallzen Landes oder gewzSser Disln.ele oder einzehzer Orle gewzdme/ 
isl, wz.rd, ullbesehadet anderer Anordnungen dureh dle Slifter, 2t1ller 
gemeinsamer Lez"tltllg der Klrehe 'lazd des Slaaies 'l'el walte/. 
Bei der rerwal/u/lg des kirehliehen Dis/ric/s- und Orlsz l ermij"gells 
miissen die beree/ztiglen GemeÙzden "t'er/reten seine 
Diese BestiInmung entsprach den Principien, wie sic schon in 
cler Verfassungsurkunde vom 22. August 1818 I) niedergelegt waren 
und bei Gelegenheit der Concordatsverhandlungen selbst die Ge- 
nehmigung der römischen Curie gefunden hatten 2). \Veder die 
( 
Denkschrift des Erzbischofes noch die des badischen Clerus, so sehr 
sie auch sonst das Staatsgesetz bemängelten, erhob Einsprache da- 


gegen. 


Es war natürlich, dass die gelneinsanle, gesetzlich für das 
kirchliche \
 ermögen vorgeschriebcne Verwaltung sich nur auf dem 
\Vege der Vereinbarung zwischen Staat und I
irche herstellen Hess, 
und wir haben schon oben erwähnt, dass bei Gelegenheit cler Ver- 
handlungen, welchc Scitens der Regierung mit den1 Freiburger 


I) 9. 20: "Das Kirchengut und die eigenthümlichen Güter und Einkünfte 
der Stiftungen, Unterrichts- und "
ohlthätigkeitsansta1ten dürfen ihrem Zwecke 
nicht entzogen werden." 
2) vgl. Art. 1'2. ff. des Concordates. 
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Ûrdinariate bezüglich der Pfründenbesetzung gepflogen wurden, durch 
das Schreiben des Ministeriums des Innern v. 3. November 1860 die 
Bereitwilligkeit ausgesprochen wurde, auch die VerwaItung des 
I{irchenvermögens zu regeln I). 
SO beschäftigten sich denn die Conferenæn, 'welche von \T er- 
tretern des Staates und def Kirche in Freiburg abgehalten wurden, 
und weIche schon oben ihre Darstellung gefunden haben, auch mit 
dieser Frage, und das Resultat bezüglich derselben war eine Ver- 
einbarung v. 13. l\lärz 1861 2). 
Während jedoch das bezüglich der Pfründenbesetzung getroffene 
Abkommen Seitens des lVlinisteriums der Genehmigung des Gross- 
herzogs unterbreitet wurde, stiess die Vereinbarung v. 13. März auf 
Bedenken, und es wurde von deren Bestätigung urn so mehr Ab- 
stand genommen, als auch noch organisatonsche Hz"ndernzSse im 

Vege stehen, die sicll insbesondere zOn Belreff der Volksschule ergabell, 
deren Beaufsichtigung und Leiiung dem sezlherigen Oberldrchenrath 
wit bekannt untersteht, in Bezug auf welche daher ezOne Trennung 
erforderh"ch få"llt, für welche Vorbereilungen zu tref/en sind 3 ). 
Es erfolgte nun der oben berührte Streit zwischen der Curie 
und der Regierung, von denen die erstere behauptete, dass die 
beiden Vereinbarungen in unmittelbarem Zusammenhange unter ein- 
ander stünden, die andere dem urn so mehr entgegentra t, als der 
Pfründenvertrag sich seiner ganzen Natl1r n
ch als ein dauernder 
charakterisire, während der Vertrag über die Vermögensverwaltung 
seinem eigenen Inhalte nach sich als provisorischer darstelle, dessen 
Bestehen von dem der zeitigen Verwaltungsorganisation überhaupt 
abhängig sein sollte 4). 
Eine Einigung zwischen Regierung und Ordinariat über diesen 
Streitpunkt wurde nicht erzielt, und es blieb somit, wie oben ge- 
zeigt, die Publication der Verordnung über die Pfründenbesetzung 
noch ausstehen, bis die Vereinbarung über die Vermögensverwal- 
tung vollständig zu Stande gekommen war. 
In Bezug auf letztere erklärte das Ministerium des Innern unter 
dem 6. October 1861 dem Ordinariate, dass nach gepflogener Bc- 


I) Vgl. darüber und über das Folgende S. 13 ff. 
2) Beilage LXXXIX. 
3) Schreiben des Jvlinisteriums des Innern v. 16. .Mai I8GI. 
4) Vgl. über diesen wichtigen Punkt oben S. 17. 
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rathung in1 Staatsl11inisteriurn die Regierung bereit sei, als das Er- 
I 
geblliss eines [/ebereinkolll1Jlclls nUl Eurer Excellellz cÙze lalldesherr- 
lz
he VerOrdllUllg Zu publz"ciren, Ùl zvelchel' aile PUllkle ollfge1l01lZmClz 
sÙld, we/che Eure E1:cdluzz bereits gebilligt habell. GerÙzge lJJódifi- 
((zHonen werden vor geschlogen, dz"e ledigþ"ch sachlz"chen Bedenken e1lt- 
sprungen sÙzd. Ieh lege den Elltwur f del' verordllullg I) bei, Ulld 
gebe der KÜrze lzalbel' Zlt demselben dÙ niithigen Erläuterungen 2 ) ZlZ 
eÙzem Anha1lge. 
Dz"e Grossh. RegÙru1lg Út fer1ler berel"!) 111 del' Form euzer 
Anzahl VOll Zusagen 3 ), welche die allerlÛkhs/e Gellehmigu1lg gleich- 
falls erhal/en sollell, dz"e PU1lÀ'/e, welche ledigHch Verwlïligullgen del' 
Grossh. Regierullg oder Erkläl'ullgell derselben si1ld, zu ordnell. 
Dz"e Grossh. Regierullg er filiit dam it in ausgedehll/elll lJIaasse 
die H'zillsche Eurer Ev\:cellel
z auf eÙle lIu'jglichst fl'ez"e Verwallung 
des kirchlicht:n VernuJgens 1tlld glaubt in l'hren Zusagell so welÏ zu 
gehell, als dz"es tazter den bestehe1ldell VerhiiltnÚsen Z'Oll ihl' erwartet 
. 
und gifordert 'werden kall1l. Sz"e hofft dalzer, dass Eure Excelle1lz 
(liese Lösltng fÜr eine zllfriedenstellel?de halten ztrerden. Etwaige Be-- 
denken und EÙzzebzhellen kihuztell ohlle Zweifel am best en gelö'st Wer- 
den, UJenlZ Eure Exce/lellz l'rgend einell Bezwllmächtig/en Zlt ndÙzd- 
licher Besprechullg hieher abordllell wollte1l. 
Die Verwalzrungen, welche ziz dem E1l!zvur f des Ueberezrlko1Jl1Jlens 
oltilalten sind, bei del' Erklârul1g des EÙ2Z'erständlllsses nUl del' Ver- 
OrdllUllg niederzulege1l, sleht lzz"chts im Hege. - 
In Folge dessen begab sich der erzbischöfliche Canzleidirector 
:\Iaass irn erzbischöflichen ...
uftrage nach CarIsruhe, woselbst er 
vorn 16. bis 25. October rnit Beyollrnächtigten der Regierung con- 
ferirte. l\Ian einigte sich dabei, theils tU11 den Standpullkt des Erz- 
bischofes Zzt erleichterll, theils urn die entworfene Yerordnung mehr 
zu präcisiren, dass der erzbischöfliche Bevolhnächtigte eine Erklärung 
abgebe, in der er sich über einige Punkte principiell 
ur "\Vahrung 
der von der katholischen I{irche in Anspruch genornrnenen Rechte- 
ausspreche, und dass weiter noch einige Sätze vereinbart würden, 
urn die Stellung des neu zu errichtenden Oberstiftungsrathes näher 
festzustellen. 


I) wörtlich gleich der Verordn. v. 20. Xovember 1861. Beilage XCIX. 
2) Beilage XC. 
3) wörtlich gleich den Zusagen v. 5. 
ovember 18úI. Beilage xcv. 
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Unter dem 25. October 1861 wurde demgemäss dem J\liniste- 
rium eine Erklärung zu dem Yerordnungsentwurfe, den Erläute- 
rungen und den Zusagen Seitens des Canzleidirector l\Iaass über- 
reicht I), und gleichzeitig die vereinbarten Grundlagell zu eÙzer 
Verwal/ullgsÙzs/ructz"oll, welche bei der Dienstinstruction fÜr den be- 
absichtigten Oberstiftungsrath BerÜcksichtigung finden solI ten 2). 
Am 30. October erklärte der Erzbischof in einem an den Präsi- 
denten Lamey gerichteten Schreiben seine.Zustimmung zu der \V er _ 
einbarung 3). Aber gerade dies Schreiben musste in J{arlsruhe zu 
Bedenklichkeiten V eranlas
ung geben. Denn es konnte als wahr 
nicht angenommen werden, was doch der Erzbischof behauptete, 
dass die Regierung der J
irche Yertretung bei der Yerwaltung des 
milden Stiftung:svermögens zugesagt habe, und andrerseits musste 
es einen eigenthÜnllichen Eindruck machen, dass der Erzbischof die 
Verordnung als eine yon ihm ausgehende zu veröffentlichen beab- 
sichtigte. 
, 
Der Präsident Lam e r, als er am 5. K ovember denl Erzbischofe 
die officielIe staatliche Aeusserung 4) Über die Erklärung des kirch- 
lichen BevolImächtigten und Über den Entwurf einer Y' erwaltungsin- 
struction gleichzeitig nlit diesem VOln Grossherzoge vollzogenen 
ActenstÜcke so \Vie mit den Zusage1l 5) Überreichte, nahm daher \V er _ 
anlassung in allerdings fast zu n1Ìlder Fonn, den Behauptungen des 
Erzbischofes entgegenzutreten. 
Ich füge llur meÙzerseits lloch dÙ Benzerkullg bez', dass, wie 
wohlwollelld auch die Absz"clz/ell der Grossherzoglichell Regierllllg 
sÙzd, doch dÙ Euer Excellellz nlllgethelÏten Actenstücke 1l1lr z1Z denz 
Sz'nne aufzufassen sÙzd, zvelchell sie en/hal/ell, 1tlld der bei ihrer 
Besprechullg Zit Grunde gelegt wurde. 


I) Beilage XCI. Diese enthalten demgemãss n u r sow e i t v ere i n b a r- 
t e s R e c h t, wie die Regierung sie angenommen hat. 
2) Beilage XCII. Diese hatte mithin nur gesetzliche I<.raft bis 
zum endlichen Erlass der Dienstinstruction und begreifen verein- 
bartes Recht, sow e i t sie unter dem 5. November Seitel1s der Regierung 
bestätigt wurde. V gl. Beilage XCIV. 
3) Beilage XCIII. 
4) Beilage XCIV. Die<;es Actenstück ist also das nothwendige Correlat 
zu den Erklärungen des erzbischöflichen Bevollmächtigten und nur, soweit 
.die letzteren hier zugestanden wurden, bezeichl1eten sie das 
vereinbarte Recht. 
5) Beilage XCV. 
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N och deutlicher uuù mit unumwundener Schärfe sprach aber 
ùer Präsident La mey seine Ansicht über die Unstatthaftigkeit der 
erzbischöflichen Behauptung in einem am 9. November 1861 an den 
l(anzleidirector 1\1 a ass gerichteten Schreiben a us, in welch em er zu- 
gleich V orschläge, die dieser unter dem 31. October gemacht hatte 1), 
theils erledigte theils zurück\vies 2). 
In Folge dessen erklärte der I<::anzleidirector l\:1aass den be- 
treffenden, vom Präsidenten Lam e y gerügten Passus sowohl des 
f'rzbischöflichen wie seines eigenen Schreibens für eine durch die 
Eili-gkeit der Sache veranlasste Incorrectheit 3). 
Erst nach Einlauf dieses Schreibens legte der Präsident Lamey 
dem Grossherzoge den Verordnungsentwurf zur U nterzeichnung vor, 
I q.. November), die dann am 20. November erfolgte. 
Die im Regierungsblatt publicirte landesherrliche Verordnung, 
welche inl Eingange der mit dem Erzbischofe erfolgten Verständi- 
gung erwähnte, wurde dan!1 auch unter dem 30. November von 
dem letzteren veröffentlicht 4). 


Danach wurden für die Verwaltung des den kirchlz"chen Bedür f- 
nÙsell gewidnzelen Vernzilgens 5) folgende Anordnungen getroffen: 
Das Vermögen des erzbischöflichen Tisches, des Donlkapitels, 
ùes Seminars und der unter unmittelbarer Leitung des Erzbischofec; 
oder Domkapitels bestehenden Fonds wird von dem Erzbischofe, 
bcziehentlich yon dem Domkapitel frei verwaltet, wobei jedoch der 
Regierung bestinlmte Befugnisse gewahrt sind. 
Ebenso wird das Vermögen der Landkapitel von diesen selbst,. 


I) Beilage XCVI. 
2) Beilage XCVII. Dieses Schreiben i<;t für die Interpretation der Ver- 
träge von grösster \Vichtigkeit. 
3) Schreiben desselben v. 12. November. Beilage XCVIII. 
4) Beilage XCIX. 
5) So drückt sich die Verordl1ung absichtlich aus gemäss 
 10 des 
Staatsgesetzes v. 9. October 1860. Der Erzbischof gab zwar dazu die Er- 
klärung ab, dass er unter dem so bezeichneten Vermögen ùas der Kirche 
resp. den kirchlichen Anstalten gewidmete oder zu Eigenthum zu
tchcndc 
Vermögen, "das -Kirchenvermögen", verstehe, und wahrte somit den ]drch- 
lichen Standpunkt, allein die Regierung erkannte denselben nicht an, indem 

ie diese wie die folgenden Verwahrullgcn auf sich beruhell liess, "ùa die 
Verabredungen in der Verorùnung clem praktischen Bedürfnisse Genüge thun.'" 
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der Pfründen von ihren Inhabern, und das Vermögen der erledigten 
pfriinden von dem Kapitelskämmerer verwaltet. 
Für das örtIiche, d. h. das für einen einzelnen Pfarrbezirk be- 
stimmte \T ermögen ist eine Stiftungscommissicn mit einem geist- 
lichen v
 orstande eingerichtet. Die l\Etglieder dieser Commission, 
unter denen sich s t e t s der Bürgernleister, oder falls dieser nicht 
katholisch sein sollte, das dem Dienstalter nach folgende katholische 
l\Iitglied des Gemeindevorstandes befindet, werden von den K.atho- 
liken der Pfarrei unter Leitung des geistlichen V orstandes auf einen 
Zeitraum von sechs Jahren gewählt. Doch kann auf den Antrag 
des geistlichen V orstandes oder des Bürgermeisters (beziehentlich 
des oben bezeichneten Gemeinderathes) eine Wahl verworfen wer-- 
den, wenn der erzbischöfliche Decan und die staatliche Verwaltungs- 
behörde zustimmen; dissentiren diese beiden Organe, so geht die 
Entscheidung an den Oberstiftungsrath. 
In derselben Weise wird das Vermögen der Districtsstiftungen 
von Commissionen verwaItet, welche zur Hälfte von der Regie- 
rung, zur Hälfte von dem Erzbischofe aus den K.atholiken des Dis- 
trictes gewähIt werden, und sämmtlich beiden Theilen genehm sein 
müssen. Doch wählt die Commission ihren V orsteher selbst. 
Endlich ist ein a us Katholiken bestehender Oberstiftungsrath 
errichtet, welcher mit dem 9. Dezember 1862 seine Wirksamkeit 
begonnen hat. 
Auch hier werden die l\Iitglieder zur Hälfte von der Regie- 
rung, zur Hälfte vom Erzbischofe, jedesmal mit Genehmigung des 
anderen Theiles ernannt, und sind die weltlichen Räthe mit Staats- 
dienerqualität versehen; diese letzte
en sind durch die Regierung 
vom Amte zu entfernen, sob aId sie dem Erzbischofe gegrÜndetell 
Anlass zur U n
mfriedenheit geben, ebenso wie umgekehrt der letz- 
tere in gleicher Weise bezüglich der geistlichen Mitglieder des Col-- 
legiums verpflichtet ist. 
Zwar hatte der Erzbischof die Erklärung abgegeben, dass er 
die Jurisdiction über die Kirchendiener nicht aufgeben könne und 
seine desfallsigen Rechte wahren müsse; allein die Regierung hatte 
auch hier von einer theoretischen Bekämpfung \Vie von einer Aner- 
kennung des kirchlichen Princips Abstanù genommen. 
Der Oberstiftungsrath ist die oberste Yerwaltungsbehörde für 
das kirchliche Vermögen, und übt auch den untergeordneten Or- 
ganen gegenüber Disciplinarbefugnisse aus, von denen Berufungen 
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an das Ordinariat gerichtet werden können, welches dann in1 Be- 
nehmen mit der Regierung entscheidet. Auch für sonstige Beschwer- 
den gegen den Oberstiftungsrath bildet das Ordinariat die Instanz. - 
Bezüglich des Inilden Stiftungsvermögens wurde nichts in der 
Yerordnung bestimn1t, doch yerhiess die Regierung, bis zu einer 
Aenderung der Organisation die bisher von dem katholischen Ober- 
kirchenratþ betreffs dieses Yermögens ausgeübten Functionen den1 
katholischen Oberstiftungsrathe zu übertragen I), und bei Einführung 
einer neuen Organisation in Erwägung zu ziehen, in welcher \Veise 
das katholische K.irchenregiment bei der Stiftungsyerwaltungsbe- 
hörde vertreten werden könne. Bezüglich der den1 öffentlichen 
Unterricht gewidmeten Fonds wurde die Uebertragung an eine neu 
zu errichtende Oberschulbehörde yon vorn herein Seitens der Regie- 
rung dem Ordinariate in Aussicht gestellt. - 
Endlich sollte hinsichtlich der jährlichen oder sonst fortlaufen- 
den Leistungen aus kirchlichen Fonds für Schul-, l(ranken - oder 
Armenpflege, sowie umgekehrt hinsichtlich solcher Leistungen aus 
Gemeindemitteln, so weit die Regierung darüber Verfügungsgewalt 
hat, oder aus milden Fonds für kirchliche Zwecke, und hinsichtlich 
der Frage, ob Stiftungen als weltliche oder als kirchliche zu be- 
handeln seien, der Besitzstand des Jahres 1861 vor der Hand un- 
verändert bleiben, bis über Yeränderungen das Einvernehmen ZWI- 
schen Staats- und l(irchenbehörde oder geeignelell Falles elne 
richterliche Entscheidung herbeigeführt sein werde. - 
\Vie dann in der F olgezeit die Yerwaltung und Beaufsichti
ung 
<ler Schul fonds dem Oberschulrath und in unterer Instanz den Orts- 
schulräthen übertragen wurde
 hat schon oben seine Darstellung 
gefunden 2). 
In gleicher \Veise ging die Yerwaltung der confessionellen. 
weltlichen Stiftungsfonds auf .die Stiftungscommissionen unter Auf- 
sicht der Bezirksämter, des Verwaltungshofes und beziehungs\\ eise 
des l\Iinisteriums des Inneren über 3).: 


I) ebenso in den unteren Verwaltungsinstanzen; ausgefühlt durch Yer- 
ordn. v. 5. :Kovember 1863 "insolange der desfallsige staatliche Auf trag 
nicht 7urückgezogen wird." Siehe Beilage C. 
2) Y gl. S. 9 0 . 
3) Siehe untcn S. 15ï. 
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Wenn schon Gesetze, welche ihre IVlaterien in abgeschlossener 
Form und mit unzweideutigen Dispositionen behande1tcn einer n1iss- 
verständlichen Interpretation Seitens der Curie nicht zu entgehen 
vern10chten, so musste das in noch weit hóherem Maasse bei der 
Verordnung über die kirchliche Vern1ógensverwaltung der Fall sein. 
\Varen doch die einzelnen Sätze derselben declarirt durch die 
ministeriellen Erläuterungen, welche wieder die ganze Verordnunp- 
zu d
ln projectirten Uebereinkommen v. 13. lVlärz r86r in Beziehun
 
setzten. Und waren doch weiter verschiedene Dispositionen er\Yeite.rt 
in der n1inisteriellen Erklärung v. 5. Noven1ber 186r, verschiedene 
Lücken ausgefüllt durch die Zusagen und den Entwur f einer Ver- 
waltung sÙzstruct
.on. 
Dazu kalnen noch die von dem, erzbischóflichen Bevol1mäch- 
tigten abgegebenen Erklärungen, von denen eine übelwollende lnter- 
pretationsmethode leicht die irrige und gänzlich falsche Behauptung 
aufstellen konnte, dass auch sie Seitens der Staatsregierung ge- 
billigt worden seien und gel ten des Recht darstellten. 
AIle diese räumlich von einander getrennten Bestin1mungen, 
von denen die eine imn1er nur in Berücksichtigung der anderen 
zu verstehen war, vermochten freilich den1 ernsten \Villen, die gel- 
tenden Rechtsvorschriften zu ergründ
n, nur ein geringes Hinderniss 
in den \Veg zu stellen, aber sie óffneten der missverständlichen 
Deutung Thür und Thor, und das urn so n1ehr, da nur die Ver- 
ordnung selbst durch den Druck der Oeffentlichkeit übergeben war, 
alles andere l\Iaterial in den Acten steckte' und hóchstens in tenden- 
zióser \Veise für den beabsichtigten t Gebrauch gehórig zugeformt 
publicirt wurde. 
Der erste Conflict ergab sich bezüglich des Schulvern1ögens. 
Als die Verordnung v. 12. August 1862 den Oberschulrath er- 
richtet und dieseln die Oberaufsicht über das Schulvermógen über- 
tragen hatte, wandte sich das Ordinariat sofort an das l\linisterium 
n1it der Forderung, dass ihm, wenn ein liegendes Gut tines unter 
der LelÏzi1zg oder Verwaltung des Grossherzogliehen Ober sehult aths 
stehenden kathoNsehen Fonds verâussert oder der Gr'lt1zdstoek verän- 
dert 'iÆJlrd, oder dÙ ErträgnÙse eines solchen Fonds Zit einem del' 
StiftZt1zg nieht entspreehenden Zweeke verwendet werden, davon Mzïthe-i- 
lung ge1Jlaeht werde,o [erner: dass ihm dz"e Voransehlâge zur Eùz- 
sieht 1Jlzïgethez"lt, und VOl/' nieht darin vorgesehenen Einnahnzen 
Ulld Ausgaben KenlltnÙs gegeben, sowz"e jähr/Ù:he Uebersz"elzten über 
Friedberg, Der Staat u. d. Kirche. 10 
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dtJl Stand des SC!lulver1llügells zligesfellt, endlÙ:h auf Verlangell dz"e 
1 rrÀ'ulldell, ActOI und Rechllullgell Über solche Funds, die zuir be- 
zâchnell zuerdeJl, zur EÙIslcht '[Iorge/eg! zverdcJl, dam1Ï zvir 1/1lS '[JOll 
dt1 ErhaltuJlg tilld stiftul1gsgemössell Verzt'eJldullg dz"eser Fonds Über- 
Ztugt'1l li1ld erforderlÙ:hel1 Falls Beschwerde bel. Hochdemse/bell erhe- 
bOl k(ÙZ1l0Z It 
Das Ordinariat stützte diese Forderung auf folgende Deduction: 
Xach S. 21 der Vereinbarung v. 13. l\lärz 1861 habe die Re- 
gierung versprochen, dass das katholische milde Stiftungsvermögen 
unter der Leitung der Regierung yon den Behörden verwaltet wer- 
den solIe, we1che das K.ircheu\'ennögen verwalten unci dass, so 
lange diese Einrichtung dauere, dem Ordinariate dieselben l\Iitthei- 
lungen zu llla chen seien, über we1che" man bezüglich des Kirchen- 
vermögens übereingekOlnmen, und welche in der obigen Zuschrift 
des Ordinariates einzeln aufgeführt ware
. 
Ferner bestimllle S 27 der genannten Uebereinkunft, dass, falls 
der Stifter angeordnet habe, dass K.irchenverlllögen für U nterricht, 
IZranken- oder Armenpflege, oder das Vermögen llliider Stiftungen 
für kirchliche Zwecke verwendet werde, es bei der Anordnung des 
Stifters bleibe, ohne dass jedoch hierdurch der Charakter des Ver- 
mögens alterirt \Verde. 
Freilich sei c1ieser Vertrag nicht in Geltung getreten, allein die 
Regierungs-Erläuterungen v. 6. October 186r hätten erklärt, dass 
die Bestimmungen der genannten Paragraphen in die Regierungszu- 
sagen übergegangen seien. Hierauf habe die Erklärung des erz- 
bischöflichen Commissars v. 25. October 1861 TIezug genolnmen, 
Ùzdem sz"e Ùl UebereÙzsÜ1JlJJlltllg 1Jl1Ï jeJleJl czïir!eJl BesfÙJl1lluJlgell der 
VereillbaruJlg lintel" dem 1JÚldell SfijtllllgS- das Schul- und Stif!llllgS- 
'i'iJ miigell versteht. 
Der Erzbischöfliche Commissar habe in S 8. seiner Erklärung 
benlerkt: durch dz"e 1llÜlldlich JIlIl- 'l'Oll E"utr HochzfJohlgeboren (StaJ.ts- 
rath Lam ey) gegebelle Erläuit'rung, (lilld do, wz"e erwähllt, der S 21 
del' VereÙzbarul1g V01/l 13. JJ.lc"irz ill die Regz"erullgszusagell aufgt- 
l101111JleJl is!) habe iclÌ dÙ beruhigellde GewisshelÏ erlangt, dass auch 
bel. eÙler lleuel1 OrgaJlzSatÙJll der Schul- (ulld Stiffullgs-) Vernzügel1s- 
Verwallullg dz"e il1 
 5 der Regierullgszusagell dUll erzlnschüjliclzell 


I) Beschluss v. 0. 
 ovember 18ó2. 
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Ordz.nariate zugesz'cherten .I.1Jitthez"lungen und BifllgnÚse for/an ezn- 
l!erältmt bleiben werden. 
Darauf habe e
dlich die Staatsregierung am 5. November er- 
widert, dass es ihr bei Aenderungen der Organisation freistehen 
werde, die Form zu bestimmen, wodurch ihrer Zusage Genüge ge- 
than werde. 
Aus dieser Kette von Gründen ergebe sich der Schluss, dass 
sowohl Regierung wie Kirche unter dem milden Stiftungs - auch 
das Schulvermögen verstanåen hätten, mithin dem Ordinariate in 
Bezug auf letzteres die für ersteres gewährten Befugnisse gleichfalls 
zustünden. - 
Diese Argun1entation konnte indessen als richtig in keiner 
\Veise anerkannt werden, vielmehr charakterisirt sie sich als eine 
Verdrehung und \
 errenkung der geltenden Rechtsvorschriften, wie. 
sie eben bei der schon oben bemängeIten Form derselben leider 
nur zu n1öglich war. 
Allerdings enthält der vom Ordinariate angeführte 
 21 I) Be- 
fugnisse des Ordinariates bezüglich des milden Stiftltngsz'ernzögens. 
U nter diesem war aber Seitens der Regierung das Schulvermögen 
in keiner \Veise begriffen worden. .. 
, 
Der vom Staatsn1inisterium unter dEm 2. October 1861 gefasste 
Beschluss, welcher den Enhrurf des U ebereinkon1mens bestätigte, 
sagte ausdrüddicn: In Bezug auf das 77lzlde Stij'tllngsver1llifgen, wo- 
Zit das Schulz'erm(jgen lzz"cht Zlt rechnen ist, da dasselbe eÙzer neu 
Zit bzldenden Ceniralschlilbehi/rde zltgewzesen werden wzrd. 
Diese Auffassung der Regierung wurde auch dem Ordinariate 
in der unzweideutigsten \Veise dargethan. Denn indem die Erläu- 
terungen der Regierung angaben, dass die Paragraph en der Verein- 
barung bezüglich des nzildell S/iftung sver1lli/gens in den Zltsagen 
eine Stelle gefunden hätten, so n1usste aus den letzteren sich für das 
Ordinariat ohne \Veiteres ergeben, dass die Regierung das Schul- 
vermögen von dem Stiftungsvermögen principiell trenne. \Vährend 
nämlich die Zusagen dem Ordinariate die in 
 21 des Vertragspro- 
jectes festgesetzten Rechte bezüglich des milden Stiftungsvermögens, 
a 11 e r din g s au c h n u r f ü r die D au e r de r g e g e n w ä r t i g en 0 r- 


I) 'Vas der 
 2ï hier sollte, bleibt unerfindlich, da es sich gar nicht 
darum handelte, Kírchenvermögen, welches stiftungsI
ässig Unterrichts- 
.. '\vecken dienen sollte, diesen zu entziehen. 


10* 



1-1- 8 


Zehnter Abschnitt. 


g a 11 is at ion einrãumten, und bei einer N euorganisation nur in 
Erwägung su ziehen verhiessen, wie auch in Zukunft das l{irchen- 
regiment bei der Verwaltung des n1ilden Stiftungsvern1ögens ver- 
treten werden könne, so heisst es wörtlich weiter: In Bezug auf 
die dem öjfenflichen ú?ll/erricht gewidmelen Fonds kallll dies ill- 
zwÚc!zell nich/ s/a/fjinden, da diese der zur Lei/ung des Schulwesells 
Z'lt errich/enden Behb'rde zugewiesen werden nzÛssell. 
Damit trennte das IHinisterium den1 Staatsn1inisterialbeschlusse 
gemäss das Schulvermögen durchgängig Yon dem der n1ilden Stif- 
tungen. U nd es kann auch nicht behauptet werden, dass diese 
Abscheidung des Schulvermögens nur betreffs der provisorischen 
.Verwaltung desselben getroffen worden sei. Denn auch fur das milde 
Stiftungsvermögen, wurden, \vie eben gezeigt, nur bis zum Eintritt 
einer neuen Organisation dem Ordinariate Befugnisse zugestanden, 
fÜr den Fall einer Neuorganisation aber, \Vie sie betreffs des Schul- 
vermögens durch Errichtung des Oberschulrathes eingetreten war, 
nur das \T ersprechen gegeben, zu erwägen, 0 b und in "ie weit 
ein
 analoge Einrichtung getroffen werden könne. 
\Venn daher der erzbischöfliche Commissar in seiner Erklärung 
v. '25. October 1861 die beruhigende Gewissheit erlangt zu haben 
# 
behauptet, dass auch bei einer neuen Organisation der Schul- (und 
Stiftungs- )verwaltung die in S 5 der Regierungszusagen dem erz- 
bischöflichen Ordinariate zugesicherten l\Iittheilungen und Befugnisse 
fortan eingeräumt bleiben würden, so war diese Ruhe durch den 
Ulnstand, dass 
 21 der VereÙzbarullg v. 13. jJf('irz d. '.1. in die 
Regierlt1/gs-Zusagen aufgeno7nlllen Ù/, in keiner \Veise gerecht- 
fertigt. 
Aber auch in den mündlichen Zusicherungen des Staatsraths 
Lan1ey konnte dieser Glaube nicht die Stütze finden, welche der 
erzbischöfliche Con1missar angab. Es genügt in dieser Beziehung 
hier auf den Brief des Staatsraths Lam e y an den erzbischöflichen 
Con1missar v. 9. November 1861 zu verweisen, der oben seine Er- 
wãhnung gefunden hat I). - 
Wenn daher die Erklãrung des 1\linisteriums auf die so eben 
angeführte Auslassung des erzbischöftichen Commissars aussprach, 
dass der Regierung bei Aenderung der Organisation freistehen 
werde, die Form Zlt bes/immen, wodurch ihrer Xl/sage GUllïge gt- 


I) siehe S. Lp. 
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than wlJ:d, so wurde damit nur auf die allein das mil de Stiftungs- 
vermögen betreffende Zusage verwiesen, und der Regierung voll- 
ständig freie Hand gewahrt, somit nicht einmal bezüglich des mil- 
den Stiftungsvermögens für den Fall der Neuorganisation der 
Verwaltung bindende Zusage ertheilt I). Auch hierfür ist das citirte 
Schreiben des Staatsraths Lamey an den erzbischöflichen Commissar 
Dr. Maass wichtig. 
Es ist eine Unwahrhel"t, so heisst es, als habe dz'e Regierung 
Vertretung bei dem milden Stiftungsvermögen zugesagt, was doch 
n'icht geschehen ist. Ich musste dies ,in mildester Form zurücRweisen. 
Es geht durchalls nl"cht an, und die Herren in Freibllrg mlÏ.sse1l dies 
einsehen, dass dÙ Regierung eine solche Zusage n'icht giebf. Sie 
kann es als organisaforische Maassregel von sich aus a1lordnen. 
JVürde sie es als Zusage besonders bei der Schule thull, so wissen 
Sie selbst am Beste1l, was dz'e Folge Sel"n würde. 
Und der erzbischöfliche Commissar gab in seinem Antwort- 
schreiben v. 12. t\ovember selbst zu, dass von einer rechtsverbind- 
lichen Zusage der Regierung hier keine Rede sei, sondern nur von 
efner GeneigthelÏ, die dahin gehenden Wünsche des Ordinariates zu 
berücksichtigen. 
Bemerkenswerth erscheint, dass das Privatschreiben des Dr. Maass 
schon dieselbe Deduction enthält, welche dem Schriftstücke des Or- 
dinariates v. 6. November 1862 zu Grunde liegt. Er wünscht, um 
MÚsversfändnissen für die ZURunft vorzubeugen, eine Declaration der 
Regierung, dass sie unter dem 1llz"lden Stiftungsvermögen auch das 
Schulvermögen verstehe. Eine solche Declaration ist aber selbst- 
verstãndlich nie erfolgt. - 
Als Resultat unserer Ausführung ergiebt sich somit im vollen 
Gegensatz zu der des Ordinariates: 
I) Die Unterstellung des Schul- unter das milde Stiftungsver- 
mögen ist Seitens der Regierung nie anerkannt, ja im Gegentheil 


I) So besagte denn auch in derselben Regierungserklãrung No.6 ganz 
ausdrücklich: "In Bezug auf das weltliche roilde Stiftungs- und Schulver- 
mögen, dessen in dem Verordnungs-Entwurf nicht gedacht ist, hat die Re- 
gierung sich freie Verfügung über die Verwaltung vorbehalten, und nur mit 
Rücksicht auf die bestehende Örganisation vorlãufige Anordnungen zugesagt. 
Ob diese ausgedehnt werden können, muss von ihrem Ermessen ahhãngig 
bleiben." 
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geradezu ausgeschlossen worden, so dass die bezüglich des letzteren 
gegebenen Zusagen sich nicht auf das erstere erstrecken. 
2) Selbst wenn aber auch die Regierung das Schulvermögen 
zum milden Stiftungsvermögen gerechnet hätte, so würden doch die 
von der l{irche in Anspruch genommenen Befugnisse nicht gerecht- 
fertigt erscheinen, da die Zugeständnisse der Regierung sich nur 
auf die Zeitdauer der unveränderten alten Organisation beziehen, 
für die \T erwaltung des Schulvermögens aber durch Erriehtung des 
Oberschulrathes eine neue Organisation eingetreten ist. Da nun 
endlich die Zusagen für den Fall der Neuorganisation der \
er\Val- 
tung des milden Stiftungsvermögens keinen rechtsverbindlichen Cha- 
rakter besitzen, so ist das in noeh weit höherenl l\Iaasse bezüglich 
des Sehulvermögens der Fall. - 
Diesen Standpunkt hat denn auch die Regierung aller Bemänge- 
lung ungeachtet, welche das Ordinariat in \Viederholung seiner Aus- 
führungen v. 2. Kovember 1862 nicht müde wurde, ihm angedeihen 
zu lassen, unverrückt aufrecht erhalten. 
Der Oberschulrath hat kirchlichen Vertretern keine Einsicht in 
die 'Venvaltung der Schulfonds gestattet; als S 6 des Gesetzes v. 
5. August 186.+ den Uebergang der Verwaltung des Ortsschulver- 
mögens von den Stiftungseommissionen auf die Ortsschulräthe an- 
ordnete, yollzog sich derselbe, der entgegenstehel)den Instruction 
des Erzbischofes ungeaehtet, mit leichter l\Iühe; und als endlich das 
Ordinariat noeh i. J. 1865 bei Gelegenheit einer von dem katlwlzschell 
StudiellfOlld R a s tat t vorgenommenen Verãusserung von Grund und 
Boden wegen nicht eingehoIter erzbischöflicher Genehmigung re- 
clamirte, so wurde die Grundlosigkeit seiner Beschwerde in den 
111inisteriellen Actenstücken ausführlich und nachdrücklich dargethan I). 


l{onnte aber so das Ordinariat im Allgemeinen die staatliche 
Anerkennung der yon ihm in Anspruch genommenen Befugnisse 
nicht erlangen, so versuchte es, wenigstens für einzeille Fälle die 
Seitens des Staates für das Schulvermögen aufgestellten \- erwaltungs- 
principieF1 zu durchbrechen. 
Unter dem 3. l\Iärz 1863 ertheilte das l\Iinisterim11 des Innern 
dem k atholisehen Oberstiftungsrath den Auftrag, eine Untersuehung 
I) Vgl. Beschluss des Ordinariates v. 21. Dezember 1865. Res cript d es 
:Minist. d. Innern v. S. Januar 1866 und 24. 
Iai I86ï. Beilage C 
 I. 
 C 
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über Entstehung und Zweck der Arme-Schltlmeisfer-Kasse oder. Wle 
sie in neuerer Zeit benannt wurde, Kasse für gen"ngere katho.lische 
Schltldz'ensfe Ùz Brltchsal anzustellen behufs Entscheidung, ob die- 
ser Fond nach den1 Verlangen des Oberschulrathes dessen Verwal- 
tung zu unterstellen, oder bei der des Oberstiftungsrathes zu \"cr- 
bleiben habe. 
Die zuletzt genannte Behörde kam in dem V ortrage ihres 
Referenten v. 18. November 1863 und ihrem Berichte an das Ordi- 
nariat v. 44. November zu den1 Ergebnisse, dass der Fond als eil1 
für Schulzwecke bestimn1ter rein weltlicher N atur, mithin deln Ober- 
schulrathe zu überweisen sei. 
Daran knüpftè das Ordinariat in den1 an das l\Iinisteriuln ge- 
richteten Schreiben v. 21. April 186-J. die nachfolgende Erörterung. 
Da der Fond aus kirchlichen Mitteln, aus kirchlichen Strafgeldern 
und der n1ensa ordinarii des Bischofes yon Speier entstanden, von1 
Stifter unter die Rechtsvertretung, Verwaltung und Verwendung des 
Generalvicariates, also des kirchlichen Vertreters der Diöcese ge- 
stellt worden sei, so gehöre er jetzt noch und seitden1 er i. J. 1776 
dem Seminarfond annectirt worden, als Bestandtheil. desselben, der 
tt1u"rten Kasse, n1ithin zum l
irchenvern1ögen des Erzbisthums: Denn 
-die \Vidm ung zu Schulzwecken sei rechtlich und nach 
 5 lit. a. 
Abs. 2 der Verordn. v. 20. Noven1ber 1861 bezüglich der hier \"or- 
1iegenden Frage über das Rechtssubject der Stiftung indifferent; und 
darun1 erscheine der genannte Fond, so wie aur.h gen1äss Art. 5 des 
'Vestph
lischen Friedens, Art. 6
 des Reichsdeputationshauptschlusses 
und Art. 18 fr. des 3. badischen Organisations-Edictes v. II. Februar 
1803 und der Kirchencon1n1issionsordnung V.1803 (wonach die katho- 
lischen Schul fonds als kircllliche Angehó"rde zum l{irchenvennögen 
gehören) als ein kirchlicher Fond, welcher Leistungen zu katho- 
I 
lischen Zwecken zu machen habe. Dem Oberstiftungsrathe gebühre 
, 
deswegen die V erwaltung. Nichtsdestoweniger sei das Ordinariat 
bereit, die Yerwaltung einstweilen deln Oberschulrath übertragen zu 
lassen, falls ihm - abgesehen Yon der nothwendigen Abtrennung 
der ttlu"rten Kasse und des Sen1inarfonds - diejenige Aufsicht ein- 
geräul11t würde, welche den Regierungszusagen entspreche - die 
IGrche hielt somit ihre falsche Auffassung derselben energisch fest- 
und welche hier nall1entlich auch dem Zwecke zu dienen habe, da- 
n1it das Ordinariat den Vollzug des sfijïerische?l JVz"llells, dz'e Er- 
/üllung do- Sfiffullgsgemässell Obliege1lheifcll bewÙ-kell könne. 
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Die Regierung war nicht in der Lage, die Ausführungen. des 
Ordinariates als nur einigermaassen begründet anzucrkennen. 
Es war zuvörderst nicht nachgewiesen, dass der Fond lediglich 
aUs Kirchenmitteln entstanden sei. Denn die Strafgelder, we1che 
dem Fond zuerst zugeflossen waren, charakterisirten sich wegen des 
U mstandes, dass sie von Geistlichen gezahlt waren, noch keines-- 
wegs als I{irchenvern1ögen. In dem Y ortrage des Oberstiftungs- 
rathes war auch nur gesagt, dass die Einnahmen der ersten Rech- 
nung v. J. 17 60 in zwei von GeistIichen entrichteten Strafgeldbei- 
trägen bestanden hätten; die in den folgenden Jahren bis 1771 dem 
Fond zugeflossenen Strafgelder waren nur der Summe nach ange- 
geben, und konnten eben so gut von Laien wie von Clcrikern her- 
rühren. 
Auch die Geschenke, weIche der bischöfliche Landesherr de
 
Fond zugewendet hatte, waren nicht - wie das Ordinariat aus- 
führte - nothwendig dem bischöflichen Tafelgut zuzuschreiben, 
sondern konnten auch der lanàesherrlichen Kasse entnommen seine 
\Vie denn auch in der vom Fürstbischofe August errichteten 
Uuionsurkunde v. 14, Dezember 1776, welche die Entstehung der 
Armen Sckul1lleisterkasse beschrieb, nirgends davon die Rede war, 
dass kirchliche l\littel dazu verwendet worden sein, viehnehr im 
Gegentheil gesagt wurde, die Stiftung sei durch den Fürtbischof von 
H u tten aus dem Aerar der fürstlichen I{ammer und anderen zum 
Fiscus gehörigen Geldern errichtet worden. 
\Vie das erzbischöfliche Ordinariat zu der Behauptung kam, 
der Fond sei vom Stifter unter die Rechtsvertretung, Verwendung 
und Verwaltung des Generalvicariates, also des Vertreters der 
Kirche in der Diöcese gestellt worden, war geradezu unerkårlich. 
\Venigstens gab das vorliegende :\Iaterial auch nicht den geringsten 
AnhaItepunkt dafür 1). 
Die Arme-Schulmeisterkasse war endlich niemals ùeJu Seminar- 


I) Aus dem Vortrag in der ersten Rechnung des Fonds vom Jahr Ij6o, 
wonach die Zinsen der vom Fürstbischof von Hut ten geschenkten Straf- 
gelder auf Vicariatsanweisung an arme Schulmeister ausgetheilt werden sol- 
len, konnte höchstens abgeleitet werden, dass die V e r wen dun g der Zinsen 
dem bischöflichen Vicariat übertragen worden war. Allein auch diese Be- 
stimmung war nicht als eine statutarische anzusehen; denn jener Rechnungs- 
vortrag war durch keine Urkunde belegt, wie denn übcrhaupt eine fürmliche 
Stiftungsurkunde über den Fond nicht existirte. 
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fond annectirt worden, und die uJlirfe Kasse konnte, wenn auch 
ein Theil ihres Vermögens I) von kirchlichen Stiftungen herrührte, 
im Ganzen doch nicht als K.irchenvermögen bezeichnet werden. 
Auch war dieselbe überhaupt kein örtlicher Fond, und es war das 
Vermögen der Armen-Schulmeister-Kasse dahin weder geschenkt 
noch vermacht worden. 
Fanden somit die thatsãchlichen Behauptungen des Ordinariates 
in dem vorliegenden U rkundenmaterial keine U nterstützung, so be- 
durften die rechtlichen Erörterungen kaum einer "\Viderlegung. \Vir 
haben ihren Kern schon oben zu kennzeichnen gesucht; wir werden 
weiter unten bei Besprechung des Stiftungsgesetzes noch einn1al 
darauf zurückkon1men müssen. 
So \Vies denn auch die Regierung die Vorschläge des Ordina- 
riates - vorbehaltlich von dessen Ansprüchen an die unirte Kasse 
- unter dem 17. November lediglich zurück, und verfügte die 
Uebergabe der Verwaltung der Fonds auf den Oberschulrath. 
Das Ordinariat recurrirte an das Staatsministerium; dieses be- 
stätigte die Entscheidung des l\iinisteriums des Innern; das Ordina- 
riat- hielt sich für verpflichtet, seine verehrungsvolle Verwahrung 
gegen obige Entschlzessung auszusprechen und die Rechte der Kt.rche 
auf obigen Fond aufrecht zu erhalten. (16. März 1865.) 
Ganz ähnlich gestalteten sich die Verhãltnisse bei der Arme- 
Studente1l-Kasse in Bruchsal, über deren Geschichte wir dem Be- 
richte des Oberstiftungsrathes an das Ordinariat v. IS. Dezember 
1865 Folgendes entnehmen. 
In der l\Iitte des siebzehnten Jahrhunderts waren von mehreren 
\\"ohlthãtern den Jesuiten zu Speier verschiedene Vermãchtnisse und 

 
Geschenke nlÌt der Weisung übergeben worden, arme Studenten an 
ùem dortigen Gymnasium zu unterstützen. Die Stiftungsbriefe 
- so weit sie vorIagen - enthielten keine Beschränkungen über 
den Stiftungsgenuss, nur einige stellten ausdrücklich die Bedingung 
des katholischen Glaubens für die Genussberechtigung fest, wie denn 
auch seit dem Bestehen des Fonds nur Katholiken die \Vohlthaten 
desse\ben genossen hatten 2). 


I) nãmlich das vom Kirchenparamentenfond und vom Emeritenfond 
eingeworfene Vermögen. 
2) Betreffs der künftigen Berufswahl oder des Heimathsorts der Studi- 
renden fanden sich keine Bestimmungen vor. Zwar bestand so lange die 
Jesuiten in Speier die Schule leiteten, daselbst für die armen Studirenden 
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Anfänglich und bis zur Aufhebung des Jesuiten-Ordens wurde 
der Fond yon delnselben unter bischöflicher Aufsicht \'erwaltet. In1 
Jahre 1773 zog aber Fürstbischof \"on Stirum die Stiftung nach 
B rue h s a I, und \'erwendete deren Erträgnisse zur IIälfte für das 
dortige, zur Hälfte für das speierische Gytnnasiulll, bis nach Los- 
r
issung des }inken Rheinufers yon Deutschland der Stiftungsgenuss 
dem rechten allein \"erblieb. 
Seit dem Jahre 1835 floss die Hälfte des Stiftungsertrages in 
die I
asse des Bruchsaler GYlnnasiunls. 
Son1it war der weltliche Charakter der Stiftung in die Augen 
springend, und der Oberstiftungsrath fand keinen Anstand, den Fond 
den1 Oberschulrath zu übenyeisen, falls nur der katholische Cha- 
rakter der Stiftung gewahrt werde I). 
Auch das Ordinariat adoptirte in seinem Beschlusse v. 25. J anuar 
1866 diesen Standpunkt, aber es verlangte, wie schon früher bezüg- 
lich der Arme-SchuI1lleisterkasse, dass sein Consens für Yeräusse- 
rungen oder dem Zwecke der Stiftung nicht entsprechende Venven- 
dungen jedesmal eingeholt werden müsse, ttJld ltJlS desshalb jeweÜs 
EÙlSÙht Ùz dz"e Aden 1tlld Reclul1l1lgen dz"eses Fonds gestattet werde. 
Auch diesnlal konnte das kirchliche Begehren Seitens der Rë- 
gierung aus den oben dargelegten Gründen als ein gesetzlich gerecht- 
fertigtes nicht befunden \verden. 


ein besonderes Seminarium oder Con, ict, allein es hatte dieses Institut, wie 
aus mehreren Erklärungen der J esuitenYåter an die fürstbischöfiiche Regie- 
rung 
ich ergiebt, nicht etwa den besollderen Zweck, Zöglinge für den geist 
lichen Stand heranzubilden, sondern es warf wie insbesondere aus einer Y or- 
stellung Rectoris collegii Y. I I. Xovember 176-1- an den damaligen Fürst- 
bischof zu ersehen, für den Unterha1t und die Erziehung dürftiger Studiren- 
der überhaupt bestimmt. In clem Eingang derselben heisst es wörtlich: 
"Eure IIochfürstliche Emillenz haben geruht in die Erbauung eines Seminarii 
Studiosorum pauperum urn für derenselben Unterhalt und Erziehung, dem 
geistlichen und weltlichen Stand zum Bestí'n einzuwilligen." 
I) Der citirte Berieht des Oberstiftungsrathes besagte wörtlich: "V on 
Seiten des Grossh. Oberschulraths wird die Ueberwebung des Fonds als 
einer für Unterrichtszwecke bestimmten Stiftung yerlangt. und da wir keine 
Gründe für deren ldrchliche Eigenschaft ge1tend zu machen Yermögen, so 
glauben wir, dass dem Begehren zu entsprechen und nur der katholische 
Charakter der Stiftung zu wahren sei. SoUte das Erzbischöfliche Ordinariat 
in der Sache eine andere Ansicht haben, so müssen wir es dorthin über- 
la'isen, dieselbc bei Grossherzoglichem ::\linisterium des Innern zur Geltung 
zu bringen." 
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Das IVlinisterium verfügte daher, dass der Oberschulrath die 
arme Siudenienkasse, als eine für Unterrichtszwecke bestÏ1nmte katho- 
lische Stiftung unter seine .Oberaufsicht zu nehmen habe (31. IVlärz 
1866). Damit war natürlich gleichzeitig die Entscheidung auf die 
Zuschrift des Ordinariates vom 25. J anuar gegeben, und das U rtheil 
der Regierung über die dort Seitens der K.irchenbehörde aufgestellte!1 
Bedingungen ausgesprochen. 
Nichts desto,veniger erinnerte das Ordinariat wiederholt, dass 
noch die Erledigung seiner F orderungen zu erfolgen habe, bis das 
JVlinisterialrescript v. 3. October 1866 darauf hinwies, dass ein Theil 
der 'Vünsche der Kirchenbehörde durch die Anerkennung der Stif- 
tung als einer katholischen, wie sie sich in dem an den Oberschul- 
rath gerichteten Rescript vorfinde, gegenstandslos geworden sei, wäh- 
rend die anderen als berechtigt nicht angesehen werden könnten. 
Das Ordinariat antwortete am 31. October. Die in Frage 
stehende Stiftung sei unstreitig ein katholisches Seminarium studio- 
sorum pauperum, welches als kirchliches Rechtssubject unter der 
Leitung und Rechtsvertretung des Ordinarius loci gestanden habe 
und somit jetzt rechtlich der kirchlichen Aufsicht unterliegen müsseo 
Dann gefiel das Ordinariat sich aufs Neue, in dem oft ge- 
brauchten Argument, dass schon der confessionelle Charakter der 
Stiftung eine Controle der K.irchenbehörde rechtfertige und erfordere, 
und gelangte schliesslich, nicht ohne auf die Vereinbarung vonl 
25. October und 2. November 1861 Bezug genoml11en zu haben, zu 
der modijiezorlen Bitte uns jeweils EÙlsiehl in dz"e Aden und Reeh- 
nungen dieses Fonds gestalten und Verå"usserungen, sowz"e dem Zweek 
der Stiftung niehl enlspreehende Verwendungen derselben niehl ohlle 
Ullsere llIitwzorkung vornehmen lassen zu wollen. 
Auch darauf ging die Regierung nicht ein, da, wie sie in ihrer 
Zuschrift v. 22. November 1866 bemerkbar machte, ihre Zugeständ- 
nisse betreffs des milden Stiftungsvermögens sich nur auf die Orga- 
nisation des Jahres 1861 bezogen hätten, und eine nochmaÍige Er- 
öffnung der oft gepflogenen Discussion über den U nterschied der 
Begriffe confessionell und kirchlich nicht geboten erscheine. 
Gleichwohl sprach sie ihre Bereitwilligkeit aus, in Erwägung 
ziehen zu wollen, in wz"e wezÏ es angemessen erseheÙzt, bei ?Ziehl loealen 
7llz'lden Stiftullgen 'l'on der Verwendung der Fondsertrå"gnisse zu einem 
anderen als dem Stiftullgszweek TVohldemselben Kelllltniss zu gebell. 
Und gleichzeitig erklärte sie es für selbstverständlich, dass in dell 
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dazu geeiglleÜll Fällcll finer Eillsieht der Fondsaclen lOld Reehlllt11gen 
auf dieifallsigen Wunsch von den zllständigen Behiirden eÍ1z Hinder- 
nzSs 11iehl berezÏet werden wzl-d. 
Damit gab sich indessen die kirchliehe Behörde nieht zufrieden. 
In weitlãufiger Deduction I) wiederholte sie die Argumente" welche 
wir schon mehrfach angeführt haben, und worin für die I{irche aus 
der VereÙzbarung eine Summe von Rechten bezÜglich des mild en 
Stiftungsvermögens und des Schulvermögens in Anspruch genommen 
wurde, welche für das letztere überhaupt nicht, für das erstere 
nUT provisorisch, bis zu der in der Zwischenzeit erfolgten Neuorga- 
nisation der Yerwaltungsbehörden, zugestanden worden waren. 
Bemerkenswerth an dem kirchlichen ActenstÜcke erschien so- 
mit nur die Art, \Vie die Gesetze citirt wurden, die mit der l\lethode 
der Interpretation an Genauigkeit wetteiferte. 
Denn wãhrend das Ordinariat den \V ortlaut der ActenstÜcke 
des Jahres 1861 mit AnfÜhrungszeiehen citirte, so schab es bei der 
Zusage cler Regierung, die hinsichtlich des milden Stiftungs7Jermögens 
abgegeben war, harmlos die \Vorte ein: "Senul- ltnd iibrigen", wo- 
durch der Sinn natÜrlich sehr erweitert wurde, und liess mit der- 
selben Harmlosigkeit die \V orte: so lange diese EÙzriehtltllg dauert, 
welche die Concession der Regierung auf die Dauer der damaligen 
Verwaltungsorganisation beschrãnkten, fort. 
Der Regierung gegenÜber konnte diese von der Kirchenbehörde 
als würtlieh bezeichnete AnfÜhrung eines Actenstückes, we1ches über- 
dies niemals in Geltung getreten war, gleichgÜltig erscheinen, da 
dieselbe die Verãnderungen und Auslassungen so fort zu bemerken 
und zu wÜrdigen im Stan de war. Das Publikum dagegen, weIches 
die ActenstÜcke einmal nicht kannte, und zu kritischer PrÜfung in 
keinem FaIle aufgelegt und befähigt ist, konnte in der That, falls 
ihm der erzbischöfliche Erlass mitgetheilt wurde, in der rechtlichen 
Beurtheilung der Sachlage irre geführt werden. U nd der Erlass ist 
im Jahre 1867 durch die Freiburger Curie publicirt worden. Er ver- 
anlasste die Regierung zu einer erneuten actenmässigen PrÜfung der 
kirchlichen Argumentation; und diese konnte nur ZTI deren Ver- 
wer[ung führen. 


I) Beschluss v. 6. December 1866. Beilage CII. 
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Die von der Regierung schon im JahrE' 1861 in Aussicht ge- 
nommene Neuorganisation der Verwaltung erfolgte durch das Gesetz 
vom 5. October 186 3. 
Danach wurde die innere \T erwaltung für das ganze Land dem 
l\'Iinisterium des Innern zur Besorgung übergeben mit der Erlaub- 
niss, einen Theil seiner Befugnisse durch Ministerialbevollmächtigte 
(Landescommissäre) und durch einen Verwaltungshof ausüben zu 
lassen. Die inn ere Verwaltung der Bezirke fiel den Bezirksämtern 
theils allein, theils in .Verbindung In it den Bezirksräthen zu. .. 
Die V ollzugsverordnung v. 12. Juli 1864 ordnete dann die Com- 
petenz der Verwaltungsbehörden im Einzelnen. Dabei wurde den 
Bezirksämtern u. a. zugewiesen: dz'e Abhö'r der Rechnunge1l der welt- 
lz'chen nur /ür dell Amlsbezz'rk oder eÙzzelne Orle desselben bestimmte1l 
Stif/ungen I) J' dem Verwaltungshofe: die un1Jlz'ttelbare AufsÙ;ht und 
Verwaltung der allgemeine1l und der sich llz'eht auf eÙzen Amtsbezirk 
besehriinkenden Stiftzt1zgen, dz'e weder eÙzer Kz'rehe gehiJrell, noeh fur 
Sehulell bestÙJl1Jlt sind, nebst der Abhör der Reehnungen dz'eser Stif- 
tungen J' ferner: die obere Aufsieht über die weltliehen nieht für Sehulen 
bestz'mmten Ortsstiftungen und Stiftungen für Amtsbezirke, einschliess- 
. 
 
Heh der Oberabhö'r der ReehnuJlgen dieser Stiftungen 2 ). 
Die Consequenzen, die sich danach für die Verwaltung des 
milden Stiftungsvermögens mit Rücksicht auf die Nornlen des Jahres 
1861 ergaben, waren folgende: 
Die Verwaltung des weltlichen Stiftungsvermögens ging von deln 
Oberstiftungsrathe auf den .Verwaltungshof über. Dabei fielen die 
der Kirchenbehörde im Jahre 1861 nur für die Dauer der damaligen 
Organisation gemachten Zugeständnisse bezüglich der lYlitaufsicht 
fort, da sie von der Regierung nicht erneut wurden. 
Der Begriff des weltlichen Stiftungsvermögens war nur negativ 
und unbestimmt in den nicht unzweideutigen \Vorten des Gesetzes 
vom 9. October 1860 dahin normirt, dass Vermögen, welches den 
kz'rchliehen Bedür fnisse71, sei es des ganzen Landes oder gewisser 
Dz"stricte oder eÙzzelner Orte gewÙlmet sez
 nicht dazu gerechnet wer- 
den konnte. Denn dies sollte gemeinsam von l{irche und Staat \'er- 
waltet werden, konnte somit nicht unter die vom Verwaltungsgesetz 
vorgeschriebene alleinige Administration des Yerwaltungshofes kom- 


I) S 6 NO.5. 
2) 
 8 No. I. 2. 
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Inen. Da aber die V. erwaltung diec;er Behörde für alles weltliche 
Stiftungsvermögen ohne kirch1iche Betheiligung dem Gesetze nach 
stattfinden sollte, so ergab sich, dass die kirchHchell BedÜrfJlissell 
g-ewirlnleten .V ermögensmas
en yom Gesetzgeber nicht zu dem welt- 
lichell Slijlzulgsz'ermðgen gerechnet wurden. 
Die genaue:ç,e Präcisirung des Begriffes der weltlichen Stiftung, 
wekhe cler erzbischöfliche Commissar Dr. 1\1 a ass am 25. October 
dahin vorgeschlagen hatte: 
del' Charakter ez"ller Stiftltng wird llach del' 7JOn z"hrem 
Stifter oder del' c01Jlþelentell Behiirde ill rechb:giiltiger fVeÙe 
ihr bestÙ71mten TVÙI1Jlltllg oder 1lach z"hrem Zwecke (llz"cht 
llach ihrell LeÙtltllgelll bemesse1l, 
\\"urde von der Regierung nur im Allgemeinen acceptirt. 
EÙle zlerbÙzdende Zllsage dafl
r zu gebell, wird Ùlzwischen bei 
(It'r Allgemez"nheit des Satzes und del' Schwierz"gkeit, seine Tragweite 
ÙII EÙ1
eblell zu ermessen, 1ut!zlos sein, ltlld sze kiJilllle Streziigkeitell 
Illcht hÙldern I). 
Auch war in cler That die kirchlicherseits aufgestellte Definition 
so gehalten, dass gegebenen Falles Alles unter die kirchlichen Stif- 
tungen gerechnet werden konnte. 
Dagegen muss vor allen Dingen darauf hingewiesen werden, 
dass wie unsicher auch die gesetzliche Terminologie bezüglich des 
Begriffes des kirch1ichen und nicht kirchlichen Stiftungsvermögens 
beschaffen sein mochte, doch über die Auffassung der Regierung 
gar kein Zweifel möglich war, und auch bei der Vereinbarung auf 
Seiten des kirchlichen Contrahenten nicht bestand. 
Dr. l\Iaass seIber hat in einer Abhandlung anerkannt, dass, 
wie in alIen deutschen Ländern so auch in Baden, ein Gegensatz 
z
\"ischen weltlichem und kirchlichem Stiftungsvermögen eingetreten 
sei und die Gesetzgebung beherrsche. l\Iit anderen \Vorten, dass 
Stiftungen, welche der T endenz der Stifter nach kirchliche sein 
sol1t
n, oder es nach den zur Zeit ihrer Stiftung geltenden Rechts- 
anschauungen waren, im Laufe der Zeit zu weltlichen geworden 

eien, und er führt unter dies en letzteren nicht nur die Zlt Scllltl-. 
ltlld mildell StiftUJlgs-, Spital-, Armellhaus-Zwech:ell bestimmten aus- 
drücklich an, sondern giebt auch zu, dass die badische Verordnung 
vom 3. l\Iärz 1853, während sie dem Bischof ein Aufsichts- und l\Iit- 


I) Erklärung des Präsidenten Lamey v. 5. 
ovember 1861. 
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genehmigungsrecht bezüglich der kirchlichen Stiftungen belasse, dem- 

elben jede lvf'tïzvl'ykzt1zg ulld EÙzszeht beziiglzeh der s. g. zveltlzehen 
Stiflungen entzogen habe I). 
J a man kann sagen, dass diese Begriffsbestimmung sogar die 
.Anerkennung der rÖlnischen Curie gefunden hatteD 
DeJ;m bei Gelegenheit der Concorùatsverhandlungen wurde Sei- 
tens derselben für den Erzbischof von Freiburg die Einräumung von 
BefiIgnissen bezüglich des llleht kÙ'chlz"chen (so drÜckte man sich 
vorsichtig aus) katholischen Stiftungsvermögens verlangt, uncl Seitens . 
der Regierung zugestanden 2); während demnach die Administrations- 
befugniss bezüglich dieser Stiftungen von der Regierung aufrecht 
erhalten und von der Curie anerkannt wurde 3 ). 
\Vas konnte die römische Curie, wenn sie von den badischen 
Rechtsanscltauungen - obgleich diese in alIen Ländern dieselben 
waren - keine I{enntniss gehabt hätte, unter llz'chl kzrchlzehenz katho- 
IÙchen Sliflullgsz'ermiJgen verstehen? 
Doch nur solches, welches ausschliesslich der Stiftung nach für 
Katholiken bestimmt, mithin nach der Auffassung der Curie und 
Beispielsweise des \Vestphälischen Friedens eigentlich oder der Zeit 
seiner Stiftung nach ein kirchliches gewesen war, jetzt aber wo im 
Laufe der Entwickelung die. Begriffe cOllfessz'o71ell und kirchlz"ch sich 
nicht mehr deckten, aIImählich den kirchlichen Charakter abgestreift 
hatteD 
Aber selbst \Venn man clieses Argument fallen lassen wollte: 
cler Erzbischof wenigstens wusste schon aus cler officieIIen Erläute- 
rung, welche die Regierung ZUlli Concordate veröffentlicht hatte, was 
das badische I{irchenrecht unter weltlichem katholischen Stiftungs- 
vermögen verstehe. Denn es wurde dieser Begriff ausdrücklich da- 
hin erklärt, class dies Fonds seien, die zwar flltsschliesslzeh jìtr Ka- 
tholiken aber ?Zzehl Zlt kirchlichen, s071dern Zit U?Zlern'chts- lind 
VOhi- 
thå"ligkezlszzveckell gestiflet sÙzd. 
Indem cler Erzbischof folglich auf der Basis dieser ihm noth- 
wendig bekannten principiellen, von der badischen wie allen anderen 


I) Archi v f. ka tho KR. 4, 6-1-7. 
2) Vgl. die Note übel' das nicht kil'chliche Vel'mögen v. :!8. Juni 1859. 
Beilage CIII. 
3) Das ergiebt del' \Vol'tlaut del' in vol'st. Anmel'kung angefühl'ten Note,. 
und wurde yon del' Regiel'ung in del' Debatte v. 29. l\Iäl'z 1860 zur Vel'- 
theidigung des Concol'dates ausdl'ücklich el'kläl't. 
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deutschen Regierungen aufgestellten Unterscheidung zwischen "elt- 
lichem und kirchlichem Stiftungsvermögen contrahirte, so erkannte 
er sie damit auch als die für die Yerordnung v. 20. November 1861 
maassgebende an, zumal der schwache Versuch, eine Verflachung 
und Erweiterung der Rechtsbegriffe herbeizuführen, wie wir sahen, 
bei der Regierung keine Annahme fand. 
Auch der vVortlaut des 
 21 der Verordnung v. 30. November 
1861 in seiner allerdings unklaren und unglücklichen Fassung kann 
nicht das eben ge\\ onnene Ergebniss erschüttern. 
Freilich heisst es in demselben, dass unter anderen hinsichtlich 
der Frage, ob Stiftungen als weltliche oder als kirchliche zu be- 
trachten seien, vor der Hand der gegeJlwå"rtige Besitzstand UllZ'er- 
å"ndert blez"ben solle, bis über \T eränderungen das Einvernehmen ZWI- 
schen der Staats- und K.irchenbehörde oder geeigneten Falls eine 
richterliche Entscheidung herbeigeführt worden sei. 
Aber konnte die Regierung damit das von ihr aufgestellte U nter- 
scheidungsprincip zwischen weltlichen und kirchlichen Stiftungen in 
der That so alteriren wollen, dass sie in zweifelhaften Fällen die 
Entscheidung den Gerichten überliess? 
Es muss das aus mehreren Gründen mit aller Entschiedenheit 
verneint werden. 
\Vir haben gesehen, dass für die badische Regierung und nicht 
.erst seit denl Jahre 1861 der Charakter der weltlichen Stiftungen 
durch die \Veltlichkeit des Zweckes vollständig fixirt war. 
1\Iithin lag auf der Hand, dass die Regierung nicht eine gericht- 
liche Entscheidung für zulässig erachten konnte, ob Zwecke,' welche 
sie langjähriger Praxis gemåss für weltliche erachtete, auch Seitens 
des Gerichtes als solche anerkannt würden, falls die kirchliche Be- 
hördé sich zu einer Bestreitung des bisherigen Rechtsstandes ge- 
müssigt fühlen sollte; ob in Consequenz davon Stiftungen, welche 
die Regierung in Berücksichtigung eben dieses Zweckes als we1tliche 
erklärte, das auch nach gerichtlichem Erkenntniss wären. Sie konnte 
und wollte vielmehr lediglich eine gerichtliche Entscheidung ermög- 
lichen über Zweifel bezüglich der Existenz des Zweckes und somit 
nur indirect bezüglich des kirchlichen oder weltlichen Charakters 
desselben. 1\1. a. W.: das Gericht sollte nicht entscheiden dürfen: 
diese Stiftung, welche unzweifelhaft Zwecke der Armenpflege ver- 
folgt, ist, d
 diese der staatlichen oder kirchlichen Competenz zu- 
fallen - je nach der Ansicht des Richters - eine weltliche oder 
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kirchliche, sondern das Gericht sollte nur aussprechen dürfen, dass 
die Stiftung für Armenzwecke errichtet sei, falls dieser Zweck an- 
gefochten war. 
Eine Entscheiùung nach dieser Richtung hin war häufig prak- 
tisches Erfonlerniss, da bei vielen Stiftungen die den Zweck fest- 
setzenden Urkunden verloren waren, bei anderen der ursprüngJiche 
Stiftungszweck von vorn herein 
icht realisirt oder später wieder 
aufgegeben war. 
Die Gerichte wären auch nach dem vor 1861 geltenden Rechte 
gar nicht befugt gewesen, eine andere Frage vor ihr Forum zu 
ziehen, unù sie konnten selbst ü
er diese, wie die Verordnung sich 
ausdrückte, nur z1Z geeignetell Fä/lell urtheilen. Denn die Entschei- 
dung über den rechtlichen Charakter einer Stiftung gehört dem 
öffentlichen Rechte an, während die Gerichte nur über Pri\'atrechte 
entscheiden ùurften, mithin nur dann zu erkennen befugt waren, \ 
falls Jemand aus einer Stiftungsurkunde für sich Privatrechte abzu- 
lei ten beabsichtigte, die Existenz dieser Privatrechte aber von der 
vorgängigen Erledigung der Frage über den Zweck und demgemäss 
über den rechtlichen Charakter der Stiftung abhängig erschien. 
Die Verwaltung einer öffentlichen Zwecken dienenden Stiftung 
aber ist nur dann ein Privatrecht, falls sie als Consequenz des Eigen- 
thums am Stiftungsvermögen auftritt, d. h. falls die Stiftung keine 
jurÍstische Person bildet - denn in diesem FaIle ist sie- selbst Eigen- 
thümerin ihres Vermögens -, sondern nur ais ein modus zu bezeich- 
nen isf, der dem mit dem Eigenthum des Vermögens Bedachten vom 
Stifter auferlegt worden. 
Sobald aber der Staat oder die Kirche bei juristischen Personen 
d.n deren Vermögen Verwaltungsbefugnisse in Anspruch nimmt, 
liegt der Grund in dem Hoheitsrechte des Staates einerseits, in der 
bischöflichen Jurisdiction andererseits, also in Befugnissen, welche 
ùem öffentlichen Rechte ihr Dasein verdanken, öffentlich - rechtliche 
sind, und somit nicht der richterIichen Beurtheilung unterlicgen 
dürfen. Da aber der rechtliche Charakter einer mit juristischer Per- 
sönlichkeit begabten Stiftung für die privatrechtliche Frage des Eigen- 
thums an ihrem \T ermögen, wie wir gesehen und \reiter unten aus- 
führlicher zu erörtern haben, völlig irrelevant, yieimehr nur für die 
öffentlich-rechtliche Befugniss der Yerwaitung - ob ùiese ùem Staate 
oder der Kirche zustehe - präjudicirlich ist, so muss auch ein Streit 
über dens eIben, ais über eine 
Iaterie des öffentlichen Rechtes, mit- 


Friedberg, Dcr St3.at u. ù. Kircht'. 
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hin ausserhalb der Zuständigkeit der Gerichte [allend angesehen 
werden. 
Die Competenz der Gerichte konnte aber auch durch die Yer- 
ordnung von 1861 nicht erweitcrt werden, da es dazu eines Ge- 
setzes bedurft haben würde I). 


I) Es er
cheint yon Interesse dagegen die :Moti\"e zu betrachten, au
 
welch en die badischen Gerichte zu dem Ergebniss ihrer Zuständigkeit ge- 
kommen sind: 'Vir führen die in der Denkschr. des kath. Oberstif- 
tun g s rat he., citirten auf. 
Kreis- und Hofgericht Freiburg: Erk. v. 2..}. April 1868: 
,,1'\ ach Inhalt dieser landesherrlichen Verordnung, welche nach yor- 
gängiger Verständigung mit der Kirchen behörde erlassen worden ist, k ann 
es wohl keinem begründeten Zweifel unterliegen, dass in Fällen, 
wo zwischen der Kirchenbehörde eiuerseits und den betreffenden Staats- 
verwaltungen andererseits über die rechtliche K atur einer Stiftung und über 
das damit zusammenhängende Recht der Verwaltung gestritten und eine 
gütliche Vereinbarung nicht erzielt wird, der bürgerliche Richter den 
Streit zu entscheiden hat und dass hiebei folgeweise auch die 
Befugniss, die Stiftung zu verwalten und deren Eil1künfte zu 
den stiftungsgemässen Zwecken zu verwenden, in den Bereich 
der richterlichen El1tscheidung gezogen wird, da nach Ansicht 
des G e set z e s v 0 m 9. 0 c t. 1860 j en e Be r e c h t i gun g au sse h Ii e s s Ii c h 
von der kirchlichen oder weltlichen Natur des betreffenden 
Stiftungsvermögens abhängt. - Annalen XXXIII. S. 135. 318. 

lit Recht hat daher das 1. Instanzgericht die gegen Klage auf An- 
erkennung der kirchlichen Natur der YOIl Reischach'schen Stiftung yor- 
geschützte Einrede der Unzuståndigkeit. der bürgerlichen Gerichte als un- 
begründet vcrworfen." - 


Appellationssenat zu Freiburg: Erk. yom 7. September 1869: 
"Soyiel ist unbestritten und ergibt sich aus S 20 der Verfassungs-Urkunde 
und 
 10 des Gesetzes yom 9. October 1860 nebst der Vollzugsverordnung 
yom 20. Kovember 1861, dass das Vermögen der kirchIichen Stif- 
tun g e n ins 0 w e i t Y e r m ö g end e r K ire h e i m A II gem e i n en, d. i. de r 
ganzen Corporation ist f als dasselbe seinem Stiftungszweckc 
gemäss nur für die Kirche vcrwendet und diesem Zwecke nicht 
entzogen werden darf. 
Hat nun ein f'resetL: der K.irche entweder allcin oder gemcinsam mit 
dem Staate ein Aufsichb- oder Verwaltungsrecht zugestanden, so hat diess 
seinen Ursprung nicht in dieser erst jüngst kund gegebenen 
,y i II ens e r k I ä run g de r S t a a t s g e waIt, son d ern in de r s e i t J a h r- 
hunderten anerkannten V
Imögensnihigkeit der Kirche in Be- 
treff des ihr gehörigen oder kirchlichen Bedürfnissen gewid- 
met en Guts, welch' letzteres ebenfalls unter den Begriff von 
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Somit ergiebt der Sinn des S 21 durchaus kein unseren bis- 
herigen Erörterungen zuwiderlaufendes Resultat. 


Kirchengut (patrimonium ecclèsiae) fällt (Grolmann, Kirchenrecht, 
2. Auflage. 
 168. Seite 182). 
\Vill nun die Kirche in einem Streite die kirchliche Katur 
einer Stiftung, d. h. deren Zugehörigkeit zum Kirchengute im 
Allgemeinen anerkannt wissen, so steht nicht ein erst durch 
die betreffenden Gesetze geschaffenes öffentliches Recht, son- 
dern ein schon längst bestandenes privatrechtliches Verhält- 
niss der Kirche als einer Vermögen besitzenden, vom Staate 
anerkannten juristischen oder moralischen Person (Corpora- 
tion) in Frage, wobei auch noch die Befugniss, die Erträgnisse der Stif- 
tung zu clem betreffenden Zwecke zu verwenden, in Betracht kommt. An- 
nalen XXXIII. S. 13+-133. 
Die hier angerufene richterliehe Entseheidung bezieht sieh zunächst auf 
-die Frage, 0 b die Stiftung eine kirchliche sei; das geltend gemachte Ver- 
waltungsreeht ist nur eine Folge und es kann desshalb die von dem be- 
klagten Theile angerufene Entseheidung de
 höehsten Geriehtshofes in An- 
nalen XXX, S. 240 ff. nieht hieher gezogen werden. 
Abgesehen von der obigen, mehr auf allgemeine Rechtsgrundsiitze ge- 
stützten Ausführung über die privatrechtliche N atur des Streitverhältnisses 
ist besonders noch diese Zuständigkeit der bürgerliehen Ge- 
richte in 
 21 der mehrgedachten landesherrliehen Vollzugs- 
'Verordnung für den yorliegenden Fall anerkannt und Iiegt 
hierin ein gesetzlicher Ausspruch, da diese Verordnung nach 

 66 der Verfassungsurkunde, ohne gemäss 
 67 Beanstandung 
Seitens der Landstände zu finden, erlassen wurde, somit aueh 
fiir die Geriehte reehtsverbindlich ist (Stabel, Vortrãge S. 24-27). 
Dass hier der in 
 21 fraglieher Verordnung vorgesehene Fall vorliegt, 
weIdler sich zur Herbeiführung einer richterlichen Entseheidung eignet, 
lässt sich nieht bezweifeIn, wesshalb in jeder Beziehung die Zu- 
ständigkeit der bürgerlichen Gerichte für begründet zu er- 
a c h ten war... 


Oberhofgerich t: Erk. yom 20. September 1869: 
,,'Vas zunåehst die riehterliehe Zuständigkeit betrifH, welche 
in den frühern In
tanzen von keiner Seite beanstandet war und erst in der 
mündlichen Verhandiung des Ietzten Rechtszugs von dem Vertreter des 
'Ûberappellatischen Theils bestritten worden ist, soh at s i e h de r G e r i e h t s- 
11 0 f n i c h t y era n I ass t g e fun den, v 0 n s e i n e r b ish e rig e n P r a xis 
abzugehen. 
"\Yenn auch in der yorliegenden Saehe nach clem Klaggesueh zunäch
t 
zu erörtern kommt, ob das in Anspruch genommene Kapital von 5000 fl. 
als Bestandtheil einer kirchlichen oder weltlichen Stiftung anzusehen uncI 
demgemiiss der Verwaltung der Stiftungseommi'ìsion und des Ober
tiftungs- 
II* 
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Noch wird aber die andere V orschrift desselben Paragraphen
 
dass bei Streit liber den rechtlichen Charakter einer Stiftung vorder- 


raths, oder aber des Orts- und Oberschulraths zu übergeben sei, so handelt 
es sieh hiebei unci in Fällen gleicher Art doch nieht lediglich um die Frage, 
ob diese oder jene Staatsbehörde die gewöhnlichen Venvaltungshandlungen 
auszuüben habe, sondern die Entscheidung greift in die Eigen- 
thumsrechte ein, betrifft somit einen Gegenstand des bürger- 
Ii c hen R e c h t s. 
In 
 10 des Gesetzes vom 9. October 1860 und ùer zu dessen Einfüh- 
rung im Einverståndniss mit dem Erzbischof erIassenen Verordnung vom 
20. :November 186 list zwar nur von V e r w a 1 tun g des kirchlichen Ver- 
mögens die Rede, letztere begreift aber hierunter nach ausùrück- 
licher Bestimmung sowohl die Erhaltung a1s die stiftungs- 
gemässe Verwendung dieses Vermögens (
 17), ferner dessen an 
gewisse Voraussetzung gebundene Veräusserung (
 16}, endlich 
dessen rechtliche Vertretung (9 II Abs.3), somit aIle bei solchen 
juristischen Person en überhaupt statthaften eigenthumsrecht- 
lichen Dispositionen, hinsichtlich deren die Stiftung, je nachdem sic- 
als eine kirchliche oder als eine weltliche L.U betrachten ist, durch Behörden 
von überwiegend kirchlichem oder welt1ichem Charakter repräsentirt wird. 
Diesen allgemeinen Grundsätzen entsprechend weist 
 21 
der Verordnung yon 1861 in solchen Fällen die Entscheidung 
über den Besitzstand so,,,"oh1 als über den Rechtsstand an den 
R i c h t e r, indem derselbe ausdrücklich verfügt, dass hinsichtlich der Frage, 
ob Stiftungen als weltIiche oder kirchIiche zu betrachten seien, vorderhand 
der gegenwärtige Besitzstand unverändert bleiben solIe, bis über Verände- 
rung das Einvernehmell zwischen der Staats- und Kirchenbehörde oder ge- 
eigneten Falls richterliche Entscheidung herbeigefiihrt worden ist. 
Die gegentheilige Ansicht, ùass solche Fragen überhaupt 
sich nicht für den Richter eignen, ist mit dieser Bestimmun
 
g a n z un y ere i n bar; unter clem "geeigneten FaIle" ist vielmehr nach clem 
ganzen Zu
ammenhange und dem Zwecke der auf eine Verständigung mit 
der Kirchenhehörde beruhenden Verordnung der Fall zu verstehen, wo es 
nieht gelungen ist, jenes Einvernehmen herbeizuführen, somit nur in dem 
Richterspruche eine fiir beide Theile bindende Entscheidung zu t1nc.len war. 
Die richterIiche Zuständigkeit erscheint daher als durch- 
au s beg r ü n d e t." 


Oberhofgericht: Erk. vom 7. Februar 18G7: 
" 'Vas z u v ö r d e r s t die F rag e , 0 b die b ü r g e rl i c hen G e ri c h t e 
J;ur Entscheidung des vorIiegenden Rechtsstreits zuståndig sind, 
betrifft, so ist dieselbe zu bejahen, weil die L.um VollL.ug des 
 10 
des Gesetzes vom 9. October 1860 auf Grund der Verst
indigung mit der 
Kirchenbehörde erlassene. Verordnung vom 20. Xovemher 1861 die Verwal- 
tung des katholischen Kirchenvermögcns betreffend, in 
 21 die Entschei- 



Das kirchliche Vermögen und das Stiftungsgesetz. 


16 5 


hand der Besitzstand erhalten bleiben müsse, einer kurzen Erläute- 
rung bedürfen. 


dung der Frage, ob Stiftungen als weltliche oder kirchliche zu betrachten 
seien, geeigneten Falls yor die Gerichte yerweist un d w (; i 1 in de r T hat 
eine Befugniss privatrechtlicher Natur in soferne im Streit 
liegt, als es sich urn Entscheidung der Frage über die recht- 
liche Natur der Stiftung handelt, wovon nach dem angefühl'ten 
Gesetze das Recllt zu deren Verwaltung abhängig gemacht ist, 
welches bei Stiftungen eine grössere Tragweite hat, die Er- 
t r ä g n i sse de r s e I b e n z u den S tift u n g s z w e c ken z u v e r wen den. " 
Das Kreisgericht zu Villingen: Erk. vom 7. September 1868: 
"Steht nun die kirchliche Natur der .l\Iötz's.chen Stiftung 
fest, so kommen der Kirche auch unzweifelhaft wesentliche 
und zwar Privatrechte an derselben zu. Ganz abgesehen von der 
Frage, ob nicht die Kirche das Eigenthumsrecht hat, so ist ihr in S 10 des 
Gesetzes vom 9. October 1860 die Leitung über die Verwaltung derselben 
.eingeräumt, worin die Befugniss inbegriffen ist, über das Vermögen der Stif- 
tung nach dem Stiftungszweck zu verfügen, und zu verhüten, dass es diesem 
Zwecke, d. h. dem Bedürfnisse der Kirche entzogen wird. 
Kicht weniger hat 
ie Kirche ein Interesse daran, dieses den Bedürf- 
nissen derselben gewidmete Vermögen an sich heran zu ziehen und ihre 
Rechte gcrichtlich zu verfolgen. In diesem Sinne haben auch die 
beiden Intere?senten: Staat und Kirche jenes der letztern ge- 
setzlich eingeråumte Verwaltungsrecht als ein Privatrecht auf- 
gefasst, indem sie in der zum VolLmg des 9 10 des angefiihrten Gesetzes 
erlassencn Verordnung vom 20. November 1861 geeign eten Falls, d. h. 
wenn ein Einvernehmen unter ihnen nicht zu Stande komll1en soIlte, die 
Frage, wem die Verwaltung einer Stiftung zustehe, richter- 
lic her En ts cheid un g an heill1 z u ge b en ü berein ge ko mmen si nd." 
Appellationsscl}at zu Constanz: Erk. vom 3. September 1869: 
"Nach 
 10 des Gesetzes vom 9. October 1860 solI das Vermögen, ,,'el- 
ches den kirchlichen Bedürfnissen gewidmet ist, unbeschadet anderer An- 
ordnungen durch die Stifter, unter gemeinsamer Leitung der Kirche und de
 
Staates verwaltet werden. 
Die angezogene Gesetzesbestiml11ung knüpft das Recht der gemeinsamen 
Verwaltung lediglich an den K achweis, dass das betreffende Vermögen stif. 
tungsgemåss bestimmten kirchlichen Zwecken gewidmet sei. 
Einer weitern Nachweisung bedarf es für die Kirche nicht, um das in 
'Gemeinschaft ll1it dem Staate auszuübende Recht der Verwaltung bean- 
spruchen zu können. 
Kamentlich bedarf es für die l<'irche nicht noch eines Nachweises des 
Eigenthums an dem betreffcnden Yermögcn, indem man, wie sich aus den 
Regierungsmotiven und dem Commissionsbericht del' II. Kammer zu ein- 
1;angscrwähntem Gesetze crgibt, die Frage, wer Eigenthümer des für kirch- 
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Diese Anordnung steht in unmittelbarer Verbinc1ung n1it der so 
eben besprochenen. Demnach hat sie lediglich die Bedeutung, dass, 


Hche Zwecke gewidmeten Vermögens sei, im gesetL:gebenden \Vege nicht 
- t::ntschieden hat und auch nicht entscheiden wollte. 

 ach 
 21 der zum V ollzug des 
 10 des Gesetzes yom 9. October 
1860 erlassenen landesherrlichen Verordnung yom 20. 
ovember 1861 über 
die Verwaltung des katholischen K.irchenvermögens wird die Frage, ob 
Stift ungen als weltliche oder kirchliche zu betrachten seien, soferll darüber 
Streit entsteht, "geeigneten Falls" der richterlichen Elltscheidung 
u n t e r s tell t. " 


Kreis- und Hofgericht Freiburg: Erk. yom 2{. April 1868: 
,,\\T as zuvörderst die Gerichtsbarkeit der bürgerlichcn Gcrichte in dcr 
vorwiirfigèn Streitsache betrifft, so i<;t hiefür die auf vorg
lngige Verständi- 
gung mit dem Herrn Erzbischof zu Freiburg über die Verwaltung des den I 
kirchlichen Bedürfnissen gewidmeten Vermögens zum VolL1;ug des 
 10 des 
G-c
etzes yom 9. October 1860 unterm :20. X ovembcr crlassene landesherr- 
liche Verordllung (
 21) maassgebend, wonach hinsichtlich der Frage, ob 
Stiftungen als weltliche oder kirchliche zu betrachten seien, vorderhand der 
gegenw
lrtige Be<;itL:stand unverändert bleibt, bi:; über Veränderungen das 
Ei
vernehmen Lwi
chen cler Staat
- und Kirchenbehönle 0 d erg e e i g net e n 
Fall s e i n c r i c h t e rl i c h e En t s c h e i dun g her be i g e f ü h r two r den is t. 
E ins 0 1 c her Fall Ii e g t hie r v 0 r, nachdem, \Vie in der KJage bc- 
hauptet winl, trotz der Einsprache der Kirchenbehörde clas GrossherLogl. 
)1inisterium des Innern durch den Verwaltungsbeamten Eckard cler katho- 
li
chen Stiftungscommission in St. Peter sämmtliche K.apitaliell hat weg- 
nehmen und dem Ortsschulrathe daselbst einh:indigen lassen - we1ches ein- 
seitige V orschreiten mit cler Bestimmung in 
 :21 der besagten V 0117 ugsver- 
ordnllng yom 20. )Iovemher 1861, wodurch eine derartige Streitsache unter 
den obwaltenden Verhältnis<;cn Lum gerichtlichen Au..;trag yerwiescn wird, 
nicht vereinbarIich er
cheint." ' 


Kreis- und Hofgericht Karlsruhe: Erk. vom 2. 
o\.ember 1867: 
"Zur Entscheidung hicrüber (über die erhobene Klage) sind die Gerichte 
Luständig, denn - bestritten i<;t, wem die Verwaltung über den sog. Schul- 
fond Lusteht, ob nämlich, weil dieses Vermögen als kirchlicher Fond zu be- 
trachten i
t, cler nach GesetL yom 9. October 1860 und VOll/t.lgsverordnung 
hiezu yom 20. 
oYember 1861 au(
e:,tellten Behörde für kirchliche Fond
 
oder ob, weil er ein Ortsschulfond i"it, cler nach G-e"ietL vom 2<). J uli 1864 
und Volllugsverordnung hieLu vom 30. Augu<;t 1864 fiir Verwaltung soIcher 
Schulfonds eingesetzten Behi)rde. 
Diese Frage erscheint aber der 
atur der Sache nach als 
cine reine Justizsache, denn bei dem anerkannten Charakter 
<ler kirchlichen milden und frommen Stiftungen als Privatgut 
(vergl. die 

 63 und 65 des Reichsdeputationshaupbchlusses; KlüLer, uffcnt- 
Jiches Recht de<; dcut"ichen Bnndes; und 
 q ùes en-ten Con st.-Edicts yon 
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wenn der Zweck und somit der rechtliche Charakter einer Stiftung 
zweifelhaft sei, bis zur Vereinbarung oder eventuell einer z'n gæig- 


18oï), gehört auch die im einzelnen Fall bestrittene Frage', o:b 
auf Grund vermögensrechtlicher Ansprüche an eine Stiftung 
die aus einer Folgerung aus letzterer sich ergebende Berech- 
tigung zur Verwaltung der Kirche zusteht oder nicht, dem 
P ri va tr e c h tan, und ist nach 
 1 der Processordnung von den bürger- 
lichen Gerichten zu ent'icheiden, wie diess auch ausdrücldich die auf Grund 
der Verständigung mit der Kirchenbehörde erlassene allerhöchste Verord- 
nung vom 20. :November 1861 in 9 21 anerkennt." 
VgI. auch die Abhandlung vom Oberhofgerichtsrath Betzinger in 
Arch. f. kath. KR. N. F. 16, 30-1- ff. - Ueberall liegt die falsche Auf- 
fassung zu Grunde, die Verwaltungsbefugni'ise der Kirche aus ihrem Eigen- 
thume, also einem privatrechtlichen Titel abzuleiten, während sie gar kein 
Eigenthum an den Stiftungsfonds hat (worüber weiter untell uoch ausfUhr- 
Hcher). Ferner tritt uns überall eine missverständliche Auffassung der Ver- 
einbarung yon 1861 und des 
 21 der Verordnung vom 20. .Noveri1ber 
entgegen, wa,; allerdings, da die :\Iaterialien der ersteren nicht publicirt 
waren, und die Fassung des letzteren schlecht gewählt war, erklärlich 
genug erscheint. Uebrigens ist zu bemerken, dass die badischen Gerichte 
und so auch das Oberhofgericht früher eine andere Rechtsauffas
ung ge- 
hegt hatten. 
Vgl. namentlich ErIc des Oberhofgerichts v. J. 186+ in 
achen 
der Gerrleinden G e 11 g e n b a c h, G e r mer s b a c h, 0 hIs b a c h, Rei c hen b a c h 
und S c h w a i b a c h gegen die Kirch "'pielsgemeinde G e n g e n b a c h. 
Hier wurde ausgesprochen: 
"Die Befugniss zur Verwaltung einer Pfriillde, mithin einer öffentlichell 
Stiftung, ist kein Gegenstand des bürgerlichen Rechts. Kein dem Krei;.;c 
dieses Rechts angehöriges Gesetz regelt diese Befugniss. Ihre Ausübung ist 
unter die Gebote des öffentlichen Rechts gestellt. Oeffentlich rechtlichc 
N ormen f seien 
ie - wie in früherer Zeit geschehen war - von der Kirche, 
seien sie yom Staate, seien sie yon beiden ausgegangen, gaben und geben 
über die Verwaltung des Pfründvermögens :\Iaass. 
Selbst besondere Bestimmungen, welche der Stifter einer Pfründe hin- 
sichtlich der Verwaltung des Vermögens derselben abweichend yon den ge- 
meinen Regeln über die Verwaltung des Pfründvermögens macht, unterstehell 
daher dem Schutl:e des öffelltlichen Rechts." 
Schon die zweite Instanl: hatte in ihrem U rtheile yom I I. 1'Iärz 1864- 
erkannt: 
"Der St. Erhardsfond ist nach Lweck und Gegenstand eine rein kirch- 
Hche Stiftung und die Frage wie und yon wem das Vermögen solcher Stif- 
tungen verwaltet winl, gehört nach der N atur der Sache und nach den be- 
stehenden Gesetzen und Verordnungen in das Gebiet des öffentlichen Rechts, 
auf welches sich nach 9 1 der Proz.-Ord. die ZU"5tändigkeit der bürgerlichen 
Gerichte nicht erstreckt." Vgl. Annalen XXX. page 236-243. - 
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lle/ell Fällcll cintrctenden gerichtIichen Entscheidung der gcgenwärti
.(. 
Besitzstand aufrecht erhalten bleiben solIe. Daraus foIgt daun 111it 
Nothwendigkeit, dass auch der augenblickliche rechtIiche Charaktèr 
der Stiftung, der ja relativ immer bestimn1t ist, beibehalten und 
delngen1äss die Yerwaltung festgestelIt werden muss. 
Die Bestimmung konnte also unlnöglich den Sinn haben, wel- 
chen die Freiburger Curie ihr unterlegte, dass falIs der rechtliche 
Charakter der Stiftung von ihr für zweifelhaft ausgegeben werde, 
obgleich der Zweck derselben unzweifelhaft sei, der Oberstiftungsrath 
die Yerwaltung so lange fortführen müsse bis das Gericht auf An- 
rufen des Staates oder der K.irchc entschieden habe. · 
Das war einmal rechtlich unmöglich, da das Gericht in dieseu1 
FaIle gar nicht competent war, und beruhte andererseits auf einer 
gänzlichcn Yerkennung der Stellung des Oberstiftungsrathes, der ja 
diejenigen weltlichen Stiftung-en, welche ihn1 durch die landesherr- 
Yerordnung VOln I. Dezember 1862 überwiesen waren, lediglich in1 
Kamen und Auf trag des Staates verwaltete, mithin den weltlichen 
Besitzstand derselben in gleicher \Veise aufrecht erhieIt, als wenn cr 
elne rei n weltliche Behörde gewesen wäre. 
Stellt sich nun so der Sinn der \
 erordnung v. 20. Noven1her 
1861 auf das KJarste heraus, so soH doch nicht geleugnet "'erden, 


Auch 
Iinoritäts'.ota wurden in der Folgezeit abgegeben; "gl. cin solches 
vom 7. Februar 186ï Annalen XXXII, 138: 
"Es handelt sich von einer Stiftung zu religiösen resp. milden Zweckcn, 
für die Gemeinde Dillendorf: es wird kein privatrechtlicher Anspruch auf 
Eigcnthum oder Genuss dieser Stiftung erhoben, sondern der Streit.....wird 
lediglich über die Frage geführt, d urch welchc Behörde die Stiftung 
zu verwalten resp. zu beaufsichtigen ist, also wer die öffentlichen 
Zwecke dieser Stiftung auszuführen und deren Ausführung zu überwachen hat. 
Der Gegenstand des Sh-eitcs ist daher öfTentlich rechtlicher K atur und 
ebenso fehlt es an eincr Pro,lCsspartei. 
Der katholische Oberstiftungsrath und der Grossh. Verwaltungshof han- 
deln entweder im eigenell N amen oder im N amen der Stiftung. 1m ersten 
FaIle feh1t es offen bar an ciner privatrecht1ichen Partci und im zweiten wåre 
die Stiftung zugleich KHigcrin und Beklagte, was processualisch ,unm()glich 
ist und zu der Consequenl: führen müsstc, da
!-' die Stiftung in jedem Fal1e 
sicgen und unterliegen resp. die Kosten des Streitcs tragen müsste." 
Dem entspricht auch die Praxis anderer Gcrichtshöfe '-gl. E de des 
Ober-Trihunals '-. Stuttgart \r. 16. April 18-t-ï, Seuffert Arclziv 4, .P-t-. 
- Eine Kritik d
r zuletl:t von den badi'ichen Gerichten befolgten Pra
is 
auch im Komm. 13er. des Dr. Grimm, Beil. z. Protok. der 38. Sitz. d. 
II. K. v. 21. Dez. 1869. S. 68 f. 
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dass die mannigfachen Conflicte der spåteren Zeit, der falsche \Veg, 
den die badischen Gerichte einschlugen, zun1 grossen Theil durch 
die mangelhafte Fassung der Yerordnung mit veranlasst wurden. 
\Vir heben einige der hauptsächlichsten FäIIe heraus, in denen 
die Interpretationsversuche von Curie und Regierung auf einander 
stiessen. 


Der von deln Cardinal Fürstbischof von Schönborn in1 Jåhre 
17 2 9 errichtete TraÙenfond in Bruchsal war, wie der Bericht des katho- 
lischen Oberstiftungsrathes v. 10. l\Iärz 1866 ausführte, zur Erziehung 
anner \Vaisen des vormaligen Hochstifts Speier bestimn1t; zu diesen1 
Zwecke errichtete der Fürstbischof von Stirum im Jahre lïï6 ein 
eigenes \Vaisenhaus, weIches jedoch von1 letzten Fürstbischofe \V i 1- 
de rich im Jahre 1797 wieder aufgehoben wurde, worauf 9ie K.inde r , 
wie das schon bis zum Jahre 1776 der Fall gewesen war, Falnilien 
zur Erziehung übergeben wurden. Unter der badischen Regierung 
wurden die Erträgnisse des durch das zehnte Organisationsedict be- 
stätigten Fonds zur Zahlung von Erziehungskosten und Lehrgeldern 
für katholische Waisenkinder aus vormals speierischen Ortschaften 
verwendet. 
In Folge die8er Sachlage trug der Oberstiftungsrath kein Be- 
denken, die Verwaltung der Stiftung als einer weltlichen dem Ver- 
waltungshofe zu übertragen, aber unter der bestin1mten Bedingung, 
dass der katholische Charakter der Stiftung Seitens der Regierung 

usdrücklich anerkannt werde I). 
Das erzbischöfliche Ordinariat theiIte jedoch die Rechtsansicht 
des Oberstiftungsrathes l1icht; vielmehr versuchte es in seinem Be- 
.3chlusse vom 21.' Juni 1866 auszuführen, dass der \Vaisenfond eine 
kirchliche Stiftung sei. Denn derselbe habe den Zweck, arme katho- 
lische \Vaisen unter kirchlicher L<:itung zu erziehen, er sei von den 
letzten Bischöfen von Speier als Ordinarii von Bruchsal und den 
hochstiftischen Orten aus kirchlichen l\Iitteln, zu welchen auch das 
bischöfliche Tafelgut gehöre, gegründet, und habe unter bischöflicher 
Leitung und der Yenvaltung einer kirchlichen COlnmission gestaI:den. 
Die Obsorge über die \Vaisen der AnstaIt sei stiftungsgelnäss deln 
katholischen Hofpfarrer in B r ù c h sa 1 anvertraut gewesen, und endlich 
sei die Stiftung ab eine kirchliche von1 Papste bestätigt worden. 


I) cit. Bericht dec; Oberstiftungsrathes. 
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Nichtsdestoweniger sei da; Orùinariat die Stiftung dem Ver- 
waltungshofe unterstellen zu lassen geneigt, aber nur unter der Y or- 
aussetzung, dass die - evangelische \Vaisenstiftung in B r u c h s a I dies 

chicksal theile und mit der Bedingung: 
I) dass dÙse Sliflung als J.:alhoIÙche erhalleJl blezoe, dass /erner 
Ùl Bruchsal aus den J1IzïlelJl dÙ:ses Fonds das dorl so er/orderliche, 
katholÙche TVaÚenhalls 'it'z"eder errl'chld 'lverde Ulld eÙle ähllHche EÙl- 
richtllng erhalle, Wle dù: unserer Aufsichl ullterslehenden, so segols- 
rez"ch wlJckendell TVaÚenhå"user (s. g. Ar1lle71kÙlderhäuser)
. 
2) dass 111lS die elltsprechende J1nïwirÁ'1I1lg bei der Lelïullg der 
Anstalt behllfs der kalholisch - religÛjs-szïlHchen Erziehung, sowÙ: bei 
der 
 Verwallung des FOlldsz'erljzögellS behtifs dessen sliftullgsgemå"sser 
Erhallul1g 1I1ld Ver'lt'elldullg eÙ1gerå"1I1llt werde
. 
3) dass dem z"n der Sliftllng genallnten kalholÚchen Hofpfarrer 
Z'Oll Bruchsal dÙ niichsle Obsorge über dù: .Ei'ziehllllg tier JVaisell- 
A'/nder 'l!orbehallell blezoe lIud er bei der localen Verwallzl1zg des FondS' 
JJlzï'iL'ir k{'. 
Das 
Iinisterium war nicht geneigt, die rechtliche Ausführung 
des Ordinariates anzuerkennen. Yielmehr ging es In it Recht von 
der Ansicht aus, class der weltliche Charakter der Stiftung sich schon 
aus ihrer Errichtung durch den Fürstbischof in seiner Eigenschaft 
als Landesherr ergebe, und 
ie entnahm das den1 Umstande, dass 
derselbe verschiedene staatliche Gefälle wie Strafgelder, Taxen, Siegel- 
gebühren der Stiftung als Einnahmequelle zugewiesen hatte. 
Selbst der confessionelle Charakter der Stiftung stand nicht ur- 
kundHch fest, wenngleich die J{atholiken sich in1 Besitze fanden. 
1\Iit dem unzweifelhaft weltlichen vom Oberstiftungsrath selbst 
als solchen anerkannten Charakter entfiel aber dem Ordinariate jede 
Berechtigung. den U ebergang der Verwaltung von den1 Oberstif- 
tungsrath, der sie N amens ùes StaÇltes geführt hatte, auf eine andere 
staatliche Behörde an Bedingungen zu knüpfen. 
Dahingehend sprach sich denn auch die Entscheidung des l\fi- 
nisteriums v. 9. August 1866 aus, unter gleichzeitiger Anerkennung 
des katholischen Charakters der Stiftung, unel auch die Staats- 
ministerial- Entschliessung v. 27. October 1866 verblieb bei ùiesen1 
Beschlusse auf Grund der schon oben von uns charakterisirtcn Rechts- 
auffassung, we1che auch die erneuten Ausführungen des Ordinariates 
nicht hatten erschüttern konnen. 
Uebrigens versuchte nachträglich auch noeh der Oberstiftungs- 
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rath die Aushändigung der Stiftung von Bedingungen abhängig zu 
machen, zu deren Aufstellung er nicht befugt zu erachten war. Der 
l\linisterialerlass v. 8. Februar 1867 rectificirte daher die genannte 
Behörde I). 
--- 


Ganz ähn1ich verhieIt es sich mit dem barmherzigen Schzveslern- 
fond in BruchsaI. 
In der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts, noch unter den 
V orfahren des Fürstbischofs von S t i rum war nämlich eine Summe 
ausgesetzt worden, aus welcher, falls sie zureichend wäre, in einer 
eigenen unci schicklichen Behausung in Bruchsal ein Frauenkloster 
errichtet und unterhalten werden sollte, mit dem doppelten Zwecke 
des Unterrichts der weiblichen Jugend und der Verpflegung weib- 
1icher I{ranker. 
Diese Stiftung 1m Betrage von ungefähr 3000 Fl. kam jedoch 
der mangelnden ::\Tittel wegen nicht zur AusfÜhrung. Später Ï1n 
Jahre 1782 \Vies der Fürstbischof August Graf von Limburg- 
Stirum der s. Z. unirten aus früheren milden Stiftungen gebildeten 
l{asse den Betrag von 6000 Fl. zu, ciamit dieselben mit den von 
friiher her vorhandenen 3000 Fl. zur Errichtung eines Frauenklosters 
in Bruchsal, aber n u r für Verpflegung armer kranker Frauen ver- 
wendet würùen. 
In seinem Testamente v. 26. Februar 1783 setzte der genannte 
Stifter dann noch neben anderen wohlthätigen Anstalten das zu 
Bruchsal fundirte barnlherzige Brüderspital uncI das noch zu er- 
richtende Frauenkloster fÜr Verpflegung arn1er kranker \Veibsperso- 
nen zu Erben ein. 
Dies Frauenkloster war aber dennoch nicht zu Stande gekom- 
111en, unù erst im Jahre 1837 gelangte das Spital ùer barn1herzigen 
Schwestern zur Ausführung 2 ), nachdem das l\Iinisterium bei Gelegen- 
heit der Auseinandersetzung des unirten Fonds mit ErIa3s v. 2. l\lai 


I) Beilage cry. 
2) UncI zwar wurde demselben eine Abtheilung in dem barmherÛgen 
Brüderspital gegen Entrichtung eines jãhrlichen 
IiethÚnses angewiesen. Die 
_-\ufsicht über beide Krankenanstalten führte eine s. Z. von der katholischen 
Kirehenscction ernannte Spitalcommission (Amtsvorstand, Amtsarzt, Stif- 
tungsverwalter und vier 
Iitglieder), die Führung des Haushaltes und die 
Verpflcgung der Kranken besorgte seit 1858 der Orden der bnll1her.tigen 
Seh western. 
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1837 einen gewissen Theil für die Yerpftegung armer weiblicher 
l{ranker ausgeschieden hatte I). 
Obgleich nun auch in c1iesenI FaIle der Oberstiftungsrath er- 
klärte, dass er fill' dell ldrchNchell Charakter der StiftZt1zg keine 
Grihlde gel/end machell kihl1le, so behauptete das Ordinariat doch 
(3. l\Iai 1866), dass die Stiftung, da sie stiftungsmässig eineHI Frauen- 
klostt;r, also einenI kirchlichen \T ereine gehöre, kirchlicher N atur pei, 
dass aber der Uebergang der '
erwaltung an den Verwaltungshof 
zugestanden werden könne, wenn die in der Vereinbarung des J ahres 
1861 aufgestellten Bedingungen eingehalten würden; auch wünschte 
das Ordinariat einen Theil der Einkünfte der Frauencongregation 
zunI heiligen Grabe zugewendet zu sehen, we1che in B r u c h s a I einE' 
l\Iãdchenschule leitete, einen anderen dem Bruchsaler lnstitut der 
barn1herzigen Schwestern. 
Die Regierung wies jedes Pactiren zurück 2), erklärte sich aber 
bereit, an die Stelle der jetzt fortgefallenen den1 Ordinariate durch 
das Abkonlnlen vom Jahre 1861 zugestandenen Befugnisse neue ge- 
währen zu wollen, wozu das Ordinariat seine Y orschläge machen 
möge. 
Dieses dagegen hielt hartnãckig an den1.Vertrage von 1861, dem 
eigenen \Yortlaut desselben entgegen, fest, und verlangte die \"or- 
gängige Anerkennung der Regierung, class die in1 Jahre 1861 dem 


I) Yon dem wciteren oben beæichneten Stiftungszweck "Unterricht der 
weiblichen Jugend" sollte Abstand genommen werden, weil aus der Rech. 
nungsuntersuchung sich crgab, dass das hiefür bestimmte Stiftungscapital ab- 
sorbirt war. Y gl. auch Vol z, Das Sþitalwesen und die Sþitá"ler des Gross- 
herzogth. Baden (Carlsrulle 1861) 312. Vgl. auch den Erlass der katholischen 
l<'irchensection an das Ordinariat yom 23. April 1841: "AIs in neuerer Zeit 
die Au
einandersetzung der unirten Kassc erfolgte und sich ein Revenuen- 
stand des barmherzigen Schwesternfonds von II 55 Fl. herausstellte f wurde 
durch eine besondere Commission die Erfüllung der beiden Stiftung!:izwecke 
in Berathung gezogetl, und yon der Stadt Bruchsal, welche schon lange 
100 Fl. jährIich flir die lndustriclehrerin bezogen hatte, auf einen weitcren 
Beitrag für den U nterricht der weiblichen J ugend verzichtet." 
2) Es lag dazu nicht die geringstc Veranlassung ,"or, da die 42,000 Fl. 
des Fonds lediglich dem YermäclÚniss des Fürstbischofs A ug u s t ent- 
stammten, ll1ithin nicht für Schulzwecke bestimmt waren. Dennoch erkEirte 
da
 :l'.linisterium (9. August 1866), dass es die Verwendung der Stiftungs- 
überschüsse zum Besten der katholischen weiblichcn Volksschule in Bruchsal 
[ür ganz angemessen erachte; "nur wird die Anregung dazu ,.on zustiindiger 
';eite auszugehen haben." 
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Ordinariate durch Vereinbarung zugestandenen Befugnisse, bis zum 
Eintritt einer neuen Vereinbarung erhalten bleiben müssten I). 
Damit wurde die l\Iöglichkeit jeder weiteren Unterhandlung aus- 
geschlossen. 


Der Landeshosþilaifond In Bruchsal war vom Fürstbischof 
Cardinal von Schönborn im Jahre 1723 zur Verpflegung alter 
armer katholischer Personen des Hochstifts Speier begründet, und 
in den Jahren 1723 - 1734 dazu ein eigenes Gebäude errichtet 
worden. 
Schon der Nachfolger des Stifters Cardinal von H u tten be- 
gann damit, einen Theil der Stiftungserträgnisse zu Armenunter- 
stützungen zu vertheilen, zumal in dem Anstaltsgebäude nur eine 
geringe Anzahl Pfründner Aufnahme finden konnte. Aus dies em 
Grunde verlegte Fürstbischof von Stirum das Pfründenhaus im Jahr
 
1776 nach Altenburg (jetzt Karlsdorf), und stellte dasselbe in 
seelsorgerlicher, polizeilicher und ökonomischer Beziehung unter die 
Aufsicht eines besonderen Geistlichen. 
Hier bestand die Anstalt bis zum Jahre 1817, \Yo sie von der 
l{irchen-l\linisterial-Section unter dem V orbehaIte und mit der Ab- 
sicht aufgehoben wurde, sie nach Trennung der unirten l{asse mit 
verãnderter Einrichtung wiederherzustellen. Bis ZUlU Jahre 1866 war 
indessen für die vViedereinrichtung des Pfründenhauses nichts ge- 
schehen. und es wurden seit dem Jahre 1817 die Revenuen des Fonds 
zur U nterstützung für katholische Arme aus den vormals speierischen 
Landen und zwar zuletzt in der vVeise verwendet, dass die Ver- 
mögensvenvaItung dem katholischen Oberkirchenrath unterstellt war, 
die U nterstützungen aber durch die Regierungen des U nter- und 
l\Iittel- Rheinkreises zur Vergebung gelangten. 
Gelnãss dieser thatsãchlichen Feststellung erkannte der Bericht 
des Oberstiftungsrathes v. 10. l\Iärz 1866 als Zweck der Pfründen- 
stiftung einen weltlichen an, aber die Behörde glaubte aUs dem 
Umstande, class der Fürstbischof von Stirum die Anstalt in der 
oben angegebenen Weise unter die Aufsicht eines Geistlichen gestellt 
hatte, ein l\Iitaufsichtsrecht der l{irche rechtfertigen zu können, wel- 
ches sich auf dem Wege verwirklichen lasse, dass entweder die Ver- 
waItung dem Oberstiftungsrathe verbleibe, oder aber deln betreffenden 


I) BeschL v. 7. Februar 186 7. 
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Ortsgeistlichen ein Recht zur l\Iitwirkung bei Yerwendung der Stif- 
tungsrevenuen eingerãun1t werde. 
Den1gel11äss suchte das erzbischöfliche Ordinariat an1 21. Juni 
,ausführlich die kirchliche 1\ atur der Stiftung zu begründen, da die- 
selbe als eine Diôcesananstalt vom Fürstbischofe begründct und unter 
geistliche Yerwaltung gestellt worden sei; wogegen das l\IinisteriunI 
(g. August 1866) die weltliche Ncltur der Stiftung nach Zweck und 
Besitzstand für unzweifelhaft erachtete, dieselbe als eine weltliche 
vom I.andesherrn errichtete Anstalt bezeichnete, und die zeitweise 
geistIiche Yerwaltung als für den rechtlichen Charakter der Stiftung 
ganz gleichgültig erklãrte, ebenso wie die Thãtigkeit barn1herziger 
.schwestern an \Yohlthãtigkeitsanstalten diesen kein kirchliches Ge- 
präge aufzudrücken \.ennôge. 
Darauf erwiderte das Ordinariat (6. September), dass es den 
Oberstiftungsrath zu erneutem Bericht aufgefordert habe, urn sich 

elbst über ùie Fiage schlüssig zu machen, ob inI vorliegenden Falle 
der Rechtsweg zu beschreiten sei; bis zur Erledigung dieser denI 
Oberstiftungsrathe gestellten Aufgabe lnöchte das l\Iinisteriun1 ge- 
rnäss S 21 der Yerordnung v. 20. November 1861 seine ,endgültige 
Entscheidung aufschieben, gleiGhzeitig aber die confessionell-katho- 
lische Eigenschaft der Stiftung anerkennen. 
Das l\IinisteriulTI lehnte (IS. September) das erstere Ansuchen 
.ab, und verhiess iiber dz"e Frage der Gellllssberechligullg sich auf 
Grund noch anzustellender Erhebungen demnãchst aussprechen zu 
wollen. 
Dicse letzteren 'Vorte interpretirte das Ordinariat sofort in dem 
Sinne, dass das l\IinisteriulTI Hoch gar nicht Über den Zweck der 
Stiftung hinreichend informirt, mithin nicht befugt sei, das in1 S 21 
der Yerordnung \'. 20. :r\ovember 1860 \.orgeschriebene EÙZ'i,'erlleh1llell 
vorz7lllehmell nnd dem Oberstiftungsrath die lediglich aus den1 Eigell- 
ihum abflz"essellde Yerwaltung dieses Fonds zu entziehen. 
Inzwischen erfolgte der erforderte Bericht des Oberstiftungs- 
Tathes at11 6. October. Derselbe 109 aus denI Un1stande, dass der 
}'ürstbischof die Pfarrer nIit dem Vorschlage zur Aufnahme in das 
Pfründenhaus beauftragt hatte I), den Schluss, class der Fürstbischof 
dabei in seiner Eigenschaft als Diöcesanbischof gehandelt habe, was 


I) Samml. d. bi
chöfl. speieri5chen Hirtenbricfc Y. Iï20-1786. 
S. 88. d. d. I j2f). 
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insofern gänzlich ungerechtfertigt erschien, als in den geistlichen 
Staaten zumal eine solche '"'" ermischung der staatlichen und kirch- 
lichen Befugnisse stattgefunden hatte, dass die Herrscher sich bei 
ihren einzelnen Maassnahmen kaum selbst klar wurden. in welcher 
Qualität sie thätig wurden. 
Ferner deducirte der Oberstiftungsrath in nicht minder unsicherer 
und unschlüssiger Weise, dass der Fürstbischof von Stirum, da er 
dem Hause eine geistliche '
erwaltung gegeben und dann Vermögen 
letztwillig zugewendet, das letztere n u r mit Berücksichtigung des 
ersteren - der geistlichen Yenyaltung des Hauses - gethan habe. 
Also: Post hoc; ergo propter hoc. . 
Das Ordinariat begleitete die Uebersendung des gedachten Be- 
richtes an das lVIinisterium mit einelli reichen Citatenschatz, der yon 
dem Evangelium Johannis bis zu dem III. badischen Organisations- 
Edict herabreichte. Allein das Staatsministerium erkannte am 3. No- 
vember, dass es bei der schon getroffenen Yerfügung sein Be\,.enden 
haben solIe. 
Damit beruhigte sich indessen die l{jrche nicht. U nter dem 
22. November brachte das Ordinariat dem l\Iinisteriun1 über die Ge- 
schichte der Stiftung l\r?"o'l'a bei I), die aber in der That von geringer 
Erheblichkeit waren, und dem 1\Iinisteriurn nur die Ueberzeugung 
von der confessioneU-katholischen Natur der Stiftung einflössten. 
Das sprach denn auch das Rescript vom 6. Dezember 1866 
unumwunden aus. 
Hatte aber so die Auseinandersetzung der factischen Sachlage 
nichts gefruchtet, so versuchte es das Ordinariat am 28. F ebruar 
1867 noch einmal Init der rechtlichen. 
Es that dar, dass die vorliegende wie die anderen Bruchsaler 
Stiftungen, deren wir bisher gedacht haben, katholische Districts- 
stiftungen seien, behauptete aber dann, dass die Verwaltung dieser 
nach S 6 der Yerordnung v. 20. Noven1ber 1861 einer katholischen 
Commi"sion zustehen müsse, was dort doch lediglich für k ire hI i c he 
Stiftungen (und katholische, und kirchliche Stiftungen waren keines- 
weges identisch) vorgeschrieben war. 
Die oben angeführte Aeusserung des l\Iinisteriun1s 2), die in- 
zwischen dUTch die erfolgte Anerkennung der confession ell- katho- 


I) Beilage CV. 
2) Siehe oben S. 174. 
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li
chen Eigenschaft des Fonds vollstän
1ig erledigt war, wurde mit 
unterstrichenen \Vorten und einer Interpretationsmethode, die bei fort- 
gesetzter Steigerung noch ungeahnte Ergebnisse hoffen liess, dahin 
umgedeutet, dass die Staatsbehörde die rechtliclle Natur des ÞÒllds 
noch llicht einer eingehendcn Priifu1/g ltnterzogell habe I). 
Die Regierung beantwortete die Forderungen, welche die kirch- 
liche Behörde an diese Erörterungen geknÜpft hatte, dan1it, dass sie 
den Verwaltungshof zu V orschlägen aufforderte (21. 1\Iärz 1867), in 
welcher \Veise die unlnittelbare Verwaltung der Districtsstiftungen 
einem nach l\Iaassgabe des S 10 der Verordnung v. 10. April 1833 
z
 bildendenden Verwaltungsrath Übertragen werden könne. 
Da Über die confessionelle Qualität dieser neuzuschaffenden 
Behörde keine Andeutungen gegeben waren, so wiederholte das 
Ordinariat seine Ausführungen, die aber erst durch das Stiftungs- 
gesetz Erledigung fanden. 


Ehe Wir auf diesen wichtigen Gesetzact übergehen, müssen wir 
noch einigen anderen \T orkommnissen unsere Aufmerksamkeit widmen. 
Die Bestimmungen cler 'Terordnung des Jahres 1863, welche die 
Verwaltung des weltlichen Stiftungsvennögens, wenn auch nur pro- 
visorisch, den Stiftungscommissionen übertrugen, errcgten nament1ich 
bei den Gemeinden, in wdchen reiche Spitalstiftungen bestanden, 
grosses Aergerniss, da nicht nur befürchtet wurde, dass der in den 
katholischen Stiftungscommissionen sehr mächtige klerikale Einfluss 
den öffentlichen Zuständen Überhaupt \Vie den Gemeinden und den 
Stiftungen selbst sehr nachtheilig sein wiirde, sondern auch be- 
hauptet wurde, dass die Städte selbst bisher Ï1n Besitz der Verwal- 
tung ihres Spitalvermögens gewesen seien 2). 


I) Eeilage CVI. 
2) In der 3 8 . SitL:ung der II. Kammer v. II. :\Iai 1866 hattc der Ab- 
geordnete Roder deswegen cine 
Iotion gestcllt (Stãndeverh. II. K. -J.. 
BeiJ.-H. S. 328- 332), welche es als Aufgabe der Gesetzgebung erachtete, 
class eine Begriffsbestimmung des weltlichen Stiftungsvermögens nöthigen- 
falls durch Aufstellung der nach den Zwecken ver
chiedenen Kategorien 
desselben gegeben und sodann festgestellt ,,'erde, wie und yon wem, in Er- 
mangelung darüber maassgebender Urkunden, dieses Vermögen f sei es durch 
die gewöhnliche politische Gemeindebehörde, sei es durch eine besondere 
Abtheilung derselben oder durch eine yon den Stiftungsintcressenten zu 
wãhlende Commission, zu verwa1ten sei. Die 
Iotion gelangte wegen Ver- 
tagung und Schlusses des L-andtages nicht zur Berathunr. 
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So nahmen namentlich die Städte Constanz und P fullenclorf 
die Verwaltung ihrer Spitäler für sich in Anspruch. 
Bezüglich der letzteren Stiftung ergab eine Untersuchung, dass 
die Stiftungsurkunde nicht mehr vorhanden, mithin ein stiftungs- 
mässiger Anspruch der Gemeinde auf die Verwaltung nicht zu be- 
gründen war, dagegen die \T erwaltung in der That - wofür die 
Beweise vom Jahre 1700 an datirten - durch von der Stadt be- 
stellte Pfleger geführt worden war, und dieser Zustand bis zu der 
durch Verordnung vom 21. November 1820 erfolgten Einführung der 
Stiftungsvorstände angedauert hatte. 
Demgemäss wurde durch l\linisterialerlass VOIn 28. lVlärz 1867 
dem Begehren der Gemeinde Folge geleistet, und gleichzeitig .Ver- 
fügung getroffen, dass als Ver'lvaltungsbehilrde ein Verwaltungsrath 
gebildet werde, beJtehend aus dem BÜrger1JleÙter, der den Vorszlz 
führt, aus zwei 7.Jom Ge1lleinderath aus seiner Mz'tte auf die geselz- 
liehe Amtsdauer und aus zwei 'l'O1ll grosseJl Aussehuss aus der Bi{rger- 
sehaft auf seehs '.Jahre gewå'hlten i1fitgliederll. 
.Die Verwaltung ist auf Grund eines jå'hrIÙ:h aufzustellendell 
und VOll dem Gr. Verwaltungshof Zlt genehmigenden Voransehlags 
und im Uebrigen naeh Vorsehrift der Verordnung V01ll 21. November 
1820 RbI. 1827 S I zu filhren. FÜr die Reehnungsabhür und die 
obere Au/siehl z"iber die Sliftung bleiben die SSe 6 z. 5 und 8 Z. 2 
der Vollzugsverordnung zum Verwaltungsgesetz maassgebend. 
.Die Ernellnullg eines landesherrliehell CommÙsars und die Ueber- 
Iragung des Vorsz'tzes Ùn Verwaltungsrath an denselben wird l'or- 
behalten. 
Freilich erhob das Ordinariat dagegen am 25. April 1867 einen 
energischen Protest I), der auch den historischen Beweis für die Kirch- 
lichkeit der Stiftung zu führen suchte, aber Seitens des Staatsministe- 
riums unter dem 15. Juni zurückgewiesen wurde. 
Auch in Pfullendorf selbst wurde eine Agitation gegen die 
Regierungsmaassregel ins \Verk gesetzt. Das erzbischöfliche Ordi- 
nariat hatte schon am 25. April dem Stadtpfarramte daselbst den 
Auftrag gegeben, den 1\linisterialerlass und die erzbischöfliche Ver- 
wahrung dagegen den dortigen Katholiken zu eröffnen, ihnen die 
Sachlage darzustellen, sie auf ihre Rechte und Pflichten der Mit- 
und N achwelt gegenüber aufmerksam zu machen; und der Stadt- 


I) Beilage eVIl. 
Friedb erg, Der Staat u. de Kirche. 
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pfarrer, der schon im Erlass vom 25. April ein besonòeres Lob er- 
fahren hatte, kan1 der \Veisung un1 so eifriger nach, ah es sich unl 
die \. erwaltung eines Vermågens von nahezu I J /2 l\Iillionen Gulden 
handelte, durch welche er Ün Stande war, zahlreiche Personen sieh 
zu verpfliehten und in Abhängigkeit von den kirchlichen Intere"sen 
zu halten. Auf der K.anzel schmãhte er besonders den Gemeinde- 
rath, welchem die Schuld an der l\Iinisterial verfiigung zufalle; die 
l\Iitglieder desselben so wie überhaupt alle s. g. Neuerer erklärte er 
für glaubenslose Leute, . wekhe der öffentlichen Verachtung Preis ge- 
geben werden Inü"sten, die er nicht hasse, sondern nur bedauere 
und delll aIIg emeinen Gebet em pf ehle, obgleich er bez\reifle, dass 
cladurch denselben noch geholfen werden könne. Er befiirchte so- 
gar, dass zulctzt noch ein l\Iissjahr eil1treté, welches dann diese 
l\Ienschen allein verschuldet haben würden. 
In derselben \Veise war er im Gesellenvereine, in den Rosen- 
kranzbrüderschaften, selbst auf den1 Gottesacker bei Leichenbegäng- 
nissen thätig. 
Er berief auch auf den 19. 1\Iai eine Yersammlung der katho- 
Eschen Bürger, die aber polizeilich verboten \\'urde, und er bewerl
- 
stelligte endIich- eine Adresse an das l\1inisterium, die nach denl Be- 
richte des GeIlleinderathes von Spitaliten, Tagelöhnern, fre
den 
}(nechten und Gesellen unterschrieben war, die ebenfalls eÙle Gegen- 
adresse ullterschreiben wÜrdell. 
Das Versammlungsverbot nahIll das Ordinariat zur Yeranlassung, 
clem l\Iinisterium gegenüber seine Grundsätze bezüglich des Yereins- 
rechtes auszusprechen I), welche materiell l1icht die gering-ste Beach- 
tung verdienten, und deren GeJtendIllachung schon fornlell nicht in 
der Com petenz der kirchlichen Behörde stand. 
Darum würdigte das l\Iinisteriulll die Rechtsausführung des Ordi- 
nariates einer bloss formellen Abfertigung, und erörterte erst auf die 
Beschwerde des Pfarramtes P f u I I end 0 r f die Rechtsfrage dahin, dass 
nach der bestehenden Gesetzgebung die Gesanlmtheit der K.atholiken 
cines Pfarrsprengels nur zur \" ornJ.hnle der \Vahl der Stiftungscoln- 
missionen berufen sei, nieht aber zur Beschlussfassung in kirchlichen 
oder confessionellen Angelegenheiten. . 
.E'Ùlc? verslllJl1Jllung deJ selben zur EtJ a/hung tilles cOllfessiollellell 
Gegens/alldes .fãll/ daher als frÚe s/aa/sbürgerhche VcreÙzigllng u.Jl/
r 


I) Beilage C \YII 1. 
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das Vereinsgeselz 2tnd es jinden darauf insbesondere die Bestimnlu1'1gen 
über VolJ..'sz l ersa1Jl7Jllungen Anwendung. 
HÙrnach is/ vOll ei1'1er solchen Versammlung 1'1ach S 16 des Ver- 
.eÙlsgeseizes vorgängige A1'1zeige an das Grossherzogliche Bezlorksam/ 
zu ers/at/en, welches dieselbe zum Voraus zu verbie/en berechtig/ is/, 
sofern lllzÏ del' Abhaltung del' VersaJllmlung eÙle Gifahr für die 
öjfentHche SÙ:herheit oder das Wohl verbullden is/I). 


vVeit klarer als in P full end 0 r f lagen die Verhältnisse in 
Constanz. 
Die Hauptstiftung des Spitalf<;mds dieser Stadt rührte von 
Ulrich Blarer und einem von Butzenhofen her, und die Be- 
stätigungsurkunde vom 25. Dezember 1225 besagte ausdrücklich, 
dass dÙ Gemei1lde del' Stadt Cons/anz, odeI' EttIÙ:he, die del' Stadt 
Rä/he sÙzd, das Spital ha1'1dhaben und mit alIen Dingen zu f{jrdern 
nicht erlasse1'1. 
So befand sich denn auch die Verwaltung des Fonds lange 
Jahrhunderte hindurch in den Händen der Stadt, we1che auch im 
Jahre 15-+2 eine Spitalordnung erlassen hatte. 
Darum waren schon im Jahre 1865 Abgeordnete der Gemeinde 
in Carlsruhe gegen die Consequenzen der \
 erordnung vom 5. No- 
vember 1863 vorstellig geworden, und nach der im Jahre 1866 er- 
folgten Wahl des Gemeinderaths Stromeyer zum Bürgermeister, 
'\vurde däS l\linisteriunl so fort urn die Zurückgabe der YerwaItuÍ1g 
des Spital fonds an die Gemeinde ersucht, was auch unter denl 
30. l\Iärz 1867 verfügt wurde. 
Das Ordinariat legte auch dagegen Yerwahrung ein und ver- 
suchte besonders ZU.j-ang zum Archiv zu erhalten, urn sich fÜr eine 
etwaige Klage l\Iaterial zu verschaffen. 
Das scheiterte aber nalnentlich an der \Vachsamkeit des Bürger- 
meisters. Auf die l\Iittl
eilung, class zwei Geistliche sich Einsicht und 
Copien van Actenstücken unter der Hand erwirkt hatten, erliess 
Strom eyer sofort cin Verbot dagegen, und lehnte auch das offi- 
cielle Ansuchen des Spitalpfarramtes mit der Envägung ab, dass die 



 
I) Bestätigt auf Recurs des Pfarramtes Seitens des Staatsministeriums 
.am 1 I. October 1867, wobei dem Recurrentell frei gestellt wurde, "sein V or- 
hahen unter Beohac11tung der gesetÛichen Regeln lU erneuerll o " 
12 * 
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Gemeinde zwar die PrÜfung der - rechtlichen Frage nicht scheue, 
dennoch aber nicht gewillt sei, ihr Eigenthum und ihre Stellung der 
Kirche gegenüber durch die derselben verwilligte Acteneinsicht zu 
gefährden. 
Das Ordinariat wandte sich darauf an das l\IinisterÏtlln, erlangte 
aber dort nur, was das l\Iinisterium zu bewilligen im Staude war, 
d. h. die Verfügung an die Gemeinde, dem Ordinariate die Ein- 
sicht aller jener Acten und Urkunden zu gestatten. auf Grund deren 
die Ueberweisung der Verwaltung an die Gemeinde erfolgt sei. Da- 
gegen konnte natürlich dem kirchlichen Verlangen nach IIerausgabe 
auch solcher U rkunden, welche nicht zur Stiftungsregistratur ge- 
hörten, nicht gewillfahrt werden. 
Somit war das Ordinariat wieder darauf angewiesen, bei deln 
Bürgermeister Strom eyer sein Heil zu versuchen. Es erging an 
dies en, unter dem 

 August 1867 ein Erlass I), in welch em er 
darauf aufmerksam gemacht wurde, dass in Con s tan z durch seine 
l\Iitwirkung der Kirche Eigenthum entzogen sei, class darauf nach 
dem Kirchenrecht die excommunicatio latae sententiae stehe, und 
dass man somit der Erklärllllg des BÜrgermeisters StromeJ'er 
Ûber dÙ gestaftete EÙzsicht in die Urkunden der Spitalstiftullg eJlt- 
gegenseht. 
Dieser Erlass wurde dem Biirgermeister am 30. Januar 1868 
mündlich eröffnet, von ihm aber dahin beantwortet, dass er bei der 
Verweigerung der Acteneinsicht in seiner dienstlichen Stellung ge- 
handelt habe, und der Kirchenbehörde kein Recht zuerkennen könnc. 
sich in seine dienstliche Thätigkeit zu mischen. 
Nichtsdestoweniger erging am 6. Februar 1868 ein neuer Orùi- 
nariatserlass an Stromeyet)' worin diesem eröffnet werden sollte, es 
stehe ihm ja frei, die fraglichen U rkunden dem Commissar seiner 
Kirchenbehördezu übergeben, damit dasRecht zur Anerkennung komme. 
Die kirchHchen Bestimmungen gegen Katholz"ken, u.1elche ihrer Rè- 
Iigionsge1JleÙzschajt ihr Eigenlhu1Jl elltzz"ehen, seien dem I{atholiken 
Stromeyer bekannt, und er solle hiedurch nur an sein
 Gewissens- 
pflicht als Katholik erinnert werden. 
Dieser Erlass wurde indessen dem Bürgermeister nicht eröffnet
 


I) .Beilage CIX. 
2) Beilage cx. 
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weil der kirchliche Commissar - nach seiner Angabe - denselben 
verlegt hatteo 
\Vir werden die Stromeyer'sche Angelegenheit unten weiter 
, 
.zu verfolgen haben. 


Als das erzbischöfliche Ordinariat unter dem 140 Dezember 1867 
seine Beschwerden gegen die Staatsregierung zusammenstellte, musste 
die Frage des Stiftungsvermögens ein reiches Material abgeben. 
Die Auffassung der Kirche bedarf hier keiner näheren Erörte- 
rung; sie beruhte wesentlich auf der Interpretation der Verordnung 
von 1861, welche wir oben als irrig gekennzeichnet haben, und 
welche sich in alIen Erlassen des Ordinariates kund gegeben hatte; 
sie gipfelte in der Bitte, dass die l{atholiken in deln Besitz und 
Genuss und in der \
 erwal tung der ihnen entzogenen (?), für ihre 
Cult-, Selzul- U1M JVohlthätigkezlszweeke bestimJllten kalholisehen An- 
.stalten, Stiftztlzgen und Fonds geselzt 1tnd der Klrehenbehörde die 
z'ereÙlbarte (?) lI1lïwirkltlzg bel o der Leitung und Verwendung dÙser 
Stiftullgen l1illgeräumt werde. 
Auch die \T ersamlnlung des Klerus vom 17. bis 19. Dezember 
desselben Jahres gab den Anscha
ungen des Ordinariates Ausdruck, 
und erklärte den Erzbischof zur Kündigung der Vereinbarung von 
1861 befugto 
Die Antwort der Regierung erfolgte am 9. J\lärz 1868. Sie 
rechtfertigte den von ihr eingenomnlenen Standpunkt ausführlich, 
sprach aber auch gleichzeitig ihre volle Bereitwilligkeit aus, der 
I{irche sobald diese die Ordnung des Stiftungswesens als der staat- 
lichen Gesetzgebung zustehend anerkenne, Concessionen zu ge- 
währen, welche den inl Jahre 1861 für die damalige Organisation 
Y
rheissenen analog seien. 
Daran aber knüpfte das Ordinariat unter Aufrechthaltung sei- 
ner Interpretation und Rechtsauffassung lediglich die \Vünsche 
(2j. l\Iärz 1868) : 
Die Kalholz"ken sollen im Beszlz ulld Genuss, also Ùz der Ver- 
'ltJaltung der kathoNsehell Sehul- ulld JVohlthåïigkezïsstiftungen wie 'l'or 
1861 belassell resp. restzïuzOrt werden. 
]Jem ErzbisehöjHehen OrdÙzarÙzt solI dÙ im S 5 der RegÙrungs- 
zllsagen 'l'om 2. November 1861 garanlirle Azifsieht über die kalhoN- 
.sellen Sehul- und TVohlthåïigkeils-Sliftungell bleibend eingeräumt resp. 
.belassell werdell. DÙse klorelzNehen Reehle sollell zJlsbesolldere dllrch 
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kirchhche, 'lJOn denz Elerrn Erzbz"scho.f ernanllte 
t;1'treler bei den 
Slaaisbellörden, resp. bei dem Grossherzoglichen Verwaltu71g.rho.f tt1ld 
Oberschulralh ausgeÛbt werden, - und erklärte sich auf dieser Basis 
zu rnündlichen Verhandlungen bereit. 
lndessen karn es zu einer Vereinbarung urn so weniger, als die 
Freiburger Curie sich zu 
peciellen Y orschlägen nicht herbeiliess, die 
Regierung aber auf Grund der kirchlichen Proposition en nicht ver- 
. . 
handeln zu können rneinte. 
Inzwischen hatte die Curie in zahlreichen Fällen den Rechts- 
weg gegen die Regierung beschritten, und die Gerichte des Landes 
hatten zurn Theil I) und bis in die, dritte Instanz ihre Zuständigkeit 
für die Entscheidung der rechtlichen Natur cler Stiftungen und die 
Frage, wern die Verwaltung darüber zustehe in einer \Veise bejaht, 
welche wir schon oben der !{ritik unterworfen haben. Sie waren 
mehrfach zur Yerurtheilung der Regierung gelangt. 
Erst als die Prozesse sich zu häufen begannen und die Gerichte 
imrner entschiedener auf der einrnal beschrittenen falschen Bahn 
fortwandelten, erhob die Regierung den Cornpetenzconflict, und der 
zur Entscheidung desselben berufene Gerichtshof sprach mit Recht 
den Gerichten die in Anspruch gcnomrnene Cornpetenz ab 2). 
Die Yerwirrung der Rechtsbegriffe aber, welche nicht ohne 
Schuld der Yerordnung d. Ju 1861 so einen bedenklich hohen Grad 
erreicht hatte, erforderte dring-end Abhülfe, und die Regierung 
m usste den Erlass eines Stiftungsgesetzes für urn so rnehr geboten 
erachten, als die Ständeversammlung auf dern LanJtage 186ï/8 in 
beiden Karnmern den Antrag gestellt und angenornmen hatte: 
SeÙze Kù'nigliche Roheil Ùl eiller ulllerllziinigsten Adresse darum 
Zll bZltell, Ùl thunNchster Bâ"lde die Rechts'l'erht"'ill1usse {lr:r wd/lichen 
Stiflllllgen im TVege der Geselzgebullg (beziehungsweÙe durch Ver- 
ordllung) vollslâ"ndig regeln Zll lassen, unler vorzugsweÙer Beriick- 
sichtigung des Gesichlspullkles, dass die Verwallullg des 'loeltlichen 
VOll der des kirchlichell Slifluugsz'ermiigens gel1'elllll ulld die e1' stere 
den beilleiNglen Gemeinden iiber/ragen werde. (Prol.-H. S. 161.) 


I) Dcr Comm. Ber. des Dr. Grimm. Beil. z. Protok. der 3 8 . 
ö ff en t 1. Sit z g. de r II. K. v. 21. Dez. 1869 spricht S. 67 von 8 Fällen, 
In dencn das Gericht seine Unzuständigkeit aussprach. 
2) Beilage CXI. 
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Der von der Regierung der Ständeversammlung unterbreitete 
Gesetzentwurf ging van falgenden Grundsätzen aus: 
Zur Errichtung von Stiftungen als selbständige Rechtssubjecte 
ist Staatsgenehmigung erforderlich, durch welche gleichzeitig ùe.r 
Stiftung juristische Persönlichkeit beigelegt wird für den Fall, dass 
sie einen öffentlichen - sei es kirchlichen oder weltlichen - Zweck 
verfolgt, so wie den Gesetzen, den guten Sitten und deln Staats- 
wohle Hicht zuwider ist. 
Dieselbe staatliche Genehmigung ist nothwendig für aIle Schen- 
kungen und letztwillige V 
rfügungen zu Gunsten schon bestehender 
Stiftungen oder anderer juristischen Personen. 
AIle Stiftungen unterliegen der staatlichen Oberaufsicht, die 
weltlichen auch cler staatlichen YerwaItung. Ais weltliche sind aber 
zu betrachten, aIle, deren Vermögen nicht zur Befriedigung der 
kirchlichen Bedürfnisse einer ReligionsgeseIlschaft bestimmt ist, ins- 
besondere aIle der Armenunterstützung, Krankenpflege uncI cIem 
U nterrichtswesen I) dienenden. 
Dieses Unterscheiòungsprin
ip solI jedoch keine Anwendung fin- 
den auf Stiftungen, deren juristischer Charakter durch ein rechts- 
kräftiges Erkenntniss entschieden, oder vor Erlas
 des Gesetzes 
durch Vereinbarung der Staats- uncI l(irchenbehönie festgestellt ist, 
ebenso \Vie auf die in der Verordn. v. 20. November 1861 als kirch- 
Iiche anerkannten 2). 
Künftige Stiftungen dürfen von ihren Begrünùern abweichend 
von dies en gesetzlichen V orschriften nur verfasst werden, soweit 
das im vorliegenden Gesetze selbst gestattet ist. Dagegen sollen 
vor Erlass des Gesetzes getroffene stifterische Anordnungen aufrecht 
erhalten bleiben. N ur dass aus dem U mstande, dass der Stifter die 
'10 
Verwaltung einer Stiftung einer Behörde übertragen habe, welche 
sie nach dem bei Errichtung cler Stiftung geltenùen Rechte ohnehin 
zu führen hatte, allein der Schluss gerechtfertigt erscheinen soIl, 
als habe der Stifter überhaupt die Stiftung den gesetzlichen Organen 
unterordnen wollen 3). 


I) ausgenommen die Stiftungen zum Vortheile von Bildungsanstalten, 
welche nach 1\1aassgabe der Gesetze von (len Kirchen crrichtet wurden. 
2) bezieht sich auf 
 5 lit. a. und entsprcchend flir die evangel. K..in.:he 
Vcrordn. v. 28. Fehruar 1862 
 6 lit. a. 
3) Ausnahme faJIs d:e Stiftungsurkunde ausdrücklich das Gegentheil sagt. 
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Die Stiftungen sind aufrecht und in ihrem Grundstock intact 
zu erhalten, dürfen auch in ihren Erträgnissen mit Zustilnn1ung der 
staatlichen Aufsichtbehörde nur dann zu einen1 andern als dem Stif- 
tungszwecke verwendet werden, falls dieser schon vollständig er- 
reicht ist. 
1st jedoch die fernere Erreichung des Stiftungszweckes unmög- 
lich oder dem Staatswohle nachtheilig, so darf die Regierung das 
\T ermögen einem anderen öffentlichen 'Zwecke widmen mit thunlicher 
Berücksichtigung des stifterischen \Villens. 
Die Leitung der Stiftungen einschliesslich der Entscheidung von 
wem eine Stiftung zu verwalten und die Stiftungsgenüsse zu ver- 
geben seien, ist Sache der Verwaltungsbehörden I). 
Doch kann bei Streitigkeiten dîe Hiilfe des Verwaltungsgerichts- 
hofes angerufen werden 2). 
Bei den weltlichen Ortsstiftungen wird die Verwaltung der Ge- 
lneinde übertragen, und durch den Gelneinde- beziehentlich Orts- 
venyaltungsrath 3) gefiihrt 4). 


I) Kur Streitigkeiten über den die Stinung begründenden privatrecht- 
lichen Act sowie die aUs dem bürger1ichen Rechtsverkehr einer Stiftung 
mit Dritten herrührenden Streitigkeiten unterliegen nach S II des Ges. del" 
Zuständigkeit der bürgerlichen Gerichte. 
2) Nach dem Entwurfe soBte in 4 Fällen die Entscheidung des Ver- 
waltungsgerichtshofes angerufen werden dürfen: 
1. über die Frage, ob Stiftungen kirch1iche, weltliche oder gemischtc 
seien, wenn darüber zwischen den obersten staatlichen und kirchlichell Auf- 
sichtsbehörden im einzelnen FaIle cine Verständigung nicht erzie1t wird f 
2. über die beim Vollzug der Trennung gemischter Stiftungen (
 4 und 5) 
zwiscþen den genannten Aufsichtsbehörden sich ergebenden Streitigkeiten, 
3. über die Rechtsgültigkeit der von dem Stifter auf den Grund eines 
Gcsetzes (
 6 und 7) über die Verwaltung ciner Stiftung getroffCllen b('son- 
deren Anordnungen, endlich: 
..J.. über das V orhandensein der stiftungsgcmässen V oraussetzungen ,zur 
Theilnahme an Stiftungsgcnüssen. 
Durch die Berathung d
r Ständevcrsammlung sind noch 3 wcitere Fälle 
llÍnzugefügt worden, vgl. 
 I I des Ges. 
3) Der letzterc bei Stiftungen, deren Y ortheile sich nur auf die Angc- 
]lörÏgen oder Hcwohner eines cinælnen ciner Gemeinde zugehürigen Ortes 
erstrecken. (Ges. 
 14.) 
4) ausgenommen sind die Stiftungen für den öffentlichen Yolksschul- 
unterricht, die der Yerwa1tung der Schulbehörden zufallcn (
 12 des Ges.); 
und bezüglich der Yerwaltung sind Ausnahmen statuirt bei den Armenstif- 
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Sind aber mehrere Gemeinden desselben Amtsbezirkes an einer 
Stiftung betheiligt, so wird die Verwaltung einem eigenen Stiftungs- 
rathe iibergeben, der aUs 6 - 9 l\iitgliedern besteht, die je einer 
von den Gemeindéräthen der an der Stiftung betheiligten Gemein- 
den aus ihrer Mitte zu wählen sind" 
Dagegen wird es dem Gründer einer Stiftung, deren jährlicher 
Ertrag sich auf mindestens 500 Fl. beläuft, oder mit welcher eine 
aus den Stiftungs-Erträgnissen zu unterhaltendé Anstalt (Spital, 
Arn1en -, \Vaisen -, K.ranken - Pfründenhaus u. dgl.) verbunden ist f 
gestattet, die Einsetzung eines besonderen Stiftungsrathes zu ver- 
langen, der aus den1 Bürgermeister und 3-6 von der Gen1einde- 
versammlung in gehein1er Abstimmung ernannten 1\Iitgliedern besteht; 
und zwar kann der Stifter, falls seine Stiftung einen confessionellen 
Charakter tragen solI, auch die Confessionalität des Stiftungsrathes 
anordnen I). 
In gleicher \Veise können bei Stiftungen, die nach der Refor- 
mation und vor Erlass des Gesetzes begründet sind, auch die Ge- 
nussberechtigten eine confessionelle Verwaltung verlangen, falls der 
Jahresertrag der Stiftungen sich auf lnindestens 1000 Fl. beläuft, 
oder mit denselben cine aus deren l\Iitteln zu erhaltende Anstalt der 
oben bezeichneten Art verbunden ist. 
Ueber den \Veg, auf welchem die Genussberechtigten zu einen 
solchem Beschluss gelangen können, giebt das Gesetz (s 24) genaue 
Anordn ungen. 
Endlich kann aber auch in bestimmten Fällen auf Beschluss 
des Gemeinderaths die Einsetzung eines Stiftungsrathes stattfinden.- 
\Vesentliche Beschlüsse die Verwaltung der Stiftung betreffend 
bedürfen staatlicher Genehmigung. 
Die weltlichen Distrikts- und Landesstiftungen (S 32 des Ges.) 
bleiben unter der Verwaltung der Staatsbehörden. - 
1m U ebrigen traf der Gesetzentwurf noch Anordnungen über 
einige besondere Arten von Stiftungen, wie Familien-, Stipendien- 


tungen (
 IS des Ges. und 
 26 des Ges. übcr Armcnpflege Y. 5. J\Iai 1870) 
und den Stipendien füt Schüler der Lehranstalten (
 IS des Ges.) 
I) Ausserdem ist derselbe, sofern mit seiner Stiftung eine aus deren 
1viitteln zu untcrhaltende Anstalt verbunden ist, zu der Anordnung berech- 
tigt, dass der Verwaltung noch zwei weitere durch Beruf oder Ausbildung 
für die Förderung der Anstaltszwecke geeignete 1\litglieder beigegeben w
r- 
den. (
22 des Ges.) 
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und Aussteuer-Stiftungen, und bestimmte endlich bezüglich der 
kirchlichen Stiftungen, dass ihre Rechtsverhältnisse durch die Gesetze 
iiber das I(irchenvermögen geregelt wiirden I), dieselben die Rechte 
juristischer Personen genössen und weder dem. Staate noch der 
Kirchenbehörde ein Eigenthumsrecht an deren Vermågen zukomme. 


Selbstverständlich erregte der tief einschneidende Gesetzentwurf
 
welcher die verwirrte Rechtsmaterie des badischen Stiftungswesens 
auf einfache Principien zuriickzufiihren unternahm, den heftigsten 
\Viderspruch der Freiburger Curie. 
Schon unter dem 26. August 1869 richtete dieselbe ein pro- 
testirendes Schreiben an das 1\Iinisterium, schon am 4. N'oveu1ber 
veröffentlichte sie eine ausführliche Denkschrift, we1che durch die 
Fülle ihrer Citate 2) die Kiirze der zu ihrer Abfassung in Anspruch 


I) Dagegen sollen die allgemeinen Bestimmungen des Stiftungsgesetzes 
auch hier Anwendung finden. 
2) Denkschrift des erzbischöfl. Capitelsvicariats von Frei- 
burg. Den. Gesetzent'lourf -iiber die Recllts'l!erlzãltnisse te. d. Verwalt. d. Stif- 
tzmgen betr. (Freiburg 1869.) Diese Citate zeichnen sich durch Genauig]{cit 
allerdings nicht aus; die Verweisungen auf B ö h mer (S. 13. Anml{g. I.) 

timmen sämmtlich nicht; ausserdem macht derselbe Autor, selbst nach 
kanonischem Recht, wie a uch der in der Denkschr. e be n d as. cÏ1. Van 
Esp en einen U nterschied zwischen Hospitälern, die vom Bischofe, und die 
von anderen Personen gegründet sind, erklärt: "dicantur potius talia loca 
mere laicalia, non religiosa (lib. III. tit. X
YXVI 
 43 Bd. 3 S. 387 eLl. IV.) 
und fährt dann fort: "Olim sane non erat sic. ::\leminisse debebant epis- 
co pi , sibi olim hanc inspectionem concreditam fuisse a principibus, eamque 
se iure delegato exercuisse;" er warnt deswegen, dem kanonischen Recht 
u 
sehr zu folgen, und bemerkt weitcr: "Interim ne quidem apud Romanae 
ecclesiae asseclas tam stricte iuri canonico insistitur: quibusdam in locis 
magi
tratus saecularis, sine ulla ins p e c t ion e e pis cop a I i hospitalia dirigit, 
exstruit, gubernat," und er verweist fur die Belgische PraÁis anf Van Es- 
pen Jus eccl. p. II. tit. 37 c. 2 
 40. Der letztere aber berichtet, dass als 
die Be::.chlüsse des T ri c n t e r Concils, die den Bi
chöfen die Admini!:!tration 
der pia corpora zusprachen, verkündet wurden, aIle Einsprache erhoben 
hätten, "mutationem hanc fore populo turban do et avcrtendo ab augendis 
hujusmodi piis fundationibus (ed. Colon. AgriPp. 1729) I, 704. - 'Venn 
doch einmal citirt werden soIl, und die Freiburger Curie 
ich auf AutOlen 
berufen will, dann muss alleldings auch ein ehrliches Citiren gefordert wer- 
den. s. 34 wird angeführt :\loser Landeshoh. Ùn Geistl. Cap. I. 
 12. Dat; 
erste Capitcl hat indessen nur 8 Paragraphen; es kann aber nur .gcmcint 
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genommenen Zeit vergessen liess, in ihrer juristischen Deduction llur 
zu lebhaft daran erinnerte. 
Der Denkschrift beigegeben war ein Bericht des Oberstiftungs-- 
rathes, zu dessen Publication die Curie mit derselben Nichtachtung 
aller für den Verkehr unter Behörden üblichen Form sich herbei- 
Iiess, welchen sie den Regierungserlassen gegenüber beständig. be- 
währt hat. 
Aber auch katholische Gelehrte wurden zu Gutachten drÙzgená 
ersucht. Und es sprachen sich die Professoren ZöpfI I) unù Schul te 2 ) 
mit grosser Entschiedenheit, B au e r ban d 3) sehr vorsichtig gegen 
den Gesetzentwurf aus, ebenso wie der Constanzer Kreis- und 
Hofgerichtspräsident Prestinari, welcher jene Vereinbarung des 
J. 1861 verhandelt hatte, sich gegen die Regierung vernehmen liess. 
Nichtsdestoweniger erscheinen uns die V orwürfe, weIche dem 
Gesetzentwurfe entgegengeschleudert wurden, nicht begründet zu seine 
ABe Anschuldigungen gegen den Gesetzentwurf wurzeln in dem 
V orwurfe, dass er Privatrechte der I{irche, weIche durch reichsge- 


sein Buch IV. C. 1. 
 12. Die Freiburger Curie führt als :M 0 s e r's Ansicht 
an: "kein freies Religionsexercitium kann ohne Schule bestehen." Dazu ist 
zu bemerken: I) Es sind nicht die \V orte 
I 0 s e r s, wie die Denkschr. an- 
giebt, sondern eines Promemoria des corpus evangelicorum. 2) die 
Stelle ist in der Denkschr. falsch citirt; sie lautet in \Yahrheit: "Es seye 
unlãug bar, dass kein freyes Religions - ExerÚtium ohnc dazu benöthigte Ge- 
bäude, Kirchen- und Schul-Bediente, bestehen, oder sich nur vorgestellt 
werden könne." (Das giebt natürlich einen ganz anderen Sinn als das Citat 
der Freiburger Denkschrift.) 3) 
Ioser selbst fährt aber fort: "Indessen 
kann doch 1 auch die öffentliche Religions - U ebung in Ansehung solcher 
der Religion anhãngigen Stücke auf mancherlei \Veise eingeschrãnket wer- 
den, z. E. in Ansehung der Kirchen und Schulen, der Pfarr- und Schul- 
hãuser, Kirchhöfe, Klöster, Spitãler, anderer milden Stiftungen.." 
Vgl. dazu S. 327. Das Citat der Dcnkschrift kommt mithin einer Fãlschung 
sehr nahe. Auf S. 13 wird Van Espen citirt tit. VI. c. I. Pars II., dort 
steht gar nichts; P. II. tit. XXXVII. c. I. steht A e h n 1 i c h e s wic das Citat 
angiebt, d. h. in 
 9 ein Satz desselben, wãhrend die ü b rig en fe hie n. 
Diese wenigen Beispiele mögen genügen, die Citirmethode der Freiburger 
Curie zu kennzeichnen. 
I) Be1llerk. zu einigen der haupt3LÏclzliclzsten Bestimm. d. Bad. Gesetzent- 
'lvurfes iiber d. Verwalt. d. Stiftungen. (Freiburg 1869.) 
2) Gutachten Ùber den Geset:.entwurf: die Rechtsverh. u. Verwalt. d. 
Stift. betr. Als .lJfanuscriPt gedruckt. (Freib21rg 1869.) 
3) 
 \ls .Anhang zu Z ö P fl s Schrift gedruckt. 
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setzliche Garantie in die }{lasse der wohlerworbenen gestellt sind, 
beseitige. U nd gerade dafür kann kein Beweis erbracht werden.- 
Es ist als feststehendes kanonisches wie römisches Recht zu 
betrachten, dass das \T ermögen von piae causae zu den res religiosae 
gehöre und darum die Verwaltung desselben der }(irche zustehe. 
Es ".ird kaum nöthig sein, nur einen Gewährs111ann für diesen Satz 
anzuführen I). Aber ebenso unzweifelhaft ist, dass dieser Rechtssatz 
Ï1n Laufe der historischen Enhvickelung eine Umwandlung dahin er- 
fahren hat, dass die Zahl der piae causae, für welche er galt, 
ÌInIner mehr beschränkt ,,:urde, und dass er ferner wohl das ab- 
stracte Recht der Kirche bezeichnet, welches aber concret uie 
yoll zur Durchführung gelangt ist. 
Zuvörderst kann ein Eigenthum der }(irche an dem Vermögen 
<ler piae causae nicht zugegeben werden. 
Die piae causae sind nach gemeinem Recht juristische Personen, 
,vährend das Territorialrecht diese Qualität - und so auch ent- 
sprechend dem früheren badischen Recht das Stiftungsgesetz - von 
der speciellen Genehn1igung des Staates abhängig machte. 
Sie sind juristische Personen, weil man ihren Zweck, der als 
ein kirchlicher gleichzeitig als ein löblicher erschien, nicht den 
\Vechselfällen aussetzeu wollte, welche die Oekonomie einzelner 
1\lenschen im Laufe der Zeit zu treffen pflegen; darum wurde das 
Vermögen in dem Zwecke personificirt. 
Das Vermögen solcher juristischer Personen ist aber weder res 
nullius, uoch kaun es Eigenthum einer dritten Person seine 
Es ist nicht res nullius, mithin nicht jeder Occupation oder 
dell1 HeÌ1nfall an den Staat ausgesetzt, weil es zwar keiner physi- 
-schen, wohl aber einer fingirten Person als Eigenthum gehört. Es 
steht in seineIn eigenen, im Eigenthum des Zweckes 2). 
Es kann auch nicht in dem Eigenthum Dritter stehen. Denn 
da das selbstäl1dige Vermögen das Substrdt der juristischen Persön- 
lichkeit bildet, so würde mit der Uebertragung des Eigenthums an 
eine dritte Person der juristischen Person das nothwendige Substrat 


I) Vgl. Richter, KR. (6. Autl.) s. 950; Jacobson in Herzog. theol. 
E71c)'cloþ. Bd. 18. S. 235. 
2) Vgl. auch Erk. des Preuss. Obertribunals Y. 15. Dezember 1852 
bei Al t man n Praxis d. Preuss. Ger. in Kirchen - Schul- u. Ehesachen. 
(Leipzig 1861.) S. 3 12. 
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entzogen und diese somit verniehtet. Ebensowenig \Vie ein Sklave, 
der im Eigenthum eines Dritten steht, juristisch als Person anzu- 
sehen ist, ebensowenig kann eine juristische Person existiren, ein 
personificirtes Vermögen, welches im Eigenthum eines Anderen sich 
befindet. 
M. a. \V.: das \i'" ermögen der juristischen Personen steht in 
ihrem eig-enen Eigenthum, und das gilt für weltliche, deren Ver- 
mögen somit nicht ein staatliches Eigenthum ist, wie für kirchIiche
 
deren Y. ermögen nicht Eigenthum der Kirche ist. 
. 
Gegen diesen sich mit logischer Nothwendigkeit ergebenden 
Satz kann auch nieht mit so unjuristisch gedachten und formulirten 
Begriffen operirt werden, wie das die Denkschrift der Freiburger 
Curie thut, dass nãmlich die kirchlichen Stiftungen einen kirchlichen 
Zweck haben, also der Kirche gehò'ren. 
\Väre das in Wahrheit der Fall, so würden die einzelnen Stif- 
tung-en sich zur Kirche verhalten, wie die stationes fisci zum fiscus. 
Die stationes fisci sind aber keine juristische Personen, sondern 
nur Verwaltungsabtheilungen der einen juristischen Person des fiscus. 
So würden denn also auch die Stiftungen keine juristische Person en 
mehr sein, was sie eben sind. 
Allerdings steht auch die juristische Persönlichkeit der Landes- 
kirche (Diöcese) wenigstens in Baden fest I), und sie kann in FoIge- 
dessen Vermögen erwerben. Aber es ist ein Trugschluss und ein 
unjuristisches \T erschieben der Begriffe, alles kirchliche Vermögen 
innerhalb des Landes, dem Eigenthum der Landeskirche als juristischer 
Person zuzuschreiben. Das kirchliche Eigenthum steht vielmehr 
Instituten zu 2), . und so innerhalb der Landeskirche einzelnen und 
zahlreichen Rechtssubjecten. Die juristische Persönlichkeit der Lan- 
deskirche hat nur an dem Vermögen Eigenthum, welches sie direct 
als solches erworben hat 3). 


I) Vgl. Schulte, die jure Persönlicltk. der kath. Kt"rche etc. (Gies- 
sen 1869.) S. 108 ff. 
2) V gl. H ü b I e r, der Eigent1zÛ1lter des Kìrchenguts. (Let"þzi'g 1868.) 
S. III ff. 
3) Freilich hat S c 11 u I t e die lose :l\1enge der verschiedenen Eigenthums- 
subjecte organisch zu verbinden gesucht, indem er die Erwerbsfåhigkeit des 
Institutes wesentlich mit dem Endzweck desselben in Verbindung bringt und 
so zu einem -rein successiven Eigenthum gelangt. V gl. Lelzrb. (2. Aujl.) 
S. 496 f., [ür Stiftungen analog ausgedehnt in der cit. Schrift, die jur. Persrj.,z- 
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Und auch ein Obereigenthum hat die Landeskirche, beziehent- 
lich der Repräsentant derselben nicht an dem Yermögen der einzel- 
nen kirchlichen Institute, wie denn der 1110nströse Begriff des Ober- 
eigenthums hnmer nur da Anwendung findet, \VO unjuristisches 
Denken eine juristische Hülle sucht I). 
Es steht aber andererseits fest, dass der Bischof, der ordent- 
liche Vertreter der Landeskirche, vermögensrechtliche Bef ugnisse über 
das Yermögen aller kirchlichen Institute seiner Diöcese und so auch 
der piae causae auszuüben hat, Befugnisse, die vollkommen analog 
sind denjenigen, welche ihn bei dem Vernlögen der Landeskirche 
als juristischer Persönlichkeit zustehen 2). 
Yielleicht hat dieser Umstand am l\ieisten dazu beigetragen, 
die Begritre zu verwirren. Denn indem man sah, dass der Bischof 
das Yernlögen \Oerwaltete, welches der Diöcese als juristischer Per- 
sönlichkeit zustand, deren Eigenthunl war, und gleichzeitig auch 
Verwaltungsbefugnisse ausübte bei dem Vermögen aller in der Diö- 
cese befindlichen juristischen Personen, die als kirchliche aufgefasst 
wurden, so unterlicss man, die Befugnisse des Erzbischofs nach 
ihren l\Iotiven zu sondern, und führte sie aIle auf einen privatrecht- 
lichen Titel, auf das Eigenthum der I{irche zurück, welches 
doch nur der K.irche als juristischer Person an ihrem speciellen Yer- 
rnögen, an deln der pia corpora aber, wie wir oben gesehen, in 
keiner \Veise zustand. \Yir sind daher Init Kothwendigkeit ge- 
zwungen, für das \T erwaltungsrecht des Bischofs an den) letzteren 
Vermögen einen andercn Titel nachzuweisen, und dieser ergiebt sich 
nach römischem und kanonischem Recht in der Jurisdiction des 
Bischofs 3), die aIle auf die Pflege der Diöcese gerichteten Befug- 
nisse zusanlmenfasst. Die Jurisdiction des Bischofs ist aber \Vie jede 
kirchliche Gewalt eine öffcntliche, mithin der Titel für die Yerwal- 
tung der pia corpora cin öffentlich-rechtlicher. 
Darnm kann von einer Verletzung privdtrechtlicher Befugnisse 
durch das Stiftungsgesetz keine Rede seine 


ltcllk. s. S4 ff. und Denksclzr. S. S Ich kann die Richtigkcit dieser Theorie 
l1icht anerkennen, und billige durchaus Hüblers Einwürfe dagegen a. a. 
o. S. 131. 
1) Vgl. Puchta, Plllldekten 
 146. 
2) c. 3. X. de relig. dome (3. II). Conc. Trident. 
ess. XXII. 
c. 8 sqq. de reformat. 
3) Vgl. Phillips, Lehrb. S. 296. Richter, AR. S. 35..J.. 
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Wir haben aber oben behauptet, dass der l{reis der pia cor- 
pora, bezüglich welcher dem Bischof gewisse öffentlich-rechtliche 
Befugnisse zustanden, im Laufe der Zeit immer verengert worden 
sei. Die nicht specifisch - kirchlichen piae causae sind nämlich seit 
dem sechszehnten Jahrhundert allmå"hlig so sehr in den BereÙ-h der 
Staatsgesetzgebung gezogen 'worden, dass es kaum noch eill Land 
geben dÙr fie, wo dÙs nicht der Fall is!, 'l'om Kzrchens!aale abge- 
sehen I). 
U nd das ist nicht etwa als eine Usurpation des Staates zu be- 
zeichnen, sondern als eine FoIge der kirchlichen Entartung, welche 
aIle humanen Aufgaben hintenansetzte, und dem Staate gewaltsam 
die \Vahrnehmung derselben nahe legte 2). 
So sind denn die meisten derartigen Stiftungen in die Hände 
von weltIichen Beamten und weItlicher Verwaltung gekommen und 
nicht etwa unter Protest der Kirche sondern selbst in geistlichen 
Staaten. 
Die V orschriften der l{irche wurden mithin durch ihre eigene 
Schuld zu blassen Abstractionen; Armen pflege, I{rankensorge u. dg 1. 
wurde von den Geistlichen nicht gehandhabt; sie fielen dem 
Staate zu 3). 
Wenn wir aber oben gesagt haben, dass die l{jrche niemals 
zur voIlen Ausübung der von ihr beanspruchten Jurisdiction bezüg- 
lich des \T ermögensrechtes gelangt sei, so lässt sich das nicht nur 
fÜr das s. g. weltliche, sondern auch fÜr das kirchliche Stiftungsver- 
mögen beweisen. 
Nicht genug, dass den Hospitälern und ähnlichen Anstalten 
Pfleger von der weltlichen Obrigkeit gesetzt wurden 4); selbst das 
Klostervermögen wurde von Staatswegen verwaltet 5), sogar mit 


I) S c h u 1 t e, die juristische Persó'nlichkeit. S. 58. 
2) Vgl. Ratzinger, (Katholik) Gesch. d. kirchl. Armenpflege. (Frei- 
burg i. B. 1868.) S. 33 I f. 
3) Rat z i n g era. a. o. S. 344. 
4) Vgl. für Frankfurt a. 11. Vrk. v. J. 1282 bei Böhmer Cod. diþ- 
lom. lIIoellofrancof. Bd. I. S. 207.; Freiburg i. B. v. J. 1318 bei Schrei- 
ber UB. Bd. I. S. 226; Speier v. J. 1261 bei }{emling UB. Bd. It 
S. 288; VIm vgl. Jäger, Ulm. S 4í6. 
5) Vgl. für Baden Urk. v. J. 1474. 1479. 1488. in der Landesfürst 
Erbkastenvogt. Beil. Bd. 1 S. 116. Schöpflin I-list. Zaringo-Badens. 
Bd. 5. s. 566. Für Sachsen Urk. bci Reinhard lIIeditat. de iure prin- 
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pãpstlicher Genehmigung I), und in den deutschen Städten und 
Territorien ist sogar das eigentliche Kirchenvermögen unter welt- 
liche Administration genommen worden 2). U nd dabei wurde nicht 
einmal die oberste Aufsicht der Bischöfe anerkannt. 1. J. 1582) 
also nachdem das Tridentinum dem kanonischen Recht bezüglich 
der pia corpora neuen Ausdruck gegeben hatte, beschwerten sich 
die Bischöfe, deren Diöcesangebiet in dem gut katholischen Staat 
B a i ern lag 3): Vz'lrici ecclesiaru1Jl aliorumque pioru1Jl locoru1Jl prae- 
fecli reditus ac proventus eorulldem pro libz"to suo dissiPant, non 
interveniente autoritate ordinarii. Magislratus saecularis exposci/ a 
praelalis anuas raHones adlllinislrationis, etiam szne praesenti a e/ 
praescitu ordznarii. 
Es darf aber wohl auch hier an das Gutachten erinnert wer- 
den, welches der Niederösterreichische Hofrath am 13. Octo- 
ber 1563 an den Kaiser richtete 4) urn die Prätentionen des Trien- 
t e r Concils zu hintertreiben. Stelle das ConciI, so hiess es dort, 
die Spitäler unter geistIiche Aufsicht, so' habe das wohl den Anschein 
als betreffe derselbe (Artikel) allein die geistligkhez"t. Aber We1lJl mall 
dz"e sachen wohl erweg/, so ist das we//lich eingezogen. Viele Spi- 
täler seien durch Laien errichtet, und l\iancher würde sonst abschett 
trage?l, Elwas hinfüran zu den Spzïällern Zit stiff/en, llnd derhalbell 
khunden . . . . wir nicht rathen, III solchen Articel zu bewilligen. 
Selbst der bigotte Ferdinand II. nahm wenigstens die Ober- 
aufsicht über die Verwaltung sogar der Kirchengüter und in sehr 
eingreifender \Veise für sich in Anspruch 5). 
So haben denn auch die modernen Gesetzgebungen (\V ü r t e m- 


dþ. German. cU11lþri11lis SaXOlli'ae circa sacra ante temþora reformat. (Halae 17 1 7) 
S. 239. 24 2 . 28 S. 
I) Urk. Nicolaus V. v. J. 1447 fUr den Kurf. v. Brandenburg bei 
R a u mer, Cod. dipl. Brandenburg. Bd. I. S. 224. 
2) Eine Anzahl von U rkk. dafür habe ich zusammengestellt in me in e r 
Schrift de finzum zOnter eccles. et civitat regund. z'udido (Liþsiae 1861.) S. 23 1 . 
Anmk. I. Vgl. meine :Mittheil. aus ungedruckten baier. Urkk. in der Ab- 
hand!.: der lVfissbrauch der geÚtl. Amtsgewalt in meiner u. Doves ZeitscJzr. 
f. .lí
R. Bd. 9. S. 408. Anmk. I. 
3) 
rs cpt. d. 11 ü n c h ener Bib 1 io tho mitgetheilt in mei n e r cit. Abh.. 
a. a. O. S. 413. 
4) bei Buchholz, Gesch. Ferdz o nallds. Band I. Th. 9. S. 705 ff. 
5) H u r t e r, Fri'edensbestrebzmgen KalSer FerdÙzallds II. (lVz'en 1860.) 
S. 246. 
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berg I), Baiern 2), Belgien 3), Frankreich 4), England S) gerade- 
zu das Stiftungswesen, namentlich für die gedachten weltlichen 
Zwecke unter Yerwaltung des Staates gesetzt, mithin nichts anderes 
gethan, als was die badische Regierung jetzt gesetzlich festsetzen 
\vollte und gleichfalls beständig 6) gethan hatte. 
Die Reichsgesetze konnten dabei gar nicht in Betracht kommen. 
Die Bestimmungen des \Vestphälischen Friedens, welche die 
K.irche nebenbei gesagt für iþso iure nulla, irrita, ÙzvalÙla, iniqua, 
Ùziusta, daJJlllata , reþrobata, inallia viribusque et effec
u 
'acua OJJl- 
nino fuisse et esse et þerþe/uo fore nenzinemque ad eorum eliams/ 
juramento val/ala sint 
óserva1ltia teneri erklärte, zählen unz,veifel- 
haft in Art. V. 
 25 die fundatz"olles, scholae, hosþitalz"a zu den b01la 
eccleszastz"ca nzediata, und garantiren ihren Besitz nach dem Standt 
.des Normaljahres (1624), aber es lässt sich doch nicht übersehen, 
was aus dem ganzen Zusammenhang dieser Bestimmung mit den 
übrigen sich ebenso unzweifelhaft ergiebt, dass damit über das 
Eigenthum am Vermågen dieser Stiftungen nichts disponirt werden 


I) Vgl. das'Yerwaltungsedict für Gemeinden in \Vürttem berg v. I. I\lärz 
J:822. cap. 3. bei Longner, Darstell. der Rechtsverlz. d. Bischöfe Ùz d.ober- 
rhein. Kirchenþro?}Ùzz. (Titbingell 1840.) S. 3 I 5 f. Danach war auch keine 
.confessionelle Verwaltung vorgeschrieben. 
2) Ges. v. 19. April 1829 flir die Landestheile diesseits des Rheins .\rt. 
.{)5- 6 9 u. von demselben Tage für die Pfalz Art. 49 - 53. Vgl. über die 
späteren Gesetze S i I b ern a g I, Ver f. u. Verwalt. såmmtl. Religiollsgenossensclz. 
ill Bayern. (Lal1dshut 1870.) S. 340 ff. 
3) Loi communale v. 30. :März 1836 Art. 84. Das die früheren Normen 
im Sinne der Kirche abãndernde Gesetz wurde vom Könige nicht publicirt, 
ErI. ,e. 13. Juni 1857. Vgl. Jean van Dame (Frère-Orban), la maÙz morte 
d la charité. (Bruxelles 1854. ./J.) 
4) Die Gesetze, we1che dem Clerus die Verwaltung aus der Hand nehmen, 
beginnen mit der Regierung F ran Z I., Tho mas sin u s, Vetus et nova eccl. 
.disciplina P. I. lib. 2. C. 91. 
 8. f. Vgl. im Uebrigen Ratzinger a. a. O. 
349 ff. Vgl. über Italien ebendas. 361: die Aufsicht über Hospitäler, 
Armen - und Krankenhäuser hat auch in Italien der Staat in den Händen; 
"ie sind eine staatliche Institution. 
S) V gl. G n e i s t, Gesch. u. heut. Gestalt der engl. COIll111unalverf. (Ber- 
lin 1863,) S. 273. ff. 1012 ff. - \Venn Döllinger Kirclze u. Ál"rc!iell 
(München 186 I) S. 198 ff. und Rat zi n g era. a. O. die staatliche Armen- 
pflege der Reformation in ein sehr ungünstiges Licht gegenüber der \"or- 
reformatorischen kirchlichen Armenpflege stellen, so hat darauf schon Hal- 
l am, Const. Hist. Bd. 1. S. 108 die treffende Antwort gegeben. 
6) Denkschr. d. Kapi telsvicariat. S. 14,. 
Friedberg, Der Staat u. d. Kirche. 13 
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,;ollte - das stand ja. den Stiftungen selbst zu und sollte ihnen 
bleiben -, dass bezliglich der Yerwaltungsbefugnisse über die Stif- 
tungen keine A.nordnungen, wenigstens nicht ausdriicklich getroffen.. 
\Yurden, - diese waren ja schon vor dem Frieden in die flände 
des Staates gelangt - dass viehnehr lediglich liber den Gen uss 
an dem Vermögell der Stiftungen die Festsetzung vereinbart wurde
 
dass derselbe dem Besitzstande des annus decretorius gemäss sein 
solIe. 
\Venn aber ferner S 3 1 als Annex des gleichfalls vom Besitz- 
stande d. J. 162
 bedingten exercitium religionis publiculn die Ùzs!i- 
tuNo consistorz"orll1Jl, lJzÙzisierzorulll, tam scholasHcoru1Jl quam ecclesÙzstz'- 
corum anführt, so ist einmal zu bemerken, dass diese Bestimmung 
von vorn herein nicht überall geltendes Recht geworden ist I), ferner 
 
dass damit doch nur das ö ffe n t Ii c h e Recht des exercitium religio- 
nis beschrieben, und kein Privatrecht begründet wurde, uncI endlich: 
class der gesetzgebenden Gewalt nicht verwehrt sein kann, diesen 
öffentlichen Begriff, ungeachtet der etwa entgegenstehenden wohl 
enyorbenoo öffentlichen Rechte anders zu bestimmen. 
Oder solI die staatliche Gesetzgebung, so weit es sich nicht urn 
iura quaesita privata handeIt, immer die Grundsätze des \Vestphä- 
lischen Friedens als maassgebende festhalten, obgleich die sociale 
und rechtliche Entwicklung seitdem den weiten \Veg von zwei Jahr- 
hunderten zurückgelegt hat? 
Das Erkenntniss des Preussischen Obertribunals, weIche,; 
i. J. 1853 die Klage des Bischofs von Trier, betreffend die Dotation 
der Schule zu Altenburg, zurückwies, giebt darauf treffendc- 
Antwort 2). 


I) Vgl. die oben S. 187 Anmk. citirte Bemerkung von :\Ioser. 
2) S e u ffert, Arclzz"v. Ed. 8. S. 2 I: "dagegen Imnn Kläger (Bischof von 
Trier) zu der Klage, soweit dieselbe die Dotation der Schule zu Altenburg 
"urn Gegenstande hat, nicht für legitimirt erachtet werden. 
Kläger deduzirt seine Klage damus, dass er die Schule als ein An- 
nexum der Kirche angesehcn wissen will. Diese Auffassung ist indessen" 
wenn auch die V olksschulen seither in einer näheren Beziehung zur K.irche 

estJ.nden haben mögen, jetL.t nicht mehr [ür richtig zu erachten. Die 
V olksschulen sind als Staats -, resp. G ,e m e in d eansta1ten anzusehcn, deren 
-\ufsichtsbehörde, nämlich was das Vermögen betnfft, allein die Regic- 
run g e n sind und auf welche den geistlichen Behörden nur in sowcit eine 
Einwirkung zugestanden wird, als sic deb religiösen Unterrkht an den. 

chulen zu leiten und zu beau[:;ichtigen haben." 
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Oder will man vielleicht ann ehmen, dass da das alte deutsche 
Reich zu Grunde gegangen, jetzt kein gesetzgeberischer Factor mehr 
yorhanden sei, der das öffentliche Reichsrecht fortbilden könne? 
Gerade weil das deutsche Reich untergegangen ist ohne einen 
Rechtsnachfolger zu haben, so sind die Territorialgewalten fÜr ihre. 
Bezirke in seine gesetzgeberische Befugnisse gefolgt, und so wenig 
diese befugt sind - den Fall der äussersten Nothwendigkeit ausge- 
nom men I) - ein wohlerworbenes Privatrecht zu verletzen, so sehr 
sind sie sogar verpflichtet, den öffentlichen Rechtszustand fortzubil- 
den, und sei es auch auf J{osten wohlerworbener öffentlicher Rechte
). 


1) Dieser Gedanke liegt dem S 10 des Gesetzes zu Grunde. ,;\Venn die 
fernere Erfüllung der Zweeke einer Stiftung nieht mehr möglieh ist, oder 
wenn der Fortbestand und die fernere "\Virksamkeit der Stiftung aus irgend 
welch en Gründen als dem Staatswohle naehtheilig angesehen werden müs- 
"en, so ist die Staatsregierung bereehtigt, das Vermögen derselbert einem 
anderen öffentliehen Zweeke zu widmen, bei dessen Bestimmung sie dem 
ursprünglichen "\Villen des Stifters thunliehe Rücksieht tragen, und nament- 
lich auch die örtlichen und Districtstiftungen den betheiligten Gemeinden 
und Distrieten nieht entziehen wird. Eine soIche Verfügung über Idrehliehes 
Stiftungsvermögen ist im Einverständniss mit der Kirehenbehörde zu treffen. 

ur wenn dieses in den deshalb einzuleitenden Verhandlungen gar .nieht 
zu erreiehen ist, bewendet es bei der Verfügung der Staatsregierung, die je- 
doeh immer nur zu Gunsten kirehlieher Zweeke getroffen werden darf." 
Hier wird in der That ein wohlerworbenes Privatreeht, das Eigenthum der 
Stiftung an ihrem Vermögen, aufgehoben und damit die nur in diesem Ver- 
mögen bestehende juristische Persönliehkeit der Stiftung. Dass der Staat 
den juristisehen Personen gegenüber dazu berechtigt ist, steht ausser allem 
Lweifel. Vgl. Keller, Pandekten (in der von mir besagten Ausgabe) 
s. 74 f. Dass bei aufgehobenen ldrehliehen Stiftungen das Vermögen an den 
Staat faIle, wird freilich lebhaft bestritten von Seh ul te im Zusammenhange 
mit seiner oben angegebenen Theorie, und von Brinz, Pandekten S. 1141 ff., 
aber m. E. riehtig widerlegt von H ü b 1 era. a. O. S. 131 ff. 
2) Hermann im COl1lmissiollsbericlde der I. Kammer (Bed. 110. 480 z. 
Protok. d. 
3. Sit';!,. V. 12. JI(ïrz 1870) S. 8. f. geht viel zu weit, wenn er 
der Gesetzgebung die Aufhebung von iura quaesita publica nur gestatten 
will, "wegen ihrer Sehädliehkeit und Unvereinbarkeit mit der Verwirk- 
lichung unleugbarer 
taatszwecke"; Vgl. dagegen Zaehariä, Staatsreclzt 
(2. Aufl. 1854-) 2, 115., welcher mit Recht der Staatsgewalt diese Befugniss 
zuschreibt, ja dieselbe sogar als ...\usübung einer Ptlieht eharakterisirt "wo das 
Recht der Einzelnen mit einer die Förderung des "\V ohls des Ganzen be- 
l.weckenden Einriehtung, mit einem für die Leitung des Staates als heilsam 
anerkannten (irundsatze in Collision kommt." V gl. aueh G e r b e r , Grund- 
züge eÙzes Systems d. deutsch.. Staatsreclzts. (Leiþ::.i'g 1869.) S. 39 a. E. 
13* 
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Dazu kommt, da')s die Rheinbundsacte das gesammte öffent- 
1ic
1e Reichsrecht aufgehoben hat I), und dass demnach nur die Theile 
ùesselben in Geltung geblieben sind, welche durch ihren Uebergang 
in das Territorialrecht Bestandtheile des letzteren geworden sind" 
nlithin auch weiter durch die Territorialgesetzgebung modificirt 
werden können. 
U nd hat man denn den 'VestphäIischen Frieden in Deutsch- 
land anders dufgefasst, als wir es dargestellt haben, anders als ob 
er bios Über die confessionelle Genussberechtigung an den Stir- 
tungen disponire? 
In dem katholischen Baiern ist absolut keine Spur davon 2 ); in 
Bad e 11 selbst spricht das PosIscrzptu1ll ad Rescriplu711 Serellissi1.'li 
yom 28. October 17903), ganz ausdrücklich van der weltlichen \T er- 


I) Art. 2. VgI. auch 
Iohl, Comm..-Ber. üóer das Staatsges. v. I8ó I. 
S. I ï. 
2) Vgl. die zahlreichen urkundlichen Nachweisungen in me i n er Ab- 
hand!. der ltfissbrauch de,. geistl. Amtsgewalt (in me i n e r u. Do Yes Ztschr. 
f. .A-R. Bd. 10. S. 52. Anm1\:. I. u. S. 65. Anm1\:. I. Beispielsweise: Yer- 
füg. an den Inspector zu Altenoetting, dass die Yotivgelder und anderes 
bei der heil. Kapelle daselbst allein im Kamen des Landesherrn verwaltet 
und von dem Ordinarius kein Eingriff gestattet werde. Dasl) aber dies keine 
yereinzelte Erscheinung war, ergeben die Beschwerden, welche die B a i e- 
r i s c 11 en Bischöfe i. J. I7ï2 aufstellten: .lIIscþt. der Königl. Bibliotlzek z. .lI1z'1/- 

hell Cod. bav. No. 2Iï
. fo1. 71 ff.: ,,5 omnia monasteria, religiosasque 
personas episcoporum curae et sollicitudini tam quoad interna spiritualia et 
ecclesiasticam disciplinam, quam quoad temporalia, illorumque inspectionem 
subtrahi. 6) R. R. D. D. Ordinariis subtrahitur notitia et cognitio bonorum 
ecclesiae, quae privatae dispositioni potestatis saecularis subducuntur, hillc 
sine praescitu R. R. Episcoporum in plerisque dioecesibus bona et reditu., 
ecclesiarum nun tantum a saecularibus privative administrantur, yerum et 
dispensantur, dissipantu
 f et quandoque etiam \"iolcnter eripiuntur, neque 
rationes, vel debito tempore redduntur, yel ordinariorum eJ\..amini et applO- 
bationi submittuntur; quale 7) non paucae in Bavaria Ecclesiae eo red.1ctae 
sunt, ut yix necessariis expensis sustentandis sufficiant, et non raro piae 
fundationes et intentiones fundatorum adimplere amplius nequeant, et ideo 
8} Saepius tales fundationes solo metu potestatis temporal is in alÌ:1s absque 
consensu et approbatione ordinariorum permutantur sine eo, quod econtra 
in ca<;u necessitati'ì idem ius permutandi R. R. D. D. ordinarii
, quibus ta- 
men de iure competit, reciproca aequitate cbncedatur. H 
3) Siehe dasselbe und das Postscriptum v. 21. August Iï9I. Bci- 
la
e CXII. 
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waltung des gesan1mten Kirchenvermögens einschliesslich der Stif- 
tungen, gleich es jewez"ls 'l'or li1ifilrdenklzehen Zezïen gewesen. 
Vnd dabei wird ausdrücklich bemerkt, ùass diese Bestimmun- 
gen im Einverständniss mit den katholischen Ordinarien getroffen 
worden seien. 
l\Ieint man wirklich, dass den damaligen Geistlichen der Sinn 
des \Vestphälischen Friedens abhanden gekommen war, und erst der 
Freiburger Curie die wahre Bedeutung auf Grund der trefflichen 
- Quellenforschungen aufgegangen sei, die wir schon oben gebührend 
gewÜrdigt haben? 
V nd das Alles geschah zur Zeit des deutschen Reiches, wo 
al
o die Beschreitung des Rechtsweges offen war, wo die Organisa- 
tion des Corpus Catholicorum die Realisirung aller Beschwerden 
verbürgte! 
Auch der Reichsdeputationshauptschluss änderte Nichts an den 
bestehenden Verhältnissen. 
Derselbe bestimmte I
 63: DÙ! bÙherige Religionsiibung eines 
jeden Landes soli gege1Z Auj'hebltng und Krå"nkung aller Arl ge- 
schiUzt seÙz; insbesondere soli jeder Religion der Besilz und zt1zge- 
sÜlrie Genttss ihres eigenlhiimlzehen J{z'rchelwermilgens allch Schuifonds 
llach der Vorschrift des Westphá'lischen Friedens llngeslò'rt zrerblez"beJl
. 
dOll Landesherrn stehl jedoch frei, andere Relz'gionsz'erwandle zu 
liltlden und ihnen den Z'ollen Genltss biirgerlzeher l?echle Zit gestalten, 

 65: Fromme und nu'lde Slij'tungen sind 'lvÙ! jedes PrizrateigenthuJJl 
zu conse;'l'ire1Z, doch so, dass sÙ! der landesherrlzehen Azifszehl und 
Lezlung unlergeben blez"ben. 
Durch die Beziehung auf den \Vestphälischen Frieden wirù der 
Sinn der Bestimmung deutlich, die auch an sich keiner Erklärung 
beùarf. \Vie nach dem \Vestphälischen Frieden sollen auch jetzt 
die Stiftungen ihr Eigenthum behaIten, d. h. nicht säcularisirt 
werden, und der Confession zum Genusse erhalten werdep. 
Aber es wurde diese Concession geradezu an die BeLlingung 
gekniipft, dass solche Stiftungen der landesherrlichen Aufsicht und 
Leitung untergeben bleiben solI ten. 
Damit wurde allerdings' die Existenz dieses' landesl:errlichen 
Rechts von ùer Erledigung einer Thatfrage abhãngig gelnacht. 
Aber diese bedurfte keine'r Lösung in jedem concreten Fan; sie 
war durch die gesarnlnte deutscl:e Territorialgesetzgebung gelöst. 
Es sollte eben die landesherrliche Verwaltung der milden Stiftungen 
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bleiben, wie sie sich seit dem sechszebntcn Jahrhundert und frÜher 
allgen1ein in Deu schland herausgebildet batte. . 
Ein Zweifel war nur ll1Öglich bei den geistlichen Staaten, \VO 
die duplex persona des Landesherrn niemals deutlich erkennen lie
3. 
ob die von ihm wahrgenornmenen Functionen in den staatlichen 
oder kirchlichen K.reis seines An1tes fielen. 
Aber auch bei dies en ist mit Fug anzunehmen, dass ihre 
Thätigkeit den milden Stiftungen gegenÜber den landesherrlichen 
Befugnissen entsprang,I), und jedenfalls 111ussten die Stiftungen, so- 
bald sie aus den Zwitterstaaten in wirkliche übergingen, del11 in 
diesen geltenden öffentlichen Recht unterworfen werden. 
Dabei n1USS auch Boch darauf hingewiesen werden. dass nach 

 3
 ff. des Reichsdeputationshauptschlusses alle Stiftungen, Anstal- 
ten und GÜter, weIche' säcularisirten Corporationen zustanden, Staats- 
gut geworden sind. . 
\Y ürde n1an also irriger \Y cise annehmen, dass beispielswei
e 
die oben aufgeführten n r u c h s a I e-r Stiftungen, Eigenthum des Bis- 
thums S p e i e r waren: seit der Säcularisatiol1 des Bisthums wÜrden 

ie dann ihr Bestehen nicht den1 frühern Recht, sondern der Gnade 
des Staates yerdanken. 
Endlich steht auch die badische Gesetzgebung den1 Stiftul1gs- 
gesetz nicht entgegen 2). 
Nimmt nun nach alledem dieses den Stiftungen ihr prh'at- 
rechtliches und reichsgesetzlich garantirtes Eigenthun1? Es wäre 
ycrwegen, das zu behaupten. Schädigt es Privatrechte der K.irche? 
Es wäre nicht einzusehen, welche. Entzieht cs den K.atholiken den 
reichsgesetzlich gewährten Genuss? Es kann das un1 so weniger 
zugcstanden werden, als nicht behau}Jtet werden kann, dass die 
kåtholische Yerwaltung an ei n die Rechte cler I
atholiken garantire. 
1m Gcgentheil, katholi.sche Schriftsteller gcben selbst zu 3 ), class 
kathoIische Stiftungen bisher bei der Gel1ussberechtigung factisch 
die Confession ausser Acht liessen, sOlnft cler That nach aus edlen 
und nur zu billigenden l\Iotiven die K.atholiken yerkÜrzten. Das 
kann eine confessionslose Yerwaltung n i e thun. Gerade weil sie 


I) So aueh Ratzinger a. a. O. S. 34-8. 
2) Ieh verweise hierfür auf die eingehenden Erörtcl ungen in dem cit. 
C l mmissiollsberiClzt des Dr. Gri 111 m, die ich Beilage CXUr. abdruckcn Lb:--e. 
3) Schulte, GutacJzten. S. 14. 
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ausserhalb der genussberechtigten Confession steht, wird sie nlit urn 
so grösserer Genauigkeit die confessienellen Bedingungen berück- 
sichtigen müssen. U nd ausserdern ist ja die confessionelle Yerwal- 
tung nicht einmal ausgeschlossen, yiehnehr bei jeder irgendwie be- 
deutenden Stiftung einfach in das Belieben der Genussberechtigten 
gesetzt. - 
Aber, sagt man, der Staat, indern er U nterrichts -, K.ranken- 
und Arrnenstiftungen für weltliche erklärt, beraubt damit die J(irche 
ihrer Hauptthätigkeit, die sich gerade auf diesen Gebieten entfalten 
soIl. Der V orwurf haftet an einer blossen Form des Gesetzes. 
Der Gesetzentwurf, indern er die genannten Stiftungszwecke 
fÜr weltliche erklärt, thut das nur ganz bestimrnter Consequenzen 
wegen, lediglich urn daraus das Princip für die \Terwaltung zu 
gewinnen. 
Er hätte eben so gut sagen können: es giebt kirchliche Stif- 
tungen, bei denen die Verwaltung der K.irche zusteht, und andere 
kirchliche, bei denen sie der Staat irnnler besessen hat und jetzt 
wieder besitzen will. Das wäre der Sache nach das G leiche gewe- 
sen, und wer hätte dann sagen können, dass der Staat abstract 
,die Thätigkeit auf den genannten Gebieten der J(irche abspreche? 
Thut er es aber nicht für die Zukunft, indem er solche Stif- 
tung-en nlit kirchlicher Yerwaltung nicht zulassen will? 
Auch dieser V orwurf ist insofern zurückzuweisen, als der Staat 
seine Rechtsphäre dabei nicht überschritten hat, und er auch fac- 
tisch nicht begründet erscheint. 
Einmal ist zu berner ken, dass da jede Stiftung YOln Staate 
Rechtspersönlichkeit erhält, da der die Person erzeugende \Ville des 
Stifters erst durch den Staat yerwirklicht werden kann, dieser auch 
an und für sich juristisch befugt ist, die Bedingungen vorzuschreiben, 
unter denen er die Persönlichkeit zur Existenz kOlnmen lassen will. 
Das kann yom politischen Standpunkte aus für hart oder un- 
zweckmässig erklärt werden, für rechtl!ch unzulässig nienlals. 
U nd andererseits kann denn die Kirche nicht nach \yie yor 
ihren Aufgaben bei den jetzt für weltlich erklärten Stiftungen nach- 
kornmen? 
In denl Schulrathe ist den GeistIichen rechtlich die l\litglied- 
schaft und facti'5ch der Y orsitz zugestanden. Dass sie davon keinen 
Gebrauch machen, ist lediglich Schuld der Curie, und möchte fast 
glJ.uoen nlachen, dass die Kirche ihren abstracten Rechtsstal1dpunkt 
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höher stellt als den concreten Nutzen, welchen sle In den Gemein- 
den zu stiften vermag. 
In dem nach dem Gesetze v. 5. l\Iai 1870 gebildeten Armen- 
rathe ist der GeistIiche gleichfalls vertreten (s 26.), und besteht bei 
der Krankenpflege die Aufgabe der J{irche, in der Verwaltung des 
dafür bestimmten \T ermögens, oder in religiösem Beistande und 
körperlicher Hilfe? \YO ist aber diese ausgeschlossen? 
Ausserdem kann aber die Kirche ihre ì\Iittel nach wie vor zu 
allen Zwecken anwenden, die sie als in ihren Beruf fall end angiebt; 

ie kann dazu Gelder sammeln, sie kann sich solche schenken las- 

en, sie kann aus letztwilligen Verfügungen Vermögen erwerben, 
das durch einen bei der Disposition getroffenen modus geradezu 
den gedachten Zwecken dienen solI 
Nur zwei Schranken sind ihr gezogen: Es kann keine Stif- 
tung unter ihre Verwaltung gestellt werden. Aber wir haben schon 
(larauf aufmerksam gemacht, dass auch umgekehrt keine Schul- oder 
Armenstiftung ihrer l\Iitbetheiligung entzogen werden darf. 
Und weiter: Die kirchliche l\Iildthätigkeit darf nicht den Cha- 
rakter der öffentlichen Armenpflege tragen. 
Ob diese letztere Bedingung politisch zu rechtfertigen ist, mdg 
vom Standpunkte der J{irche aus bestritten werden; dass der Staat 
zu ihrer Festsetzung juristisch berechtigt ist, steht ausser allem 
Zweifel. 
Er kann und darf gewisse Acte und Thätigkeiten von eminent 
öffentlichem Charakter für sich Jnonopolisiren, und er wird Uln so 
weniger daran behindert sein, wo es siçh wie hier urn die U eber- 
nahme einer Pfiicht, einer Last handelt. 
Freilich ver1etzt er dabei ein wohlerworbenes Recht der Kirche, 
wofür diese sich auch wieder auf das reichsgesetzIich garantirte 
exercitium religion is berufen könnte und berufen hat, aber wieder 
sind es keine privaten sondern öffentliche Rechte, die hier in Frage 
kommen, und wieder gelten çie oben \'on uns ausgeführten Grund- 
sätze. Und liegt denn die Sache anders als beispielsweise bei der 
Ehe? Auch hier nimmt die Kirche als ein wohlerworbenes Recht 
die Gerichtsbarkeit für sich in Anspruch. Nicht einmal in Preus- 
sen, \Yo man mit den staatlichen Befugnissen der Kirche gegenüber 
freigiebig genug geschaltet hat, ist ihr dieselbe gewährt worden. 
Eq wird gemeinrechtlich als ein Zeichen des exercitiun1 religionis 
publicum angegeben. dass die Cultushandlungen der Geistlichen D1it 
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bÜrgerlichen \Virkungen bekleidet sind: Und der Staat hat doch 
Civilehe eingeführt, und muss das noch thun, wo er bisher ge- 
zögert hat. 

I. a. \V.: Die Sonderung der Competenzen, das iudiciuln 
fini urn regundoruln zwischen Staat und Kirche, welches die letztere 
durch Forderung ihrer Frez'hezÏ selbst provocirt hat, wird und muss 
überall zu einem ähnlichen Riss der wohlerworbenen Befugnisse 
fÜhren. Dafür erfreut die Kirche sich in Deutschland der Emanci- 
pation vom Staate, die jeder, welcher die delltsche geschichtliche 
Entwickelung ins Auge fasst, niemals für ein wohlenvorbenes Recht 
der Kirche ausgeben kann. 
Doch weiter wird eingeworfen, dass das Gesetz mit der einen 
Hand nehme, was es mit der anderen gewähre, dass es der Kirche 
gestatte, Verrnögen zu jederrÍ beliebigen Zwecke zu erwerben, dies en 
Erwerb selbst aber von seiner Genehmigung abhängig mache. 
Das Amortisationsrecht des Staates - denn urn dieses handeIt 
es sich - ist in Deutschland alt hergebracht, und aus dem ius 
Circa sacra des Staates zu rechtfertigen I). Selbst der Staat, . wel- 
cher auf sein Kirchenhoheitsrecht grundsätzlich verzichtete - Bel- 
g i en - hat es b
ibehalten 2). 
In neuerer Zeit wird seiner Aufhebung das 'VVort geredet, und 
luan kann aus politischen Gründen dafür oder dagegen sein, in1 
Principe. muss es dem Staate zugestanden werden 3). 
Endlich aber, urn die vielen anderen Bemängelungen des Ge- 
setzentwurfes, welche in dem COlnmissionsbericht des Abgeordneten 
Dr. Grimm ihre, wie wir meinen, hinreichende Erledigung gefunden 
haben, zu übergehen, ist namentlich Klage geführt worden, dass 
durch das Gesetz bezüglich der Stiftungen der Rechtsweg abgeschnit- 
ten und die VerwaltungswiIlkür etablirt worden sei. 
Auch das können wir in keiner \Veise zugeben. 'VVir haben 
schon oben ausgefÜhrt, und es ergiebt sich als Consequenz unserer 
Deduction, dass die Administration der Stiftungen durch das öffent- 


I) Vgl meine Schrift De fi1lium etc. a. a. O. 183 ff. - Selbst von den 
geistlichen Regenten wurde es in ihrer Eigenschaft als Landesherrn gehanJ- 
habt. V g1. H a h n, De eo quod iustu1Jl est circa bonor. immob. ad manus 11lùr- 
lUllS trallslatione. (lIfogzmt. 1746.) 
2) Vgl. meine K
chweisungen in meiner u. Doves Ztschr. f. KR. 4, 
38 I ff. 
3) V g1. die N achweisungen bei R i c h t e r f ](R. S. 938. 
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Iiche Recht der K.irche oder dem Staate gcwährt ist, dass die Frage 
nach der rechtlichen !\atur der Stiftungen gleichfalls dem öffent- 
lichen Rechte angehört. l\Iithin gebührt die Cognition etw diger 
Rechtsstreitigkeiten - von den priyatrechtlichen ist abzusehen, und 
für diese ist auch nach dem Gesetze die Competenz der bürger- 
lichen Gerichte begründet - dem Gerichtshofe, welch en die Staats- 
organisation für Streitigkeiten des öffentlichen Rechts geschaffen hat. 
Dass dieser Gerichtshof nicht die genügende Garantie der Rechts- 
sicherheit und U nparteilichkeit bietet, wie kirchlicher Seits behauptet 
wird I), kann an der Nothwendigkeit, die Competenz desselben an- 


I) Das Gesetz v. 5. October 1863 giebt über den Verwaltungsgerichtshof 
foIgende V orschriften: 
S 15. Der Yerwaltungsgerichtshof entscheidet in Ietzter Instanz: 
1) in den Fällen der SS 5 und 56 dieses Gesetæs. 
2) über die Verpflichtung und Fähigkeit zur Theilnahmc an den unter 
YermitteIung des Staats für öffentliche Diener gegründeten "\Yittwen - unrl 
Pensionskassen; 
3) über die SchuIdigkeit zu Staatsabgaben und deren Grö::;se und über 
den Anspruch auf Zurückerstattung zur Ungebühr bezahlter Staatsabgaben, 
mit Ausnahme jedoch der Beschwerden üb
r Anwendung des Yereinszoll- 
tarifs, hinsichtlich deren es bei den betreffenden Bestimmungen sein Bewen- 
den behält; 
4) über den 
treitigen Anspruch auf das badische Staatsbürgerrecht; 
5) über den Ersat.l der Kosten in den Fällen der 

 29 und 2f)a dö 
PoI izeis traf gesetz buchs. 
Die Staatsregierung ist befugt, auch in anderen aIs den hier beæichne- 
ten Fällen streitige Fragen des öffentIichen Recht!:' der Entscheidung de;, 
Yerwaltungsgericht::ihofes zu unterstellen. 

 IÚ. Del Yerwaltungsgerichtshof urtheilt in Yersammlungen von 5 

IitgIiedern. Die Staatsregierung wird die etwa erforderlichen Ersatzrichter 
aus Rechtsgelehrten ernennen, welchen keine Yerwaltungsämter übertragen :sind. 

 17. Der Yerwaltungsgerichtshof ist ,"erpf1ichtet, vor seiner Entschei- 
dung einen Yertreter des Staatsinteresses zu hören, der in der Sitzung de
 
Gerichts seine Antr:ige stellt und begründet. Demselben s;nd YOl
her die 
.\cten zuzustellen oder deren Einsicht zu ennöglichen. 
Die l\Iinisterien werden für ihren Gcschäftskreis den oder die Stell\"er- 
treter des Staatsinteresses dem Yerwaltungsgerichtshof bezeichnen. E!-' steht 
ihnen frei, für den einzelnen Fall eillen besonclers beauftragten Beamten 
ablusenden. 

 18. Die Yerhalldlung der Yerwaltungsstreitigkeiten vor clem \r erwal- 
tungsgerichtshof geschieht in der Rege] öffentlich und mündlich. Die P,u- 
teien können sich durch Be'"ollmächtigte vertreten las!:'en unci es kl>nnen je 
nach Bedürfniss Zeugen einvernommen und Sac1n-erstäl1dige zugc70gen wer- 
den. Dem Erkenntni
,.., -;ind Entscheidungsgriinde beizufügen. 
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zuerkennen nichts ändern, sondern würde höchstens eine Reform 
des Gerichtshofes beding-en. 


. 


Das Yerfahren in Yerwaltungstreitigkeiten wird vorerst durch eine Re- 
gierungsverordnung geregelt, welche YOr oder mit der Einführung der neuen 
Organisation für Verwaltungsrechtspflege erlassen wird. 

 20. Den Landescommissåren können besondere Befugnisse in Belug 
auf die Beaufsichtigung der Kreisverbãnde, der Bezirksverbãnde und des 
Gemeindewesens oder in Bezug auf andere zum Geschäftskreise des 
liniste. 
riums des Innern gehörige Gegenstände durch Verordnupg zugewiesen werden. 
Ausserdem giebt die Verordn. '-. 12. Juli 186-t- folgende Vorschriften 
über das Yerfahren ,.or dem Yerwaltungsgerichtshofe: 
9 99. Für die Ablehnung der l\litglieder des Verwaltungsgerichtshofes 
wegen rechtlicher Unfåhigkeit oder besorgter Befangenheit gelten die bezüg- 
lichen Bestimmungen der bürgerlichen Prozessordnung. 
'Yird die 
lehrzahl der 
Iitglieder oder der Prãsident des Verwaltungs- 
gerichtshofes abgelehllt, so entscheidet das l\linisterium des Innern über das 
Ablehnungsgesuch und' ernenllt, wenn der Ablehnung stattgegeben wird, 
für den einzelnen Fall die erforderlichen Ersatzrichter nach 
 16 des Yer- 
walt u ngsgesetzes. 

 100. Für aIle Endentscheidungen tritt der Y erw J.ltungsgerichtshof in 
Versammlungen von fünf Mitgliederll - den Vorsitzenden mit eingerechnet, 
zusammen. Die einzelnen :ðIitglieder treten nach einer zum V ora us bestimm- 
ten Reihenfolge ein. Y orbereitende Yerfügungen können ill Versammlungen 
von 3 ,Mitgliedern berathen werden. 
Für andere Fragen, wobei der Verwaltungsgerichtshof nicht als Gericht 
Erkenntnisse zu fãIlen hat, versammelt er sich im vollen Rath. 
9 101. Die Erkenntnisse des Verwaltungsgerichtshofes werden in ge- 
heimer Berathung gefasst, welcher nur die l\litglieder des Gerichts und der 
ProtokoIlführer anwohnen. Für die in dem Erkenntnisse ausgesprochene 
Entscheidung müssen mindestens drei Stimmen vorhanden sein. 
Die Erkenntnisse und sonstigen Beschlüsse des Yerwaltungsgerichts- 
hofes werden im Concept von dem Pdisidenten und zwei l\1itgliedern Ullter- 
zeichnet. Die Ausfertigul1gen der Erkenntnisse unterzeichnet der Prãsident 
und der Referent, aIle übrigen Ausfertigungen der Prãsident allein. 
S. 102. Ueber die Yerhandlung in den öffentlichen Sitzungen werden 
l'rotokolle geführt, welche die Benennung der anwesenden Gerichtsmitg1ie- 
der, der erschienenen Vertreter des Staatsinteresses, der Betheiligten und 
ihrer Anwãlte, die Bcmerkung über die gehaltenen Y ortrãge und gestelltcn 
Antrãge und die Aufzeichnung aller derjenigen Punkte enthalten, deren 
schriftliche Feststellung entweder von den Betheiligten verlangt oder Yon 
clem Gerichte angeordnet wurde. 
Eben so wird in demselben die gefasste Entscheidung beurkundet. 

 103. Die Bestimmungen der bürgerlichen Prozessordnung über die 
Vertretung der Parteien durch BeyoIlmãchtigte yor den Collegialgerichten 
gelten auch für die Vertretung '.or dem Verwaltungsgerichtshof. 
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Aber seit wann ist denn die Freiburger Curie in derartigen 


Rechtsgelehrte 
Iitglieder von Staatsstellen können als Vertreter des 
Fiskus vor dem Venvaltungsgerichtshof auftreten. 
S 10 4. 'Venn die Akten in Gemãssheit des S 91 clem Verwaltungsge- 
richtshof eingesendet worden sind, so können dieselben von den Betheilig- 
ten und ihren Anwãlten nur auf der Canzlei des Gerichtshofes eingesehen 
werden. Eine Versendung an auswärtige Behörden zu diesem Zweck findet 
nicht statt. 

 105. :Nach Einkunft cler Acten bei dem Verwaltungsgerichtshof be- 
stellt der Präsident ein :\Iitglied zum Referenten. 
Findet dieser, dass die Sache zum Spruch noch nicht reif sei, und sind 
die Unvollständigkeiten von der Art f Jass sich die nöthigen Aufklãrungen 
und Ergänzungen nicht durch die mündliche Verhandlung in der öflent- 
lichen Sitzung envarten lassen, so beantragt er in geheimer Sitzung die er- 
forderlichen V orverfügungen. 
S 106. Sind die V orverhandlungen vollst
indig, so fertÏgt der Referent 
eine kurze Zusammenstellung des :Materials unter Hinweisung auf die bei 
der Entscheidung in Bctracht kommenden Rechtsfragen. 
Die Akten werden hierauf mit dieser Zustammenstellung dem Vertreter 
des Staatsinteresses (
 17 des Verwa1tungsgesetzes) zur Einsicht binnen 
3 Tagen zugestellt. Diesem bleibt unbenommen, seine Anträge schon jetLt 
kurz den Akten beizufiigen vorbehaltlich der späteren Begründung in def' 
Sitzung des Gerichtshofes. 
Die Zusammenstellung des Referenten mit der Bezeichnung der Rechts- 
fragen muss 3 Tage vor der Sitzung zur Einsicht der Betheiligten, Duer 
Anwä1te und der Gerichtsmitglieder auf der Kanzlei des Gerichtshofs aufge- 
legt werden. 

 107. Die von den )linisterien bezeichneten ständigen Vertreter des 
Staatsinteresses werden zu allen Sitzungen des Verwaltungsgerichtshofes, in 
welchen entscheidende Beschlüsse über anhängige VerwaltungsstIeitigkeiten 
gefasst werden sollen, durch 
littheilung der Tagesordnung noch besonders 
eingeladen. 
\Vird für den einzelnen Fall ein besonders beauftragter Beamter zur 
\"ertretung des Staatsinteresses abgesendet, so hat dieser sich spãtestens in 
der Sitzung durch V ollmacht zu legitimiren. 

 108. Die spruchreifen Sachen werden zur mündlichen Verhandlung 
ausgesetzt und hierauf in eine Liste eingetragen, welche in Doppehchrift 
geführt wird. Das eine Exemplar derselben win.! dem Priisidenten vorgelegt, 
das andere auf der Registratur zu Jedermanlls Einsicht aufòewahrt. 
S 10 9. \Yenn eine angemessene Za111 spruchreifer GLgenstållde vorhan- 
den ist, so setzt der Präsident die Tagfahrt zur öffentlichen mündlichen 
\"erhandlung auf einen der \Vochentage fest, welche im Voraus zur Abhal- 
tung der öffentlichen Sitzungen bestimmt werden. 
SIlO. Die Tagesordnung der in einer öffentlichen Sitlung zu verhan- 
delnden Gegenstãnde wird an der Gerichtstafel bek annt gemacht und dem 
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Fragen so difficil: oder hat sie an ihrem Prosynodd.lgericht negative 


Prãsidenten und jedem .Mitglied des Gerichtshofes so wie den Vertretern der 
.Ministerien, sofern sie bei einem der .zu verhandelnden Gegenstände bethei- 
ligt sind, zugestellt. 

 II I. Die Betheiligten und ihre Anwãlte werden zu der Sitzung gegen 
Beschèinigung besonders vorgeladen und zwar unter Hinweisung auf die 
Bestimmung in 
 53 dieser Verordnung. 

 I 12. Der V orsÍtzende des Gerichts eröffnet und leitet die Verhand- 
lung und ertheilt das "\V ort zum V ortrage. 
Die zur Verhandlung ausgesetzten Sachen werden der Reihe nach auf- 
gelufen. Sind die Parteien nicht erschienen, so wird die Sache zur Ver- 
handlung am Schlusse der Sitzung zurückgelegt. 
Zunãchst ertheilt der PTãsident den Parteien, welche erschienen sind, 
oder deren Anwälten das "\V ort zur thatsächlichen und rechtlichen Begrün- 
dung ihrer Antrãge. Hierauf werden die Beweise erhoben, die etwa ge- 
ladenen Zeugen und Sachverständigen mündlich vernommen oder deren 
frühere Aussagen und Gutachten verlesen, und ebenso die entscheid
nden 
Stellen der Beweisurkunden vorgelesen. 
Der V orsitzende und jedes :J\Iitglied des Gerichts so wie der Vertreter 
des Staatsinteresses können, wenn es zur Aufldärung ð.er Sache nothwendig 
erscheint, Fragen an die Betheiligten selbst, an deren Anwãlte oder an die 
Zeugen und Sachverstãndigen rich!en. 
N ach Beendigung der Beweiserhebung ertheilt der Präsident den Par- 
teien oder ihren Anwälten nochmals das "\V ort zum Vortrag ihrer Schluss- 
ausfùhrungen. 

 113. Sind die Parteien ausgeblieben, so beginnt die Verhandlung 111it 
einem V ortrag des Referenten über die Thatsachen des Streites, das Erkennt- 
niss erster 1nstanz, die dagegen aufgestellten Beschwerden und die Erklä- 
rungen des Gegentheils. 
1st nur' eine Partei erschienen, so wird diese zunächst zum V ortrag de!' 
Streitverhältnisses und zur Begründung ihrer Anträge zugelassen. Der Re- 
ferent hat hierauf, so weit es zur Vollsßndigkeit der Verhandlungen erfor- 
(!erlich ist, diesen Vortrag durch Mittheilung der Erklãrungen und Antr
ig(; 
des Gegentheils aus den Akten zu erg
inzen. 
Sodann folgt die Beweiserhebung. 

 114. Vor dem Schlusse der öffentlichen Verhandlung wird der Ver- 
t;eter des Staatsinteresses veranlasst, seine Antrãge zú stellen und zu begründen. 

 1 15. Der V orsitzende hat dafür Sorge zu tragen, dass"\Y eitEiufigkeiten 
in der mündlichen Verhandlung thunlichst abgeschnitten und die Ruhe unci 
Ordnung der Verhandlung nicht gestört werde. Er übt zu diesem Zwecke 
die Polizei über aIle im Sitzungssaale anwesenden Personen. 

 II6. Verletzung der dem Gerichtshofe schuldigen Achtung, Beleidi- 
gungen gegen denselben oder gegen die Betheiligten und ihre Vertreter wer- 
den sogleich mit Erinnerung, Verweis, Fortweisung und erforderlichenfalb 
Gcf:1.ngnissstrafe his zu drei Tagen belegt. 
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Studien Über die nothwendigen Requisite der Gerichtsyerfassung und 
des Prozesses gemacht? \Venigstens wäre l\Iaterial dazu yorhanden I). 


Der Gesetzentwurf i5t mit elnlgen l\Iodificationen, die èem 
kirch1ichen Standpunkt noch mehr Rechnung tragen 2), von beiden 
Ständeka.mmern genehmigt, am 5. l\Iai 18jo als Gesetz publicirt 3), 
mit einer Ausführungsverordnung 4) versehen worden und ins Leben 
getreten. 
Dis Capitelsvicariat protestirte in üblicher \Veise 5). Natürlich 
ohne jeden Erfolg. 


1m letzteren FaIle wird das Erkenntniss von dem Gerichtshofe erlassen 
und Cil1 Protokoll über den V organg aufgenommen. Die Strafe wird durch 
das am Sitze des Gerichtshofes befindIiche Bezirksamt, welchem das Proto- 
koll mitzutheilen ist, sofort vollzogen. Ein Rechtsmittel ist nicht zuläs
ig. 
I) Vgl. oben S. 22 fr. 
2) Hierher gchört auch namentlich 
 42. 
3) Beilage CXIV. 
4) Beilage CXV. 
5) Beilage CXVI. 



XI. 


Die Domdechantenwürde wird In Baden nach den Grund- 
sätzen der Bulle Ad domÙÚci gregls custodiam vom II. April 1827 
besetzt I). 
Danach hat abwechselnd Capitel und Erzbischof dem Landes- 
herrn eine Liste von vier Candidaten zu Überreichen, von welchen 
dieser die ihm ungenehmen streichen und der Erzbischof beziehent- 
lich das Kapitel einen der nicht bemängelten binnen vierwochent- 
licher Frist zu wählen hat. 
Die V orschriften der Bulle werden aber noch erweitert durch 
die Normen des gleichfalls von der Regierung mit der Curie ver- 


I) Die betreffende Bestimmung lautet: "Quarto: Capitula, tam metro- 
politanum quam cathedralia pro prima vice eo, qui sequitur f modo efforma- 
buntur. Postquam archiepiscopus vel episcopus respective Sanctae Sedis 
auctoritate fuerint instituti, eis a Sum?1o Pontifice committetur, ut ejusdem 
Summi Pontificis nomine ad nominationem decani, canonicorum et vicariorum 
capituli procedant, iisque dent canonicam institutionem. Deinceps vero, quo- 
tiescumque decanatus, aut canonicatus vel vicariatus vacaverint, archiepiscopus 
ver episcopus cum respectivo capitulo alternis vicibus intra sex hebdomades 
a die vocationis proponent summo territorii Principi quatuor candidatos in 
'iacris ordinibus constitutos iisque praeditos qualitatibus, quas sacri canones 
in capitularibus requirunt. Quod si forte aliquis .ex ipsis candidatis summo 
territorii Principi minus sit gratus, id quamprimum archiepiscopo vel epis- 
copo vel respective capitulo idem summus Princeps indicari curabit, ut ab 
e1en<!ho candidatorum dele-atur; tunc vero archiepiscopus aut episcopus ad 
col1ationem dec
.matus, canonicatus aut praebendae seu vicariae, vel re- 
!;pective capitulum intra quatuor hebdomades procedet ad nominationem 
unius ex reliquis candidatis cui archiepiscopus aut episcopus canonicam da- 
bit institutionem," - 
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cinbarten Rechts, welches in dem Breve Dz"em quem 'l}o/z"s VOITI 21. l\Iai 
18271) niedergelegt ist, und wonach der Gewählte keine dem Fürsten 
ungenehme Person sein soIl 2). 
Danlit ist eine wichtige Liicke der Bulle im Interesse der con- 
cordia ÏInperii et sacerdotii ausgefüllt worden. Denn es liegt auf 
cler Hand, dass \Venn die der Regierung iiberreichte Liste die N alnen 
von vier oder drei missliebigen Candidaten enthält, diese aber nur 
höchstens zwei Namen streichen darf, urn eine \Vahl offen zu lassen, 
im ersten Fall bestimmt, im zweiten möglicher \Yeise ein missliebiger 
Candidat gewählt wird. 
Die l\Iöglichkeit ist nun durch die Anordnungen des Breve aus- 
geschlossen, und es ergiebt sich demnach, dass eine Liste der oben- 
genannten Art von der Regierung dem \Vahlberechtigten so lange 
zurückgegeben werden kann, bis die \Vahl einer persona minus gratd 
vollkommen unmöglich wird. 
Freilich spricht das Breve Diem quem votz"s formell nur von der 
crsten Besetzung der Capitelsstellen. Allein die vereinten Staaten 
cler oberrheinischen I(irchenprovinz monirten diesen F ehIer sofort 
in einer an den römischen Hof gerichteten Note vom 10/27 August 
1827, und die Antwort der Curie Iautete: I'illtelltloll de S. S. étallt 
que la Bulle s1tsdzÏe et ce Brif leur ser'l)e de llorllle à suzi're COlI.' 
stamme1l! lorsqu'lÏs aurOllt à re1?JPlacer par de 11OUZ)eattX Capitulaire'Î 
ceuv'l' qztz" vielldroll! successl'l)enzell! à nzanquer 3 ). 
Somit ist auch die Disposition des Breve, denen der Bulle 
analog von dauernder I(raft. 
\Veiter kommt aber noch die Bestimmung des Staatsgesetzes 
Yon1 9. October 1860 in Betracht, dessen 
 9 die Erlangung von 
l
irchenänltern an den Besitz oder die Erlangung des badischen 
Staatsbürgerrechts knüpft. 


Am .f. September 1865 starb der Domdechant Dr. von lI.ir- 
s c her und am 4. October überreichte der Erzbischof, dem diesmal 
die Resetzung der erledigten Stelle zustand, eine Liste, welche die 
, 
Kamen enthielt: Dr. Baudri, \Veihbischof in I(öln, Dr. Eber- 
hard, \Veihbischof in Trier, Dr. Laurent, freiresignirter aposto- 


I) Beilage ex VII. 
2) Vgl. Herrmann, Das staatliclze Veto bei Bischofswahlen nacll dem 
Reclde der oberrlzeinischell Kirchenprovinz (Heidelberg 1869). 
. 
3) Herrmann a. a. O. 70. 
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lischer Vicar von Luxemburg, und Dr. Dieringer, Professor in 
H 0 n n uod Domcapitular von K ö I 11 1). 
AIle diese Personen waren schon 111ehrfach bei Jeutschen Bischofs- 
wahlen in Betracht gekonlmen, und regehnässig Seitens ihrer Regie- 
rungen als personae minus gratae bezeichnet worden, Dr. Baudri 
sogar in Baden selbst, als es sich darum gehandelt hatte, dem 
greisen Erzbischofe einen Coadjutor zu geben. 
AIle vier Candida ten waren ferner Ausländer, die das badische 
StaatsbÜrgerrecht nicht besassen, und denen es auch nicht ver- 
heissen war. 
Die Regierung knüp'"fte don diesen letzterell U mstand an, utH 
die Liste Connell zurückzuweisen, obgleich die Erkundigungen über 
die Personen der Candidaten so ausfielen, dass sämmtliche als per- 
sonae Ininus gratae hätten bezeichnet werden müssen. 
Der Erzbischof nahm indessen von der Erörterung der Frage, 
ob das Gesetz von 1860 für die Capitelswahlen maassgebend sei, 
Abstand, legte auch, nachdem Dr. E b e r h a r d zum Bischof von 
Trier gewählt war, eine neue Liste vor. Dazu hatte der Papst 
seine specielle Genehmigung gegeben, während er gleichzeitig den 
Erzbischof höchlichst belobte, weil dieser die Anerkennung der von 
der Regierung betonten Nothwendigkeit des badischen Staatsbürger- 
rechts verweigert habe. 
Als ob nicht der Erzbischof schon nach denl Breve zur V or- 
leg-ung einer neuen Liste v e r p fl i c h t e t, und es für die badische Re- 
gierung nicht völlig gleichgültig gewesen wäre, Ausländer in schonen- 
der Weise aus formellen Gründen zurückzuweisen oder in einer denl 
Verfahren der Curie entsprechenden Art als personae minus gratae 
zu bezeicþnen und in beiden Fällen das gleiche Ergebniss zu erzielen. 
Auf der neuen Liste stand obenan der Bischof von Mainz, 
\Vilhelm Emmanuel von Ketteler. 
Es konnte das an und für sich nicht befremden. Das Be- 
streben des genannten Prälaten, Nachfolger des Herrn von Vicari 
zu werden, war schon mehrfach der Regierung bemerklich geworden, 
und Herr von Ketteler hatte sich, als die Frage der Coadjutor- 
wahl auf der Tagesordnung stand, selbst in Karlsruhe vorgesteHt. 


1) Alle im Folgenden erwähnten Actenstücke sind. theils im Auszuge, 
theils im \V ortlaute mitgetheilt bei B Iii c k die vlJer rhein. Kirchellproviflz 
(1.
lainz 1
(8). S. 504 fr. 
F ri e db er g. Der Staat u. d. h..irche. 14 
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Er war aber damals in derse]ben \Veise abgelehnt worden, wie 
ihm das früher Seitens der preussischen Rpgierung bei der Fürst- 
bischofswahl in Bresla u widerfahren war. 
Seitdem hatte er an dem badischen l{irchenstreit einen heftigen 
Antheil genomlnen, und sich bei jeder Gelegenheit als einen eifrigen 
wenn auch nicht gerade gefährlichen Gegner der Regierung gezeigt. 
\Veiter waren auf der Liste: cler geistliche Rath und Convicts- 
director Dr. K ü bel in Frei b ur g, Pfarrer l\'lill er in I{ rotzi nge 11, 
einer der entschiedensten Parteigänger beim Schulconflict, und der 
geistliche Rath Strehle: Alles 1\1änncr, welche in clem l{ampf gegen 
die Regierung schon n1ehr oder weniger erprobt waren. 
Der Erzbischof richtete gleichzeitig (18. August 1867) an den Mi- 
nister eil1 Schreiben, weIches nur in sofern bemerkenswerth erscheint, 
als darin das Breve gänzlich mit Stillschweigen übergangen wird. 
Die Regierung verlangte darauf Ergãnzung cler Liste durch 
noch einen Inländer, da dem Bischof von I{etteler das badische 
StaatsbÜrgerrecht nicht zustehe, und der Erzbischof kam diesem 
\Vunsche nach, indem er den Domcapitu]ar Weick urn nannte, den- 
. selben, dessen wir bei dem Adelhäuser Conflict zu erwãhnen Ge- 
legenheit gehabt haben I). 
Die Regierung machte auch diesmal von ihrem Rechte, aus 
materieUen Gründen die V odage einer neuen Liste zu verlangen, 
keinen Gebrauch; sie versuchte auf gütlichem \Vege den Erzbischof 
zu überzeugen, wie erspriesslich für das künftige Verhältniss von 
Staat und l{irche die \Vahl eines versöhnlichen l\1annes wirken 
würde. Ais der Erzbischof alIen Erwãgungen das formelle Recht 
entgegenstellte, weIches nicht einmal auf seiner Seite war, überliess 
die Regierung ihm die Folgen seiner IIartnäckigkeit, strich zwei 
Candidaten und der Erzbischof wählte Dr. K ü bel. 


Das Recht der Bischofswahl für Baden wic für die oberrheinische 
}<:irchenprovinz Überh.:l1.1pt beruht auf den Seitens der oberrhcinischcn 
Regierungen und der römischcll Curie vcreinbarten Bcstin1n1ungen 
der Bulle Ad domÙuci gregis custodiam vom II. April 18272) in Yer- 


I) Siehe oben S. 46 fr. 
.l) Die betreffende Restimmung lautet: "Quotiescumque sedes archiepiscopa- 
lis vel episcopalis vacaverit, illius cathedral is ecc1e
iae capitulum intra mensem 
a die vacationis computandum summos rec;pectivi territorii Principes certiores 
fieri curahit de nominibus candidatorum ad clerum dioecesanum spectantium, 
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bindung 111it dem cinen Theil des Abkom111enS ausmachenden Breve 
Re sacra VOln 28. Mai 182 7 J). 
Danach hat bei einer Vacanz des erzbischóflichen Stuhles das 
Damcapitel binnen l\10natsfrist cine Liste van Candidaten des Diócesan- 
clerus vorzulegen, der Landesherr die minc1er genehll1en zu bezeich- 
nen, und endlich das Capitel aUs der hinreichenden Zahl der nicht 
. 
gestrichenen Candidaten den Erzbischof zu wählen, so wie den1 
Papste binnen l\Ionatsfrist Rericht zu erstatten. K.einenfalls darf der 
Gewählte persona minus grata sein; sind daher Seitens der Regie- 
rung aIle, oder aIle Candidaten bis auf einen als ll1issliebig ge- 
strichen worden, so hat das Capitel die Liste so lange zu ergänzen, 
bis eine VOil der Regicrung nicht beanstandete Zahl von CandidatC'n 
vorhanden ist, die gleichzeitig genügend ist, urn eine kanonische \Vah 1 
zu ermóglichen, d. h. bis mindestens zwei Candida ten für genehm 
erklärt sind 2). 


quos dignos et idoneos juxta sacrorum canonum praescripta judicaverit ad arch i- 
episcopalem vel episcopalem ecclesiam sancte sapicnterque regcndam; si forte 
vero aliquis ex candidatis ipsis summo territorii principi minus gratus ex- 
titerit, capitulum e catalogo eum dele bit, reliquo tamen manente sufficienti 
candidatorum numero, ex quo novus antistes eligi valeat; tunc vero capitu- 
lum ad canonicam electionem in archiepiscopum vel episcopum unius ex can- 
didatis, qui supererunt, juxta consuetas callonicas form as procedet, ac docu- 
mentum electionis in forma authentica intra mensel11 ad Summum POlltificem 
perferri curabit. Secundo: Confectio processus informativi super qualitatibus 
promovendorum ad archiepiscopalem vel episcopales ecclesias a Romano Pon- 
tiJìce ad formam instruction is piae memoriae Urbani P. P. octavi jussu editae 
uni cpiscoporum provinciae vel ecclesiasticò respective dioecesis viro in digni- 
tate cOl1stituto committetur, quo accepto, si Summus Pontifex compererit pro- 
movendum iis dotibus instructum, quas sacri canones in episcopo requirunt, 
eum, quantocitius fieri poterit, juxta statutas canonicas formas per apostolicas 
literas confirmabit. Tertio: Si vero aut elcdio minime [uerit canollice per- 
acta, aut promovendus praedictis dotibus instructus non reperiatur, ex spe- 
ciali gratia Summus Pontifex indulgebit, ut capitulum ad novam clectionem, 
ut supra, canonica methodo valeat proceclere." 
I) Beilage CX VIII. 
2) Ich nehme von einer wissenschaftlichen Begrünclung dieser Sätze um 
';0 mehr Abstand, als dicsclbe in meiner Schrift: Das Veto tier Regie- 
rUllgen bei Bischofswahlen in Preussen zmd das Recht der Domkaþitel (Halle 
18(9) zur Geniige erfolgt ist. Vgl. auch Herrmann a. a. O. und Schulte 
Die Rechtsfrage des Eilljlllsses der Regierung bei den Bisclwfswaltlell ill 
Preusse11. (Giesse1l 18(9). Auch werde ich in l1ìeinem vorbereitetell Bucbe 
über das Recht tier Bischof'ìwalúen l1l Deutschland ausfiihrlich auf die F)"age 
zurückkommen. 


q.* 
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Am 14. April 1868 starb der Erzbischof von Freiburg, lIcnnanu 
von Vicari und an1 6. l\Iai 1868 reichte ddS CapiteI dem Landes- 
henn eine Liste ein, welche aus dem Diöcesanclerus vier Candidaten 
nannte, näm1ich den CapiteIsvicar K ü bel, den geistlichen Rath 
1\1 i II e r, die Domcapitularen 0 r bin und \V e i c k u nl. Ausserdenl 
wurden noch vier nicht der Freiburger Diöcese angehörige Cleriker 
.. 
genannt, der \Veihbischof Ba udri von K.öln, die Bischöfe Eber- 
hard von Trier, Ketteler von l\1J:ainz und l\Tartin von Pader- 
b 0 r n. 
Das Capitel that die letztern V orschläge in V oraussetzung der 
päpstlichen Genehmigung und auf die ihm gewordene Mittheilung 
hin, dass die Regierung gegen die \Vahl eines auswärtigen Geist- 
lichen nichts einzuwenden habe. 
Unter dem 18. Mai wurde das Capitel darauf beschieden, dass 
die vier fremden Bischöfe als nicht wählbar erschienen, und von den 
übrigen vier Candidaten aIle bis auf einen gestrichen seien, mithin 
das Capitel eine ergänzte Liste einzureichen habe. 
Das Capitel erklärte aIn 27. lViai I), dass es diesem Begehren 
urn so weniger nachkommen könne, als es durch ein päpstliches 
Breve vom 4. l\lai 2) die Erlaubniss erhalten habe, gegen die Bc- 
stimmung der Bulle auch ausIändische Cleriker auf die Liste zu 
setzen, wozu ja die Regierung gleichfalls ihre Genehmigung ertheilt 
habe. Gleichzeitig verpflichte das apostolische Schreiben das Capitel, 
nur dann zur Wahl zu schreiten, falls auf der Liste mindestens drei 
Candidaten belassen würden; die Candidatenliste entspreche somit 
ùer Bune Ad domÙÚci, und das Capitel halte sich denlgemä
s nicht 
für befugt, eine neue Liste einzureichen. 
Das l\linisterium suchte sofOi"t das Irrige der Auffassung des 
Capitels nachzuweisen, welches die Bestinlnlungen des Breve Re sacra 
\'ollständig ignorirte, aUein das Capitel fragte in Rom an, ob ihm 
die Befugniss oder die Pflicht, die Candidatenlisten zu ergänzen zu- 
komme, erhielt unter dem 6. J uli einen verneinenden Bescheid 3), 
und lehnte demnach wiederholt am 18. J uli das Verlangen der Re- 
gierung ab. 
Die Zumuthungen, welche das Capitel der römischen Weisung 


1) Beilage CXIX. 
2) abgedruckt in meiner und Doves Ztschr. f. KR. Rd. 8. S. 357. 
J) abgedruckt ebendas. Rd. 8. S. 35 8 . 
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zufolge an die Regierung stellte, waren zu eigenthümlich, als dass 
sie auf eine Erfüllung hätten rechnen können. 
Von dem Breve Re sacra war nach wie VOr keine Rede. Von 
den auf die Liste gestellten Candidaten waren unrnittelbar vorher 
bei der Domdechantenwahl vier von der Regierung als personae 
minus gratae bezeichnet worden, van den übrigen vier sollten min- 
destens dIei übrig bleiben, mithin die Regierung n u rei n e n strei- 
chen diirfen I). 
Inzwischen bernächtigte sich auch die Literatur der Frage. Die 
Entstehungsgeschichte der Vereinbarung des Jahres 1827 wurde klar 
gelegt, ihr juristischer Inhalt geprüft und festgesteUe). Es konnte 
das auf das Capitel des Eindruckes nicht verfehlen, und doch hatte 
die U nselbständigkeit, welche es sich der römischen Curie gegenüber 
hatte zu Schulden kommen lassen, jede weitere Handlungsfähigkeit 
geJähmt. 
\Var aber auch im Schosse des Capite Is Einstimmigkeit vor- 
handen über die Frage, dass der päpstlichen \Veisung Folge ge- 
leistet werden müsse, so schien sich doch der Majorität der Capitu- 
laren mit immer steigender \Vahrscheinlichkeit zu ergeben, dass die 
- römische Curie ihre Entscheidung ohne hinreichende Kenntniss des 
historischen Sachverhältnisses gefållt habe. 
Unter dem II. Januar 1869 baten vier Mitglieder des Capitels, 
die 
ich de
wegen den heftigen Zorn der ultramontanen Presse zu- 
zogen, beim Papste urn die Interpretation des Breve Re sacra. 
Ob sie dabei, \Vie das Schreiben des Domcapitels vom 13. März 
angiebt, von der Anschauung ausgingen, dass das Breve lediglich als 
päpstliche Instruction aufzufassen, somit ein einseitiger kirchlicher 
auch nur von der Kirche zu interpretirender Gesetzesact sei, mag 
dahin gestellt bleiben: jedenfalls war die Irrigkeit dieser Anschauung 
in die Augen springend, und auch in zahlreichen Schriften hin.. 
reichend dargethan. 
Der Papst antwortete am 8. Januar 18693), dass keine Veran- 
lassung vorliege, die frühere Entscheidung aufzuheben. 'VV ohlweis- 
lich enthielt sich das päpstliche Schreiben jeder l\Iotivirung, so dass 
dem Leser und Beurtheiler die \Vahl vollkommen frei gestellt war, 


I) Vgl. auch das 
linisterialrescript v. 10. September 1868. Beilage CXX. 
2) Vgl. oben S. 21 I. Anmkg. 2. 
3) abgedruckt in Ztsçhr. f. KR. Bd. '). 
. 144. 
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ob er der UnwisBcnheit oder den
 dolus der römischen Curie die 
Schuld beimessen woIlte. Die lnfallibilität war ja danlals noch nicht 
conciliarisch festge:::;tellt. 
Das Capitel gab hiervon der Regierung K.cnntniss, n1it der fast 
naivcn Zumuthung, jetzt auf die alte Liste reeurriren zu können I), 
was die Regierung unter dem 19. Juni 18692) Init ihrer alten For- 
de rung beantwortete. 
So ist denn der erzbischöfiiche Stuhl zur Zeit noch verwaist. 
Die römische Curie hat aber den Capitelsvicar mit den Facultäten 
vcrschen, welche ihln das kirchliche Regiment der Diöcesc ennög- 
lichen. 
Aueh daran knüpfte sich noeh cine Corre
pondenz zwischen 
Regierung uud CapitcIsvicariat, in wekhem die erstere ihre vcrtrags- 
mässigen Bcfugnissc Lei der Bischofswahl wahrtc 3 ). 
Denn es lag auf der IIand, dass die Regierung, welche bei der 
V crcinbarung ilber die Entstchung dcr Diöc
se sich das kirchliche 
Regiment derselbcn durch cine nicht ungenelnnc Person a1.Ís g elnacht 
hatte, nieht zu dulden brauchte, dass dies Regin1ent, ohne dass die 
staatliche Gewalt auf die Person des Trägers desscIbcn irgend cine 
Einwirkung au:::;zuÜben in1 Standc ge\Vesen war, gehandhabt wurde. 
Das Capitelsvicariat antwortetc mil der Schro1Theit der Forn1, III 
wdchc cine nieht makellosc Sache sich häufig zu kleiden licbt 4 ). 


I) Bescll1. v. 13. 
[är.t; 1869. Beilage CXXI. 
2) Bellage CXXII. 
J) Beilage ex XIII. 
4) Beilage CXXI V. 
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\''ïr wollen von den zahlreichen FäIIen, In welchen die Regie- 
rung genöthigt war, gegen Ausschreitungen der Geistlichen von den 
gesetzlichen Bestimmungen betreffs des Missbrauches der geistlichen 
Amtsgewalt Gebrauch zu machen nur einen der hauptsächlichsten 
behandeln: die Anklage gegen den 'Veihbischo[ und Bisthun1s- 
verweser Lothar Kübel J). 


Schon oben haben WIr erwähnt, dass die Spitalstiftung in Con
 
stanz hauptsächlich durch die energischen Bemühungen des Bürger- 
meisters Stromeyer in die Hände der Gemeindeverwaltung gelangt 


J) "\Vährend in der Zeit des erregtesten kirchlichen Karnpfes die kirch- 
liche Behörde durch ihre Organe offen und versteckt die Gesetze des Staates 
zu beseitigen trachtete, während die Kanzeln von den schwer
ten Beschul- 
digun,gen gegen die Regierung wiederhallten, die ultramontane Presse einen 
unerhört verletzenden Ton gegen den Staat, dessen Einrichtungen und Beamte 
anschlug, aus alIen diesen Gründen aber die Aufregung des V olkes einen 
hohen Grad erreicht hatte: verlangte eigenthümlicher \Veise die Freiburger 
Curie gegen jede Aeusserung dieser von ihr selbst provocirten Aufregung 
durch den Staat geschützt zu werden, welch en sie nicht müde wurde zu be- 
kämpfen. Das Ordinariat nahm dabei sogar die Befugniss für sich in An- 
spruch, die Staatsanwaltschaften mit .A.nstellung del' U ntersuchung zu he auf- 
tragen. Nachdem sie in verschiedenen Fällen auf den entschiedenen "
ider- 
stand der Staatsbehörden gestossen war, erliess das }ustizministerium endlich 
am 3. August 1865 (Beilage CXXV) eine Anwei
ung an die Staatsanwalt- 
schaften. Diese betonte f dass die Staatsbehörden zwar berechtigt aber nicht 
verpflichtet seien, Anklagen wegen Amtsehrbeleidigungen ùer Geistlichen an 
Stelle der 13eleidigten zu erheben; dass aber diese Anklage den Beleidigten 
zu überlassen sei f falls sie durch ihr Benehmen selbst zu der Ehrenkränkung 
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war, dass die Freiburger Curie dringend die Aushãndigung \rOn 
Actenstücken aus deln stãdtischen Archive wiinschte, um die mini- 
sterielle Entscheidung gerichtIich anfechten zu können. dass dies Be- 
gehren gleichfalls an dem 'Viderstande Stronleyer's scheiterte, und 
dass derselbe auch l1icht durch ùie 
ndrohung der ExcomnUlnication 
Zll einer \'" erletzung 
einer dienstlichen Pflichten bewogen werden 
konnte I). 
Ja im (]egelltheil: auf ::;einen und de::; Gelueinderathes Antrag 
war im Jahre 1867 und [86R auch noch die 'T erwaltung der welt- 
lichen Stunn'schen, Ochsellreuter'schep und Gloggner'schen. 
Stiftungen auf die Gelneinde übergegangen. 
Als das Gesetz über den Elen1entarunterricht éun 12. IVlärz 1868 
erlassen war, rand schon (un [8. Juli in Constanz die Absthnmung 
der katholischen 
chulgell1eindé statt f durch welche die confessionellc 
Schule in eine gen1ischte beschlossen, und nach erfolgter obrigkeit- 
licher Bestätigung aln 26. October durch Strom eyer eröffnet wurde. 
Derselbe hatte als IVlitglied des Gemeinderathes die zu der AbstÏn1- 
mung vorbereitenden Schritte gethan, in derselben Eigenschaft bei 
cler Abstimn1ung selbst den Standpunkt der genannten Behörde ver- 
treten und war am 17. October als gewählter V orsitzender des Orts- 
schulrathes bestãtigt worden. 
Ende des Jahres IR68 glaubte die Freiburger Curie den Zeit- 
punkt gekolumen, durch einen energischen Schlag- der tllllikirchlÙ:hen 
Bewegung ein Ende zu bereiteu. 
Dnter clem 26. X ovember 2 ) wunle der l\Iünsterpfarrer in ("on- 
stanz beauftragt, dem Bürgenneister Stromeyer die Eröffnung zu 
machen, dass die Freiburger Curie seil einer Rant- von '.Jahre1l Ve1- 
11t'hmen musste, dass Sie iif!enIIÙ:h dell AllordllUllgen ltlld Ausspriichen 
lhrer KZTchenbehörde, zvÙ solche 1loch in dent 1IeLtes/e1l EIÙ-lellbrie/e 
v. 19. '.JuN d. J. tll/hal/en sÙzd 3 ) , en/gegell getreten, dass Sie dazl/, 


Veranlassung gegeben hätten, oder fall
 die Erhebung der Anklage mit dem 
Interesse des Staates nicht zusammenhänge. Das Ordinariat erhoh gegen den 
Erlass unter dem 24. August (Beilage eX-XVI) motivirte Einsprache, die aber 
auf Vortrag des }ustizministeriums yom 31. 
\.ugust 1865 (Bcilage CXXVII) 
unter clem 5. October zurückgewiesen wurcle. Auch auf erneute Beschwerde 
des Ordinariates vom 9. ..November 1865 (Beilage eXXVIII) wurde daran 
nichts geändert. 
I) Siehe oben S. 179. 
2) Beilage eXXIX. 
3) Siehe 
 oben S. 120. 
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mihvlrklell, kalholisehe Sliflullgen und Lehransfalten der kalho/Zschen 
Verwallullg ulld Verwelldung zu entziehen, und dass Sie den Reehlen 
t/lld Intel essen der Katholiken gegenüber sieh niehl so halten, wie es 
dz'e Pjliehf eines KalhoNken erheiseht. Kraft unserer oberhirtliehell 
.Aulorilå't legul wir Ill1zen desllalb ans Herz, der Pjlichten eines All- 
gehilrigen der katholischell .Kz"rche fortan eingedenk zu set'n. 
Eine ähnliche Eröffnung sallte deln Professor Frühe gen1acht 
werden, weil er fÜr geillischte Schulen aufgetreten sei. - 
Beim ersten Blick konnte die rechtliche N atur des Actenstückes 
zweifelhaft erscheinen. War es eine blosse oberhirtliche Ermahnung, 
war es eine monitio cananica ZUIll Zwecke der Eröffnung des Ex- 
communicationsverfahrens? Für die erstere Alternative sprach, dass 
in dem Actenstücke die Drohung der Excommunication nicht for- 
mell ausgesprochen war, was doch ein wesentliches Requisit der 
monitio ausmache). Bei näherem Zusehen ergab sich die rechtliche 
Qua1ität der lnonitio unzweifelhaft. 
Das Actenstück konnte dem Bürgermeister S t rom eye r gegen- 
Über fÜglich von der Androhung Abstand nehmen, da es sich urn 
eine excolnmunicatia latae sententiae handelte, dem Bedrohten aber 
schon durch Ordinariats-Erlass v. 29. August und 6. Februar 1868 2 ) 
eröffnet war, dass sein Verfahren, welches fast wörtlich mit den am 
29. August citirten kirchengesetzlichen Bestimmungen charakterisirt 
wurde, die dort vorgesehene Strafe verdiene. 
Ausserdem aber nahm das Actenstüc
 noch auf den Hirten- 
brief vom 19. Juli Bezug, was in doppelter Beziehung wichtig war. 

inma1 nämlich hatte derselbe die Katholiken mit Verweisung 
auf Conal. Trident. sess. 22. c. II. de reform. auf ihre kirchliche 
Pflicht beziiglich der Schulfrage aufmerksam gemacht, also mit Rück- 
sicht auf dieselben gesetzlichen Bestimmungen, welche dem Ordi- 
nariats-Erlasse vom 29. August 1867 zu Grunde lagen, und mit der 
Excommunication drohen. 
Und andererseits ergab sich aus dem Hirtenbriefe, nach welcher 
Richtung hin von Strom eyer eine wirksame Reue erwartet werde, 
welche ja allein im Stande ist, die nur gegen hartnãckige Siinder 
vorgeschriebene Excomnlunication zu verhiiten. Denn da die Ab- 
schnitte des I-lirtenbriefes, welche die Errichtung gemischter V olks- 


1) Vgl. Kober, der Kirchenbann (Tübingen 1857) S. 153". 
2rSiehe oben S. 180. 
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schulen verhinrlern solI ten, für Constanz, \YO dieselbe schon am Tage 
vor Erlass des llirtenbriefes beschlossen war, unanwendbar erschie- 
nen, so kamen hauptsächlich die \V orte in Betracht: Und sollie eine 
kalholische Gemeinde das Ullgliick habell, I dass ihre Schule ill eine 
gemischte 'l'erwalldelt wurde, so sz1zd die Kalholz"ken 'l'or Golf 1tlld 
ihrem Gewisse1l 'llerpfliclltcl, fort lt1ld fort die gesetzlÙ:hen lIJiïlel 
(
 8- II des neuC1Z SchulgeselzesJ anzttwenden, dass ihre Schule als 
kalholische wieder hergestellt werde. 
Dazu war aber Stromeyer mehr befähigt als jeder andere, da 
er nach S 16 des Schulgesetzes l\Iitglied des Ortsschulrathes sein 
musste, während nach 
 10 rlesselben Gesetzes die \Viederauflösung 
vereinigter Schulcn in confessionell getrennte nur auf Antrag des 
Ortsschulrathcs beschlossen werden konnte. 
Ausserdem betonic der IIirtenbrief, dass aIle J{atholiken ver- 
pflichtet seien, mil dem grösslen Ernst aile rechlNchen lIIiltel anzlt- 
Wendt'll, daJJlit diese katholischèJl Sliftungen und Anstalten ihrem 
kalholischen Zwecke erhallcn blCloen. 
2u den Seitens der J{irchenbehörde für recht1ich gehaltenen 
l\Iitteln, gehörte, wie wir schon oben gesehen haben, namentlich die 
\Yeigerung, in den Ortsschulrath einzutretell, beziehentlich die Nieder- 
legung des ::,chon ÜbernomInencn Anltes, damit das Gcsetz an der 
U nn1öglichkcit, die notl1\\"cndige Organisation der Schulbehörden 
vorzunelunen, schcitere. 
Auch nach dieser Richtung konnte Strom eyer seine kirchliche 
Gesinnung und UU1kehr in eclatanter \Veise bethätigen, denn das 
Beispiel des BÜrgern1cisters Inusste ja cin schwer in das Gewicht 
fallendcs werden. 
Bezüglich der milden Stiftungen konnte die Reue des BÜrger- 
Ineisters in ähnlichcr \Y cise ZUlU Ausdruck kommen; einmal, wie 
schon der frühere Ordinariats- Erlass ausdriicklich angefiihrt und ge- 
wünscht hatte, durch Aushändigung von U rkunden , andererseits 
durch Austritt aus den1 Verwaltungsrathe fÜr dic weltlichen Stif- 
tung en. Denn dass der Bürgermeister an der Gemeindeverwaltung 
wcltlicher Stiftungcn betheiligt sei, verstand sich von selbst, und 
musstc dem Capitelsvicariat bekannt seine 
Charakterisirt sich daluit der Erlass v. 26. November in ..tHen 
seinen Theilen als cine monitio canonic a , so darf auch noch der 
Umstand crwähnt werden, dass er ordentIich insinuirt und die 1n- 
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sinuation bescheinigt werden sollte, was bci cinem blossen Ermah- 
nungsschrciben vollständig nnnöthig gewesen wär
. 
Der BÜrgermeister Stron1eyer verwcigerte aber die Annahme 
der an ihn geriehtetcn Inonitio, wie cler Pfarrer n u r g e r den1 Ordi- 
nariat berichtete I), unter der Angabe, dass er in keiner geschäft- 
lichen V crbindung mit dem Ordinariate stehe: nnd er blieb bei 
seincm Entsehlusse, obgleich der Pfarrer ihn darauf aufmerksam 
Inachte, dass er als Glied del' kalholischell ](irclle zum Gehorsllm 
gegell seine kirchlÙ:hcll Oberen verpjlÙ:htet sei, ltlld dass, 'lvenn er sich 
'lvcigere, 'lJOIl diesel' eine Belehrullg 1tlul Ermahllung anzunehmell, er 
dt'r Kirchellbehö.rdc den Gehorsam auj"kiiJzdigc ttlul sich atts de1Jl Ver- 
bande del' Kirche ausschliesse. 
Dagegcn erklärte der BÜrgenneister Stromeyer selbst bei seiner 

päteren Zeugenvernehmung, er habe die Annahmc der monitio ver- 
weigert, weil er eine Einspraehe in IIandlungell, die er als Gen1eindé- 
vorstand und StaatsbÜrger vollbracht habe, nicht dulde. Doeh habe 
er den1 Ptarrverweser n u r g e r gestattct, den lnhalt de's Erlasses zu 
erzählen. 
Bei weiterer Erörterung der. Saehlage treten uns sofort zwei 
Fragen cntgegen. Einmal, was wäre die Folge gewesen, wenn 
BÜrgermeister Stromeyer die monitio angenommen hätte, unel ferner, 
was musstc die Folge sein, da er ihre Annahme verweigerte. 
Die erstere Frage kann 2) naeh Analogie des den Prof. FrÜhe 
betreffenelen Falles beantwortet werden. Dieser hatte den Erlass der 
Freiburger Curie angenommen, aber sich stillschweigend verhalten, 
war mithin noeh der J{irchc gegenÜber in eontumacia befangen. Es 
erging daher unter dem 10. Dezember cine neue moniti0 3 ), dass, 


I) Beilage CXXX. 
2) Es isl das eine blosse !\Iöglichkeit, in keiner 'Veise eine Nothwendig- 
keit, da das Capitelsvicariat in scinem Benehmen mehr unsicher tastend unter 
dem Drucke des Strafgeselzcs und der öíTcnllichen !\leinung, als consequent 
vorgegangen ist. Bei dem Prof. Friihc begniigte sich die kirchliche Be- 
hörde nichl mit der stillschwcigcndcn Annahmc der !\Ionilio. Bei dcm Biirger- 
meister S tromeyer, erkEirtc 'Veihbischof K ii b el in der Untersuchung, wiirde 
es sich damil begmigt haben; und bei dem Oberbiirgermeister Fa u 1 e r in 
F rei bur g war das Capitelsvical iat noch geniigsamer. Daraus crgiebl sich 
von selbsl, wie in der Luft schwebend, die Argumentation des Oberhof- 
gerichtes ist, welche wesenllich auf dcr Analogie des Frühe'schen 
Falles fusst. 
3) Beilage CXXXI. 
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wenn er binnen 14 Tagen der Kirchenbehörde nicht die Erklärung 
abgeben werde, fortan der kirchlichen Autorität, den kirchlichen 
Lehren und V orschriften, Gehorsan1 leisten zu wollen, die Excom- 
1nunication über ihn verhängt werden solIe. Darauf gab Professor 
Friihe am 23. Dezember die Erklärung I), dass er die kirchliche 
Autorität in kirchlichen Dingen nicht bestritten habe, die Anklage 
gegen katholische LeInen und V.,. orschriften aufgetreten zu sein, mit 
Entschiedenheit zurückweise, die von dem Capitelsvicar angezogenen 
Zeitungsartikel als lügenhafte Entstellung seiner \Vorte bezeichne. 
Damit begnügte sich die Freiburger Curie 2), ja noeh mehr, sie 
muss t e das Verfahren fallen lassen. 
Denn wegen des VerhaItens des Professor F r Ü h e in der 

chulfrage konnte rechtlich noch keine Excommunication ausge- 
sprochen werden, deL die Thatsachen dem Capitelsvicariate nur, Wle 
es selbst erklärte, aus öffentlichen Blättern, mithin aus sehr un- 
sicherer Quelle bekannt waren, und von dem Angeschuldigten be- 
stritten wurden. Es hättc mithin einer Citation des Frühe und 
eines gerichtlichen Verfahrens bedurft, urn Überhaupt erst seine 
Schuld festzustellen. \T on cinem hartnäckigen Beharren in der 
Schuld konnte aber natiirlich nicht die Rede sein, wenn die Schuld 
selbst nicht erwiesen war. 
Es lag somit in der ersten an Frühe gerichteten Monitio 
besten Falls eine Uebcreilung der Freiburger Curie vor. \Vollte 
\ 
man es übel deuten, so konnte man sogar von einem frivol en Spiel 


I) Beilage CXXXII. 
:2) E
 erfolgte folgender Erla

: 
E r z b i 
 c h ö f1. Cap i tel s - Vie a ri a t. 
Freiburg, den 31. Dezember 1868. 
Bericht de
 Enbischöflichen Spitalpfarramts Con
tanz ,"om 23. d. 1\1., Nr. 240. 
Das Verhalten des Katholiken Frühe, 
.Profe::;sors in Constanz, betr. 
B e 
 chI u s s. 
:Xr. 9975-76. Er.lbischöfliches Spitalpfarramt Constanz beauftragen Wlr, 
dem Herrn Profes
or Friihe dortsclbst zu eröffnen: 
'Yir haben diesem I<.atholiken kraft unserer Amtsptlicht in liebevoller 
A bsicht seelsorglich seine pflichten als 1\Iitglied der katholischen Kirche vor 
Augen gesteUt. N achdem òerselbe zu unserer Beruhigung die kirchliche 
Autorität anerkannt und uns .lU der Hoffnung berechtigt hatf er werde jenel 
Pfliçhten eingedenk sein, erklären wir diese ....\.ngelegenheit für erledigt. 
(gez.) t Lothar K ü bel. 
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lnit den höchsten kirchlichen Rechten der I{atholikcn auf Grund der 
unsichersten Angaben sprechen, von einer offenbaren Verletzung der 
kanonischen V orschriften I). 
Ganz anders verhielt sich die Sache bei Strom eyer. Bei diesem .. 
lagen actenmässig bestimn1te Thatsachen vor, welche vom kanonischen 
Standpunkte aus eine monitio' rechtfertigten. Die Annahme der mo- 
nitio würde die bisher von dem Inculpaten bewiesene contulnacia 
llicht erschüttert haben, eine Erklärung, wie Frühe sie abgab, nur 
als leere Ausflucht zu betrachten gewesen sein, als ein abstractes 
v
rclausulirtes Anerkenntniss, welches die concreten Thatsachen, die 
ZUlli Verfahren Veranlassung gegeben hatten, unverändert bestehen 
liess, als kein Zeichen der Besserung der "kirchenfeindlichen" Ge- 
sinnung S tro meyer's. 
M ö g 1 i c h ist es allerdings, dass die Freiburger Curie sich auch 
luit einem theoretischen Anerkenntnisse ihrer l\Iacht begnügt hätte; 
dann wåre eben das Excomlnunicationsverfahren durch die liebevolle 
N achsicht des Richters abgebrochen, nicht aber rechtlich zu Ende 
geführt worden. 
Die Folge der Ablehnung der monitio durch Stromeyer war 
gesetzlich vorgezeichnet 2). Hätte er den InhaIt derselben nicht ge- 
kannt, so würde dieselbe ihm durch öffentliche Publication vet- 
111ittelst Anschlag mitzutheilen gewesen sein; da ihm die monitio 
ihrem Inhalte nach officiell referirt war, so gab die verweigerte An- 
nahme nur einen nenen Beweis für dieselbe hartnäckige antikirch- 
liehe Gesinnung, welche die ganze HaUung des lnculpaten nach 
Ansicht des Capitelsvicariates in der Schul- und Stiftungsfrage be- 
währt hatte. 
Das Verfahren musste daher lediglich fortgesetzt werden. IVlög- 
lich war es auch, dass die Curie das ganze bisher eingeleitete Ex- 
communicationsverfahren sistirte, und ein neues aus dem Grunde 
eröffnete, \Veil S t r 0 III eye r durch verweigerte Anerkennung der kirch- 
lichen Autorität sich eines neuen Delictes schul dig gemacht habe. 
Endlich aber wäre dem Capitelsvicar auch unbenolnmen gewesen, 


I) VgI. Concil. Trident. sess. XXV. c. 3 de reform.: "Quapropter 

xcommunicationes . . . . . ab episcopo decernalltur f et tunc non alias, quam 
ex re non vulgari, causaque diligentel ac magna maturitate per episcopum 
examinata." Die monitio ist aber nichts weiter als ein Theil des Excom- 
m unica tionsverfahreu;:,. 
2) V gl. c. 6 
 [ X. utI i ten 0 n con t est a t a (2, 6). 
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von jedem weiteren \Terfahren gegell Stromeyer Abstand zu neh- 
men, wodurch allerdings die Autorität der l(irche einen harten Stoss 
erlitten haben wiirde. 
\VeIchen Weg nun schIug die Freiburger kirchliche Behörde ein? 
Sie erliess unter dem 10. Dezember I) ein neues Actenstück zur 
Eröffnung an Stromeyer. DasseIbe erkIärte, dass der Constanzer 
nürgern1eister die Ern1ahnungen seiner kirchlichen Obrigkeit nicht 
nur nicht befoIgt, sondern sogar die l\Tittheilung der Curie abgc- 
wiesen habe. Darum werde dieser scho1l friiher an seine reIi- 
giösen ObIiegenheiten erinnerte l(athoIik 1loch eill7Jlal gemahnt, 
und ihm mit Excon1munication gedroht, wenn er nicht binnen vicr- 
zehn Tagen die ErkIärung abgebe, fortan den Lehrell, Vorschriftell 
1tlld der Aulorität der Kirclle Ùl allell kirchHchell resp. religlö.sell 
Al1gelegellheiten pjlichtsclutldigsl gehorsam seill zu wollen. 
Es ergiebt sich kIar, dass die kirchIiche Behörde das begonnene 
Verfahren fortsetzte. Die erste Mahnung wird abermals ge- 
geben. Aus der Nichtannahme der monitio wird kein neuer Grund 
zur Excommunication abgeleitet; sie wird lediglich als ein Bewèis 
betrachtet der contumacia des Angeschuldigten, die ja wie oben g('- 
sagt, ein nothwendiges Requisit der Excommunication ausmachtc. 
Der Bürgermeister nahm auch dies Actenstück nicht an 2), es 
erfolgte eine neue l\lahnung, die sich ausdrücklich als dritte be- 
zeichnete 3 ) , n1Ìthin wie die zweite mit der ersten denselben Rechts- 
grund hatte und den gleichen Zweck verfolgte. 
Nachdem auch dies Actenstück Seitens des Bürgermeisters nicht 
dngenolllmen wa
4), wurde unter dem 14. Januar gegen ihn die ex- 
. . ,

 h 5 ) 
communlcatIo J11M'Or ) ausgesproc en . 
Aus welchem Grunde? Die Antwort ergiebt sich mit unzweifel- 
harter Gewissheit ans der vorangehenden Darstellung. \Yeil 8tro- 
meyer die kirchlichen Erlasse nicht annahm, mit scinen VhysischC'l1 
Ohren nicht hören wollte? Es wäre möglich gewesen. Dann hÜìte 
aber die zweite monitio als erste bezeichnct werden n1iissen, die 
dritte als zweite. Es hätte die erste IVlahnung nicht wiedcrho1t 
werden können. Zum Uebcrfiuss sprach aber die Excon1munications- 


J) Beilage CXXXIII. 
2) Ber. des Pfarramtes St. Stephan. Bei1age CXXXIV. 
3) V. 24. Dez. Beilage CXXXV. 
4) Ber. d. Pfarramtes St. Stephan y. G. Januar 1869. Heilage CXXXVI. 
5) Beilagc CXXXVII. 
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sentenz selbst aus, dass die erste monitio am 26. Noven1ber erlassen 
worden sei, also nicht weg)n verweigerter Annahme eines kirchlichen 
Actenstückes, sondern weil Strom eyer SChOll seit einer Reihe ,/)on 
'7ahren öJfentHch den Anordnungen und Aussprüchen der Kirchen- 
behörde entgegengelrelen sei. Er hat insbesondere dazu nzitgewirkl, 
dass katholische Sliflungen und Schulen der kalholÙchell Verwallullg 
und Verwendung enlzogen wurden, sich überhaupt den Rechten und 
Interessell der Katholiken gegenüber nicht so 'l'erhaltell, wie es dÙ 
Pflichl eines KathoHken erheÙcht. 
Freilich hob das Excommunicationsdecret gleichzeitig hervor, 
dass Stromeyer beharrlich jede kirchliche Mittheilung abgewiesf'n 
habe, und die U rkunde fuhr fort, dass, da der Katholik Slrollle;/er 
Iliernach beharrlich sich weigert, dÙ Kz'rche zu hf)ren 1tnd die 
kirchliche Autoritäl anzuerkenlle11, er zu excommuniciren gewesen sei. 
Allein damit waren die Requisite der Excommunication ganz logisch 
und juristisch aufgezählt, nämlich einmal ein crimcn, anderseits das 
be h a r r I ic he Verweilen bei demselben, die contumacia. Das HÙr- 
nach konnte sich daher unmöglich lediglich auf das unmittelbar 
voranstehende, die verweigerte Annahme der monitiones beziehen; es 
bezog sich darauf und auf den im Eingange des ActenstÜckes 
erzählten Sachverhalt, auf das in der ersten monitio charakterisirtc 
crimen und auf die contunlacia, welche durch das Benchmen des 
Stromeyer der l{irchenbehörde unzweifelhaft war. 
Die Excommunication wurde verhängt, weil der Constanzer Bür- 
germeister nicht auf die V orschriften der Kirche hatte hören wonen. 
und weil er ihre Erulahnungen physisch zu hören verschlnähte. 
Die Staatsanwaltschaft beantragte darauf mit Genehmigung des 
Staatsministeriulns die Einleitung der gerichtlichen U ntersuchung 
gegen den Capitelsvicar l{ ü bel und den Pfarrverweser Bur g e r 
wegen Missbrauchs des geistlichen Amtes. 
Die Materialien der Untersuchung bestanden in den oben an
 
geführten Actenstücken, welche die kirchliche Behörde freiwiHig den1 
Gerichte überlieferte und auch veröffentlichen liess. Dagegen musste 
von einer Haussuchung nach den übrigen Actcn abgesehen werden, 
da Bischof I{ ü bel erklärte, dass dieselben weder in der" erzbisch()f- 
lichen noch in der in seinem Hause befindlichen Kanzlei lägen und 
der Pfarramtsverweser Burger aussagte: Icll kann 1lur erklärell, 
dass ich dine Schrij'tsfÜcke auf die Seile gescha./ft habe und dass 
dÙselben für das Gen"chl llicht zu jillden sind. 
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In der am 8. Februar 1869 stattfindenden lniindlichen Verneh- 
lllung erklärte der Bischof l{, ü bel, die V orgänge bezüglich der 
Spitalverwaltung und der von StroIneyer verweigerten Actenaus- 
händigung kenne er n i c h 1. 
Dabei musste er allerdings einräumen, dass er in dieser An- 
gelegenheit selbst einen Erlass an Stronleyer unterzeichnet hatte. 
Ferner behauptete der Bischof, das Strafverfahren gegen Stro- 
meyer sei lediglich wegen der von diesem am 18. Juli 1868 bei 
der Schulabstimmung gehaltenen Rede und des dam it gegen die 
kirchlichen Anordnungen bewiesenen U ngehorsams eröffnet wòrden; 
die kirchlichen A
ordnungen datirten aber erst vom 19. Juli. 
IIll U ebrigen behauptete er, die Excommunication allein wegen 
der verweigerten Annahme der Monitionen ausgesprochen zu haben, 
und woIlte in der sachlichen Motivirung der Excommunicationssen- 
tenz lediglich hÙto,.isch die äussere Veranlassung angegeben sehen, 
welche den Kalholiken Strome;/er Ztt del' zvÙderholien Erklärung ver- 
anlasst hat, dass er die Kz"rche nicht hijren, ihre _lulorzïät nicht all- 
erkenne1l wolle. 
1m Uebrigen sei das Verfahren der Kirchenbehörde auch in 
diesem FaIle durch die Angaben öffentlicher Blätter veranlasst 
worden. 
Die Absicht," als ob er den Katholz"ken Stro1lleyer bewegell 
wollte, entweder l"n seiner Siellung als Bürgermeister oder als Stif- 
lungsverwaltungsrath, oder a/s Orlsschulrath oder sonsl in einer 
diensllÙ:hell BezÙhung eÙze Handlung zu. begehen oder zu unterlasseJ1, 
oder aber eÙze FUllcHoll auszuüben oder zu sÙHrell wies der Ange- 
klagte mit aller ElltschÙdellheit zurück. 
Ais Zweck des ganzen Verfahrens ergab sich demnach nach 
den Aussagen des Angeklagten lediglich, den Bürgermeister S t ro- 
III eyer zu dem theoretischen Anerkenntniss der kirchlichen Oberge- 
walt zu veranlassen; und auch das noch nicht einmal. Der Bischof 
erklärte, auch zufrieden gewesen zu sein, \Venn S tromeyer den 
Erlass v. 26. November stillschweigend angenommen haben 
würde. 
Es war diese Aussage wenigstens in so weit bemerkenswerth, 
ais dadurch der Zweck, zu welchem kirchliche Ermahnungen erlas- 
sen werden, in ein freilich eigenthümliches Licht gestellt wurde. 
Die Freiburger Curie beabsichtigte dan1Ît, nach df'r Aussage ihres 
dermaligen 1 Iauptes, If'diglich in den Besitz eines Recepisse zu gc- 
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lang-en, unci dieser fast scherzhafte Zweck kann dahin fiihren, dass 
die hüchsten kirchlichen Rechte eines Katholiken verloren gehen. 
Es ist kaunl anzunehmen, dass irgend ]ell1anù im Staude ge- 
wesen wäre, den Bischof K ü bel beziiglich cler \Vahrnehnulng seint'r 
kirchlichen Functionen ärger zu cOlnpronlittiren, als er es seIber that, 
nur Uln eineln unbeguemel1 Paragraphen des Strafgesetzbuches aus 
. 
denl \Vege zu gehen. 
Nach Schluss der V oruntersuchung stellte die Staatsan\Yaltschaft 
den Antrag an die Raths- und Anklagekammer, die beiden Ange- 
schuldigten wegen l\!issbrauchs des geistlichen An1tes nach S9 686 c 
und 618 des Strafgesetzbuches in Anklagestand zu versetzen, und 
denl entsprechend erliess die Raths- unci Anklagekanlmer des Gf'- 
richtshofes in F r ei bur g den \r erweisungsbeschluss rlahin: 
I. Bisthu1Jlsverweser und TVeihbischof Lothar Kiibel ill F'reiburg 
wird unter der Allschuldigung.- 
durch dù: von z"hm unterzezochneten Erlasse des erzbÙchöjlÙ:heJ1 
CapitelszlzcarÙzts V{ìm 10. UJld 24. Dezbr. 1868 dem Biirger- 
meÙter Strome)'er Ùz Constanz die la"rchliche Strafe deT Ex- 
c01llmunÙ:atz"on angedroht und dieselbe durch den z'on ihm ulller- 
zeichneten Erlass des erzbÙchößichen Capz"telszlicarzoles V01Jl 
I..}.. '7anuar 1869 gegen BilrgermeÙter Stro7Jlf)'er ausgesprochell 
zu haben, und zwar zu dem Zwecke, Ulll denselben Ùz seÙler 
.Eïgenschajì als Vorstand del' Gemeinde Constanz, als fifzï- 
gNed und Vorsitzenden des nz"cht confessionellell Vel'zÐalluJlgs- 
rathes del' dortigen Spitalstiftullg, sowie als geselzlÚ:hes Mzl- 
glied und gewählten ltlld bestätigtell Vorsz?zend
ll des Orts
 
schulraths fÜr dù: dortige gemÙchte Schule zu Amtshand- 
lUJlgell Ùn 'l'ermeilltlÙ:hen Interesse del' kathoHschen KÙ'che Zll 
7li/thigen oder wider seÙlen JVillell '/)071 diesem Interesse nach- 
thÚligen AmtshalldlungeJl innerhalb des erwähllten amtlichen 
TVirkullgskreises bezù:hungsweÙe 'lIOll seÙler ferJlerell deifall- 
sigen amtHchell Thåïigkez"t iiberhaupt abzuhalten. 
II. Pfarrz'erweser MÙ:hael Burger Ùl COllstallz 'lfJlOrd luzler de'} 
A71schuldigUllg: 
Z1l jeneJl Erlassen dutch vorausgegangene BèJ ichte über die 
betrefJe1lde amtliche ThJ.ïigkeit des Biirgelllleisters Strom eyer 
ulld die Vollzugsberichte vom 4. Ulld 18. Dezbr. 1868 und 
6. '7all. 1869 zu dell allgegebeneJl Z'lVeCRe71 lIllÏgewl O rkt ulld 
jene .E'rlasse, 1la1llfl;tlich dt'll, dÙ: kÙ chli"rht: Slrtife der E
'l"- 


F rip Ù L t' r g, Dpr St.lat u. ùo Kirdw. 
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communzcatzoll elliha/tellden Erlass vom LJ-. Jall. 1869 nUl 
Schrez"bell V0711 23. Jan. 1869 dem BÜrgermeisler Stromeyer zu 
di'esen Z'Zoeckell eröjfllel und an ihm vollzogcll zu habell, 
bade auf den Grund ditser lÏlatsachen gemå"ss S 686 c. vergl. mZI 
S 618 des Str.-G.-B., S 26 Zijf. I. 'Z'erg/. JlllË S 15, 30 lleil. I. 1l1ld II. 
der GerÙ-htsvè1fassllllg, S 207 del' Str.-Pr.-Ord. 
wegell fifissbrlluchs des geÚt/ichcll Andes bezÙhullgsweÚe Thei/- 
nahllle darall 
ill Allk/ages/and 'l'erse!z! und zur Aburtheilullg 'l'or di'e Slrafka711mer 
des Grossherzogl. Kreis- und Hofgeyz"chtes Frez"burg verwi'esen. 
Dagegen ergriffen beide Angeschuldigte das Rechtsmittel der 
Besch\\'erdeführung an das Oberhofgericht I) und dieses hob durch 
Erkel1ntniss v. 17. April 2 ) den Venveisungsbeschluss der Anklagc- 
kamn1cr auf, und entband beiòe Angeschuldigte van der Anklagc. 
Das Erkenntniss des Oberhofgerichtes hat in der Literatur schon 
ciue so strenge I
ritik gefunden 3), dass wir unser gleichfalls ab- 
sprechendes Urthcil nur kurz zu n10tiviren haben werden. 
Prüfen wir zunåchst die der Anklage zu Grunde liegenden 
Gesetze: S 618 van öffentlicher Gewaltthätigkeit handelnd, be- 
stimmt: 
S 618. JVcr Gewalt, oder Drohungen 7llzÏ Ge'lfJalt rs 27 8 ) 
gegell obrigkezl/iche Persollc/l anweJldel, ltl/1 sit Z1t der Erlassullg, 
oder Z It r Ü c k 1l a h 7/l e ciller VeT fÜgUllg, oder Allordllltllg, oder Zll ciller 
allderll AlIltshalldlun{J Zll 1lijf h (f[ en, oder sie 'lfJitier ihreJl JVzïlnz VOJZ 
èÙUT Amtshandlll11g ahzuhalten, winlnul Kreisgefällglliss lliclzt 
unler drei lIJlmatoz, oder Arbnlshalls his zu drez. Jahrell hes
nift4). 


I) Ich thcile in BeiIage CXXXVIII die Recursschrift der Angeklagten, 
111 Beilage CXXXIX die Erwiclerung der Staatsanwaltschaft mit, weil dicse 
in ihrer Kritik des erstercn Actenstückes glcich.æitig ein UI theil über das 
auf den Er()rterungen desselben fussende gcrichtliche Erkenntniss giebt. 
2) BciIage CXL. 
3) VgI. Aktcnm
issige DarsteIIung u. krit. Belcucht. d. Straf- 
processes gegen die Herren Bisthumsverweser Dr. Lothar J{.übe] 
in F rei bur g u. P fa rr v e r we s e r :1\1 i c h a e 1 Bur g e r in Con s tan z . . . 
(Freiburg. 180 9.) Das oberhofgerichtliche Urthcil übcr die An- 
klage gegen Capitelsvicar Lothar Kübel (ebcndas. IS69.) Bischof 
Dr. Kübel vor seinel1 Richtern (Stuttgart 186 9.) 
.t) Die :l\IotÏve del" RegicnmgsvorIage besagel1 zu diesem 
: "Die "Tidcr- 
:")
tzIichkeit unterscheidet sich von der öfTcntlichen Gewa1tth
itigkeit dadurch, 
<lass durch die lct/tere die Ohrigkcit /,u ciner positiven Amt"handlung ge- 



Die Anldage gegen den Bisthumsvenveser Dr. Kübel. 227 



 686 c. Die 99 618 Ulld 671 jinden Allwendung gegen Diener 
tier Kirche, welche zu den ill jeneJZ Paragraphell angegebenen Zwecken 
kirchliche Strafen alldrohen, oder deren Alldrohung eröJfnen, solche 
StrajÚz ausspreche71 oder vollziehcn. 
Diese Normen habcn durch das Mannheimer Oberhofgericht 
die Deutung empfangen, dass sie sich nur auf den Fall beziehen, 
wo die Obrigkeit als anordnende Behörde den Staatsbiirgern gegen- 
über tritt, nicht, wenn sie lediglich als executive Behörde thätig 
wird; ferner: dass sie nur dann eine IIandlung als. strafbare bc- 
zcichnen, falls diesel be der Existenz einer Vorschrifl 'it/, den Weg 
tritt, oder zu einer posiHven Anztshandlu1lg nüthigt. 
Daran knüpft das Gericht die Deduction, dass Bürgermeistcr 
Strom eyer gegenüber gar nicht die im Gesetz als strafbar vor- 
gesehenen Handlungen ausgeübt werden konnten, da jener weder 
zu einer Amtshandlung, wodurch die Errichtung der gemischten 
Schule rückgãngig gemacht werden könne, noch zur U ebertragung 
der weltlichen Stiftungsadministration auf die Kirche befugt gewesen 
sei, mithin auch durch Drohungen nicht dazu veranlasst werden 
konnte, dass folglich die im Gesetze vorgesehenen Voraussetzungen 
gänzlich fehlten und dasselbe nicht zur Anwendung kommen könne. 
Für diese eigenthümliche restringirende Interpretation des Ge- 


nöthigt, durch die erstere aber nur einer, von ihr selbst ausgegangencn 
Amtshandlung \Viderstand entgegengehalten wird. \V e n n j e doc h die 
zur Hinderung einer Amtshandlung angewandte oder angedrohtc 
Gewalt nicht von demjenigen, gegen den die Amtshandlung ge- 
r i c h t e tis t, son d ern v 0 n And ern au s g e h t , so fä lIt s i e n a c h 
 5 6 7 
des Entw. unter das Verbrechcn der öffentlichen Gewaltthätig- 
k e it, sod ass d a s V e r b r e c hen de r "\V ide r set z Ii c h k e it n u r d a s t a tt- 
findet, wo derjenige, gegen den die Amtshandlung gerichtet ist, 
selbst, wenn auch mit Untcrstützung von Andern, GewaIt an- 
wendet oder androht, um den Vollzug der Amtshandlung zu 
v e r hin d ern." 
Somit hat das badische Strafrecht, wie der Verf. der Schrift Alden- 
m ä s s i g e D a r s tell u n g S. 34 richtig hervorhebt, das crimen vis publicae 
des gcmeinen Rechts in so weit dassclbc durch gewaltthätige Störung oder 
Verhinderung cines öffcntlichen Amtes in der freicn Ausübung seiner Amts- 
gcwalt bcgangen wurde (Feuerbach 
 201 u. 401), in das Vcr
rech(;n der 
\YidcrsetÛichkeit und das der öffentIichcn Gewaltthätigkcit abgetheilt und 
j cde gewaltsamc Nöthigung obrigkeitlichcr Pcrsonen zur Vornahme oder 
lJntcrlassung einer Amtshandlung, wclchc nicht "\Vidcrsctzlichkeit 
is t, für öfTentlichc GewalttlÜitigkeit crklärt. 
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setzes, welche n1it den an und für sich fliessenden Regriffcn von 
executiven und allordnflzden Behörden opcrirt, die Existenz ez"ner 
Vorschrift 1tlld Am/shandlung im engeren Sillne des IVories betont, 
beruft sich das Gericht auf die l\lotive und den Con1n1issionsbericht 
der II. I{an1n1er. Allein in dem letztcren befindet sicn jene doctri- 
näre Auffassung I), während die Motive des Gesetzes 2) lediglich sagen, 
dass Amtshandlungen in Frage stehen, und die des 
 686 c al
 Ab- 
sicht hinstellen, dass eÙzem Geistlichen durchalls keille Bifugnz"ss eÙz- 
geräuml werden ka71ll, auf ö.ffelllliche Bea1llte dahin eÙzzuzvirken, dass 
sie gegen die von ihrem Ami ih1len auferlegtell Pjlichten halldeln. . 
Da nun aber auch der Commissionsbericht der I. I{ammer jener 
Distinction mit keiner SilLe gedenkt, da dieselbe in keinem deutschen 
Strafgesetzbuche vorhanden ist 3 ), da der Ausdruck Amtshandltl1zg hin- 
reichend deutlich erscheint, und auch auf executive IIandlungen überall 
bezogen wird, so muss die Interpretation des Oberhofgerichtes aIs 
gänzlich unbegründet bezeichnet werden. 
Aber mit dieser Restriction begnügt sich der Gerichtshóf gar 
nicht. Eine bestimmte Amtshandlung n1USS Object des kirchlichen 
Zwanges seine Danach hätte sich dér Gesetzgeber die U ngereimt- 
heit zu Schulden kornmen lassen, die unbcrcchtigte Beeinflussung auf 
eine bestimmte An1tshandlung zu verbieten, auf dip gesalnn1 te An1ts- 
führung dagegen zu gestatten. Und \vo steht dayon etwas irn Gesetz? 
Aber die restringiiende Interpretation des Oberhofgerichtes ver- 
steigt sich noch weiter: das Gesetz bezieht sich leòiglich auf An- 
ordnungen einer oLrigkeitIichen Person, weIche diesc im Bcrciche 
ihrer Cornpetenz den Staatsbürgern gegenüLer rnit bindender I
raft 
zu erlassen befugt ist. I\'Iit Recht ist darauf aufmerksam gelnacht 
worden, dass durch diese in nichts n10tÏvirtc Deutung, die Y f'rgewaI- 
tigung des 1\linisteriums, urn es zur Abschaffung cines Gesetzes zu 


I) Es heisst dOl t: "Die öffentlicbe Gewaltthätigkeit unterscheidet sich 
von der "\Vidersetzlichkeit dadurch, dass a) das Object dicses \T erbrechen
 
zwar auch eine obrigkeitliche Behörde ist, die jedoch nicht als ex e cut i ,. e s 
Organ der Staatsgewa1t, sondern als eine den V ol17.ug der Gcset7c u. s. w. 
an 0 r d n end e Bebörde gegenübcl stcht. IIieraus folgt b) dass die ()ffent1iche 
Gewa 1tthätigkeit sich wohl auch y e r hi n d ern d äusscrt, indem sie v 0 n e i 11 e r 
Amtshandlung (im engern Sinne des \Yortes) abhä1t, der Existent. 
einer V orschrift in den "\Yeg tritt, dic bei dem Verbrcchen der "\Vidersctzlich- 
keit bereits vorausgesetzt wird und nur unausfiihrbar gemacht werden solI." 
2) Siehe dieselben 0 b enS" 226. 
3) Vgl. Ak ten m äs si ge D ars te II. S. 33. 
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zwingen, straflos sei - das l\linisterium kann ja nicht allein Ge- 
setze aufheb
n, .sondern bedarf dazu der K.amn1ern -, dass dagegen 
der Zwang gegen einen Bürgermeister, etwd. einen Wochenmarkt ab- 
haJten zu lassen, strafbar ist, da eine solche Anordnung innerhalb 
der polizeilichen Competenz dieses Beamten liegt. 
Aber nicht bIos eine l\:Iissdeutung des Gesetzes ist dem Er- 
kenntniss des Oberhofgerichtes zur Last zu legen I), sondern auch 
eine Verkennung des Rechts der Excommunication. Das Oberhof- 
gericht hat aussef Augen gelassen, dass die monitio und excom- 
municatio immer denselben Grund haben, es hat die Form der 
Monitionsactenstücke nicht berücksichtigt, es hat nicht beachtet, dass 
zur excommunicatio auch contumacia des Angeschuldigten gehört, 
und dass diese nicht den Excommunicationsgrund ausmache; es 
hat die Deduction des sich verantwortenden \Veihbischofs lediglich 
adoptirt, und der Offenheit des Angeklagten Glauben geschenkt, 
obgleich die Acten verschwunden waren und die Aussagen an 
Widersprüchen krankten. 
Dazu kommt noch zun1 U eberflusse, dass auch aus formellen 
Gründen das Gericht gar nicht die Beschwerdeführung des Ange- 
schuldigten für zulässig zu erklären befugt war. 
Das ist von Kennern des badischen Rechts an anderen Orten 
hinreichend dargethan worden 2). 


I) Die Interpretation des Oberhofgerichtes kommt 
u clem eigenthüm- 
lichen Ergebnisse, dass der 
 686 c gerade auf den Fall nicht passt, für 
welchen er specicIl beabsichtigt war. Bekanntlich hatte der Erzbischof im 
Jahre 1853 den grossheuoglichen Oberkirchenrath excommunicirt. Auch 
nicht urn ihn zu bestimmten, in den Grenzen der Zuständigkeit desselben 
Iiegenden Amtshandlungen zu bewegen, vielmehr urn ihn zur Niederlegung 
des Amtes zu veranlassen, und zur Ahgabe der Erklärung, aIle in der Denk- 
schrift des oberrheinischen Episcopates aufgestellten Forderungen nach Kräften 
zu unterstützen, und weder durch \Y orte noeh durch Handlungen clenselben 
entgegenzutreten. Der Fall ist gan
 dem Stromeyer'sehen analog. Und die 
Regierungsmotive zu 
 686 c sprachen als Zweck des Gesetzgeber
 aus, der 
,,"\Yiederkehr von Erscheill ungen, wie wir 
ie leider erle ben mussten," vor- 

ubeugen. Nach cler Interpretationsmethode des Oberhofgericl1ts kann davon 
gar keine Rede seine 
2) Vgl. Das oberhofgerichtl. UrtheiI S.23 ff. und clas Beilage 
CXXXIX mitgctheilte Sehriftstück der Staatsanwaltschaft. 
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Das Excommunicationsver[ahren gegen den Biirgt!rmeister Stro- 
me y e r hattr noch eincn weiteren Conflict zwischen der Rcgierung 
und der Freiburger Curie zur Folge. 
Nach S 4 der Verordnung v. 20. November 1861 war festge- 
stellt worden, dass der Biirgermeister, oder wenn dieser nicht kallw- 
lisch seÙl sollte, das dienstälteste 1J1i.ïglied des Gemeindevorstalltlcs 
s / e / s 1Jll"tglied der StiftzulgsCo1llmission sein sollte. 
Betreffs der Disciplinarbefugnisse iiber die I\Iitglicder der Stif- 
tungscomlnission enthielt die V erordnung nicht
, doch hatte die 
Regicrung mit der Freiburger Curie Folgendes vcreinbart. 
"Soli gegen il:li/glieder von Sliftungsco1/l1Jlissionen, gegen Rech- 
ner und gegen die nicht mit Staa/sdienereigenschaft angestelltell Be- 
amten des Oberstiftungsralh s dienstlich eingeschritten oder ihre Ent- 
lassung bewirkt werden, so entscheide! der katholische Oberstif- 
tungsra/h. 
Beschwerden gegen die Entscheidungen desselben künnen an das 
Erzbischüßiche Ordinaria! gerichtet werden, welches sie ÙJl Benehmen 
mil der Grossherzoglichen Regierung erledigen wird. 
Dem Erzbischüjlichen Ordinariale steht selbstvers/ändlich die Be- 
fugniss zu, eÙl disciplinäres Einschreiten gegen die mil der Kirt,.hen- 
Verlllögens- Verwaltullg betrauten Personen zu veranlassen und sich 
daztt, soweil dies nothwendig fäll/, auch an die Grossherzogliche 
Staa/sregierung zu wenden. 
In gleicher Weise wird die Grossherzogliche Regierung ver- 
fahren, wenn sie zur Wahrung ihrer Rechte ein Einschl eilen für 
geboten häl/ und es slehen ihr gegen die l1fl"tglieder und Bea1ll/en, 
wie Rechner aller dieser Com1llissionen dieselben disciplinären Rechle 
bezüglich der Verwal/ung des nich! kl'rchlichen Vermögens, Ùl so 
lange solehe von diesen besorgt wird, zu, wie sie dem ErzhzSchö.f- 
lichen Ordinariate bezüglich des Kirchcnvermögens zuko'lJlmen I)." 
Diese Normen sollten in der von dem katholischen Obcrstif- 
tungsrath zu veröffcntlichcndcn Dienstinstruction BerücksÙ:ht(l.{1l1lg 
jindell. 
U nd so enthielt dcnn nicht nur die Dienstinstruction von 1863 
in S 6 die Bestimmung: die StiftungscoJ7lJJlzSsionen sind. . . unlllillelbar 
dem ka!holischen Obers/iftungsrath untergeordnet und diesem fÜ,. ihre 
Am/sführung veranlwortlich, sondern auch die \Vahlorònung für die 


I) Grundlagen zu ciner V erwaltung
instruction 
 5. 
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l\Iitglieder der Stiftungscommission v. 13. l\Iai 1863 schrieb un 
S 20 vor: die EntlasslÙlg eines JIitgliedes oder Re(hners der Stif- 
tzl11gscommzSsioll wzord nach .Allhü.rung dÙÙer Behürde von dem katho- 
IÚchin Obersliftungsrathe vorbehaltlich der Beschwerde an das erz- 
bÚchlißÙ'hc OrdÙzarÙlt, welches dÙ:selbe im Benehme1l nUl dent JlfÙzi- 
slt.:rÙt1Jl des I1l1lerll erledigt, ausgesprochl'1z I) wegen jedes dz"e fVähl- 
barkeil 111 die Stiftungsco1llntissio1l aufhebe1lden Grulldes. Diese 
Griinde griffen aber nach 
 2 bci dcmjenigen Platz, welcher wegen 
i1fenlliches A
rgerllzSs errel{ender Verle/zullg /.:/rchlicher BifugllzSse 
sÙ:h nicht im Vollbeszïz der /.:/rchlichen Gem eÙlsch aj"lsrerhte be- 
jindel." - 
Dnter dem 23. Januar 1869 hatte das erzbischöfliche Pfarramt 
zu S1. Stephan in Constanz dem Bürgerverweser Strolnerer die 
EXCOnl111Unicationssentenz iibersendet 1) und gleichzeitig bemerkt, dass 
der Excon1ffiunicirtc nicht mehr l\Iitglied der katholischen Stiftungs- 
commission sein könnc, Inithin die Einladungen zu den Sitzungen 
fOTtan an den Gemeinderath Vögelin ergehen wÜrden. 
Die Verfiigung überschritt jede Competenz des Pfarrverwesers 
Bur g e r, und wenn derselbe" sie nach seiner Auffassung [ür ge- 
rechtfertigt hielt, sO lag der Fehler nicht nur darin, dass diese 
Auffassung eine völlig irrige w (If , sondern dass der Pfarrverweser 


I) Erzbischötl. Pfarramt St. Stephan hier 


an 


Herrn Bürgermeister 1\lax Strom eyer hier. 
Constan.l, 23. Januar 186y. 
Den Er1a
s Hochwiird. Ef.lbischöfl. Capitel-Vicariats Freiburg v. 14, d. 1\1." 
No. 366, praes. am 23. d, :\1. 
Das Verhalten des Katholiken 
Iax 
Stromeyer in Constanz betr. 
No. 55. Beifolgend erhalten Sie eine Abschrift des rubricirtcn Erlasses, 
wornach in Folge Hues ungehorsamen V crhaltens gegen die Autorität der 
K.irche Jie Excommunication üher Sie in so lange ycrhängt ist, his Sic in 
sich gehen nnd Ih;e kirchlichen Pilichten erfiillen werden. 
In Folge hiervon kÖnnen Sic gemäss 
 2 Abs. 2 S. 14 der Verwaltungs- 
in
truction nicht mehr 
litglied der kath. Stiftungscommission sein, wesshalb 
wir in TIinkunft an Hcrrn Gemeinderath Vögclin, als dienstältestem kath. 
.Mitgliede des Gemeinderaths, die Einladungell .lU unsern Stiftungscommissions- 
sitzungen ergehen lassen werden. Derselbe winl auch dcn zweiten Schliissel 
zur Depositenkistc in V crwahrung erhalten. 
Bur g e r. 
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Burger uberhaupt nieht berechtigt war, cine derdrfige Auffassung 
zu habcn, bczichentlich dieselbe zu venrirklichcn. 
Das l\Iinisterium cassirte dcshalb das Rcsultat der Auffassung 
des Pfarrvcrwesers Bur g e r, und auch dclS Ordinariat wics ihn an 
die Sache beim Oberstiftungsrath anhängig zu Inachen. 
Ob aber dieser befugt sei, die Entfernung dcs Biirgcrmeister 
S t r 0 n1 e y c r zu verfiigen, wurde nicht nur Gegenstand des Zwistes 
innerhalb des Oberstiftungsrathes - was Erörterungen liber die Ge- 
schàftsfiihrung dieser Behörde zwischen l\Iinisteriun1 und Urdinariat 
herbeifiihrte, - sondern auch Veranlassung zu cinen1 lebhaftcn 
Schriftwechsel zwischen de]" obersten Staats- und K.irchcnbehörde. 
Die letztere trat n
tÜrlich fÜr die Con1petenz des Oberstiftungs- 
rathes cin, und ebenso die Mehrheit der l\Iitglieder dieser Behörde. 
Ihre Argumentatio!1 ging dahin, da.ss die Grulldlagen der Vcr- 
l'Ùlbarllllg die Disciplinarbefugnisse gegeniiber a II en l\litgliedern der 
Stiftungscon1missionen anerkannt haben, in der \Vahlordnnng- dic' 
Biirgermeister von den disciplinären Befl1gnissen des Oberstiftungs- 
rathes nicht ausgenomn1en seien, diese Befugnisse aber zur Anwen- 
dung kommen soU ten gegenüber Excolnmunicirtcn. 
Ausserdem sei Bürgermeister Stromeyer als aus der Gen1cin- 
schaft der Kirche ausgeschlossen nicht lnehr I{atholik, lInd haht, 
lnithin keine Function als katholischer Biirgermeister auszuühcn. 
Das l\Iinisterimu dagegen erachtete - und wir meinen mit 
vollem Recht - diese Auffassung fÜr durchaus irrig. 
Einn1dl bellurfte es keincr \Viderlegung, <.lass Biirgenncister 
Strom eyer Bicht durch die Excommunication die Qualität dnes 
Katholiken im Sinne des Gesetzes verloren hattl'. Das Gesetz zo
 
lediglich das Factum der Confession in Retracht I). 
Andererseits war zuzugestehen, dass die Gr1l1ldlagol Zit t;llll'r 
Verwaltllngsz1lstruc!ÚJIl in der That die Riirgenneister l1icht der Dis- 
ciplin des Obcrstiftl1ngsrathes entzogen hatten. .Aber was war die 
l(raft der Grllndlagen? diese waren llnd solI ten nichts weiter sein. 
als die Fixirullg lIer allgemeinen Principien, welche beÌIn sp
itcrcn 
Erlass der Ven,-altungsinstructionen zu concrcter \.nwcndung zu 
kommen hätten. l\Iit den1 Erlasse der lnstructionen h
tten sie clenl- 


1) Xach kanonischcm Recht kann man Üherdic
 niemab aufhören, Ka- 
tholik L;U sein, und [ür die Kirchc saUte doch del sheng kanonische Stand- 
punht, wenn er auch im concreten Fall unbequcm erscheint, maassgebend seine 
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gemäss jede formelle Krctft verloren, und sic konnten nur als 111- 
terpretatiQnsmaterial dicnen, \VO etwa die Instructionen ihreln Sinn 
nach dunkel scin wiirden. 
\Var dal;) aber bcziiglich cler \Vahlinstruction cler Fall? Schon 
cler N a In c <.krselbcn dcutetl
 unzwcidcutig an, dass es sich hier 
nur lUll Kormcn hezÜglich cler gcw;ih Hen l\Iitglieder der Stiftungs- 
con1B1ission, nicht beziiglich der gcsetzlichcn, <.ler gf'l)Orenen handle. 
N lU rÜr die crstercn wunkn die Reding-ungen cler \Vählb(ukeit 
aufgestcllt, nur rÜr dicsc die Disciplinarhcfugniss des Oberstiftungs- 
rathes bcstimmt, und wcnn der ohen in seinen1 \Vortlaute ange- 
fiihrte 9 20 die l\lfitgliecler der Stiftllngscolnmissionen cler Discipli- 
nargewalt des Oberstiftungsrathcs aus GrÜnden unterwarf, bczüglich 
welcher lcdiglich auf die Bedingungen der \Våhlbarkeit verwiesen 
wun1c: so war das cloch dn deutliches Zeichen, class nur bci ge- 
\\"ähltcll l\Iitgliedern diese Disciplinarbefugni

e Platz greifen solI ten, 
nicht bei clem politischen Bean1ten, der wegen dicser seiner Bedm- 
tenqualität zun1 sletigeJl l\Iitgliede der Stiftungscon1missioncn gesetz- 
lich bestimmt war. 
Obgleich clas l\linisterium die gedachtc Ausfiihrung dem Ordi- 
nariate zum cleutlichsten Ausclruckc brachte I), obgleich es unter dem 
20. l\Iai 1869 bestimlnt erklärte 2), dass kein Grund vorlicge, den 
BÜrgenncister Stron1cyer von der gesetzlichcn l\Iitgliedschaft der 
katholischen Stiftungscommissionen auszuschliessen, so liess doch das 
Ordinariat clas dem entgegengesetzte von cler l\Iajorität des Ober- 
stiftungsrathes abgegebene Erkenntniss v. 23. Februar 3) publicircn 4). 
Die Folge davon war, dass das l\Iinisterilun das Erkenntniss 
als von ciner inColnpetentcn Behönle gefällt, fÜr rechtsungiiltig er.. 
klärte, und clem Obcrstiftungsrathe bci eigner \
 erantwortlichkeit 
vcrbot, dasselbe zu cxequiren 5), und dass als das Ordinariat darauf 
denl l\IÜnsterpfarralnt clie \Veisung zug-ehen liess, selbðt die Execu- 
tion zu Übernehmen, indem es den Biirgermeister Strom eyer nicht 
rnehr zu den Sitzungen der Stiftungscomn1ission hinzuziehe, das 


I) V gl. Erlass v. 24. 
\pril 186C). Die Auffassung cler Fleiburger Be- 
hörde in clem Beschl. v. 5. l\Iai 1869. Beilage CXLI. 
2) Beilage CXLII. 
3) Beilage CXLIII. 
4) Durch Beschluss v. 4. Juni TR6C). Rcilage CXLTV, 
5) Beilage CXL V. 
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]\Iinisteriun1 die sofortige Anberaumung einer, Sitzung befahl, zu 
welcher aIle 
Iitglieder einschliesslich Stromcyers dnzuladen seicn I). 
Ais dem keinè Folgc gc1eistet wurde, vieln1ehr das l{apitds- 
Vicariat lediglich protestirte, wurdc der Amtsvorstand von Constanz 
unter dem I. September angewiesen, aIs lande
herrlicher Conunissar 
den provisorischcn V orsitz der Stiftungscommissionen mit all en Rech- 
ten und Befugnisscn des V orsitzenden, zu übcrnchmen und so lange 
zu riihrcn, bis die geistlichen V orstände dem Gesetze nachkolllmen 
zu wollen erklärten. 
Die Freiburger Curie legte dagegen vergebens Recurs beim 
St.latsn1inisterium ein und - protestirte. 


I) Beilagc CXL VI. 
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I. Gesetz, die reclztlic11e Stelllmg der A-irc1len und kzrclzlichell Vereine im 
Staate betreffend. 
Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog yon Baden, Herzog yon Zäh- 
ringen. In Ausführung del' durch Unsere Proklamation vom ï. April d. J. 
gegebenen Zl1sicherung, we1che den beiden l<'irchen Unseres Landes 
cine freie und selbstständige Stell ung mIter der Gewähr einer auf ver- 
fassungsmässigem 'Vege erlassenen Gesetzgebung verheisst, und im Hin- 
blick auf die Bestimmungen der S
. 18 und 20 der Verfassungsurkunde 
haben Wir mit Zustimmung Unserer getreuen Stände beschlossen und ver- 
ordnen, wie folgt: 1. Allgemeine Bestimmungen. S. I. Der vereinigten 
evangelisch-protestantischen und der römisch-katholischen Kirche ist das 
Recht öffentlicher Korporationen mit dem Rechte der Öffentlichen Gottes- 
verehrung gewährleistet. 
. 2. Die Befugnisse der übrigen Religions- 
gemeinschaften, we1che bisher aufgenommen oder geduldet waren, richten 
sich nach den ihnen ertheilten besondern Verwilligungen. 
. 3. Die Bildung 
religiöser Vereine ist gestattet. Ihre Verfassung und ihr Bekenntniss darf 
den Staatsgesetzen und der Sittlichkeit nicht widersprechen. Es steht ihnen 
<.las Recht der freien gemeinsamen Gottesverehrung unter dem Schutze des 
Staates zu. 
. 4. Die Religionsverschiedenheit ist kein bürgerliches Ehe- 
hinderniss. Für jede nach den Staatsgesetzen zulässige Ehe muss eine recht- 
liche Form der Eingehung durch das Gesetz gewährt seine s. s. Diejenigen, 
welch en nach den bürgerlichen Gesetzen die Erziehungsrechte zustehen. 
haben zu bestimmen, in welcher Religion die Kinder erzogen werden sollen. 
Die näheren Verfügungen bleiben einem besOI\deren Gesetze vorbehalteu. 

. 6. Das Öffentliche U nterrichtswesen wird yom Staate geleitet. Andere 
Unterrichts- und Erziehungsanstalten stehen unter àer Aufsicht der Staats- 
regie rung. - II. Be son d ere Be s t i m m u n g e n ü be r die r e c h t1 i c h e 
Stellung der vereinigten evangelisch-protestantischen und der 
rümisch-katholischen Kirche. 
. ï. Dievereinigte evangelisch-protestan- 
tische und die römisch-katholischeKirche ordnen und verwalten ihre Angelegen- 
heiten frei und selbstständig. Der Verkehr mit den kirchlichen Obern ist unge- 
hindert. s. 8. Die Kirchenãmter werden durch die Kirchen selbst verliehen, 
unbeschadet der auf öffentlichen oder auf Privatrechtstiteln wie insbesondere 
ùem Patronate beruhenden Befugnisse. s. 9. Die Kirchenämter können nur 
an Solche vergabt werden, welche das badische Staatsbürgerrecht besitLen oder 
erlangen und nicht yon del' Staatsregierung unter Angabe des Grundes als ihr 
in bürgerlicher oder politischer Beziehung missßllig erklärt werden. Die Zu- 
lassung zu einem K.irchenamt ist regelmãssig durch den Nachweis einer allge- 
mein wissenschaftlic11en Vorbildung bedingt. Der Urn fang derselben und die Art 
des Nachweises werden durch cine Verordnung bestimmt. s. 10. Das Ver- 
mögen, we1ches (l....n kirchlichen Bediirfnisscn, sei es des ganæn Landes, 
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oder gewisser Districte oder einzelner Orte gewidmet ist, wird unbeschadet 
anderer Anordnungen durch die Stifter, unter gemein
amer Leitung der 
Kirche und des Staats verwaltet. Bei der Verwaltung des kirchlichen 
Districts- uud Ortsvermögens müssen die berechtigten Gemeinden vertreten 
seine 
. I I. Ohne Genehmigung der Staatsregierung kann kein reI i- 
giöser Orden eingeführt und keine einzelne Anstalt cines eingeführten 
Ordens errichtet werden. Diese Genchmigung ist widerruflich. 
. 12. Den 
Religionsunterricht überwacl1en und besorgen die Kirchen fur ilue Ange- 
hë>rÏgen, jedoch unbeschadet der cinheitlichen Leitung der Unterrichts- und 
Erziehungsanstalten. Die K.irchen sind befugt, Bildungsanstalten für Die- 
jenigen, welche sich dem geistlichen Stande widmen, zu errichten. 
. 13. In 
ihren bürgerlichen und staatsbürgerlichen Beziehungen bleiben die Kirchen, 
deren Anstalten und Diener den Staatsgesetzen unterworfen. Kcine Kirchc 
kann aus ihrer Verfassung oder ihren Verordnungen Befugnisse ableiten, 
wclche mit der Hohcit des Staats oder mit den Staatsgesetzen im 'Vider- 
spruch stehen. 
. 14. Das den ldrchlichen Bedürfnissen und Anstalten 
gewidmete Vermögen unterliegt den Gesetzen des Staats, insbesondere auch 
jenen über die öffentlichen Abgaben und Lasten. 
. IS. Keine Verordnung 
der Kirchen, welche in bürgerlichc oder staatsbürgerliche Verhältnisse ein- I 
greift, kann rechtliche GeHung in Anspruch nehme oder in Vollzug gesetl-t 
werden, bevor sie Genehmigung des Staats erhalt n hat. AIle kirchlichen 
Verordnungen müssen gleichzeitig mit der Verkiindigung der Staatsregierung 
mitgctheilt werden. 
. 16. Verfügungen und Erkenntnisse der K.irchen- 
gewalt können gegen die Freiheit oder das Vermögen einer Person wider 
deren 'ViII en nur von der Staatsgewalt und nur unter der Voraussetzung 
vollzogen werden, dass sic von der zuständigen Staatsbehörde für vollzugs- 
rcif erldärt worden sind. - III. Schl ussbestimmung. 
. 17. Das I. Con- 
stitutionsedict vom 14. l\Iai 1807 und aIle Gesetze und Verordnungen, die 
mit obigen Bestimmungen nicht vereinbar sind, werden aufgehoben. Die 
landesherrlichen Patronate und die Verordnungen über die Verwaltung des 
kirchlichen Vermögens bleiben in ihrer bisherigen 'Virksamkeit, bis im 
'Vege der Verordnung ihre Aufhebung in Vollzug gesetzt wird. Gegeben 
/.u K.arlsruhe in Unserem Staatsministerium, den 9. October 1860. 
Friedrich. Stabel. A. Lamey. Auf Sr. Königlichen Hoheit höchsten Befehl: 
Schunggart. 
2. Gesetz, die tlzeilweise Aufhebzl1lg des Gesetzes V011l 24. Februar 1849, dell 
Verziclzt der Herren Fii.rsten 'l'on }1ïirstenberg und VOIl Lei1lillgen auf die 
Gericlltsbarkeit, Polizei und Patronatsrecllte betrejJclld. 
Friedrich f von Gottes Gnadcn Grossherzog von Badcn, Herzog von Z
ih- 
ringen. l\1it Zustimmung Unserer getreuen SÜinde haben 'Vir beschlossen und 
verordncn, wie folgt: E i n z i g erA r t i k e 1. Die Artikel 2 und 3 des Gesetzes 
yom 2..J.. Februar 1849 werden, ins owe it sie die Patronatsrechte der Herren 
Fürsten von Fürstellberg und von Leiningen betreffen, hiermit aufge- 
hoben. Die Herren Fürstell von Fürstenberg und von Lciningen treten 
mit der Verkündigung dieses Gesetzes wiedcr in ilue Patronatsrechtc 
/.u kirchlichen Aemtern in dem Umfange ein, in welch em ihnen dies Recht 
vor der Erlassung des Gesetzes vom 2-1-. Februar 1849 zustand. Gegcben 
/.ll Karlsruhe in Unserem Staatsministcrium, den 9. October 1860. Friedrich. 
Stahel. A. Lamey. Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl: 
Schunggart. 
3. Gesetz, die biirgerliche Sta1ldcsbeamtzmg in Ausllalullcfållen betreffelld. 
Friedrich, von Gottcs Gnaden Grossherzog von Baden, Hcnmg von Z
ih. 
ringen. 
Iit Zustimmung Unserer getreuen SÜinde habcn 'Vir beschlosscn unci 
verordnen, wie folgt: 
. I. Das AufgeLot einer nach den Staatsgesetzen 
/.uUssigen Ehe wird auf Ansuchen der Brautleute durch das 7.ust
indigc 
nczirksamt dem Bürgermeister iihertragen, wenn dassclhe durch (len Pfarrcr, 
als Beamten des bürgerlichen Staude's, verweigert oder binnen \"ierzehn Tagen 
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nach Bchiindigung des Trauscheins nicht vorgenommen wird. Die Form 
des Aufgebots be
timmt eine Veroronung. 
. 2. Die Trauung einer nach 
den Staatsgeset
n zuHissigen Ehe nimmt das 
Bezirksamt nach L.R.S. 75. 
vor und stellt den Eheschein nach L.R.S. 76. aus, wenn der zuständige 
Pfarrer des Orts, vor welchem die Brautleute dieselbe begehren, die Trauung 
verweigert oder verzögert. Auf Antrag der Brautleute kann das Bezirks- 
amt einem anderen Geistlichen die Ermächtigung zur V ornahme der Trauung 
geben. Der Eheschein muss dem zuständigen Pfarrer vorgelegt und von 
ihm in das Ehebuch eingetragen werden. Gegeben zu Karlsruhe in Unserem 
Staatsministerium, den 9. October 1860. Friedrich. Stabel. A. Lamey. 
Auf Sr. Königlichen Hoheit höchsten Befehl: Schunggart. 
4. Gesetz, die Ausübung der Erzielzungsrechte in Bezug auf die Religion 
der Kinder betrejJend. 
Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Herzog von Zäh- 
ringen. !\Iit Zustimmung Unserer getreuen Stände haben Wir beschlossen und 
verordnen, wie folgt: 
. I. In welcher Religion die Kinder erzogen wer- 
den 
ollen, bestimmt bei ehelichen Kindern der Vater, bei unehclichen 
K.indern, sie seien vom Vater anerkannt oder nicht, die :1'Iutter. 1st cine 
Bestimmung hierüber nicht getroffen, so folgen die ehelichen Kinder der 
R_eligion des Vaters, die unehelichen Kinder der Religion der !\Iutter. 

. 2. Sind die Eltern unbekannt, so entscheidet über die religiöse Erziehung 
des Kindes der V ormund mit Zustimmung der Staatsbehörde nach einge- 
holtem Gutachten des Ortsvorgesetzten und W aisenrichters. 
. 3. Eine 
Aenderung in der religiösen Erziehung der ehelichen Kinder steht der 
!\[utter zu, wenn auf sie das Recht der Erziehung übergegangen ist; jedoch 
kann sie diese Aenderullg nur. mit Genehmigung der Staatsbehörde und 
nach erhobenem Gutachten der nächsten beiderseitigen Verwandten, des 
Ortsvorgesetzten und \Vaisenrichters vornehmen. 
. 4. Bei 'Vaisen darf 
eine Veränderung der Religion nur aus besonders erheblichen Griinden mit 
Genehmigung der höherll Staatsbehörde und nach eingehoJtem Gutachtell 
der nächsten beiderseitigen Verwandten, des Ortsvorgesetzten und 'Vaisen- 
richters eintreten. 9. s. J edem, der das 16. Lebensjahr zurückgelegt hat, 
stcht die Wahl der Religion frei. 
. 6. Die vor Verkündul1g dieses Gc- 
Gesetzes durch Vertrag bestimmte religiöse Erziehung der l<Gnder kanll mit 
Zustimmung beider Elterntheile geändert werden. Ein Einschreiten dcr 
Staatsbehörde fÌndet nur auf Anrufen eines Elterntheils statt. Nach dem 
Tode eines Elterntheils treten die Bestimmungen der 
9' 1 und 3 dieses 
Gcsetzes in Wirksamkeit. Gegeben zu Karlsruhe in Unserem Staats- 
ministerium, den 9. October 1860. Friedrich. Stabel. A. Lamey. Auf 
Sr. Königlichen Hoheit höchsten Befehl: Schunggart. 
S. Gesetz, die Bestrafu1lg von Amtsmissbräuclzell der Geistliclzell betrejJcnd. 
Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Herzog von Zäh- 
ringen::,. !\Iit ZustimÌnung Unserer getreuen Stände haben 'Vir folgende Zus
itzc 
"um Strafgesetzbuch beschlossen: (Missbrauch des geistlichen Amtes.) 

. 686a. Diener der Kirche (
. 657), welche in öffentlichen amtlichen Vor- 
tdgen oder durch Ausgeben, Verbreitcn oder öffentliches Verlesen von amt- 
lichen Schriftcn die Staatsregierung, Gesetze, Verordnungen, Eillrichtungell 
des Staats, einzelne öffentliche Behördcn, Anordnungen oder Verfügungcn 
dersclben in feindseliger \Veise tadelll, werden mit Gefängniss nicht unter 
vicr 'V ochen 'bestraft. 
. 686 b. Diener der Kirche, welche sich anmassen, 
Amtsverrichtungen auszuüben, die nach den Staatsgesetzen den weltlichen 
Behörden zustehen f werden von Gefängniss l1icht untcr acht 'Vochen, oder 
Arbeitshaus bis zu zwei Jahren getroffen. 
. 686c. Die 

. 618 und 671 
linden Anwendung gegen Diener der Kirche, welche zu den in jenen Para- 
graphell angegebencn Zwecken kirchliche Stra[cll androhen, oder deren All- 
drohllng eröffnel1, so1che Strafen aussprechen ocler vollziehen. 
. 68ód. Yon 
den in den 

. 68Ga.-c. gcdrohten Strafen werden auch ausHindische Geist- 
lichc gctroffcll, we1chc die dort bcæichlleten V crbrcchcn im Inlande ver- 
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üben; desgleichen auch inl
indische, welche, nachdem eine Dienstentsetzung 
oder Dienstentlassung gegen sie ausgesprochen worden, sich einð der in 
den S
. 686 a.-c. bedrohten Verbrechen schuldig machen. 
. b8ó e. An die 
Stelle der l>ienstensetzung oder Dienstentlassung tritt in dem FaIle des 

. 686 d. die im s. 169 bestimll1te stellvertretcllde Shafe. 
. 686 f. ..A.ndere, 
als die in den SSe 686 a. und d. genannten Personen, weIche die in den 


. 686 a.-e. erwähnten JIandlungen wissentlich befördcrn oder erleichtern, 
werden als Ciehilfen bestraft. 
. 6
6 g. In den F
illen der 

. ó
ó a.-f. 
kann statt eines Theils der verwirkten Freiheitsstrafe cine (icldstrafe von 
fiinfzig bis fünfhundert Gulden erkannt werden. Gegeben zu K.arlsruhe in 
Ullserem Staatsministeriull1, den 9. October 1860. Friedrich. Stahel. A. Lamey. 
Auf Sr. Königlichen Hoheit höchsten Befehl: Schunggart. 


II. 
Gesclle11ell Karlsrulze den 10. November 1859. Unter dem Vorsitze Sr. 
Excellenz des I-Ierrn Pdsiùenten des Gr. :\linisteriums des Innern Geh. Raths 
Freiherrn Yon Stengel, in Gegenwart des IIochwürdigeu HeHn Domdekalls 
{"ieh. Raths Dr. v. Ilirschcr, des Gr. Oberkirchenrathsdirectors Herrn PI
- 
stinari, des Gr. 11illisterialraths lIelTn Schmitt und des Hochwürdigen ] Jerrn 
Urdinariatsassessors K.rauth. Auf die Einlaùung Sr. ExcellellL des ] lerrn 
PrJ.sidenten des Gr. 11inistcriums des Innern hat See Excel1cllL der HelT 
Erzbischof zu Freiburg den IIochwürdigen Herrn Domdekan Geh. tCtth 
Dr. v. Hirscher und den Hochwürdigen Herrn Ordinariabassessor Krauth zu 
Commissãren erllannt, um mit den Commiss
i.ren der Gr. Regierung über das 
Rechtsverhãltniss der im Konflikt von dem lIerrn Erzbischof el nannten 
(Jfaner und über die von dem KOllflikte her noch bestehenden Suspensionen, 
-.;owie liber di
 zum VolIzug der Uebereinkunft der Gr. Regierung mit dem 
HI. Stuhle LUll3.chst zu treffenden :\Iaas
regeln sich zu benehmen. 
achdelll 
die erzbischötlichell Herren Comll1iss
ire am 4
 d. :\1. hier eillgetroffen \,-

-pn. 
linden Lwischen ihnell und den Commissãren der Gr. Regierung, zu welchcn 
Se. Excellenz der Herr PÓsident des Gr. 1\Iinisteriums des Innern den 
j knn Oberkirchenrathsdirector Prötinari und den Bernl .Ministerialrath 
Schmitt bestimmt hatte, mehrere Conferenzen statt, deren Ergebniss heutc 
uach mehrmaliger Erörterung der vonvürfìgen Fragen festgestellt '\-'orden 
i...t, wie folgt: I. Die ZUll1 V ollzuge der Con ,"ention erforderlichen l\laass- 
regeln, und zwar I) das Verfahren bei Besetzung erledigter Pfriinden be- 
treffend, wurde vereinbart: 
\.. "-enn eine Pfründe freier Collatur crledigt 
i"t, so steht es bei dem BernI Eubiscl1of, dieselbe auszuschreiben. Er willI 
gleichzeitig mit dcm betrefTenden Beschlus<.;e der Gr. Rcgierung 
Iittheilllng 
machen, um das Aussclueiben auch im Gr. Regierungsblatt vert;ffentlichen 
/.u können. \Venn eine Pfründe grossllerzogl. Patronats erledigt ist, so steht 
es bei der Gr. Regierung, dieselbe auszuschreiben. Sie wird gleichzeitig 
mit dem betreffenden Beschlus
e dem Herrn Eubischof ßlittheilung machcn, 
um das Ausschreiben auch im kirchlichen Anzeigeblatte veröffentlichen zu 
ki;nnen. \\r enn eine J'fründe der Privatpatrone in Erledigung k0111111t, \\ ini 
der Herr Erzbischof dem Patron da\"on Kenntniss gebcn und die erledigtc 
Stelle mit gleichæitiger Anzeige an die Gr. Regierung ausschreiben, worauf 
lctzere da... Auschreiben auch im Regicrungsblatt erlasscn wirù. B. BCI:Üg- 
lich auf die Form der Verkünùung einer geschchenen Pfründebcsetzllng 
\\ urde \"ercinbart: dass die \\riederbesetLung ciner Pfründe frcier Collatur in 
folgender Form zu gescllehen habe: "Se. ErLhischöfliche ExcellenL haben 
mIter dem . . ten. . . . clem N. :N. die Pfarrei X. (l
aplanei N.) vcrliehen." 
Die \Yiet!erbesetzung einer Pfründe Gro
sheI/.ogl. Patronats solle in folgen- 
del" Form bekannt gemacht werden: "Se. K. II. der Grossher/og habcll 
auf die Höchst Ihrem J!atronate untcrliegendc katholbche l'farrci (I
ap]anei) 
.x. den N. N. unter dem . . ten . . . . ernannt, unù hat dcrsclbe sofort die 
canonische Institution crhaltcll." Die \\ïederl'csctl:ung der Pfründcn VOll 
.Pliv..ltpatroncn 
oll in, folgcndcr Form bckannt gegebcn wenkn: "Dcm von 


" 
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Sr. Durchlaucht etc. un term . . ten. . . . auf die Pfarrei (Kaplanei) N. 
präsentirten N. N. ist die canonische Institution ertheilt worden." C. Das 
Ausschreiben enthält die erledigte Pfründe, das Erträgniss und die Lasten 
derselben, die Einladung zur Bewerbung, die Erwähnung der beiLubringen- 
den Zeugnisse, die Frist und die Stelle, an welche die Anmeldung zu rich ten 
ist. Das Ertrãgniss ist auf den Grund der lleuesten Fassionen mit Hinweg- 
lassung der Stol- und Anniversargebühren anzugeben. Die Anmeldungsfrist 
wird auf 6 "\V ochen vom Tag des Ausschreibens an festgesetzt, wo nicht beson- 
dere Gründe eine kürzere oder lãngere Frist erheischen. D. Da die bisherigen 
Verordnungen über die Besetzung der katholischen Pfarreien und Kaplaneien 
mit der Convention nicht im Einklang stehen, so soll über diesen Gegen- 
stand nach Verkündigung der Convention eine neue Verordnung, in wech- 
selseitigem Einverständniss der Gr. Regierung und des Erzbischöfl. Stuhles, 
erlassen werden. Diese Verordnung soll nament1ich folgende Bestimmungen 
enthalten: a) für Ausübung des Patronatsrechtes wird die canonische Frist 
[ür geist1iche Patronate von sechs und für Laien-Patronate von vier 1\Ionaten 
\"om Tage der Erledigung an festgesetzt, nach deren Umfluss, wenn nicht 
eine weitere Frist vom Ordinarius erlangt wurde, das jus devolutionls ein- 
tritt. b) Urn erledigte Pfründen competiren kann jeder Geistliche, welcher 
den Pastoral-Concurs nach V orschrift gemacht und sich das Zeugniss der 
Befähigung erworben hat. Es ist unverwehrt, sich gleichzeitig urn mehrere 
Pfründen zu bewerbenj es kann jedoch gleichzeitig nur Eine Pfründe er- 
langt und innegehabt werden. e) Jeder Competent hat seinem Gesuch 
folgende Zeugnisse beizuschliessen: Ueber physisehes Alter, über absolvirte 
theologische Studien, über Dienstalter und bisherige dienst1iehe Verwendung. 
d) Dem Präsentirten steht es frei, von der Collation zurückzutreten. e) 1\Iit 
dem Tage der Investitur tritt der Pfründner in den Pfründegenuss. f) Die 
Erzbischöflichen Decanate haben den Beneficiaten ein Zeugniss über den 
Tag der Investitur auszustellen und der gemischten Commission von dem 
vorgenommenen Acte Anzeige zu machen. E. Der Erzbischof wird bei 
Pfründen seiner freien Collatur der Gr. Regierung die Liste der Bewerber 
zu dem Ende mittheilen, damit die Gr. Regierung in den Stand geseL
t sei, 
gegen Diejenigen, welche ihr aus erheblichen und auf Thatsachen gestützten 
Gründen in rein bürgerlicher oder politischer Hinsicht missfällig sind, ilue 
Einwendungen geltend zu machen. Die Gr. Regierung wird diese Einwen- 
dungen innerhalb drei W oehen dem Herrn Erzbischof kund geben. Sollte 
in einem einzelnen Falle der Gr. Regierung die Verlängerung dieser Frist 
nöthig scheinen, wird sie mit dem Herrn Erzbischof hierwegen Rüeksprache 
nehmen. "\Venn innerhalb der festgesetzten Frist eine Erklãrung der Gr. 
Regierllng nicht erfolgt, wird angenommen, dass sie keine Erinnerungen 
zu maehen habe. Bezüglieh der Forderung, dass sich die Privatpatrone 
verlässigen, die Gr. Regierung habe gegen die Bewerber aus den oben an- 
gefiihrten Gründen keine Einwendung zu machen, erklãrt die Gr. Regierung, 
dass es ihrer \Vürde nicht gemãss sei, sich einen Termin von 3 Wochen 
zur Erklärung zu setzenj man werde diese aber jeweils beschleunigen. 
F. Bezüglich auf die Formel der Präsentation hat man sich dahin geeinigt, 
class in der U rkunde weiter nichts gesagt werden solle, als dass der Patron 
vermöge des ihm zustehenden :I?atronatsrechts den N. N. prãsentire. G. \Veiter 
wurde vereinbart, dass die zur Zeit erledigten Pfründen in Abtheilungen 
von je ungefähr 40 ausgesehrieben werden sollen, von welch en die Hälfte 
aus der Zahl der Pfründen Gr. Patronats, die andere Hälfte aus der Zahl 
der freien Collaturen und der Privatpatronate genommen werden kann. Bei 
Auswahl dieser :Pfründen soll auf die Dauer der Vakatur, auf die Dring- 
lichkeit der 'Viederbesetzung und auf das Ertrãgniss Rücksicht genommen 
werden, so dass zunãchst jene ausgeschrieben werden, die am läl1gsten 
vacant sind, oder aus besondern Gründen am dringlichsten "\Viederbeset,mng 
fordern. Dabci wird vorausgesetä, dass vor Verkündigung der Convention 
mit dem Ausschreiben nieht begonnen werden könne. H. Die Eubischöf- 
F r i e d b erg, Der Staat u. d. Kirchc 16 
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lichen Commissäre legen den im Laufe ger Besprechungen mehrfach wieder- 
holten \\
unsch in das Protokoll nieder, dass die Gr. Regierung bei Aus- 
übul1g des ausgedehnten Patrol1atsrechts Sr. K. H. des Grossherzogs jeweils 
die Begutachtung des erzbischöflichen Ordinariats über die "\Yürdigh.eit der 
Bewerber einholen möge. Es wurde von Seite der Comn1Ìssioll der Gr. 
Regierung die Erklãrung abgegeben, sie anerkenne die Zweckmãssigkeit der 
gewünschten 1\lassregel, und zweifle nicht, dass die Gr. Regierung auf den 
ge
iusserten \Vunsch thunliche Rücksicht nehmen werde; eine Yerbindlich- 
keit werde 
ie aber wohl nicht anerkennen. 2) Den Unterthalleneid der 
GeistIichen betr., wurde vereinbart: Die Neupriester werden beim Austritt 
aus dem erzbischöfl. Priesterseminar zu Freiburg vor dem yon der GI. 
Regierung zu bestimmenden Commissar den U ntertbaneneid nach. der 
Formel 3 des Gesetzes vom 7. Juni 1848 Regierungsblatt Nr. 37 leisten. 
Den übrigen Geistlichen wird dieser Eid, soweit sie ihn nieht schon geleistet 
haben, am Amtssitze durch den Amtsvorstand oder einen andern damit zu 
beauftragenden Staatsbeamten abgenommen werden. 3) Von der erzbischörl. 
Commission wurde zur K.enntniss der Gr. Regierung gebracht, dass es der 
"\Vunsch des Herrn Erzbi1!ichofs sei, dass mit dem Lyceum in COll
tallz, mit 
dem zum Lyceum zu erhebenden Gymnasium in Tauberbischofsheim und 
mit einem in Karlsruhe etwa zu errichtenden oder dahin zu verlegendell 
kathol. Lyceum niedere Convicte verbunden werden möchten. Die Gr. 
Commissãre erwidern, dass die Gr. Regierung diese \V ünsc he in Erwãgung 
ziehen und thunlichst berücksichtigen werde. 4) Die erzbisehöfl. Commission 
bittet, unter Darlegung der faktischen Verh
iltnisse der erzbischötl. Kanzlei- 
kasse, um eine baldige und entsprechende Erledigung dieser dringenden 
Sache durch eine ständige Erhöhung der ursprünglich uuzureichendell 
Dotationssumrne. Es erklären die Gr. Commissãre, da:,>s über dieses Begehren 
Berathung gepflogen werde, und die Wünsche und Antrãge des Herrn Erz- 
bischofs nach Thunlichkeit berücksicht werden sollen. - Die erLbi;chöf1. 
Commissãre behalten sieh ihrerseits die Ratification des hochwünligen Berru 
Erzbischofs zu den vereinbarten Bestimmungen vor. - II. Die Folgen de
 · 
Conflictes, und zwar: I) die Verabfolgung des Pfründeeinkommens an die 
wãbrend des Conflicts eingesetzten Pfarrcr betreffend, - erklärcn die Bevoll- 
m
ichtigten der Gr. Regierung, dass in Hinsicht auf die von dem Herrll 
Erzbischof abgegebenen ErkEirungen und auf die von den Betreffenden eil1- 
gereichten Bitten denjenigen Pfarrern , die sich auf PI ünden freier CollatUl 
befinden, sowie jenen, welchen Pfründen Gr. Patronats verliehen worden 
sind, mit Ausnahme der Priester lIen/ler und Schreiber naeh Bekannt- 
gebung des Tags der Bezugsberechtigung das rückst
indige Pfründeeil1kommen 
nach l\Iassgabe der höchsten 'Entschliessung aus Gr. Staatsministerium ,'om 
I ï. September d. J. verabfolgt werden soUe. Die erzbischöfl.' Commission 
wiederholt, dass die Entfernung des Pfarrers Schreiber in BreitÌlau keine 
Schwierigkeit babe, da er seIber in Breitnau weg7.ugehen verlal1gt 11abe. 
Die Belassung des Pfarrers Ilen.der in Constanz und Verabfolgung <les 
Pfrül1deeinkommens an denselben wurde von Seite der erLbischöfl. Commission 
auf Grund der Zusagen der Gr. Regiel ung und der dem Herrn Eubischof 
von Rom gegebenen \Veisungen und Instructionen begehrt. Da jcdoch 'die 
Gr. Regierung auf der Entfernung des Pfarrers ] lenLler, dessen Belassung 
zu Con
tanz nirgends zugesagt worden sei, beharrte, so erkEirten die C'C/.- 
Li
chöfl. Commissãre, dass sic nicht ermächtigt seicn, die gefordertc Ent- 
fernung zuzugcben, dass sie übrigens den Stand der Sache dem hochwürdigcn 
Herrn Erzbischofe berichten wollen. Beziiglich jencr Pfarrer, welche sich 
auf Pfarreien Privatpatronats befinden, wurde Seitens der Crr. Regicrungs- 
Commission erklãrt, dass die Gr. Regierung die Ausfolgung des Pfriinde- 
eillkommens nicht beanstanden werde, so LaId sie in Kenntniss gesetzt sei, 
dass die betreITenden Patrone gegen die im Conflict erfolgte BesetLung ùer 
fraglichen Pfarreien nichts zu erinnern hãtten. 2) Die Suspcnsionen betreffend, 
welche in Folge des Conflicts über einige Curatpriestcr vcrhängt wurden, 
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erklären die erzbischöfl. Commissäre, dass der Herr Erzbischof auf das 
Verha1ten der Betreffellden im Conflicte nicht mehr zurückkollunen wolle. 
Er werde daher jeden, der sich an ihn wenden und um die Ausübung 
geistlicher Functionen nachsuchen werde oder bereits darum nachgesucht 
habe, von der Suspension befreien und ihm gestatten, kirchliche FunctÏonen 
wieder auszuüben. Da jedoch die Pfarrer Reinschmitt und Sattler wegen 
ihres sonstigen Verhaltens die Kirchenbehòrde zu Erhebungen veranlasst 
haben, so werde zwar àie wegen ilues Verhaltens im Conflict gegen sie 
verfügte Suspension auf ihre Bitte aufgehoben, aber sie werden nicht zur 
Ausübung kirchlicher Functionen zugelassen werden, bevor sie sich von 
den gegen sie erhobenen sonstigen Anschuldigungen gereinigt haben. Die 
erzbischöfl. Commissäre geben zu erkennen, dass es die ,Absicht des Herrn 
Erzbi
chofs sei, die Pfarrer H..einschmitt und Sattler zu pensioniren, da sie 
ihrer ganzen Verfassung nach sich für den Kirchendienst nicht mehr eignetell. 
Die Commissäre der Gr. Regicrung erklären hierauf, dass die letztere nicht 
entgegen sein werde, wenn sich die Betreffenden dazu bereit erklãrten. 
Bezüglich des Henn Domcapitlliar Haiz erklären die erzbischòtl. Commissäre, 
dass der Herr Erzbischof sich nicht entschliessen könne, denselbell zu den 
Functionen, deren er enthoben sei, je wieder zuzulassen, weswegen ihm 
freigestellt werden würde, entwedel' eine Pfarrei anzunehmen, oder sich 
pensioniren zu lassen. Die Gr. Commissäre erwidern, dass die Gr. Regicrung 
hiegegen nichts erinnern werde; nur kònne sie nicht zugeben, dass man 
ihn wider seinen \'lillen von seinem Beneficium entferne, oder wegen seines 
Verhaltens im Conflict gegen ihn einschreite. 3) Die crzbischòfl. Commission 

tellt das Ansuchen, es möchten, da aIle aus dem Kirchenstreit entstandenen 
Nachtheile aufgehoben werden sollen, auch den mit Geldstrafen belegten 
Geistlichen und Laien diese Strafen zurückgegeben werden. Die Gr. Rc- 
gierungs-Commission erklärte, dass dieses keinem Anstand unterliege, wenn 
die Betheiligten um Zurückgabe der erlegten Strafen bäten. Auf die An- 
frage von Seite der erzbischöfl. Commission, ob es nicht genügen würde, 
wenn der hochwürdigste Herr Erzbischof für die Gestraften einstände und 
für die Gesammtheit derselben eine entsprechende Bitte bei Sr. K. H. dem 
Grossherzog einlegte, wurde von der Gr. Regierungs-Commission erwidert, 
dass eine solche allgemeine Bitte nicht angenommen werden könnte, dass 
vielmehl' jeder Einzelne sein Bittgesuch einzureichen habe. 4) Die Regierungs- 
Commission wünscht, dass die seit dem Conflict in U ebung gekommene 
Bezeichnung der katholischen Pfarrämter als Erzbischöflicher ebenso, wie 
die früher übliche Bezeichnung derselben als Grossherzoglicher künftig unter- 
bleiben möge. Die erzbischöfl. Commission hat hiergegen nichts zu erinnern. 
Die erzbischöfiichen Herren Commissäre haben zu ihrer Legitimation Voll- 
machten vom 3. d. lVI. übergeben. Dieses Protokoll ist doppelt ausgefertigt 
und jedem von beiden Theilen eine Ausfertigung behändigt worden. U. d. U. 
(gez.) v. Stengel. Hirscher. Prestinari. Schmitt. Krauth. 


III. 
Da die Convention, welche die Grossherzogliche Regierung im Jahre 
1859 mit dem heiligen Stuhle geschlossen hat, nicht in \Virksamkeit getreten 
und es ein dringendes Bedürfniss ist, dass das seit acht J ahrcn im Streit 
liegende Recht zur Besetzung der katholischen Kirchenpfründen des Gross- 
herzogthums festgestellt werde, so sind von Sr. ExceIlenz dem Herrn Erz- 
bischofe der Domdecan Herr Geheimrath Dr. v. Hirscher und del' erzbischöf- 
liche Kanzleidirector Herr Dr. 
Iaas, von dem Grosshcrzoglichen ,Ministerium 
des Innern der Grossherzogliche Hofrichter Herr Prestinari als Commissiire 
ernannt worden, urn I) die }Jfründen, zu welchen dem Landesfürsten das 
Pt
isentationsrecht zusteht, 2) diejcnigcn, deren freie Collatur dem Herrn 
Erzbischofe zukommt, auszumitteln, und 3) in Ansehung der Pfründen, zu 
wclchen das landesherrliche Präsentationsrecht von der Grossheuoglichen 
Regierung angesprochen, von der erzbischöflichen Curia aber nicht anerkannt 
16* 
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,Ürd, eine entsprechende Besetzungsweise zu vereinbaren. Bei den zu diesem 
Z wecke gepflogenenen Verhalldlungen, an deren Einleitung der Prãsident 
des Grossherzoglichen 
linisteriums des Innern, Herr Geheimerath Dr. Lamey, 
Theil nahm, konnte man nicht verkellnen, dass nur durch billigc Aus- 
gleichung dcI' beiderseitigen Ansprüche eine Einigung zu erÚelen sei. 
Indem die Commissãre, von dieser Erwãgung geleitet, die G'rundsãtLe des 
K.irchenrechts auf die thatsãchlichen VerlÜltnisse der einælnell Pfründen, 
wie sokhc im Jahre 1857 durch eine von der GrossherLoglichen Regierung 
und dem erzbischöflichen Ordinariate niedergesetzte Commission festgestellt 
worden sind, nach billigem Ermesseu anwalldte, gelangte man zu folgenden 
Resultateu. I. Dcr landesfürstlichen Pråscntation wurden nachstehende 
30.
 Pfründcn zugeschiedcn: 1m Landuczirk Rreisach etc. etc. II. Der freien 
Vcrleihung Sr. ExcellenL des Herrn Eubischofs wurden folgende 163 .Pfrün- 
den überwiesen: 1m Landcapitel Breisach etc. ctc. III. Der fürstlichen 
Stanclcsherrschaft Fürstellberg, die im Jahre 1809 fünfzehn Patronatsrechte, 
von wdchen jetLt nur noch vieuehn yon der K.irche allerkannt werden, 
gegcll vieuehn andcre vertauscht hat, yon welchen die Kirche jetzt nur 
uoch cines anerkennt, sollen zur Schadloshaltung inhaltlich eincr von den 
heiderseitigen Comll1issären mit dem fürstlich fürstenbergischen Domänen- 
director am 5. d. 
Its. verabredeten U ebereinkunft, folgende dæizehn der 
yon der für'itlichen Standesherrschaft an die Grosshcuogliche Regierung 
vertauschten Patronatsrechte überlassen werden. 1m Landcapitel Lahr etc. etc. 
IV. Ebenso soIl der Grundherrschaft yon Bodmann das Patronatsrecht der 
Pfarrci Liggeringen, welches sie im Jahre [837 gegen das yon der Kirche 
jetzt nicht mehr anerkannte Patronatsrecht der Pfarrei Bodmann an die 
Grossherzogliche Regierung vertauscht hat, eingeräumt werden. V. Zu fol- 
gendt:n 132 Pfründen wird von der Grossherzoglichen Regierung das landes- 
herrliche Patronatsrecht, von dem erLbischöflichen Ordinariate das freie 
Verleihungsrecht angesprochen. 1m Landcapitel Breisach etc. etc. VI. 1m 
U ebrigen solI es hinsichtlich des Verfahrens bei Besetzung erledigter Pfrün- 
den bei Dem verbleiben f was inhaltlich des Protokolls vom 10. November 
[859 zwischen der Grossherzoglichen Regierung und der erzbischöflichen 
Curie hierüber vereinbart wurde. Insbesondere gibt die Regierung durch 
ihren Commissär wiederholt ihre Geneigtheit zu erkennen, die Liste der 
Bewerber urn die oben unter 1. genannten pfründen in der Regel dem erz- 
bischöflichen Ordinariate vor der Präsentation mitzutheilen, damit sich Das- 
selbe über die \Vürdigsten und Tauglichsten unter den Bewerberll gutächtlich 
äussere. VII. Durch diese Vereinbarung sollen die Rechte Dritter nicht 
geschmälert werden, insbesondere will der lIerr Erzbischof an seillem Theile 
die Rechte des heiligen Stuhles gewahrt wissen und kalln er desshalb die 
Vereinbarung nur als provisorische ansehen, so bnge sie VOll dem heiligell 
Stllhle nicht bestätigt ist. VIII. Die Ullter I. bis V. verzeichlleten Resultate 
der Pfründeausscheidung sollen einschlie

lich der für die Pfründcn unter 
V. vereinbarten BesetLungswcise zur öffcnt1ichen I
enntniss gebracht werùen. 
Zu alIen hiernach abgegebenen Erklärungen haben die beiùerseitigen Com- 
missãre die Genehmigullg ihrer hohen V 01lm3c11tgeber vorbehalten. Diese 
Urkunde ist doppelt ausgefertigt und jede der beiden Ausfeltigungen von 
den Commissären unterzeichnet worden. Freiburg, den 13. 
[äu 18GI. Der 
Grossh. BevoIlmãchtigte: gez. B. A. Prestinari. Die erl.uischötl. Bevoll- 
mãchtigten: geL. Dr. Hirscher, Domdecan, gez. Dr. lIeinrich l\laas. - 
:Nro. 8815. Vorstchende Vereinharung wird andmch genehmigt. Freiburg, 
den 30. October 1861. (L. S.) gez. t Herrmann, Er;.Lischof. - Nro. IU(t]3. 
Vorstehende Vereinbarullg ist durch höchsten Erlass Sr. K.önigl. Hoheit des 
G-rosshcrzogs ans tirossh. Staabmillisterium yom 3. l\lai 18úI N ro. 15+3 mit 
dem Vorbehalte genehmigt wordcn, dass, so fern der lIerr Eubischof, in 
Folge der Bestimmung des 9 VII. auf \Veisung des pãpstlichen Stuhls 
dasselbe beseitigt wissen wollte, für die Regierung wieder der 
. [7 des 
Gesetzes vom 9. October 1860 maassgebend wi rd. Zugleich wird nach 
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Antrag des erzbischöflichen Ordinariats zu Folge Entschliessung aus Gross- 
herzoglichem Staatsministerium vom 10. 1\lärz 1862 bemerkt, dass in dem 
Verzeichniss Beilage A unter Nro. 102 zu lesen ist statt "Bohlingen Pfanei 
- Bohlingen K.aplanei". Karlsruhe, den 29. August 1862. Grossherzogl. 
1\Iinisterium des Innern: (L. S.) gez. A. Lamey. gez. Buisson. 


IV. 


Verordnzmg, die Beset;::,ullg del' katholischell KirchellpfrÜndell betre..tfend. 
Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Heuog von 
Zähringen. N achdem über die Besetzung der katholischen Kirchenpfründen 
eine Verständigung mit dem Henn Erzbischofe stattgefunden hat, yer- 
ordnen '\Yir nach Ansicht der 

. 9 und 17 des Gesetzes vom 9. October 
1860, die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate 
betreffend (Regierungsblatt N r. L1.): 
. I. Der landesfürstlichen Präsen- 
tation werden die in Beilage A. verzeichneten 304 Pfründen zugeschieden. 

. 2. Der freien Verleihung des Henn Erzbischofs werden die in Bei- 
lage B. verzeichneten 163 Pfründen überwiesen. S. 3. Bei den in Beilage 
C. verzeichneten 132 Pfründen soIlen, so lange eine anderweitige Bestim- 
mung nicht getroffen wird, die Anmeldungen der Bewerber bei der Staats- 
regierung erfolgen, welche dieselben dem erzbischöflichen Ordinariate mit- 
theilell nnd die ihr etwa in bürgerlicher oder politischer Beziehung miss- 
fäIligen Bewerber unter Angabe des Grundes bezeichnen wird. Das 
erzbischöfliche Ordinariat wird hierauf aus der Zahl der Bewerber der Staats- 
regierung Drei vorschlagen, von welchen 'Vir Einen designiren werden. 
So beschlossen .lU J(arlsruhe in Unserem Staatsministerium, den 20. November 
1861. Friedrich. A. Lamey. Auf Sr. Königlichen Hoheit höchsten Befehl: 
Schunggart. 


V. 


DllS Bcsetzungsrecht del' PfrÜlldc/l betreßend. 
Hcrmann von Vicari, durch Gottes Erbarmung und des heiligen Aposto- 
lischen Stuhles Gnade Erzbischof von Freiburg, 1\Ietropolit dcr oherrheinischen 
Kirchenprovinz etc. etc. N achdem üher die Besetzung der Pfründen eine 
Verständigung zwischen Sr. Königl. Hoheit dem Grossherzoge, Sr. Durch- 
laucht dem Herrn Fürsten von Fürstenberg und Uns stattgefundell hat, und 
in Folge derselben die Allerhöchstlandesherdiche Verordnung vom 2U. d. 

Its. (Reg.-Bl. No. LII) ergangen ist, bringen 'Vir andurch zur öffentlichen 
Kenntniss: 1. Inhaltlich dieser Verständigung stcht die Präsentation auf 
nachstehende 304 Pfründen Sr. J<.öniglichen Hoheit dcm Grossherzog von 
Baden zu: (Folgen die Namen). II Der freien Verleihung des Henn Eu;- 
bischofs wurden folgende 163 Pfründen überwiesen: (Folgen die :Namel1). 
III. Der fürstlichen Standeshenschaft Fürstenberg, die im Jahre 180<) 
IS Patrol1atsrechte, von welchen jetzt noch 14 von der J<'irche anerkannt 
werden. gegen 14 andere vertauscht hat, von welchen die Kirche jetzt nur 
noch eines anerkennt, sollen zur Schadloshaltung, inhaltlich einer yon den 
beiderseitigen Commissären mit dem fürstlich Fürstenbergischen Domänen- 
director am 5. 1\Iärz d. J. verabredeten Uebereinkunft, folgende 13 von der 
Fürstlichen Standesherrschaft an die Grossheuogliche Regierung vcrtauschten 
Patronatsrechte überlassen werden. (Folgen die Namen.) IV. Yon den 
Pfründen, deren Patronat See Königliche Hoheit der Grossherzog mittels 
des Vertrags vom I I. 1\Iai 1809 an See Durchlaucht den Henn Fürsten zu 
Fürstenberg vertauscht haben, verbleibt die Pfanei Pfohren, Landcapitels 
Villingen, dem Patronate Sr. Durchlaucht des Henn Fürsten zu Fürsten- 
berg. - Folgende Pfarreien, auf welche Se. Durchlaucht der Herr Fürst 
von Fürstenberg zufolge des genannten Tauschvertrages von 1809 bisher 
präsentirt hat, werden als Pfründen der freien Collatur des Ordinarius aner- 
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kannt, als: (Folgen òie Namen.). V. Ebenso soIl der Grundherrschaft von 
Bodmann das Patronatrecht der Pfarrei Liggeringen, welches sic im Jahre T8
7 
gegen das von der Kirche jetzt nicht mehr anerkannte Patronatrecht der 
Pfarrei Bodmann an die Grossher.logliche Regierung vertauscht hat, cin- 
geräumt werden. VI. Zu folgenden 132 Pfründen wird von der Grossh. 
Regierung das landesfiirstliche Patronatsrecht, von dem erzbischöflichen 
Ordinariate das freie Verleihungsrecht angesprochcn. (Folgcn die Namen.) 
Hinsichtlich dicser 132 pfründen hahen sich die beiderscitigen Commis::iäre 
dahin geeinigt, dass, so lange als weder das lanrlesfiirstIiche Patronatsrecht 
über die eine oder andere derselben von dem erzbischöflichen Ordinariatc, 
noeh das Recht Sr. ExceIlenz des Rerrn Erzbischofs, sie frei l.:U verleihen, 
von der Grossherzoglichen Regierung anerkannt wird, in jedem Erledigungs- 
falle folgendes Verfahren eingehalten werde: Die Grossherzogliche Regierung 
theilt nach Umlauf der Bewerbungsfrist die an sie erfolgenden Anmeldungen 
dem eubischöflichen Ordinariate mit, wobei sie die Bewerber, die ihr etwa 
. in bürgerlieher oder politischer Beziehung missfällig sind, unter Angabe 
der Gründe bezeichnet. Das erzbisehöfliche Ordinariat schlägt hierauf der 
fTrossherzoglichen Regierung drei Bewerber vor, von welchen Se. Königl. 
Hoheit der Grossherzog Einen designirt. Dureh obige Vereinbarung sollen 
aber die Reehte Dritter nieht gesehmälert werden, und es soIl der Unserer- 
seits andurch bewirkte Vollzug derselben insbesondere den Rechten des 
heiligen Stuhles keinen Eintrag thun, wesshalb 'Vir an Unserm Theile 
solche ausdrüc1dich gewahrt und die Bestätigung des heiligen Stuhles vor- 
beha1ten haben. Freiburg, den 30. November l861. t Hermann, Erzbischof 
von Freiburg. 
Verordnung i'iber das Verfalzren bei Besetzung erledigter E:frihtden. 
Hermann von Vicari, durch Gottes Erbarmung und des heiligen Aposto- 
lischen Stuhles Gnade Erzbischof von Freibung, ß
etropolit der oberrheinischen 
Kirchenprovinz etc. etc. Naehdem durch die zwischen der Grossherzoglichen 
Staatsregierung und Uns zu Stande gekommene Verständigung das Verfahren 
bei Besetzung der Pfründen geregelt ist, verordnen 'Vir, wie folgt: 
. I. Die 
erzbischöfl. Deeanate haben, sobald eine Pfründe ihres Bezirks vacant wird, 
mit der Anzeige hiewegen unverweilt einen auf sorgfältigen Erhebungen 
beruhenden Bericht über die localen Verhä1tnisse, sowie über die hiewe
en 
etwa erforderlichen besondern Eigensehaften des zu Ernennenden an das 
erzbischöfl. Ordinariat einzureiehen. 
. 2. 'Venn eine Pfriinde erledigt ist, 
so wird sie im erzbisehöfl. Anzeigeblatt ausgeschrieben, und gleichzeitig 
hievon der Grossherzog1. Regierung J\Iittheilung gemacht werden. s. 3. Zur 
Ausübung des Präsentationsreehtes ist die eanonisehe Frist für geistliche 
Patronate von sechs und fiir Laien- Patronate von vier l\Ionaten vom Tage 
der Erledigung an gestattet, naeh deren Umfluss, wenn nicht eine weitere 
Frist vom Ordinarius erlangt wurde, das jus devolutionis eintritt. 
. 4. Das 
.A.usschreiben enth
i.lt die erledigte Pfründe, das Erträgniss und die Lasten 
rlerselben, die Einladung zur Bewerbung, die Erwähnung der beizubringen- 
den Zeugnisse, die Frist und die Stelle, an welehe die Anmeldung 7U 
riehten ist. Das Erträgniss ist auf den Grund der neuesten Fassionen mit 
Hinweglassung des 'Vohnungsanschlags, der Stol- und Anniversar-Gebühren 
angegt::ben. Für diese Angabe wird aber keine Gewähr1cistung übernommen 
oder auf Grund derselben ein Beschwerde- oder Klagerecht eingeräumt. 
Die Anmeldungsfrist wird auf sechs 'Vocllen vom Tage des Auss'Chreibens 
an festgesetzt, wo nicht besondere Gründe - eine kürzerc oder längere Frist 
erheischen. 
. 5. J eder inländischc Geistliche, welcher den Pastoralconcurs 
nach V orsehrift gemacht und sich das Zeugniss der Befähigung erworben 
hat, kann urn er1edigte Pfriinden competiren. Es ist unvcrwehrt. sich gleich- 
zeitig - jedoch in besonderen Vorstellungen - urn mehrere Pfründen zu 
bewerben: es kann aber gleichzeitig nur eine erlangt und innegehabt werden. 

. 6. J eder Competent hat seinem Bittgesuehe, und wenn er gleiehzeitig um 
mehrere Pfründen einkommt, jedem besonderen Gesuche folgende Zeugnisse 
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in Original oder beglaubigter Abscnrift beizuscnliessen: iiber physisches 
Alter (Taufschein), iibcr Diensta1ter und abgelegten Pastoralconcurs; sämmt- 
liehe Zeugnisse iiber sein Verhalten und bisherige seelsorgerliche, beziehungs- 
weise pfarrliche \.Virk
amkeit, und end1icb ein verschlossenes Zeugniss über 
sittliches Verhalten uncI 
eine Thãtigkeit in Kirche uncI Schule auf seinem 
gegenwãrtigen Posten. Kein Bewerher kann in seinem Bittge
ucbe auf 
fr\iher oder anderwãrts vorgelegte Zeugnisse sich berufen, wenn diese nic1lt 
unberück
icbtigt bleiben sollen. 
. 7. Gei
t1iche, welcbe von Patronats- 
berechtigten zu vacanten Stellen präsentirt werden, haben ihre nach canoni- 
scher Vorschrift ausgestellten Präsentations-Urkunden innerhalb der im 
. 3 
bezeichneten Frist bei VerIust der durch dieselbe begründeten Rechb- 
ansprüche, mit der Bitte um Erthei1ung der canonischen Institution dem 
erzbischöflicben Ordinariate vorzulegen. 
. 8. Bei Pfründen freier Collatur 
werden 'Vir der Grossherzoglichen Regierung die Liste der Bewerber zu 
dem Ende mittheiIen, damit sie in den Stand gesetzt sei, gegen Diejenigen, 
welche ihr aus Gründen in rein bürgerlicher oder politiscber Hinsicht miss- 
f:1llig sind, ihre Einwendungen zu macben. Die Grossherzogliche Regierung 
wird diese Einwendungen innerhalb drei Wochen Uns knnd geben. SoUte 
sie in einem einzelnen Falle die VerIãngerung dieser Frist für nöthig haIten, 
so wird sie mit Uns Rücksprache nehmen. 'Venn innerhalb dieser Frist 
eine Erklãrung der Grossherzog1ichen Regierung nicht erfolgt, wird ange- 
nommen, dass sie keine Erinnerung zu machen habe. Ehe die eanonische 
J nstitution auf eine Pfriinde, welche unter einem Privatpatronate steht, von 
Uns erfolgt, miissen 'Vir Gewissheit dariiber haben, dass der Präsentirte 
nicht aus Griinden in rein biirger1icher oder politischer Hinsicht der Grossh. 
Regierung missmllig sei, wesshalb Dieser die Liste der Bewerber vor der 
Präsentation zur Erklärung vorzulegen ist. 
. 9. Jeder Geistliche, welchem 
mittelst freier Collatur oder auf geschehene Prãsentation eine Pfriinde über- 
lragen werden solI, ist von der betreffcnden Kirchenkanzel an eincm Sonn- 
oder Feiertage der versammelten Pfarrgemeinde zu proclamiren. Das über 
die<;en Act ausgestellte pfarramtliche Zeugniss ist nach Umlauf von neun 
Tagen mit der Angabe, ob und welche Einwendungen erhoben worden 
sind, durch da
 vorgesetzte Decanat an das erzbischöfliche Ordinariat einzu- 
reichen. 
. IO. Pfriinden [reier Col1atur werden von Uns Denjenigen ver- 
liehen werden, welche Uns unter Berathung Unserer Synodal- und Prosynodal- 
EÀaminatoren im Hinblick auf das 'V ohl der betreffenden Gcmeinde, und 
durch ihr Leben, Alter und Kenntnisse vor Gott als die 'Yiirdigsten und 
Tauglichsten unter den Bewerbern erscheinen. 
. I I. 'Vir werden den 
nach obigen Bestimmungen conferirten Geistlichen die 'lnstitutions-Urkunde 
,wstelIen J welche zugleich die institutio authoril.:abilis re::.p. admissio ad curam 
enthalten wird. Letztere soli in der Regel so lange geJten, als der Be- 
pfriindete im rechtIichen Besitze seiner Pfrii.nde ist. 
. I2. Dem Prãscntirten 
odcr Conferirten steht es frei, vor cler von ihm acceptirten Collation zurück 
7.U treten. 
. I3. Nach gcschel1encr Uebertragung der P[ründe wird der 
f'rzbischöf1ichc Dccan des Capitels, in welchem die betreffende P[riinde 1iegt, 
durch hesonderes Decret beauftragt, in Unscrem Namen nach Vorschrift des 
Diöcesan-Rituals die Investitur des neuen Pfriindniessers vorzunehmen. Die 
über diesen Act ausgefertigtc Urkundc ist von dem erzbischöflichen Decan, 
dem investirtcn P[riindner und den geladenen Zeugen zu lluterschreiben uncI 
mit dem erzbischöflichen Investitur-Decrete im Pfarrarchiv niederzulegen. 

. 14. Sobald die Pfriinde hiernach besetzt ist, wird solches sowohl im 
kirchlichcn Anzeige- als im Grossherzog1ichen Regierllngsb18tt vcrkiindigt 
werden. 
. I 5. 
rit clem Tage der g('schehcnen Investitur tritt der P[ründnel' 
in den Pfründegenuss, und erwirbt ein jus in re an der Pfriinde, das er 
gegen seinen 'Yillen nur durch ein canoniscbes Urtheil verlicren kann. 

. I6. Das erzbischöfliche Decanat hat über den Tag der vorgenommenen 
InvestÏtur sowohl dem Neubepfründeten ein Zeugniss als Beleg del' Bezug<;- 
berechtigung seiner Pfründegefål1e auszustelIen, als dem erzbischöflichen 
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Ordinariate unverweilte Anzeige zu machen. S. 17. 1m Uebrigen gelten 
hinfort die Bestimmungen des Kirchenrechts und der obigen Vereinbarung. 
Freiburg, den 30. November 1861. t Hermann, Erzbischof von Freiburg. 


VI. 


1
fillisteriu11l des nmerll. Karlsruhe, den 14. Januar 1863. Xo. 15271, 
15272,15512,15641,601, 1593-l, 15935, 15Q4 I , 1594 2 , 473. Die IVieder. 
besetzung der katlzolischen Pfarrei Plittersdorf betreffend. 
Erzbischöflichem Ordinariate haben wir auf die Erlasse vom II. Decbr. 
v. J. No. 12818 und 12819 zu erwidern: In dem für das Verfaluen bci 
Besetzung der Pfründen als maassgebenc1 unterstellten Protokoll yom 10. Novbr. 
1859 ist unter Lit. D. 6 die Bestimmung aufgenommen: "Urn erledigte 
Pfründen competiren kann jeder Geistliche, welcher den Pastoralconcurs 
nach V orschrift gemacht und sich das Zcugniss der Befåhigung erworben 
hat." Der mit dieser Bestimmnng gleichlautende 
. 5 der dortseitigen Ver- 
ordnung yom 30. November 1861 verlangt gleichfa1ls keine weitere Voraus- 
setzung. Hieraus folgt, dass auch jeder derartig vcrcigcnschaftetc Geist1iche 
zur Erwerbung einer Pfründe im Allgemeinen als recht1ich befähigt ge1ten 
muss, insolange er nicht etwa dieser Fäl1igkeit in rechtsbeständiger \Veise 
wieder verI ustig geworden ist. Verschieden hievon ist natürIich die Frage, 
welcher der im A1lgemeinen als rechtlich befåhigt geltenden Bewerber nach 
Kenntniss und Charakter im einzelnen Fa1le thats
lch1ich als der würdigele 
und geeignetere erscheint. 1st auch die Erwägung in dieser Beziehung 
lediglich Sache des Patrons, so war doch bishcr die Grossh. Regierung 
auf den ausdrück1ichen \Vunsc11 des erzbischi>fl. Ordinariats gerne bercit, 
hierüber jeweils dessen gutachtliche Aeusserung vor jeder Pfründebegebung 
einzuholen. Allein yon selbst versteht es sich, dass cinem dcrartigen Gut- 
achten eine den Patron in seiner \\r ahl recht1ich beschränkende 'Yirkung 
cbenso wenig zukommen kann, als der Herr Erzbischof selbst eine soIche 
dem nach 
. 10 der dortseitigen Verordnung yom 30. November 1861 jeweils 
/.u erhebenden Gutachten der Prosynodal-Examinatoren bei Pfründen freier 
Co1latur beilegen wird. Diese Ansicht findet auch in der dem Herrn Eu.:- 
bischof in Betreff. der früheren V erein barung .lugegangenen päpstlichen 
Instruction ilue volle Bestätigung. Priester Albert Bührle hat nach dem 
vorgelegten Zeugniss yom 19. Januar 1861 den Pfarrconcurs l11it genügen- 
clem Erfolg bestanden. Dass derselbe in zwischen seiner rechtlichen Befähigung 
/.ur Erlangung einer Pfarrpfründe überhaupt für verlustig erklärt worden, 
ist weder behauptet noch der Grossh. Regierung bekannt geworden. So1len 
nun die dortigen Erlasse vom I I. December v. J. No. 12818 und 1281 9 
besagen, dass Priester A. Bührle nach \\T ohldesselben gutächtlicher Ansicht 
[ür die Verwaltung der frag1ichen Pfarrei minder tauglich und geeignet sei, 
ohne damit für das freie \Vahlrecht des Patrons eine rechtliche Beschränkung 
herbeiftihren zu wo1len, so haben wir im A1lgemeinen nichts dabei zu 
erinnern, \Venn wir auch im Interesse der Sache selbst verlangen müssen, 
dass uns die Gründe eines derartigen Ausspruchs nicht vorenthalten werden. 
Gegen jede andere Unterstellung aber müssten wir als gegen einen Eingriff 
in die Sr. Königlichen Hoheit zustehenden Patronatrechte entschieden Ver- 
wahrung einlegen. Zu einer solchen gibt uns die dortige J\Iittheilung vom 
18. December v. J. No. 13010, die Pfarrei Oestringen betreffend, sogar schon 
jetzt insofern Veranlassung, als wir in dem hiernach beliebten Verfahren 
gegen Pfarrer Birnstill nur das Bestreben erblicken können, diesen in uns 
nicht zulässig scheinender \Veise gegen seinen "\Villen zum Verzicht auf 
die ihm von Sr. Königlichen Hoheit bereits übertragene Pfarrei Oestringen 
zu bestimmen. \Vir sehen baldgefål1iger näheren Erklälung 11Ìerüber ent- 
gegen. gez. Lamey. 
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VII 
Erzbischöjliches Ordinaria!. Freiburg, den 19. Februar 1863. Erlass 
Grossherzoglichen Ministeriums des Innern vom 14. v. M:. No. 473. No. 1800. 
Die Wiederbesetzung der katholischen Pfarrei Plittersdorf betreffend. 
Be s chI u s s. Grossherzoglichem 1\1inisterium des Innern beehren wir 
uns auf rubl'ieirten Erlass ganz ergebenst zu crwidern: Es kann keinem 
Zweifel unterliegen, dass jeder Geistliehe, welcher den Pastoralconcurs naeh 
V orsehrift gemaeht und sieh das Zeugniss del' Befähigung erworben hat, 
das jus competendi besitzt und dass ein derartig vereigenschafteter Geist- 
lieher zul' Erwerbung einer Pfl'ünde im Allgemeinen als reehtlieh befåhigt 
gelten muss, insolange er nicht etwa dieser Fãhigkeit in rechtsbeständiger 
'\Veise wieder verlustig geworden ist. Es versteht sich aueh von selbst, 
dass das Prãsentationsrecht Sr. Königliehen Hoheit des Grossherzogs naeh 
dem gemeinen Recht und den besonders bestehenden Vereinbarungen reeht- 
lich nicht weiter beschrãnkt ist, als dass auf die erledigte Pfl'ünde ein 
wiirdiges und taugliehes Subject präsentil't wird. Die von Hochdemselben 
vor der Prãsentation von uns eingeholte gutachtliche Aeusserung will das 
Patronatrecht, ein taugliches Subject überhaupt zu wãhlen, oder die Wahl 
dessen, der im einzelnen FaIle naeh Kenntniss und Charakter als del' 
würdigere und geeignetere erseheint, ebenso wenig rechtlich beschrãnkcn, 
als der Hochwürdigste Herr Erzbischof in del' Wahl des \Vürdigsten und 
Tüehtigsten unter den Bewerbern, an den nach 
. 10 unserer betreffenden 
Verordnung erwähnten Rath der Prosynodal-Examinatoren rechtlieh gebun- 
den ist. Dagegen ist dureh die gesetzliehen Bestimmungen Concilii Trid. 
sess. XXIV. cap. 18 de Reform. - der Constitutionen Pius V: "In con- 
ferendis beneficiis" vom 18. März 1867 - Benedicts XIV "Cum illud" vom 
14. December 1742 und "Redditae nobis" vom 9. April 1746 festgesetzt, 
dass der Ordinarius sowohl vor der Collation als auch vor Ertheilung der 
eanonischen Institution an den Präsentirten durch das Urtheil der beeidigten 
Synodal- resp. Prosynodal. Examinatoren sich vergewissere, ob der Bewerber 
oder der Prãsentirte für die betreffende Pfründe würdig und tauglich sei 
und dass der Ordinarius keinem Bewerber die Pfründe conferiren oder dem 
Präsentirten die canonische Institution ertheilen kann, welcher von den 
Synodal- resp. Prosynodal-Examinatoren ftir die betreffende Pfründe als 
untauglich erklärt ist, widrigenfalls sowohl die Collatur als auch die Er- 
theilung der Institution null und nichtig wäre. Und es haben die Synodal- 
resp. Prosynodal-Examinatoren ihr Urtheil nicht bIos über die wissenschaft- 
lie he Befåhigung und Kenntniss (de doctrina) der betreffenden Bewerber 
oder des Präsentirten abzugeben, sondern zugleieh auch, ob der betreffende 
Geistliche aueh die übrigen zur Seelsorge del' erledigten Pfründe erforder- 
lichen Eigenschaften, also hinsiehtlich des- Alters, seines Rufes, seines 
si ttliehen Wandels, seiner sittlichen Beschaffenheit, seiner Charaktereigen- 
sehaften, seiner Pastoralklugheit besitze, und es kann der betreffende Geist- 
liche schon wegen Mangels einer nothwendigen Qualitãt von den Prosynodal- 
Examinatoren reprobirt werden, deren reprobirendes Urtheil hat aber niemals 
die \Virkung, dass der Reprobirte das jus competendi verlöre, oder dass 
er damit auch für eine andere Pfründe als untaug1ieh erklãrt wãre - es 
kann sogar eintreffen, dass der betreffende Geistliehe, während er für eine 
Pfründe als untauglich reprobirt wurde, zu derselben Zeit für eine andere 
Pfründe als tauglich approbirt wird, denn für das Urtheil der Prosynodal- 
Examinatoren entscheiden in erster Linie nicht die Qualitãten des Bewerbers 
und Präsentirten, sondern das W ohl der zu besetzenden Curatkirche, deren 
besondere religiösen, sittlichen und kirchliehen Zustände Glaubt sieh ferner 
der Prãsentil'te, welcher naeh Vorlage seiner Präsentations-Urkunde mit der 
Bitte urn Ertheilung der canonischen Institution von den Prosynodal- 
Examinatoren für die betreffende Pfründe reprobirt worden ist, wegen dieser 
seiner Reprobation beschwert, so steht ihm das Rechtsmittel der Appellation 
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an den höheren kirchlichen Richter innerhalb der gesetzlichen Frist zu, 
und erst wenn dieser mit Venverfung des Urtheilcs der Examinatoren den 
Appellanten für die in Frage stehende Pfründe als taug-licn und wiirdig 
erklärt haben würde, darf der Ordinarius dem Pråsentirten die canonische 
Institution erthei1en resp. denselben auf die präsentirte Pfarrei ..mlassen. 
conf. Aem Lud. Richter, Canones et Decreta Conc. Trid. Lipsiae 1853. 
Schulte, System des ]{ath. Kirchenrechts 18
6 
. 63 und 
 167. J- A. Ginzel, 
die Pfarrconcurspriifung nach Staats- und Kirchengesetz, \VieT} 1855. Lucii 
Ferraris Bibliotheca prompta sub verb. "Concursus (( und " Beneficium ". 
An1angend nun den Priester Albert Bührle, so erscheint dessen jus com- 
petendi nirgends - auch nicht nach unseren Erlassen vom 1 T. December 
v. J. No. I28I8flC) - geschmälert, und er kann dieses sein Recht unge- 
hindert ausüben. Ebenso scheint es uns nach Obigem ]{einer weiteren Aus- 
führung zu bedürfen, dass diese unsere ErIasse das freie WahIrecht Seiner 
KÖnigl. Hoheit des Grossherzogs in keinerlei \Veise rechtlich beschränken. 
\Vir stimmen darin auch mit Hochdemselben überein, dass wenn nur Ein 
Competent von dortseits vorgeschlagen wird, welcher durch ein Urtheil der 
Examinatoren f wie hier geschehen, rejicirt wurde, wir Hochdemselben die 
Gründe dieses Ausspruches mittheilen werden. Urn aber einerseits das 
beriihrte Verfahren der Examinatoren nieht eintreten zu lassen, nachdem 
bereits Se. Königliche Hoheit die Präsentation volIzogen haben, andrerseits 
den Ruf des Competenten, welcher ja nur fiir die bc
timmte Pfründe reprobirt 
werden kann, nicht ohne Noth zu gefåhrden. und urn endlich Hochdasselbe 
in die Lage zu setzen, die \Vahi auf die für das W ohl der bctreffenden 
Pf.urei entsprechende \Veise in Vorschlag bringen zu ]{önnen, wurde im 
Abscbnitt VI der Vereinbarung vom 13. "März 1861 erklärt: "Insbesondere 
gibt die GrossIlerzogliche Regierung wiederholt ihre Gcneigtncit zu erkennen, 
die Liste der Bewcrber urn die oben unter 1. genanntcn Pfründcn in der 
Regel dem crzbisehöAiehcn Ordinariatc vor der PdsentatÏon mitzutheilen, 
damit sich dasselbe über die wiirdigsten und taugJicbsten unter den Bewerbern 
gutäcbtlich äussere." \Venn nun dicses erwäbnte Gutachten von uns zu- 
kiinftig eingehoIt werden wollte, so diirfte die Angabe von Gründen, welche 
gerade für die Competenten, die übergangen werden, lästig ist, kaum mehr 
erforderlich sein, weil dadurch l\lenrere von diesseits als würdig und taug- 
Heh bezeichnet werden. Damit hiernaeh die beregten Scbwierigkeiten abge- 
!'cnnitten und den bier obwaItenden VerhäItnissen Rechnung getragen werde, 
geben wir es. der weisen Erwägung Hochdesselben anheim, das in der Vcr- 
einbarung vom 13. l\Iärz 1861 von dortseits beliebte Verfahren fortan hocn- 
geneigtest einhalten zu woHen. Wenn wir Ferner den Pfarrer BirnstiJJ, 
nacndem von einer grossen Anzahl von Parochianen in Oestringen nach 
seiner Proclamation Einspraehe gegen ihn erhoben worden war, und wir 
erst hierauf nähere Erhebllngen desshalb gemacht hatten, unter Mittheilung 
des ResuItats dieser Erhebungen zur Erklårung aufforderten, ob er bei 
dieser SaehIage wünsche, dass die Prosynodal-Examinatoren gemäss ConcÏl. 
Trid. sess. XXIV cap. 18 de reform. tiber dessen \Viirdigkeit und TaugIich- 
keit für die Pfarrei Oestringen nochmals sich aussprechen resp. dass zu diesem 
Behufe cine förmliche Untcrsuchung über die crnohenen Einspracnen ein- 
gdeitet werden solIe, oder ob er diese Untersucbung umgangen ]laben unò 
in diesem Fane auf das durch die Präsentation zur Erlangung der Pfründe 
Oestringen bcsitzende Recht - die Uebertragung dieser Pfründe an ihn 
konnte ja erst durch die Ertheilung der canonischen Institution vorhanden 
sein - Verzicht leisten wolle; so vermögen wir hierin ein widerreebtlicbes 
Verfahren nicht zu erblieken - halten vielmehr das vorJiegende Verfahren 
fiir zulässig. Denn die Parocnianen sind zu gegründeten Einsprachen gegen 
den proclamirten Geistlichen berechtigt und wir sind in diesem FaIle ver- 
pflichtet, im Interesse der Pfarrgemeinde und des Pr.oc1amirten näher zu 
untersucnen, oh uncI in \Vie weit òie erhobenen Einsprachen begrünòet sind, 
oder nieht, von welcher VerpAichtung wir uns im vorliegenden Fane erst 
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dann. entbunòen erachten konnten. wenn Pfarrer Birn!'till auf das durch die 
aIlerhöchste Präsentation erIangte Recht zur Pfründe Oestringen verzichtet, 
weIch' letzeres Pfarrer Birnstill vorgezoe-en hat. Hiernach liegt nirgends 
ein Grund zu der UntersteIJung vor, dass wir uns bestrebt hätten, den 
Pfarrer Birnstil1 in nicht zuläc;;sig erscheinenòer "\Veise wider seinen \VilIen 
zu seinem Verzicht 1.:11 bestimmen und müssten wir gegen eine soIche Unter- 

tel1ung Verwahrung einlegen. gez. Dr. Ludw. Buchegger, Generalvicar. 


VIII. 
Ah!'chrift. Erzbischb'jliches OrclÙzari'at. Freihurg. den e). Februar IP,6
. 
ErIass CTrossh. l\Iinisteriums des Innern vom r 4. v. Mts. No. 856. No. II :;7. 
Die Wiederbesetzullg cler Spita1pfarrei COllstal1z betrelfend. 
Beschluss. Grossh. l\1inisterium des Innern beehren wir uns zu 
envidern: Bereits in unserem dortnin mitgethei1ten Erlass vom re). Februar 
IR()3 No. 1800, die 'Viederbesetzung der Pfarrei Plittersdorf betreffend. hahen 
wir eine ausführliche Erörterung darüber gegebp.n, dass òas Verfahren, wie 
..olches nach Abschnitt VI. der Vereinbarung vom 13. l\färz 186r bei Pfriin- 
den, auf weIche zu präsentiren Sr, König1. Hoheit dem Durchlauchtigsten 
(;.rossherzog das Recht zusteht. hestimmt ist, vor AHem in der besten Sorge 
f\ir das 'Vohl der zu besetzenden Pfarrei seine Begründung und den Vor- 
zug nab-e. Selbstverständlich erweist sich diese Sorge für das \Vohl der 
betreffenden Gemeinde, das zweifelsonne in erster Linie entscheidet, am 
besten dadurch, dass unter den vorhåndenen Bewerbern gerade die würdig- 
sten und tüchtigsten ausgewählt werden. Lä!'st sich nun Hochdasselbe jeweils 
diese vor der Präsentation von uns bezeicbnen, so wird Hochdasselbe durch 
dieses kirchIiche Gutachten, wir möchten sagen, durch dieses Urtheil der 
technischen Behörde, in die Lage versetzt, die 'Vahl auf die für das 'VOhl 
der betreffenden Pfarrgemeinde entsprechendste, beste \Veise in Vorschlag 
hringen zu können, ohne dass hierbei das Präsentationsrecht gekränld wird. 
Durch EinhaItung des erwähnten Verfahrens wird ferner auch das Recht 
der Bewerber auf möglichste Schonung ihrer Ehre gewahrt, indem 11Ìebei die 
K.irchenbehörde niemals in die Lage kommt, ein negatives Gutachten geben 
zu müssen, durch weIches die hetreffenden Bewerber immerhin und ohne 
Noth bloss gestellt werden. Letzteres ist der Fall, wenn uns die Bewer- 
bungen zur Aeusserung darüber mitgetheilt werden, ob gegen den einen oder 
den andern der aufgetretenen Bewerber in ldrchlicher Beziehung ein An- 
stand vorliege und welcher? Dieses Ansuchen macht es nämIich nöthig-, 
Hochdemselben all diejenigen Bewerher, welche für die zu besetzende 
Pfriinde in Rücksicht auf deren reIigiös kirclllichen Zustände und ihre 
Qualitäten nicht oder minder tauglich und würdig erscheinen, mit Angabe 
der Gründe und Thatsachen, worauf sich dieses negative Urtheil stützt, zu 
henennen, bezw. dieselben ohne N oth bloss zu stell en. Zu dieser Bloss- 
stellung der Bewerber aber, die hei zah1reichen Bewerbungen urn dieselbe 
Pfriinde, unter U mständen sogar l\fanche treffen kann, halten wir lIllS fiir 
nicht berechtigt. Anders verhält sich die Sache, wenn gegen einen bereits 
Präsentirten ein negatives oder rejicirendes Urtheil gegeben werden muss. 
In dies em FaIle ist dann auch der Betreffende in der rechtIichen Lag-e, die 
canonisch gestatteten Rechtsmittel dagegen gebrauchen zu können. In 
unserm Eingangs citirten Erlasse haben wir weiters ausgesprochen, dass, 
wenn nur Ein Competent von dortseits vorgeschlagen wird, welcher etwa 
clurch ein Urtheil der beeidigten Prosynodal-Examinatoren rejicirt wurcle, 
wir Hochdemselben die Gründe dieses Ausspruches mittheilen werden, haben 
aber auch zugleich auf die misslichen Schwierigkeiten hingewiesen, we1che 
di.('ses Verfanren herbeiführt, wenn nãmlich nach der geschehenen Pråsen- 
tation der Präsentirte durch Urtheil cler Examinatoren für die betreffende 
Pfriinde als untauglich erklãrt wird und desshalb von dem Ordinarius nicht 
instituirt werden könnte. Die aus diesem Verfahren hervorg-ehenden Schwierig'- 
keiten bleiben aber stets abgeschnitten, wenn Hoçhdasselbe jeweils vor der 



25 2 


Beilage IX. 


}1räsentation yon uns das Gutachten über die 'Vürdigsten und Tüchtigsten 
unter den aufgctretcnen Competenten einholt. l\lit Bezug auf unsere hierher 
bezügliche, eingehende Erwiderung yom 19. Februar 1863, nach dem hier 
V orgetragenen , und nachdem wir Hochdemselben bereits die 'Yürdigsten 
und Tüchtigsten Ullter den Bcwerbern um die Pråsentation auf die Spital- 
pfarrei in Constanz mitgetheilt haben, sind wir nicht in der Lage, dem 
dortseitigen Ansuchen yom 17. December v. J. entsprechen zu können, 
wobei jedoch die rnterstellung nicht Platz greifen kann, als ob deshalb 
gegcn keinen der aufgetretenen Bewerber cin Anstand vorliege, und wir es 
schliesslich nochmals der weiscn Erwägung anhcimgeben, das nach Ab- 
schnitt VI. der Vereinbarung yom 13. :l\lärz 1861 yon dortseits bcliebte 
V crfahren fortan hochgeneigtest einhalten zu wollen. (gez.) Buchegger. 


IX. 
Erzbischöfliches Ordinariat. Freiburg, den II. Januar 1866. Die cano- 
nisclle Institution des Pfarrers Jllikodt:mus Die;:. ill Nell':.Ùzgen auf die Spital- 
pfarrei Constanz betreffend. 
Be s chI u s s. Durch das erzbischöfliche Decanat Engen in Steisslingen 
sei dem Pfarrer Nikodemus Diez zu N enzingen gegen anher vorzulcgende 
Bescheinigung zu eröffnen: Nachdem Pfarrer Nikodemus Diez in Nenzingen 
seine Präsel1tatÏon auf die Spitalpfarrei Constanz mit der Bitte urn canonische 
Institution auf die besagte Pfrtinde uns vorgelegt hattc, haben wir nach 
Vorschrift Concilii Trid. sess. XXIV cap. 18 de Ref. unterm 27. April v. J. 
das erzbisch()fliche Prosynodal-Examinatorium unter :l\Iittheilung der Alden 
veranlasst, sich über die Tauglichkeit des Präsentirtcn für die besagte Pfründe 
auszusprechen. Dnter dem 20. December v. J. hat nun die .Majorität dieses 
Prosynodal-Examinatoriums, wie aus dem mitfolgenden Urtheil desselben 
hervorgeht, den Pfarrer Diez für die Spitalpfarrei in Constanz als nicht 
hinreichend geeignet erkmrt. Hiernach und auf Grund der hierher gehörigen 
Be
timmungen Concilii Trid. scss. XXIV cap. 18 de Ref. können wir dem 
Pfarrer Nikodemus Diez die crbetene canonische Institution auf die Spital- 
pfarrei Constanz llicht ertheilen. SoUte sich aber Pfarrer Diez deshalb 
beschwert fühlen, so kann derselbe gegen das Urtheil des erzbischöflichen 
Prosynodal-Examinatoriums yom :!O. December Y. J. an den kirchlichen 
R.ichter II. Instanz f welcher der hochwürdigste Bischof zu Rottenburg ist, 
appelliren und geben wir dem Pfarrer Diez zur desfallsigen Appellations- 
anæige anher die peremptorische Frist von zehn Tagen a die insin. gerechnet 
und dreissig Tage zur Einführung und Durchführung seiner etwaigell Appel- 
lation. I. E. e. G. V. (gez.) Orbin. 
Geschehen Freiburg, den :!O. December J 865. Gegenwärtig die Hoch- 
\\ Ürdigen IIerrn Prosynodal - Examinatoren Tit!. Herren Domcapitular 
Dr. Orbin, Domcapitular Dr. Kössing, Domcapitular 'Veickum, Professor 
Dr. Stolz, Convicts director Assessor Kübel, Pfarrer und Decan l\liller, 
Repetitor Schmitt und aIs Secretär Gross. Die .Majorität der Prosynodal- 
Examinatoren gibt ihr U rtheil dahin, dass Ffarrer Nikodemus Diez für 
die Spitalpfarrei in Constan.l nicht hinreichend geeignet sei. Ex mand. 
(g{;z.) Dr. Orbin. 
U r the il u n dEn t s c h e i dun g s g r ü n d e de r 1\1 a j 0 r i t ä t. In Erwägung, 
dass nach den Vorschriften der Kirche die Pfarrpfründen nur mit ausreichend 
tauglichen Geistlichen verschen werden dürfen; in fernerer Erwägung, dass 
diese Tauglichkeit in Bezug auf die localen Verhä1tnisse und besonderen 
religiösen Bedürfnisse der zu besetzenden Pfründe beurtheilt und enschieden 
werden muss; in fernerer Erwägllng, dass in der Spitalpfarrgemeinde gegen- 
wärtig, wie es durch Decanatsbericht vom 9. 
Iärz d. J. bezeugt und noto- 
risch ist, eine tiefgehende Spaltung herrscht, indem den kirchentreuen 
Parochianen ein indifferenter ja kirchenfeindlicher Theil heftig gegenüber 
steht, dass hiernach die Spitalpfarrgemeinde einen Pfarrer und Seelsorger 
nöthig hat, der bei gründlichcr positiv theologischer BiIdung f bei erprobter 
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kirchentreuer Gesinnung, beim warm en kirchlichen Eifer und Energie im 
Stande ist, einigend und vcrsöhnend, wehrend und aufbauend zu wirken; 
in fernerer Erwãgung, dass dem auf die Spitalpfarrei präsentirten Pfarrer 
Nikodemus Diez zu Nenzingen diese Erfordcrnisse nicht geniigend zur Seite 
stehen, indem man demselben nicht ohne Grund, wie die Alden nachweisen, 
nachsagt, dass er bis in die neuere Zeit mehr einer rationellen als positiven 
katholischen Richtung ergeben das Seelsorgamt verwaltet habe, gegen 
welchen deshalb, wie aus den Akten weiter hervorgeht, auch bei den zur 
Kirche stehenden Parochianen der Spitalpfarrgemeinde grosses .i\Iisstrauen 
herrscht, was durch den Umstand wesentlich Unterstützung erhält, dass 
Pfarrer Diez gerade von dem indifferenten, kirchfeindlichen Theile mit so 
warm em Eifer ist begehrt worden, in endlicher Erwägung, dass bei dieser 
Sachlage derselbe auch bei gutem \Villen nicht wohl im Stande sëin wird, 
, die aus Obigem sich ergebenden Hindernisse zu überwinden, vielmehr die 
G
fahr nahe liegt, dass er von denselben überwältigt werde, hat die l\Iajorit
it 
des erzbischöflichen Prosynodal-Examinatoriums die Ueberæugung gewonnen, 
dass Pfarrer Nikodemus Diez zu N enzingen für diese in Frage stehende 
Pfarrgemeinde nicht ausreichend tauglich sei. Zur Beglaubigung (gez.) 
Gross, Secretär. 


X. 
Urtheil. Die Prãsentatz"on des Efarrers Joseph Benz zu HòChenschwand 
auf die St. Stephanspfarreì in Constanz betreffend. 
Nachdem der Hochwürdígste Ordinarius durch hohe Entschliessung vom 
24. J anuar 1. J. das erzbischöfliche Prosynodal-Examinatorium gemäss Concil. 
Trid. sess. XXIV cap. 18 de Ref. veranlasst hat, darüber ein Urtheil zu 
fällen, ob der auf die St. Stephanspfarrei Constanz präselltirte Pfarrer Joseph 
Benz für diese Pfründe idoneus et dignus sei, wird nach gepftogener Unter- 
suchung, erstattetem V ortrag und nach gescheheller Berathung: In Erwägullg, 
dass Pfarrer Joseph Benz vom 9. December 1851 bis 21. December 1857 
Pfarrer in Grossschönach war; dass nach den Zeugnissen des Pfarrers Steiert 
von Herdwangen vom 7. Juli 1857, des damaligen Kaplaneiverwesers Früh 
zu Pfullendorf vom 19. Juni 1857 und des erzbischöflichen Decanats Binzgau 
vom 6. August 1857, sowie nach dem Bericht des Pfarrers Benz vom 
28. J uli 1857 die ledige Josepha Bischoff von 1\leers burg, welche seit 1852 
Haushälterin bei Pfarrer Benz war, am 22. Juni 1857 im schwangeren 
Zustande von ihm. entlassen werden musste, der Urheber ihrer Schwängerung 
von Pfarrer Benz nicht angegeben werden konnte und von ihr nicht genannt 
wurde, dagegen damals das Gerücht in Grossschönach verbreitet war, Pfaner 
Benz selbst sei der Schwãngerer, wogegen später die weltlichen :ßIitglieder 
der Stiftungscommission Grossschöllachs das dortige Bürgermeisteramt ulld 
das erzbischöfliche Decanat im September 1857 berichteten, man wisse nicht, 
wer der Schwängerer sei; in Erwägung dass Pfarrer Benz selbst am 
IS. October 1857 um seine Verset..mng von Grossschönach mit der Begrün- 
dung gebetell hat, es wel-de durch das seiner Haushälterin zugestossene 
Unglück den Schlcchten in seiner Pfarrei Gelegenheit gegeben, seine seel- 
')orgerliche Thätigkeit zu hemmen: es gebe Personen in der Gegend, welche 
allerlei Gerüchte gegen ilm ausstreuen und da<;s er schon am 6. November 
1857 wiederholt Ul11 Absenz von Grossschönach gebeten hat, weil die priester- 
liche Ehre und das segensreiche \Virken diese Absenz nöthig mache; in 
weiterer Erwägullg, dass Pfarrer Benz vom 2 I. December I 
 5 7 bis gegen 
Ende Februar 1
6u die Pfarrei Bräunlingen (nach erhaltener Absenz von 
Grossschönach) vcrwaltetc, dortselbst von Ende 1857 bis Ende 1858 die 
erwähnte Josepha Bischoff als Haushälterin wieder aufgellommen hat und 
diese erst entliess, nachdem das erzbischöfliche Ordinariat die AufTorderung 
an ihn richtete, er wolle an diese Stelle herichten, welchc Person er ah 
Haushälterin bei 
ich habe; in Erwägung, dass der Gemeinderath zu BrällU- 
lingen am S. Januar 1859 besGtigt, pfarrer Benz habe die erwähnte Josepha 


. 
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Bischoff bald nach 
einelll Aul
uge in Br:iunlingell als Haush:ilterill wicder 
.lU sich genommen und er gebe Aergerniss durch håu1ìge Besuche im Hau
e 
des ùchsenwirlhs, durch seinen Zuwandel zur Frau des Roscustiel in Bräun- 
liugen, sowie zur Kellnerin in der Schlos
wirlhschaft .lU Heifingen; da
s 
vou diesen Gerüchten auch durch Grossheuogliches Bezirksamt Donau- 
eschingen unter dem 14. December 1
59 der K.irchenbehörde Kenntniss 
gegeben wurde und dass er durch Erlass erzbischöflichen Ordinariats yom 
20. Februar 1860 unter Androhung der Suspension yon Bräunlingen ver- 
sctzt worden; in weiterer Erwägung, dass die ledige Bertha Ott yon \Yittell- 
schwand yom I J. October 1851 bis 9. Februar 1853 bei Pfarrverweser 
Fischer in .Allmanllsdorf Haushälterin war, welcher Ort sehr nahe bel 
Con
tanz, der Vater::.tadt des ]Jfarres Bcnz, gelegen ist, im Novcmber 1851 
unehelich geboren hat, und Pbrrverweser Fischer kraft oberhirtlicher An- 
ordnung diese sittlich gefallene Person aus !:>einen Diensten entlassen musste, 
dagegen yon Pfarrer Benz seit 1 
62 bis Ende 1867 neben There!;ia OU, del" 
Scbwester dieser Bertha vtt im J:>farrhause zu Höchenschwaud aufgenommen 
und erst auf Anordllung der Kirchenbehörde Yon ihm entlassen wurde, 
ùas sitlliche Verha1tell dieser Person dem J:>farrer Ben.l aber aus den ange- 
gcbenell Umständen \\"ohl Lckannt sein durfte; in Erwãgung, dass hiernach 
die in Grossschönacb, beÚehungsweise Bräulliingen über J:>.farrer Ben.l ver- 
breÏldcn ditfamirenden Gerüchte der N atur der Sacbe gemä
s, weil Gross- 
!)chönach nicht ferne yon Constallz gelegen ist f weil jene ditfamirellden 
Gcrüchte yon Grossschönach sogar in das elltfcrnte Bräunlingen gedrungen 
sind und "..-cil, wie l'faner Benz selbst zugesteht, die fragliche fama auch 
in der Umgegend yon Grossschönach verbreitet gewesen sei, es bei?,rünùel 
erscheint, dass diese fragliche fama aueh l1ach Constanz gedrungen ist und 
besollders zu der Zeit daselbst verbreitet wurde, als in dieser Stadt bel{anut 
gewordell, Pfarrer Benz sei auf die St. Stephanspfanei präsentirt; in Er- 
wägung, dass auf die am 8. December v. J. geschehene l'roclamation des 
l'farrers Benz in der St. Stephallspfarrei zu Constan.l unter dem 14. Decbr. 
v. J. an die Kirchenbehörde eine von vierzig unbescholtenen und erwach- 
"euen Parochianen dieser St. Stephanspfarrei unterschriebene Verwahrung 
gegen die Institution des Pfarrers .Benz auf die S1. Stephanspfarrei eingereich t 
wurde und diese Einsprache der hierzu competentell Pfarrgenossen sich 
darauf stül.lle, dass l'farrer Benz in sittlich üblem Rufe in dieser Pfarrei, 
beÚehungswcise in Constanz stehe, weil er als l)farrer yon Grossschönach 

eine Haushãlterin im geschwãllgertell Zustande habe entlasseu müssen und 
diese Person, als er J:>farrverweser in Bräunlingen war, wieder zu sich 
genommen und erst auf Veranlassung der Kirchenbehörde von dort entlassen 
habe, weil er ferner die Bertha Ott, welche, als sie Haushålterill bei Pfarr. 
yerweser Fischer in dem benachbarten Allmanllsdorf war, in dem Rufe 
stand, dass sie einen üblen Lebenswandel geführt und ùesshalb auf Anord- 
nung der Kirchenbehörde yon Pfarrvenveser Fischer habe entlassen werden 
müssen; in Erw
igung, dass das erzbbchöfliche Decanat ConstanL. am 
lÚ. November v. J. und 16. ]alluar 1. J., sowie das St. Stephanspfarramt 
Constan.l am 14. November v. J. auf Veranlassung des erzbischütlichen 
Ordinariats berichten, man sage in Constau.l dcm IJfarrer Bcn.l llach d. h. 
es exi
tire in Constanz die fama. l!farrer Ben.l habe in unsittlichem Ver- 
h
iltnisse mit seiner HauslÚlterin Jo
epha Bischoff von :àleersburg im IJfarr- 
hau:; zu Grossschöllach gelcbt und diese Jo
epha Bischoff später wiedcr zu 
sich genommcn, ferner sage man ihm in COllstall.l nach, er habe die. crw
hnte 

ittlich gefallene ehemalige llaushÜlterin des Piarrvcrwesers Fischer III selllem 
Pfanhause zu Höchenschwand aufgenommen, diese Gerüchte seien allgcmein 
und nicht bIos von "Gegnern des Pfarrers Ben.l, sondern auch von ver- 
lÜssigen, gutgesinntell Personen'" versichert und es sei bei dieser Sachlagc 
besscI, \Venn 1 J farrer Benz nicht als solcher nach ConstanJ; gehe; in 
r- 
wÜgung, da"s die weltlichen l\litglitdcr th:r kathol. Stiftungs- Comllli

ion 
durch Erlass erzbischöflichcIl Ordinariats \ om 2Ú. December v. J. vcralliasst 
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wurden, über die Existenz der fraglichen Gerüchte Bericht zu erstatten, sich 
aber hierwegen für incompetent erklären, und dass ihnen nach dem Berichte 
des Vorstandes dieser Commission vom 14. Januar 1. J. doch die Existenz 
dieser diffamirenden Gerüchte bekannt sei; in Erwägung, dass zwar Pfarrer 
K.otz in Constanz am 23. :\Iärz 1. J. berichtet, es sei ihm unbekannt, dass 
Pfarrrer Benz in der Stadt Constanz in schlechtem Rufe stehe, dagegen 
sowohl das St. Stephanspfarramt als das Spitalpfarramt, also die beiden 
übrigen Pfarrämter und das erzbischöfliche Decallat Constanz alll 28. März 
und I. April 1. J. bestätigen, dass die berührte üble fama gegen Pfarrer 
Benz in Constanz allgemein verbreitet und dass diese fama keineswegs 
gemacht sei; in Erwägung, dass das von dem Constanzer Gemeillderath am 
3. December v. J. ausgestellte Zeugniss, worin die Begründetheit der frag. 
lichen Gerüchte resp. die sittliche Bescholtenheit des Pfarrers Benz in Abrede 
gezogen wird, nicht von der competenten kirchlichen Behörde, sondern von 
.Pfarrer Benz veranlasst und von diesem der I<'irchenbehörde vorgelegt wurde, 
auch nicht von sämmtlichen 1litgliedern des Gemeinderaths, sonderll nur 
von Bürgermeister Strohmeier und zwei Gemeinderäthen unterzeichnet ist, 
d:lsS dieselben keine Entlastungsthatsachen und keine Beweismittel für ihr 
persönliches U rtheil angegeben haben, dieses Zeugniss also abgesehen von 
den besonderen Verhãltnissen der Zeugllissgeber in dieser Sache irrelevant 
erscheint; in Erwägung, dass die Einrede des Pfaners Benz, als entbehre 
diese fama der Begründung, oder als sei sie nicht erheblich durch die EiIl- 
gangs aufgezählten und erwiestnen Thatsachen ausreichend widerlegt er- 
scheint, Pfarrer Benz den Beweis nicht erbracht hat, als seien diese ihn 
diffamirenden Gerüchte nur von einer winzigen .ß1:inoritãt ausgegangen und 
in feindseliger Absicht gemacht; abcr auch hierdurch constatirt ist, dass diese 
den Pfaner Benz diffamirende fama in dem Pfarrbezirke der St. Step halls- 
kirche zu Constanz existirt; in Erwãgung, dass es sich hier nicht um die 
Entziehung eines wohlerworbenen jus in re, sOlldern erst um die Erlallgullg 
desselben, also um die dazu erforderlichen positiven Eigenschaften handelt, 
folglich hier kein Disciplinarerkenntniss über ein Verge hen gegen die Sitt- 
lichkeit zu fällen ist und desshalb auch weder das hiebei vorgeschriebene 
Verfahren noch etwaige kirchliche Disciplinarerkenntnisse maassgebend er- 
scheinell, vielmehr die Prosynodal-Examinatoren selbstständig und lediglich 
über die Frage zu entscheiden haben, ob Pfarrer Benz als Pfarrrector der 
St. Stephanskirche zu Constanz dignus et idoneus sei; in Erwãgung, dass 
gemäss Can. Qui in aliquo crimine Dist. 5 I; Cap. 23 X de accusationibus V. I; 
Cap. 29 X de-praebendis et dignitatibus III. 5; Cap. 7 X de electione 1. 6; Concil. 
Trid. sess. VII cap. 3 sess. XXII cap. 1 und 4, sess. XXIV cap. 18 de Ref. 
Epistola encyclica Bened. P. XIV vom 14. December 1742, Sacra Congregat. 
Concil. .Trid. in Bonon. 1586, cap. VII; in Vigilien. 23. Septbember 1673; 
in Urbinat. 1601 vom 23. Juni r605, ferner yom 2. August 1807. Ferraris 
Bibliotheca prompta sub. verb. Benef. et Infam. Leurenius: Forum benefic. 
sectio II cap. III 
. II, de morum honestate etc., J. A. Ginzel: Die Pfan- 
concursprüfung. \\'ien 1855. nur derjenige Geistliche für eine Pfarrpfründe 
tauglich und würdig erklärt werden kann, welchem alle a jure vorgeschrie- 
benen Requisiten, in
besondere die honestas, probitas et gravitas morum, 
in dem .Maasse zur Seite stehen, wie sie die besondere Beschaffenheit der zu 
erlangenden Pfarrpfründe erfordert, Pfaner Benz aber "in loco parochiae 
vacantis" ad St. Stephanum zu Constan.l sich keilles "nomen probatum" 
lU erfreuen hat, vielmehr dortselbst aus obigen Gründen diffamirt ist und 
die [ür diese Pfarrei crforderliche honestas et probitas lUorum in ausreichcn- 
dem :11aasse nicht besitzt; in endlicher Erwãgung, da
s die canonischcn Er- 
fordernisse in Bezug auf sittlichc Tüchtigkeit und den guten sittlichell Ruf 
des Präsentirten urn so strenger sind, je wichtiger und schwieriger die zu 
uesetzenùe l'farrei ist und je mehr die Seelsorge in derselben cines glauuel1s. 
1lluthigen, charaktede
tcn und ullabhãngigen, desshalb durchaus sittlich 
unbescholtcl1en Priesters bedarf; die St. Stcphanspfarrci zu COllstanz aber 
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unstreitig eine solche wichtige ulld schwierige Pfarrei ist, foIgIich der berülute 
::.\langel eines sittlich durchaus unbescholtenen Rufes in dieser Pfarrei den 
Pfarrer Benz wesentlich hindert, die dortselbst erforderliche gedeihliche 
Pastoration zu entfalten; - erkannt: Der auf die St. Stephallspfarrei zu COll- 
sta11[; prãsentirte Pfarrer Joseph Benz in Höchenschwand sei aIs nicht taug- 
Jich für diese Stadtpfarrei zu erldärell. So geschehen Freiburg, den 15. April 
18('7. Erzbischöfliches Prosynodal-Examinatorium. (L. S.) gez. Orbin. 


XI. 
U r the i 1. In der A ppeHationssache des prarrers Joseph Benz von 
Höchenschwand, Erzdiöcese Freiburg, gegen das Urtheil des erzbischöt1ichen 
Prosynodal-Examinatoriums vom IS. April 1867 wird von dem Bischof von 
Rùttenburg als von Seiner HeiIigkeit deIegirten Richter zweiter Instanz für 
die Erzdiöcese Freiburg auf Grund des InhaJts der von dem Hochwürdig- 
sten erzbischötlichen Ordinariat mitgetheilten Acten und der rechtzeitig an- 
gemeldeten und ausgeführten AppeHation nach erstattetem V ortrage und 
coUegiaJischer Berathung in dem bischöt1ichen Ordinariat zu Recht erkannt: 
dass das Urtheil der Prosynodal-Examinatoren vom 15. April 1867, besagend, 
der auf die St. Stephanspfarrei zu Constanz prãsentirte Pfarrer Joseph Benz 
in Höchenschwand sei aIs nicht tauglich fur diese Pfarrei zu erklãren, nicht 
als rechtJich begründet erscheine und demgemäss nicht aufrecht zu erhalten, yiel- 
mehr dem auf die St. Stephanspfarrei präsentirten prarrer Benz die canonische 
Institution auf diese Stelle zu ertheilen sei. Entscheidungsgründe. Appel- 
lant wurde aus einem doppelten Grunde für die St. Stephanspfarrei in ConstanL: 
als untaugIich erklärt: 1) weil sich über seine Sittlichkeit nachtheilige 
Gerüchte in Constan[; in specie in der Pfarrei St. Stephan verbreitet habcn, 
2) weil die ,Majorität des Prosynodal-EÀaminatoriums diese Gerüchte fÜl 
begründet erachtet und desshalb cine gesegnete \Virksamkeit VOll dcmseJben 
nicht envartet werden könnte. Der erste Grund erscheint llicht als stich- 
haltig. Del111 es könntell gegen die Sittlichkeit des AppeHanten aus Bosheit, 
aus N eid und .Missgunst, aus Privatinteresse yon Betheiligten etc. fabchc 
uicht auf wahren Thatsachen, sundern auf beweislichen Vermuthungen 
beruhende Gerüchte in Constan[; und in specie in der St. Stephanspfarrei 
verbreitet worden sein. Appellant weist in seiner Recursschrift auf .Pfarr- 
verweser J-Iäring zu St. Augustin hin, welcher als 1litbewerber im Verdacht 
stehe, die 40 Personen gegen ihll aufgereizt zu haben und sagt in einel 
Eingabc an das er[;bischöfiiche Ordinariat yom 6. April 1867, es sei, wenn 
seine Allklage gegen Härillg auch nicht begründet gcfunden würde, in 
Constanz ein öffentliches Geheimniss, dass Hãring an der Agitation gegen 
ihn nicht geringen Antheil habe. \Venn dies auch nicht aIs enviesen an- 
genommen werden kann, so stent doch die Erldãrung des Pfarrverwesers 
Hãring vom 28. .:\lärz d. J., die excusatio non petita, der ganze Inhalt uud 
Tenor derseIben dies als höchst wahrscheinlich dar, wie denn auch der 
Gemeinderath von Constanz in dem mIter dem 3. December v. J. für Pfarrn 
Benz ausgesteHten LeUmUllds[;eugnisse und seiner ErkIärung yom 23. :!\1ai 
d. J. ausdrücklich sagt: ,,\Vir bezeugen, dass uns bisher nie Etwas Nach- 
theiliges über seine .Person zu Ohren gekommen f dass derselhe vielme1n 
aJlgemein als ein rechtschaffener N[ensch und Priester genannt und geachtet 
wird. Dagegen ist es richtig, dass seit Anfang November v. J. dahier van 
Seiten einzelner Geistlichen yon Gerüchten erzähJt wird, welche besagen: 
es sei eine Al1zeige ohne Unterschrift bei dem er.lbischöf1ichen Ordinariat 
in Freiburg eingekommen, welche gegen den Herrn .Pfarrcr J. Benz ehren- 
rührige Dillge enthalten etc." Obgleich nun als unbestreitbar an[;unehmen 
ist, dsss solche chrenrühnge Gerüchte gegen Pfarrer Benz in COllstanz und 
in specie in Jer Pfarrci St. Stephan in Umlauf sind, so kommt doch Alles 
darauf an, ob diesc üblen Gcrüchte wirldich, wie die 
lajoritäl des Prosynudal- 
E
aminatoriums annimmt, begründet sind oder nicht. Sind sic nicht bc- 
gründet, so können sie nicht aIs Grund angcführt werden, den Pfarrer Benz 
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als untauglich für die Pfarrei St. Stephan zu erklären. N ach genauer und 
bewissenhafter Erwägung aller Thatsachen erscheint die Ansicllt als begründet, 
dass diese Gerüchte rechtlich nicht als begründet angenommen werden können. 
Nach den vorliegenden Acten stehen dem Appellanten yon seinen Univer- 
sitätsjahren an bis zu dem Augenblick, wo er auf die Pfarrei St. Stephan 
in Constanz präsentirt wurde, die besten Zeugnisse nicht nur in wissen- 
schaftlicher, sondern auch in praktischer und moralischer Beziehung zur 
Seite. Auf der Universität Freiburg erhielt er in alIen theologischen Fächern 
im Fleiss und Fortgang die Noten sehr gut, ausgezeichnet, vorzüglich. Scin 
"iittliches Betragen wird als den academischen Gesetzen gemäss und sehr 
ansGndig bezcichnet. Wegen Theilnahme an verbotenen Studentenverbin- 
dungen war er nie in Untersuchung. Bei der im August 1850 erstandenen 
allgemeinen Concursprüfung erhielt er das Zeugniss "gut" (II. Note). 'Venn 
gleich die Concursnote zunächst auf die doctrina sich bezieht, so haben die 
Examinatoren doch zugleich auch cin scrutinium de moribus im Allgemeinen 
anzustellcn. In dem Erlasse des erzbischöflichen Ordinariats yom 26. J anuar 
1860, die Abhaltung des Pastoralconcurses betreffend, heisst es: 
Iit Rück- 
sicht auf die bisherigen Verhältnisse wollen wir jene Priester, die yon der 
Verkündigung obiger Concursverordnung an bercits 10 Jahre in der Seel- 
sorge odcr in eincm andern kirchlichen vVirkungskreis stehen, für diesmal 
von der Bestehung eines Concurs-Examens zur Erlangung einer Pfründc 
dispensiren, wenn sie durch ihren Berufseifer und untadelhaften 'Vandel 
einer Dispens würdig erscheinen. Dies muss bei Pfarrer Benz der Fall 
gewesen sein, da er keinen zweiten Concurs zu bestehen hatte. In der erz- 
bischÖflichen Verordnung über Abhaltung des Pastoralconcurses heisst es 

. 10: "Die einem Priester in der Concursprüfung zuerkannte Befähigungs- 
und \Vürdigkeitsnote bleibt während der sechs folgenden Jahre in Kraft, 
innerhalb welcher Zeit er um die zur Erledigung kommenden Stellen ohne 
ein nochmaliges Examen competiren kann. Gelangt derselbe während dieser 
Zeit nicht in den Besitz einer Pfründe, so muss er die Prüfung wiederholen, 
gleichwie auch ein bereits bepfründeter Priester, wenn er auf eine andere 
Pfründe befördert werden will, sich derselben abermals zu unterziehen ]lat." 
S. 12 heisst es: "Wenn Priester durch Amt und StellUng oder durch Jang- 
jährige der Kirche geleistete ruhmwürdige Dienste sich auszeichnen, und mehr 
als genugsame Beweise ihrer Kenntnisse ge
eben haben, werden wir sie auf 
ihre desshalb eingelegte Bitte und nach. Anhörung des Examinatoren- 
Collegiums von der Concursverbindlichkeit dispensiren." Aus den Acten 
geht nicht hervor, dass P[arrer Benz zu einem zweiten Concurs einberufen 
wurde. Dies setä Dispensation voraus und spricht für seine Tauglichkeit. 
Für seine Tauglichkeit und vVürdigkeit [ür die St. Stephanspfarrei sprechen 
die bei den Acten liegenden pfarr- und decanatamtlichen Zeugnisse. Ais 
Stadtvicar in ..I\Ieersburg yom 13. September 1848 bis zum 7. l\lärz 1849 und 
wiedcrum yom 17. November 1849 bis 20. März 1851 gibt ihm Stadtpfarrer 
Hayn das Zeugniss, dass er aIle aufhabenden see]sorgerlichen Verrichtungen 
mit vorÚiglicher Einsicht und Sachkenntniss und mit gewissenhafter Treue, 
sowie mit 'Yürde und Anstand verwaltet und durcll seine gediegenen I<.ennt- 
nisse, sowie durch seine treff1ichen Leistungen im katechetischen Fache, 
in }<.an/.clvortriigen, im Beichtstuhle und am Krankenbett sich die allgemeine 
Liebe und IIochachtung der ganzen Pfarrgemeinde, sowie seine (des Stadt- 
pfarrers) eigcne in hohem Grade erworben habe. Sein sittliches Betragen 
war in jeder Beziehung musterhaft. Die"\V ahrheit dies"es Zcugnisses be- 
st
itigt das Decanat IIomburg, am 27. November 1849. Dieses Zeugniss 
wird durch ein späteres am 20. .:\Eiu 1851 von Stadtpfarrer Hayn in seinem 
vollen Umfange mit dem Bemcrken besßtigt, dass Vicar Benz in jeder 
BeÚehung die Note vorzüglich per cminentiam verdiene und er envãhnt 
uoch insbesondere seines Diensteifers, seiner Ullverdrossenheit ulld Liebe, 
mit welcher cr w
ihrend seiner fünfmonatlichen Krankheit die Pfarrei fast 
allcin versah. Sein sittliches Bctragen war ausgezeichnet gut. Fi
 die Zeit 
Friedberg, Der Staat u. d. KirdH'. 17 
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yom 9. l\Eirz 18 49 bis 18. November 1849, wo er Vicar in Gengenbach war, 
gibt ihm Pfarrer Lender den 14. Noyember das Zeugniss class er mil 
grossem Fleiss und Eifer gewirkt und òaùurcJ1, sowie durch 

inen wiirdigen 
priesterlichen "
andcl sich Achtung und Vertrauen in der Pfarr
emeinde 
erworben. Als Pfarrer in Grosschönach vom 9. Decbr. 1851 bis 2l1. Decbr. 
1857 beLeugt ihm das Decanat unter òem 27. December 1857, dass er in 
ùen theoretischen und practischen theologischen ,Yissenschaften sehr viele 
und gute theoretische K.enntnisse 
 gezeigt habe, mit dem Ehrenamt eines 
l{.eligionsprüfungscommissãrs betraut worden sei, welchem Amt er auch 
mit entsprechender Kenntniss zur besten Zufriedenheit seiner kirchlichell 
()berbehönle vorstand. In seiner seelsorgerlichen Thãtigkeit æigte er uner- 
müdeten Eifer und in Erfül1ung aller Berufsobliegenheiten practische G e- 
wandheit. ::\Iit aHem diesem verbancl er eine treue kirchliche Gesinnung, 
mit welcher sein priesterlicher Lebenswandcl durch religiös sittliche Auf- 
führung im schönstcn EinIdang stand. Das Decanat Villingen in L()ssingen 
gibt ihm unter dem 27. l\lãrz 1860 das Zeugniss, ùass er als Pfarrverweser 
in Biäunlingen die aufhabendcn Pfliehten seines Berufs sehr gewissenhaft 
und segensreich erfiiHte. N ach seinem 'Vissen sei sein Betragen sehr standes- 
gem
iss und ohne Tade!. Ueb.cl' seine Pfarrvenva1tung in .Mühlenbach lautet 
das ùecanatliche Zeugniss vom 16. l\Iai 1862 dahin, class er sein Amt mil 
rühmIichem Fleiss und Eifer verwaltet und aIle seine Obliegenheiten in 
I'Grche und Schule und Krankenversehen mit priesterlicher 'Yiirde UlHl 
grosser Gewissenhaftigkeit versehen, der Kirche und dem Staate, jedem in 
seiner Sphãre, treu gehorsamst ergeben sei. Sein Betragen sei würdig unù 
menschenfreundlich, sein ,Vanelel sittenrein, seine Persönliehkeit empfehlens- 
werth. Auch noch das letzte Zeugniss von dem Proclecan Gessler vom 
20. 
Iãrz 1867 lautet für ihn günstig: wissenschaftliche Ausbildung sehr gut, 
practischer sehr guter Prediger und gewandter Katechet, Berufseifer: die 
Pastoration in gerege1tem Gang, Note gut. Erfolg seines 'Virkens gut; 
priesterlicher 'Vandel: seit un serer Decanats -V erwaltung kam hierüber nicht 
die mindeste Klage uns zu Ohren : Note sehr gut. N ach der christlichen 

Ioral und dem kirchlichen Rechte gilt der Grllndsatz: Quivis praesumatur 
bonus et innocens donec probetur malus. Vgl. Reiffenstuel Regula juris If. 
p. 6. Del' Hauptvonvurf, welcher den Appel1anten trifft, ist der, dass die 
ledige Josepha Bischoff von 1\Ieersburg, welche seit 1852 Haushã1terin bei 
ihm war, am 22. Juni 1857 in. schwangerem Zustande" von ihm entlassen 
werden musste, der U rbeber der Schwãngerung von ihm nicht angegeben 
werden konnte und von ihr nicht genannt, sondern behauptet wllrde, sie 
sei von einem U nbekannten genothzüchtigt worden, dagegen damals das 
Gcrücht in Grossschönach verbreitet war, pfarrer Benz selbst sei der 
Schwängerer und dass er diese Gefallene ohne Erlaubniss des erzbischöflichen 
Ordinariats später wieder zu sicb nahm. Dieses Gerücht (rumor, fama, mala) 
im canonischen Sinne kann es nicht genannt werden; vgl. Ferraris Prompta 
Bib1iotheca canonica Art. Fama. Reiffcnstuel Ius canon. lib. II tit. 20 S. 12. 
Leurenius Forum ecclesiasticum lib. II tit. XIX Quaest. 535 Tit. XX Quaest. 
ó13. 614, kann nicht als begründet und von solchem Gewichte erscheinen, 
dass Pfarrer Benz desshalb für untauglich und unwürdig für die Pfarrei 
St. Stephan erklärt werden kann, so lange nicht rechtlieh erwiesen ist, dass 
Pfarrer Benz der Schwängerer der Josepha Bischoff ist. Der Beweis ist aber 
nicht erbracht. Die Josepha Bischoff behauptet, wie schon envähnt, sie sei 
von einem Unbekannten genothzücbtigt worden, sie erktirte unter dem 
I. Januar d. J. in einem Scbreibén an das erzbischöfliche Ordinariat in 
Freiburg wiederholt: dass weder Pfarrer Benz noch irgend ein Geistlicher 
an ihrem Unglück vom Jahr 1857 schuldig sei, sie fürchte ibr Gewissen 7.U 
belãstigen, wenn sie länger 5chweige. Der weltliche Stiftungsrath in Gross- 
schönach erklärte unter dem 30. August 1857: ,,'"Vcr die Ursache der 
Schwangerschaft der Josepha Bischoff ist, wissen wir nichl. Einc Be"ichul- 
digung des praners liegt unseres Wissens nieht vor, im A1Jgem<.:inen i"t 
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man mit dem Herrn Pfarrer zufrieden. Das Decanat legte diese Erklãrung 
dem erzbischöflichen Ordinariat am 15. September 1857 mit dem Bemerken 
vor, dass nach seiner Ueberzeugung bIos böse Menschen den Pfarrer als 
Urheber der Schwangerschaft bezeichnen, wie sich denn auch das Gerücht 
verbreitet habe, Pfarrer Benz habe sich erschossen. Das erzbischöfliehe 
Ordinariat selbst hat damals auf diese Gerüchte kein grosses Gewieht ge- 
legt, sonst hãtte es den Pfarrer Benz nicht auf seiner Pfarrei belassen können, 
vielmehr eine canonische U ntersuchung gegen ihn einleiten müssen. Appel- 
lant bemerkt in seiner Recursschrift: "Was im Jahre 1860 (er hätte noch 
beifügen können I857) keine Veranlassung zu einer Untersuchung begründet, 
kann im Jahre 1867 doch auch kein Verwerfungsgrund werden. Der Um- 
stand, dass Pfaner Benz selbst wiederholt urn Versetzung als Pfarrverwalter 
auf eine andere Stelle nachsuchte, kann nieht als Beweis seiner Schuld 
angesehen werden. Er gibt den Grund hiefür selbst an, indem er sagt: 
Es werde durch das seiner Haushã1terin zugestossene Unglück den 
Schlechten in seiner Pfarrei Gelegenheit gegeben, seine seelsorgerIiehe 
Thätigkeit zu hemmen. - 'Vas den angeblichen Zuwandel zu der Ehefrau 
des Rosenstiel in Bräunlingen betrifft, so wird der Verdacht der Schuld 
des Pfarrers Benz d
durch entkräftet, dass der Ehemann selbst durch die 
protocollarische Erklärung vor dem Pfarramt aIle Reden, die der Ehre 
seiner Frau und ihrem ehelichen Frieden zum N achtheil ergingen, für in fame 
Verläumdungen erklãrt und auch der Stiefsohn erklärte: dass wenn Pfarrer 
Benz in sein Haus kam, er nur vor Zeugen mit seiner :Mutter verkehrte und 
er keine Art von Vertraulichkeit bemerkt habe. Wenn diese Aussagen auch 
vor dem Pfarrer Benz in eigener Sache und ohne Zeugen erfolgten, so ver- 
dienen sie, sowie auch die Erklãrung des benachbarten Stadtpfarrer Heiz- 
mann in Hüfingen, we1chem der Decan das anonyme Schreiben, we1ches 
die Beschuldigung des Zuwandels zu der Rosenstiel und der Kellnerin in 
Hüfingen enthielt, mitgetheilt hatte, doch wenigstens ebensoviel Glauben, 
als die Aussagen des Gensd'armen, die sich auf blosses "Hörensagen" stützen 
und auf we1che hin Amtmann vVetzel seine amtlichen Berichte erstattete. 
Stadtpfarrer Heizmann erklärt: "ich weiss nieht, solI ieh mich mehr verwun- 
dern über die Schamlosigkeit des moralischen 
:feuchelmordes oder verwun- 
dern darüber, dass das Hochwürdigste Ordinariat einem so1chen hunds- 
gemeinen :Machwerk irgend eine Bedeutung beilegte. Die N eubauersleute 
sind Freunde aller Geistlichen. Von einem unehrbarem Umgang des Pfarrers 
Benz mit der Neubäuerin ist mir gar nichts bekannt." Der Decan selbst 
erklärt am Schlusse seines Berichts vom 10. Januar 1860, mit we1chem er 
die beiden Protocolle der Rosenstiel und das Schreiben des Stadtpfarrers 
Heizmann vorlegt: "Wir halten unmaassgeblich dafür, die ganze Sache ist 
Klatscherei, woran nichts "\Vahres ist." Dazu kommt das allerdings derbe 
und ungeeignete Benehmen des Pfarrers Benz dem Amtmann Wetzel und 
selbst dem erzbischöflichen Ordinariat gegenüber und seine Bitte urn eine 
strenge canonische Untersuchung, eventuell urn Ausfolge aller Klagschriften 
und Zeugnisse, damit er die Calumianten gerichtlich belangen könne. Als 
4 anonyme Schmähschriften an 3 'Virthe und an den Hauptlehrer Limberger 
in 
lühlenbach gesendet wurden, welche dieselben Beschuldigungeq gegen 
Pfarrer Benz enhielten, ruhte er nicht, bis er den Urheber entdeckt und 
reichte eine gerichtliche Klage gegen denselben ein, allein derselbe wanderte, 
ehe die Klage entschieden war, nach Amerika aus. Obgleich Pfarrer Benz 
die Bitte. gestellt hatte, man solIe ihm vor Beendigung der Klage die Aus- 
wanderung nicht gestatten, wurde ihm dieselbe doch vom Amte ertheilt. 
All' dieses würde Pfarrer Benz gewiss nicht gewagt haben, wenn er siéh 
!:'chuldig gewusst hätte. Die Bertha OU, eine Gefallene, wurde von ihrer 
als Haushälterin bei Pfarrer Benz sich befindenden Schwester Therese als 
ßIagd zu sieh genommen: Das Prosynodal-Examinatorium nimmt an, Pfarrer 
Benz habe davon gewusst, dass sie eine Gefallene sei. Pfarrer Benz aber 
bestreitet dieses. Recursschrift S. 15. Dasselbe nimmt gleichfalls an die 
17* 
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diffamirenden Gerüchte, wclche sich von Grossschönach nach dem entfernten 
Bräunlingen verbreitet, hätten sich auch in das Grossschönach benachbarte 
Constanz verbreiten müssen. Appellant zieht dies aus triftigen Gründcn 
in Abr
de (Recursschrift S. 10. 13). 
Iünsterpfarrcr Kotz, welcher 39 Jahre 
in Constanz wirkte und die dortigen Ver1Ùltnisse sehr genau kannte, sagt 
in seiner im Angesicht dcs Todes abgegebcnell amtlichen ErklÜrung yom 
27. l\Iärz d. J.: "Es ist mir g
inzlich unbckannt, dass Pfarrcr Bcnz dahier 
im schlechten Rufe stehen solI. Pfarrer Benz ist gcwissermassen untcr 
meinen Augen aufgewachsen. Ich kenne ihn als eincn bravcn charakter- 
vollen ,Mann und als solcher steht er hier bci allen Parteicn im bestcn 
Rufe. Allgemein wünscht man, dass er bald die l>farrei St. Stephan antrete. 
'Venn eine winzige ::\IinoriUt gegen ihn hicr agitirt hat, so ist dies lediglich 
von solchen Personcn ausgegangen, die bei dcr Besetlung der Pfarrci 
St. Stephan ihr eigenes Intcresse im Augc hahcn und denen es an Liebe 
gebricht." Die Stadt Constanz zählt mehr als 6000 Einwohner, die Stadt- 
pfarrei St. Stephan 2346 Seelen. Auf eine Beschwerdeschrift von 40 U nter- 
schriften, worunter die von ledigen Handwerksgcsellen sich belÌndcll, kann 
daher, wie Appellant mit Recht bemerkt, zumal auch .Angesichts des Zeug- 
nisses des ganzen Gemeinderaths, welches oben angeführt, l...ein so grosses 
Gewicht gelegt werden, wie dies von dem Prosynodal-Examinatoriulll gc- 
schieht. Recursschrift S. 3. Es kann hier höchstens von einem rumor - 
Gerede - nicht VOll einer fama mala im canonischen Sinne die Rede seine 
V gl. die oben citirten Autoren Ferraris, Reiffenstuel, Leurenius. Die Zeug- 
nisse des 
Iünsterpfaners IZOtl und des Gemeindcraths in Constanz ver- 
dienen jedcnfalls ebensoviel Glauben, als die Zeugnissc des Pfarrverwesers 
Burger in Håring. 'Yenn das Zeugniss des lTemeinderaths in Constanz an 
einem formellen Gebrechen leiden sollte, was aber nachgewiesenermassen 
nicht der Fall ist, (vgl. die Erklårung de
 Gemeinderaths vom 23. 
Iai d. J.) 
so leidet das bIos von dem Pfarrverweser' Burger allein unterzeichnete Zeug- 
niss der Stiftungscommission noch an einem grössern. (Vgl. Recursschrift 
S. 17-20.) Allerdings handelt es sich il1l vorliegenden .FaIle nicht urn cin 
jus in re, aber von einem jus ad rem und zugleich auch um die Ehre des 
Pfarrers Benz und auch urn das jus des Patrons. Die von clem Prosynodal- 
Examinatorium angeführten vielen Stell en aus dem jus canonicum lur U ntcr- 
-;tütlung des gefållten Urtheils sind hiefür nicht maas
gebend. Can. Qui in ali(!uo 
crimine Dist. 5 I heweist offen bar gar nichts. Er hat die Aufschrift: A qui- 
bus debet esse immunis, qui in Episcopum ordinatur. Er lautet: Uui in 
aliquo crimine detecti sunt aut infamiae nota (in strafrechtlich can. Sinn) 
adspersi sunt, qui scelera aliqua per publicam poenitentiam se commisisse 
confessi sunt, qui in haeresi baptizati, qui concubinas, aut fo
nicarias habuc- 
runt, vVäre Pfarrer Benz als concubinarius zn betrachten, so wäre er llach 
Trid. sess. 25 cap. 14 de refor. zu behandeln gewesen. Cap. 23 X de accusa- 
tionibus V, I passt nicht hieher, cap. 29 X d<.: praebendis III, 5 be
timmt 
allerdings: grave nimis est et absUldum, quod quidam Ecclesiarum Praelati, 
cum possint "iros idoneos ad ecclesiastica beneficia promovere, assumere 
non verentur indignos, qui bus nee morum 4onestas, nec literarum scientia 
suffragatur. V olentes igitur huic morho mederi praecipimu
, ut praeter- 
missis ìndignis, idoneos as
umant. . . . . qui post primam et secundam 
correptionem fuerit repertus culpabilis a beneticiis cOllferendis suspendatur. 
.AHein der Beweis, dass Pfarrer Benl indignus et non idoncus sei, ist nicht 
erbracht. Die vorliegenden Zeugnisse beweisen das Gegentheil; cap. 7 X 
de electione 1. 2. handelt von der electio aù Episcopatum. \V ohl heisst cs: 
cum in cunctis sacris ordinibus et ecclesia
ticis ministeriis sint aetatis matu- 
ritas, graYÏtas morum et literarum scientia sint inquirenda, multo fortius in 
Episcopo haec oportet inquiri, nullus in Episcopum eligatur nisi qui vita 
et scicntia commendabilis. 1m vor1iegenden FaIle handelt cs "ieh nicht urn 
cine Bischofswahl und dass dem Pfarrer Ben/. aetatis maturitas, gravitas 
morum et literarum scientia fehle, ist nirgcnds erwie:-,en; die amtlichcn 
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Zeugnisse beweisen, wie schon erwähnt, das Gegentheil. Ein blosser nicht 
b
gründeter rumor kann das Gewicht der amtlichen Zeugnisse nicht auf- 
heben. Appellant kann nicht als infamis oder infamiae nota aspersus - 
weder nota infamia facti noch juris -- betrachtet werden. V gl. Leurenius forum 
beneiìciale Pars I Sect. II cap. III, 
. 2 de promovendorum conditionibus 
moralibus. Quaest. 337-343. Appellant ist weder infamis, infamia juris, 
c. constituimus cs. 3. quo 5 und c. infames cs. 6. quo I sind auf ihn nicht 
anwendbar, noch infamia facti. Die fama ist nicht orta ex rationabilibus et 
prohabilibus conjecturis, et sufficientibus ad hoc, ut viri providi graves 
opinentur ita esse - alias enim non erit fama sed vana vox populi. Non 
est infamis, cujus fama laesa est apud malevolos, pueros, mulieres et leves 
personas. Die G<rrüchte, welche vom Pfarrverweser Hãring angeführt werden, 
griinden sich grösstentheils anf 'Veiber- und Kindergeschwãtz. Leurenius 
L c. Quaest. 339. 340. 'Vas den Patron betrifft, so konnte er Angesichts 
der vielen für Pfarrer Benz ganz günstigen Zeugnisse ihn urn so weniger 
als indignus und non idoneus ansehen, als in der gutachtlichen Aeusserung 
des erzbischöflichen Ordinariats über die Tauglichkeit und \Vürdigkeit der 
Bewerber keine Silbe über dessen Untauglichkeit und Unwürcligkeit erwähnt 
ist und er auf die wichtige und schwierige Pfarrei Höchenschwand im Jahre 
1862 pdisentirt und ohne Allstand bestätigt ward. Die angeblichell Gerüchte 
bestehen aber schon seit dem Jahre 1857. "\-Venn dieselben begründet wären, 
so hätten sie schon damals geltend gemacht werden solI en. Del' Patron ist 
als Laienpatron nur verpflichtet, dignum, non digniorem zu präsentiren. Si 
bicus praesentat clericum dignum ad beneficium etiam curatum tenetur eum 
Episcopus instituere, non obstante, quod judicat aliquem alium fore digniorcm. 
Feraris prompta Bibliotheca Art V -No. 31 sub voce Beneficium. Die Pfarrei 
St. Stephan in Constanz ist allerdings eine wichtige Pfarrci, allcin nach 
dcn vorliegenden Zeugnissen ist nicht zu zweifeln, dass Pfaner Benz dieselbe 
nach seinen wissenschaftlichen, practischen und moralischen Eigenscl1aften 
zu verwalten im Stande ist, wie denn auch das Decanat ConstanL; 
in Gurtweil in seinem Berichte yom 16. J an uar 'tI. J. sagt, dass zwar, da 
die schlimmen Gerüchte über Pfaner Benz bei vielell V oreingenommenen 
gegen ihn thatsächlich vorhanden sind und sich wahrscheinlich bei seinem 
etwaigen Dienstantritt frisch erheben werden, er im Anfange eine 
schwere Stellung haben werde. 'Veil indessen diese Gerüchte auch vielfach 
absichtlich colportirt wurden, so werden sic, wenn er sonst ein tüchtiger 
Seclsotger und Beichtvater ist (was er nach den Zeugnissen ist) und gegen- 
üher den Voreingenommenen Selbstbeherrschung besitzt, nach und nach 
sich verlieren. Der Segen kommt yon Oben. N ach all' dem Bisherigen hat 
!'ich die rechtlichc Uebcrzeugung begründet, dass das Urtheil des Prosynodal- 
Examinatoriums nicht zu Recht bestehen könne, vielmehr die Präsentation 
dcs Pfaners Benz durch den Ordinarius zu best
itigell, sonach wic ge
chehen 
zu crkennen seL Gegebell im bischöf1ichen Ordinariat zu Rottcnburg den 
6. August 1867. (L. S.) gez. t Joseph, Bischof. 
XII. 
In dcr Sitzung yom 3. September 1868, in wclcher untcr dem Vorsitze 
Sr. Eubischöflichen Gnadcn, des hochwiirdigsten Herrn Erzbischofs in Cöln 
Dr. Paulus l\lclchers anwesend waren der Hochwürdigc Herr Dr. 1\Iünchen, 
Domprobst und erzbischößicher OfffziaI, der Promotor Domcapitular Dr. K.irch) 
die Assessoren Stein und Dr. Hauser und der Actuar Doævicar Reiffer- 
scheidt, erkanntc das hicsige, von dcm Hochwürdigsten Herr Erzbischofe 
von Cüln, als dem unter dem 29. September 1859 von Sr. Hciligkeit dem 
Papste delegirtcn Richtcr III. InstanL für die Erzdiöce!'c Freiburg hicuu 
durch Verfiigung vom 17. November 1867 beauftragte eubischl)f1iche Offìzialat 
in der Nullitäts- uncI Oberappellationsklagc des IlochwÜrdigsten Herrn E1"/;- 
bischo(
 yon Freiburg resp. dcs von ihm hieLu ermächtigtcn Ordinariates 
der ErLdiöcese Frciburg d. d. 31. Octobcr 1867 gegell das zweitinstan:dichc 
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Urtheil des zeitlichen Herrn Bischofs von Rottenburg als von Sr. Heiligkeit 
dem Papste delegirten Richter II. Instanz vom 6. August 1867 betreffend 
die \Vürdigkeit des von Sr. Königlichen Hoheit dem Grossherzog von Baden 
unter dem 17. October 1866 zu der St. Stephanspfarrei in Constanz pråsen- 
tirten Joseph Benz, Pfarrer zu Höchenschwand in der Erzdiöcese Freiburg, 
und erkennt, unter Verwerfung der N ullitätsklage, und unter. Reformirung 
des genannten Urtheils II. Instanz, dass das Urtheil des Ordinarius, welches 
den auf die St. Stephanspfarrei zu Constanz präsentirten Pfarrer Joseph Benz 
in Höchenschwand als nicht idoneus für jene Pfarrei erklärte, rechtIich 
begründet und darum aufrecht zu erhalten ist, indem, wenn auch die in den 
Ausführungen des Prosynodal-Examinatioriums speciell namhaft gemachten 
Gründe als hinreichend nicht erkannt werden können, doch actenmässig 
festgestellt ist, dass Pfarrer Benz in seinem geselligen Verkehr und Umgang 
einen l\Iangel an kirchlicher und priesterlicher Gesinnung bekundet hat, 
welcher das Urtheil seiner Untauglichkeit für die genannte Pfarrei St. Stephan 
zu Constanz begründet. V. R'. \V. (L. S.) Pro copia gez. Ringsmann, 
erzb. Secretår. 


XIII. 
Decretum. Na,chdem in Sachen der Nullitåts- und Oberappellations- 
klage des hochwürdigsten Herrn Erzbischofs von Freiburg resp. des von ihm 
hierzu ermächtigten Ordinariates der Erzdiöcese Freiburg vom 3 I. October 
1867 gegen das zweitinstanzliche Urtheil des zeitlichen Herrn Bischofs von 
Rottenburg als von Sr. Heiligkeit dem Papste delegirten Richters II. Instanz 
vom 6. August 1867, betreffend die \Yürdigkeit des von Sr. Königl. Hoheit 
dem Grossherzog von Baden unter dem 17. October 1866 zu der St. Stephans- 
pfarrei in Constanz pråsentirten Joseph Benz, Pfarrers zu Höchenschwand in 
der Erzdiöcese Freiburg, Unser Offizialat unter Unserem Vorsitz kraft der 
von Sr. Heiligkeit dem Papste unter dem 29. September 1859 Uns ertheilten 
Delegation am 3. September c. das Urtheil in dritter Instanz gesprochen 
hat und dieses Urtheil dem Pfarrer Benz durch sein hochwürdigstes Ordi- 
nariat un term 9. October c. publicirt worden ist, hat der gedachte Pfarrer 
bei der Publication des Urtheils die Nichtigkeitsbeschwerde gegen dasselbe 
aus dem Grunde angezeigt, weil dieses Urtheil jeglicher Begründung ent- 
behre, und sodann in zwei an Uns gerichteten EiDgaben am 14. und 
16. October c. eine nochmalige Untersuchung seiner Thätigkeit in Höchen- 
schwand und seines priesterlichen \Vandels durch eine unparteiische Com- 
mission und bis dahin die Suspension der Rechtsgiltigkeit des erlassenen 
Urtheils beantragt. Nach Anhörung unseres Ordinariates über die von 
Pfarrer Benz erhobene Beschwerde und die von ihm eingereichten Anträge 
haben \Vir beschlossen und beschliessen, dass, da die zur Sache erforderliche 
Untersuchung bereits abgehalten und auf Grund derselben das gedachte 
Urtheil vom 3. September c. gesprochen worden, der von dem Pfarrer Benz 
gegen dieses Urtheil geltend gemachte Grund also nicht besteht, ein anderer 
Grund der N ullität desselben aber von dem genannten Pfarrer weder ange- 
geben noch nachgewiesen ist, die Beschwerde und die Anträge des Pfarrers 
Benz abzuweisen seien, wie sie denn durch Gegenwärtiges abgewiesen wer- 
den und das Urtheil vom 3. September c. zur Ausführung gebracht werde. 
Cöln, den 9. November 1868. Der Erzbischof von Cöln. 


XIV. 
ltIinisterium des Innern. Karlsruhe, den 31. Mai 1867. R. Nr. 6909. 
Die Besetzung der Pfarrei St. Steþhan zu Constanz betreffend. 
Erzbischöflichem Ordinariat beehren wir uns auf den Erlass vom 
2. I. :M. No. 4305 ergebenst zu erwidern: Der Durchlauchtigste Patron ist 
nach niemals bestrittenen N ormen verpflichtet, nur soIche Geistliche dem 
Ordinarius zu präsentiren, welche zur Bewerbung urn Pfründen rechtlich 
befåhigt sind. Diese Befåhigung wird aber nach dem Landeskirchenrecht 
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erlangt durch den Pastoralconcurs, wie dies in 1. I D. Lit. 6 ges ProtocoUs 
vom 10. November 1859, Artikel VI des Uebereinkommens vom 13. }'Eirz 
[861, sowie in 
. 5 der Verordnung "\Vohldesselben vom 30. November 1861 
gan/; unzweideutig festgesetLt 1St. Unter den rechtlich befåhigten Bewerbern 
den nach Character und "\Vissen für die einzelne pfründe geeignetsten aus- 
/;uwãhlen, ist bei Pfarreien landesherrlichen Patronats Sache des Durchlauch- 
tigsten Patrons, bei Pfründen freier Collatur Sache des Herrn Erzbischof,>. 
'Yie der letztere nach S. 10 der cit. V. O. 'vom 30. November den Rath 
der s. g. Synodal- oder Prosynodal- Examinatoren einholt, so hat sich die 
Grossh. Regierung seiner Zeit geneigt erkHirt, in der Regel ein Gutachten 
der Kirchenbehörde tiber die Competenten zu erheben. Dass der Patron 
an das Gutachten rechtlich. nicht gebunden ist, hat Wohldasselbe wiederholt 
/;ugegeben. Der Ordinarius von dem die kirchliche Einsetzung ausgeht, hat 
unbestrittenermaassen zu prüfen, ob der Präsentirte die allgemeinen cano- 
nischen Eigenschaften besitzt. Will der Herr Erzbischof zu diesem Zwecke 
irgend ein Gutachten erheben, so steht ihm dies natür1ich frei. Aber weder 
der Ordinarius, noch viel weniger irgend eine kirchliche Behörde können 
einen präsentirten Geistlichen bei dem V orhandensein der allgemeinen cano- 
nischen Eigenchaften desshalb beanstanden, weil sie der Ansicht sind, ein 
andcrer Bewerber sei geeigneter für die bestimmte Pfründc. Die Berufung 
auf Conc. Trid. sess. XXIV cap. XVIII de reform. erscheint auch abge- 
sehen von dem durchschlagenden Grunde, dass diese Bestimmung. nicht 
Bestandtheil unseres Landeskirchenrechts, wirkungslos, weil in dem Gross- 
her.wgthum ja gerade der allgemeine Pfarrconcurs an die Stelle des Special- 
examens durch die Synodal-Examinatoren des Tridentinum getreten ist. 
Dass die oberste katholischè Kirchenbehörde diese Anschauung theilt, geht 
aus den "\Veisungen an den Herrn Erzbischof vom 28. Juni 1859 zu 
Art. IV No. 3 der Convention, sowie aus der Note der Grossh. Bevoll- 
mãchtigten vom gleichen Tage über die Pfründen klar hervor. Der Herr 
Erzbischof hat nun Gem Pfarrcr Benz in Höchenschwand die kirchliche 
Einset/;ung verweigert, weil das s. g. Prosynodal-Examinatorium dcnselben 
"als nicht tauglich für diese Stadtpfarrei" erklärt hatte. Dass Pfarrer Benz 
die allgemeinen canonischen Eigenschaften zur Erlangung eincr Pfründe 
habe, geht schon aus dieser Fassung hervor. Der Ordinarius hat dies aber 
auch selbst ausdrücklich anerkannt durch die unterm 12. Juni 1862 ertheilte 
kirchliche Einsetzung des Geistlichen in die Pfründe Höchenschwand, zu 
welcher Zeit dem Herrn Erz bischof die als ange bliche Hinderungsgründe 
fiir die Einsetzung in Constan/; aufgeführten 
Iomente nach den eigenen 
Entscheidungsgründen des kirchlichen "Urtheils" längst bekannt waren. 
"\Vir sind durch diesen Vorgang jeder Ausführung überhoben, wie wenig 
die gegen Pfarrer Ben/; vorgebrachtcn Beschuldigungen, die sich im Ganzen 
als beweislose Vermuthungen characterisiren, ge
ignet erscheincn, diesen 
Geist1ichen als nicht im V ollbesitæ der canonischen Eigenschaften /;ur 
Erlangung eincr Pfründe befindlich darzustellen. Dcr Ordinarius hat hier- 
über mit uns, wie die erwähnte Entschliessung vom 12. Juni 1862 zeigt, 
die gleiche Ansicht. Da Pfarrer Ben/; aber gegen die dortige Entschliessung 
vom 2. 1. 
L den Recurs an die kirchliche Oberbchörde ergriffen hat, so 
eriibrigt uns zunãchst nur, gegen die Stellung, welche dem s. g. Prosynodal- 
Examinatorium bei der Frage der kirchlichen Einset/;ung eines Geistlichen 
in eine Patronatspfründe gegeben werden will, von Staatswegen Venvahrung 
einzulegen und die Verweigerung der Institution des Pfarrers Benz auf die 
5t. Stephanspfarrei Constanz durch den Ordinarius als eine rechtswidrige 
zu erklären. gez. Jolly. 


XV. 
Erzbischöjlic1zes Ordinariat. Freiburg, den 21. Juni 1867. Erlass Gross- 
herzoglichen 
Iinisteriums des Innern vom 31. v. 1Its. No. 6909. No. 5 8 4 1 . 
Die Besetzzmg der Pfarrei St. SteP/tall Zit Constallz betreffend. 
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Be sc b 1 u s s. Grossherloglicbem ::\Iil1isterium des Tnnern beehren wir 
uns auf ohigen Hochverehrlichen Erlass erg-ehen.;;t zu erwidern: Unbestreit- 
bar ist der Durchlauchtigtigste Patron yerpf1ichtet, nur solche GeistIìche clem 
Ordinarius zu prãsentiren, welche zur Bewerbung um Pfriinden recht1ich 
befåhigt sind. Unbestritten erlangt der Geistliche ùiese Bef:ihigullg zur 
Bewerbung um Pfründen durch den mit Erfolg bestandcnen Pastoralconcurs, 
wenn auch nicht durch dies en allein, ùa wie Hochdasselbe selhst ancrkennt, 
der Pr
isentirte die allgemeinen canonischen Eigenschaften besitæn mu
s. 
Keinem Zweifel unterliegt es, dass bei Pfarreien, welche ùem Patronate 
unterstehen, es Sache des Patrons ist, unter den rechtlich befähigten Be- 
werbern den nach Character uncI '\"'Ïsscn für die einzelne Pfriinde geeignd- 
sten ausluwãhlen, wie es andererseits die PBicht und ùas ausschliessliche 
Recht des Ordinarius ist, bei Pfriinclen [reier Collatur Ullter den Bcwcrhern 
stets nur dem "\Viirdigstel1 und Tiichtigstcl1 die PfrÜnùe .lU conferiren. \Yir 
erkennen hier wieùerholt an, dass Se. Könlgliche Hoheit der Durchlauch- 
tigste Grossherzog U1l1 das Prãsentationsrecht aus.luüben, an das vor der 
Prãsentation eingeholte Gutachten des erzbischöt1ichen Ordinariats rechtlich 
nicht gebunden ist und es könl1el1 weùer der Ordinarius noch dic Exami- 
natoren einen prãsentirten Geistlichel1 bei dem V orhandensein tIer allgc- 
meinen canonischen Eigenschaften ùesshalb beanstanJen. weil sic der A H- 
sicht sind, ein anderer Bewerber sei fiir die bestimmte IJfründc geeigneter. 
'Vie nun aber nach der ldaren Vorschrift des Concil. Trid. sess. XXIV 
cap. 18 de ref. und gem
i.ss Epistola Encyclica de concursu et Examine 
habendo P. Benedict. :XIV vom 14. December 1742 "Cum illud etc." der 
Ordinarius die Rechtsptlicht hat, VOl" Collation der vacantell ] 'farrei das 
Urtheil der beeidigten Synodal-Examinatoren dariiber einzuholen, ob die 
aufgetretenen Bewerber fÜr dic .lU conferirende See1sorgerpfl iillde "digni ct 
idonei" sind und Keinem der Bewerber die bestimmte Pfriinde confe1Ìren 
darf, wenn und so lange er fiir dieses Beneficium als nicht tauglich und 
wiirdig von den Examinatoren reprobirt ist, widrigenfalls die Collation null 
und nichtig wäre; so ist cler Ordinarius auch recht lich verpflichtct, vor Er- 
theilung der canonischen Institution sich durch das Urthcil der E:1I..aminatoren 
zu versichern, ob der GeistIiche fiir die Pfarrei, auf welche er prãsentirt 
worden ist, dig nus et idoneus ist. "Quod si juris patronatus laicorum fuerit, 
debeat qui a patrono praesentatus erit, ab eisdem deputatis, 11t supra exami- 
nari, et non, nisi idoneus repertus fuerit, admitti." 'Vird llemnach der 
Präsentirte durch das Urtheil der Examinatoren fiir die bestimmte l'farrei 
als nicht tauglich erkHirt, so muss der Ordinarius die erbetcne Institution 
insolange dem Pr
iscntirtcn versagen, als tlieses Urtheil nicht durch den 
hÖherell kirchlichcn Richtcr eine Ab
indcrung erbngt hat. "Alias provi- 
:,iones omnes seu institutiones praeter supradictal11 formam factae sUlTeptiliae 
esse censeanlur." In den erwãhnten Vorschriftell ùer K.irche i-;t llun aber 
auch unzweideutig ausgesprochen, nach was die Examinatoren ihr C rthcil 
über die Tauglichkeit und "\VÜrdigkeit 
u bilden haben: "Peracto dcinde 
examine renuntientur, quotcunque ab his idonei judicati [uerint aetate, 
moribus, doctrina, prudentia et aliis rebus ad vacantem ecclesiam gubernalldam 
opportunis." Hiernach haben die Examinatoren ganz der N atur dcr Sache 
gemäss, da das '\T ohl dcr bl'stimmten l'farrgemeinde in erster Linie cnt- 
scheidet, vor AHem ihr Urtheil zu niHen in Berücksichtigung der hcson- 
deren Beschaffcllheit und "\Vichtigkeit der vacanten Pfarrei, und sodann 
nicht bloss in Be.lug auf die Kenntnisse und wissenschaftliche Befli.higung 
des Competenten sondern ebenso auch und noch mehr auf dessen sittlichc 
Eigenschaften. 'An diese von der Kirche und .lwar als allgemeine 
Norm festgesetl:ten Bestimmungen i
t der Onlinariu
 ill seinem Gewisscn 
und von der K.irche gebunden. In dieser kirchlichcn Angc1egenhcit ist 
lediglich das bestchende Kirchen- nicht aber ein s. g. Badisches Landes- 
kirchenrecht l11aassgebend. Von ohigen kirchlichen Bestimmungen hat auch 
die oberste katholi
che K.irchenbehördc, dcr apostolische Stuhl, ùell dics- 
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seiligen Ordinarius nicht nur nicht entbunden, 
ondern demselben vielmehr 
die ausdrückliche "\Yeisung ertheilt, sich bei Vergehung yon Pfarreien an 
die oben erwãhnlen beiden Y orschriften der Kirche zu halten und hat ver- 
ordnet: "Examinatores Synodales vel pru - Synod ales in approbandis vel 
reprobandis rationem habere debeant non solum doctrinae, sed etiam aetatis, 
morum, prudentiae aliarumque rerum quae ut Patres Tridentini loquuntur 
ad vacantem ecclesiam gubernandam opportunae sunt." Völlig unrichtig i
t 
die Unterstellung, als ob der in der Erzdiöcese Freiburg zugelassene s. g. 
allgemeine Pfarrconcurs an die Stelle des Specialexamens durch die Pro- 
synodal-Examinatoren des Tridentinums getreten sei. Das Gegentheil hievon 
sprechen die dem Ordinarius zugekommenen vVeisungen aus unù ausdrück- 
Hch erklären diese, dass dieser allgemeine Pfarrconcurs nur die Befãhigung 
quoad scientiam und ohne Rücksicht auf eine bestimmte Pfarrei fest.lu- 
stellen habe: "benigne concessit Sanctissimus Dominus, ut in ejus Dioecesi 
habeatur bis in anno concursu
 pro approbandis quoad scientiam sacer- 
dotibus, qui parochorum munere fungi velint." Dies besagt auch der"\V ort- 
laut der yon dortseits angerufenen Note des Cardinal Yon Reisach, und die 
weiters yon clortseits angerufene Note der Grosshef.loglichen Bevollmåch- 
tigten documentirt nur die Zusage der Grossherzoglichen Regierung; class 
See K.önigliche Hoheit nur solche Geistliche präsentiren werde, welche 
diesen S. g. allgemeinen Pfarrconcurs mit Erfolg bestanden haben. 'Venn 
ùem Pfarrer Benz seiner Zeit die canonische Institution auf die Pfarrei 
Höchensc1l\vand ertheilt worden ist, so hat das ledig1ich seinen Grund darin, 
weil die Prosynodal-Examinatoren den Pfarrer Benz für diese Pfründe nicht 
als untauglich reprobirt Iiaben; der Ordinarius also rechtlich nicht gchindert 
war, ihm die canunische Institution auf die besagte Pfründe zu ertheilen. 
\Vir müssen hier wiederholt darauf aufmerksam machen, dass nach den hier 
allein maassg
benden canonischen Bestimmungen der Ordinarius verpflichtet 
ist, gem
iss dem, den Pfarrer Benz für die St. Stephanspfanei reprobirenden, 
Urtheil diesem die canonische Institution auf die fragliche Pfründe insolange 
zu versagen, als das ihn für diese bestimmte Pfründe reprobirende U rtheil 
durch den höheren kirchlichen Richter nicht abgeändert ist. Dieser, nicht 
aber eine Staatsbehörde hat zu entscheiden, ob das fragliche Urtheil auf 
beweislosen Vermuthungen beruhe. Schliesslich müssen wir uns noch die 
Bemerkung erlauben: Da, wie erwãhnt, in dieser kirchlichen Angelegenheit 
ledig1ich die K.irchenbehörden competent und die Kirchengesetze maassgebencl 
sind, woraus we iter folgt, dass auch die Organisation und die Stellung 
der Prosynodal- Examinatoren , sowie deren U rtheile nur der vorgesetzten 
K.irchen- nicht aber einer Staatsbehörde unterstehen, und da ferner das frag- 
liche jus praesentandi nicht dem Staate bezw. der Grossherzoglichen R.e- 
gierung. sondern Sr. Königl. Hoheit zusteht, so müssen wir die dortseits 
gegen dieStellung resp. "\Yirksamkeit desProsynodal-Examinatorium und dcssen 
U rtheile erhobene Verwahrung yon Staatswegen als rechtlich unclenkbar 
erklãren. Aus. denselben Gründen können wir Hochdasselbe auch nicht für 
.lustãndig und berechtigt halten, die von dem Ordinarius geschehene Ver- 
sagung der Institution des Pfaners Benz auf die St. Stephanspfarrei als eine 
rechtswidrige zu bezeichnen. 1. E. e. G. V. gez. Orbin. 


XVI. 
Erzbischöjliches o rdin a ria t. Freiburg, den 22. December 1864. Erlass 
Grossh. 
Iinisteriums des Innern yom 20. December d. J. No. 16206. No. 11751. 
Die JViederbesd3ung der katllOlisclten Pfarrei OberwÙlden betref/end. 
Be s chi u s s. Grossh. l\Iinisterium des 1nnern beehren wir uns zu 
erwidcrn: Sogar nach 
. 9 des Geset.les Yom 9. October 1860 ist eine Ein- 
sprache der Grossh. Regierung gegen einen Compctenten einer Pfründe nur 
daIm begründet, \Venn sie sich auf Thatsachen in biirgerlicher oder politi- 
scher Beziehullg stiit.lt. "\\T enn also ein Geistlicher seine kirchliche Amts- 
pflicht erfül1t, oder wenn gegen ihn nicht rein bürgerliche oder politische 
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Bedcnken vorliegen, so ist auch nac11 diesem Gesetze die Regierung nicht 
herechtigt, gegen einen solchen eine Eillsprache zu crhebcn, Ein bIo,; der 
jeweiIigen Rcgierung insbesondere in religiöser Be.áehung unangenehmes 
Verhalten, oder die Bethätigung einer reIigiös-sittlichen Ueberæugung, welche 
mit derjenigen der Regierung nicht übereinstimmt, kann diese nicht berech- 
tigen, entgegen der so feierIich garantirten Gewissens, Glaubensüberzeugungs- 
und kirchlichen Freiheit einem Kirchendiener die Anstellung im Kirchen- 
dienste zu verschliessen. Dieses trifft um so mehr jetzt zu, wo die Staats- 
regierung die yon ihr angestrebten Befugnisse gerade auf die Freiheit der 
K..irche yom Staate stützt. 1m vorliegenden Fall ist aber ein wirklicher 
Grund, wesshalb der fragliche Competent sich in bürgerlicher oder politischer 
Beziehung missfäl1ig gemacht l}aben solI, gar nicht allgegeben und insolange 
nicht wenigstens dieses der Fall ist, können wir eine Einsprache gegen 
dies en Competenten nicht als existent, resp. als begründet erachten. \Vas 
den Priester l\Iax Stark betrifft, so wurde nach bisheriger Praxis jeweils 
bei <ler Uebertragung einer Pfründe einem ausländischen Geistlichen das 
Indigenat verliehen. \Vir bitten desshalQ Hochdasselbe, hochgeneigtest 
mittheilen zu wollen, ob dem Priester Stark das Illdigenat ertheilt würde, 
falls ihm eine Pfründe im Grossherzogthum verliehen würde. A. A. gez. 
Orbin. 


XVII. 


1I1inisterium des Innern. Karlsruhe, den 14. Januar 1865. No. 850. 
Die lViederbesetzung der katlwlischen Pfarrei Obt!rwinden betreflend. 
Erzhischöflichem Ordinariat haben wir zu eröffnen die Ehre: Der
. 9 
des Gesetzes yom 9. October 18qo, Reg.-Blatt Nr. LI., knüpft die Au')- 
übung der Befugniss der Grossh. Regierung, einen Geistlichen in biirgel- 
licher oder politischer BeÚehung als mis
fäIlig zu erklåren, und damit yon 
der Erlangung einer in Frage stehenden Pfründe auszu
chliessen, lediglich 
an das Erforderniss der Angabe des Grundes dieses l\Iissfallens. Diescm 
Erfodernisse haben wir in dem vorliegenden FaIle genügt, indem wir auf 
das yon uns im Allgemeinen charakterisrte Verhalten des fraglichen Geist- 
lichen als den Grund unseres l\Tissfallens hingewiesen haben. Die Anfüh- 
rung specieller Thatsachen, obgleich ,vir um deren Angabe nicht verlegen 
wären, macht das Gesetz der Grossh. Regierung ebenso wenig zur Obliegen- 
heit, als dasselbe sie verbindet, sich mit \Vohldemselben über den geäusscr- 
ten Grund auf weitere Unterhandlungen und am wenigsten zu dem Zwecke 
einzulassen f \Vohldesselben Beistimmung .lU er.áelen. Glaubt die Kirchen- 
behörde sich durch unsere l\Iisst:1.11igkeitserkEirung verletzt, so verbleibt der- 
selben nur der allgemeine gesetzliche \Veg der Beschwerdeführung bei den 
hiefür bestehenden Staatsorganen. Insolange aber auf diese \Veise keine 
Abänderung erwirkt wurde, bleibt unsere Entschliessung yom 20. December 
v. J., :No. 16206, unabhängig yon der Beistimmung oder Nichtbei::,timmung 
irgend eines D.ritten mit der Rechtsfolge in Kraft, dass dem als missfäIIig 
bezeichneten Geistlichen die fragliche Pfriinde nicht übertragen werden darf. 
Dem Priester :Max Stark sehen wir uns nicht vcranlasst, das badische Staab- 
bürgerrecht zu ertheilen. (gez.) Lamey. 


XVIII. 


Erzbischöjliclles Ordinaria!. Freiburg, den I 9. l\Iär.l 1865. No. 204- 0 . 
Bericht des Pfarrverwesers Casimir Pfeffer in Oberwinden yom 3. v. 1\I. 
Die Wiederbesetzung der katlwlischen IJarrei OberwÙzdcn betreffend. 
Be s chI u s s. Grossh. Staatsministerium legen wir im Anschlusse eine 
Abschrift des Erlasses Grossh. :\Iinisteriums des Innern yom 14. Januar d. }., 
No. 850, gehorsamst vor. \Vir haben gegen diese J\Iinisterial-Entl)c!1liessung 
unter dem 26. Januar d. J. die Beschwcrde an Höchstdasselbe angezeigt. 
Da wir über den unserer Beschwerde zu Grunde liegenden Thatbestand noch 
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Erhebungen machen mussten und es sich hier urn die Bedrohung verfassungs- 
mässigcr Rechte der Kirche und der betreffenden Geistlichen, überhaupt 
urn das Rechtsverhä1tniss zwischen dem Staat und der selbständig erklärten 
Kirche bezüglich der Pfründebesetzung handelt, so kommt unsere Beschwerde 
rechtzeitig ein. Unsere Beschwerde richtet sich gegen den gesammten In- 
halt des erwähnten 1\1inisterial- Erlasses: I) sie stützt sich darauf, dass 
dadurch in rechtlich unzulässiger Weise eine Verwaltungsbehörde in die 
Ehren-, Vermögens- und dienstlichen Rechte von badischen Staatsbürgern 
und Priestern eingegriffen, 2) die genannte hohe Staatsbehörde sich als In- 
haberin dèr Kirchengewalt gerirt, insbesondere in rechtlich und gesetzlich 
unstatthafter Weise in das kirchliche Aemterbesetzungsrecht eingegriffen hat. 
ad I) Durch den Ministerial-Erlass vom 20. December v. J. wurde aus- 
gesprochen, dass Priester Casimir Pfeffer als politisch missfållig bezeichnet 
und zur Erlangung der Pfarrei Oberwinden als nicht zulãssig erklärt werde 
wegen seines angeblich regierungsfeindlichen Verhaltens. Gemãss
. 7, 9, 
13, 18 un serer Verfassung und nach den in allen Rechtsstaaten bestehenden 
Rechten kann über den letzten Staatsbürger kein Urtheil gefållt und ihm 
kein rechtliches Uebel an seiner Ehre, seiner öffentlichen Stellung und 
seinem Eigenthum zugefügt werden, ausser nach vorausgegangenem recht- 
lichen Gehör und Verfahren, sowie nach darauf erfolgtem Urtheile der com- 
petenten Behörde. 1m vorliegenden FaIle will aber die genannte hohe 
Verwaltungsbehörde dieses rechtliche Verfahren umgehen. Sie will über 
die ihr wohl vorliegende geheime Denunciation den Angeschuldigten nicht 
gehört wissen, demselben also jedes 
Iittel der Vertheidigung entziehen. 
Sie will endlich ein Urtheil fållen, das lediglich ihr Belieben, keineswegs 
aber einen thatsãchlichen oder einen Rechtsgrund ausspricht, worauf sich 
jenes Verdict gründen solI. Aus dem im Anschlusse gehorsamst vorgelegten 
, Berichte des Beschuldigten vom ,. v. 1\1. geht hervor, dass derselbe sich 
keines politischen Vergehens schuldig weiss. Ein politisches Vergehen 
wäre es nach unserer Verfassung und nach dem bestehenden Rechte in 
keinem FaIle, wenn ein Kirchendiener in kirchlichen Rechtsverhãltnissen 
den Anordnungen seiner Kirchenbehörde pflichtschuldigst Folge geleistet, 
oder seine religiöse Ueberzeugung bethätigt hãtte. Es bedarf wohl keiner 
weitern Ausführung, dass die berührte Ministerial-Entschliessung beabsichtigt, 
dem erwãhnten Priester die Erlangung einer definitiven kirchlichen Anstel- 
lung unmöglich zu machen, und dass diesem dadurch das grösste Uebel 
an seiner Ehre, an seinem Vermögen und insbesondere an seiner dienst- 
lichen Stell ung zugefügt würde. Solches zu thun ist aber, wie erwähnt, 
in keinem Rechtsstaate weder der Staats- noch der Kirchengewalt gegen 
einen ihrer Untergebenen ohne Urtheil und Recht gestattet. Nach dem 
bestehenden Kirchenrecht hat jeder Priester das Recht, sich um eine Pfründe 
zu bewerben und selbst die Kirchenbehörde kann ihm dieses Recht sogar 
im einzelnen Fane nur nach vorausgegangenem rechtlichem Verfahren und 
rechtlichem Urtheile entziehen. Daraus folgt, dass die Staatsbehörde ohne 
diese rechtliche V oraussetzung nicht berechtigt erscheint, einen Geist1ichen 
von der Bewerbung resp. Erlangung einer Pfründe auszuschliessen. ad. 2. 
'Venn aber eine so weit gehende Befugniss der Staatsregierung schon aus 
den al1gemeinen Rechten der EinzelnpTl nicht zusteht, so kommt ihr die- 
selbe Angesichts der Selbstãndigkeit der Kirchengewalt noch weniger zu. 
'Vürde das Ministerium ermächtigt sein, nach seinem freien Ermessen und 
ohne der Kirchenbehörde hiefür auch nur einen Grund anzugeben, zu be- 
stimmen, dass diese gewissen Competenten urn eine Pfründe solche nicht 
übertragen dürfe, so wäre es die Staatsregierung und nicht die Kirchen- 
gewalt, welche die Kirchenãmter verleiht. Es ist aber unbestreitbar, dass 
der Bischof und nicht das lVIinisterium es ist, welcher seine Diöcese zu 
verwalten verpflichtet ist. Die Auswahl seiner hiezu nöthigen Gehülfen 
muss desshalb auch dem Bischof überlassen werden, wenn nicht die Selb
t- 
ständigkeit der R.irche qnd die freie Religionsübun&, der Katholiken Seitens 
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des paritätischen Staates verletzt werden sollen. CTem
iss dem "\V e
en des 
paritätischen Rechtsstaates wird desshalb die ncsetlun

 der K.11 chcnãmter 
in keinem Rechts
taate lediglich von der Entschcidung der Staahregierung 
ahhängig gemacht. Solches würde aber zutreffen, wenn das 
Iinisteriurn, 
ohne auch nur mit der Kirchenbehörde ins Einvernehmen zu treten, odcr 
ihr einen rechtlich constatirten Grund zur Beschwerde gegen einen Com- 
petenten mibmtheilen, diesen von der Bewerbung einer Pfründe. wie ge- 
schehen, ausschliessen wiinle. In der erw
ihnten Entschliessung des Grossh. 
l\Jinisteriums d. J. ist aber der AusschIuss des fragIid1en Competenten nicht 
h10ss ohne Angabe eines einer rechtlichen ReurtheiIung unterstellbaren 
Grundes erfoIgt, sondern es wurde geradezu erklärt, dass iiber diese kirch- 
liehe Angclegenhcit der Staat die Kirchenbehörde nicht einrnal zu hi>ren 
11abe. 'Vir sind verpflichtet, dem "\Vürdigsten und Tauglichsten der Be- 
werber urn eine Pfriinde solche zu conferiren. Durch ein so1ches rechtlich 
unbegründetes Veto einer Staatsbehi;rde wiirde uns aber nicht bloss zuge- 
muthct, die erwähnte uns obliegende Rechtspflicht zu verletæn, sondern es 
würde die Selbstãndigkeit der Kirchengewalt dadurch auf das Tiefste ver- 
Jet.lt werden. Es i st anerkannter Grulldsatz, dass streitige Rechte zweicr 
öfTentlicher Gewalten durch ein "Einvernehmen zwischen densclben geregeH 
werden. CTcmãss dem uns zustehenden freien Besetzungsrecht der Kirchen- 

imter, ja sogar gemãss 
. 7 und 8 des (Tesetzes vom 9. October I8óo er- 
scheinen wir also durch jene :i\Iinisterial-Entschliessung als verlet.lt, weil 
dadurch iiber die Besetzung der fragIichen K.irchen
imter lediglich die recht- 
lich unbegriindete Verfügung jener Staatsbehi>nle maassgehelld sein soIl. 
Bekanntlich haben wir gegen den 
. q des heriihrten Gesetzes seiner Zeit, 
als den Rechten und der Selbstãndigkeit der Kirchengewalt zu nahe tretend, 
Verwahrung eingelegt. "\Vürcle die hohe Staatsreg-ierun
 diese Bestimmung 
aher auch fÜr i1ue Entscheidung als maassgebend erklären. so wäre sogar 
hiernach unsere Beschwerde begriindet. Der Geset7entw1,lrf des erwãhntcn 

. 9 wollte es der Entscheidung der Staatsregierung überlassen wissen, eincH 
Competenten urn einen K.irchenamt ohne Angabe eines Grundes in bür
er- 
licher oder politischer Bezichung flir missf:illig zu erkEiren. Bei den sCin- 
dischen Verhandlungen 11icriiber wurde aber die Nothwendigkeit der Be- 
gründung eines solchen foIgenschweren Urthcils hervorgehoben. Es wunle 
hiebei allseitig anerkannt, dass der Regierung bei Besetzung- der Pfriindcn 
ein Einsprachsrecht zustehen miisse. weil die Kirche mit clem Staatc noch 
verbunden, und den {ì-eistlichen tlteilwei"e hiirgerlic11e Geschãfte, wie die 
Standesbücher und "ein vorwiegender Einfluss auf das gesammte V olks- 
schulwesen übertragen sei". Der lctztcre CTrund ist bekanntlich durc11 das 
V olksschulgesetz entfallen uncI man durfte envarten. dass die Regierung 
nur aus den gewichtigsten (
ründen von diesem geset.dicJlen Recht Gehrauch 
machen werde. Es wurde ferncr anerkannt, dass kein l\fini
tcrium zu dem 
Verlangen berechtigt sei, dass die c;.cistlichen eine (j-esinnung hethätigen, 
welche sich der jeweils wec11sc1nden Richtung eines l\Iinistcriums conformire. 
Endlich wurde anerkannt, dass die Staatsregierung verpflichtet sei, "der 
K.irchengewalt eincn n
iher bcstimmten Grund" flir iIue Einsprache an/u- 
geben. In dem Commission'ibericht der er
ten I(:ammcr ist als l\Iotiv hicfÜr 
angegeben: "die N othwendigkeit der Angabe cines CTrundes gew
ihrt eine 
hedeutende moralische Sicherung gegen ctwaige einseitige Idiosyncra<;ieen 
oder fanatische Richtung, welche ja auch bei einem Staatsmanne vorkommen 
ki>nnen". Desshalb erhieIt der Regienmgsentwurf in clem GeseL
e selbst 
den Zusatz, dass die Regierung ihre l\Iiss[;illigkeitserkEirung in biirgcrlicher 
ocler poJiti<.;cltcr BeÚelmng auf einen der J(:irchenbehörde an/ugebenden 
Grund zu stützen habe. Tliernach und da dieses privi1egium odio
um strikter 
Interpretation ist, endlich wegen der von clem Rechtsstaatc zu pflegenclcn 
R-echtssicherheit i<;t cine Einsprac11e der Regicrung gegen cinen Compdentcn 
urn eine Pfriinde nur dann rechtlich existent. wenn soIche substantiirt i...t. 
Diess ist a.her bei den vorlicgendcn Einspra.chcn nicht der Fall. Sic beruhcn 
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nicht auf einem der rechtlichen Bcurtheilul1g unterstellbaren J\Iomente und 
sprechell sich lediglich im Allgemeinen über die überall unstrafbare Tendenz 
der Competenten aus. 1m Interesse der Rechtssicherheit, der Freiheit, der 
Ueberzeugung, der Person, des Eigellthums unù des Gewissens, endlich der 
Selbständigkeit del' K.irche stellen wir an Grossh. Staatsministerium die 
gehorsamste Bitte: Die Entschliessung Grossh. J\Iinisteriums des Innern 
vom 20. December v. J., No. 16206, ref>p. vom 14. Januar d. J., No. 805, 
höchstgeneigt aufheben und jene hohe Staatsstelle beauftragen zu wollen, 
über die uns mit.lutheilenclen Gründe der Beschwerùe gegen einzelne Com- 
petenten um eine Pfründe, hier gegen den Pfarrverweser Casimir Pfeffer, 
mit uns in Einvernehmen treten zu wollen. (gez.) Buchegger. 
# 


XIX. 
Erzbisclzöflliclzes o rdÙzariat. Freiburg, den 20. Juli 1865. No. ól6ó. 
Erlass Grossh. :àlinisteriums des Innern vom 23. J uni d. J., No. 8882. 
Die J(/'iederbesetzung der Pfarrei Oberwinden betre.1fimd. 
Grossh. Staatsministerium beehren wir uns im Anschlusse Abschrift 
obigen Erlasses gehorsamst mitzutheilen: Wir beklagen es, wenn zwischen 
ùer staatlichen und kirchlichen Autorität so tief in das Leben eingreifende 
Conflicte bestehen. "\-Vir können und dürfen aber nicht dazu mitwirken, 
dass das bestehende Recht der Kirche und ihrer Diener beeinträchtigt werde. 
Damit weder das Letztere noch das Erstere eintrete, erlauben wir uns Höchst- 
ùemselben ergebenst vorzutragen: In den diesseitigen Erlassen vom 
29. December v. J., No. I1,751, unù 9. J\Iärz d. J., No. 2040, glauben wir 
bewiesen zu haben, dass die Staatsregierung nicht bercchtigt ist, es del' 
Kirchenbehörde zu untersagen, einem Geistlichen eine Pfründe zu verleihen, 
ohne einen Grund für dieses Veto uns anzugeben. 'Vir haben hervor- 
gehoben, dass wir verpflichtet sind, dem würdigsten und tauglichsten Com- 
pctenten um eine Pfründe soIche zu übertragen. \Vürden wir soIches nicht 
thUll, und dem Competenten keinen Grund für dessen Zurücksetzung angeben 
- und wir könnten diess nicht, weil uns ja kein rechtlich existenter Grund 
für jenes Veto bekannt gegeben werden will, so könnte del' Betroffene gegen 
unser U rtheil mit Recht an den höheren kirchlichen Richter Berufung ein- 
legen. 'Vir haben ferner dargethan, dass ein soIches Verfahren die Prin- 
cipien des Rechts verletzt. Die Grossh. Staatsregierung würde unter dies en 
Umständen und weil der Angeschulcligte sich nicht vertheidigen kann, ihren 
Ausspruch oft auf unrichtige J\Iittheilungen stützen. Sie ist überdiess nicht 
unfehlbar. Das beweist schon der citirte J\Iinisterial-Erlass vom 24. v. .M., 
worin dieselbe ihren thatsächlichen Irrthum anerkennt. Es fehIt aber bei 
jenem Verfahren an eincm Instanzenzug. Es würden überdiess durch ein 
soIches Ausnahmsverfahren nicht bloss die angeblichen Handlungen, sondern 
die Tendenz jedes Geistlichen sich der religiös-politischen Richtung des 
jeweiligen Ministeriums oder untergeordneter Beamten accomodiren müssen. 
Die Grossh. Regierung kann also ohne das audiatur et aItera pars, ohne 
U ntersuchung und rechtliches Verfahren keinen so folgenschweren Aus- 
spruch über die dienstliche Stellung, die Ehre und das Vermögen eines 
Staatsbürgers und Kirchendieners fällen. Ein soIches, den Grundsätzen 
jcdes nicht absolutistischen Staats widersprechendes, discretionäres Belieben 
ciner Verwaltungsbehörde ist weder im bestehenden Kirchen - noch im 
Staatsrechte begründet. Dadurch würde jedes J\Iinisterium iiber die Kirche, 
ihre Diener, über die rcIigiösen und bürgerlichen Rechte arbiträr verfügen. 
Die Constituirung einer soIchen ausserordentlichen Machtbefugniss an eine 
VerwaItungsbehörde wiùerspricht den anerkannten Rechtsgrundsätzen, der 
R.echtsgleichheit, der Oeffentlichkeit, dem Grundsatze des Instanzenzugs, 
ùass ein blosser Verdacht nicht strafbar sei, sondern nur eine wirldich 
bcwicsenc Rechtsverletzung, endlich, dass jeder so folgenschwere Ausspruch 
öfTcntlich zu begrüúden sei. Bei einem solchen Verfahren könnte von einer 
frcien H..cligionsübung der Katholikcn kcine R.ede mehr seine Es würdcn 
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dadurch die Gewissens- und Ueberzeugungsfreiheit, die Selbstãndigkeit der 
Kirche und ihrer Diener, die Freiheit ihrer Person und ihres Eigenthums, 
die durch völkerrechtliche Verträge, die Verfassung und Gesetze garantirten 
Rechte verletzt. 'Vir haben endlich in dem envähnten diesseitigen Erlasse 
nachgewiesen, dass eine solche Befugniss der Regicrung sogar nach dem 
(j-esetz vom 9. Octòber 1860 nicht zustehe. 'Vir haben dargethan, dass 
hierdurch das durch 
. 8 dieses Gesetzes der Kirche garantirte Recht, die 
K.irchenämter zu besetzen, illusorisch gemacht würde. Die gemäss 
. 9 dieses 
Gesetzes von der Grossh. Regierung zu erhebende Einsprache muss also 
naturgemäss nach dem bestehenden Rechte und kraft dieses Gesetzes be- 
gründet seine Das ist aber mit einem blossen Ausspruche derselben, ohne 
dass der Grund dafür angegeben wird, nicht der Fall. Die fragliche Befug- 
niss der Regierung über diese kirchlichen Verhältnisse wurde indessen von 
uns erst kraft des von Höchstdemselben am 2. November 1861 bestätigten 
Uebereinkommens zwischen Staat und Kirche vom 13. l\lärz 1861 anerkannt. 
Diese Vereinbarung kam also erst nach dem Gesetze vom 9. October 186ù 
zu Standee Sie entsprieht der Convention mit dem hI. Stuhle vom 28. Juni 
18 59. Diese solI nach der alIerhöchsten Proclamation vom 7- April 186ù 
in dem sogenannten Kirchengesetze ihren Ausdruck finden. Hiernach wird 
der S. 9 des Gesetzes gemäss der Vereinbarung von 1861 zu interpretiren 
ulld zu vollziehen seine Der hier einschlagende Artikel VI. der V erein- 
barung vorn 13. l\lärz resp. 2. November 186 I besagt: "Hinsichtlich des 
V erfahrens bei Besetzung unerledigter Pfründen solI es bei dem verbleiben, 
was illhaltlich des Proto coIls vom 10. November 1859 zwischen der Grossh. 
Regierung und der Erzbischöfl. Curie hierüber vereinbart wurde." Die be- 
zügliche Stelle (lit. E.) dieser Vereillbarung von 1859 lautet: "Der Erz- 
bischof wird bei Pfründen seiner freien Collatur der Grossh. Regierung die 
Liste der Bewerber zu dem Ende rnittheilen, damit die Grossh. Regierung 
in den Stand gesetzt sei, gegen Diejenigen, welche ihr aus erheblichen und 
auf Thatsachen gestützten Gründen in rein bürgerIicher oder politischer Hin- 
sieht missfållig sind, ihre Einwendungen geltend zu machen. Die Grossh. 
Regierung wird diese Einwendungen innerhalb drei "\Vochen dem Herrn 
Erzbischof kund geben." Unser Recht wie unsere Pflicht erheischt es hier- 
nach, entweder diese Vereinbarung zu vollziehen, oder, wenn die höchste 
Staatsregierung an solche sich nicht mehr halten will, die Pfründen nach 
den Bestimmungen des bezüglich dieses kirchlichen Rechtsverhältnisses 
maassgebenden allgemeinen Kirchenrechts zu besetzen. 'Vir stellen desshalb 
an Höchstdasselbe die ehrfurchtsvollste Bitte: Höchstgeneigt aussprechen 
zu wollen, ob bei Besetzung der katholischen Kirchenpfründell die Verein- 
barung vom 13. l\Iärz resp. 2. November 1861 und vorn 10. November 1859 
fortan auch für die bohe Staatsregierung rnaassgebend sei. (gez.) 'Veikum. 


xx. 
Allerhöchstlandesherrliche Verordnung, die allgemein wÚsenschajtlÙ:he 
Vorbildung der GeÚtlÙ:hen hetreifend. 
Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Herzog von 
Zähringen. Auf den unterthänigsten Vortrag Unseres 
nnisteriums des 
Innern haben 'Vir beschlossen und verordnen, wie folgt: 
. I. Der Nach- 
weis einer allgemein wissenschaftlichen V orbildung, von welchem nach 
. 9 
des Gesetzes vom 9. October 1860, die rechtliche Stellung der K.irchen und 
kirchlichen Vereine im Staate betreffend, die Zulassung zu einem Kirchen- 
amte abhängt, ist durch eine hierzu bestimmte Prüfung vor einer durch das 
.Ministerium des Innern zu ernennenden Commission zu erbringen. Die 
Commission wird unter dem V orsitz eines l\litgliedes des l\Iinisteriums des 
Innern aus Professoren der Universitäten, der polytechnischen Schule oder 
der 
littelschulen zusammengesetzt. S. 2. Die Prüfung findet jãhrlich zwei- 
mal, im Frühjahr und im Herbst, gemeinschaftlich für die evangeJisch- 
protestantischen und die katholischen Theologen statt. Sie ist nach Beendigung 
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der U niversitätsstudien längstens binnen 1 I /2 J ahren abzulegen. Das :Mini- 
sterium des Innern kann einen Candidaten ausnahmsweise auch später zu 
der Prüfung zulassen. \Ver zur Prüfung zugelassen werden will, hat mit 
der A.nmeldung, die im N[ärz beziehungsweise im August zu geschehen hat, 
vorzulegen: I. ein lateinisch geschriebenes curriculum vitae; 2. ein Zeugniss 
über die Abiturienten- beziehungsweise 1vlaturitäts-Prüfung; 3. ein Zeugniss 
über rnindestens dreijährige Universitätsstudien, dabei den !'Nachweis über 
den Besuch von wenigstens zwei philologischen V orlesungen, einer aus 
dem Gebiete der lateinischen, einer aus dem der griechischen Sprachforschung, 
einer V orlesung über Philosophie, einer V orlesung über Geschichte; 4. den 
Nachweis über das Inc1igenat. Ausländer werden nUT mit Genehmigung des 
,Ministeriums des Innern zur Prüfung zugelassen. 
. 4. In der Prüfung ist 
l1achzu weisen: I. eine solche Kenntni
s der lateinischen Sprache, dass der 
Candidat ihm vorgelegte, nicht allzu schwierige Stellen aus Prosaikern oder 
aus leichteren Dichtern übersetzen und sprachlich und sachlich er1äutern, 
und einen lateinischen Sty I nach deutschem Dictat ohne erhebliche Fehler 
fertigen kann; 2. Kenntniss del' griechi5chen Sprache, um Stellen aus leichteren 
Schriftstellern übersetzen und sprachlich und sachlich erläutern zu können; , 
3. eine übersichtliche Kenntniss der Geschichte der Philosophie nach ihren 
Hauptepochen; 4. Ueberblick über die allgemeine "\Veltgeschichte, genauere 
Kenl1tniss del' Geschichte der europäischen Staaten, insbesondere Deutsch- 
lands seit dem A.nfang des sechszehnten J ahrhunderts , so dass wenigstens 
die entscheidenden Thatsachen nach Jahreszahl und innerem Zusammenhang 
angegeben werden können; 5. übersichtliche Kenntniss der deutschen 
Literaturgeschichte seit Klopstock und der wichtigsten "\Verke der deutschen 
Classiker aus dieser Zeit; 6. Kellntniss der Staatsverfassung des Grossher
 
zogthums, insbesondere auch der rechtlichen Stellung der Kirchen und 
kirchlichen Vereine im Staate. Ueber die unter Ziffer i, 4 und 6 benannten 
Gegenstände findet eine schriftliche und mündliche, über die übrigen nur 
eine mündliche Prüfung statt. s. 5. Ueber das Ergebniss der Prüfung ent- 
scheidet die 
rüfungscommission collegialisch. Sie stellt Denjenigen, welche 
bestanden sind, eine Urkunde darüber aus, in welcher zugleich die Lei- 
stungen des Candidaten als vorzüglich, gut oder hinlänglich bezeichnet 
werden, und gibt Denjenigen, die nicht bestanden sind, N achricht hievon. 
Wer in eil1em der unter
. 4, Ziffer I, 4 und 6 bezeichneten Fächer nicht 
genügt, wird als nicht bestanden betrachtet, dagegen kann ein J\1Iangel in 
einem einzelnen der übrigen Fächer durch bessere Leistungen in einem 
anderen ausgeglichen werden. N ach beendigter Prüfung erstattet die Com- 
mission Bericht an das !\Iinisterium des Innern, in welchem die Candidaten 
unter Angabe der ihnen ertheilten Note nach der Reihenfolge ihrer Be
 
fähigung angeführt werden. Das JHinisterium rnacht !\iittheilung davon an 
die betreffende Kirchenbehörde. "\Ver in der Prüfung nicht bestanden ist, 
kann sich derselben noch einmal, frühestens nach Ablauf eines J alues, 
unterziehen. Zum Drittenmal wird Niemand zur Prüfung zugelassen. 

. 6. Vorstehende Verordnung tritt mit dem I. Januar 1868 unter folgenden 
Beschrãnkungen in "\Virksamkeit: I. denjenigen Theologen, welche bereits 
im Jahre 1862 oder früher die theologische Prüfung vor dem evangelischen 
Oberkirchenrath bestanden haben, beÚehungsweise nach abgelegtem Examen 
für das katholische Priesterseminar zu Priestern geweiht worden sind, ist 
die vorstehend angeordnete Staatsprüfung hiermit erlassen; 2. den später, 
aber vor Verkündigung dieser Verordnung Examinirten, beziehungsweise Ge- 
weihten wird das !\Iinisterium des Innern die Prüfung erlassen, sofern sie 
innerhalb drei ,Monaten darum nachsuchen und entsprechende Nachweise 
ihrer allgemein wissellschaftlichen V orbildung liefern; 3. die Theologie
 
Studirenden beider Confessionen, welche sich zur Zeit der Verkündigung 
diesel' Verordnung bereits im dritten ocler eillem spãteren Semester befinden, 
könllen zur Prüfung zugelassen werden ohne den Nachweis, dass sie aIle 
in 
. 3 bezeichneten V orlesullgen besucht habell. Gcgeben zu KarlsTuhc 
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in Unserem Staatsministerium, den 6. Septemher 1867. Friedrich. Jolly. 
Auf Sr. K.Öniglichen Hoheit höchsten Befehl: Schreiber. 


XXI. 
Regulativ für die katllOliscllen weiblichen Lelzr- und ErzieJl1lngs-Institute 
des G rossherzogtlzu11ls Baden. . 
Carl von Gottes Gnaden, Grossherzog zu Baden, Her.log zu Z
ihringen, 
Landgraf zu Nellenburg, Graf zu Hanau etc. etc. 'Vir erachten in jeder 
Hinsicht für nöthig, den Frauenklöstern, welche in Unsern Landen als 
weibliche Lehr- und Erziehungs-1nstitute noch bestehen, cine zweckmãssigere, 
dem Geiste und Bedürfnisse der Zeit mehr entsprechende Einrichtung zu 
geben, und haben daher auf den Vortrag Unsers .Ministeriums des Innern, 
welches sich mit den betreffenden bischöt1ichen Ordinariaten über diesen 
Gegenstand, in so weit er den "\Virkungskreis jener geist1if.:hen Stellen beriihrt, 
ins Benehmen gesetzt, - und nach Anhörung U nserer Staatsberathung ver- 
ordnet, und verordnen wie folgt: I. Keine Person dalf als Candidatin auf- 
genommen werden, die nicht wenigstens das 18. Jahr vollendet hat, uncI 
vorher wegen ihrer Neigung und Fãhigkeiten zum Lehramte von einem 
landesherrlichen Commissär geprüft worden ist. Dieser hat über die vorge- 
nommene Prüfung an die betreffende Staatsbehörde Bericht zu erstattell, 
welche dann über die Zulässigkeit oder Ullzulässigkeit der Aufnahme ent- 
scheidet. 2. Die Prüfungs- oder Probezeit, welche den Zweck hat, die 
Candidatin in Ansehul1g des Schul- uncI Erziehungs-Instituts gehörig vor/.u- 
be reiten, darf sich auf keine bestimmten Jahre erstrecken, sondern die Liinge 
ihrer Dauer hängt, wenn die 1>erson das 21. Jahr einmal zurückgelegt hat, 
bloss von der Fähigkeit, Verwendung, und von rcm Betragen der Candidatin, 
kurz von der Erklärung ihrer Tauglichkeit zum Lehramte ab. 3. Nach Voll- 
endung der V orbereitungszeit findet zugleich mit der Ein- oder Umkleidung 
die Ablegung der Gelübde statt, nachdem auf das Resultat einer Priifung, 
die in Hinsicht des Schulwesens von einem landesfürstlichen, und in Betrcff 
der abzulegenden Gelübde auch von einem bischöflichen Commissär vorge- 
nommen werden soIl, die landesherrliche uncI bischöfliche Genehmigung 
erfolgt ist. Zur Ablëgung der Gelübde aber wird das voIlbrachte 21. JaIn 
bestimmt. Sollte jedoch aus besondern Gründen eine Dispensati-on im Alter 
stattfinden, so sind die Candidatinen gehalten, zu Ablegung der G-elübde 
dicselbe Eillwilligung beizubringen, welche nach Vorschrift der Art. 148, 
149, 15 8 , 159 und 160 des Code Napoléon zur Ehe erforderlich sind. 
4. Die Gelübde sind auf die Dauer von 3 Jahren im Beiseyn des bischöH. 
Commissãrs abzulegen, und zWar, nach dieser Formel: 1m Namen unsers 
Hcrrn und Erlösers Jesu
 Christus! "Ich N. N. gelobe Gott dem AllnÙch- 
tigcn, nach der R.egel des Evangeliums, oder den V orschriften der Religion 
Jesu, unci nach clem mir vorgclesenen, uncl VOll mir wohlverstandencn Re- 
gulativ dieses Lehrinstituts gchorsam, arm und keusch zu leben, und mich 
aus alIen Kräften dcr Erzichung und dem Untcrrichte der weiblichen Jugend 
zu widmen, wo/.u ich Gott urn seinen Beistand bitte." 5. Nach Ablaut 
dreier Jahre hat die Erneuerung der Gclübde auf weitere 3 Jahre statl. 
6. Es steht aber auch jedem Instituts-.:\Iitg1iede frei, nach Verfiuss des drittcn 
Jalues auf vorher geschehene vicrteljährigc Aufkündigung wiedcr auszu- 
trcten, und zwar ohne Angabe von Ursachell und Bestimmungsgriinden zum 
Austritte. 'Verden aber dcrglcichcn allgegebcn, so sind sie bloss von dem 
landesherrlichen Commissarius in so weit .lU untersuchen, als sie auf 
Iängcl 
dcs Instituts, oder Fehler seiner !\Iitglieder Bezug haben, welche solchcll 
Fanes na.ch !\löglichkeit zu bescitigcn sind. 7. Nach abgcIegten Gelübdell 
ist die Gemeine, odcr das Lehrinstitut verbunden, nicht nur bei cintrctcll- 
dem Alter, sondcrn auch bei früher sich ergebender schuldloser Unfåhigkeit 
zum Lehramte für die Lchrerin /.u sorgen, und sie allständig, wic jcdes 
dienstlcistcnde l\Iitglicd, zu verpflcgen; und kmn also keine Lchrfrau gegen 
ihren '\TiJlen fortge<;chickt werden, es sei dcnn, ihr unvcrhesserlic1}cs 
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Betragen schade wesentlich clem Berufe der J\Iitlehrerinnen, oder dcm 
Institute. In jedclll FaIle geschicht die Entlassung von der Staatsbehörde; 
das Onlinariat wird aber wegen Auflösung der religiösen Gclübde vorläufig 
in Kcnntniss gesetL.t. 8. Die Ablegung lebenslänglicher Gelübde findet 
nicht statt, sondern wenn eine Instituts-Frau das 45. Lebensjahr zurückgelegt 
hat, so bleibt ihr Gelübde ohne Erneuerung in so lange verbindlich, his 
sie ihren ernstlichen \Yillen zum Austritte aus dem Institut erkHirt. 9. Keine 
Frauens-Person kann auf ihr Vermögen zum Vortheil des Instituts unwidcr- 
ruflich verzichten. 10. Die Einbringung eines Vermögens als :Mitgift ist 
kein wesentliches Erforderniss zur Aufnahme. Im Falle abel' eine JHitgift, 
welche jedoch nicht 1500 fl. übersteigen darf, eingebracht wird, muss sie der 
austretenden Instituts-Frau zurückgegeben werden. Das Institut hat nul'das 
Recht, während ihres Aufenthalts die Zinse davon zu geniessen. Auch ßllt die 
)'Iìtgift clem Institute heim, die Instituts-Frau mag mit oder ohne Testament 
im Institute sterbell. 1 I. Jede Lehrerin ist und bleibt erb- und testaments- 
ßhig, wie jede Bürgerin des Staates. Das ihr ausser del' eingebrachten 
l\Iitgift gehörige und sonst noch zufallende Vermögen wird administril't; sie 
kann aber übel' die Hälfte der Zinse frei verfügen. Die andere Hälfte 
diesel' Zinse erhä1t das Institut, so hnge sie darin bleibt. In ihrem Testa- 
mente kann sie iiber ihr sämmtliches Vermögen vollkommen frei disponiren, 
nicht aber über die .Mitgift. 12. Der Communität wird vor der Hand die 
Administration des bisherigell Kloster- Vermögens überlassen, jedoch mit 
der Beschränkung, dass sie keine Realitäten veräussern, oder acquiriren, keine 
I-\:.apitalien abtragen, oder anlegen lassen, und überhaupt gegen die ihr 
ertheilt werdenden V orschriften der Verwaltung nichts unternehmen dart: 
ohne vorherige, der landesherrlichen Behörde gemachte Anzeige, und 
el'haltene besondere Ermächtigung. Auch hat die V orsteherin jährliche 
Rechnung .lU stellen. 13. Die aufgenommenen Candidatinen haben sich als 
Präparandinen zum Lehramte anzusehen. Sie bleiben daher so lange in 
ihrer weltlichen Kleidung, bis sie als fåhige Lehrerinen anerkannt und 
crklärt sind. Die Unterweisungen derselben .wähl'end dieser Probe.leit habcll 
sich einzig auf die Lehr- und Arbeitsgegenstände, auf die Kunst der Bildung 
und Erziehung der weiblichen Jugend, auf feste Begründung des reincn 
Christenthums, und :khter l\Ioralität, auf Anleitung zu allen Tugenden, 
welche die 
ierde des weiblichen Geschlechtes ausmachen, und auf Beohach- 
tung der für alle J\Iitglieder des lnstituts vorgeschriebenen Hans- und An- 
dachts-Onlnung, womit eine Anleitung zur wahren christlichen Frömmigkeit 
zu verbinden ist, zu beschränken. Die Unterweisung im Fache des Untcr- 
richtes und der Erziehung weiblicher Jugend müssen die Candidatinen von 
den lnstitutslehrerinen erhalten. Hillgegen hat den Religions-Unterricht 
dcr Ortspfarrer, oder ein anderer da.lu geeigneter Priester, z. B. der onlcnt- 
liche Schulkatechet den Präperandinen zu ertheilen. Alle übrigen, bishcr 
gehräuchlich gewesencn K10sterübungen im .Noviziate haben künftig .lU 
unterhleiben, und deswegen hört auch das Amt der sogenannten Noviæn- 
meistcrin auf. Die Candid.ltinen stehen unmittelbar unter der Leitung der 
Vorsteherin, welche mit Beihü1fe der ührigen Lehrfrauen sich bestreben solI, 
class dieselben ohne schiefe und verwirrende Asætik zur rein en Religions- 
und erfonlerlichen "\Yissenschafts - I-\:.enntniss nach Anleitung der bcstcn 
Bücher gebracht, in alIen weiblichen Kunstarbeiten geübt, dem Unterrichts- 
Geschäfte als Zuhörerinen beigezogen, und zur Prü[ung, die sie in liegen- 
wart des landesherrlichell Commissärs zu bestehen haben, sobald möglich, 
tauglich gemacht werdcn. "\Vährend der Probezeit sol] den Candidatincn 
glcicher Tisch und [reundlicher Umgang mit den Lehrfrauen, auch jene 
Erholung, die den Lehrerinllen nach so mühevoller Arb,cit zur Erhaltung 
der Gesundheit, und des \Veit wirksamern Frohsillnes so nothwendig ist, 
gestattet werden. 14. Zum Aufstehen winl "\Vinters die 6. und Sommers 
die 5. l\lorgenstunde bestimI?t, damit sich die l\1itglieder des Instituts /.u 
ihren Tagespflichten gehörig vorbereitcn können. Das 
[orgcngcbct nebst 
l'ricdbcrg, Dcr St.l,lt u. rl. Kirchp. IH 
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kurzer Y orbereitung zur heil. 
Iesse hat jede in ihrem Zimmer aus Dereserc; 
Gebetbuch .lU verrichten. ,Viiluend der )Iesse steht es jeder frei, sich 
dieses Gebetbuches, oder eines andern guten, .l. B. von J. :l\Iichael SaUer, 
Reuter, Nack etc. zu beùienen. 15. Xach der .Messe geht jede zu ihren 
Berufsarbeiten bis zum gemeinschaftlichen l\Iittagsmahl, wobei aber, weil 
die Tischzeit zur Erholung bestimmt ist, aIles \
 orlesen llnterhleihen so11, 
uud das Sprechen durchaus er1aubt wircl, was auch heim Nachtessen statt 
hat. Das {rehet vor und nach dem Tische ist aus clem biblischen Erbauungs- 
buche yon Dereser .lU nehmen. Nach dem _\Iittagsmahl folgt eine Erholungs- 
Stunde, worauf jede wieder ihrem Berufe nachgeht. IÓ. Nach Yollendung 
der Schul en und Arbeiten sind aIle Abende zu einer schick lichen Stunde 
die bdreffenden Lektionen aUs gedachtem Dereserschen Erhauungsbuche 
gemeinsam .lU lesen, und die damit in Yerbinùung stehenden Gebete, mit 
Hinweglassung der Psalmen, .lU verrichten. Das N achtgebet yerrichtet jede 
wieder in ihrem Zimmer aus Deresers Gebetbuch. 17. An Sonn- UlHl 
gebotenen Feiertagen ist dieser Andacht noch eine von dem Beicht,'ater im 
Refectorium /.u haltencle Privat-Exhortation, und die Lesung eines ] Iaupt- 
stückes aus der von Sailer überset.lten Nachfolge Christi beizufügen. IS. An 
Sonn- und Feiertagen hat man während de
 Amtes, und wenn V espel n 
gehalten werùen, auch bei dies en delltsche Gesänge zu gebrauchen. Aemter 
und Vespern sind aber nur an Sonn- und gebotenen Feiertagen gestattet, 
an ,Verktagen hingegen untersagt. 19. Das sogenannte klösterliche Silentium 
ist ganz aufgehoben. 20. So oft ein l\Iitgliecl des Instituts stirbt, oder ein 
Jahrtag für Yerstorbene gehalten wird, sind die Uehersetzungen des Dies 
irae Hnd des Libera in Deresers Gebetbuch, und die in dessen biblischem 
Erbauungsbuche vorkommenden Lektionen sammt Vor- und Nachgebet /.u 
gebrauchen. 21. In Hinsicht des Fastens hat sich die Gemeine ganz nach 
demjenigen zu richten, was den übrigen katholischen Christen im Bisthum 
jedesmal vorgeschrieben wird. 22. Den Lehrerinnen ist Cìelegellheit zu ver- 
schaffen, dass sie aIle vier ,V ochen beichten, und cOll1municiren, welche Zeit 
jeùoch nicht aIs Regel vorgeschrieben wird. Uebrigens wird an den vier 
] b.uptkirchenfesten und zur österlichen Zeit gemeinschaftliche Communion 
gehalten. 23. Urn jede Gefahr eines Gewissenszwangs zu verhüten, wirù 
jeder Instituts-Frau auf den Fall, dass sie den fiir das Institut eigends auf- 
gestellten Beichtvätern ihr Vertrauen nicht widmet, ge
tattet, ihr G-ewissen 
cinem andern da.lu authorisirten Priester, wenn er im Orte \\"ohnt, an.luver- 
trauen. Ausser ùem Ode befindliche Geistliche können "on ùen Instituts- 

\Iitglieùern nicht als Bcichtväter gewählt, und beigerufen werden, \Venn sic 
yon dem bischüflichen Ordiuariate nicht besonders da.l;u authorisirt sind. 
:2-}.. Die bisherigen Klosterexercitien haben aufzuhören, und dafür sind künftig 
bIos dreitiigige R_ecollectioncn nach Anleitung dcr (
eistcsiibungen yon 
Sailer unter Direction des Beichtvaters an den drei letzten Tagen der Char- 
woche zu ha1ten. 25. Die sorgf.1.ltigc Verpflegung der krankcn l\Iitglieder 
winl Allen, vorÚiglich aber der V orsteherin .lur heiligen Pflicht gemacht. 
Den Krankell solI jederzeit eine .l\[itschwester zu Diensten stehen, in so 
ferne keine dadurch an der Erfüllung ilues Lehrherufs gehindert wird. 
:26. Die in dem betreffendeu Institut als Fraueukloster seither cingefiihrt 
gewesene KJeidllng wird heibchalten. 27. Kein ..\Iitglicù darf ausgellen, 
ohnc \Torwissen der Oberin, und nur in Begleitung einer l\Iitschwester. 
Ebenso soIl auch Keine ohne \\Tissen ùer Oberin Besuche annehmen, ausser 
vun nahen Anvenvandten, unci in dem da.lu bestimmtcn Ansprachs-Zimmer. 
Desglcichen ist Keiner ohne V orwissen und Bewilligung ùer Vorstehcrin 
ein Buch anzuschaffen oder .lU lesen erlaubt. 28. Findet die Oherin an 
einer Untergebenen wirkliche Yehler .lU riigen, so hat 
ic allererst untel 
,ier Augen, <lann \\"enn l{eine Bes
erung erfolgt, mit HciÛehung zweier 
_\IitschwestcIIl ùie schwesterliche Ennahnung mit Sanftmuth und Ernst vor- 
/.unehmell, uud \Venn auch <liese ohne Frucht bleibt, die Al1/eige davon in 
j cdem Falle, der Fehler mag die Schulc oder die sittliche Ordnung bctrcflcn, 
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dem landes[ürstlichen Commissär zu machen, der sich alsdann n()thigen 
Falls mit dem Bischö1lichen ins Benehmen setzt. - An den landesherr- 
lichen Commissär haben sich auch die Untergebenen bei einem Besc11\verlle- 
Grund zu wenden. 29. Da Vieles und vielleicht das l\Ieiste .lur Y or- 
anbrillgung des Lehrinstituts yon der guten Auswahl der V orsteherin abhängt, 
die immer aufgeklärt, im Schulfache geübt sein, und im wirklichen Lehr- 
amte stehen soIl, und die sich durch ihre Einsicht, Verwelldung und Lebens- 
art schon ausgezeichnet hat, folglich zur Leitung der Communität und Schule 
am besten taugt; so wird nur eine V orsteherin mit solchen Eigenschaften 
die Bestätigung erhalten, und sie bleibt in der Regel ständig. "\Vird aber 
ihre Stelle durch den Tod, oder auf eine andere Art erledigt, so veranlasst 
der landesherrliche Commissarius eine neue \\.... ahl unter Anwohnung des 
bischöflichen Commissärs, und der Landesherr bestätiget nach Gutfìllden 
eines der in V orschlag gekommenen Subjecte, oder ernennet auch eine der 
Nichtgewähltell, wenn diese ZUlU Amte würdiger gefunden wi rd. Von der 
geschehenen Bestätigung oder Ernennung einer V orsteherin des Instituts ist 
dann das bischöfliche Ordinariat in K.cnntniss zu set.len. U ebrigens winl 
es der Oberin überlassen, die weiters nöthigen IIausämter mit Individuen 
aus dem Institute zu besetæn, doch so, <lass der Schulunterricht dabei nicht 
lcidet. 30. AIle übrigen besondern Gebräuche, Uebungen und Satzun'gen, 
die sonst in cinem Kloster herkömmlich waren, sind einverständlich 111 it 
dem bischöllichen Ordinariate aufgehoben. Jedoch wird den ä1tern Mit- 
gliedern, oder Allen, die zum Lehramte uicht mehr tauglich sind, I.ur 
Schonung, und zu ihrer Beruhigung gestattet, sich [erner der bisher gewöhllten 
Andachtsübungen, Gebetbücher u. dgl. zu bedienen, in soweit die neue, 
allgemeine Haus- untl Andachtsordnung nicht gestört wird; so wie es hill- 
gegen den Lehrerinen und Candidatinen ausdrücklich untersagt ist, von 
der neuen Ordnung abzuweichen, und etwa das lateinische l3revier fortl.u- 
beten, oder sonstige .lwecklose Andächteleien zu beobachten. Hieran gc- 
schieht Unser gnädigster "\Ville. K.arlsruhe, den 16. September 181 I. Auf 
Sr. Königlichen Hoheit besundern höchsten Auftrag. Der 
linistcr de<; 
Innern. Frhr. v. Andlaw. Der General-Secretär: Büchler. 


XXII. 


Erzbiscluifliclzes o rdinariat. Freiburg, den 15. October 1863. No. I [,1 12. 
Die I fáhl einer Priorin fitI' das Kloster Adellzausell betrejJeJld. 
Beschluss. G-rossherzogl. l\linisterium des Illnern beehren wir un,; 
im Anschlusse den Bericht des er.tbischöOichen Commissärs ftir das fragliche 
Institut yom 10. d. 1\1. - rem. salva - ergehenst mitzutheilen. Es dürfte 
J f ochdemselben llicht entgehen, welche .i\lisshelligkeiten die staatliche 
Octroirung einer V or:,teherin für den erwähnten Privatverein (es handelt 
<;ich ja hier llicht um die Functionen der 1\Iitglieder als Lehrerinen, sondern 
Ull1 dcren häusliche innere VerlÙltllisse) hervorrufcn wünle. Anderseits gcht 
aus der V ere ins freiheit, wie aus dem aus der aller hi}chsten Proclamation 
YoIll 7. April 1860 garantirten l'rincip der Sclbstverwaltung hervor, dass cs 
jcdem Verein, also auch diesem zusteht, seinen V orsteher zu wählen. U ehcl- 
dies würde es auf die K.atholikcn einen schmer.dichen Eilldruck machcn, 
wenn der paritätische Staat Angesichts der wiederholt garantirten Glaubens- 
freiheit und Se1bstständigkeit der Kirche und rcligiÔsen Vereine ohne 
[it- 
wirkung der K.irchenbehürde die Vorsteherin einer religiÖsen Genossen- 
schaft bestimmen wiirde. Da ohnehin, wie :lUS dem beiliegenden Bericllt 
hervorgeht, es im Interesse der ZwecknÚi..-,sigkeit liegt, der Gewähltcn, der 
chrwürdigen Frau Thcrcsia JEifclin vor der gcnanntcn Frau Bertha "Tirth 
d
n V or.lug zu gebcn, so wicderholen wir an lIochdassclbe die in unscrem 
Erlass
 yom 3. Juli d. J., 
o. 7580, enthaltene ergebenste Bittc, VOl' dcI' 
Entscbliessung über die Bcstätigung der fraglichen 'Vahl mit uns ins He- 
nehmen treten /.u wollen. Sollte Hochdassclbe hierüber schon Yortrag an 
18* 
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das Grossherzogl. Staatsministerinm erstattet haben, so bitten wir, Höch"it- 
demselben auch hien.on 
Iittheilung machcn Ln wollen. gel.. Buchegger. 


XXIII. 


ErzbisclllJjliclies Ordinariat. Freiburg, den 24. Decbr. 1863. No. 13819/::!O. 
Er1as
 Grosshcr,wgl. Oberschuhaths yom 17. d. 1\L, No. 15191. Dit. J(tlhl 
eiuer vórstcherill des 'itJeiblichcu Lehr- '11lld Erzielul1lgs-1llstituts Adel/ulllsen Zit 
Jfì-t'iblf rg bdrejfeud. 
Beschluss. GrosshClzogl. 
linistcrium des Innern beehrcll wir nns 
ergebenst mit/.nthciJen, dass wir den kirchlichen Bestimmungen gem
iss es 
nicht vermögen, die ehrwürdigc Frau Bertha "'irth aIs Priorin der religiöscn 
Gcnossenschaft AdeJhausen dahier kirchJich anl.uerkenncn und ein.msetzen. 
I r. Erzbischlitlichem COll1missär des I('lostcrs AdcJhausen, lIerrn Dalll- 
capitular Dr. Orbin dallier, geben wir hievon zur gefälligen ErÖffnung an 
die ehrwÜrdigen Frauen dieses KJosters K.enntniss. Sclbstverständhch steht 
es der ehrwÜrdigen Frau Bertha \\Tirth hiernach nicht zu und verbietcn 
wir es ihr unter dem von ihr beschworenen Gehorsam, sich als kirchliche 
Oberin - als Priorin - LU geriren. Als kirchliche Oberin winl bis oluf 
\\reiteres der bcstehenden Uehung gemäss die ehrwünlige Seniorin zn be- 
trachten sein. gel.. Buchegger. 


XXIV. 


Jlinisterium des lllneril. K.arlsruhe, den 31. December 1863. NO.14()5-J.. 
Die II ãhl einer rórstelterin des wt?lbliclieJl Leltr- mid Erzicllllllgs- Illstdlfts 
Adelltallsell in Fre.iburg betreffend. 
Erl.bischötlichem Ordinariat beehren wir uns auf den Erlass vom 
24. d. 
Its., No. 13819/20, zu erwidern: Das Regulativ vom 16. September 
181 I, welches 
einer Zeit mit Zustimmung der kirchlichen Behörde erlassen 
Ü,t nnd welches die einzige rechtliche Grundlage für die Existenz der katho- 
lischen weihlichen Lehr- und Erziehungs-Institute biJdet, legt in 
. 29 in 
ausdriicklichen und absolut Jdaren \Vorten das Recht, die Oberin zu be- 
sbtigen, beziehungsweise zu ernennen, ausschliesslich dem Landesherrn bei, 
ohne der Kirchenbehörde irgend ein 1\Iitwirkungsrecht zuzugestehen. lTleich- 
wohl werden wir, \Venn \Vohldasselbe in einem einzelnen FaIle gegen eine 
vorgeschlagene oder selbst schon bestätigte bezw. ernannte Oberin glaubt 
Bedenken erheben zu können, stets bereit sein, dieselben zu prüfen und \Venn 

ie begriindet erscheinen, nach Thunlichkeit zu berücksichtigen. Dagegen 
k{)nnen wir nicht l.ugeben, dass das ausschliessJiche BesÜtigungs- bezw. 
Ernennungsre
ht des Landesherrn in Frage gestel1t oder in seiner A u.s- 
iiLung irgelldwie gehemmt werde. Insofern desshaJb mit clem in ohigem 
Erlasse uns mitgetheilten Entschlusse \Yohlde
selben, die Frau Bertha \\Tirth, 
welche durch höchste Entschliessung aus Grossheuogl. Staatsministcriu1l1 
yom I I. d. J\Its., Xo. 1073'74 zur Vor
teherin des Lehr- ulld Erziehungs- 
lnstituts AdcJhausen ernannt ist, in diesel Eigenschaft kirchlich nicht 
all/.uerkennen und einlusetl.en, die Absicht verbundcn sein soUte, die Frau 
Bertha \\-irth nicht zur vollen und unbeschr
inkten A usübung des ihr über- 
tragenen Amtes gelangen I.U lassell, müssen wir \\TohldasselLe nachdriicklich
t 
auffordern, yon einem so1chen V orhaben abl.ustehen. \\''ir sind \'crpllichtet 
und cntschJossell, die Ernannte in ihrem Amte mit a11en :\litteJn l.U schütæn, 
wir werden gegell die \\Tiderstrebt.;nden unnachsichtig in gccigneter \Veise 
einschreiten und wenn durch Untergrabung der Rechtsgrundlage der katho. 
Jischen weiblichen Lehr- und Erziehungs-Institute deren Existenl. geGhrdct 
winl, Jlat \\rohJdasseJhe die Verantwortung dafiir .lU tragcn. \Vir scl1Cn 
ciner alsbaJdigcll befriedigenden Rückäus
erung entgegen. - II. Der landcs- 
herrJiche Commiss
ir hci den weihJichen Lehr- und ErL.iehungs-Institutell in 
Freiburg, Ilerr <ì-eheimer Regicrungsrath Föhrcnhach wird \'clanJasst, iIher 
die \rorkolllmnisse hei dcr Einweisung der Frau Bertha "-irth in das ihr 



Beilage xxv. 


277 


übertragene Amt einer V orsteherin de') Instituts St. Adelhausen umgehend 
zu berichten. (gez.) A. Lamey. 


xxv. 


Die EÙzSefZlt1lg tier Frau Bertlza /Virtlz zur VOJAsteherin in del1l weiblichen 
Lehr- lllld ErziellllJlgs-Institllt Adellzausen betreffend. 
Hochwürdigem Erzbischöflichclll Ordinariat bcchre ich mich ergebenst 
mitzutheilen: :l\Ieine Erhcbungen über die jüngsten V orgänge in dem katho- 
lischen weibliehen Lehr- und Eráehungs-Institut Adelhausen, welche ieh 
dem mir ertheilten Auftrage gemäss zu machen hatte, ergeben das Resultat: 
I. Die l\Iehrzahl der Lehrfrauen in Adelhausen erlaubte sieh am 2<). v. 
l. 
eine offene Renitenz gegen die regulativmässigen Anordnungen der Gross- 
l1erzoglichen Regierung und die Verfügungen des Iandesherrlichen Com- 
missärs, Herrn Geh. R.egierungsrath Föhrenbach. Die meisten derselben 
<.;ind auf meine Vorstellungen einfach zu ihrer Pflicht zurückgekehrt. Einige 
glauben jedoch, einstweilen noch einige unzuIässige Vorbehalte machen zu 
diirfen. 2. Die frühere Renitenz und diese V orbehalte beruhen auf Anord- 
nungen der K.irchenbehörde, nämIich auf einem bis auf \Veiteres erlassenen 
Verbot Sr. ExceIlenz des Jlerrn Erzbischofs, der Einweisung der Frau 
Bertha \Virth in das Amt der V orsteherin beizuwohnen und auf dem 
Ordinariats-Erlass yom 24. v. l\Its. No. 138 19{20. J enes Verbot ist zurück- 
genommen, jedoeh mit der Beschränkung, dass Frau Bertha 'Virth nicht ab 
kirchliche Oberin zu betrachten sei, als solche vielmehr bis auf \Veiteres 
Frau Theresia Häfelin zu gelten habe. 3. Herr Generalvicar Buehegger, 
welchen ich als Unterzeichner des das Regulativ verlet.ænden Ordinariats- 
erlasses aufforderte, denselben zurückzunehmen, lehnte dies ab, weil er 
an Ordinariat-Erlassen nichts ändern könne, und Herr Domcapitular Orbin, 
an welchen als Erzbisehöfl. Commissär im Lehrinstitut Adelhausen ich die 
Aufforderung richtete, nicht zur Aufrechterhaltung oder Herstellung der 
regulativwidrigen Amtswürde einer yon der V orstcherin verschiedenen sog. 
kirchlichen Oberin mitzuwirken, erkIärte dagegen, in sofern und in solange 
der lIerr Erzbischof eine solche bestelle, dieselbe auch in den ihr über- 
tragenen Functionen anerkennen zu müssen. Zu meinem aufrichtigen Be- 
dauern ist die im Interesse der Erhaltung des seit lange so segensreich 
wirkenden Lehr- und Erziehungs-Instituts Adelhausen nothwendige einfache 
und bedingungslose Rückkehr zu den Idaren Bestimmungen des Regulativs 
somit noch nicht erreicht und ich muss desshalb an 'V ohldasselbe das 
Ersuchen stell en, den Ordinariats-Erlass yom 24. v. l\1ts. und aIle etwa 
weiter bestehenden kirchenbchördlichen Anordnungen zurüek zu nehmen, 
durch welche die Lehrfrauen zu vöIligei- oder theilweiser Nichtbeachtung 
dcr landesherrliehcn Ernennung der Frau Bertha \Virth aufgefordert worden 
oder der Versuch gemacht wird, gegen das Regulativ eine yon dem Amte 
der V orsteherin verschiedene Amtswürde einer sog. kirchliehen Oberin zu 
sehaffen. N ach der mir ertheilten \Veisung habe ich mit dem Ersuchen an 
\V ohldasselbe die Erklärung zu verbinden, dass die Grossherzogliche Re- 
gierung einen Erzbiseh()1lichen Commissär, welcher sieh nicht strenge an das 
Regulativ hält, in den Lchrinstituten nicht zulassen kann und dass ieh, 
soferne ich nicht bis 
Iorgen :Mittag 12 DIu eine vollkommcn befriedigende 
Riiekäusserung ,V ohldesselben erhalten habe, naeh meiner Instruction sofort 
abreisen muss, um Grossherzogl. 
Iinistcrium Berieht zur Anordnung der 
weitern nothwendigcn l\Iaassregeln zu erstattcn. Ieh darf beifügen, dass die 
Grosshcrzogl. R.cgierung es aufrichtig beldagen würde, wenn durch Unter- 
grabung der Rechtsgrundlage des katholisehcn weiblichen Lehr- und Er- 
ziehungsinstituts Adelhausen dessen Existenz gefåhrdet würde oder einzelne 
irre geführte Lchrfraucll ausgeschlossen werden müsstcn. Schliesslieh beehre 
ich mieh, VV ohldcll1sclben ganl crgebenst anzuzeigell, dass ich erhaltenem 
Auftragc gemäss morgen den 14. d. .l\Its. 1 I 1/2 Ubf Frau Bertha \Vil'th in 
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das Amt der V or
teherin von Adelhausen einweisen \Verde. 
13. J an uar I 86<}.. Der (j rossher.logl. 1\linisteria1commissãr. 


Freiburg, den 
geL. Jolly. 


XXVI. 
Enbisclltijlichcs Ordinaria!. Freiburg, den 14. Januar 18fí4. No. :!OC). 
Erlass Gros
h. 
Iinisteriums des Innern yom 7. d. 
Its., No. 156.') 58. Die 
{Valli t'luer Vorsteherin des Ldlr- 111U1 Erzielwngs- Ins!itlt!s _ldellltlllSen betr. 
Be s chI us s. Grossh. l\Iinisterium des Innern beehren wir uns erg-chenst 
1;U erwidern: \Yir bedauern, class uns der dortseitige hochvcrehrliche ErJas
 
yom 7. d. 1\1. erst am Tage des EintrefTens des dortigen If elTn Commiss
irs 
dahier 7ugekommen i:.;t, da wir desshalb unsern Commissãr nicht mit geeig- 
lleter r n:-;truction yersehen konnten, w
ihrend wir den lebhaftesten \\T unsch 
hegen, class tlie fraglichc so Larte Angelegenheit ohne weiteres Aufsehen 
wÜrdig crlcdigt wiirde, wesslJalb wir bitten, die Frau Bertha erst nach 
Erledigung dieser Angelegenheit einwcisen lassen zu wollen. Es hat un!o, 
die in clem dortigen Erlasse vom 3 I. v. 
I. ausgesprochene Zusicherung mit 
grosser Beruhigung erfiiHt, dass IIochdassclbe die von diesseits gegen die 
crnannte Vor
teherin hegriindet werden den Bedenken nach Thunlichkeit 
beriickskhtigen wolle. "Tir legen sie, sowie unsere Ueberzeugung iiber die 
Rechbgrundlagen qer fraglichen Institute desshalb Hochdemselben in aller 
(Hlenheit dar. Der in dem dortigen Erlasse vom 3 I. v. 
r. ausgesprochenen 

\nsicht, class die Verordnung yom 16. September 18H die einzige rechl- 
liche (1 rundlage fiir die Existenz der Frauenklöster oder Lehrinstitule hilde, 
l"önnen wir nicht beipflichten. \Yie aus der in Beilage VII. S. 30 der 
ausserordentlichen Reichsdeputation zu Regensburg (Regensburg 18(3) enl- 
haltenen Declaration der Garanten des Reichsdeputations-llauptschlusses 
{.Frankreich und Russland} hervorgehl, ist als eine der Bedingungen cler 
Klöster-Sãcu1arisation festgesetzt: "que 1a sécularisation des Couvens de 
femmes recluses ne devra s'effectuer que du consentement de l'Evêque 
niocésain". Diese Bestimmung wurde in den 
. 42 des Reic11sdeputation
- 
J r auptschlusses wörtIich aufgenommen. \Vãhrend hiernach 1\lannsklöster 
durch den einseitigen \Yillen des Landesherrn sãcularisirt werden konnten, 
clurften nnd diirfen Franenklöster dessha1b, sowie gemãss 
. 65 des Reich
- 
deputations-Hauptschlusses und .Art. VIII. des Pressburger Friedens nur mit 
un
erer Zustimmung aufgelöst, oder gar sãcularisirt werden. Diese Bestim- 
mungen bestehen kraft des ihr Seitens unserer Regierung, des deubchen 
Bundestages, der Paciscenten und Garanten dieses völkerrechtIichen Tractats 
verheissenen SchutLCS jetzl noch zu Recht. So bestimmt das gleichzeitig 
publicirte IV. Bad. Constit.-Edict vom 14. Februar 1803, Art. XI.: "Die 
der 
Iãdchen-ErÚehung oder ihrem Unterricht sich widmenden Frauenklöster 
!->ind völlig bei ihrem bisherigen Stande, Einkommen und Verfassung bc- 
stãtiget." Da zur Aufhebung der in Frage stehenden, als Lehrinstitute 
dienellden Frauenklöster die Zustimmung des Diöcesanbischofs weder je 
verlangt, noch crtheilt wurde, so gründet sich ihre rcchtliche Existenz auf 
den Besitz vor 1803, und auf die eben erwãhnte völkerrechtIiche und landes- 
herrliche Bestimmung, sowie auf den 
. 2() unserer Verfassungs- Urkunde. 
Das beriihrte Regu1ativ von 18 I I handelt desshalb auch nicht von der 
rechtlichen Existenz, sondern von der Einrichtung dieser Institute. Daraus 
folgt, dass eine allenfallsige Aellderung desselben die Existenz dcrselben 
nicht berühren kann. Bekanntlich kam diese Verordnung so zu Stande, 
dass insbesondere das Konstanzer Generahicariat der Grossh. Staatsregierung 
Vorschlãge machte, diese aber die Verordung vom 16. September 181 I und 
Lwar unter nur theilweiser Berücksichtigung jener Vorschlãge erliess. Die 
in clem Erlasse des I<'onstan,lCr Generalvicariats vom 20. October 181U 
gewiinschten Aenderungen, z. B. "dass bei der"\V ahl der Oberin einem 
bischöf1ichen Commissãr der geeignete Einf1uss einger
iul11t werde", blieben 
unbeachtet, obg1eich, wie aus dem Erlasse der Regiernng des Oberrhein
 
yom 26. 
:Iai 1809 hervorgeht, damals die BesUitigung der Oberin gemein- 
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schaftlich yon der Regierung und dem Ordinariate ausging. So kam diese 
Verordnung allerdings, wie es im Eingange derselben heisst, ,
im Benehmen 
mit den bischöflichen Ordinariaten - soweit sie den damaligen 'Vïrkungs- 
kreis jener geistlichen Stellen berülute" - aber nicht mit "Zustimmung 
der kirchlichen Behörden" zu Standee 'Vie aus dem dortigen hochverehr- 
lichen Erlasse yom 16. December 1861, Nr. 12,59
, die Zustände in den 
Lehr- und Erziehungs-Instituten in Freiburg betr - hervorgeht, wird auch 
yon dortseits anerkannt, dass eine Aenderung diescs Rcgulativs, welches, 
aus der ärgsten Staatsbevormundung stammend, den jetzt bestehenden öffent- 
lichen Verhältnissen und unserer Gesetzgebung in mehreren Punkten wider- 
spricht, nicht unangemessen sei. \Venn wir uns aber auch ganz auf den 
Standpunkt dieser staatlichen Verordnung stellen, so erscheint auch hier- 
nach unsere Verfügung yom 2+ v. 1\1. gerechtfertigt. \Vïe schon aus dem 
Eingange und aus dem Contexte des Regulativs hervorgeht, sind die frag- 
lichen Institute einerseits Lehr - und Erziehungsanstalten, und in dieser 
Eigenschaft mögen sie öffent1Ïche Anstalten sein, welche indessen, wie aIle 
katholischen Schulen, wenn auch facti
ch, so doch nicht rechtlich unter 
clUsschliesslicher Staatsleitung stehen. Anderseits sind diese Anstalten als 
geistliche Communitäten bestehen gebliehen. Als solche sind sie, wie aIle 
Associationen dieser 
\rl, kirchliche Privatvereine. Hiefür spricht z. B. der 
Erlass des Seekreis-Directoriums yom 12. ßIärz I81I, Nr. 261)8: die yon dem 
ehemaligen Dominikanessen-Kloster in 1\:Ieersburg als Schulhaus benützten 
Gebäude betreffend, und der V ortrag derselben Stelle an Hochdasselbe vom 
31. December 1810, Nr. 6982, worin die "Herstellung eines Ordens yon 
weiblichen Lehrerinnen als räthlich und nützlich dargestellt wird". In dem 
gleichzeitig erlassenen, also die damalige Auffassung signalisirenden Regu- 
]ativ ist yon Frauenklöstern, yon geistlichen Communitäten die Rede, welche 
als Lehr- und Erziehungsinstitute verwendet werden soIl en. Diesen "Com- 
munitäten" wird, im Geiste des damals herrschenden Bevormundungsstaats, 
das Recht der Persönlichkeit, der Untheilbarkeit ihres Corporations-Ver- 
mögens, das Recht, nach ihren Statu ten zu leben, die Verwaltung ihrer 
Angelegenheiten, die \Vahl ihrer V orsteherin, der Besitz und die Verwaltung 
ihres Vermögens, es werden ihnen also die Rechte der Vereine oder Cor- 
porationen zuerkannt. 'Venn z. B. yom Staate angestellte Lehrer einen 
Verein mIter sich bilden würden, welcher ein gemeinsames, religiöses Leben 
bezweckte, so würden sie wohl als Lehrer, als Staatsdiener unter staatlicher 
Leitung stehen, ihr Verein aber würde, wie jeder andere Privatvereip, ledig- 
]ich der allgemeinen Staatsaufsicht und der kirchlichen Leitung als kirch- 
licher Verein unterstellt seine Die fraglichen Lehrinstitute bilden also sogar 
nach dem Regulativ pc. 
. 3 ff., 7, 12 ff. zugleich eincn kirchlichen Privat- 
verein. Der Z weck dieses Vereins ist hiernach, unter einer Oberin nach 
seinen Statuten, gemäss den evangelischen Räthen zu leben. Der Verein 
hat also für die sittlich-religiöse Heranbildung seiner .Mitglieder, welche 
kirchliche Gelübde ablegen und ein kirchliches, das Ordenskleid tragen, 
ftir das gemeinsame Leben derselben zu sorgen; er verwaltet die häuslichen 
Vereins-Angelegenheiten, er besorgt die vorgeschriebenen gemeinsamen An- 
dachten und religiösen Uebungen, die religiöse Ordnung und Disciplin über 
die l\Iitglieder. \Venn also uncI in soweit dieser Verein kirchliche Funk- 
tionen ausübt, steht er unter kirchlicher, d. h. unserer Leitung. Die "Lei- 
tung der Communität" ist nach dem Regulativ del' Vorsteherin anvertraut. 
Sie hat hiernach dafiir zu sorgen, dass die "Präparandinnen" auch zu ihrem 
kirch]ichen re]igiösen Berufe herangebildet werden, dass die religiös-sittliche 
Ordnung und Disciplin, sowie die vorgeschriebenen religiösen U ebungen 
im Vereine gehandhabt werden. Bezüglich dieser "Leitung der Communität" 
steht sie kraft des 
. 3 ff" 13 fT. des Regulativs, sowie gemäss 
. 3, 7, 12 
des Gesetzes yom 9. October 18()o unter uns, da der parit
itische Staat die 
kirchliche Selbständigkeit anerkannt hat unci sich nicht in kirchliche Ange- 
legenheiten mischt. Ab V orsteherin cines öIfentlichen Lehrinstituts ist sie 
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nach den /,ur Zeit be!'tehenden 
taatlichen Bestimmungen der Staatsbehönle 
untergeben. Das Bestätigungs- oder Ernennungsrecht der "Lehrinstituts- 
Vorsleherin" steht freilich nach 
. 21) des Rcgulativs dem Landesherrn /'u. 
Es winl aber IIochdemsclben nieht entgehen, dass dieses Privilegium, 
we1ches das aus der corporatÏven Selbständigkeit emanirende frde \Vahl- 
recht mindestens sehr beschr
inkt, strikt zu interpretire:n. sein dürfte. Es isl 
in diesem 
. die Iandesherrliche Ernennung auch dahin begrenzt, dass die 
Ernannte "zum Amte einer V orsteherin würdiger befunden \Verde". Die zu 
hestellende V orsteherin solI nach dieser Bestimmung "im Schulfache geübl 
!'cin. sich durch ilne Einsicht, Verwendung und Lebensart schon ausge- 
æichnet haben, zur Leitung der Communitãt und Schule am besten taugen". 
Das freie "T al11recht solI also nur dann beschr
inkt werden, wenn die 
Gew
ihlte diese Eigenschaften nicht hat, und aus diesen Gründen eine andere 
mil hessern Prädicaten ausserordentlicher \Veise ernannt werden muss. In 
(ler That ist nach einem mehr als fünfÚgjährigen Herkommen von jener 
lanrlesherrlichen Befugniss kein Gebrauch gemacht worden. Und wenn eine 
solchc aus wichtigen Gründen gemacht würde f so dürfte es gewiss nicht 
un billig. erscheinen, dass nach der jetzigen ffesetzg,ebung wenigstens in der 
Praxis unsere l\Iitwirkung nieht ausgeschlossen wiirde. Nach den uns 
gcwordenen l\Iittheilungen i
t die Gewählte eine religiöse, thätige, durchaus 
duldsame, gebildete. wohlwollende, im Schulfache als Lehrerin der obersten 
KJasse tüchtig bewãhrte, mit dem Vertrauen der l\'lehrzahl ihrer ßlitschwcstern 
heehrte Frau, welche sich in ihrer Verwendung zu mehreren Hausämtern 
und in ökonomischer Hinsicht ausgezeichnct bewãhrt hat. Die Ernannte 
dagegen ist auch nach dem Zeugnisse ihrer ::\Iitschwestern im Schulfache 
nicht besonders begabt. Sie bekleidete uie ein Amt in der CommunWit, 
weder in kirchlicher, noch häuslicher oder ökonomischer Hinsicht, und 
kümmerte sich seither nicht urn diese für eine Vorsteherin wichtigen Ange- 
legenheiten. Bei alIen sonstigen persönlichen guten Eigenschaften fehIt ihr 
die unter den obwaltenden Umständen so erforderliehe QuaIität des gewinnen- 
den Entgegenkommens. Die Gewählte dagegen besitzt diese Eigenschaft. 
Sie steht in der l\Iitte der leider in ihrem Hause bestehenden Parteien f 
besitzt die allgemeine Liebe und hat den Vorzug des natürIichen und des 
dienstlichen Alters, wcIchen insbesondere Frauen anerkennen. Ihre Best
i- 
tigung gibt also die Gewähr des Friedens und einer guten Haushaltung. 
Da wir der Ansicht sind, dass auch nach dem Regulativ die Bestätigung 
der 'Yahl nur aus Gründen, welche das \Y ohl des IIauses berühren, ver- 
sagt, uncI dass jedenfalls die 'Vürdigere und Tüchtigere zur Vorsteherin 
bestellt werden dürfte, so musstell wir pflichtgemäss die kirchliche Bestä- 
tigung der Ernannten versagen. 'Vir hahen solches auch im Interesse der 
corporativen kirchlichell, wie der '\Tahlfreiheit, der Gewissensfreihcit der 
ehrwürdigen Frauen und in der Ueberzeugung gethan, dass cine äussere 
Einmischung in die inneren Angelegenheiten eines Vereines nur aus ge- 
wiehtigen Gründen erfolgen dürfte, wie, dass die Vorsteherin eine
 religiösen 
Frauenvereins nur dann die unerl.wingbare Liebe und das daraus ahflie<;sende 
Vertrauen, sowie den unbedingt nöthigen freiwilligen innern Gehorsam bei 
ihren l\'litsch western finden, wenn clieses Amts ihr clurch das Vertrauen 
derselben übertragen wird. Hierauf, wie auf der durch die Kirche ihr über- 
tragenen geistIichen Gewalt, beruht die jeder V orsteherin einer religiösen 
Genossenschaft erforderliche Autorit
it und das Gedcihen der Allstalt. 'Vie 
der zur Zeit des Staatskirchenthums bestchenden Rcfugniss des Landesherrn, 
einen Pfarrer zu ernennen, dadurch llicht enlgegen gctrcten wurde, dass wir 
einem solchen Ernannten die kirchJiche Institution, die Uebertragung des 
kirchlichen Amts versagten: so wollen wir auch im yorlicgenden FaIle der 
landesherrlichen Ernennung nicht zu llahe treten. Gem
iss des cit. 
. 29 
solI uns, wie früher von der lan(lesherrlichcn Ernennung cines Pfarrers. so 
von der Ernennung der V orsleh
rin Kenntniss gegcben werden. Diese 
Bestimmung iiberHisst cs Ull<;erer Elltschliessung, ob wir der Ernanllten die 
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kirchlichen Functionen iibertragen wollen. In keinem FaIle kann hievon 
das Instilut beriihrt werden. 'Yir haben keine neue kirchliche Oberin 
ernannt, sondern nur einer ehrwürcligen Frau die Ausübung kirchlicher 
Functionen bis auf \Yeiteres iibertragen. \Vir erfiillen lediglich eine uns 
ohliegende ernste Ptlicht vor Gott und dem heil. StuhIe, wenn wir unsere 
:\fitwirkung, die kirchliche Bestätigung cler Ernannten in kirchlicher IIin- 
sicht und beáiglich cler kirchlichen Functionen aus obigen Griinden ver- 
sagen. Da wir also nur das aus un serer Pflicht entspringende. uns obliegel1de 
Recht ausgeübt haben, so können wir den daraus entstehenden Folgen 
ruhig entgegen sehen. \Vir hegen dabei die Hoffnung, dass Rochdasselbe 
- 
'\ngesichts der so feierlich proclamirten Selbständigkeit cler Kirche - 
der Ernannten die Leitung kirchlicher Functionen jedenfalls nicht wird 
ühertragen wollen. \Yir können Hochdemselben nicht verhehlen, dass die 
seitherigen V orgänge in den hiesigen erwähnten Instituten die Katholiken 
gekrãnkt und beunruhigt haben, und wir theilen die Ansicht, dass es höchst 
erwünschlich ist, wenn die Oberin yon Seiten der staatlichen und der kirch- 
lichen Autorität bestätigt wird. Ein solches Zusammenwirken haben wir 
auch in unserm Erlasse vom 3. J uli v. J., N r. 7580, als im Interesse des 
Friedens der Communität, des beiderseitigen Entgegenkommens und unsern 
jetzigen Verhãltnissen entsprechend ergebenst vorgeschlagen. Da wir über- 
diess vor der dortigen Entschliessung keine Bestimmung in dieser Sache 
getroffen haben, so glauben wir mit aller uns mögIichen Rücksicht ver- 
fahren zu sein. 1\Iöchten denn die von uns hier mit voller Loyalität vor- 
getragenen Gründe, sowie das Resultat der von dem dortseitigen Renn 
Commissär gemachten Erhebungen, welche wir uns mitzutheilen bitten, 
Rochdasselbe veranlassen, dahin baldgeneigtest wirken zu wöllen, dass eine 
Oberin bestellt werde, welche auch' wir bezüglich ihrer kirchlichen Ver-' 
richtungen anerkennen dürfen. (gez.) Buchegger. 


lIfz"nisteriu11l 
Die fVahl eine r 
betreffend. 
-Erzbischöflichem Ordinariat beehren wir uns auf den Erlass vom 14. d. 1\1., 
Nr. 21 9, zu erwidern: Die katho1ischen weiblichen Lehr- und ErÚehungs- 
Institute haben den Grund und die Regel ihres rechtlichen Bestehens in 
dem Regulativ Yom 16. September 181 I. Dieser Satz ist Angesichts des 
Regulativs so klar und unzweifelhaft, dass wir jede Discussion über den- 
selben ablehnen müssen. N ach 
. 2<) des Regulativs hat der Landesherr 
ausschIiessIich und ohne ::\Iitwirkullg irgend einer kirchlichen Behörde das 
Recht, die V orsteherin frei zu ernennen. Als aber am 29. v. 1\1. der Iandes- 
herr1iche Commiss
ir die durcll höchste Entschliessung aus Grossh. Staats- 
millisterium yom 1 I. December v. J., Nr. 1073'74, zur Vorsteherin ernannte 
Frau Bertha 'Virth in ihr Amt einführen wollte, stiess er auf offenen \Vider- 
stand, und dieser vViderstand war durch kirchenbehördliche Anordnungen 
(den Ordinariats-Erlass yom 24. v. 1\1., Nr. 13.RJ<)/::W, und BefehIe des Herrn 
Er.lbischofs, die theils mündlich zwei Lehrfrauen theils hrieflich dem Herrn 
Domcapitular Orbin als ErzbischöiTichem Commi
sär mitgetheilt waren) ver- 
anlasst. Herr Domcapitular Orbin hat sich an der Durchfiihrung dieser 
Anordnungen pcrsönIich bethciligt. Eine Reclltfertigung dieses Verfahrens 
können wir darin nicht find en, dass nach der Anc;;icht \V ohlde
selben Frau 
Theresia H
ifelin zum Amtc der Vorstehcrin gecigneter w
ire, als Frau Bertha 
\Virth, cIa fiir die Grossh. Regienmg aus dem ihr zustehendcn Recht der 
Entscheidung auch die Pflicht erwächst, dieselhe nach ihrcr eigcnen gewissen- 
haften Uebcrzeugung zu treffen. Ehcnso wenig kann 'Vohldessclben weitere 
Ausführung hier in Bctracht kommcn, dass die Grossh. Regierung nicht 
befugt sei, die "kirchliche Anerkcnnung oder Einsct.lung" der Iandcsherrlich 
ernanntcn V orstchcrin .l.U vcr1allgcn. 'Vir haben cin solches Ersuchcn an 
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"\Y ohiclasselhe nie gerichtet unù konnkn es um so weniger thun, ais wir 
nach l\laas
gabe des Regulativs sclbst eine unaufgefordert ertheilte "kirchliche 
Anerkenuung oder Einsetzung" ah rechtIich wirkungslos, wenn nicht ah 
eine unzuHi
sige Einmischung in die ausschliesslich dem Landesherrn zu- 
stchenden Rechte häUen ansehcn miÏssen. Dagegen miÏssen wir darauf 
he
tchen, dass Jie landesherrlich ernannte V orsteherin die einzige ist und 
aIle regu1ativm
issig mit ihrem Amle vcrbundenen Rechtc ohne Ausnahme 
und U nterscheidung hat, und dass nehen ihr keine andere Lehrfrau unter 
ir gend cincm Titel irgend eine andere Gewalt ausühen darf. Die Rückkehr 
der grossen :MehrL.ahl der Lehrfrauen in Adelhausen zur Erkenntniss uncl 
.lur Befolgung ihrer Pflicht hat uns der bedauerlichen Nothwendigkeil iiber- 
hoben, alsbald zur Auf]ösung dieses Instituts lU schreiten. Es ist aber 
un
ere Pf1icht, für unbedingte Beachtung des bestehenden Rechls zu sorgen 
und kein Zuwiderhandeln gegen dasselhe zu <luMen. 'Yir können demnach 
clem oben erwähnten Erlasse \Vohldessclben vom 24. v. :\I. und den anclern 
kirchenbehördlichen Anordnungen, durch welche die Lehrfrauen in Aclel- 
hausen aufgeforJert sind, die Frau Bertha \\Tirth, sei es in allen, sei es in 
ein.lelnen Beziehungen, nicht als V orsteherin anzuer]{ennen, oder clurch 
welche der Versuch gemacht wird, ein von dem Amte der \-orsteherin ver- 
schiedenes ...\mt einer sog. kirchlichen Oberin zu schaffen, eine rechtlich 
hindende Kraft nicht beilegen uncl clurch dieselben namentlich ein regulativ- 
widriges Verhalten einzclner Lehrfrauen oder des Er.lbischöAichen Herrn 
Cnmmissãrs nicht entschuldigt t1nden. 'Vir werden desshalb den ,'..-enigen 
Lehrfrauen, die noch nicht unhedingt lU ihrer PAicht lurtickgekeþrt sind, 
die geeigneten Eröffnungen machen lassen, und wenn sie im Ungehorsam 
verharren, sie aus dem Institute ausschliessen. "\'T as den als Er.lhischöflichen 
Commissãr functionirenden Herrn Domcapitular Orbin betrifft, so müssen 
wir darauf bestehen, dass uns ausdriicklich die Yersicherung gegeben wird, 
Jass derselbe sich in Zukuft strenge an das Regulativ hãJt, und die damit 
in "\Yiderspruch stehenden kirchen behördlichen Anordnungen beseitigt sind. 
"\Yenn uns eine solche Erklãrung nicht lukol11111t, so wünlen wir allerùings 
genöthigt sein, das bestchende Recht gegen den Versuch, dasselbe zu um- 
gehen, in wirksamer "\Veise zu schützen. (gez.) A. Lamey. 


XXVIII. 


Grosslzerzoglicller Oberscll1llrath. KarIsru'he, den J S. November rR64. 
No. r 5,303. Die Bescllill1pfUllg dt'r Leltrfrazt Rosalie Hirt Ùn Lehrinstitut 
Ade!hausen dllrch dt'n líllteclletel1 Et'kert betr. 
Eflbischöflichem Ordinariat beehren wir uns in der Anlage eine Ab- 

chrift des Berichts der K.rcisschulvisitatur Freiburg zur Kenntnissnahme und 
lllit dem ergebensten Ersuchen mitzutheilen, den Katechetcn Bekert, der 
seinen ptlichtgemässen Besuch der IV. :\[ãdchenclasse im Lehrinstitut Adel- 
hausen zu beschimpfenden Aeus<;erungen zweier Lehrerinen vor cleren 
Schülerinén und zur Störung der Schule missbraucht hat, aus diesem Lelu- 
in
titut als Religionslehrer zu entferncn und durch einen anderen geeig- 
neten Rcligionslehrer zu er
ctzen. \Yir können wegen der uns ohliegenden 
Pflicht nicht dulden, da
s irgend Jemand -die Schule betrete uncI solche Krän- 
kungen dem Lehrpersonale zufüge und solches bedauerliche
 Acrgernis
 
vor der Jugend gebe. Urn \Veiterungen zu vermeiden und in ùer festen 
UeberLeugung, dass "\Voh]dassclbe diese heùauerlichen Vorgänge ebenfalls 
ernstlich lllissbilligen werde unù .lur Abhilfe gerne bereit ist, haben wir es 
vorgezogen, das obenerw
ihnte Ersuchen an "\Vohldasselbe zu richten. \Yir 
erbitten nns baldgeHillige Benachrichtigung von der getroffenen Anordnung. 
gez. Knies. Baumg
irtner. 
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XXIX. 
.11RnisterillJll des Illllerl1. K.arlsruhe, den 28. Januar 1865. No. 1747/+8. 
Die nellerll Vorgänge ill dr!11l katllOlisclzeJl weiblichen Leftr- und Erziehungs- 
Institltt 
lddllllltse1l ill FreibuY..fJ bdr. 
Erlbischöflichem Ordinariate heehren wir uns mitzutheilen: N ach den 
hierher berichteten Erhebungen des landesherrlichen Commissärs bei den 
katl101ischen weiblichen Lehr- und Erziehungs-Instituten in Freiburg hahen 
im Zusammenhang mit den Vorgiingen, wclche durch die Ausschreitungen 
des Katecheten Beckert in der öffentlichen Schule des Instituts Adelhausen 
hervorgerufen wurden, kirchliche Behörden verschiedene Anordnungen 
getroffen, die geset.tlich unzulässig sind. "Tir haben in dieser Beziehung 
namentlich folgende Punkte hervorzuheben: I. \Yeder der Erzbischöfliche 
Commissär noch eine andere kirchliche Behörde hat eine Disciplinargewalt 
iiher die Lehrfrauen auszuiiben. Diese steht vielmehr in erster Linie der 
V orsteherin des Instituts nach .Maassgabe des s. 28 des Regulativs yom 
th. September 181 I (Reg.-Blatt Nr I I) zu uncI wird, wo deren Ermahnungen 
fruchtlos bleiben, nach den ausdrücldichen Bestimmungen des angE:führten 
Gesetzes in alIen Beziehungen yon dem landesherrlichen Commissär geiibt, 
der je nach Erforderniss mit dem Erzbischöflichen sich ins Benehmen setzt; 
Let.derer, ohnehin in dem ganzen Regulativ auf specielle einzelne Funk- 
tionen he
chränkt, hat mIter keiner V oraussetzung eine selbständige Dis- 
ciplinargewalt. Es sind demnach einseitig durch den Erzbischöflichen Com- 
lllissär gefiihrte Disciplinaruntersuchungen gegen Lehrfrauen unstatthaft und 
der am 17. December v. J. den Lehrfrauen eiöffnete kirchliche Erlass yom 
<). desselben ::\Ionats ist, soweit er Verweise gegen 
litglieder des Instituts 
enthä1t, nichtig, was hiermit ausgesprochen wird. 2. Der Erzbischöfliche 
Commissär, Herr Domcapitular \Veikum, hat bei den Erhebungen, die er in 
dem Institut Adelhausen machte, einzelne Lehrfrauen während der von den- 
selben ertheilten Vnterrichtsstunden aus solchen wegrufen lassen. Die 
katholischen weiblichen Lehr- und Erziehungs - Institute sind nur um dieses 
Zweckes willen erhalten, sie dienen dermalen zugleich als öffentliche V olks- 
schule. Eine Unterbrechung der Lehrstunden durch Inanspruchnahme der 
Lehrfrauen Yon Seiten einer hie.lu uicht berechtigten Autorität ist des
halb 
unstatthaft. 3. Ueber die in der Schule zu gebrauchende Grussformel haben 
die kirchlichen Behörden nicht zu verfügen, vielmehr steht, wenn darüber 
eine allgemeine Anordnung erforderlich wird, dieselbe der Vorsteherin zu. 
'Vir werden über die vorstehenden Punkte der Frau V orsteherin und den 
Lehrfrauen des lnstituts Adelhausen die erforderlichen Eröffnungen und 
"r eisungen zukommen lassen. U ebrigens können wir bei dieser Gelegenheit 
nicht umhin, \Vohldasselhe auf die Gefahren aufmerksam zu machen, welchen 
die Fortexistenz der katholischen weiblichen Lehr- und Erâehungs-Institute 
durch V orgänge, wie die jüngst in Adclhausen vorgekommenen, ausgeset.d 
wird. Es ist kaum ein Jahr her, dass ein Theil der Leprfrauen in offener 
Renitenz und mit Unterstützung von Seiten kirchlicher Behörden sich der 
Einführung der landesherrlich ernannten Oberin widersetzte; dies
lbe be- 
schwert sich, dass sie noch immer durch den Erzbischöflichen Commissär, 
Herrn Domcapitular \Yeikum, bestürmt wird, ihr Amt niederzulegen. In 
dem oben erwähnt
n kirchlichen Erlass vom <). December v. J. wird ihr 
geflissentlich der ihr zukommende A mtstitel versagt; die früher renitenten 
Frauen werden von geistlicher Seite zu einem wenig ehrerbictigen Benehmen 
gegen dieselbe veranlasst. Eine G russfonnel, welche an sich nicht zu be- 
anstanden wiire, wird missbraucht, um Hader uncI Zwietracht zu säen, und 
Katechet Beckert, wegen dessen wir uns auf unsere frühere Erlasse beziehen, 
erlaubt sich sogar, die yon Seiten kirchlicher Behörden ohne Recht ver- 
fügte Einführung dieser Grussformel vor den Schulkindern als Sühne für 
einen Act zu erklären, in welchem er sich gau.l un/-ulãssige Ausschreitungen 
erlaubte, uud die Lehrfrauen belcidigte, wclche er nachträgIich als die 
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Schuldigen darstelltt'. Tn al1en diesen Vorg;ingen, nehen denen wir noch 
andere anfiiluen könnten, ,æigt sich die Tendenz, den Charakter der katho- 
lischen weihlichen Lehr- und ErÚehungs-Institute, wie er dllrch da
 Regu- 
lativ von 181 I hestimmt ist, zu untergraben, so class wir t>ei der .Beharrlich- 
l.:cit und Riicksichtslosigkeit, mit welcher diese Tenden.l sich geltend macht, 
uus die Frage aufwerfen mussten, ob es nicht rathsamer sei, jene in 
ihrem Grundwesen gefährdeten Institute ganz auf.luhehen. 'Vir wurden 
hishcr yon einer sNchen 
Iaassregel abgehalten. durch Rücksicht auf das 
ehrwiirdige A1ter derselben und ihre bisher segensreichen 'Yirkungen. Die 
Verdienste der Vergangenheit können aber die Nachsicht gegen gegen- 
wärtige Fehler nur bis zu gewissem Grade rechtfertigen und die fortgesetzten 
Versuche, die katholischen weiblichen Lehr- und Er.liehungs-Institute ihrem 
durch das Regulativ yon 181 I bestimmten 'Vesen zu entfremden, können 
nur zur _\uflösung derselben führen. (ge.l.) A. Lamey. 
XXX. 
lfIillisteriu1n des I1l11erll. Karlsruhe, den 9. October. 1865. RNo. 13,h51. 
Das Verlzalten des Bellefiziaten Beckert in Freiburg betr. 
1. Erzbischöflichem Ordinariat beehren wir uns mit.llltheilen: Aus einem 
Rerichte des Grossh. Bezirks-Amtes Freiburg entnehmen wir, dass BenefìÛat 
Beckert, nachdem er in Gemässheit der diesseitigen Verfiigung yom 30. ]
m. 
d. J., N r. 1783. bestätigt durch hohe St. 1\Iinisterial- Entschliessung '\I'om 

..... August d. J., Nr. 78-80, an der Fortsetzung des Religionsunterrichts 
in der öffentlichen Schule des katholischen weiblichen Lehr- und Erziehungs- 
Instituts Adelhausen verhindert worden, den Schülerinnen eröffnete, er werde 
den U nterricht in anderer Localität fortsetzen. Steht ihm dies an sich frei, 
so würden doch die Schülerinnen der gedachten Anstalt diesem U nterricht 
nur in Stunden anwohnen können, welche nach dem Lehrplan des Instituts 
frei sein, und dieser Unterricht müsste iiberhaupt als ein nicht zur öflent- 
lichen Schule gehöriger betrachtet werden. 'Vie de
nach einerseits die 
Vorschriften über den Schulzwang auf den Besuch desselben nicht anwend- 
bar sind, so kann er auch andererseits nicht als Ersatz des lehrplanmässig 
in der öffentlichen Schule zu ertheilenden Religionsunterrichts gelten. 'Vir 
glauben namentlich auf letzteren Punkt die Aufmerksamkeit \V ohldesselbcn 
hinlenken zu sollen, da wir nicht in der Lage sind. für die Fortset.lung 
des bisher durch den Benefiziaten Beckert ertheilten Religionsunterrichts in 
der öffentlichen Schule des katholischen weihlichen Lehr- und Erziehungs- . 
Instituts Adelhausen zu sorgen, w
ihrend wir doch verpflichtet sind, darüher 
zu wachen, class dieses Institut dem Zwecke, urn dessen willen cs erJ1alten 
ist, nämlich als öffentliche Schule zu dienen, vollstãndig entspreche. 'Vir 
zweifeln nicht, dass 'Yohldasselbe im Interesse des Instituts darauf Bedacht 
nehmen wird, die in dem Unterricht desselben entstandene Lücke in thun- 
lichster Bälde auszufüllen. - II. Nachricht hievon (1.) erhä1t der Gros!'h. 
Oberschulrath unter Anschluss ciner Abschrift des Berichts des Gr. Bezirks- 
Amts Freiburg yom 6. d. ::\1. 
r. 25,123 und mit dem Anfügen, dass gegcn 
die diesseitige s, Zeit dort hin mitgetheilte Verfügung yom 30. J anuar d. J., 
Nr. 1783, sowohl BenefiÚat Beckcrt, als das ef.lbischöfliche Ordinariat 
recurrirt hatten, dass aher dieser Recurs mit höchster St. 1\Iinisterial- Ent- 
schliessung yom 24. August d. J.. Nr. 78-80, verworfen wurde. - III. Nach- 
dcht hievon (1.) erhält das Gros:-,h. BeÚrksamt Frciburg in Erwiderung auf 
den Bericht vom 6. d. l\L, Nr. 25,123, mit dem Anfügen, dass wir mit dem 
dortigen Verfahren einverstanden sind. - IV. Nachricht hievon (1.) erhält 
der landesherrliche Commissãr bei den katholischen wciblichen Lehr- und 
Erziehungs- Instituten, der Grossh. Herr Kreis- und Hofgerichtsdirector 
Hildebrandt in Freiburg zur geeigneten 'Veisung an die Frau Vorsteherin 
des Instituts Adc1hauscn. ge7.. A. Lamey. 
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XXXI. 
Jl.linisteriulll des Innern. Karlsruhe, den 10. October 1865. RNo. 13,79ó. 
Den Religionsunterricht in dem katlzolisclzen weibliclzen Lehr- und Erziehzmgs- 
Institut Adellzausen in Freiburg betr. 
1. Erzbischöfllichem Ordinariat beehren wir uns unter Bezugnahme auf 
unsern Erlass vom 9. d. 1\1., Nr. 13,ó51, mit.mtheilen: Nach einem uns 
soeben zugekommenen Berichte der Gros::ih. K.rei
::ichulvisitatur Freiburg hat 
Herr Domcapitular \Veikum den Schülerinnen des Lehrinstituts Adelhausen 
angckündigt, dass bis auf \Veiteres der Religionsuntcrricht ausgesetl.t werde, 
und zugleich den Lehrfrauen die Ertheilung desselben verboten. Es scheint 
darnach, was wir in unserem gestrigen Erlasse als eine übrigells nicht wahr- 
scheinliche Eventualit:it ins Auge gefasst hatten, bereits eingetreten /,u sein. 
Das Lehrinstitut Adelhausen besteht wie alle anderen ähnlichen Anstalten 
nur als Schule; wir müssen darauf dringen, dass es dieser Bestimmung 
genüge und dass also der nach dem Lehrplan für V olksschulen vorgeschrie- 
bene Unterricht in seinem ganzen ordnungsmässigen Umfang daselbst er- 
theilt werde; da.lu gehört auch der Religionsunterricht, und wir ersuchen 
ùesshalb \V ohldasselbe für die Ertheilung des::ielben in dem lnstitut baldigst 
sorgen zu wollen. \Vill Benefiziat Beckert privatim den Schülerinnen des 
Instituts Religionsunterricht ertheilen, so steht dem nach .Maassgabe unseres 
gestrigen Erlasses nichts im \V ege. \\
ir bitten Ulll baldgefällige Rück- 
äusserung. - II. Nachricht hievon (I.) erhält der Grossh. Oberschulrath in 
Erwiderung auf den Bericht vom 10. d. 1\1., Nr. 15,028'29. Zugleich wird 
derselbe beauftragt, die Grossh. Kreisschulvisitatur Freiburg anzuweisen, 
dafür zu sorgen, dass so lange in dem Lehrinstitut Adelhausen der Reli- 
gionsunterricht ausfällt, der Stundenplan so eingerichtet wird, dass in der 
U nterrichtszeit der einzelnen Klassen keine Pausen eintreten. \Vird in den 
Stunden nach beendigter Schule von dem Benefiziat Beckert Religionsunter- 
richt in der Kirche ertheilt, so ist den Schülerinnen, welche daran Theil 
nchmen wollen, von Seiten der weltlichen Behörde kein Hinderniss in den 
\Veg zu legen. - III. Na.chricht hievon (1. und II.) dem landesherrlichen 
Commiss:ir bei den katholischen weiblichen Lehr- und ErÚehungs-Instituten 
in Freiburg, dem Grossh. Kreis- und Hofgerichtsdirector Herr Hildebrandt 
in Freiburg zur Kenntnissnahme, und dem Grossh. Bezirksamt Freiburg. 
gez. Lamey. 


XXXII. 
Erzbischöjliches Ordinariat. Freiburg, den 7. October 1865. No. 8763a. 
Erlass Grossh. 1\linisteriums des Innern vom 27. v. 1\Its, Nr. 13,127. Das 
Verlllllten des Benefiziaten Beckert betr. Bericht des BenefiÚaten Beckert 
vom 6. d. 1\1. in gleicheh1 Betreff. 
Be s chI us s. Grossherzoglichem 1\Iinisterium des I nnern beehren wir 
uns ergebenst zu erwidern: \Yir sind nicht in der Lage einen anderen 
Geistlichen mit der Ertheilung des fraglichen Religionsunterrichts zu beauf- 
tragen und müssen der Staatsregierung das Recht bestreiten, den von der 
zuständigen Kirchenbehörde aufgestellten Religionslehrer aus der Schule zu 
entfernen. \Vir wollen nicht weiter hervorheben, dass Lehrer in katho- 
lischen Schulen fort und fort verwendet werden, welche nicht bIos grössere 
Excesse als Katechet Beckert begangen, sondern katholische Dogmen 
geleugnet haben. Katechet Beckert ist jedenfalls kraft unseres Auftrages 
zur Ertheilung des religiösen Unterrichts in der öffentlichen Schule Add- 
hausen dahier so berechtigt als verpf1ichtet. Der Religionsunterricht ist 
sogar nach den z. Z. bestehenden landesherrlichen Bestimmungen der erste 
Unterrichtsgegt:nstand in der ,Schule. Eine Beseitigung des Katecheten 
Bcckert von der Schule in seiner Eigenschaft als Religionslehrer resp. die 
Verhinderung der Ertheilung des religiösen Unterrichts wünle also gegcn 
ùie::ic Hestimmungen, die Religionsübung der K_atholiken, sowic gegen das 
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Recht der Kirche, der Eltern und der Schulkinder verstossen. \\ïe uns 
mitgetheilt wurde, . ist gestern Katechet Beckert mittelst Anwendung yon 
körperlicher Polizelgewalt kraft dortigen Auftrages an der Ertheilung des 
Religionsunterrichts in der fragJichen Schule verhindert worden. \Vïr ,"er- 
wahren uns gegen einen solchen RechtseingrifT, sowie gegen die traurigen 
Folgen, welche hieraus fÜr die rcligiöse Er.áehung eines Theils der hiesigen 
Jugend entstehen und wieder1lOlen unser früheres Ancrbieten. 1. E. e. G. V. 
gez. Orbin. Hcnneka. 


XXXIII. 
Del' /,.'atlwlische Obt!rschulratlz del' Stadt Freiúurg an Se. Hochwürdcn 
den Herrn \Iünsterstadtpfarrer Domcapitular Wreikum dahier. Xo. Si o . 
DIlS Verhaltell tit'S Benejiziatell Bt!ckert betr. · 
Euer IIochwürùen haben sich gestern Vormittag abermals eine Störung 
des öffcntlichcn Schulunterrichts in der Adelhauscr .\I
idchenschule crlauben 
wollen, \Venn SiC' nicht in unsercm N amen durch ein ::\Iitglieù unscrcs 
Collegiums davon abgehalten worùen wÜren. Dieses wicderholte V orkomm- 
niss nöthigt uns, Ihnen bemerklich machen zu mÜ::,sen, da::,s Euer Hoch- 
würden kein Recht zur Betretung bcsagter Schule mehr .msteht. nachdem 
durch Ihre eigene Anonlnung am .l\Iontag, den 9. d. :\Its. der obligatorische 
Rcligionsunterricht sistirt worden ist. Da Sie seiner Zeit abgelehnt haben 
in den Ortsschulrath einzutreten, so haben Sic sich damit auch des Rechtes 
begcben, an der Beaufo;ichtigung des Schulunterrichtes, sowëit er nicht den 
Religionsunterricht begreift, Theil LU nehmcn, und Euer Hochwiirden kÖnnen 
daher in die Schule nur dann eintreten, wenn Sie den Rcligionsunterricht 
selbst ertheilen oder dessen Erthcilung heaufsichtigen wollen. Zu Folgc 
\Veisung der Grossh. K.reisschulvisitation Freibllrg yom 8. d. l\Its., Nr. 26 3 2 , 
wovon wir anderseits Abschrift mittheilen, habcn wir veranlasst, dass einst- 
weilen, insoJange der obligatorische Religionsunterricht nicht gegeben winl, 
die dafür bestimmt gewescnen Stllnden mit andern Lchrgegenständen ent- 
sprechend ausgefüllt werden. Der yon Herrn Beckert zu gehen beabsichtigte 
Religionsunterricht kann und darf nach dem Erlasse Grossh. .Ministeriums 
des Innern yom 9. d. 
Ib., Nr. 13,651, nicht an die Stelle des vorschrifts- 
mässigen obligatorischen Unterrichts treten, da er lediglich Privatunterricht 
ist, und ebenso wenig darf dadurch die seitherige Schulzeit irgend welche 
Unterbreehung erleiden. Euer IIochwürden waren daher durchaus nicht 
bcrechtigt, die Kinder gcstern aus der Schule u'ährend der verordnetcn 
Unterrichtsstuuden Lum Behufe des crw
ihnten Beckert'schen Privatuntcr- 
richts wegLuholen. \Yir könntcn auch in der Folge ähnliche Versuche 
weder Euer Hochwürden noch einem andern Gcistlichen Herrn gestattcn, 

ondern werden soleh' völlig unbefugte Eingriffe ab.llHVchren wissen. \\'ir 
künnen jene am allerwenigsten gestatten, wo es in der augenschcinlichsten 
Ahsicht gescbieht, um den AnordnuJlgen unserer hohen uncI höch
ten Staats- 
behörden entgegen zu handcln, beziehungsweise die U ebertretung ihrer V cr- 
bote dem BenetÌziaten Beckert LU ermöglicben, und cladurch den K.indern 
an geheiligter Stätte selbst ùas Beispiel offencn Ungehorsams gegen die yon 
Gott gesetzte Ohrigkeit LU geben Sobal(l òer Religionsunterricht, der nach 
dem LehrpJan ein obligatorischer U ntcrrichtsgegenstand ist und hleihcn 
muss, nach dem bestimmten, gesctzlich begriindeten Verlangen der Grossh. 
Staatsregierung wieder ertheilt werden winl, sollcn Euer Hochwiirden sowohl 
in dessen Leitung als dessen unter Beobachtung der \T erordnungen Grossh. 

Iinisteriums des Innern yom 23. December v. J., No. 16,.po, unci yom 8. l\Iai 
d. J., Nr. 6661, zu übender Ueberwachung auch nicht im Geringstcn Lc- 
hindert sein, yielmehr werden wir auf jede m()gliche J3erück
ichtigung 
etwaiger \\rünsche recht gernc Rücksicht und Bedacht nehmen. Freiburg, 
ùen 17. October 1865. geL. Faulcr. geL. K_arl SchwarL. 
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XXXIV. 
Erzbischóßiclzes Ordinaria!. Freiburg, den 19. October 1865. No. 9244- 
Das .Verlzalten des Benejiziaten Beckert in Freiburg betr. 
Be s chI u s s. Grossherzoglichem 1\linisterium des Innern beehren wir 
uns auf die verehrlichen Erlasse vom 9., 10. und 12. d. 1\1., Nr. 13,651- 
13,796 und 13,961 ergehenst zu el'widern: 'Yir beklagen mit Hochdem- 
selben die 
Iisshelligkeiten, wodurch die religiöse Erziehung und Bildung 
eines Theils cler hiesigen J ugend leidet, und möchten dieselben, wie immer, 
auf eine das Recht Bicht verletzende 'Veise beigclegt wissen. Desshalb 
erlauben wir uns den Thatbestand zu resumiren. Schon durch diesscitigen 
Erlass vom 24. November v. J., Nl'. 10,671, hatten wir eine Untersuchung 
darüber angeordnet, ob Religionslehl'er Beckert einer Lehrfrau wegen deren 
Vcrbotes des Grusses: "GeJoht sci Jesus Christus" eine zu herbe Riige 
ertheilte. 'Yir haben aber Hochdemselben gegenüber hierauf erklärt, dass 
diese Frau sehr gefehlt und auf die kindlichen Gemüther nachtheilig ein- 
gewirkt hat. Der Grossh. Oberschulrath hat indessen auf Veranlassung des 
hiesigen Ortschulrathes, ohne dass Katechet Beckert über die Anklage ein- 
vernommen wurde, sofort die Entfernung tHeses Religionslehrers aus del' 
Schule ausgesprochen und uns nur angegangen, dieses Erkcnntni
::; zu voll- 
ziehen. 'Yir beschwerten uns hiergegen vergebens an Hochdasselbe, worauf 
wir und Katechet Beckert an Grossherzoglièhes Staatsministerium recurrirten 
und b'eantragten, dass uns da" selbstständige Urtheil in dieser kirchlichen 
Disciplinarsache überlassen, das Erkenntniss der Staatsbehörde also heseitigt 
werde. Unsere Beschwerde wurde zurückgewiesen uncl uns der VoIlzug der 
von der Staatsbehörde ausgesprochenen Entfernung dieses Religionslehl'ers 
angesonnen. Ueber die Beschwerde des K.atecheten Beckert ist keine Ent- 
schliessung des Grossherzoglichen Staatsministeriums erfolgt. Dennoch wurde 
aber die von dieser höchsten Behörde am 24. August 1. J. bestätigte Ent- 
fernung des Religionslehrers Beckert vollzogen. Anderseits wurde aber 
\'on dortseits anerkannt, dass uns die Besorgung und Leitung des Religions- 
unterrichts, sowie die Disciplinargewalt liber die K.irchendiener resp. Reli- 
gionslehrer zustehe. Daraus folgt, dass unser Verhngen berechtigt i
t, das
 
das Erkenntniss des Oberschulraths wegen Entfernung des Katechcten 
Beckert, als Religionslehrer, weil von einer unzuständigen Behörde erlassen, 
aJs nicht rechtsbeständig betrachtet und dass dieses kirchliche Disciplinar- 
vergehen zur Aburtheilung an das ordentliche kirchliche (Disciplinar-) 
Gericht verwiesen werde. 'Venn auch die Staatsbehörde für die Herstellung 
ùer SchuJordnung ausschliesslich zu sorgen haben sollte, so folgt damus 
nicht ihr Recht auf die fragliche Entfernung, welche allerdings eine Strafe 
ist; sondern nur auf ...\nzeige bei der competenten kirch1ichen Behörde. 
Aus jenem Rechte der Kirche folgt ferner, dass nicht die Staatsbehörde, 
sondern wir den Re1igionslehrer in dieses sein kirchliches Amt einsetzen 
und davon entfernen können. Endlich foIgt daraus, sowie aus 
. I und 12 
des Geset.les vom 9. October 1860, dass der in unserem Auftrage ertheilte 
R.eligionsunterrecht, der öffentlich religiöse Unterricht ist. \Vir sind also, 
um diese die Gemüther so sehr erregende Angelegenhcit zur allseitigen 
Zufriedenheit und ohne Verletzung des Rechts der Kirche uncl ihrer Diener 
wie der freien katholischen Religionsübung beizulegen, bereit, dem K.ate- 
cheten Beckert eine Zurechtweisung zu ertheilen uncl die 
Iaassregeln /.u 
ergreifen, class keine solche Störung mehr vorkomme. Ferner haben wir 
ùen derzeitigen Religionslehrer beauftragt, einstweilen ausserh
lb des Schul- 
gebäudes in den nach dem Lehrplan für die Schule Adelhausen vorge- 
')chriebenen Stunden den Religion
unterricht in seincm ganzen Umfange .lU 
ertheilen. Dcr Conflict, welcher aus der erwähnten relativ sehr geringfügigen 
Ursac11e entstalld, ist desshalb so erust geworden und in aIle K.reisc ein- 
gedrungen, weil der Ortsschulrath hier die Ertheilung auch des nicht im 
Schullocale .lU gebenden religiösen Unterrichts gewaltsam gehemmt un<.\ 
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solche unmöglich gemacht hat, wie die in Abschrift beiliegende Erklärung 
des Ortschulraths \'om 17. d. .
r. beweist. Hiernach wurùe Domcapitular 
unll 
lünsterpfarrer \Veikurn, welcher die Ertheilung des Rcligionsunter- 
richtes nie eingestellt hat, sondern fort ertheilen lassen wollte, aus der 
Schule ausgewiesen. Es wurden die îür den R.eligionsuntcrricht bestimmten 
Stunden demselben ent.logen. Diese Stunden wurden einseitig fiir andere 
Lehrgegenstände venvendet und den Schulkindcrn wurde jede Gelegenheit 
gewaltsam ent.'.ogcn, an dem von uns angeordneten Rcligionsunterrichte 
Theil zu nehmen, wie auch die beiliegende Erklärung vom 16. d. :r-.r. be- 
weist. Hierdurch hat der Ortsschulrath gegen die oben erwähnten dortigen 
Entschliessungcn verstossen. \Vircl dieses Hinderniss bcseitigt, '>0 wird der 
Religionsunterricht den Schülerinnen gan/. nach clem Lehrplall in den dafür 
vorgeschriebenen Stunden in seinern gan.len ordnungsmässigen Umfange 
crtheilt werden; da nicht der Ort des U nterrichts und die Person, welche 
ihn ertheilt, sondern die Autoritåt, wclche denselben anordnet, unù dazu 
legitirnirt, entscheidct, ob der
elbe ein ötlentlicher oller Privatunterricht ist, 
'50 erleidet es wohl keinen Zweifel, class dieser durch uns zu "besorgende" 
und besorgte Unterncht der vorgeschriebene öffentliche ist. \Vir wollen 
also unsere Prlicht erfüllen, nur die Gewalt hindert uns daran. Es handelt 
sich demnach jeLd nicht um eine persönliche, sondern urn die PrinÚpien- 
frage, ob die Staatsomnipotenz über die katholischen Schulen sowcit aus- 
gedehnt werden soIl, dass confessionslose, staatliche Schulbehörden auch 
über die religiöse Bildung und die Religionslehrer verfügen können. Zu 
einer solchen Beseitigung der katholischen freien Religionsübung können 
wir nicht mitwirken. Dagegen wollen wir den Rcligionsunterricht ertheilen 
und Alles thun, um den Conflict bci.lulegen, soweit es uns rechtlich und 
moralisch möglich ist. \Vir bitten desshalb Hochdasselbe die geeignete 
Anordnung baldgeneigt trefIen .lU wollen, dass dem yon uns bestellten 
Rcligionslehrer, nachdem wir die crwähnte Satisfaction und Garantie aus- 
gesprochen, der Eintritt in die Schule behufs Ertheilung des vorgeschrie- 
benen Religionsuntcrrichts gestattet, eventuell dass derselbe an Ertheilung 
dieses Unterrichts ausserhalb des Schullocales innerhalb der hiefür seither 
vorgeschriebenen Stunden nicht mehr gewaltsam gehindert und den Excessen 
des Ortsschulraths dahier begegnet werde. 1. E. e. G. V. ge.l. Orbin. Gross. 


XXXV. 
l11inisterium des IllJlenl. Karlsruhe, den 2. December 1865. R
 o. 16,95 6 . 
Das Verlwltell des Benefizíaten Beckert betreffend. 
Erzbischöflichem Ordinariate beehren wir uns auf die Erlasse yom 
IC). und 26. October Nr. 9244 und 9441 zu erwidern: Nachdem wir aus 
clem erstell dieser Elasse entnommen, dass \Vohldasselbe mIter erneutcr 
Anerkennung, dass das Verhalten des Benefiziaten Beckert in der Add- 
hauser Schule ein disciplinår strafbares :,ci, bereit sei, das Geeignete gegen 
dcnselben zu vcrfügen und Garantien gcgen die \Viederkehr ähnlicher Y or- 
gänge, wie die ihm zur Last fallenden, zu schaffen, hatten wir uns der 
befriedigenden Erwartung hingegebcn, die in ...\ussicht gestelltcn disciplinären 
.Maassregeln und Garantien LaId verfügt zu sehen, was auf die Ausgleichung 
der hinsichtlich der Adelhauser Schule bestehendcn Anstände nur günstig 
hättc wirken kÖllnen. N achdem mittlerweile ein :Monat und seit der gri}b- 
lichen Verletzung der Schulordnullg durch den BencfÚiatell Beckert mel}) 
als ein J ahr vertlosscll ist, sehen wir uns bei der dennaligen Lage der 
Sache, indem wir die disciplinÜre Strafe des Beckert \V ohldemselben anhcim- 
stellen, genöthigt, wiederholt das dringende Ersuchcn zu stellen, es mi}gc 
in thunlichster Bälde für \Viederherstellullg des religiÜsen Unterrichts in 
der Adclhauser Schule von dortscits gefÜlligst gesorgt werden. \\Ïr glauhell 
yon ciner niiheren Begründung unseres Ersuchcns Umgang nehmcn .lU ki}nnell, 
da \\
 ohldemsclbcn nicht entgehen kann, weIch' ernste und weitgehendc 
Fragen sich uns entgegenstellen lUü
sen, wenn die Erfahrung gemacht würdc f 
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class in einer öffentlichen Volksschule der zu den obligatorischen Unter- 
richtsgegenständen gehörige Religionsunterricht, welcher durch die Kirche 
zu besorgen ist, längere Zeit ausgesetzt wird. L Den Beschwerden gegen den 
katholischen Ortsschulrath in Freiburg können wir keine Folge geben, der 
Religionsunterricht des Benefiziaten Beckert mag dortseits, wenn und inso- 
fern er auf Anordnung einer kirchlichen Behörde gegeben wird, als ein 
öffentlicher betrachtet werden, der Schule gegenüber hat er einen privaten 
Charakter uncI ist unter allen Umständen nicht der Schulunterricht über 
Religion, für welchen bisher in dem Stundenplan der Adelhauser Schule 
gewisse Stunden festgesetzt waren. Dieser Schulunterricht über Religion 
ist durch kirchenbehördliche Anordnung sistirt, und in Folge pavon ist 
nach unserer "\Veisung der Stundenplan jener Schule geändert und nament- 
lich so eingerichtet worden, dass zwischen den einzelnen Lehrstunden keine 
Pausen eintreten. Die nach dem jetzigen Stundenplan besetzten Stunden 
können für den nicht schulmässigen Religionsunterricht des Benefiziaten 
Beckert nicht in Anspruch genommen werden, und der katholische Orts- 
::ichulrath in Freiburg hat durchaus den ihm ertheilten "\Veisungen gemäss 
gehandelt, indem er dem unstatthaften Versuch des Herrn DOl11capitulars 
"\Veikum entgegen trat, ohne jegliche vorherige l\littheilung und Verstän- 
digung die Schülerinnen der Adelhauser Schule während einer Schulstunde 
zum Religionsunterricht des Benet1ziaten Beckert in die Kirche abzuholen. 
Da aber unsere \Veisung nur dahin geht, die Schulkinder nicht in mitten 
der Schulzeit zum Besuch dieses Unterrichts aus der Schule zu entlassen, 
steht von unserer Seite kein Hinderniss im 'Vege, dass vor Beginn oder 
nach Beendigung der Schule die Kinder, deren Eltern dies wünschen, 
Religionsunterricht ausserhalb der Schule ertheilt erhalten können. 'Vünscht 
\V ohldasselbe eine derartige Einrichtung zu treffen, und 
ürde der der.... 
malige Stunclenplan sie erschweren, so wird die zuständige Localschulbehörde 
zu prüfen in der Lage sein, ob einer Aenderung des Stunclenplanes keine 
besonderen Hindernisse entgegenstehen. - II. N achricht hievon (vom 
Zeichen Lan) erhält der Grossh. Oberschulrath zur geeigneten \Veisung an 
den katholischen Ortsschulrath in Freiburg. gez. A. Lamey. 


XXXVI. 
Hermann von Vicari, durch Gottes Erbarmung und des heil. aposto- 
lischen Stuhles Gnade Erzbischof von Freiburg und :ðletropolit der Ober- 
rheinischen Kirchenprovinz etc. Den Gläubigen der :ßletropole Gruss und 
Segen von Gott dem Vater und unserm Herr J esu Christo. Geliebteste! 
Ihr wisst, welch' schwere Priifung Uns durch die Erlassung des Schul- 
gesetzes vom 29. Juli 1864 bereitet wurde. "\Vir wollten und mussten einer- 
seits U nsere Ptlicht vor Gott und den 
Ienschen erfüllen und für das Recht 
der Kirche und der katholischen Familien auf die katholischen Schul en 
einstehen. Anderseits haben 'Vir Uns nach Frieden gesehnt und haben 
)Jichts unversucht gelassen, urn eine Vereinbarung in dieser so wichtigen 
Frage zwischen Staat und Kirche herbeizuführen. N eben diesem grossen 
Kampfe gegen die K.irche wird U 115 aber auch der Schmerz nicht erspart,.. 
class kleinere Streitigkeiten in U nserer 
Ietropole fort und fort gegen die- 
Kirche und selbst von ihren eigenen Angehörigen geführt oder veranlas
t: 
werden. Zu diesen gehört der Streit über die Hemmung des Religions- 
unterrichts in der Schule Adelhausen dahier. 'Vie über viele andere Bitter- 
keiten, welche Katholiken, selbst in diesen Tagen der Prüfung, Uns bereitet 
haben, so hãtten \Yir auch über cliese Vorgãnge geschwiegen. \Yir hãtten. 
dariiber geschwiegen J obgleich die Thatsachen und Rechtsverhã1tnisse auch 
in dieser Sache so vielfältig cntstellt wurden. Die oberhirtliche Liebe zu 
den Unserer Obsorge anvertrauten Seelen, eine von hiesigen Bürgern an 
U ns gerichtete Eingabe, und bekannte, dahier geschehene V orkommniss
 
veranlassen Uns aber, über diese Angclegenheit ein Hirtenwort an Euch zu 
richten. Der von U ns als Religionslehrer in cler l\Iãdchenschule Adelhausen 
Friedberg, Der Staat u. d. Kirche. 19 
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aufgestellte Katechet Beckert hat den Schulkindern empfohlen, ihn mit clem 
schönen katholischen Gruss: ,.Gelobt sei Jesus Christus!" zu begrü::,scn. 
Eine Lehrfrau sprach hierauf den Schulkindern ihrer Klasse den "Tun
ch 
aus, von ihnen ebenso begrüsst zu werden. Dagegen hat eine andere Lehr- 
frau dieselben Schulkinder öffentlich in der Schule angegangen, sie und die 
erwähnte Lehrfrau nicht so zu begrüssen. Diese der religiösen Erziehung 
schãdliche Einwirkung auf die zarten kindlichen Seelen hat die betreffende 
Klosterfrau nicht gut gemacht. Bei diesen Umständen hielt es der Reli- 
gionslehrer Beckert für seine Pflicht, der erwähnten Frau über diese öffent- 
lich in der Schule geschehene Schädigung der religiösen Bildung eine 
v T orstellung zu machen. Der V orstand des Ortsschulraths, welchem die 
betreffende Lehrfrau persönlich hievon die Anzeige machte, verlangte hierauC 
uicht bloss von den ehrwürdigen Lehrfrauen die Einstellung des Grusses: 
"Gelobt sei Jesus Christus", sondern brachte den Vorgang zur Anzeige bei 
der höheren Staatsbehörde, urn deren Einschreiten herbeizuführen. Der 
Grossh. Oberschulrath sprach alsbald am I 5. November v. J., und zwar 
hauptsächlich auf das Zeugniss von vier nicht zehn Jahre alten Schulkindern, 
und ohne dass der betreffende Religionslehrer über das ihm zur Last Gelegte 
auch nur gehört worden war, die Entfernung desselben aus der Schule aus. 
Diese confessionslose Staatsbehörde legte sich also das Recht bei, den 
katholischen Religionslehrer - für sich allein, ohne l\Iitwirkung der Kirche 
- aus der katholischen Schule entfernen zu dürfen. Die Kirchenbehörde 
beschwerte sich gegen diesen Eingriff in die Selbständigkeit der Kirche und 
die freie Religionsübung der Katholiken bei der höchsten Staatsregierung 
und bat, dass dieses von der unzuständigen Behörde erlassene Erkenntniss 
beseitigt und diese kirchliche Sache vor dem ordentlichen, kirchlichen 
}{'ichter entschi
den werde. Die K.irchenbehörde wiederholte ihr Anerbieten, 
durch ein kirchliches U rtheil jede Störung in der Schule zu beseitigen und 
jede rechtlich zulässige Genugthuung zu geben. Die Staatsregierung ging 
hierauf nicht ein. Sie anerkannte zwar, dass der l'Cirche die Leitung des 
Religionsunterrichts und demgemäss die Strafgewalt über die Religionslehrer 
zustehe, bestätigte aber dennoch die Entfernung des Religionslehrers Beckert 
aus der Schule. Sie beharrte bei dem Ausspruch, dass dem K_atecheten 
Beckert die Ertheilung des Religionsunterrichts in der Schule Adelhausen 
nicht mehr gestattet werden könne und verlangte von der Kirchenbehörde 
den V ollzug dieses ihres Erkenntnisses. Damit hat die confessionslose 
Staatsbehörde ausgesprochen, dass sie - für sich allein - den katllO- 
lischen Religionslehrer aus der katholischen Schule entfernen könne; dass 
der katholische Religionsleluer den katholischen l{.eligionsunterricht nur so 
lange in der katholisehen Schule ertheilen dürfe, als diess der confessions- 
losen Staatsbehörde entspricht und dass, sobald die confessionslose Staab- 
behörde die EntCernung eines katholischen E.-eligionslehrers aus der katho- 
lischen Schule nach ihrem Ermessen für geboten hä1t, die l'Cirche diesem 
staatlichen Urtheil sich zu fügen und dasselbe zu vollziehen habe, auch 
wenn sie den betreffenden Rèligionslehrer für nicht so schuldig halten kann. 
Die Kirchenbehörde hat gegen dieses, von einer uicht zuständigen Gewalt 
.ausgegangene Erkenntniss sofort Verwahrung eingelegt. Sie durfte und 
konnte bei dem V ollzuge desselben nicht mitwirken, weil sie dadurch 
anerkannt hätte, dass eine nichtkatholische staatliche Schulbehörde ohne 

Iitwirkung der Kirche auch über die religiöse, katholische Erziehung unci 
Bildung, wie über die geistlichen Religionslehrer verfügen dürfe. Als \\Tir 
die Befürchtung aussprachen, das neue Schulgesetz gefährde die religiöse 
IIeranbildung der katholischen Jugend, entgegnete die Staatsregierung, dass 
der Kirche ja die ausschliessliche Leitung der religiösen Erziehung und 
Bildung in der Schule zustehe, die Religion also nicht in Gefahr sei. \Vie 
aber würde es mit der religiösen Bildung des heranwachsenden Geschlechts 
ergehen, wenn die Kirche selbst dazu mitwirken würde, dass eine nicht- 
l
atholische Behörde nicht bloss über die katholische Schule, sondern auch 
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über die religiöse Erziehung in der Schule und die Religionslehrer verfüge! 
'Veil \Vir also zu dieser Beeinträchtigung der katholischen, kirchlicheu 
Rechte nicht mitwirken durften und anderseits Unsere Ptlieht erfüllen 
mussten, den Kindern die Segnungen des religiösen Uqterrichts zu ertheilen, 
desshalb beauftragten \Vir den erwähnten Religionslehrer, seines kirchlichen 
- Amtes zu warten. Durch Beschluss des Grossh. Bezirksamts Freiburg yom 
 
S. d. :NI. wurde aber dieser Priester am 6. d. 1\1. vermittelst Anwendung 
polizeilicher Gewalt verhindert, den Religionsuuterricht in der Schule zu 
ertheilen. Die Entschliessungen Grossh. 1\'1inisteriums des Innern vom 9., 
10. und 12. d. 1\1. sprachen indessen aus, dass der von U ns bestellte Rcli- 
gionslehrer den Religionsunterricht ausserhalb des Schullocals in den nach 
dem Lehrplan freien Stunden ertheilen könne. Dieser Unterricht werde 
aber Seitens der Staatsregierung als ein "privater", nicht z'lr öffentlichen 
Schule gehöriger betrachtet werden und er dürfe nieht als Ersatz des lehr- 
planmässig in der öffentlichen Schule zu ertheilenden Religionsunterrichts 
gel ten. Die Kirchenbehörde erklärte hierauf der Staatsregierung, dass ihr 
kraft des bestehenden Rechtes und Gesetzes die Leitung und Besorgung des 
Religionsunterrichts in der Schule ausschliesslich zustehe. Desshalb sei die 
Staatsbehörde nicht berechtigt, den durch die Kirche besorgten Religions- 
unterrieht aus der Schule auszuschliessen, oder gar als "privaten" zu erklären. 
Der im Auftrage der Kirche, als einer anerkannten öffentlichen Gewalt, 
ertheilte Religionsunterricht sei desshalb der öffentliche , religiöse U nter- 
richt. Demgemãss und damit indessen die Ertheilung des Religionsunter- 
richts nicht unterbrochen werde, haben "Tir am 7. und 12. d. 1\1. angeordnet, 
dass dieser U nterricht einstweilen ausserhalb des Schullocals in der Kirche 
oder einem andern passenden Locale zu den für diesen Unterricht im Schul- 
plane bestimmten Stun den ertheilt werde. Die Schuljugend hätte so einst- 
weilen in ungestörter Weise ihren seitherigen Religionsunterricht erhalten. 
'Vir waren zu der Erwartung berechtigt, dass gerade die Katholiken U nserer 
1vletropole, welche diesem aus so geringfügiger U rsache hervorgerufenen 
Streite eine solche Ausdehnung gegeben haben, dieser für die religiöse 
Erziehung, das Recht und den öffentlichen Frieden so erwünschten Aus- 
gleichung keine weitere Schwierigkeiten bereiten werden. Aber der Friede 
sollte der Kirche noch nicht zu Theil werden. Entgegen dieser U nserer 
oberhirtlichen Verfügung untersagte der Ortsschulrath Unserer ,M.:etropole 
am 8. d. 1v1. die Ertheilung des von U ns angeordneten Religionsunterrichts 
- auch ausserhalb der Schule. Am 9. d. 1\L wurden die Schulkinder am 
Besuche des in der Kirche abzuhaltenden Religionsunterrichts durch Kreis- 
schulrath Rapp abgehalten, obgleich Unser Dompfarrer erklärte, dass der 
religiöse Unterricht innerhalb der dafür bestimmten Zeit abgehalten werden 
solIe. Das Grossh. Bezirksamt dahier erklãrte auf Anfrage des Erzbischöf- 
lichen Dompfarrers am 14. d. 
I., dass innerhalb der freien Schulze it der 
Religionsunterricht ausserhalb des Schullocals abgehalten werden könne. 
Als hierauf der Erzbischötliche Dompfarrer am 16. d. 
I. die betreffenden 
Schulkinder zur Ertheilung des Religionsunterrichtes in die Kirche abholen 
wollte, verschloss ein 1\Iitglied des Ortsschulraths das Schul zimmer der be- 
treffenden K1asse im Auftrage dieser Stelle und hinderte so die Schulkinder, 
dem in der Kirche zu der hiefür bestimmten Stunde zu ertheilenden Reli- 
gionsunterrichte beizuwohnen. Während also Unser Dompfarrer für die 
Fortsetzung des religiösen Unterrichts sorgen \Vollte, soweit dessen Erthei- 
lung nicht gewaltsam gehindert wird, erklãrt ihm der Ortsschulrath dahier , 
am 17. d. M., dass ihm - dem 1\lünsterpfarrer - kein Recht zur Betretung 
der Schule Adelhausen zustehe. Sogar Unser Dompfarrer dürfe nur dann 
in diese Schule eintreten, wenn er den Religionsunterricht selbst ertheilen 
oder beaufsichtigen wolle. Die für den Religionsunterricht bestimmte Zeit 
sei mit andern Lehrfächern ausgefüllt und es sei also auch innerhalb dieser 
Stunden und ausserhalb des Schullocals dem von U ns bestellten Religions- 
lehrer nicht gestattet, den Religionsunterricht Zll el theilen. Dieser Verletzung 
19* 
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der kirchlichen Rechte und Unserer Anorùnungen gegenüber haben 'Vir 
TIns an die Grossh. Staatsrcgierung gewendet und urn Abhülfe gegen diesc 
gewaltsame Einstellung des Religionsunterrichts gebeten. Geliebteste! Ihr 
"ehet, dass "-ir den Euch anvertrauten Kindern die Uns obliegende religiöse 
Bildung ertheilen lassen wollen. 'Yir wollen diess thun zu der Zeit und 
'" an dem Orte, welche man Uns zulässt. 'Vir wollen und müssen diesen 
enterricht als öffentlichen ertheilen. 'Vir dürfen und können aber die 
unveräusserlichen Rechte der Kirche und der katholischen Fami1ie nicht 
aufgeben, dass 'Yir die religiöse Erziehung und Bildung und zwar in den 
katholischen Schulen zu leiten und zu besorgen, dass 'Vir also zu bestimmen 
haben, ob dieser Religionsunterricht ein öffentlicher sei, dass '\-Vir Euere 
Religionslehrer zu bestellen und nur nach Urtheil und Recht zu entfernen 
haben. 'Vir 
ertheidigen also die katho1isch - kirchlichen Rechte auf die 
Schule. Es handelt sich desshalb fiir Uns nicht urn eine Person, sondern 
urn Grundsåtze und Rechte., Es handelt sich urn die freie kirchliche Lei- 
tung der religiösen Erziehung in der Schule und urn die rechtliche Stellung 
eines jeden Religionslehrers. 'Yir würden aber all' dieses durch 1Tnsere 
::\Iitwirkung bei der Entfernung ùes erwåhnten Religionslehrers, d. h. durch 
die Sendung eines andern K.atecheten preisgeben. '\-Vir würden dadurch 
namentlich auch den Grundsatz gutheissen, dass der von dem kirchlich 
verordneten Geistlichen ertheilte Religionsunterricht nur in so lange ein 
"öffentlicher" sei, als die confessionslose Staatsbehörde den Religionslehrer 
und seinen "Cnterricht in der Schule zulässt. 'Yir würden dazu mitwirken, 
dass die Erziehung und Bildung der katholischen J ugend den confessions- 
losen staatlichen Schulbehörden überantwortet werde. Nicht 'Vir, sondern 
die, welche die Entfernung eines sonst verdienten Religionslehrers von 

einem Amte aus so unbedeutenden, persönlichen Gründen ver1angen, haben 
diesen Streit veranlasst und fortgesetzt. 'Yir haben den Religionsunterricht 
nie eingestellt, sondern die staat1ichen Behörden verhindern die .A bhaltung 
desselben. 'Vir haben vielmehr Alles gethan, urn diesen Conflict friedlich 
beizulegen. 'Vir haben aber auch hierbei die Erfahrung gemacht, dass ein 
dauernder Friede nur durch die Herstellung des Rechts möglich ist, dass 
jedes Aufgeben desselben nur neuen Streit veranlasst. 'Vir haben in dieser 
ganzen, so traurigen Angelegenheit nur Unsere Qberhirtlichen Pflichten und 
Rechte ausgeübt und nirgends ein Recht verletzt. \\Tir sind keiner berech- 
tigten Anordnung der Staatsgewalt entgegengetreten, sondern haben nur 
Linser Recht gewahrt und müssen es thun. Der Gehorsam gegen die Staats- 
gewalt beruht aber auf dem Gehorsam gegen die Gebote Gottes und auf der 
Heilighaltung des Rechts. Auch wisst Ihr, dass Gott nicht bloss eine welt- 
liche, sondern auch eine geistliche Obrigkeit angeordnet und auch dieser zu 
gehorchen befohlen hat. So werden 'Yir denn fortfahren, eine friedliche 
und gerechte Ausgleichung anzubahnen, unbehindert von den gegen Uns 
crregten Leidenschaften. Da man "Gns die für Ertheilung des Religions- 
unterrichts bestimmte Schule und überhaupt jedes hiefül geeignete Local 
gesperrt hat, so können 'Yir zu Unserm grössten Schmerz den Religions- 
unterricht für die katholische Schule A.delhausen nicht ertheilen lassen, und 
/war .so lange diese Gewalt andauert. Indem 'Vir Unsere oberhirtliche 
Ptiicht also so weit möglich erfüllen wollen, rufen 'Yir denen, welche Uns 
tlaran hindern, mit unserm göttlichen Ileilande zu: "Lasset die Kleinen zu 
mir kommen und wehret es ihnen nicht." "-ir ermahnen insbesondere die 
K.atholiken, welche bei dieser IIemmung Unserer oberhirtlichen Pflicht sich 
betheiligen, eingedenk zu sein der furchtbar ernsten Verantwortung, we1che 
der gÖttliche Heiland denen auferlegt, welche sich an den von Engeln 
lJewachten Kleinen versündigen! A ber auch die katholischen Eltern erinncrn 
'Yir an ihre schwcre Veranwortung für die religiöse Erziehung ihrer J('inder. 
'Yir ermahncn dieselben vãterlich, in so lange ihre Kinder durch Gewalt 
gehindert sind, den religiösen Unterricht durch den von Uns verordneten 
Priester zu empfangen, urn so eifriger zu Hause dieselben in der Religion 
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zu unterrichten und urn so tleissiger in den öffentlichen Gottesdienst, ins- 
besondere in die sonntãgliche Christenlehre zu schicken. \Vir hoffen zu 
Gott, dass eine Regelung auch dieser Sache erfolgen werde, wodurch die 
Ausübung des Rechtes und der P6icht der Kirche, sowie der katholischen 
Eltern wieder hergestellt und so der wahre Friede in Euch und in Eure 
Farnilien wieder einkehre. \Vir empfehlen diese so wichtige und heilige 
Angelegenheit Eurern gerneinsamen eifrigen Gebete und der frommen All- 
dacht der guten Kinder. Die Gnade unseres Herrn und Heilandes Jesu 
Christi sei und bleibe bei Euch. Amen. Gegenwãrtiger Hirtenbrief ist am 
nãchsten Sonntage von den Kanzeln der 1\letropolitankirche, der St. :l\Iartins- 
pfarrkirche, sowie der Pfarrkirchen zu \Viehre und Herdern zu verkünden. 
Freiburg am Feste des heil. Erzengels Raphael, 24. October 1865. t Hermann, 
Erzbischof von Freiburg. 


XXXVII. 


Erzbischöjliches o rdinayz'at. Freiburg, den 12. September 1868. Nr.8263. 
Zuschrift der Frau Bertha \Virth vom II. d. l\Its. Die kirchliche Einkleidung 
der Cand'idatinnen des Lehrinstituts Adelhausen Hermine Koch und Stefanic 
Hallhart betreffend. 
Be s chI u s s. Den Erzbischötlichen Cornmissär des Lehrinstituts Adel- 
hausen dahier Herrn Domcapitular \Veickum veranlassen wir, der landes- 
herrlich bestellten V orsteherin dieses Lehrinstitus zu envidern: Durch 
Staatsministerial-Entschliessung vorn 28. v. 1\Its. Nr. 818 sind die oben- 
genannten Candidatinnen zu "vollberechtigten :Mitgliedern" der genannten 
Anstalt factisch ernannt worden. Urn so rnehr freuen wir uns, dass die 
erwähnte V orsteherin trotzdern uns urn Anordnung der kirchlichen Ein- 
kleidung, d, h. urn die ldrchliche Aufnahme der Candidatinnen und zwar 
mittelst der Professablegung in ihre religiöse Genossenschaft gebeten hat. 
Diesen kirchlichen Act vornehmen zu lassen, sind wir aber erst dann be- 
rechtigt, wenn die hierwegen von der Kirche vorgeschriebenen Bedingungen 
erfüllt sind. Gemãss den in dieser religiösen Sache maassgebenden kirch- 
lichen Bestimrnungen darf die Professablegung, die kirchliche Aufnahrne in 
eine geistliche Genossenschaft, erst dann erfolgen, wenn die Oberin derselben 
nach Erfüllung der kirchlichen Vorschriften von der kirchlichen Autorität 
entweder bestellt oder anerkannt ist, und wenn die 
Iitglieder einer sol chen 
Genossenschaft in ihren kirch!ich-religiösen Beziehungen der Disciplin der 
Kirche unterstehen. gez. Schmidt. 


11:finiste rium des Illnern. Karlsruhe, den 17. October 1867. N 1. 13,140. 
Die Zustå"nde ,in delll katholischen weiblichen Lehr- und Erziehullgs-Illstitut 
Adelhausen in Freiburg betreffend. 
Erzbischötlichem Ordinariat beehren wir uns rnitzutheilen: Zu unserm 
Bedauern sind die Verhältnisse in dern katholischen weiblichen Lehr- und 
Erziehungs-Institut Adelhausen in Freiburg, welche durch das Regulativ 
vom 16. September I8II in vollkomrnen erschöpfender nnd ldarer \Veise 
geordnet sind, seit längerer Zeit durch die Haltung \V ohldesselben in einer 
\Veise gctrübt und die Gefahr, die rechtliche Grundlage der Anstalt gestört 
zu sehen, ist so nahe gerückt, dass ein entschiedenes Eingreifen für uns 
zur unalnveisbaren Ptlicht geworden ist, wenn es nicht, wie wir immer noch 
hoffen woHen, gelingt, die dermaligen van uns nicht Ferner mehr zuzu- 
lassenden Zustände ungesãurnt auf den regulatinnãssigen Stand zurückzu- 
führen. Die \Veigerung \Vohldesselben, die Hermine l<Coch und die Stefanie 
Hanhart, nachdem sie die Prüfung als Lehrerinnen schon im October v. J. 
bestanden hatten, zur Ablegung der Gelübde und der förmlichen Einklei- 
dung zuzulassen, veranlasste uns seit Februar d. J. zu einem längeren 
Schriftwcchsel mit \V ohldemsel ben. \Yir glauben, dem angegebenen Grunde 
jener \Veigerung, die genannten beidcn Frauen seien im Religionsunterrich t 
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noch nicht genügend vorgeschritten, in vollstem }'Iaasse Rcchnung getragen 
.lU 11aben, indem wir für dieselben, obgleich sie gar keinen Religionsunter- 
richt zu ertheilen haben und obgleich sie schon seit I86{ als Candi- 
datinnen in dem lnstitut lebten, doch den Religionsunterricht durch den 
von dortseits bestellten Lehrer während des ganzen Sommers fortsetzen, 
also während im Ganzen eines yollen J ahres ertheiIen liessen. N achdem 
wir mit Erlass vom 13. Juli d. J., Nr. 8787, \Vohldemselben nochmals vor- 
gestellt hatten, wie die Verzögerung der förmlichen Einkleidung allem bis- 
herigen Herkommen widerspreche, dass an der genügenden V orbereitung 
der beiden Frauen nach allem Vorangegangenen ein Zweifel nicht bestehen 
könne, und dass denselben, die seit November v. J. aIl
 P6ichten wirklicher 
Lehrfrauen voIlständig in der Schule erfiiIlten, auch die Rechte der Lehr- 
frauen nicht länger vorenthaIten werden könnten; nachdem wir aber bis 
Ende August ohne Antwort auf unser dringendes Ersuchen urn endliche 
Entschliessung geblieben waren, erwirkten wir endlich die höchste Staats- 
ministerial- Entschliessung vom 28. August d. J., N r. 818, durch welche ,,'ir 
ermächtigt wurden, die Hermine Koch und Stefanic lIanhart gegen Ueber: 
nahme der regulativ-mässigen Pflichten in aIle Rechte wirklicher Lehrfrauen 
einzuweisen. \Yährend wir diese Entschliessung unter dem 2. bezw. 4. Septbr. 
d. J. "\Vohldemselben mittheilen, erhieIten wir' am 5. September d. J. den 
dortseitigen Erlass vom 31. August, Nr. 7903, in welch em uns mitgetheiIt 
wird, die beiden Frauen hätten die Religionspriifung mit der Note "gut bis 
sehr gut" bestanden, und es werde von weiterer Ertheilung von Religions- 
unterricht an dieselben Umgang genommen. "'Tir mussten, da damit der 
einzige bis dahin für die Verweigerung der Einkleidung angegebene Grund 
weggefaIlen war, urn so sicherer erwarten, die letztere werde nun alsbald 
erfolgen, als uns die 
Iittheilung über die bestandene Religionsprüfung aus- 
drücklich als Erwiderung auf un sere wiederholten Anfragen und Ersuchen 
wegen der Einkleidung zugekommen war. \'Tir sistirten desshalb, urn jedes 
nach unserer V oraussetzung nunmehr entbehrlich gewordene aussergewöhn- 
Iiche Verfahren zu vermeiden, einstweilen den V oIlzug der höchsten Ent- 
schliessung vom 28. August 1. J. und richteten, als die Einkleidung doch 
nicht erfolgte, an \Yohldasselbe mit Erlass vom 17. September d. J., 
Nr. 11,825 aufs Neue das Ersuchen urn sofortige Einkleidung der Frauen. 
Zu unserem lebhaftesten Bedauern sind wir bis heute nodl ohne Antwort. 
\Vir unterlassen es, uns über diese Vernachlässigung aIler im Gescbäfts- 
leben üblichen Formen auszusprechen, und wir unterdrücken die Schluss- 
folgerungen, welche aus der Vergangenheii auf die neueste Verzögerung 
der Einkleidung gezogen werden könnten, nachdem bereits vor länger als 
6 \Vochen die Bedingung vollständig erfüIlt war, von welcher \Yohldasselbe 
die Einkleidung in alIen wåhrend eines halben J ahres an uns gerichteten 
Erlassen abhängig gemacht batte. }'lit Bericht vom 12. d. ::\1ts. hat der 
]andesherrliche Commissär für das katholische weibliche Lehr- und Erziehungs- 
lnstitut Adelhausen uns einen Erlass \Vohldesselben an die Frau Vor- 
steherin des genannten Lehrinstitus vorgelegt, nach welchem die Sachlage 
eine voIlständig andere wird. In diesem Erlass wird die Einkleidung aus 
dem Grund abgelehnt, weil die Frau Oberin nicht von der kirchlichen 

I\.utorität bestellt oder anerkannt sei. Damit wird auf einen Vers'uch der 
thatsächlichen U mstossung des Regul ati vs zurückgegriffen, welcher vor 
einigen Jahren nahezu die Auflösung des Instituts veranlasst hätte. \Vir" 
werden auch jetzt die offene Verletzung des Regulativs nicht zugeben. Aus 
achtungsvoUer Scheu vor alIen kirchlich - religiösen Satzungen konnten wir 
aus einem regulativmässig statthaften, wenn auch nach unserer Ansicht nicht 
hegründeten 1\10tiv lange Zeit die Einkleidung verzögern lassen, gegenüber 
C'Íner offenen Rechtsver1etzung [;int jede 
löglichkeit zu solcher );acbsicht 
weg. Nach
. 29 des Regulativs wird die Vorsteherin durch den Landes- 
herrn bestätigt, bezw. ernannt. Damit hat sie aIle und jede mit dem Vor- 
::.teheramt verbundenen Rechte, es kann ihr von keinerlei Autorität ein 
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weiteres V orsteherrecht zugewendet werden, sie muss von J edermann, auch 
von der Kirchenbehörde, rechtlich als V orsteherin anerkannt werden, die 
rechtlich nichtige Versagung dieser Anerkennung kann kein Grund sein, 
die Aufnahme neuer Lehrfrauen zu verweigern. Wir können gegenüber 
dem offen zu Tag liegenden Versuch, das Regulativ zu brechen, unsere 
weitere Befürchtung nicht unterdrücken, class auch in andern minder bedeu- 
tenden oder in ihrem Endziel minder deutlichen Beziehungen der gleiche 
Zweck verfolgt wird, die Autoritãt der gegenwãrtigen Frau Oberin zu unter- 
graben und der dortseitigen Stelle regulativmãssig nicht begründete Rechte 
in dem Lehrinstitut Adelhausen thatsãchlich zn verschaffen. "Vir finden 
es nicht entsprechend, wenn in den dortseitigen für das Lehrinstitut Adel- 
hausen bestimmten Erlassen geBissentlich vermieden wird, der Frau V or- 
steherin den ihr gebührenden Titel zu geben; wir bedauern es, dass durch 
die neuesten V orgãnge die Erinnerung an das Benehmen des Katecheten 
Beckert wieder wachgerufen wird; wir erinnern hier daran, dass unser Erlass 
vom 19. September d. J., Nr. 11,927, wegen des eigenmãchtigen Austritts 
der Pauline Hoch aus dem Lehrinstitut Adelhausen, welcher nach der be- 
stimmten Erklãrung derselben von dortseits ohne rechtliche Befugniss ge- 
nehmigt wurde, noch nicht beantwortet ist. 'Vir können den Versuch, das 
Regulativ vom 16. September 181 I, die rechtliche Grundlage des Lehr- 
instituts Adelhausen, offen zu brechen, der mit andern Schritten von ver- 
wandter Tendenz zusammenfãllt, nicht dulden. 'Vir müssen desshalb, so 
ungern wir Wohldemselben gegenüber eine unbedingte Forderung stellen, 
doch unter Vorbehalt der Regelung anderer Ordnungswidrigkeiten, schon 
jetzt das ganz bestimmte Verlangen aussprechen, es möge 'V ohldemselben 
gefallen, den Erlass vom 12. September d. J., Nr. 8263, von welchem wir 
Abschrift anschliessen, durch eine ausdrückliche Erklãrung zurückzunehmen 
und ohne Verzug zur Einldeidung der Hermine Koch und Stefanie Hanhart 
zu schreiten. 'Vir hoffen ,V ohldasselbe werde sich einer entsprechenden 
'Vürdigung des vollkommen klaren Rechtsstandpunktes nicht entziehen, 
erlauben uns übrigens beizufügel1, dass wir nach allem V orangegangenen 
uns genöthigt sehen, die Nichtbeantwortung oder die nicht alsbaldige und 
befriedigende Beantwortung unseres Erlasses als eine Verneinung zu be- 
trachten und darnach we iter zu verfügen, gez. Jolly. 


XXXVIII. 
Erzbischöjl:ichl's Ordinaria!. Freiburg, den 26. October 1867. Nro.9564,5. 
Die Zustände in de1n katholischen weibliclzen Lehr- und Erz-iehungsinslitut Adel- 
hausen in Freiburg betreffend. 
Be s chI u s s. Grossherzoglichem l\Iinisterium des Innern beehren wir 
uns auf den verehrlichen Erlass vom 17. d. l\Its., Nro. 13140, ergebenst zu 
erwidern: 'Vir wollen von unserer Seite Alles, was unsere PBicht erlaubt, 
dazu beitragen, um Ereignissen zu begegneñ, welche, abgesehen vom Rechts- 
standpunkt im allgemeinen Interesse zu beklagen wãren. Schon desshalb 
sehen wir davon ab, uns zur Zeit über Verhältnisse weiter auszusprechen, 
welche früher zwischen dort - und diesseits behandelt wurden, und be- 
schränken uns darauf, über die jetzt obschwebenden Fragen uns zu ãussern. 
Die erste Frage anlangend, so richtete die Lehrfrau 1\1. Pauline Hoch an 
uns die Bitte, sie von ihren religiösen VerpBichtungen bezüglich des obigen 
Instituts zu lösen. Solches geschah aber erst, nachdem sie dieses verlassen 
hatte und mit der Erklärung, sie habe diesen Schritt "urn ihres Seelenheiles 
willen" gethan. Un serer PBicht gemäss, erliessen wir hierauf den diesseitigen, 
in Abschrift im Anschluss beigelegten Erlass vom 21. Juni d. J. Nro. 5858. 
Hieraus geht hervor, class wir deren Austritt nicht veranlasst oder angeordnet, 
sondern uns lediglich im Bereiche unserer kirchlichen _\mtsgewalt und PBicht 
bewegt haben. Wir wollten und wollen über die staatlichen oder bürger- 
lichen Verhältnisse der genannten Frau nichts verfügen. In Betreff der 
übrigen Fragen wegen des Verhãltnisses der Frau Vorsteherin des übrigen 
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In;tituts und der Einkleidung der Candidatinnen Hermine Koch und Stefanic 
Hanhart haben wir lediglich das uns auch yon dortseits nicht bestrittene 
Recht und un sere Pflicht ausgeübt. Sogar 

. 3 ff., 13 ff. des Regulativs yon 
181 [ berechtigen uns, die religiösen Angelegenheiten dieses In
tituts zu be- 
sorgen und eine Prüfung "in Betreff der abzulegenden Gelübde" vorzu- 
uehmen. Daraus, wie aus S
. 7, 12 des Gesetzes vom 9. October 1860 folgt, 
dass wir über die Ertheilung des Religionsunterrichts an die Candidatinnen 
und über die kirchlich erforderlichen Bedingungen zur Professablegung resp. 
Einkleidung derselben zu bestimmen haben. 'Vir haben uns weder ge- 
weigert, die fragliche Einkleidung yornehmel1 zu lassen, noch liegt an uns 
die Schuld der Yerzögerung. Schon in diesseitigem Erlasse yom 21. J\lärz 
d. J. haben wir dargethan, dass uns erst im Herbst v. J. Kenntniss yon Lier 
Existenz der genannten Candidatinnen gegeben wurde. Sie bedürfen schon 
zur ErfüIlung ihres Berufes und da sie den Catecheten besonders in der 
biblischen Geschichte unterstützen, eil1er mindestens soweit gehenden Aus- 
bildung im Religionsunterricht, als die weltlichen Lehrer. 'Vãre uns schon 
bei der Aufnahme dieser Candidatinnen die seither übliche J\littheilung ge- 
macht worden, so hâtte dieser Unterricht jedenfalls mit der staatlichen Prü- 
fung seinen Abschluss gefunden. Il1zwischen hofften wir immer, die Yor- 
stehe:in werde Yon sich aus die geeigneten Schritte bei uns thun, damit diese 
Candidatinnen in seither üblicher 'Veise die kirchliche Eil1kleidung erhalten. 
'Vir durften dies um so mehr erwarten, weil sie ihrer Kirchenbehörde gegen- 
über eine Haltung, wie keine andere frühere V orsteherin, eingel10mmen hat. 
'Vir erwãhnen hier nur, dass dieselbe auf eine rein religiöse, seelsorgerliche 
Ermahnung ihr Yerhalten in religiöser Beziehung nicht bloss uicht ent- 
schuldigt, sondern aus diesem Vorgange eine unrichtige Denunciation an die 
Staatsbehörde gemacht hat. Das Letztere geschah fast il11l11er, sobald unser 
Commissãr die Y orsteherin auf ihre religiösen Pflichten aufmerksam machte. 
Da weder dieser noch wir über soIche Anschuldigungen einlâssliche Kennt- 
niss erhielten, so nahm sowohl jener als wir Anstand, eine Aufforderung - 
insbesondere betreffs der fraglichen Einkleidung an dieselbe zu richten. Erst 
als inzwischen die Staatsministerial-Entschliessung yom 28. August d. J. er- 
folgte, wendete sich die V orsteherin am I I. v. 
lts. an uns mit der Bitte, 
die erwãhnte Einkleidung anordnen zu wollen. Unter dies en Umständen, 
und nachdem die Staatsbehörde die erwähnten Candidatinnen schon aufge- 
110mmen hatte, betrachteten wir diese Sache als res domestica. 'Vir woUten 
jede Schwierigkeit beseitigen und stellten schon in unserm Erlasse yom 12. 
v. 
1ts. Nro. 8263 an die Vorsteherin und bezw. Candidatinnen das An- 
simIen, uns den schuldigen Gehorsam in religiös - kirchlichen Verhältnissen 
zu leisten. \\
ie wir in diesem Erlasse hervorgehobell haben, verlangen die 
kirchlichen V orschriften, dass die Y orsteherin und die Profess ablegenden 
Candidatinnen in kirchlicher Hinsicht unter kirchlicher Obedienz stehen. 
Auf die weitere Bitte der Yorsteherin an unsern Commis!'är über die Be- 
deutung dieses unseres Erlasses erläuterte ihr derselbe (nach seiner Rück- 
kunft dahier) soIchen mündlich. In unserm Auftrag bemerkte der Erzbischöf- 
Hche COl11missãr der V orsteherin, die Kirchen behörde erwarte yon ihr eine 
beruhigende Erklãrung über ihre Stellung zu ersterer und zwar in rein 
religiös-kirchlicher Ilinsicht. Da die Einkleidul1g der Candidatinnen sofort 
erfolgen und die früheren, weitläutlgeren kirchlichen Prüfungen desshalb in 
diesem FaIle unterbleibell soIl ten, so dürfte es genügen, wenn die Candida- 
tinnen ihren Gehorsam gegen die K.irchenbehörde in religiös - kirchlichen 
Yerhältnissen cbenso einfach documentiren würden. Unser Commissâr machte 
die Vorsteherin auf die envâhnten kirchlichen Bestimmungen über Hue er- 
wâhnte Stellung zur Kirchenbehörde noch mit dem Anfügen aufmerksal11 f 
<lass nach den seitherigen Y orgängen und um endlich eine allseits be- 
friedigende Regelung in dieser Sache zu bewirken, die Abgabe eiller soIchen 
Erklärung angezeigt sei. Er setLte ihr wiederholt auseinander, dass sie durch 
die fragliche Erklãrung sich nur bezüglich rein religiüs-kirchlicher Yerhâlt- 
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nisse verpflichte, dadurch also in keine Collision mit ihren übrigen Verpflich- 
tungen, insbesondere gegel1über dem Staat, kommen kÖllne. Zu diesem Zweck 
schlug ihr unser Commissãr vor, die nachstehende Erklärung an uns abgeben 
zu wollen: "In Erwiderung des mir zugekommenen Ordinariats - Erlasses er- 
klãre ich anmit, dass ich in religiös-kirchlichen Beziehungen der Kirchen- 
behörde Gehorsam leistell werde. Dieser Erklãrung schliessen sich die 
unterzeichneten Candidatinnen an," Um der Vorsteherin volle Freiheit des 
Handelns zu lassen, beharrte unser Commissär nicht auf einer sofortigen Er- 
klãrung und formulirte ihr dieselbe nicht schriftlich. 'Vie aus dem be i- 
liegenden Bericht der Vorsteherin yom 19. d. .M. hervorgeht, ist dieses woh]- 
wollen de Entgegenkommen unseres Commissãrs und dessen Ansinnen an 
dieselbe von ihr durchaus entstellt worden. 'Vir haben indessen aIle Ur- 
sache anzunehmen) dass auch dieses Schriftstück nicht die eigenen Gedanken 
der V orsteherin enthãlt, sondern dass auch hier von dritter, unbefugter Seite 
mitgewirkt wird, urn jedc Yerständigung unmöglich zu machen, um den von 
dieser Seite drohenden, uns lãngst bekannten Plan durchführen zu können. 
So konnten wir bis jetzt unsere Absicht, die fraglichen Candidatinnen als- 
bald einzukleiden und dem dortigen verehrlichen Erlass vom 17. v. 1\1. zu 
entsprechen, nicht verwirklichen. U nter diesen Verhältnissen halten wir es 
auch nicht fUr wahrscheinlich, dass wir die V orsteherin überzeugen können, 
sie komme durch Abgabe obiger Erldãrung in keine Collision der Pflichten, 
weil uns von bezeiéhneter unbefugter Seite stets entgegengewirkt wird. 'Vir 
glauben hierdurch nachgewiesen zu haben, dass wir mit unserm Erlasse vom 
12. v. i\1. nicht über die Existenz der Vorsteherin, sondern über ihr reli- 
giöses Verhãltniss zur Kirchenbehörde die uns zustehende Anordnung ge- 
troffen haben. Wir könncn nach kirchlichen V orschriften keine religiöse 
Person einkleiden, deren Oberill der Kirche in religiösen Angelegenheiten 
nicht gehorsam sein will. Die Erklärung, welche wir hierwegen verlangt 
haben, wird nicht bloss jeder glãubige Katholik seiner Kirchenbehörde ab- 
geben, sondern sie ist sogar durch die berührten staatlicl1ell Bestimmungen 
gerechtfertigt. 'Vir sind mit jeder Form einverstanden, wodurch uns die er- 
währte Zusicherung gegeben würde; aber wir glauben, Hochdasselbe wolle 
uns nicht zumuthen, einen kirchlichen Act vorzunehmen, ohne dass dessen 
erforderliche Voraussetzungen existiren. Nachdem ,,'ir so den Sinn und die 
Absicht unserer seitherigen Schritte, insbesondere unseres Erlasses vom 
12. September d. J. dargelegt haben, hegen wir das Bewusstsein, dass in 
unserem Verfahren kein Grund zu irgend welchen Schritten gegell das Lehr- 
institut gefunden werden kann; wir stellen vielmehr an Hochdasselhe die 
ergebenste Bitte, die geeignete Anordnung treffen zu wollen, damit die Vor- 
steherin des Lehrinstituts Adelhausen die erwãhnte entsprechende Erklãrung 
an uns oder auch an unsern Commissãr abgebe, worauf wir die fragliche 
Einkleidung alsbald vornehmell lassen werden. gez. Orb in. 


XXXIX. 
JlIinisteriu1Il des Innern. Karlsruhe, den 30. October 1867. N roo 13776. 
Die Zustände Ùl dun katllOlischen weiblichen Lellr- und Er!.iehu.ngsinstitut 
Adellzausen ,in Freiburg betreffend. 
Erzbischöflichem Ordinariat beehren wir uns auf den Erlass vom 24. 
1. lVIts. Kro. 9564/6 ergebenst zu erwidern: "\Vohldesselben gefãllige i\iit- 
theilung entspricht zu unserm Bedauern nicht den Verlangen, welche wir in 
unserm Erlasse vom 17. d. i\1ts. dorthin zu richten genöthigt waren. - 
Gleichwohl finden wir in derselbell Veranlassung, von der unserer Seits in 
Aussicht gestellten weiteren Verfügung für jetzt noch einmal Umgang zu 
nehmen, indem wir nach 'Vohldesselben jüngsten Aeu
serungen die Hoff- 
nung nicht völlig aufgeben zu sollen glauben, die Kirchenbehörde werde die 
Unhaltbarkeit des von ihr eingenommenen Standpunktes erkennen und nicht 
durch fern ere Negirung der rechtJichen Grundlage des Lehrinstitutes Adel- 
hausen die Existenz desselben gefährden. In diesem Sinne beehren wir uns 
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auf den Erlass vom 24. d. 
I. zu bemerken: 'V ohldasselbe wünscht vor der 
Einkleidung und Vergelübdung der beiden Frauen eine Erklãrung Seitens 
der V orsteherin zu erhalten, worin letztere "in religiös-kirchlichen Beziehungen 
der Kirchenbehörde Gehorsam" zu leisten verspreche. Dieser Erklãrung 
hãtten sich die beiden Frauen Koch und Hanhart anzuschliessen. Erzbiscböf- 
liches Ordinariat stellt dieses Versprechen als ein in der That ganz unveT- 
fãngliches dar, da ein soIches nicht bloss jeder glãubige Katholik seiner 
Kirchenbehörde ablegen werde, sondern dasselbe auch durch die staatlichen 
Bestimmungen gerechtfertigt sei. Als hierher gehörige N ormen werden an- 
geführt 

. 3 und 13 des Regulativs und S
. 7 und 12 des Gesetzes vom 
9. October 1860. In den erwãhnten Bestimmungen des Regulativs ist aber 
nichts enthalten, als dass der bischöfliche Commissãr die Prüfung in Betreff 
der Gelübde anzunehmen hat und die Prãparandinnen von dem Ortspfarrer 
oder einem andern dazu geeigneten Priester Religionsunterricht erha1ten
 
Das letztere ist in vorliegendem FaIle geschehen seit October v. J. f in der 
Prüfung vor dem Bischöfl. Commissãr haben die beiden Frauen in der Re- 
ligion die Note "gut bis sehr gut" bekommen. In den 
S. 7 und 12 des 
Gesetzes vom 9. October 1860 steht nichts, was irgendwie den Anspruch 
rechtfertigen könnte, dass die V orsteherin eines katholischen weiblichen 
Lehrinstituts eine besondere Gehorsamserklãrung gegenüber der J(.irchen- 
gewalt abzugeben hãtte. Die eine Gesetzesbestimmung handelt von dem Re- 
ligionsunterricht, die andere davon, dass die Kirchen ihre Angelegenheiten 
frei und selbststãndig ordnen und verwalten. Die Lehr- und Erziehungs- 
institute sind aber bekanntlich keine kirchlichen Anstalten, bezügJich ihrer 
hat die Kirchenbehörde nur diejenigen Befugnisse auszuüben, die ihr das im 
Einverstãndnisse mit der Kirche erlassene Regulativ zuweist. Auf "kirch- 
liche Vorschriften", worauf die Vorsteherin und die "Professablegenden Can- 
didatinnen in kirchlicher Hinsicht unter kirchlicher Obedienz" stehen, könnte 
sich W ohldasselbe berufen, wenn es sich um Klöster handelte, nicht aber 
hier gegenüber den Lehrinstituten, die ihre 
orm ausschliesslich in dem Re- 
gulativ haben, das von kirchlicher Obedienz nichts weiss. Für eine der- 
artige Gehorsamserklãrung ist überall kein Anhalt gegeben, ,V ohldasselbe 
kann deren Ablegung auch nicht als eine Bedingung der Einkleidung ver- 
langen. Erzbischöfliches Ordinariat hat aber in dem mehr erwãhnten Er- 
lasse yom 24. 1. 1\1:. den Hauptpunkt unseres Ersuchens vom 17. 1. 1\1. nicht 
ganz klar beantwortct. In dem dortigen Erlasse vom 12. September 1. j. 
Nro. 8283 war nãmlich wörtlich gesagt, es könne die Aufnahme der Frauen 
erst erfolgen, "wenn die Oberin nach ErfüIlung der kirchlichen Vorschriften 
von der kirchlichen Autoritãt entweder bestellt oder anerkannt" sei. Dieser 
Satz widerspricht ausdrücklich dem 
. 29 des Regulativs und sucht der 
Kirche thatsãchlich eine Gewa1t in dem Lehrinstitut zu verschaffen, welche 
ihr rechtlich nicht zukommt. "ir werden diesen Versuch jetzt ebenso wenig 
wie vor einigen Jahren, als er bei Ernennung der jetzigen Frau Vorsteherin 
zum erstenmal gemacht wurde, dulden. Vielleicht dürfen wir in der jüngstcn 
Aeusserung 'V ohldesselben, der ErJass vom 12. v. 1\1. berühre, "die Existenz 
der Vorsteherin" nicht, die Geneigtheit erblicken, die Kirchenbehörde wenle 
die unrichtige, oben wörtlich angeführte Ansicht aufgeberi. 'Vir können 
aber nicht umhin auf der ausdrücklichen Zurücknahme des Erlasses vom 
12. v. 1\1. zu bestehen, und müssen vielmehr urn so entschiedener darauf be- 
harren, als in demselben die Nichtaufnahme der beiden Frauen Koch und 
Hanhart nicht mehr wie früher durch die angeblich nicht genügende pcrsön- 
liche Qualification derselben, sondern damit motivirt wird, dass die von 
'V ohldemselben thatsãchlich erhobenen, aber rechtlich nicht begründeten 
Ansprüche in dem Lehrinstitut Adelhausen von uns und ebenso von der 
Corporation selbst pflichtgemãss zurüchgewiesen sind. Da unser Begehren 
nur die unzweideutige Herstellung des Rechtsbodens der Lehranstalt be- 
L.weckt, l{ann die verlangte Erklãrung, sowie die sofortige Einkleidung <ler 
Frauen bei ,V ohldemselben ein Bedcnken nicht erregen. Indem wir uns 
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sonach der Hoffnung hingeben, es werde Erzbischöfl. Ordinariat dem hiemit 
ausdrücklich wiederholten Begehren yom 17. 1. !\1. im Laufe dieser "\Voche 
zu entsprechen nicht anstehen, glauben wir im Geiste versöhnlichen Ent- 
gegenkommens und im Interesse der Anstalt bis zu dieser Frist ein Auf- 
schieben weiterer 
Iaassregeln rechtfertigen zu können. gez. Jolly. 


XL. 
l1Iinisterium des Innern. Karlsruhe, den 4. November 1867. E.)ho. 13,940. 
R.Nro. 14,102. 
Zu den Acten wird be merkt, dass der ergangenen Einladung gemãss der 
erzbischöfliche Kanzleidir.ector Dr. .Maas bei Unterzeichnetem erschien und 
in dreistiindiger Besprechung eine Beseitigung der hinsichtlich des- Lehr- 
instituts Adelhausen bestehenden Anstände herbeizufiihren suchte. Nachdem 
aIle Anträge desselben, welche auf ein Fallenlassen oder Umgehen der yon 
der Grossh. Regierung gestellten Forderungen, dass nämlich der Ordinariats- 
erlass yom 12. September d. J. Nro. 8263 zurückgenommen und die Hermine 
Koch und Stefanie Hanhart bedingungslos eingekleidet wiirden, yon Unter- 
zeichnetem zuriickgewiesen waren, erklãrte schliesslich Herr :ßIaas, der Herr 
Erzbischof billige selbst nicht jenen Erlass; es möge nur eine fiir das Ordi- 
nariat nicht beleidigende Form der Zuriicknahme gefunden werden. )l ach 
langen Besprechungen hierüber stimmte Herr :\'Iaas fiir seine Person der 
folgenden, yon dem Unterzeichnesen vorgeschlagenen Formel bei, welche er 
"ad referendum nehmen wolle". Das Ordinariat wird an das )Iinisterium 
des Innern schreiben: "In unserm Erlass yom 12. September d. J. Nro. 8263 
'5011te nicht ausgesprochen werden, dass mit der bis dahin noch nicht er- 
folgten kirchlichen Anerkennung oder Bestätigung der derrnaligen Frau V or- 
steherin des Lehrinstituts Adelhausen die rechtliche Folge vertunden sei, 
dass in dasselbe keine neuen Lehrfrauen aufgenommen und eingekleidet 
werden könnten." Den längsten 'Viderspruch fand das 'Vort "eingekleidet", 
es wurde schliesslich aber auch zugegeben und anerkannt, dass die vo1'- 
stehende Erklärung völlig unverãndert und ohne abschwächenden Beisatz 
abzugeben sei. Herr 
Iaas drang ferner auf das angelegentlichste und unter 
V orschlag der verschiedendsten Formeln darauf, es möge cler Frau V or- 
steherin durch die Regierung wenigstens gestattet werden, dass sie sich 
irgendwie bei Einkleidug der neuen Lelufrauen, wobei sie mit zu functio- 
niren habe, der Kirchenbehörde zum Gehorsam in den kirchlichen An- 
gelegenheiten des Instituts verpflichte. Diese Forderung wurde unbedingt 
abgelehnt, worauf Herr :ßlaas schliesslich folgenden Vorschlag machte: Bei 
der Einkleidung habe die Vorsteherin auf Befragen ihre Ueberzeugung aus- 
zusprechen, dass die Aufzunehmenden die mit dem Gelübde übernommenen 
PBichten erfiillen wiirden; sie möge ihrer Seits damit die W orte verbinden: 
"Ich erkenne mich gebunden, dem Regulativ gemäss meine Pflichten zu er- 
füllen", worauf der Unterzeichnete dies zwar als überflüssig erklärte, aber 
zugestand, von Seiten der Regierung es nicht zu hindern oder zu verbieten, 
wenn die Frau Vorsteherin es aus freiem Willen thun wolle. Schliesslich 
wurde vom Unterzeichneten alsbaldige definitive Antwort des Ordinariats 
verlangt und auf das Bemerken, dieselbe könne vor Freitag nicht hier sein, 
dieser Tag als äusserster Termin zugestanden. gez. Jolly. 


XLI. 
Geehrtester Herr Director! Rei genaucrer Erwägung der im Verlaut 
un serer gestrigen Besprechungen und als Resultat derselben yon rnir ent- 
worfenen und VOll Ihnen ad referendum genommenen Formel einer in der 
Adelhauser Angelegenheit yon dem Erzbischöfllichen Ordinariat an das 
:NIinisterium des Innern zu richtenden Erklärung habe ich gefunden, dass 
dieselbe nicht klar genug den Sinn der yon mir festgehaltenen Sätze aus- 
drückt. Sie lässt nãmlich dem 
lissverstãndniss Raum, es sei die kirchliche 
Anerkennung oder Bestãtigung der Vorsteherin zwar nicht in der speciell 
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hervorgehobenen, vielleicht aber in irgend einer andern Beziehung noth- 
wendig. Die Grossh. Regierung hat aber in alIen ihren Erlassen, und ebenso 
habe auch ich bei unserer gestrigen Besprechung gerade diese Auffassung 
als unstatthaft zurückgewiesen und die versuchte Nichtanerkennung als illegal 
bezeichnet. Um also jenes bei der isolirten Auffassung der projectirten Er- 
kIãrung mögliche ::\Iissverstãndniss auszuschliessen, bitte ich bei Ihrem Be- 
richt an den Herrn ErL.bischof der gestern entworfenen Formel noch den 
Satz beizufügen: "indem wir mit Grossherzoglichem 1\Iinisterium des Innern 
einverstanden sind, dass die landesherrlich ernannte Vorsteherin irgend einer 
kirchlichen Anerkennung oder Bestãtigung nicht bedarf." Dieser Satz ist 
als wesentIicher Bestandtheil der Erklãrung zu betrachten, ohne dessen An- 
nahme ich die entgegenkommenden Schritte der Regierung zu meinem Be- 
dauern als abgelehnt betrachten müsste. Genehmigen Sie die Versicherung 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. Karlsruhe, 5. November 1867. Er- 
gebenst gez. Jolly. 


XLII. 
Erzbischöjliclzes Ordinariat. Freiburg, den 7. November 1867. Nro. 9896. 
Die Zustände in denz katlwlischen weíblichen Lelzr- und ErzÙdlungsinstitut Add- 
hausen in Freiburg betreffend. 
Grossherzoglichem Staatsministerium beehren wir uns im Anschluss eine 
Abschrift des Erlasses Grossherzoglichen 
linisteriums d. J. vom 30. v. 1\1., 
Nr. 137í6, gehorsamst vorzulegen. Zugleich schliessen wir die Proppsitionen 
bei, welche der Prãsident Grossherzoglichel1 
linisteriums des Innern, Herr 
Dr. Jolly, am 4. und 5. d. :r..r. dem diesseitigen Vertreter, Herrn Dr. 
Iaas, 
gemacht hat. "Vir halten es für unsere Ptlicht, einerseits die nach den be- 
stehenden Bestimmungen uns bezüglich dieses Instituts obliegenden Befug- 
nisse auszuüben, anderseits aber aUes uns .:\Iögliche dazu beizutragen, damit 
diese [ür die Erziehung der hiesigen weiblichen J ugend so erspriessliche 
Anstalt in ihrer seitherigen "Yirksamkeit erhalten bleibe. 'Vir wollen dess- 
halb die, auch in unserer gehorsamsten Vorstellung vom 23. Februar 1865, 
Nr. 1583, berührten, insbesondere auf die nunmehr anerkannte Selbststãlldig- 
keit der Kirche gestützten, kirchlichen Rechte hier nicht weiter darlegen. 
'\
ir beschrãnken uns darauf, die diesseitigen Befugnisse bezüglich der in 
Frage stehenden Professablegung im Institut Adelhausen zu begründen. In 
der berührtell ergebensten V orstellung glauben wir l1achgewiesen zu haben, 
dass uns sogar nach dem Regulativ vom 16. September 1811 die Befugniss 
zustehe, der von Seiner Königl. Hoheit dem Grossherzog ernannten V or- 
steherin dieses Instituts die kirchliche 
Iission zur Leitung der nach diesem 
Regulativ der Vorsteherin obliegenden religiösell Angelegenheiten L.U er- 
theilen. Gemãss 

. 3-8, 13f 15-18, 20, 22, 24, 26-30 dieser Verordnung 
verpflichten sich die 1\Iitglieder des genannten Illstituts, "nach den V 01'- 
schriften der Religion J esu gehorsam, arm und keusch zu leben." Sie 
legen also kirchliche Gelübde ab, welche nur die kirchliche Autoritãt an- 
nehmen und auflösen kann. Sie tragen ein geistliches Kleid und führen 
innerhalb ihrer Communitãt ein gemeinsames religiöses Leben. Sie pflegen, 
wie dies in andern von der Kirche approbirten religiösen Hãusern geschieht, 
gemeinsame, religiöse U ebungen und Andachten. Die V orsteherin leitet 
dieses religiöse Leben der Communitãt, insbesondere die Heranbildung der 
Candidatinnen "zur wahren christlichen Frömmigkeit" und zur Beobachtung 
der Gelübde, überhaupt die für aUe 
litglieder des Instituts vorgeschriebene 
.,Haus- unt! Andachtsordnung
'. Sie überwacht die Anschaffung und Lesung 
der Bücher. Sie sorgt dafür, dass ohne ihr 'Vissen keine Frau "Besuche 
annehme ausser von nahen Anverwandten und in dem dafür bestimmten 

 \n:-;prachszimmer". Die 1\1itglieder des Instituts unterstehen insbesondere 
in religiös-sittlicher Hinsicht ihrer Disciplin. Es wird also keiner weiteren 
Begriindung bedürfen, dass in diesem Institute, wie in andern katholischen, 
religiösen Genossenschaften, eine Reihe von kirchlichen Functionen ulld 
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zwar unter Leitung der Vorsteherin ausgeübt werden. Desshalb hat auch 
das Regulativ angeordnet, dass die diesseitige Genehmigung zur Ablegung 
der Gelübde erforderlich sei, dass von unserm Commissår die Berufsprüfung 
in Betreff der abzulegenden Gelübde vorgenommen werde, und dass die Ab- 
legung der Gelübde vor dem Erzbischöflichen Commissãr geschehe. Das 
Regulativ hat die kirchliche l\Iitwirkung bei der Auflösung der Gellibde, die 
kirchliche Aufsicht liber das religiöse Leben in diesem Institut, die Auf- 
stellung der Beichtvãter des Instituts durch uns, die 
litwirkung bei der 
Disciplin über die !\Iitglieder (s. 28 i. f.) anerkannt. Der s- 29 dieses Re- 
gulativs gesteht zwar "dem Landesherrn" das Recht zu, "eine der 
icht- 
gewãhlten zur V orsteherin zu ernennen, wenn diese zum Amte würdiger ge- 
funden wird." Der Erzbischöfliche Commissãr hat aber bei der Leitung der 
"\Yahl einer V orsteherin mitzuwirken und wir werden von der Ernennung 
oder Bestãtigung einer V orsteherin in Kenntniss gesetzt. Letzteres geschah 
bis jetzt zu dem Zwecke, damit wir der Vorsteherin die kirchlichen Func- 
tionen übertragen. Die letztere diesseitige Befugniss ist nicht bloss in der 

atur der Sache-, im bestehenden Recht, sondern auch durch die seitherige 
U ebung begründet. Es ist allseitig anerkannt, dass Niemalld, auch kein 
Lehrer, religiöse Functionen ohne die kirchliche ßlissio ausüben darf. Die 
Kirchengesetze schreiben vor, dass die !\Iitglieder einer religiösen Genossen- 
schaft gemãss ihren Gelübden und der Regel des Hauses ibrer Oberin Ge- 
horsam schuldig sind, dass dieser Gehorsam ein religiöser ist und dass die 
V orsteherin bezüglich der Seelenführung ihrer :r..litglieder der kirchlichen. 
Autoritåt unterstehe. Das Regulativ übertrãgt der Vorsteherin eine Reihe 
kirchlicher FunctiClnen, woraus folgt, dass sie diesel ben nur nach erfolgter 
kirchlicher :r..rissiun ausüben kann. Seit dem Bestehen des Regulativs wurde 
der Kirchenbehörde nicht bloss die oben erwähnte lVIitwirkung bei der Lei- 
tung des Instituts belassen, sondern die ernannte oder gewãhlte V orsteherin 
wurde von uns bestãtigt und in ihren kirchlichen Dienst von uns eingeführt. 
So sprach der !\Iinisterialerlass vom 23. October 18 I I, No. 8748, gegenüber 
dem Ordinariat Bruchsal aus: "Die bisherigen Frauenklöster sind als Lehr- 
und Erziehungsinstitute in einer religiösen Verbindung belassen worden." 
Gemãss dem Erlasse des Grossherzoglichen Kirchendepartements vom 10. Sep- 
tember 181 I
 \Vomit dem Vicariat Constanz das Regulativ mitgetheilt wurde, 
wirkt "zu der Ausführung der neuen Einrichtung in jedem eingekommenen 
Fall der bischöfliche Commissãr nach der Bestimmung und Absicht des Re- 
gulativs mit". Hierauf gestützt, erliess das bischöfliche Vicariat am 24. Juni 
18 I 2 eine Instruction an den bischöflichen Commissãr, wonach dieser über 
die religiöse Amtsführung der V orsteherin zu wachen, zu beo bachten hat: 
"ob sie ihr Amt mit Klugheit und Sanftmuth führe, ob die religiöse Zucht 
und Ordnung" gehandhabt werde, ob die Frauen mit ihrem Stande, ihrer 
Oberin und ihren 
Iitschwestern zufrieden seien. Der bischöfliche Commissãr 
hat nach dieser Instruction den religiös-sittlichen J\tlångeln abzuhelfen, sich 
unter J\Iitwirkung der Oberin zu vergewissern, ob eine Candidatin den Beruf 
und den freien vVillen zur Ablegung der G-elübde habe. Er hat bei der 
Visitation des Instituts über die dort gebrauchten Bücher und über die Be- 
folgung "der Clausur" nach 
. 27 des Regulativs zu wachen. Er ist ver- 
pflichtet, bei der Visitation des Ha"uses die Vorsteherin und die Frauen über 
die Handhabung der "religiösen Disciplin", des religiösen Lebens, der geist- 
]ichen Uebungen zu befragen. Noch in dem, durch Erlass Grossherzoglichen 

Iinisteriums des Innern vom II. December 1862, No. 15,194, anher mit- 
gctheilten Bericht des Grossherzoglichen Oberkirchenraths vom 29. November 
1862 ist vom "halb]dösterlichen Leben dieser Institute und von der Staats- 
aufsicht gegenüber den J{.irchenbehörden und klösterlichen Instituten" die 
Rede; die Aufsicht über dieselben als Lehranstalten wurde dem Gross- 
her.wglichen Oberschulrath, dagegen die Handhabung der übrigen staatlichen 
Rechte dem Grossherzoglichen 
linisterium des Innern unterstellt. In dem 
Erlass Grossheuoglicher R egierung des Oberrheins an das Bischöfliche 


. 
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Constanz'sche Ordinariat vom 26. l\Iai 1809, No. 6065, ist hervorgehoben: 
"an der Einrichtung und Leitung der neu einzurichtenden Institute muss 
dem Staat soviel als der K.irche gelegen sein." Desshal b soIl der ,,\V ahl 
der Y orsteherin nicht bloss ein Ordinariats-, sondern auch ein Regierungs- 
Commissãr beiwohnen und die Bestätigung . . . auch bei Grossherzog1icher 
Regierung eingeholt werden". Hiemit stimmte der Ordinariatserlass yom 
20. October 1810 überein. Gemåss dem .Ministerialerlasse yom 28. Februar 
und dem Ordinariatserlasse vom 14. l\Iärz 18 I 2 wurde die Lehrfrau :Magda- 
lena Schuler als V orsteherin des obigen Instituts landesherrlich und bischöf- 
lich beståtigt. Dasselbe gescha.h am 18. Februar r 8-J.8 bezüglich der zur 
V orsteherin gewählten Frau Bernharde Billharz. Es dürfte hiernach keinem 
Zweifel unter1iegen, dass auch nach der Bestimmung des Regulativs die Vor- 
steherin dieses Instituts der kirchlichen Bestätigung bezw. 1\lissio zur U eber- 
nahme der ihr nach dieser Bestimmung zustehenden religiösen Functionen 
bedarf. In dem diesseitigen Erlasse vom 26. v. 1\1:., No. 9564, haben wir 
Grossherzoglichem 1\1inisterium des Innern nachgewiesen, dass die yon Seiner 
Königl. Hoheit dem Grossherzog ernannte Vorsteherin des Instituts weder 
urn die seither übliche kirchliche Bestätigung, noch urn die erwåhnte kirch- 
liche 
Iissio bei uns angesucht hat. Gemäss
. 13 der. oft genannten Ver- 
ordnung haben die Candidatinnen den Religionsunterricht durch einen dazu 
geeigneten Priester zu empfangen. Ehe wir die gemäss 
. 12 des Gesetzes 
yom 9. October 1860, uns zustehende Religionsprüfung der Candidatinnell 
Koch und Hanhart abgenommen haben, und ehe die gemäss 
. 3 des Re- 
gulativs uns zustehende Prüfung bezüglich der abzulegenden Gelübde yon 
uns vorgenommen wurde und die diesseitige Genehmigung zur .A_blegung 
derselben und Einkleidung erfolgt ist, wurden diese Candidatinnen durch dortige 
höchste Entschliessung yom 28. August d. J. No. 818 als "yollberechtigte 
l\1itglieder der genannten Anstalt ernannt". \Vir haben uns gegen die durch 
diesen Act geschehene Verletzung der S
. 3 und 7 des Regulatiys darauf 
beschrånkt, durch unsern an Grossh. :Ministerium des Innern gerichteten 
Erlass vom 12. September d. J. No. 8262 die Rechte der Kirche J;U wahren. 
Als aber hierauf die V orsteherin des Instituts an den diesseitigen Com- 
missär die Anfrage stellte, was zur Einkleidung dieser Candidatinnen kirch- 
licherseits erfordert werde, hielten wir diese Angelegenheit für eine rein 
kirchliche und machten durch unsern Erlass vom 12. September d. J. 
No. 8263 die Yorsteherin im Allgemeinen auf die bestehenden kirchlichen 
V orschriften bezüglich der Stellung der Y orsteherin gegenüber der kirch- 
lichen _\.utorität aufmerksam. \Vie erwåhnt, ist die Entscheidung über die 
kirchliche Berufsprüfung der Candidatinnen auch nach dem Regulativ ledig- 
lich uns überlassen. Hiernach und da die Kirche in diesem ihrem Gebiete 
selbstständig ist, muss ihr auch überlassen bleiben, die Bedingungen für 
diesen kirchlichen .Act wenigstens in soweit festzusetzen, als keine bestehende 
Bestimmung verbietend entgegen tritt. Es besteht aber kein Verbot, wor- 
nach die Kirchenbehörde yon der Y orsteherin des fraglichen Instituts und 
von den Candidatinnen bei der berührten .:ßerufsprüfung nicht verlangen 
kann, dass sie der Kirche das Yersprechen des kirchlichen Gehorsams in 
religiösen Angelegenheiten und zwar gemäss der berührten bestehenden Be- 
stimmungen leisten. Das seitherige Yerhalten der V orsteherin des Instituts, 
allderseits aber unsere Absicht, derselben, wenn irgend möglich, die er- 
wähntcn kirchlichen Functionen zu übertragen, also der Grossherzogl. Re- 
gierung entgegen zu kommen, bestimmte uns, das erwähnte Ansinnen an di'e 
Frau Y orsteherin zu rich ten. \Yir erklären hier wiederholt, dass wir mit 
unserm berührten Erbsse Yom 12. September d. J. nicht aussprechen woll- 
ten, dass die landesherrliche Ernennung der V orsteherin des obigen Insti- 
stuts die Einkleidung der fraglichen Candidatinncn hindele. \Vir konnten 
die von dieser V orsteherin vcrlangte Professablegung und die ihr voraus- 
gchende Berufsprüfung desshalb nicht vornehmen, \Veil nach den bestehen- 
den Bestimmungen die Oberin bei diesen kirchlichen Functionen mitzuwirken 
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hat. Hiezu, wie überhaupt zur Ausübung religiöser Functionen bedarf sie 
aber der kirchlichen 11:issio. Diese wollten wir ihr, wie erwähnt f ertheilen, 
ehe uns der l\Iinisterialerlass Yom 17. September d. J. wegen der Vergelüb- 
dung und Einkleidung der erwähnten Candidatinnen zukam. Bevor der 11ini- 
sterialerlass v6m 17. Oct. d. J. No. 13,140 sich über den diesseitigen Erlass 
yom 12. September d. J. beschwerte, erläuterten wir denselben dahin, dass 
wir die staatlicbe Ernennung der Vorsteherin nicht in Frage stell ten, son- 
dern yon ihr lediglich die Erklärung verlangen, dass sie in religiös - kirch- 
lichen Beziehungen der Kirchenbehörde Gehorsam leisten werde. Urn jedem 
11issverständnisse vorzubeugen, erklären wir, dass wir die fragliche Ein- 
kleidung lediglich nach seitheriger Uebung alsbald vornehmen und die Yor- 
steherin gemäss 

. 3 und 4 des Regulativs hiezu beiziehen werden, sobald 
diese nicht gehindert wird, sich uns gegenüber dahin zu erklären, dass sie die 
ihr gemäss der erwähnten Bestimmung obliegenden, religiösen Pflichten er- 
füllen wolle. In diesem FaIle versteht es sich von selbst, dass wir den dies- 
seitigen Erlass yom 12. Sept. d. J. als gegenstandslos erklären. Dieses unser 
Begehren an die Frau V orsteherin ist nicht nur in der garantirten, freien 
Religionsübung der Katholiken, wornach diese in religiösen Angelegell- 
heiten der Kirchenautorität unterstehen, begründet, sonderl1 es entspricht 
sogar dem Regulativ yon 181 I und der seitherigen obenberührten Praxis. 
Würde aber die Grossherzogliche Staatsregierung erklären, dass uns nicht 
einmal die seither von uns ausgeübte Einwirkung auf die, auch in dem 
Rcgulativ statuirten, religiösen Angelegel1heiten dieses Instituts zustehe, 
und dass dessen Vorsteherin wie die :Mitglieder desselben bezüglich ihres 
religiösen Lebens uns nicht unterstehen, so könnten wir in diesem Institut 
den yon uns verlangten kirchlichen Act nicht vornehmen, dessen sogar in 
dem Regulativ anerkannten V oraussetzungen fehlen. In diesem FaIle würde 
die Grossherzogliche Regierung das Regulativ umgehen. ,,"P"ir können nicht 
anerkennen, dass dieses katholische Institut bezüglich des gemeinsamen 
religiösen Lebens in demselben lediglich einer nicht katholischen reinel1 
Staatsbehörde unterstehe. Indem wir diess nicht thun, verletzen wir kein 
bestehendes Recht, treten keiner Anordnung der Staatsbehörde entgegen 
und erfüIlen wir unsere Pflicht. 'Venn wir uns weigern, die fragliche Ein- 
kleidung vorzunehmen, falls deren erwähnte Voraussetzung nicht nur nicht 
existiren, sondern diese lediglich eine Formalität sein sollte, so wollen wir 
nur etwas rechtlich und moralisch U nmögliches nicht thun. 'Venn man 
uns nicht gestattet, die auch im Regulativ anerkal1nten kirchlichen Befug- 
nisse in diesem Institut auszuüben, so müssen wir zwar gegen die Verletzung 
der bestehenden Bestimmungen Verwahrung einlegen, werden aber die bis- 
herigen Functionen sistiren, bis die fraglichen Verhältnisse auf rechtlichem 
Wege geregelt sein werden. 'Vir müssten es im Interesse der hiesigen 
Katholiken beklagen. wenn unsere so sehr entgegenkommenden Y orschläge 
nicht mit einer gleichen, noch in dem Telegramm des Herrn Präsidenten 
Jolly Yom 2. d. :r..:L in Aussicht gestellten Versöhnlichkeit Seitens der Gross- 
herzoglichen Staatsregierung aufgenommen würden. 'Yir würden es schmerz- 
lich bedauern f wenn durch factischen Ausschluss der kirchlichen l\litwirkung 
der Zweck dieser für die katholische Erziehung und Bildung der hiesigel1 
J ugend so wohlthätigen Anstalt z. Z. nicht erfüllt werden könnte. 'Vir 
glauben aber nachgewiesen zu haben, dass die berührten Fragen nicht von 
uns hervorgerufen wurden, dass wir keine bestehende Bestimmung verletzt 
und zur friedlichen Lösung dieser Angelegenheit alles uns l\Iögliche beige- 
tragen haben. So kann in unserm Verhalten in dieser Sache kein Grund 
zum Einschreiten gegen das Institut Adelhausen gefunden werden. U eber- 
dies berührt ein allenfallsiger Conflict über die Competenz der Staats- und 
Kirchenbehörde die rechtliche Existenz und Verfassung des Instituts selbst 
nicht. Die Grossherzogliche Staatsregierung kann desshalb in keinem FaIle 
die Existenz, den Zweck und die Einrichtung dieses durch 
. 42 des R. D. 
H. Art. I [ des IV. bad. Organ.-Edicts yom 14. Februar 1803 und
. 20 
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der Verfassungsurkunde garantirten Instituts ohne unsere 
Iitwirkung alte- 
rIren. Hiernach bittcn wir Hocl1dasselbe, entweder die V orsteherin des 
Lehrinstituts Adelhausen veranlassen resp. ihr freistellcn zu wollen, uns 
die envähnte ErkIärung mündlich oder schriftlich abzugeben, worauf wir 
die gewünschte Einkleidung alsbald vornehmen werden, oder uns die Vor- 
nahme eines rechtIich und moralisch unzulässigen kirchlichen Acts nicht 
zumuthen und die AnstaIt selbst in ihrem seitherigen Bestand höchstgeneigt 
be1assen zu wollen. gez. Orbin. 


XLIII. 
llIÙzisterium des Innern. Die Zustände ,in dent katholischen weiblicltell, 
Lehr- und Er-::,ielumgs-bzstitztt AdellzauseJl betreffend. 
Sr. Königl. Hohcit dem Grossherzog (zum GrossherzogJichen Staats- 
ministerium) haben wir unter Vorlage unserer 
\.cten ehrerbietigst vorzu- 
tragen: Die Frage der Aufnahme der beiden Frauen Hermine Koch und 
Stefanie Hanhart als Lehrfrauell in das Lehrinstitut Adelhausen in Freiburg, 
in Betreff deren wir schon einmal unter dem 27. August d. J. unterthänig- 

ten V ortrag zu erstatten in der Lage waren, l1at ein Verfahren des Erz- 
bischöflichen Ordinariats in jenem Institut theils veranlasst, theils erkennen 
lassen, welches eine entschiedene Verletzung des Regulativs yom 16. Septbr. 
18 I I, der rechtlichen Grundlage jener Anstalt, enthält. .Aehnliche Ver- 

uche wiederholen sich seit J ahren in fast ununterbrochener Reihe, ohne 
dass es in jedem Augen blick möglich ist, die nicht selten kleinlichen An- 
griffe gegen das Gesetz so zurückzuweisen, wie es sich gebührt. Unter 
diesen Verhä1tnissen ist aber das Lehrinstitut Adelhausen in Erfüllung 

einer Aufgabe gehemmt, es ist in seinem rechtJicl1en Zweck und "\Yesen 

o erschüttert, dass wir, so sehr die Beseitigung eines solchen altehrwürdigen 
Instituts zu beklagen sein mag, doch die Aufiösung desselben im Interesse 
cler ....t\.utoritãt der Gesetze und der Staatsregierung für geboten erachtcn. 
Der Fall, welcher die neuesten Anställde herbeigeführt hat, ist folgender: 
Hermine Koch und Stefanie Hanhart, welche bereits an Ostern 1864 also 
Aspirantinnen in das Lehrinstitut Adelhausen eingetreten und nach vor- 
"ichriftmässig bestandener V orprüfung mit dießseitigem Erhtss yom 22. 
Iai 
1866, No. 6í9'2, als Candidatinnen nach 
. I des Regulativs zugelassen 
waren, haben im Herbst vorigen J ahres auch die Hauptprüfung vor dcm 
landesherrlichen Prüfungscommissãr gut bestanden, worauf mit diesseitigem 
Erlass yom 22. November v. J., No. 14,812, die Genehmigung zur Auf- 
nahme der beiden Candidatinnen unter die Lehrfrauen des Lehrinstituts, 
sowie zu deren Einkleidung und V crgelübdung nach s. 3 des Regulativs 
ertheilt wurde. Der Erzbischöfliche Commissãr nahm aber diesen Frauen 
die Prüfung in Betreff des Gelübdes (s. 3 des Regulativs) nicht ab, angeb- 
lich weil dieselben den erforderlichen Religionsul1terricht noch nicht erhaltcn 
hätten. Diese Verzögerung widerstrebt dem naturlichen Sinn des Regulativs 
(S
. 3 und 13), wornach die beiden Prüfungen als gleichzeitig oder un mittel- 
bar aufeinander folgend gedacht sind, nicht minder der bisherigen U ebung 
und der Natur der Sache. Die kirchliche Prüfung bezieht sich nãmlich 
nicht darauf, ob die aufzunehmenden Candidatinnen fåhig sind, Religions- 
unterricht zu ertheilen - dazu sind sie nicht berufen -, sondern nur 
darauf, ob sie ernstlich gewillt und vorbereitet sind, die vorgeschriebenen 
Gelübde abzulegen. Darüber kann der Eubischöfiiche Commissiir bei Can- 
didatinnen, welche bereits seit 21/2 J ahren in dem Lehrillstitut verweiltcn, 
sehr rasch sich die erforderliche Sicherheit verschaffen. Gleichwohl ver- 
fuhren die wcltlichen Bchörden aus achtungsvoller Scheu vor immerhin 
möglichen religiösen Bedenken mit äusserster Schonung und Zurückhaltung. 
Der landesherrliche Commissãr legte erst nachdem schon seit ,MQnaten 
Religionsunterricht an die beiden Frauen ertheilt, und nachdem seine Corre- 
spondenz mit dem Erzbischöflichen Commissär erfolglos geblieben war, im 
Februar d. J. die Sache Grossherzoglichem Oberschulrath vor, welchcr 
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darüber am 15. Februar d. J. an diesseitige Stelle berichtete. 'Vir wendeten 
uns hierauf wiederholt und rnit ausführlicher Begründung an Erzbischötliches 
Ordinariat mit der Bitte um Beschleunigung ohne ein anderes Resultat zu 
erzielen, als dass wir mit Erlass vom 6. Juni d. J. die Nachricht erhielten, 
der Religionsunterricht mit den beiden Frauen sei bis zu der Lehre von 
den 10 Geboten nach dem grossen Diöcesankatechismus vorangeschritten, 
d. h. es seien von einem Lehrbuch von 239 Seiten während jenes acht- bis 
neunmonatlichen Unterrichts 1[3 Seiten absolvirt worden. Nachdem eine 
erneute Vorstellung unsererseits, in welcher wir namentlich betonten, dass 
den beiden Frauen, welche längst aIle Ptlichten wirklicher Lehrfrauen er- 
füllten, unmöglich ohne vollwichtigen Grund die Rechte von solchen vor- 
enthalten werden könnten, () ,V ochen lang ohne aIle Antwort geblieben 
war, stellten wir mit ehrerbietigstem Vortrag vom 27. August d. J. den 
Antrag, Eure Königliche Hoheit wolle uns gnädigst ermächtigen, einst- 
weilen zu Beseitigung eines Uebelstandes die beiden Frauen Hermine Koch 
und Stefanie Hanhart gegen Uebernahme aller regulativmässigen Ptlichten 
.lU vollberechtigten l\1itgliedern des Lehrinstituts Adelhausen zu erklären, 
welchem Antrag rnit Staatsministerial-Entschliessung vom 28. August d. J., 

 o. 8 [8, die höchste Genehmigung zu Theil wurde. Der Erlass, durch 
welchen wir Erzbischöfliches Ordinariat von dieser Entschliessung benach- 
richtigen, kreuzte sich mit einem Erlass dieser Stelle vom 3 I. August d. J., 

o. 7903, in welchem diese in Enviderung unserer früheren die baldige 
Einkleidung der beiden Frauen betreffendem Erlasse uns benachrichtigt, 
dieselben hätten die Religionsprüfung mit der 
ote "gut bis sehr gut" be- 
standen, die kirchliche :Mission zum Religionsunterrichte erhalten, und es 
werde mit Rücksicht auf die obwaltenden Umstände von Ertheilung weiteren 
Religionsunterrichts an dieselben Umgang genomrnen. Es ist uns nicht 
bekannt, ob der Religionsunterricht für Hermine Koch und Stefanie Han- 
hart seit Juni so beschleunigt wurde, dass mit ihnen der ganze Diöcesan- 
katechismus durchgegangen ist, oder ob der Unterricht, ohne zu Ende 
geführt zu sein, Ende August plötÛich abgebrochen wurde. "\-Vir glaubtell 
uns jeder Anfrage darüber um so mehr enthalten zu sollen, als die f beiden 
Frauen ertheilte :Mission zum Religionsunterricht nach den bestehenden 
Einrichtungen, nach welchen die Lehrfrauell solchen Unterricht nicht geben, 
ohne Bedeutung ist. 1m Uebrigen konnten wir dem nicht ganz klaren 
Erlass Erzbischöflichen Ordinariats vom 31. August. d. J., No. 7903, nur 
die Bedeutung beilegen, die Einkleidung der beiden Frauen werde nunmehr 
erfolgen, da es in Enviderung auf unser Ersuchen urn baldige Einkleidung 
erklãIte, das einzige Hinderniss, welches nach den bis dahin ergangenen 
kirchlichen Erklårungen derselben entgegengestanden, sei in einer flir die 
beiden Frauen höchst ehrenvollen ,\
 eise beseitigt. 'Vir sistirtell desshalb, 
um aus Rücksicht auf die Kirchenbehörde jeden aussergewöhnlichen Schritt 
zu vermeiden, den Vollzug der Staatsministerial-Entschliessung vom 28. August 
d. J., welche wegen Unwohlsein der Frau Vorsteherin nicht sogleich der 
Communität hatte verkündet werden können, und ersuchten unter Benach- 
richtigung hievon mit Erlass vom 17. September d. J., No. '1,825, Erz- 
bischötliches Ordinariat nochmals, nunmehr, nachdem das bisher angegebene 
Hinderniss weggefallen, die Einldeidung vorzunehmen. Es hat dem Erz- 
bischöflichen Ordinariat niclÜ gefaIlen, auf diesen eine Antwort zu geben. 
Dagegen theilte uns der landesherrliche Commissär der beiden katholischen 
weiblichen Lehr- und Erziehungsinstitute in Freiburg einen Ordinariatserlass 
vom 12. Sept. d. J., No. 8363, mit, an "die landesherrlich bestellte Vor- 

teherin" des Lehrinstituts, wornach dieser eröffnet wurde, es dürfe die Pro- 
fessablegung, "die kirchliche A ufnahme in eine geistliche Genossenschaft", 
erst dann erfolgen, wenn die Oberil1 derselben "nach Erflillung der kirch- 
lichen V orschriften von der kirchlichen Autoritãt entweder bestellt oder an- 
erkannt" sei, und wenn die l\Iitglieder einer solchen Genossenschaft "in 
ihren kirchlich-religiösen Beziehungen der Disciplin der Kirche unterstehen". 
Friedberg, Der Staat u. d. Kirche. 20 
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Für die Grossherzogliche Regierung lag nun die Sache wesentlich anders. 
"\Yährend sich bisher die Differenz lediglich darum gedreht hatte, ob die 
lange Verschleppung der Einkleidung mit der angeblich noch nicht yoll- 
endeten religiösen U nterweisung zu rechtfertigen oder zu entschuldigen sei, 
ergibt sich nun, dass die Kirchenbehörde den Boden des Regulativs yoll- 
ständig zu verlassen und den Streit anlässlich der landesherrlichen Ernennung 
der Frau Bertha "\Yirth zur V orsteherin - I I. December 1863 - zu er- 
neuern sich anschickt. Damals schon wurde die Existenz dieses Instituts in 
Frage gestellt, weil die Kirchenbehörde klare und unzweideutige Bestim- 
mungen des Regulativs nicht flnerkennen wolIte, und via facti neben dem 
Lehrinstitut ein Kloster wieder herzustellen versuchte. :\1it diesseitigem Er- 
lasse vom 19. Januar 186+, Xo. 679, wurde der Kirchenbehörde ausdrück- 
lich erklårt, dass die Staatsregierung jede Discussion über den Grund und 
die Regel des rechtlichen Bestehens der katholischen weiblichen Lehr- und 
Erziehungsinstitute müsse ablehnen, da als Grund und Regel ganz evident 
nur das Regulativ angesehen werden könne. In dem gleichen Erlasse war 
die alsbaldige Auflösung des Instituts als nothwendige Folge weiterer Yer- 
letzung dieses recht1ichen Fundaments in Aussicht gestellt. Der oben- 
erwähnte Ordinariatserlass vom 12. September 1. J. geht aber wieder von 
den gleichen Gesichtspunkten aus, dIe 1864 so entschieden zurückgewiesen 
werden mussten. "\Yieder ist von einer "Oberin" des Instituts gesprochen, 
die yon der kirchlichen Autorität bestellt oder anerkannt werden müsse, 
w
ihrend das Regulativ nur die von dem Landesherrn bestätigte oder er- 
nannte V orsteherin kennt (
. 29 des Reg.); wieder ist behauptet, das Lehr- 
institut sei eine geist1iche Genossenschaft, während schon der Eil1gang de:-. 
Regulativs ganz deutlich sagt, dass es nur uoch weibliche Lehr- und Er- 
ziehungsinstitute in dem Grossherzogthum Baden gebe; 'wieder ist behauptet, 
die 
litglieder der "geist1ichen Genossenschaft" unterst
inden in ihren kirch- 
lich-religiösen Beziehungen "der Disciplin" der Kirche, während die Lchr- 
frauen als soIche tals Privatpersonen stehen sie zur Kirche in dem gleichen 
V erhä1tnisse, wie jedes andere :ßIitglied der Kirche) nur die Pflichten iu 
erfüllen haben, wie sie das Regulativ ihnen auferlegt. "\Yir haben bei dieser 
Sachlage das Erzbischöfliche Ordinariat mit Erlass vom 17. October 1. J. er- 
sucht, den mehrgedachten Erlass vom 12. September l. J. durch eine aus- 
drückliche Erklärung zurückzunehmen und ohne Verzug zur Einldeidung der 
Hermine Koch und Stefanie Hanhart zu schreiten. Es musste eine I<Clar- 
stellung der Angelegenhelt eintreten, da UlIter den Streitigkeiten, wie sie in 
dem Lehrinstitut Adelhausen seit 1863 hen.orgerufen worden waren, der 
einzige Zweck der Anstalt, Erziehung und Un.tenveisung der weiblichen 
Jugend, schwer beeinträchtigt wird, und in Folge der jetzigen Schwierig- 
keiten sich kaum Doch Candidatinnen zum Eintritt in das Institut tì.nden 
dürften f während die Zahl der Lehrfrauen schon jetzt so weit gesunken ist, 
dass ihre Kräfte für den Unterricht kaum mehr genügen. Unterm 2{. Oct. 
1. J. (No. 9564/66) hat sich die Kirchenbehörde auf die ganz bestimmte 
Forderung yom 17. gl. l\Its. erklärt; der Hauptpunkt war in dem Erlasse 
jedoch umgangen und eine Erfüllung der staatlichen Begehren yon unzu- 
lässigen Bedingungen abhängig gemacht. Es ist einfach unrichtig, wenn die 
Kirchenbehörde behauptet, "sie sei sogar" durch das Regulativ und die Ge- 
setzgebung yon 1860 berechtigt, über die kirchlich er[orderlichen Bedingungen 
zur Professablegung der Einkleidung, als die yon dem bischöflichen Com- 
missär abzunehmende Prüfung bezüglich der Gelübde zu entscheiden. Die 
Vorsteherin hat zur Kirchenbehörde keine andere Stellung, als sie ihr da
 
Regulativ vorschreibt; das Regulativ kennt keine Gehorsamserldärung, die 
gegenüber yon der Kirchengewalt durch die Y orsteherin und die neu aufzu- 
nehll1enden Frauen abzulegen wäre; es kennt keine kirchliche Obedienz. 
"\Yenn die Kirchenbehörde erklärt, ihr Erlass yom 12. Sept. 1. J. "habe 
hiernach keine Anordnung über die Existenz der Vorsteherin, sondcrn über 
ihr religiöses Verhältni'is zur Kirchenbehörde" getroffen, so vergisst das 
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Erzbi::,chöfliche Ordinariat den oben erwähnten ,V ortlaut, wodurch die Oberin 
von der Kirchenbehörde entweùer "bestellt oder anerkannt" sein müsse; die 
Vorsteherin als solche steht aber auch, abgesehen von diesem Kardinal- 
streitpunkt, in keinem besondern Verhältnisse zur Kirchengewalt. Es gibt 
keine Idrchlichen Y orschriften, die hier maassgebend wären, da nur das Re- 
gulativ bezüglich der Institute maassgebend ist. Die Behauptung, als ob der 
,\
 unsch der Einkleidung der beiden Frauen Seitens der V orsteherin erst am 
1 I. September 1. J. überhaupt vorgetragen worden sei, thut im Hinblick auf 
unsere dringenden und wiederholten Ersuchen urn V ornahme dieser Einklei- 
dung, wie wir sie vom 28. Februar d. J. an gestellt, den Thatsachen geradezu 
Gewalt an. Die Erwiderung des Ordinariats vom 14. October 1. J. steht bei 
allem Ausweichen bezüglich der Frage, wie die V orsteherin zu bestellen, auf 
dem gleichen Boden, wie die früheren Auslassungen; es wollen die Anstalten 
getrennt werden in Schulen, über welche der Staat, und in Klöster, über 
welche die Kirche zu verfügen habe. Die Institute sind aber einheitliche 
Anstalten, sie sind nur Lehr- und Erziehungsinstitute und es ge1ten nur die 
V orschriften des Regulativs. In dies em Sinn verständigen wir die Kirchen- 
behörde durch Erlass vom 30. October d. J., No. 13,776, und wiederholen 
am Schluss unsere Forderungen vom 17. October 1. J. Auf den \Vunsch 
des Herrn Erzbischofs, mit dem Unterzeichneten die schwebende Streitsache 
durch eine Vertrauensperson in mündlicher Verhandlung beizulegen, wurde 
auch dieser Versuch noch gemacht. Das Ergebniss ist in den Acten- 
bemerkungen vom 4. und 5. d. 
Its. niedergelegt. Es bestand im \Vesent- 
lichen darin, dass, entsprechend dem \Vunsch des Erzbischöflichen Commis- 
särs, für die Zurücknahme des Ordinariatserlasses vom 12. September d. J. 
wenigstens eine diese Stelle nicht kränkende Form zu finden, bei der Be- 
sprechung, bezw. durch ein von dem Unterzeichneten am 5. d. !\I. an jenen 
Commissär gerichtetes ergänzendes Schreiben eine Formel des 'Viderrufs 
entworfen und erklärt wurde, wenn die Frau Vorsteherin bei Einkleidung 
der neuen Lehrfrauen aus freiem \Villen aussprechen wolle, sie bekenne sich 
gebunden, dem Regulativ gemäss ihre Pflichten zu erfüllen, so werde die 
Grossherzogliche Regierung diese zwar überflüssige, aber nicht gesetzwidrige 
Erklärung nicht verbieten. Der Erzbischöfliche Commissär nahm die Re- 
sultate der Besprechung ad referendum, worauf die ehrerbietigst angeschlossene 
Erklärung des Erzbischöflichen Ordinariats vom 7. d. .tvIts., No. 9796, erfolgte, 
welche der Herr Erzbischof in einem Begleitschreiben vom 8. d. 
Its. aus- 
drücklich und mit dem Ersuchen billigt, dieselbe, wenn wir sie für nicht ge- 
nügend erachten, zur höchsten Entscheidung vorzulegen. \Vir kommen diesem 
Ersuchen hiermit nach, indem wir der Ansicht sind, dass die Grossherzog- 
liche Staatsregierung sich in der That mit dieser Erklärung nicht beruhigen 
kann. Die entscheidenden Sätze derselben lauten: ,,'Vir erklären hier wieder- 
holt, dass wir mit unserm berührten Erlass vom 12. September d. J. l1icht 
aussprechen wollten, dass die landesherrliche Ernennung der Vorsteherin 
des obigen Lehrinstituts die Einkleidung der fraglichen Candidatinnen hindere. 
\Yir konnten die von dieser Vorsteherin verlangte Professablegullg und vor- 
ausgehende Berufsprüfung desshalb nicht vornehmen, weil nach den be- 
stehenden Bestimmungen die Oberin bei diesen kirchlichen Functionen mit- 
zuwirken hat. Hiezu wie überhaupt zur Ausübung religiöser Functionen 
bedarf sie aber der kirchlichen !\Iission. Diese wollten wir ihr, wie erwåhl1t, 
ertheilen, ehe nns der ßIinisterialerlass vom 17. Sept em ber d. J. wegen der 
Verge1übdung und Einkleidung der erwähnten Candidatinnell zukam. Bevor 
der :\Iinisterialerlass vom 17. October d. J., No. 13,140, sich über den dies- 
seitigen Erlass vom 12. September d. J. beschwerte, erläuterten wir den- 
selben dahin, dass wir die staatliche Ernellnung der V orsteherin nicht in 
Frage stellen: sondern von ihr lediglich die Erklärung verlangell, dass sie 
in religiös - kirchlichen Beziehungen der Kirchellbehörde Gehorsam leisten 
\Verde. Urn jedem ßlissverständniss vorzubeugen f erklären wir, dass wir die 
fragliche Einkleidung lediglich nach seitheriger Uebung alsbald vornehmen 
20* 



3 08 


Beilage XLIII. 


und die Vorsteherin nach 

. 3 und -I- des Regulativs hiezu beiÚehen wer- 
den, sobald diese nicht gehindert winl, sich uns gcgenüber dahin zu cr- 
klären, dass sie die ihr gemäss der erwãhnten Bestimmungen obliegenden 
religiösen pflichten erfüIlen wolle. In diesem FaIle versteht es sich yon 
!'elbst, dass wir den diesseitigen Erlass yom 12. September 1. J. als gegen- 

tandslos erldãren. 'Yir unterlassen es, die absolute Unklarheit und den 
'Yiderspruch hervorluheben, weIcher zwischen den einzelnen SãtL;en dieser 
Erklärung besteht; wir beschrãnken uns in thatsãchlicher Beziehung auf die 
Bemerkung, dass uns yon einer unserm Erlass yom 17. October d. J. vor- 
angehenden Erlãuterung des Ordinariatserlasses yom 12. September d. J. 
nichts bekannt ist, undo bemerken in rechtlicher Beziehung nur das Eine, 
dass in den in der Erklärung des Ordinariats für das Yerhãltniss der V or- 
.,teherinnen cìtirten 

. 3 und 4 des Regulativs yon diesen gar keine Rede 
ist. Der entscheidende Punkt ist, wie wir glauben, der, dass die Kirchen- 
behörde darauf beharrt, dass die nach 
. 29 des Regulativs landesherrlich 
ernannte V orsteherin in FoIge dieser Ernennung noch nicht aIle mit diesem 
Amte verbundenen Rechte und Attribute hahe, sondern dass sie zu voller 
'Virksamkeit ihrer Stellung in allen Beziehungen der kirchlichen Bestäti- 
gung bediirfe. Damit wird clas Regulativ, die rechtliche Grundlage des In- 
stituts, eben so entschieden verletzt, wie durch den weiter erhobenen An- 
spruch, die Vorsteherin als soIche (nicht als 
Iitglied der Kirche) habe sich 
in den religiös-kirchlichen Angelegenheiten des Instituts der Kirchenbehörde 
zum Gehorsam zu verpflichten. Es wird damit aufs Neue der Versuch ge- 
macht, in das Lehrinstitut Adelhausen einen Dualismus einzuführen, welcher 
dem Regulativ durchaus widerspricht, und UlIter welchem, wie die Erfahrung 
der letzten Jahre gezeigt hat, das Institut, statt eine gedeihliche "\Virksam- 
keit zu entfalten, die QueUe fortgesetzten Aergernisses wird. 
 achdem bei 
Ernennung der gegenwärtigen Frau Vorsteherin der Versuch, ilu eine sog. 
kirchliche Oberin an die Seite zu steIlen, misslungen war, wurde und wird 
:,ie noch fortwährend auch in dem jüngsten Erlass des Ordinariats yom ï. 
d. :\1. so behandelt, als fehle ihr etwas an der vollen .Amtswürde als Vor- 
steherin; es geht dies so weit, class in den an sie gerichteten Ordinariats- 
erlassen geflissentlich vermieden wird, ihr den ihr zukommenden Amt.,titel 
zu geben. Der Erzbischöfliche Commissär bei clem Lehrinstitut .Adelhausen 
trug kcin Bedenken, persönIich unberechtigte Zumuthungen an die Frau Vor- 

teherin zu stell en, urn sie zu bewegen, dass sie ihre regulativmässigen Amts- 
pflichten yerletze und den rechtswidrigen 
\nsprüchen der Kirchenbehörde 
sich füge, wie dies aus der bei unseren Acten betìndlichen protokollarischen 
Erklärung der Frau Vorsteherin yom 18. October d. J. hervorgeht. Die Ein- 
mi
chung der Kirchenbehörde hat den Anlas::; zu ununterbrochen [ort- 
dauernden Dissidien unter den Lehrfrauen gegeben; auf diese Quelle ist das 

-\ergerniss zurückzuführen, welches vor zwei Jahren durch das Benehmen 
des Katecheten Beckert den Schülerinnen und der Bürgerschaft Freiburgs 
gegeben wurde. '\Tir sehen, da die oberste Kirchenbehörde auch nach ihrer 
neuesten Erklärung auf ihreni Standpunkte Lehant, welcher, indem er das 
ganze RechtsverhäItniss des Lehrinstituts verwint und negirt, nothwendig 
zu neuen Zerwürfnissen führen muss, kein anderes 
Iittel zur Beseitigung 
eines an sich unertrãglichen und die Autorität der Staatsregierung schwer 
beschädigenden Zustandes, als die .Aufhebung des Instituts, weIches unge- 
achtet der rühmlichsten Anstrengungen der Frau V orsteherin und des pflicht- 
mässigen VerhaItens einer grössern Anzahl der Lehrfrauen doch unter den 
bestehenden Verhältnissen seiner Aufgabe nicht mehr entspricht unci mit den 
Zwecken des Staates in Collision gerãth. In Betreff der Rechtsfrage können 
wir uns kürzer fassen. . Die rechtliche Grundlage des Lehrinstituts ...\del- 
hausen ist das Regulativ yom 16. Februar 18l I, dass seiner Seits die da- 
malige Landesgesetzgebung zur Voraussetzung hat. In dieser war zur Rege- 
lung der Verhältnisse der verschiedenen in Folg
 der Ereignisse im Beginn 
dð Jahrhunderts der Krone Baden angefallenen geistlichen Be<;itlungen 
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,durch das erst im Jahr 1860 aufgehobene 1. Con st.-Edict yom 14. 1Iai 1807 
Art. IX in Betreff der Klöster bestimmt worden: "Das Y ermögen der Ordens- 
gesellschaften gehört nicht zu dem gesellschaftlichen Kirchen-, sondern zu 
dem gemeinen Staatsvermögen und fällt demnach, so oft jene aufgehoben 
werden oder erlöschen, dem Staat, jedoch mit Lasten und Y.ortheilell, an- I 
heim, mithin auch mit der Pflicht, die fortdauernden kirchlichen oder Staats- 
zwecke, als Seelsorge, Jugendunterricht, Krankenverpflegung u. dgl., ander- 
weit hinlänglich zu begründen." Auf G-rund dieses Rechtssatzes wurden 
durch das Regulativ yom 16. Februar 181 I die wenigen damals noch be- 
stehenden Frauenklöster dieses kirchlichen Charakters entkleidet und in 
eigenthümliche Corporation en mit dem ausschliesslichen Zweck, für den 
weiblichen Unterricht zu sorgen, umgewandelt. Dass die bisherigen Frauen- 
klöster nur noch weibliche Lehr- und Erziehungsinstitute sein sollen, wird 
gleich im Eingang des Regulativs ausdrúcklich gesagt, wómit auch der ganze 
übrige Inhalt desselben übereinstimmt, überdies war in den Schreiben an 
die beiden bischöflichen Vicariate (zu Constanz und Bruchsal) yom 7. Sep- 
tember 1810 ausdrücklich erklärt, die Umschaffung der Frauenklöster in 
Lehrinstitute sei wie eine Klosteraufhebung anzusehen, ein Satz, welcher, 
als mit der Landesgesetzgebung im Einklang stehend, yon jenen Kirchen- 
behörden selbstverständlich keinen 'Viderstand fand. Die Oberaufsicht über 
das Vermögen der regulati vmässigen weiblichen Lehr - und Erziehungs- 
institute wurde, dem angedeuteten Rechtsstandpunkt entsprechend, stets aus- 
schliesslich yon weltlichen Behörden, den Kreisregierungen und ihren Amts- 
vorgängerinnen, seit der neuen Verwaltungsorganisation durch den Verwal- 
tungshof geführt. Ueber Corporation en bestimmt das II. Const.-Edict yom 
14. J uli 1806 in Art. IX.: J ede "Körperschaft" bleibt stets dem landesherr- 
lichen Auflösungs- und Umgestaltung.srecht unterworfen für jene Fälle, wo 
ihr Zweck durch Ausartung oder Verällderung der Umstände mit dem Staats- 
zweck in Gegenstoss verfållt. 1m Auflösungsfall wird das Einbringen der 
lebenden J\1itglieder zu einem ihnen rückfålligen Eigenthum, soweit es nicht 
als Erkauf einer Lebsucht zugleich angesehen werden müsste und diese 
Lebsucht durch Pensionirung oder auf andere Art fortgereicht würde, in 
welchem Fall es Demjenigen zufällt, welcher diese leistet; das Stiftungsgut 
(worunter Alles einzubegreifen ist, was yon einzelnen Eigenthümern zu Be- 
förderung des Zweckes der Körperschaft eigens gewidmet worden und dessen 
Widmung noch bekannt und erweislich ist) muss zu andern fortdauernden 
Z wecken, die den vorigen am nächsten sind, verwendet werden; das Er- 
rungenschaftsgut aber, nämlich jenes, was theils durch Einbringen ver- 
storbener Gesellschaftsglieder, theils sonst auf jede andere gemeine Erwerbs- 
weise erworben oder vorgespart worden, wird zu herrenlosem Gut. Nach 
den Ausführungen, wie wir sie oben über den seit Jahrell genährten Zwie- 
spalt in dem Lehrinstitut Adelhausen der Allerhöchsten Kenntniss ehr- 
erbietigst unterbreitet, dürfte es eines Beweises nicht weiter bedürfen, dass 
der bei Aufrechterhaltung der erwåhnten Lehranstalt verfolgte Staatszweck 
nun nicht mehr zu erreichen ist; die Landesregierung wollte eine eillheitlich 
geleitete weibliche Lehranstalt: der Zweck des Kirchenregiments ist die 
"\Yiederaufrichtung eines Klosters, beide Zwecke sind im "Gegenstoss" wie 
der Gesetzgeber sich ausdrückt. Nach Auflösung der Corporation lassen sich 
mit dem Yermögen derselben nicht nur Zwecke verfolgen, die "den vorigen 
am nächsten sind", \Vie das Gesetz verlangt, sondern gerade die ursprünglich 
gewollten Zwecke selbst können alsdann in vollständiger 'Yeise erreicht 
werden. Das Vermögen wåre daher seiner Bestimmung als katholische Stif. 
tung für den Unterricht der weihlichen Jugend in der Stadt Freiburg ein- 
fach zu erhalten. Die aus 1Iitteln der Stiftung gegründete Schule solI 
leisten, was die derzeitige Institutsschule, und es dürfte in der erst ern , so- 
weit sie an die Stelle der jetzigen Schule tritt, kein höhere's Schulgeld als 
bisher erhoben werden. Hierllach wäre dem Interesse der J ugendbildung 
und den Interessen del' Freiburger Einwohnerschaft allseitige Rücksicht ge- 
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tragen. Die derzeitigen :\Iittel der AnstaIten bestehen in einer jãhrlichen 
Einnahme yon 15,794 fl., das Yermögen der Corporation betrug am I. :\Iai 
d. J. 288,004 fl. Da fast ausschliesslich liegende Güter das Vermögen bilden, 
lãsst sich bei sorgfältiger Verwaltung auf eine betrãchtIiche Steigerung der 
Einnahmen hoffen. Es können aUs clem Erträgniss daher sowohl die Kosten 
für die Schulzwecke entnommen, als auch die Pensionen der jetÚgen Lehr- 
frauen bestritten werden, und es ist gegründete Aussicht vorhanden, dass 
clUS den dann noch verbleibenden Ueberschüssen eine alIen Anforderungen 
der Zeit entsprechende höhere Töchterschule ganz oder theilweise dotirt 
werden kann. Ueber die Höhe der Ruhegehalte, deren rechtliche Basis in 
den oben erwähnten Bestimmungen des II. Const.-Edicts beruht, dürfte das 
diesseitige !\Iinisterium nach Prüfung aller einschlãgigen Verhältnisse am 
zweckmässigsten Verfügung treffen. _\.ls maassgebend wird hiebei jedenfalIs 
zu gelten haben, dass die dienstunr.1.higen Frauen eine etwas erhöhtere Pen- 

ion erhalten müssen, als die noch dienst- und erwerbsfåhigen. Urn nun bei 
_\.uflösung der Corporation die von dieser geleitete Schule möglichst ohne 
Unterbrechung fortzuführen und auch in den gesammten Verhãltnissen des 
weiblichen Schulwesens der Stadt wenig zu ändern, glauben wir folgenden 
"\Veg einschlagen zu sollen: Das Vcrmögen der aufgelösten Corporation 
würde mit den oben erwähnten, durch höchste Entschliessung präcisirten 
Auflagen und Zwecksbestimmungen zunächst der Stadtgemeinde Freiburg zur 
Yerwaltung überwiesen, wobei jedoch natürlich über dieses Stiftungsvermögen 
hesondere Rechnung geführt werden müsste. Die Bestimmung des 
. 6 des 
Gesetzes yom 29. Juli 1864 und des S. 14 der VoIlzugsverordnung yom 
30. August 1864 steht nicht entgegen, weil die Stiftung, wie bisher, so auch 
künftig nicht ausschliesslich V olksschulzwecke, sondern auch die Förderung 
höhern weiblichen Unterrichtes zur Aufgabe hat. Die Gemeindebehörde ist 
aber am geeignetsten, die Verwaltung vorerst zu übernehmen, weil ihr die 
Ueberleitung der Sache in den neuen Zustand rechtlich obliegt. Sie ist 
nämlich gesetzlich verpflichtet, für den weiblichen V olksschulunterricht in 
Freiburg durch Herstellung und Unterhaltung einer dem Schulgesetz ent- 

prechenden Schule zu sorgen. Es kann ihr aber auch gestattet werden, 
dieser Verbindlichkeit durch eine andere, das Gleiche leistende und nach den 
Vorschriften der Oberschulbehörde eíngerichtete Schule zu genügen, wenig- 

tens während des U ebergangsstadiums und so lange, als nicht yon einer 
berechtigten Seite begründete Einsprache erhoben wird. V oraussichtlich wird 
aber den "\Vünschen und Bedürfnissen der Freiburger Bürgerschaft am besten 
entsprochen werden, wenn die Schule yon Adelhausen zunãchst möglichst 
unverändert durch die bisherigen Lehrfrauen. fortgeftihrt wird, und es darf 
angenommen werden, dass jedenfalls eine grössere Anzahl dieser Frauen 
bereit sein wird, die bisher gerne und mit Erfolg geübte Thätigkeit auch 
fernerhin zu üben, wogegen sie selbstverständlich neben der ihnen auszu- 
werfenden Pension noch eine weitere Vergütung yon der Stadtgemeinde zu 
beanspruchen hätten. Nach diesen Grundzügen dürfte die Umwandlung der 
Schule ohne aIle Störung vor sich gehen. Es würde der U nterricht nach 
wie vor yon Lehrerinnen ertheilt, das Schulgeld bliebe auf dem gleichen 
niederen Satz, die Resultate wären sicherlich wenigstens die gleichen, ja in 
kürzester Frist könnte mit den reichen 
Iittcln in krãftiger Hand ftir eine 
intensivere Jugendbildung Erhebliches geschehen. Statt der endlosen :\Iiss- 
helIigkeiten in dem früheren Lehrinstitut, die ihre Schatten auch in die 
Schule werfen mussten und müssen, wäre die Schule sich selbst wieder- 
gegeben. 1m Interesse der Jugendbildung und in dem, wie uns scheint, un- 
abweisbaren Gebot der Aufrechterhaltung der Staatsautorität erlauben wir 
nns den unterthänigsten Antrag zu stellen: Eure Königliche Hoheit wollen 
allergnãdigst auszusprechen geruhen: Das weibliche Lehr- und Erzichungs- 
institut Adelhausen in Freiburg ist aufgelöst, die derzeitigen Lehrfraucn 
(worunter nuh der Staatsministerial- Entschliessung yom 28. August 1. J., 
Xo. 818, aucb die 
Iitglieder Hermine Koch und Stefanie Hanhart gehë;rcn) 


. 
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erhalten angemessene Pensionen. Das Vermögen der aufgehobenen Cor- 
poration wird hiemit, entsprechend seinem bishcrigen Zwecke, als katholisch- 
we1tliche Stiftung für aIle Stufen des Unterrichts der weiblichen Jugend in 
der Stadt Freiburg gewidmet. Aus den Stiftungsmitteln ist zunãchst eine 
katholische Schule zu errichten, die jedenfalls das G leiche zu leisten hat 
wie die bisher von dem Lehrinstitut geleitete; an dieser neuen, an Stelle der 
bisherigen tretenden Schule darf ein höheres Schulgeld als das hergebrachte 
nicht erhoben werden. Die Verwaltung des katholischen weltlichen Stiftungs- 
vermögens wird vorerst dem Gemeinderath der Stadt überwiesen; es ist jedoch 
gesonderte Rechnung zu führen und die Rechnungsabhör wie bisher von dem 
G-rossherzoglicheñ Verwaltungshof zu besorgen. 
Iit dem weiteren Vollzug 
wird das !\Iinisterium des Innern beauftragt. 


XLIV. 
Jlinisterium des Innern. Karlsruhe, den 15. November 1867. Nr.14,596. 
Die Zu.stãnde ,in dem katlzolischen weiblichen Lehr- und Erziehungs-Institut 
,A.delhausen betreffend. 
Der Gemeinderath der Hauptstadt Freiburg wird hiemit in Kenntniss 
gesetzt, dass Se. Königliche Hoheit der Grossherzog nach höchster Ent- 
schliessung aus Grossherzoglichem Staatsministerium vom 14. d. 
I., Nr. lo65
 
allergnädigst auszusprechen geruht haben: Das weibliche Lehr- und Er- 
;;iehungs-Institut Adelhausen in Freiburg ist aufgelöst; die derzeitigen Lelu- 
frauen (worunter nach der Staatsministerial-Entschliessung vom 28. August 
1. J. 
r. 818 auch die 
Iitglieder Hermine Koch und Stefanie Hanhart 
gehören) erhalten angemessene Pensionen. Das Vermögen der aufgehobenen 
Corporation wird hiermit entsprechend seinem bisherigen Zwecke als 
katholisch - weltliche Stiftung für aIle Stufen des U nterrichts der weiblichen 
Jugend in der Stadt Freiburg gewidmet. Aus den Stiftungsmitteln ist zu- 
nãchst eine katholische Schule zu errichten, die jedenfalls das Gleiche zu 
leisten hat, wie die bisher von dem Lehrinstitut geleitete; an dieser neuen, 
an Stelle der bisherigen tretenden Schule darf ein höheres Schulgeld als 
das hergebrachte nicht erhoben werden. Die VerwaItung des katholischen 
weltlichen Stiftungsvermögens wird vorerst dem Gemeinderath der Stadt 
überwiesen, es ist jedoch gesonderte Rechnung zu führen und die Rech- 
nungsabhör, wie bisher, von dem Grossherzoglichen VerwaItungshofe zu 
besorgen. !\Iit dem weiteren V ollzuge wird das 
Iinisterium des Innern. 
heauftragt. gez. Jolly. 


XLV. 
Erzbischöjliches Ordinariat. Freiburg, den 21. November 1867. Nr. 10,298. 
Die Zustãnde in dem katholischen weiblichen Lelzr- 1l1zd Erzielzungs- Institut 
ddelhausen betrejJend. 
Grossherzoglichem Staatsmillisterium beehren wir uns ergebenst vorzu- 
tragen: \Vir müssen gegen den in :Nr. 272, Beilage der "Karlsruher Zei- 
tung" vom 17. d. :M., abgedruckten Vortrag Grossherzoglichen 
Iinisteriums 
des Innern Verwahrung einlegen, weil in diesem un sere Erklãrungen und 
Anträge theils unrichtig aufgefasst, theiIs in wesentIichen 
[omenten unvoll- 
ständig dargestell t sind, weil darin überhaupt die Rechts - und Sachlage 
nicht richtig dargelegt ist. Die Diensthandlungen des Erzbischöflichen Com- 
missärs sind nach der beiliegenden Erklärung desselben in jenem V ortrag 
unrichtig dargethan. Durch die auf diesen 
[inisterialvortrag erfolgte höch
te 
Staatsministerial- Entschliessung vom 14. d. 
r. ist eine kirchliche Corpora- 
tion, ein religiöses, katholisches Erziehungs-Institut aufgehoben unù seinem 
katholisch-kirchlichen Zweck entzogen worden. Diese 
rassregel ist in den 
actenmässigen Vorgãngen nicht begründet. \Vir verwahren uns dagegen, 
als ob wir die bestehenden Bestimmungen über die fraglichen Institute ver- 
letzt haben. Dieses ist vielmehr von der Grossherzoglichen Regierung 
gesGhehen, indem sie, abgesehen von früheren Vorgängen, ohne dass die 
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yorgc ..chriebene \'" ergelübdung der Candidatinnen Koch und Ilanhart erfolgt 
ist, solche als vollberechtigte 1\Iitglieder des Instituts erklärte, und indem 
die Grossherzogliche Regierung die sogar im Regulativ vorgeschriebenen 
religiös-kirchlichen Verpflichtungen der V orsteherin und der Frauen negirte. 
"Ïr legen dagegen Verwahrung ein, dass das lnstitut Adelhausen durch 
das Regulativ '"on 1811 zu einer nicht kirchlichen resp. nicht katholischen 
reinen Staatsanstalt gemacht worden sei. Es ist nicht richtig, dass dieses 
Regulativ, welches nur über die innere Eillrichtung des "Lehrinstituts" Yer- 
fügungen getroffen hat, etwas über die rechtliche Existenz dieses Institub 
al:; kirchlicher Corporation verfúgen wollte oder konnte. Vielmehr musste 
und muss gemäss 
S. 42, 63 des Reichsdeputations -Hauptschlusses, Art. II 
des IV. bad. Organ.-Edicts yom 14. Februar 1803 und S. 20 der Verfassungs- 
urkunde dieses Fraueninstitut als katholisch-kirchliche Corporation erhaIten 
bleiben. Desshalb gehört das Yermögen diesec nicht sãcularisirbaren kirch- 
lichen Corporation nicht zu clem Staats-, sonderll zum katholischen Kirchen- 
'-ermögen, und muss, sogar nach Aufhebung des Instituts, als solches und 
für katholisch-kirchliche Zwecke erhalten bleiben. Es steht der Grossherzog- 
lichen Staatsregierullg schon gemäss 
. lodes Gesetzes yom 9. October I8()0 
und der Verordnung vom 20. November 1861 in keincm FaIle zu, ohne 
unsere 1\.fitwirkung katholisch - kirchliches V ermögen 
einem kirchlichen 
Zwecke zu entziehen. \Yàre dieser Fond aber auch (\Vie llicht der Fall) 
cine katholische Schulstiftung, so müsste er nach bestehcndem Recht unter 
katholischer YenvaItung stehen. Die VerwaItung desselben darf also uicht 
der politischen Gemeinde anvertraut werden. \Yir müssen desshalb gegen 
die höchste Entschliessung Yom 14. d. 1\1., wodurch das katholische Institut 
Ade1hausen augelöst und dessen Vermögen, anstatt in katholische Verwal- 
tung, der politischen, confessionell gemischten Gemeindebehörde Freiburg 
übergeben wurde, ja sogar diese Stiftung ihrem katholisch-kirchlichen Zwecke 
cntzogen und zu staatlichen Schulzwecken verwendet werden will, die Rechte 
der Kirche und der Katholiken wahren. \Vir protestiren gegen diesen Ein- 
griff in die. Rechte und das Eigenthum der Kirche und der Katholiken, 
gegen diese Verletzung der corporatÏ\"en Freiheit und der katholischen 
Erziehung. U e berdies behaItell wir uns vor, im \Yege Rechtens die 
katholisch-kirchlichel1 Rechte an diesem Institut und kirchlichen Yermögen 
zur Anerkennung zu bril1gen. gez. Kübel. 


XLVI. 
ErJ.:lärung des ErzbÚcluifliclzeu Commissärs des Leltr- wzd Er1fr1l11mgs- 
Iustillits Adelhausen lzier. 
In dem Vortrage. welcher am I{. d. 
I. über die Zustände des katho- 
lischen weiblichen Lehr- und Erziehung's-Instituts A.dclhausen Sr. KönigL 
Hoheit dem Grossherzog vom )Iinisterium des Innern erstattet wurde, kommt 
die Stelle vor: "Der Erzbischöfliche Commissär bei clem Lehrinstitut Adel- 
l1ausen trug kein Bedenken, persönlich unberechtigte Zumuthungen an die 
Frau V orsteherin zu steIlen, urn sie zu bewegel1, dass sie ihre regulativ- 
mässigen Amtspflichten verletze und den rechtswidrigen Ansprüchen der 
Kirchenbehörde sich füge, wie dies aus der bei unsern Acten betì.ndlichen 
protocollarischen Erklärung der Frau Vorsteherin yom 18. October d. J, 
J1ervorgeht." Dcr unterzeichnete Ef.lbischöfliche Commissär des Lehrinstitut:- 
Adelhauscn sieht sich veranlasst, hierauf zu erklären: Abgesehen yon dem 
Urnstande, dass hier an allerhöchster Stelle cine bedeutende Beschuldigung 
auf einseitigc Denunciation gegen mich ausgesprochen wird, während ich nie 
darüber gehört wurde, muss ich den ganæn Inhalt diescr Beschuldignng für 
unrichtig erklärel1. Die Y orsteherin hat an mich die Anfrage 
erichtet, 
welche kirchliche Yerpflichtungen !'ie gemäss clem Ordinariats-Erlass yom 
12. September d. J. zu erfüllen habe. Kraft höhern Auftrags und meiner 
Amtspflicht als Erzbischöflicher Commissär dieses Instituts habe ich dic 
,yo orsteherin auf die, auch im Regulati\" von 1811 anerkanute, kirchlich- 
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religiöse Bedeutung ihrer Stellung zu dem bevorstehenden kirchlichen Acte 
-.der Vergelübdung und Einkleidung aufmerksam gemacht. Zugleich habe 
ich und zwar ebenfalls in V ollzug des mir ertheilten Auftrags, den be- 
rührten Erlass dieser Stelle vom 12. September d. J. der V orsteherin dahin 
erläutert, es werde von ihr nur verlangt, dass sie dem Erzbischöflichen 
Ordinariate erkläre, der Kirche in "religiös-kirchlichen Beziehungen Gehor- 
.sam" leisten zu wollen. Ich habe diese Limitation des verlangten Gehor- 
sams wiederholt und ausdrücklich betont; und weit entfernt, sie zur Ver- 
letzung ihrer regulativen Verpflichtungen bewegen zu wollen, habe ich im 
Gegentheil auf die einschläglichen Paragraphen des Regulativs mich berufen, 
we1che den religiösen Charakter dieser Anstalt unwidersprechlich erhalten. 
Freiburg, den 21. Kovember 1867. gez. \Veickum. 
XL Y11. 
Erzbischöfliches Hochwürdiges Ordinariat! Hochdemselben beehre ich 
mich Folgendes geziemendst mitzutheilen: Nachdem mir die beiden hohen 
Erlasse yom 31. August und I. September d. J. durch den hochwürdigell 
erzbischöflichen Commissär, Herrn Domcapitular \Veikum, mitgetheilt worden 
waren, wendete ich mich an denselben mit einem ergebenen Schreiben vom 
2 I. v. J\Its.: :1\lontag, den 14. wurde ich nun yon Herrn Domcapitular 
\Veikum mit einem Besuche beehrt, und wenn ein derartiger persönlicher 
Yerkehr an sich den Umständen und den Bedürfnissen der Leitung des mir 
anvertrauten Instituts auch in erfreulicher \Veise entspricht, und wenn ich 
auch ferner rühmend hervorheben muss, dass Herr Domcapitular \Veikum 
die Unterredung mit einer dem weiblichell Gemüthe wohlthuenden Freund- 
lichkeit im Gang zu erhalten bemüht war, so fühlte ich mich durch den 
YerJauf und Schluss derselben seither in me in em Innern so bedrängt, dass 
ich es nicht anders über mich zu gewinnen vermag, als mich unmittelbar 
an Hochdasselbe zu wenden. Die Spitze des Ansinnens, weIches Herr 
Domcapitular \\
 eikum mir stellte, besteht nämlich darin, ihm die Erklärung 
schriftlich zu geben, dass ich mich den geistlichen Behörden in Gehorsam 
unterwerfe. Dieselbe schriftliche Erklärung sollten die beiden Candidatinnen 
Hermine Koch und Stefanie Hanhart gieichzeitig unterzeichnen und sei dies 
geschehen, so solIe Alles vergessen sein, die V orprüfung aisbaid und des 
andern Tages schon die Einkleidung selbst vorgenommen werden. Dieses 
Yerlangen ging im Lauf der Unterredung in eine Forderung über und 
steigerte sich nach meiner Auffassung zu einem Befehl, mit dem Beifügen, 
dass, wenn ich mich llicht dazu verstehe, dafür gesorgt werde, in all en 
Bliittern zu veröffentlichen, dass man das \Venige, das gefardert worden sei, 
venveigert habe. Ich fühle mich stark genug, selbst einer solchen Steige- 
rung einer gemachten Forderung in dieser Reihenfolge \Viderstand zu leisten, 
\Venn mein Gewissen mit einer solchen Forderung in \Viderstrelt geräth. 
In dieser Beziehung verlange ich niemais das V orrecht der weiblichcn 
Schwäche anerkannt zu wissen und desshalb konnte ich mich auch nicht 
entschliessen, sofort auch die mir gestellten Antrãge einzugehen. Ich erzähle 
übrigells aus dem Gedächtnisse. Denn obschon Herr Domcapitular \Veikum 
seine Forderung schriftlich abgefasst vorlas, liess er mir auf meine Bitte 
keine soIche zurück, sondern statt dessen (und dies hat mir die grösste 
Besorgniss eingeflösst) wurde gegen mich geradezu die Erwartung ausge- 
sprochen, dass die Erkliirung meiner Unterwerfung mir in die Feder dictirt 
und ich solche unterzeichnen \Verde. Dies wäre nach meiner Ansicht nicht 
mehr bIos Gehorsam und nicht mehr bIos Unterwerfung, sondern gänzliche 
Yerleugnung aller Zurechenbarkeit und Verantwortlichkeit. Denn weIcher 
gewissenhafte :Mensch, der sich bestimmter gegen Andere übernommener 
l'flichten bewusst ist, kann dieser Pflichten so yergessen seill, class er 
ich 
sagar des Rechtes seine Gedanken zu ordnen, sein Inneres zu erforschen, 
und von der ihm von Gott verliehenen Gabe der Ueberlegullg Gebrauch 
zu machen, vÖllig begibt! \\
äre Herr Domcapitular \\
 eikum nicht mein 
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geistlicher Vorgesetzter und nicht 
Iitg1ied des hohen erzbischötlichen Ordi- 
nariats, so hätte ich in seinen Zumuthungen geradezu eine Vernichtung 
meiner Persönlichkeit und meiner christlichen Ptì.ichthaftigkeit erblicken 
müssen; aber auch so ftihIte ich mich durch die mir gemachten Zumuthungen 
im höchsten Grade gedemüthigt; denn von jedem andern 
Ienschen aus- 
gegangen, hätten sie mir als der Ausdruck der Verachtung erscheinen 
müssen. Da.lu kömmt aber Hoch, dass ich mir bewusst bin, und dass dies 
dem Rerrn Domcapitular \\T eikum bekannt ist, dass das Institut Adelhausen 
unter einer zweifachen Oberleitung besteht, dass der \\Tille der Grossh. 
Regierung und jener der' Kirchenobrigkeit sich gegenseitig durchkreuzen 
und dass daher die UnterweJ fung unter die geistliche Behörde in dem Sinne, 
\Vie sie mil' gefordert wurde, die Verletzung des Gehorsams gegen die Gross- 
herzog1iche Regierung leicht mit sich bringen könnte. \Vie konnte ich 
daher die abgeforderte schriftliche Erklärung von mir geben, ohne vorher 
den mir zunächst vorgesetzten landesherrlichen Commissär davon in Kennt- 
niss zu setzen! Ich konnte und durfte dies urn so weniger thun, als jene 
zwischen Staats- und Kirchengewa1t abgeschlossene Vereinbarung, welche 
bis dahin mehr als 50 Jahre hindurch in anerkannter \Yirksamkeit bestund, 
die einzige Grundlage für den Bestand des Instituts ist und eine einseitige 
Abweichung davon dieses in die grösste Gefahr bringen könnte, aber auch 
für mich zugleich eine Verletzung del' Ptlichten wäre f in die ich nicht erst 
durch U ebernahme des V orsteheramtes eingetreten bin, sondern die ich beim 
Eintritt in das Raus durch Ablegung der Gelübde beschwören musste. Ich 
hätte mich durch Unterzeichnung einer solchen Erklärung der Falschheit 
und Doppelzüngigkeit, also einer sehr schweren Sünde schul dig gemacht. 
Dabei konnte ich mir doch nicht verhehlen, dass die Regierung, indem 
sie mich zur V orsteherin ernannte, ein besonderes Vertrauen in mich setzte, 
wenigstens das Vertrauen, dass ich nicht heimlich ihr zuwiderhandeln würde, 
während ich mich ihr offen ergeben zeige. Ich hätte mich eines förmlichen 
Verraths schuldig gemacht. Ich kann kaum glauben, dass es eine kirch- 
liche Vorschrift geben sollte, kraft welcher ich eine schriftliche Erklärung, 
wie die mir vorgelegte abzugeben hätte. Ich kann es urn so weniger 
glauben, weil, so vie I ich weiss, wedel' eine meiner V orgängerinnen noch 
eine meiner Schwestern je eine solche zu geben hatte, und soweit mil' die 
Ptì.ichten meines Amtes bekannt sind, ich in meiner Lage stets sorgsamst 
bemüht gewesen bin, dieselben gegen die Kirche, wie gegen den Staat mit 
gewissenhaftester Treue zu erfüllen. In diesen schweren Gewissensnöthen 
nun in die 
Iitte gestellt zwischen zwei Obere, welche beide die Erfüllung 
sich möglicher \Veise widerstreitender Prlichten von mir verlangen, wende 
ich mich vertrauensvol1 an hohe Kirchenbehörde. Wenn es sich um einen 
Gehorsam gegen den Einen handeIt, der mit dem schuldigen Gehorsam 
gegen den Andern im \Viderspruch steht, so sagt mil' me in unbefangene
 
Bewusstsein f meine weibliche EinfaIt, und mein christliches Gemüth: Ich 
dürfe kein l\Iehr und kein \Veniger des Gehorsams auf die \\Tagschaale 
legen lassen. Ich werde mich nie überreden, dass ich der weItlichen Be- 
hörde mehr Gehorsam zu leisten habe als der gei
lichen; eben
o wenig 
aber auch umgekehrt. Ich werde das mir anvertraute Institut, so lange ich 
ihm vorstehe, in dem Geiste zu leiten bestrebt bleiben, wie ich ihn von 
jeher seit den vielen Jahren, die ich der Communität angehöre, ,'or mir 
gesehen habe. 
Iein Innerstes sagt mil', dass, wenn seit den vielen J ahren 
sich mein Gewissen nie zu ängstigen gehabt hat, dies auch fortan nicht 
der Fall sein \Verde. Dies ist meine einzige Richtschnur, und wenn, sei es 
die Grossh. Regierung, sei es die geistliche Behörde von mir begeluen 
würde, von den übernommenen Ptlichten abzuweichen, so bliebe mil' als 
Frau von Ehre nichts übrig, als del' Rücktritt von meinem schweren Amte. 
Dieses Amt ist mir ungeachtet seiner schweren Bürde, der tiefen 
chmerzen 
und Thränen, die es mil' schon verursacht, und vielleicht gerade des Duldens 
wegen, das bis dahin damit verbunden gewesen, so lieb geworden. Denn 
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in meiner Berufsstelle das Kreuz weiter zu tragen, halte ich geradezu für 
ein Opfer, das ich dem lieben Gott darbringen zu können auserwählt bin. 

ichts destoweniger aber würde ich I):lich zum Rücktritt schon längst ent- 
schlos-sen haben, wenn nicht die Zuversicht in mir leben würde, dass die 
Verhãltnisse endlich sich zum Besten gestalten würden. So lange ich 
diese Hoffnung hegen darf, werde ich, so lange ich im Stande bin, geduldig 
und ergeben ausharren und zur Läuterung meiner Seele die Prüfungen 
durchmachen, die durch den Kampf sich entgegenstehender Pflichten leider 
für mich hervorgerufen werden. 
Iein ganzes Leben ist Unterwerfung und 
Hingebung an meinen göttlichen Schöpfer und Gehorsam gegen die von 
ihm gesetzten Obrigkeiten. ßIit diesem Sinne bin ich in die Communität 
eingetreten und habe meine Gelübde abgelegt und ich nehme keinen An- 
stand, in diesem Sinne Hochdemselben zu jeder Zeit meinen Gehorsam 
freudig zu bekennen. Dieser Gehorsam ist mir, soweit ich .lurückdenken 
kann, in meinem Innersten angeboren, und ein anderer Gehorsam wird von 
mir auch nicht verlangt werden wollen. Ich bete zu Gott dem Allmäch- 
tigen, dass er mir Kraft verleihen möge, das Gute, das er mich üben lässt, 
durchzuführen, und dass er in das Herz meiner Obern jene Gunst und jenes 
'Y ohlwollen pflanze, wodurch mir eine erspriessliche Fortführung meines 
schweren Amtes allein möglich gemacht wird. Eines erzbischöflichen hoch- 
würdigen Ordinariates gehorsamte und erge benste Bertha 'Yirth, V orsteherin. 
Freiburg, den 19. October 1867. 


XLVIII. 
Vollzugsverordnung zum Gesetze vom 9. October V. J. iiber die bÜrger- 
liche Standesbeamtung in Ausnahmsfällen (Regierungsblatt Nr. LI.). 
Zum Vollzuge des Gesetzes vom 9. October v. J. über die bürgerliche 
Standesbeamtung in Ausnahmsfällen wird im Einverständniss mit Gross- 
herzoglichem J ustizministerium verordnet, wie folgt: 
. I. "\Venn das Bezirks- 
amt auf den Grund des vorgenannten Gesetzes urn Anordnung des Auf- 
gebots oder urn V ornahme der Trauung einer nach den Staatsgesetzen 
zulässigen Ehe angegangen wird, so hat dasselbe zunächst die behaupteten .. 
thatsächlichen V oraussetzungen, welche die Statthaftigkeit dieses Begehrens 
bedingen, in so weit dieselben von den Betheiligten nicht selbst sogleich 
genügend nachgewiesen werden, von Amtswegen richtig zu stellen. 
. 2. 1st 
hiernach gemäss 
. I des Gesetzes das Aufgebot eines Ehevorhabens dem 
Bürgermeister zu übertragen, so hat das Bezirksamt einen Verkündschein 
nach anliegendem Formular 1. zu erlassen und solchen dem Bürgermeister 
derjenigen Gemeinde, in welcher das Aufgebot gesetzlich zu geschehen hat, 
unmittelbar. oder wenn der Bürgermeister einem andern Bezirksamte unter- 
geben ist, durch dessen Vermittlung zuzufertigen, urn die Bekanntmachung 
zu bewerkstelligen. S. 3. Die Bekanntmachung hat in der 'Veise zu ge- 
schehen, dass der Bürgermeister die amtliche Verfügung (s. 2) im Beisein 
des Rathschreibers an den zwei zunächst folgenden Sonntagen von dem 
Rathhause aus öffentlich verkündet. 
. 4. Ueberdies muss von einer Ver- 
kündung zur andern und während der ganzen Zwischenzeit von acht Tagen 
eine Abschrift des amtJichen Verkündscheins an der Thüre des Rathhauses 
oder an dem sonst flir amtliche Bekanntmachungen bestimmten Orte ange- 
heftet werden. 1st vom zweÏten Aufgebote Nachsicht erlangt, so muss der 
Anschlag mindestens drei Tage angeheftet bleiben. 9. 5. Die V ornahme 
der Verkündungen (
. 3) ist unter Angabe des Orts, Tages und der Stunde 
derselben ebenso wie der bewirkte öffentliche Anschlag (S. 4) von dem 
Bürgermeister und Rathschreiber auf der U rschrift des amtlichen Verkünd- 
scheins zu beurkunden, und diese dem Bezirksamte zur Aufbewahrung bei 
den amtlichen Acten wieder vorzulegen. 
. 6. Die Trauung, welche das 
Bezirksamt auf den Grund des @. 2 des Gesetzes vorzunehmen hat, muss, 
"ofern nicht 
 achsicht ertheilt wird, öffentlich in dem Rathhause des Amts- 
ortes geschehen. 9. 7. Der Trauungsact ist genau nach den Vorschriften 
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des L.R.S. 75 yorzunehmen. Der Bezirksbeamte, die Betheiligten und Zeugen 
erscheinen hierbei in feierlicher Kleidung. Die Verlobten treten vor den 
Bezirksbeamten und dieser eröffnet den Act mit ein
r der \Vichtigkeit 
desselben gemässen Ansprache über den Zweck der Verhandlung und über 
die rechtliche und sittliche Bedeutung der Ehe. N achdem sod ann die auf 
den Stand der Brautleute und auf die Förmlichkeit der Heirath bezüglichen 
Urkunden, sowie das sechste Kapitel des landrechtlichen Titels von der 
Ehe über die wechselseitigen Rechte und PBichten der Eheleute vorgelcsen 
worden, richtet der Bezirksbeamte an den Bräutigam die Frage: Sind Sie 
(Vor- und Geschlechtsnamen des Bräutigams) ernstlich cntschlossen, die 
gegenwärtigc (V or- und Geschlechtsnamen der Braut) zur Ehefrau zu nehmen? 
Kachdem der Bräutigam mit "Ja" geantworet hat, stellt der Bezirksbeamte 
an die Braut die Frage: Sind Sie (Vor- und Geschlechtsnamen der Braut) 
ernstlich entschlossen, den gegenwärtigen (V or- und Ge
chlechtsnamen des 
Bräutigams) zum Ehemann zu nehmen? Antwortet auch die Braut mit "Ja" 
und haben sich die Verlobten auf die an sie gerichtete Aufforderung die 
rechte Hand gereicht, auch je nach Belieben die Trauringe gewechselt, so 
spricht der Bezirksbeamte die \V orte: Kraft des Gesetzes erkläre ich Sie 
hiermit durch das Band der Ehe verbunden und ford ere Sie auf, von nun 
an als Ehegatten zusammen zu leben. 
. 8. Unmittelbar nach der Ehe- 
schliessung ist über den V organg ein Protokoll als Ehcschein (L.R.S. ï5) 
nach dem anliegenden Formular II. in dreifacher Ausfertigung aufzunehmen 
und nach Vorlesung desselben von den Neuverehelichten und Zeugen zu 
unterschreiben. 
. 9. Die eine Protokollausfertigung ist nebst den beige-" 
brachten Urkunden in der Registratur des BeÛrksamts aufzubewahren, die 
zweite den Ehegatten zu behändigen, die dritte aber von dem Bezirksamte 
clem zuständigen Pfarrer mitzutheilen, um den Eintrag nach anliegendem 
Formular III. in das Ehebuch zu bewirken und hierüber Bescheinigung zu 
den Amtsacten zu geben. 
. 10. \Vird auf den Antrag der Brautleute yon 
dem Bezirksamte einem anderen Pfarrer als dem zuständigen die Ermäch- 
tigung zur Vornahme der Trauung gegeben, so hat jener den Eintrag der 
geschehenen Trauung in das Ehebuch unter ausdrücklicher Bezugnahme aut 
die amtliche Ermächtigung nach allgemeiner V orschrift zu bemerken und 
einen Auszug hievon dem zuständigen Pfarrer mitzutheilen, um solchen auch 
in das von ihm geführte Ehebuch einzutragen. Karlsruhe, den 18. J anuar 
1861. Grossherzogliches 1linisterium des Innern. A. Lamey. Vdt. Buisson. 
Formular I. Verkitndschein. Es wird hiermit zur allgemeinen Kennt- 
niss gebracht, dass N. N. (Vor- und Geschlechtsname, Volljährigkeit oder 
1Iinderjährigkeit, Beruf, "T ohn- und Heimathsort des Bräutigams)f Sohn der 
(Vorname, Geschlechtsname, Beruf und \Vohnort der Eltern), und N. K. 
(V orname, Geschlechtsname, Alter, \V ohn- und Heimathsort der Braut), 
T ochter der (V orname, Geschlechtsname, Beruf und "... ohnort der Eltern), 
eine Ehe unter sich zu schliessen \Villens sind. Etwaige Einsprachen 
ind 
bei dem unterzeichn.eten Bezirksamte vorzubringen. (Ort) am (Datum). 
Grossherzoglich Badisches Bezirksamt. (Unterschrift des Bezirksbeamten.) 
Formular II. Trauungs-Protokoll. Verhandelt zu (Amtsort) am (Tag, 
1ionat, Jahr mit \Vorten und Zahlen), (Vor- oder Nach-) l\Iittags . . . Uhr 
in dem Rathhause. Vor dem Grossherzoglichen Bezirksbeamten (Namen) 
und dem Amtsactuar (N amen) sind erschienen N. N. (V or- und Geschlechb- 
name des Bräutigams) geboren am (Tag, 1Ionat, Jahr) zu (Geburtsort), Con- 
fession, Beruf, wohnhaft in . . . . . . . Bürger zu . . . . . . . . . Sohn des 
(V or- und Geschlechtsname, Beruf und \V ohnort des Vaters) und der (V or- 
und Geschlechtsname der 11utter), und N. N. (Vor- und Geschlechtsname, 
Geburtstag, Geburtsort, Confession, \V ohn- und Heimathsort der Braut), 
T ochter des (V or- und Geschlechtsname, Beruf und \V ohnort des Vaters) 
und der (Vor- und Geschlechtsname der 1futter) und erklären in Gegenwart 
der mitanwesenden Zeugen: (Yorname, Geschlechtsname, Alter, Beruf und 
"Tohnort der Zeugen, deren Verwandtschaft oder Schwägerschaft mil den 



Beilage XLIX. 


3 1 7 


Brautleuten), dass sie ihre vorhabende Ehe aut den Grund des 
. 2 des 
Gesetzes vaIn 9. October 1860 "über die bürgerliche Standesbeamtung in 
Ausnahmsfållen" vor der bürgerlichen Behörde schliessen wollen. N achdem 
die thatsächlichen V oraussetzungen der Statihaftigkeit einer biirger lichen 
Trauung nachgewiesen worden sind; die Einwilligung der Eltern (Gross- 
eltern) der Brautleute zu ihrer Eheverbindung ertheilt (respective das ehr- 
erbietige 
 achsuchen des elterlichen Raths vorgenommen) worden ist; (Bei- 
lage 
 o. ) das öffentliche Aufgebot des Ehevorhabens am . . . . . . . 
(Zeitangabe) in (Ort, wo die Bekanntmachung erfolgt ist), vorschl'iftsmässig 
stattgefunden hat, (Beilage No. ) auch gegen die Eheschliessung keine 
Einsprache gemacht worden ist (wurden Einspracben gemacht, so ist die 
Erledigung anzugeben) und da der" Eheschliessung auch sonst kein Hinder- 
niss im \Vege steht: so hat der Bezirksbeamte die Verlobten vortreten lassen, 
dieselben auf den Zweck ihres gegenwärtigen Erscheinens hingewiesen, 
sofort über die rechtliche und sittliche Bedeutung der Ehe belehrt, und 
hierauf an den Bräutigam die Frage gerichtet: Sind Sie (V or- und Geschlechts- 
name des Bräutigams) ernstlich entschlossen, die gegenwärtige (V or- und 
Geschlechtsname der Braut) zur Ehefrau zu nehmen? Derselbe antwortet 
mit ..J a!" Sofort wurde die Braut gefragt: Sind Sie (V or- und Geschlechts- 
name der Braut) ernstlich entschlossen, den gegenwärtigen (V or- und Ge- 
schlechtsname des Bräutigams) zum Ehemann zu nehmen? N achdem sie 
gleichfaIls mit "J a" geantwortet, auch beide Verlobte sich die rechte Hand 
gereicht (und die Trauringe gewechselt) hatten, erfolgte durch den Bezirks- 
beam ten der Ausspruch: "Kraft des Gesetzes erkläre ich Sie hiel'mit durch 
das Band der Ehe verbunden und fordere Sie auf, von nun an als Eheleute 
zusammen zu leben." Diese Eheschliessung beurkunden nach Vorlesung 
des vorstehenden Protokolls: Die Neuverehelichten: N. N. N. N. Der 
Bezirksbeamte: 
.
. Die mitanwesenden Zeugen: N. N. N. 
. Der ver- 
pflichtete Amtsactuar: N. N. 
Formular Ill. Eintra,f ins Ehebuch. 1m Jahre. . den. . . . (1Ionat 
und Tag in '\Vorten) wurde laut dem unter No. . . . beiliegenden ProtokoIle 
des Grossherzoglichen Bezirksamtes :N. . . vom gleichen Tage bürgerlich 
getraut: N. N. (Vor- und Geschlechtsname des Ehemannes), geboren (Tag, 
)Ionat, J ahr)' zu (Geburtsort), Confession, Beruf, wohnhaft in . . . . . Bürger 
zu . . . . . . . Sohn des . . . . . . . (V or- und Geschlechtsname, Beruf und 
\\Tohnort des Vaters) und der {V or- und Geschlechtsname der l\1utter) und 
N. N. (Vor- und Geschlechtsname der Ehefrau), geboren (Tag, l\Ionat und 
J ahr) zu (Geburtsoft), Confession, Tochter des (V or- und Geschlechtsname, 
Beruf und \V ohnort des Vaters) und del' (V or- und Geschlechtsname der 
)Iutter). Dies wird von dem unterzeichneten Pfarrer gemäss bezirksamt- 
licher \Veisung in das Ehebuch zur Beurkundung darin eingetragen. Ort 
und Tag des Eintrags. U ntersctrift des Pfarrers. 


XLIX. 
Erzbisclzöjliches Ordinariat. Freiburg, 15. J uni 186 I. No. 4292. Bericht 
des Erzbischöflichen Pfarramts Riedern, Decanats Stichlingen vom 23. v. 1\1., 

o. 13í. Die bürgerliche Standesbeamtung in Ausnahmsfällen betr. 
Be s chi us s. Grossherzoglichem l\1inisteri um des In nern beehren wir 
uns rem. salva obigen Berichts. nebst Beilagen ergebenst mÏtzutheilen. Wir 
erlauben uns mit :Kachstehendem die Gründe anzugeben, wesshalb wir uns 
für verpflichtet halten, den Eintrag von Civilehen in die Ehebücher den 
Geistlichen zu unter5agen, und zugleich den Weg anzudeuten. auf welchem 
diese Frage in freundlicher (die dortseitige wie die diesseitige Stellung be- 
rücksichtigender) \Y cise erledigt werden kann. Die Ehe i
t nach katho- 
lischem Dogma ein Sacrament und steht hiernach, \Vie aIle Sacramente (mit 
..:\usschluss ihrer vermögensrechtlichen Folgen) unter der Autorität der 
Kirche, welche desshalb in ihrem Forum und in ihren Beziehungen, auch 
nur die Ehen ah kirchengesetzmässige anerkennt, welche den Bestimmungen 
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der Kirche gemäss abgeschlossen wurden. Dies gilt insbesondere von den 
nach dem Gesetze vom 9. October 1860 (Reg.-Blatt 
o. LI.) und der Voll- 
zugs-Verordnung vom 18. Januar d. J. (Reg.-Blatt No. III.) abgeschlossenen 
Civilehen, welche grossentheils wegen eines entgegenstehenden kirchlichen 
trennenden Ehehindernisses nicht vor dem competenten P[arrer abgeschlossen 
werden, und schon desshalb kirchlich als nichtig betrachtet werden müssen. 
Die Ortgeistlichen können desshalb durch keinerlei Handlung sich an diesem 
rein civilen Geschäfte betheiligen. Ihre Eigenschaft als Kirchendiener ver- 
bietet es ihnen, irgend welchen Act vorzunehmen, woraus hervorgehen 
könnte, dass solche Civilehen als kirchengesetzmässige Verbindungen yon 
der Kirche betrachtet würden. Die erwähnte Vollzugs-Verordnung muthet 
indess den Ortsgeistlichen zu, die fraglichen Civilehen, wie die vor der 
Kirche geschlossenen Ehen in das Ehebuch, welches das Kirchenbuch ist, 
einzutragen. Durch eine solche Handlung würden die Kirchendiener nicht 
bloss die K.irchengesetze verletzen f indem sie kirchengesetzwidrige Verbin- 
dungen, wie kirchengesetzmässige Ehen behandeln, sondern es würde ein 
solches Verfahren dem gläubigen Volke zum Aergerniss gereichen. 'Vie 
es in jedem Rechtsstaate anerkannt ist, dass die Kirche in ihren Beziehungen 
nur nach ihren V orschriften zu handeln berechtigt ist, und nicht gezwungen 
werden kann, diese zu verletzen, so haben die vorseitigen :Motiye zu diesem 
Gesetze auch das Princip ausgesprochen, dass die Ortsgeistlichen durch An- 
wendung directen Zwanges zur Erfúllung dessen nicht anzuhalten seien, 
was ihre Eigenschaft als Kirchendiener, ihre kirchliche Amts- und Ge- 
wissenspflicht ihnen verbietet. Wenn hiernach die ...Proclamation und die 
Trauung solcher kirchengesetzwidrigen Verbindungen den Geistlichen yon 
dortseits nicht zugemuthet wurde, so dürfte eine Folge hievon sein, dass 
auch der Eintrag solcher Acte in das Ehebuch, in die Kirchenmatrikel den 
Geistlichen nicht zugemuthet werden wolle, nachdem wir erklären müssen, 
dass sie solches Amts- und Gewissenshalber nicht thun können. Das er- 
wähnte im neuen Gesetze ausgesprochene Princip, das wohlverstandene 
Interesse der Contrahenten, der Umstand, dass aIle Documente über die 
[raglichen Civilehen ohnehin bei den weltlichen Standesbeamte.n gefertigt 
und aufbewahrt werden, rechtfertigt den Antrag, ftir solche überhaupt eigene 
Civilregister zu führen. Der Yon der Grossherzoglichen H.egierung in Aus- 
sicht gestellte Zwang gegen die katholischen Geistlichen dürfte hiernach 
nicht bIos als unberechtigt., sondern auch als llicht sachentsprechend er- 
scheinen. Indem wir Hochdasselbe ergebenst ersuchen, die Verfügung der 
Grossherzoglichen Seekreisregierung yom 7. v. 1\1., No. 6106, aufheben zu 
wollen, unterstellen wir es der Einsicht Hochdesselben die als Civiltrauungs- 
beamte aufgestellten Bezirksämter hochgeneigtest anzuweisen, die vor den- 
selben abgeschlossenen Civilehen in besondere, yon ihnen desshalb für den 
ganzen Amtsbezirk zu ftihrende Civilstandesregister einzutragen. Von der 
getroffenen Verfügung wolle uns geneigte l\Iittheilung gemacht werden, 
damit wir hiernach den uns untergebenen Geistlichen geeignete 'Yeisung 
ertheilen können. (gez.) t Hermann. 


L. 
l1Jinisteriu11l des Innern. Karlsruhe, den 26. Juli 1861. No. 7717. Die 
bÜrgerliche Stalldesbeamtullg in Ausnah11lsfãllen betreffend. 
Dem Erzbischöfllichen Ordinariat beehren wir uns auf den gefälligen 
Erlass yom 15. v. 1\1., X'o. 4292, unter Rückanschluss der Beilage desselben 
ergebenst zu erwidern: Da durch das Gesetz yom 9. October v. J., die 
bürgerliche Standesbeamtung in Ausnahmsfiillen betr., der Anschauung der 
katholischen Kirche jede nur thunliche Rücksicht geworden, indem hier- 
nach den katholischen Geistlichen weder ein Aufgebot noch eine .:\Iitwir- 
kung bei demo Abschluss einer den kirchlichen Satzungen uicht gemässen 
Ehe mehr zugemuthet wird, so durfte die Grossh. Regierung sich wohl der 
Erwartung hingeben, dass damit jede Veranlassung zu weiteren Conflict en 
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nit den Gesetzen des Staates beseitigt sei. Zu unserm Bedauern entnehmen 
\Vir der dortigen J\Iittheilung, dass den katholischen Geistlichen in \Yider- 
spruch mit der Schlussbestimmung des 
. 2 des angeführten Gesetzes nun 
sogar auch noch der einfache Eintrag der von den Staatsbeamten, als bürger- 
lichen Standesbeamten ausgefertigten Beurkundung einer bürgerlichen Ehe 
in die Standesbücher, und zwar darum untersagt werden will, weil hierin 
eine kirchliche Anerkennung der kirchenwidrigen Verbindung gefunden 
werden und überhaupt ein solches Verfahren dem gläubigen V olke zum 
Aergerniss gereichen könne. \Vir gestehen, dass wir uns von der Haltbar- 
keit dieser Gründe durchaus nicht zu überzeugen vermögen, indem darin, 
dass der Pfarrer in seiner gleichzeitigen Eigenschaft als bürgerlicher Standes- 
beamter eine 'Von einem Dritten ausgestellte Beurkundung einer ausdrücklich 
als bürgerlich bezeichneten Trauung, mit der im Formular beigeftigten Er- 
klärung, dass der Eintrag auf bezirksamtliche \Veisung zur Beurkundung 
geschehe, in das Standesbuch einträgt, vernünftiger \Veise keine kirchliche 
Anerkennung des beurkundeten Actes selbst gefunden und eben damit auch 
andern Gläubigen nicht entfernt ein Aergerniss gegeben werden karrn. 
N ehmen ja doch die katholischen Pfarrer keinen Anstand, die Beurkundung 
über die Ehen jüdischer Staatsangehörigen in das Standesbuch einzutragen, 
ohne dass es bisher J emanden eingefallen wäre, daraus eine kirchliche 
Billigung abzuleiten, oder ein Aergerniss daran zu nehmen. Bei der \Vich- 
tigkeit der vorliegenden Frage und den höchst folgenreichen Schritten, zu 
welch en die Grossherzogliche Regierung, falls \V ohldasselbe auf dem dor- 
tigen Y orhaben beharren soUte, möglicherweise sich veranlasst sehen kann f 
l1Ïelten wir für angemessen, über die von dort gemachte Mittheilung rnit 
Grossherzoglichem J ustizministerium ins Benehmen zu treten. Obgleich auch 
dieses die jenseitigen Bedenken nicht zu theilen vermag, so glaubt es doch, 
urn bei dem vorgeschriebenen Verfahren selbst jeden Schein einer kirch- 
lichen Anerkennung zu beseitigen, geschehen lassen_ zu können, dass der 
den Eintrag bswirkende katholische Geistliche sich dabei ausdrücklich durch 
einen besondern Beisatz gegen eine Unterstellung der Anerkennung der 
Ehe vom kirchlichen Standpunkt verwahrt. lndem wir diesem V orschlag 
beitreten, müssen \Vir zugleich berner ken, dass wir auf das dortseits 'Vor- 
geschlagene Auskunftsmittel als unstatthaft nicht einzugehen vermögen und 
zwar abgesehen von alIen andern Rücksichten schon darum nicht, weil ein 
besonderes Standesbuch für bürgerliche Trauungen bei der seltenen und 
nur ausnahmsweisen 'Yornahme derselben auch nur selten in Gebrauch und 
darum nur allzu leicht in Verstoss käme. Ueberdies müsste, wenn Yer- 
wandtschaftsverhältnisse in spätern Zeiten erforscht werden sollten, stets 
doppelte Nachsuchung gehalten werden. Es versteht sich von selbst, dass 
auf diese \Veise die Rechtssicherheit der Betheiligten sehr get:1.hrdet würdè. 
Ohnehin dürfte nicht daran zu den ken sein, dass eine derartige Einrichtung, 
die nur auf dem \Vege der Gesetzgebung getroffen werden könnte, die Zu- 
stimmung der Kammer erhielte. "Vir bitten urn baldgefållige Rückäusserung. 
gez. Lamey. 


LI. 
Erzbischöjliclzes o rdina ria t. Freiburg, 28. November 1861. No. 9017 u. 17a. 
Erlass Grossh. l\Iinisteriums des lnnern yom 5. d. ..\Its. 1\0. 11,114. Die bürger- 
Liche Standesbeamtung in Ausnahmsfâllen betreffend. 
Be s chI u s s. Grossherzoglichem 1Iinisterium des lnnern beehren \Vir 
uns ergebenst zu erwidern: So sehr wir das in dortseitigem verehrlichem 
Erlasse vom 26. Juli d. J., No. 7717, bekundete Entgegenkommen anerkennen, 
wonach den Geistlichen gestattet sein solI, den kirchlicher Seits gegen die 
kirchliche Anerkennung solcher Civilehen einzulegenden Protest dem be- 
treffenden Eintrage beizufügen; so bedauern wir es doch lebhaft, auf dieses 
Anerbieten nicht eingehen zu können. Die fragliche Nothcivilehe ist ein 
rein civiler, die Kirche nicht bIos nicht berührender, sondern von ihr in 
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ihrem Gebiete als kirchengesetzwidrig betrachteter Act, welcher durchaus. 
vor den Staatsbehörden eingegangen wird. Es wurde deshalb auch schon 
in der ersten Kammer bei den Verhandlungen über diese Civilehe berührt 
wie es eine Consequenz hieraus sei, dass der Staatsbeamte, welcher di
 
Civilehe vornimmt und den Act hierüber ausfertigt. solchen in ein beson- 
deres, hiefür von ihm zu führendes Register. eintragen solIe. In der That 
wird man auch nur von ihm den betreffenden Auszug verlangen und dort 
jederzeit Aufklärung über die fragliche Sache suchen. Selbstverständlich 
werden die aus solchen Civilehen geborenen Kinder in die pfarrlichen 
Standesbücher mit der Notiz eingetragen, dass sie aus einer Civilehe erzeugt 
seien, was wieder auf jenes staatliche Standesbuch hinW8ist, und werden 
ebenso Todesfälle in die kirchlichen Standesbücher eingetragen. 'Vir brauchen 
wohl nicht wiederholt hervorzuheben, dass die Geistlichen nach der von 
ihnen zu vertretenden Anschauung ihrer Kirche solche rein civile, kirchlich 
nichtige Ehen, die ja manchmal Verbindungen sind, welche die Kirche als 
Ehebruch, Incest etc. betrachtet, auch nicht stillschweigend als kirchliche 
_-\cte durch einen durch sie zu bewirkenden Eintrag anerkennen können. Der 
berührte Protest hingegen würde die Thatsache des Eintrags und die daraus 
entstehende Consequenz jedenfalls nicht ganz alteriren. Allerdings tragen 
die katholischen Geistlichen die jüdischen Ehen in das Standesbuch ein, 
al1ein einerseits werden solche von der Kirche für giltig erklärt, anderseits 
geschieht kekanntlich dieser Eintrag in ein besonderes (nicht in das christ- 
liche) Ehebuch. Urn so mehr sollen reine Civilehen und weil sie selten 
vorkommen, in ein besonderes von dem Bezirksbeamten [ür den ganzen 
Bezirk zu führendes CiYilehebuch eingetragen werden. \Yürde ein solches 
bestehen, so wäre jeder Verschleuderung vorgebeugt. In \Vürtemberg besteht 
gleichfalls die Nothcivilehe, wie Uns aber mitgetheilt wurde, tragen die 
katholischen Geistlichen dortselbst solche nicht in die Standesbücher ein. 
So gern \Yir Hochde
selben \Vunsche auch nachkommen möchten, so ge- 
bietet Uns doch Unsere oberhirtliche PBicht, das diesseitige Ersuchen er- 
gebenst zu wiederholen, es möge die Anordnung getroffen werden, class die- 

 othcivilehen in die yon den Bezirksämtern für solche anzulegende Staab- 
ehebücher eingetragen werden. gez. t Hermann. 


LII. 

. I. Die bestehenden kirchlichen Ehegesetze und die kirchliche Gerichb-. 
barkeit über aIle kirchlichen, also auch Ehesachen, bleiben in Kraft. 
. 2. Die 
Civilehe ist gemäss der Bestimmung des Trienter Concils (Sess. XXIV cap. I 
de ref. matrim.) wegen des 
Iangels der Eheschlie

ung von dem zuständigen 
kath. Pfarrer und zwei Zeugen an und für sich kirchlich ungü1tig, wcnn ihr 
auch kein kanonisches Hinderniss entgegensteht und darf der Pfarrer dem 
Abschluss der Civilehe auch nicht passiv assistiren. S. 3. Ehen, welche 
nach dem Kirchenrecht sowohl nach 1Iaterie als Form giltig geschlosscn 
wurden, sind, wenn ihnen auch ein bürgerliches Hinderniss entgegensteht 
(worüber wir in besonders schwierigen Fäl1en pfarramtlichen Bericht entgegen- 
sehen), als kirchlich giltige und unauBösliche zu betrachten; desshalb sind 
solche Ehegatten zu einer andenveitigen Eheschliessung yivente conjuge 
kirchlicherseits nicht zuzulassen. S. 4. Die Eheproklamationen, das Braut- 
examen und die kirchliche Trauung sind fortan nach den kanonischen Be- 
...timmungen vorzunehmen. Die Gl:iubigen, insbesondere die Brautleute, sind 
darauf aufmerksam zu machen, dem Pfarrer, sobald sie sich verlobt, resp. 
.lur Eingehung einer Ehe entschlossen haben, ihr Ehevorhaben anzumelden 
und frühzeitig die kirchliche Verkündigung vornehmen zu lassen, überhaupt 
die geeigneten Schritte zur recht.æitigen kirchlichen A.bschliessung der Ehe 
(
. 6) zu thun. Die Pfarrer werden die Nupturienten, soweit er[orderIich üher 
die Grundwahrheiten der katholi!:ichen Kirche und über die heiligen und hoch- 
wichtigen Pflichten der Ehe unterrichten und sie ermahnen, das Sakrament 
der Busse und des Altars zu empfangen, bevor sie im 
\.ngesichte der Kirche 
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den lebenslänglichen Bund schliessen. 
. 5. Dispensen von kanonischen 
Ehehindernissen und Eheverboten, sowie von den kirchlichen Aufgeboten, 
sind in derselben "\Veise wie bisher, prompt und mit den erforderlichen Be- 
legen verse hen, bei uns nachzusuchen. 
. 6. Die Pfarrer und die Seelsorger 
werden die Nupturienten darauf aufmerksam machen, dass sie sich erst nach 
der kirchlichen Trauung vor Gott und ihrem Gewissen als Ehegatten be- 
trachten und die Ehe vollziehen dürfen. Die kirchliche Ehe ist, wo irgend 
möglich, an demselben Tage abzuschliesscn, an welchem der Civilakt tCivil- 
ehe) vorgenommen worden ist. Die kirchliche Einsegnung der Ehe ist, wo 
zulässig und möglich, mit einer heiligen l\Iesse zu. verbinden. 
. 7. Die- 
jenigen, welche auf Grund einer blossen s. g. Civilehe zusammenleb'3n, sind 
von ihrem Seelsorger zu belehren, dass sie in einem sündhaften Verhältnisse 
sich befinden, und zu ermahnen, sich kirchlich trauen zu lassen. 
. 8. SoIl ten 
sie in diesem kirchlich verbotenen Verhältnisse verharren und so durch Hue 

Iissachtung die kirchlichen Gesetze, die Autorität der Kirche verletzen und 
der kirchlichen Gemeinde Aergerniss geben, so ist solchen in einer blossen 
Civilehe Lebenden die Spendung der Sakramente, die Aussegnung der 
"\\Töchncrin, der Genuss aller' kirchlichen Rechte und die Zulassung zur 
Pathenschaft insolange zu verweigern, bis sie eine kirchlich giltige Ehe ein- 
gehen. 
. 9. Bei schweren Fällen, insbesondere wenn ein Ehegatte bei Leb- 
zeiten des and ern , ihm giltig (
. 2) angetrauten Ehetheiles zu einer ander- 
weitigen Civilehe schreitet, sehen wir besonderern Bericht entgegen, falls die 
seelsorgerlichen Ermahnungen fruchtlos bleiben sollten. s. 10. Diejenigen, 
welche in einer blossen Civilehe leben und sich während ihrer Lebzeit mit 
der Kirche nicht dadurch aussöhnen, dass sie ihre reumüthige Gesinnung 
wenigstens d urch das pro foro externo abgelegte Versprechen bethätigcn, . 
ihre Verbindung in eine kirchlich giltige Ehe umzuwandeln und bis dahin 
das Zusammenleben aufzuheben, sind von dem kirchlichen Begräbnisse aus- 
zuschliessen. 
. I I. 1'Iit dem Tage, an welchem das Gesetz über die bürger- 
liche Standesbeamtung in Kraft tritt (I. Februar 1870), sind nur die vor der 
Kirche (dem parochus proprius resp. delegatus eines der Brautleute) ab- 
geschlossenen, die kirchlich giltigen Ehen, die Taufen und die kirchlichen 
Beerdigungen in das Kirchenbuch einzutragen. Selbstverständlich hat der 
Pfarrer den Beerdigungen Solcher, denen das kirchliche Begräbniss nach 
kirchlichen Vorschriften verweigert ist, nicht beizuwohnen. Die Form des 
Eintrages der Ehen, Taufen und Begräbnisse in die Kirchenbücher wird 
durch eine besondere Verordnung festgesetzt. 
. 12. Die Erzbischöflichen 
Dekanate werden mit der Aufsicht über die pünktliche Führung der Kirchen- 
und Familienbücher in den Pfarreien ihres Bezirkes betraut und beauftragt, 
solche jedes Jahr selbst oder durch von ihnen aufzustellende Stellvertreter 
zu revidiren. 
. 13. In das Farnilienbuch ist vom Abschluss einer blossen 
Civilche und der _ daraus entsprungenen Kinder V ormerkung zu machen. Die 
Civilehe, wie jede kirchlich als Ehe nicht giltige geschlechtliche Verbindung, 
begründet nämlich zwischen dem einen und den Blutsverwandten des andern 
Theils das kirchliche Ehehinderniss der unchrbaren Schwãgerschaft. 
. 14. Die 
kirchlichen Ehegerichte, das Erzbischöfl. Officialat und die seitherigen, vom 
heiligen Stuhl delegirten höheren Instanzen werden, wie bisher, über aIle 
kirchlichen Ehestreitsachen, über die kirchliche Giltigkeit der Ehe, übcr die 
daraus, so wie aus den Eheverlöbnissen entspringenden kirchlichen Pflichten 
und die Trennung von Tisch und Bett entscheiden. 
. IS. Die Erzbischöf- 
lichen Pfarrämter werden die Protokolle über Ehedispensgesuche, über die 
pfarrlichen Versöhnungsversuche, welche den Eheklagen vorauszugehen haben, 
sowie über diese - (
ullitäts- und Separationsklagen) sorgfåltig, einlässlich 
rnit alIen dem Gesuch zu Grunde liegenden Thatsacben und Beweismitteln 
und unentgeldlich aufnehmen, überhaupt darauf achten, dass der Geschäfts- 
gang in Ehesachen beschleunigt werde. s. 16. Die Gläubigen sind darüber, 
das') die Civilehen vor Gott und der Kirche nicht giltig sind, dass ein giltiges, 
von dem kirchlichen Ehegericht nicht gehobenes Eheverlöbniss ein kirch- 
Friedberg, Der Staat u. d. Kirche. 2I 
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lÍl.:hes aufschiebendes Ehehillderniss ist, und dac;s die K_atholiken verpflichld 

ind, sich kirchlich trauen zu lassen, zu belehren. Sie sind darauf auf- 
merksam zu machen, dass Val' der Kirche und vor ihrem Gewissen nur die 
kirchlichen Entscheidungen über die Eheverlöbnisse, über die Giltigkeit einer 
Ehe, über die kirchlichen Ehehindernjsse und über die Fortdauer der ehe- 
lichen Lebensgemeinschaft maassgebend sind, dass also vor Gott wirklich 
Eheleute nur auf ergangenes, rechtskräftiges U rtheil des kirchlichen Ehe- 
gerichtes getrennt leben dürfen. Raben dic Eheleute ein civilgerichtlichec; 
Ehescheidungsurtheil mit Umgehung des kirchlichen Ehegerichts erwirkt, so 
o..;ind sie darauf aufmerksam zu machen, das be.lügliche Ansuchen Ulll Sepa- 
ratio a toro et mensa oder Nullität der Ehe auch bei dem kirchlichen Ehc- 
gericht anzubringen. Diese Belehrungen sind je nach Umständen bei Standes- 
Unterweisungen, in Predigten, in der Christenlehre, für Erwachsene im Beicht- 
stuhl und bei dem sorgfältig vorzunehmenden Brautunterrichte zu ertheilen. 
Immer mehr sollen die Gläubigen erkennen, dass "die Ehe eine heilige 
Sache und darum auch heilig zu behandeln sei." Freiburg, 30. Dez. 1869. 
Erzbischöfliches Kapitels- Vicariat. t Lothar Kübel. 


LIn. 
Gesetz. Die Beurkulldungen des bürgerlichen Standes und die Fó"Y11llich- 
keiten bei Schliessullg der Ehen be/ref/end. F r i e d r i c h, von Gotte
 Gnaden 
Grossherzog van Baden, Herzog von Zähringen. 1Iit Zustimmung Unserer 
getreuen Stände haben "\Yir beschlossen und verordnen, wie folgt: Tit elL 
VOll den Stalldesbeamten. 
. I. Beamter des bürgerlichen Standes ist in jeder 
Gemeinde der Bürgermeister, unter dessen Leitung und Verantwortlichkeit 
die Einträge in die Standesbücher, sowie die Auszüge aus denselben von 
dem Rathschreiber besorgt werden. Die Regierung ist ermächtigt, das 
bürgerliche Standesamt für Colonien, "\\,.- eiler und Höfe, die keinen Orts- 
gemarkungen zugehören, dem Standesbeamten einer benachbarten Gemeinde 
.lU übertragen. 
. 2. In Fällen eintretender Verhinderung des Bürgermeisters 
tritt der dienstälteste Gemeinderath an dessen Stelle; bei Verhinderung des 
Rathschreibers wird ein Stellvertreter durch den Standesbeamten ernannt. 
Die Verfügung, durch welche der Stellvertreter des Rathschreibers ernannt 
wird, ist wörtlich in die Standesbücher ein.lutragen. s. 3. In Gemeinden 
von mehr als 10,000 Einwohllern kann der Gemeinderath mit Staatsgeneh- 
migung eines seiner l\Iitglieder zum Standesbeamten ernennen. Sein Stell- 
vertreter im FaIle der Verhinderung ist der Bürgermeister. Der Gemeinde- 
rathsbeschluss, .wodurch die Ernennung geschah, ist wörtlich in die Stande
- 
bücher eines jeden J ahres einzutragen und ausserdem öffentlich bekannt zu 
machen. 
. 4. Dem Beamten des bürgerlichen Stan des und dem Rathschreiber 
i
t verboten, Standesbeurkundungen aufzunehmen, welche sie selbst, ihre Ehe- 
frauen, ihre Eltern oder ihre Kinder betreffen. 
. 5. Der Aufwand für die 
Anschaffung und Führung der Standesbücher ist von der Gemeinde zU tragen. 

. 6. Die Gebühren für die Geschäfte der bürgerlichen Standesbeamtung 
werden durch Regierungsverordnung bestimmt. - Tit e 1 II. Von den Standes- 
urkwzden. Cap i tel I. Allgemeine Verfügungen. s. 7. In einer jeden Ge- 
meinde sind zur Beurkundung des bürgerlichen Standes drei Büe-her unter 
der Bezeichnung: Geburts-, Ehe- una Todtenbuch zu fiihren. In jedes dieser 
Bücher werden die Beurkundungen nach ihren Gattungen unvermischt mit 
anderen eingetragen. Jedes Standesbuch wird in zwei gleichlautenden Ur- 
schriften geführt. s. 8. Am Ende eines jcden J ahres hat der Standesheamtc die 
Standesbücher abzuschliessen und den Abschluss zu beurkunclen. Die eine 
U rschrift ist bei den Büchern der Gemeinde zu verwahren, ùie andere in 
den ersten 14 Tagen des neuen J ahres an das Amtsgericht einzusenden. 

. Q. Jcder Urschrift ist am Schlusse des Jahres ein Register bei.lufügen, 
welches in alphabetischer Reihenfolge die Namen Derjenigen enthält, auf 
welche die Eintrãge sich beziehen. 9. 10. Vollmachten unù andere Ur- 
kunùen, die 7U ùen Standesurkunden übergeben werden, mii
sen von dem 
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Standesbeamten unter Angabe des Eintrags, zu dem sie gehören, als Bei- 
lagen des Standesbuches bezeichnet werden. Sie sind der an das Amts- 
gericht einzusendenden Urschrift beizuschliessen und werden dort aufbewahrt. 

. II. Geburten, Eheschliessungen und SterbefäIle sind in den Standes- 
büchern derjenigen Gemeinde zu beurkunden, in deren Bezirke sie statt- 
gefunden haben. 1m FaIle der Auffindung eines neugeborenen Kindes (
. 42) 
oder bei gewaltsamen Todesfållen (9
. 50, 5 I) erfolgt der Eintrag in die 
Standesbücher des Ortes, an dem das Kind oder die Leiche aufgefunden 
worden ist. 
. 12. Die Beurkundungen des bürgerlichen Standes müssen 
den Ort, das Jahr und den Tag der Aufnahme, die Vornamen und Ge- 
'ichlechtsnamen, den Beruf und den W ohnort aller Personen ausdrücken, die 
darin genannt werden. \Vird eine Beurkundung von dem Stellvertreter des 
Standesbeamten aufgenommen (99. 2, 3), so muss der Grund der Verhinde- 
rung des Letzteren angegeben werden. 
. 13. Die Beamten des bürgerlichen 
Standes dürfen den Beurkundungen, die sie aufnehmen, weder durch An- 
merkungen, noch durch irgend eine andere Art des Ausdruckes etwas ein- 
rücken, was die Erscheinenden etwa, ohne dazu vom Gesetze aufgefordert 
zu sein, angeben würden. 9. 14. Die Beurkundung der Eheschliessung und 
der Anerkennung unehelicher Kinder sollen in Gegenwart zweier Zeugen 
geschehen, die männlichen Geschlechtes sind und das einundzwanzigste 
Lebensjahr zunickgelegt haben. Verwandtschaft oder Schwägerschaft zwi- 
schen den Betheiligten und den Zeugen ist kein Grund der Unfåhigkeit zum 
Zeugnisse. 
. 15. Die Zeugen werden von den Betheiligten gewählt und, 
wenn diese sie nicht wählen, von dem Standesbeamten berufen. 1hre Person 
muss dem Standesbeamten bekannt oder ihm auf sichere \Veise nachgewiesen 
sein. 9. 16. In Fällen, in welchen die Betheiligten nicht verbunden sind, in 
Person zu erscheinen, dürfen sie sich durch Bevollmächtigte vertreten lassen, 
die mit besonderen, in öffentlicher Form abgefassten V ollmachten versehen 
sind. 9. 17. Die Beurkundungen sollen lesbar, ohne Abkürzungen, Zwischen- 
räume, Veränderungen, Austilgungen und Einschaltungen niedergeschrie ben 
werden. Durchstriche und Zusätze müssen besonders, ebenso wie der Haupt- 
inhalt der Urkunde, genehmigt und unterzeichnet werden. 9. 18. J ahr und 
Tag und beziehungsweise die Stun de der zu beurkundenden Geburt, der Ehe- 
schliessung oder des Todes 5011 durch Buchstabenschrift ausgedrückt seine 

. 19. Der Standesbeamte muss den Erschienenen die Urkunde vorlesen. Die 
Erfüllung dieser Förmlichkeit ist in der Urkunde ausdrücklich zu bemerken. 

. 20. Die U rkunden müssen von sämmtlichen Erschienenen und von dem 
Standesbeamten, sowie von dem Rathschreiber unterzeichnet, oder es muss 
die Ursache angeführt werden, welche rlie Erschienenen zu unterzeichnen 
verhindert. 
. 21. Die Beurkundungen des bürgerlichen Standes, welche den 
V orschriften des Gesetzes entsprechend gefertigt sind, beweisen die That- 
sacheIl, welche der Standesbeamte als in seiner Gegenwart geschehen be- 
urkundete, insoferne nicht dargethan wird, dass die Urkunde falsch oder ver- 
fälscht sei. Sie beweisen die von den Anzeigepersonen erklärten Thatsachen 
bis zur Führung des Gegenbeweises, ins owe it deren Angabe durch den Zweck 
der Beurkundung geboten ist. 
. 22. Die bei den A..mtsgerichten verwahrten 
Abschriften von Standesbüchern, welche vor der "\Virksamkeit dieses Gesetzes 
geführt wurden, haben, wenn sie von dem Standesbeamten oder dem Amts- 
gerichte beglaubigt sind, die Beweisluaft von Urschriften, soferne nicht dar- 
gethan wird, dass sie mit diesen nicht übereinstimmen. 9. 23. J edermann 
ist berechtigt, von den bürgerlichen Standesbüchern Einsicht zu -nehmen. 
Die Staatsbehörden sind berechtigt, die Vorlage der vor dem Jahre 1810 

eführten Kirchenbücher, sowie der seit dieser Zeit bis zum Eintritt des 
gegenwärtigen Gesetzes von den Geistlichen geführten Standes- und K.irchen- 
bücher zu den Zwecken der Rechtspfleg-e oder der Verwaltung zu verlangen. 
Die Staatsbehörden sind verpHichtet, diese Bücher nach gemachtem Gebrauch 
alsbald wieder zurückzustellen. 
. 24. Auszüge aus den Standesbüchern und 
den Kirchenbüchern, sowie Zeugnisse über deren lllhalt müssen von Denen J 
21* 
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weIche die Bücher bewahren, aufVerlangen gefertigt werden; sie haben, wenn 
sie als mit den Büchern übereinstimmend bestätiget und mit dem Dienstsiegel 
versehen sind, gleiche Beweiskraft wie die Urschriften. Jedoch können über 
Thatsachen des bürgerlichen Standes, welche sich seit dem I. Januar des 
J ahres 1810 ereigneten, von Geistlichen beweiskräftige Auszüge oder Zeug- 
nisse nur in Ausnahmefällen mit GeJ?ehmigung des Amtsgerichtes ertheilt 
werden. 
. 25. 1st eine Beurkundung des bürgerlichen Standes berichtiget 
(
. (4), oder am Rande derselben eine Erwähnung anderer Art vorgemerkt 
worden (
. 33), so muss jene Berichtigung und diese Erwähnung auch im 
Standesbuchsauszuge angegeben werden. 
. 26. "\Yenn hergestel1t ist, dass 
die Bücher nicht geführt wurden, dass sie ganz oder theilweise ærstört oder 
verloren sind, oder åass eine Unterbrechung in deren Führung eingetreten 
ist) so können die Thatsachen des bürgerlichen Standes auf jede andere Art 
bewiesen werden. 
. 27. Jede Urkunde des bürgerlichen Standes, sie mag 
lnländer oder Auslãnder betreffen, die im Auslande gefertigt worden ist, 
solI volle Beweiskraft haben, wenn sie in der dort landüblichen Form ab- 
gefasst ist. s. 28. 1nländer, weIche im Auslande Urkunden über den bürger- 
lichen Stand inländischer Staatsangehöriger aufnehmen lassen, sind verpflichtet, 
beglaubigte Abschriften derselben innerhalb dreier .ß[onate den im folgenden 
Artikel bezeichneten inlåndischen Standesbeamten zur Uebertragung in die 
inländischen Standesbücher mitzutheilen. @. 29. Ausländische Geburtsbeur- 
kundungen müssen dem Standesbeamten des gegenwärtigen oder in dessen 
Ermangelung des letzten "\VohnsÏtzes des Vaters oder, wenn der Vater nicht 
bekannt ist, der l\Iutter des Kindes, Ehescheine dem Standesbeamten des 
gegenwärtigen, beziehungsweise des letzten "\V ohnsitzes jedes der Eheleute, 
íodtenscheine dem Standesbeamten des Ortes, an welchem der Verstorbene 
zuletzt seinen "\V ohnsitz hatte, mitgetheilt werden. 
. 30. Hat der Stan des- 
beamte Zweifel an der Aechtheit der ihm zur Uebertragung vorgelegten aus- 
ländischen Standesurkunde, so kann er deren Beglaubigung durch eine ge- 
eignete Staatsbehörde des 1nlandes verlangen. 
. 3 I. Urtheile ausländischer 
Gerichte, welche den bürgerlichen Stand betreffen, dürfen in die inländisthen 
Standesbücher nur eingetragen werden, wenn das Amtsgericht nach Prüfung 
ihrer Rechtswirksamkeit dies für zuHissig erklärt hat. 
. 32. AIle im Aus- 
lande gefertigten Beurkundungen des bürgerlichen Standes der lnländer sind 
giltig, wenn sie yon Gesandten oder Consuln, weIche mit der Vertretung 
der lnländer betraut sind) diesem Gesetze gemäss aufgenommen worden sind. 

. 33. So oft es nöthig wird, am Rande einer schon eingetragenen Urkunde 
einer anderen auf den bürgerlichen Stand sich beziehenden Urkunde zu er- 
wähnen, soIl dieses in den Büchern des laufenden J ahres und in den bei 
der Gemeinde verwahrten Büchern durch den Standesbeamten geschehen. 
Der Standesbeamte ist verpfiichtet, in den drei nächsten Tagen yon der voll- 
zogenen Verweisung das Amtsgericht zu benachrichtigen und dieses hat die 
Erwähnung gleichlautend in den von ihm verwahrten Büchern vorzunehmen. 
1st eine soIche Verweisung in einem vor der 'Yirksamkeit dieses Gesetzes 
geführten Standesbuche vorzunehmen, so ist sie yon dem Amtsgerichte zu 
vollziehen. "\Vird diese Venveisung durch eine Beurkundung in dem neueren 
Standesbuche veranlasst, so hat der Standesbeamte in den drei nächsten 
Tagen dem Amtsgerichte zum genannten Zwecke eine beglaubigte Abschrift 
der Beurkundung mitzutheilen. 
. 34. Standesbeamte, welche falsche Stan- 
desurkunden aufnehmen, oder Standesurkunden auf fliegende Blättcr oùe} 
anderswohin als in die da[ür bestimmten Bücher einschreiben, und Standes- 
beamte oder andere Bewahrer der Bücher, welche Veränderungen oder Ver- 
fälschungen der Standesbeurkundungen sich zu Schulden kommen lassen, 
!-.ind, vorbeha1tlich der dadurch yerwirkten Strafen, den Betheiligten .lU 
Schadenersatz verpflichtet. 
. 35. J eder Bewahrer der Bücher ist ausserdem 
haftbar wegen der Veränderungen, welche durch dritte Personen oùer durch 
den Zufall herbeigeführt werden, insoferne ein Verse hen yon seiner Seite 
yorherging, ohne wcIches die Ver
inderung nicht crfolgt sein würde. - 
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Cap it e 1 2. Vim den GelmrtslJ1lchern. 
. 36. J ede Geburt solI in den ersten 
drei Tagen nach dem Tage der Niederkunft dem bürgerlichen Standes- 
beamten des Ortes angezeigt werden. Demselben steht frei, sich von der 
Richtigkeit der Anzeige zu verlässigen. 9. 37. Zur Anzeige ùer Geburt eines 
Kindes sind ve!"pflichtet: I) der eheliche Vater, 2) wenn der eheliche Vater 
verstorben oder abwesend oder sonst verhindert ist, und ebenso in Ermange- 
lung eines ehelichen Vaters, die Aerzte, Hebammen, Krankenwãrter oder 
andere Personen, die bei der Niederkunft zugegen waren; 3) wenn keine 
solche Personen vorhanden sind, diejenige Person, in deren Behausung die 
Geburt stattgefunden hat. Die Anmeldung kann auch durch die l\futter oder 
einen von ihr besonders dazu BevolImächtigten geschehen. 
. 38. Die Ge- 
burtsbeurkundung muss art, Tag und Stunde der Geburt, das Geschlecht des 
Kindes und die Vornamen, die ihm gegeben werden, enthalten. 
. 39. 'Venn 
die Geburt eine eheliche ist, muss die Geburtsbeurkundung ausser den im 
vorhergehenden Satz bezeichneten Angaben auch den Vornamen, Geschlechts- 
namen, den Beruf und den Wohnort des Vaters und der .ð1:utter enthalten. 
9. 4 0 . 1st die Geburt ausserehelich erfolgt, so solI in der Geburtsbeurkun- 
dung der Name der :Mutter angegeben werden, wenn er von den Anzeige- 
personen dem Standesbeamten bezeichnet wird. Die Abstammung des Kindes 
van dieser l\futter wird jedoch hierdurch allein nicht erwiesen. Der Beweis der 
l\Iutterschaft kann auch durch Zeugen erbracht werden. Der letzte Absatz 
des L.R.S. 3.P ist aufgehoben. Der Name des Vaters ist nur dann einzu- 
tragen, \venn die Vaterschaft vom miterschienenen Vater oder einem durch 
öffentliche U rkunde besonders Bevollmãchtigten desselben zugestanden ist. 

. 41. 'Venn das Kind in dem Zeitpunkte der Anzeige nicht am Leben ist, 
so muss dies in der Geburtsbeurkundun
 erwähnt werden, dagegen darf die- 
selbe nicht ausdJ.:ücken, dass das Kind gestorben sei. Bei einer solchen Be- 
urkundung hat der Standesbeamte alsbald eine durch seine Unterschrift zu 
beglaubigende Abschrift in das Todtenbuch zu fertigen. Aus solcher Be- 
urkundung darf nie ein Beweis dafür oder dawider entnommen werden, dass 
das Kind gelebt habe. 
. 42. Jeder, der ein neugeborenes Kind findet, ist 
verbunden, es dem Beamten des bürgerlichen Standes mit den Kleidungen 
und anderem bei dem Kinde vorgefundenen Geräth vorzuzeigen und aIle 
Umstãnde der Zeit und des Ortes, wo er es gefunden hat, anzugeben. 
Hierüber solI 
in Protokoll gefertigt werden, das überdiess noch das an- 
scheinende Alter des Kindes, sein Geschlecht, die Namen, die man ihm 
geben und die Behörde, welcher man es überliefern wird, enthalten muss. 
Das Protokoll solI in die Bücher eingetragen werden. S. 43. Die vor einem 
Standesbeamten erfolgte spätere Anerkennung eines Kindes ist in das Ge- 
burtsbuch auf den Tag, da sie geschieht, einzutragen, und hierauf am Rande 
der Geburtsurkunde zu verweisen. Capite I 3. Von den Ehebiicherll. 
. 4{. Die 
Beurkundung der Eheschliessung (der Eheschein, die Heirathsurkunde S. 91) 
muss angeben: I) art, Tag und Stunde der Eheschliessung; 2) Vornamen, 
Geschlechtsnamen, Beruf, Alter, Geburtsorte und 'Vohnorte der Ehegatten; 
3) Vornamen, Geschlechtsnamen, Beruf und 'Vohnorte ihrer Eltern; 4) art 
und Tag des amtsgerichtlichen Verkündscheines; 5) die in den verschiedenen 
'Vohnorten geschehenen Aufgebote; 6) etwaige Einsprachen und ihre Auf- 
hebung, oder die Bemerkung, dass keine Einsprachen geschahen; 7) die Er- 
klärung der Verlobten, dass sie sich zur Ehe nehmen und den yon dem. 
Standesbeamten geschehenen Ausspruch ihrer ehelichen Verbindung; 8) die 
V ornamen, Geschlechtsnamen, den Beruf und die 'V ohnorte der Zeugen. 
9. 45. Ausser den Eheschliessungen sind in das Ehebuch einzutragen: I) die 
gerichtlichen Urtl1eile, wodurch Ehen für ungiltig erklärt wurden, 2) die ge- 
richtlichen U rtheile, wodurch Ehen aUs bestimmter U rsache geschieden und Ehe- 
scheidungell auf wechselseitige Einwilligung zugelassen wurden, nach :l\Iaass- 
gabe der L.R.S. 26{ und 29{. Die im L.R.S. 264 verordnete V orrufung des 
andern Ehegatten hat nicht mehr stattzulÌnden. S. 46. Als Beilagen der 
Ehebücher sind die Verkündscheine, die Ausfertigungen der Urtheile über 
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Eheeinsprachen, Eheungiltigkeiten und Ehescheidungen zu sammeln, mit der 
Ordnungszahl zu bezeichnen, unter der sie in dem Ehebuche erwãhnt (
. {-h 
Ziffer 4, 6) oder eingetragen wurden (s. 45) und am Schlusse des Jahres mit 
der Doppelschrift des Ehebuches dem Amtsgerichte vorzulegen. Cap i tel 4. 
Von den Todtenbüchern. S. 47. Jeder TodesfaU solI innerhalb vier und 
zwanzig Stunden nach dem Eintritt des Todes dem Standesbeamten des Ortes 
angezeigt werden. Zu dieser Anzeige sind die nächsten Verwandten oder 
Verschwägerten des Verstorbenen, in deren Ermangelung oder Verhinderung 
die Hausgenossen, die Nachbarn, und, wenn Jemand ausser seinem \Vohnort 
verstorben ist, diejenige Person \"erpflichtet, bei wclcher der Tod erfolgte. 

. 48. Der Todtenschein muss Ort, Tag und Stun de des Hinscheidens, V or- 
namen, Geschlechtsnamen, Alter, Beruf und \Yohnort des Verstorbenen ent- 
halten, ferner V ornamen und Geschlechtsnamen und Beruf des andern Ehe- 
gatten, wenn die verstorbene Person verheÏrathet oder verwittwet war; end- 
lich - abgesehen von den besonderen Bestimmungen der S
. 49 bis 5 I 
und 55 - Vornamen, Geschlechtsnamen, Beruf und \Vohnort Derjenigen, 
welche den Todesfal1 angezeigt haben, Eben dieser Schein muss ausserdem, 
insoweit man davon N achricht haben kann, V ornamen, Geschlechtsnamen, 
Beruf und \V ohnort der EJtern des Verstorbenen und seinen Geburtsort ent- 
halten. 
. 49. Den Tod Derjenigen, die in Spitãlern oder anderen öffent- 
lichen Anstalten versterben, sol1 der V orsteher der Anstalt, mit Angabe der 
im vorhergehenden Paragraphen bezeichneten Thatsachen, soweit sie bekannt 
sind, in den nãchsten 24 Stunden dem Standesbeamten anæigen. Dieser 
fertigt den Todtenschein auf Grund dieser Anzeige. 
. 50. \Venn bei cinem 
SterbefaIle Verdacht vorliegt; dass der Tod durch eine strafbare Handlung 
verursacht worden sei, und wenn der Tod gewaltsam durch einen Unglücks- 
fall oder Selbstmord herbeigeftihrt wurde, hat die mit der gerichtlichen oder 
polizeilichen Untersuchung beauftragte Behörde dem Standesbeamten des 
Ortes sogleich aIle Nachrichten mitzutheilen, we1che sie über die Zeit und 
die Umstände des Todes und über die Persönlicbkeit des Verstorbenen (
. 48) 
einziehen konnte. Auf den Grund dieser Erhebungen ist det: Todtenscheill 
,,-u fertigen. 
. 5 I. Können die Leichen der bei einer Feuersbrunst, bei 
einer Ueberschwemmung oder Verschüttung oder bei einem ähnlichen Un- 
glücksfall Getödteten nicht aufgefunden oder nicht erkannt werden, so solI 
die Behörde, welcher die Untersuchung des Unglücksfallc's obliegt, dem 
Standesbeamten des Ortes, an dem ùer Tod erfolgte, unverLüglich in doppc1ter 
Fertigung die Erhebungen mittheilen, welche sie über die Zeit und die U m- 
stände des Todes und die Persönlichkeit der Verstorbenen (
. 48) gemacht 
hat. Die eine Fertigung wird cler in der Gemeinderegistratur aufzubewahren- 
den, die andere der bei dem Amtsgerichte zu hinterlegenden Urschrift des 
Todtenbuches angeschlossell. 1m Todtenbuch ist durch einen Eintrag auf 
die Beilage zu verweisen. 
. 52. Es darf in dem Todtenscheinc nicht er- 
wähnt werden, dass Jemand eines gewaltsamen Todes, oder dass er in einem 
Gefångnisse gestorben sei. 
. 53. Keine Beerdigung darE ohne Erlauhniss 
des Standesbeamten geschehen. Er ertheilt sie nicht eher, als nachdem ihm 
der öffentliche Leichenschauer die Zulässigkeit der Beerdigung bescheinigt 
hat. 9. 54. \Venn eine Beerdigung ohne Er1aubniss (
. 53) stattgefunden 
hat, darf die Todesbcurkundung nur auf Grund einer nach S. 61 erlassenen 
gerichtlichen Anordnung erfolgen. 
. 55. In Friedenszeiten, d. h. in 
o 
lange die GrossherLoglichen Truppen sich nicht im mobilen St
md be6nden, 
werden die Todtenbücher auch für 
Iilitärpersonen von den regelmässigen 
Standesbeamten geführt. Dcn Tod im Activdienst be6ndlicher 
Iilitär- 
personen, welche in ihrer Garnison oder einem ihnen dienstlich angewiesencn 
Aufenthaltsorte sterben, solI die betreffende 
Iilitärbehörde, und den Tod 
Derjenigen, die in 
lilitärlazarethen odcr anderen öIfentlichen 
[ilitäranstalten 
verstorben, solI der Vorstand der Anstalt mit Angabe der im S. 48 bezeich- 
neten Thatsachen, soweit sic bekannt sind, in den nächsten 24 Stunden ùcm 
Standesbeamten 1 in dessen Bezirk sich der TodesfaU ereignetc f an.leigen. 
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Der Let.dere fertigt den Todesschein au Grund dieser Anzeige ohne Zuzug 
yon Zeugen. Bei Todesfãllen beurlaubter oder activer ß1ilitärpersonen, welchc 
bei einer Dienstverrichtung ausserhalb ihrer Garnison sterben, treten die 
obigen allgemeinen V orschriften in \Virksamkeit. S. 56. In Kriegszeiten, 
d. h. so lange sich die Grossherzoglichen Truppen im mobilen -Stand be- 
find en, werden die Todtenbücher für die den mobile.n Truppen angehörigen 
oder zugetheilten 
Iilitãrpersonen, sowie für aIle Personen, welche sich im 
Gefolge der Truppen befinden, yon den hiefür geordneten 
Iilitãrbeamten 
nach 
Iaassgabe der hierüber zu erlassenden Dienstvorschriften geführt. Die 
yon diesen 
Iilitärbeamten ausgefertigten Todesscheine werden durch Ver- 
mittlung des K.riegsministeriums dem Standesbeamt
n an dem letzten \Vohn- 
arte des Verstorbenen zum Eintrag in das Todtenbuch übersendet. S. 57. In 
so lange die mobilen Truppen noch im Grossherzogthum stehen, kann, wenn 
die Verhältnisse es angemessen erscheinen lassen, yon dem Truppenbefehls- 
haber angeordnet werden, dass die Führung der Todtenbücher durch die 

Iilitärbearnten noch zu unterbleiben habe und die íiir Friedenszeiten ge- 
gebenen Vorschriften (
. 55) zur Anwendung kommen. - Capitel5. VOIl der 
Aufsiellt auf die Standesbiicher und von der Berichtigung der Standesscheine. 

. 58. Die Amtsgerichte haben die Führung der Standesbücher zu iiber-. 
wachen. Sie sind insbesondere verpflichtet, den Zustand der Bücher in dem 
Zeitpunkte der Hinterlegung (s. 8) zu prüfen und nach Beschatrenheìt der 
Umstãnde die Verbesserung der wahrgenommenen 
Iängel, oder eine 
Iit- 
theilung an die Betheiligten zu veranlassen, oder auch dienstpoliæilich ein- 
zuschreiten. 
. 59. 1st die eine Urschrift der Standesbiicher ganz oder thcil- 
weise zerstört oder verloren, wãhrend die andere sich erhalten hat, wurde 
der Eintrag nur in einer U rschrift gefertigt, oder wurde der Eintrag in ein 
Standesbuch aufgenommen, in welches er nicht gehört (S. 7), so lässt das 
Amtsgericht die mangelnde Urschrift durch eine yon ihm beglaubigte Ab- 
schrift ersetzen. S. 60. \Venn die Standesbücher nicht geführt worden, wenn 
deren Fiihrung unterbrochen wurde, wenn beide Urschriften ganz oder theil- 
weise zerstört oder verloren sind, kann yom Amtsgerichte angeordnet werden, 
dass die fehlenden Beurkundungen wieder hergestellt oder durch K.undbar- 
keits
cheine ersetzt werden, welche die Erklärung yon vier eidlich ver- 
nommenen Zeugen enthalten. S. 61. Auf Antrag der Betheiligten oder yon 

\mtswcgcn kann ferner yom Amtsgerichte die Nachholung einzHncr Ein- 
träge, welche innerhalb der gesetzlichen Frist unterblieben sind, zugelassen 
oder angeordnet werden. S. 62. Die Berichtigung eines vollzogenen Ein- 
trags kann auf Antrag cines Betheiligten und, wenn das öffentliche Interes
e 
es verlangt, yon Amtswegen verfügt werden. 
. 63. Soferne die Umstãnde 
es erfordern, sind in den Fällen der S
. 60, 6 I und 62 die sãmmtlichen Be- 
theiligten zu vernehmen. Gegen die ergangene Verfiigung des Amtsgerichtcs 
Jindet eine Beschwerde an das Appel1ationsgericht statt. Die Berichtigung 
eines vollzogenen Eintrags (s. 62) kann Bètheiligten, welche dieselbe weder 
beantragt haben, noch dabei gehört worden sind, nicht entgegengesct.d 
werden. S. 64. Die Erkenntnisse, durch welche die Berichtigung einer 
Standesurkunde verfügt worden ist, müssen yon dem Standesbeamten, sob aId 
sic ihm zugestellt worden sind, in die Stanclesbücher eingetragen werden. 
Am Rande des verbesserten Eintrages solI auf das Berichtigungserkenntniss 
verwiesen werden. Bci Eintrãgen, welche nach S. 60 oder 6 I vorgenommen 
werden, solI der dieselbe veranlassenden Eestimmung Erwãhnung geschehen. 
- Titel III. Von dell Fõ"rmliellkeitell, die sich auf Sellliessullg der Elzen be- 
ziehen. Capite 1 I. Von dem Verlöbnisse. 
. 65. Aus dem Ehever1öbniss 
findet eine Klage nicht statt. - Cap it e I 2. Vim don Aufgebote. S. 66. Dcr 
Schliessung der Ehe muss ein Aufgebot vorangehen, welches del' Beamte 
des biirgerlichen Standes vcrkiindet. 
. 67. \Ver das Aufgebot einer Ehe 
erlangen will, ist verpflichtet, dem Amtsgerichte des Grtes, wo einer del' 
künftigen Eheleute den Wohnsitl. oder den Aufenthalt hat, die gesetzlichen 
Eigenschaftcll und die Bedingungen nachzuweisell f welche erforderlich sind, 
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nm die Ehe schlie5sen zu können. 
. 68. Der Antrag, das Eheaufgebot 
zuzulassen, kann nur von Seite beider Verlobten gestellt werden, S. 69. Das 
Amtsgericht prüft, ob der Ehe kein auf den Bestimmungen des bürgerlichen 
oder des öffentlichen Rechts beruhendes Hinderniss entgegensteht und er- 
lässt, wenn es die Ehe als zulässig erkennt, den Yerkündschein. Es ist er- 
mãchtigt, aus wichtigen Ursachen die in den L.R.S.S. 164 und 164a. be- 
zeichneten Eheverbote zu erlassen. Gegen die Verweigerung des VerkÜnd- 
scheines findet die BeschwerdefÜhrung an das 4\ppellationsgericht statt. 

. 70. Das Amtsgericht hat eine Ausfertigung des Verkiindscheines dem 
Standesbeamten jeùer Gemeinde zuzustellen, in welcher das Aufgebot ver- 
kündet werden muss (9. 7 I). 1m Verkündschein ist jede dieser Gemeinden 
anzugeben. 
. 7 I. Die Aufgebote müssen geschehen: I) an dem Orte, wo 
der eine und der andere der Verlobten den bürgerlichen "\V ohnsitz hat 
(L.R.S. 102); 2) wenn ein Verlobter seinen Aufenthalt ausserhalb dieses 
"\V ohnsitzes verlegt oder im Inlande keinen solchen hat, überdies an dem 
gewöhnlichen Aufenthaltsorte und 3) wenn er nicht volle drei ::\Ionate vor 
Erlassung des Verkündscheines an seinem gegenwärtigen "\V ohnorte sich auf- 
gehalten hat, auch an seinem früheren ständigen Aufenthaltsorte. 
. 72. Das 
Aufgebot geschieht durch Verkündung der bevorstehenden Ehe mittelst An- 
schlags an dem Gemeindehause oder an dem sonst für Veröffentlichungen 
bestimmten J?latze. Der Anschlag muss mindestens von einem Sonntag bis 
zum anderen, beide einbegriffen, volle acht Tage bng angeheftet bleiben. 
9. 73. 1st die Ehe nicht in }ahresfrist nach Erlassung des Yerkiindscheins 
geschlossen worden, so kann sie nur nach Erhebung eines neuen Verkünd- 
scheins eingegangen werden. 9. 74. Der Vollzug des Aufgebotes muss von 
dem Standesbeamten unter Angabe des Ortes und des Tages, d:1 es ange- 
schlagen wurde, und der Zeit der Abheftung auf dem Verkündscheine be- 
urkundet werden. 
. 75. 1st ein nach 
. ï I erforderliches Aufgebot der Ehe 
eines inländischen Verlobten im Auslande zu bewirken, so genÜgt die V or- 
nahme nach den dort bestehenden Vorschriften. 1st die Vornahme des Auf- 
gebots im Auslande wegen ::\Iangels entsprechender Einrichtungen nicht 
thunlich oder wird dieselbe von den dortigen Behörden verweigert, so darf 
die Ehe mit Genehmigung des 4\.mtsgerichtes ohne dieses Aufgebot ge- 
schlossen werden. - Cap it e I 3. Von ....der Ei/lS prache. 9. 76. Der Vater, 
bei Abgang des Vaters die 
Iutter, und bei Abgang beider Eltern die 
Grosseltern können wider die Heirath ihrer Kinder und Abkömmlinge Fin- 
sprachen einlegen aUs allen G-ründen, welche der Eingehung der Ehe nach 
dem Gesetæ entgegenstehen. 
. ï7. In Ermangelung aller Ahnen kann der 
Bruder oder die Schwester, der Oheim o,der die ::\Iuhme, oder ein Geschwister- 
kind, wenn sie grossjãhrig sind, jedoch nur in folgenden zwei Fällen, Ein- 
sprache einlegen: I) \Venn für einen minderjährigen Verlobten die nach clem 
Gesetze erforder1iche Einwilligung der Obervormundschaft nicht erwirkt 
worden ist; 2) wenn die Einsprache sich auf den "\Vahnsinn oder die Ge- 
mÜthsschwäche eines der kÜnftigen Ehegatten gründet. 
. 7
t In dèn heiden 
durch den vorhergehenden Satz bestimmten Fällen kanñ der V ormund oder 
Pfleger während der V ormulldschaft oder Pflegeschaft Einsprache einlegen, 
wenn er hiezu durch die Oberyormundschaft ermächtigt worden i
t. 9.79. Zur 
Einsprache gegen den Abschluss einer Ehe ist ferner die Person berechtigt, 
welche mit einem der Verlobten verheirathet ist. 
. 80. Der Staatsanwalt 
kann Einsprache einlegen aus alIen GrÜnden, welche der Eingehung der Ehe 
nach clem Gesetze entgegenstehen. 
. 8 I. Die Einsprachen gegen eine Hei- 
rath müssen von den Eillsprechenden selbst oder ihren mit besonderer und 
öffentlicher V ollmacht versehenen G-ewalthabern erhoben werden. Sie sol1en 
die Eigenschaft, welche dem Einsprechenden das Recht gibt, sie einzulegen, 
und den Grund der Eillsprache enthalteu. 
. 82. Die Einsprache ist bei 
dem Amtsgerichte zu erheben, welches den VerkÜndschein erlassel1 l1at. Die 
Anmeldung der Einsprache kann vor dem Standesbeamten geSchehen, welcher 
unverziigliche Vorlage an das Amtsgericht .lU machen hat. Gcgen die gc- 
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richtliche Entscheidung steht die Beschwerdefiihrung an das Appellations- 
gericht dem Einsprechenden und den Verlobten zu; sie ist innerhalb acht 
Tagen auszuführen. 
. 83. \Yird die Einsprache verworfen, so können jene 
Einsprechende, die nicht Ahnen sind, zur Entschãdigung angehalten werden. 

. 84. Von jeder Einsprache und von jedem Erkenntnisse über eine Ein- 
sprache muss den Betheiligten unverzüglich Kenntniss gegeben werden. 
Ebenso sind die Standesbeamten, welche zur Trauung zustãndig sind, von 
jeder Einsprache und von jedem rechtsluãftig gewordenen Erkenntnisse 
darüber oder deren sonstiger Erledigung unverzüglich zu benachrichtigen. 

. 85. Die geschehene Einsprache und das darauf ergangene Erkenntniss sind 
durch den Standesbeamten auf dem Verkündscheine (S. 70) vorzumerken. 
Auf derselben Urkunde solI es erwãhnt werden, wenn keine Einsprache ein- 
gelegt wurde. 'Varen Aufgebote der Ehe in mehreren Gemeinden nöthig 
(9. 7 1 ), so haben die Verlobten dem Standesbeamten, welcher die Trauung 
vornehmen solI, durch Vorlage der nach l\Iaassgabe des 9. 74 beurkundeten 
Verkündscheine nachzuweisen, dass aIle erforclerlichen Aufgebot
 erfolgt 
sind. 
. 86. Der Standesbeamte darf 
icht zur Trauung _sc1ueiten, ehe ihm 
die Vornahme der erfarderlichen Aufgebote nachgewiesen, und, falls eine 
Einsprache erhoben wurde, die .,A.ufhebung derselben vom Amtsgerichte er- 
öffnet ist. - Capitel 4. Von der Form der Eheschliessung. 
. 87. Zur 
rechtlichen Giltigkeit der Ehe ist die bürgerliche Form der Eheschliessung 
erforclerlich. Die kirchliche Trauung darf est geschehen, wenn die Eheleute 
urkundlich nachweisen, dass die Heirathsurkunde (
. 4-1-) von dem Standes- 
beamten aufgenommen ist. 
. 88. Die Ehe darf nieht vor clem dritten Tage 
nach Ablauf der im 
. 72 für den Anschlag des Aufgebots vorgeschriebenen 
Frist geschlossen werden. 1m Uebrigen steht die \Vahl des Tages den Par- 
teien zu. 
. 89. Die Ehe muss vor dem Standesbeamten des Ortes, \VO einer 
von beiden Theilen seinen' \Yohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat, eingegangen werden. Auf schriftliche Ermãchtigung des zuständigen 
Standesbeamten kann die Eheschliessung auch bei dem Standesbeamten eines 
anderen Ortes des Inlandes stattfinden. In diesem FaIle hat der letztere 
Standesbeamte eine Abschrift seiner Beurkundung sofort dem zustãndigen 
Stande
beamten zum Eintrage zu übersenden. S. 90. Die Eheschliessung hat 
in dem Gemeindehause öffentlich Statt zu finden. Das .Amtsgericht kann 
jedach aus wichtigen Gründen gestatten, dass die Ehe in einem Privathause 
geschlossen werde. 
. 91. Dabei hat der Standesbeamte den in Person mit- 
einander erschienenen Verlobten r dem einen Theile nach dem anderen, die 
Erklãrung abzunehmen, class sie sich zur Ehe nehmen wollen. Darnach er- 
klärt der Standesbeamte im N amen des Gesetzes, dass diese Personen durch 
das Band der Ehe verbunden sind. Unmittelbar darauf ist die Beurkundung 
darÜber (der Eheschein, die Heirathsurkunde) in das Ehebuch einzutragen 
(
. 44). - C a pi te I 5. Von Elzen im Auslande und VOll Elzen Fremder fill 
Inlande. S. 9 2 . Ehen, welche im Auslande zwischen Inlãndern unter sich 
oder mit Auslãndern geschlossen werden, können nach der in jenem Lande 
vorgeschriebenen Form giltig eingegangen werden. Inlãnclische Verlobte 
haben den Verkündschein und das Aufgebot auch im Inlancle nach den in 
den 
9. 67 und 7 1 gegebenen Vorschriften und, sofern sie Wohnsitz und 
Apfenthalt im Auslande haben, am Orte ihres letzten inländischen stãndigen 
Aufenthaltes zu erwirken. Der Inlãnder bleibt auch im Auslande den V or- 
schriften des ersten Capitels des Titels V. des erst en Buches, sowie den 
Eheverboten der Sãtze 295, 298 und 348 des Landrechtes unterworfen. 

. 93. Die Fiihigkeit des Fremden, im Inlande eine Ehe zu schliessen, wird 
durch die Gesetæ seines Heimathlandes bestimmt. J edoch ist auch der 
Fremde den in L.R.S.S. 147, 161, 162, 163, 295, 298, 348 bezeichneten Ehe- 
verboten unterworfen. 
. 94. Fremde, welche im Inlande eine Ehe schliessen 
wonen, sind verpflichtet, nachzuweisen, dass nach den Gesetzen ihres Landes 
der beabsichtigten Ehe nichts im \Yege steht. Das Amtsgericht kann die 
Vadage cines Zeugnisses verlangen f worin dieses van der zustãndigen Rei- 
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mathsbehörde beurkundet i!-'t. - Ti te I IV. Stralbestimmll1zgen. 
. 95. Beamte, 
des bürgeIlichen Standes, welche den V orschriften iiber die Pllichten ihres 
Dien
tes zuwider handeln, können, - vorbehaltlich des Einschreitens der 
Verwaltungsbehörde auf Grund der Gemeindeordnung - vom Amtsgerichte 
mit Ordnungsstrafen bis zu 10 fl. belegt werden. Dem Bestraften steht gegen 
das Erkenntniss die Beschwerde an den Appellationssenat zu. S. 96. Standes- 
beamte werden gerichtlich an Geld bis zu 300 fl. bestraft: I) wenn sie das 
Aufgebot oder die Eheschliessung ohne gesetzlichen Grund verweigern oder 
vorsätzlich verzögerll; 2) wenn sie eine Eheschliessung vor Empfang des 
Verkündscheines oder ohne die vorgeschriebenen Aufgebote, oder mit Ausser- 
achtlassung der gesetzlichen Frist zwischen Aufgebot und Ehe, oder vor Er- 
ledigung der Eheeinsprachen, oder end1ich gegen die in S
. 8<), 90 bestimmten 
Rege1n voll.áehen. 
. <)7. "\Ver die Vorlage der bei ihm verwahrten K.irchen- 
bücher (
. 23) oder die Fertigung von A usziigen oder Zeugnissen daraus (s. 24) 
'\ erweigert, kann polizeilich an Geld bis zu 50 fl. bestraft werden. Bei fort- 
geset.lter "\Veigerung sind die Amtsgerichte berechtigt, die Kirchenbiicher an 
dem Verwahrungsorte zu erheben, 
lm sie in der erforderlichen \\'"eise zu 
benützen. s. <)8. Diener der Kirche, welche bei einem kirchlichen Ehe- 
abschluss mitwirken, ehe ihnen die Aufnahme des Ehescheines (s. 44-) nach- 
gewiesen ist, werden polizeilich mit einer Geldstrafe von 100 - 300 fl., im 
Rückfalle mit einer Geldstrafe von ]00-1000 fl. oder mit einer Geflingniss- 
strafe von vier 'V ochen bis zu sechs Ì\Ionaten bestraft. Verlobte, welche 
eine Ehe kirchlich eingehen, bevor der Eheschein des Standesbeamten auf- 
genommen ist, verfallen in eine polizeiliche Geldstrafe bis zu 100 fl. 
. 99. 
\n 
Geld bis zu 50 fl. werdcn polizei1ich bestraft: 1. wer die ihm nach 
. 28 ob- 
liegende 
Iittheilung ausländischer Standesurkunden unterliess; II. die Ehe- 
leute oder Diejenigen, unter deren Gewalt sie standen, I) wenn vor der Rei- 
rath die erforderlichen Aufgebote nicht geschahen oder die vorgeschriebenen 
Fristen zwischen Aufgebot und Ehe nicht beobachtet wurden; 2) wenn die 
Y orschriftcn der 

. 89 oder 90 über die V ornahme der Trauung verletzt 
wurden. s. 100. Anzeigepersollen, welche in der in s. 1-71 des Strafgesetl- 
buches be,æichneten 
\.bsicht durch wissentlich falsche ErkHirungen die Er- 
richtung ächter öffentlicher Standesurkunden mit unwahrem Inhaltc bewirken, 
werdcn von dcr Strafe des s. 47 I getroffen. Dic glciche Strafe nebst Diellst- 
entlassung trifTt hürgerliche Standesbeamte, welche be.áiglich yon Standes- 
urkunden (Einträgen in den Standesbüchern, ....\.us.lügen oder Zeugnissen hieraus) 
die in 
. 677 des Strafgesetzbuches bezeichnete Randlung in der in s. 47 I 
des Strafgesetzbuches ausgedriickten Ahsicht begehen. Die gerichtliche Ver- 
folgung findet jedoch nur auf Anzeige der Betheiligten statt. - Sclzluss- 
bestimmungen. 
. [01. Der Anfang der 'Yirksamkeit dieses. Gesetzes wird 
durch landesherrlichc Verordnung bestimmt. Yon dem Eintritte dieser "'Ïrk- 
samkeit an sind aufgchoben: die Eheordnung vom 15. Juli 1807; 
. XVIII. 
dcs 1. Finführungsedictes zum Landrechtc, soweit er sich auf diese Ehe- 
ordnung bezieht; die s
. 6 und 8 des II. Einfiihrung:sedictes zum Land- 
rechte; die Sätze 34-101, 144a, 156, 157, 165-179, JC)2, I()], 31Ia. des 
Landrechtes; die landesherrlichcn Verordnungen vom 2<). 
Iai 181 [, Regie- 
rungsblatt No. XYI., über Einrichtung und Beweiskraft der Standesbiicher, 
und vom 4. 
Iärz [812, Regierungsblatt No. XI., iiher die im Auslande ab- 
geschlossenen Ehen; das Gesetz vom 9. October 1860, Regierungshlatt No. LI., 
liber die bürgerliche Standesbcamtung in Ausnahmsfällen; von S I dcs Ge- 
sctzes vom 28. l\Iai 186+, Regierungsblatt X o. XXI., iiher die V crwaltung 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit und das Notariat, der Schlusssat.l: "mit Aus- 
nahme der Entscheidung übcr Einsprachen gegen die' Ehe". 
. 102. Die 

linisterien der Justi.l und dcs Innern sind mit den zum Vollzuge dieses Gc- 
setæs crforderlichen Anonlnungen heauftragt. Gcgcben zu I
arlsruhe in 
Fnsercm Staat
ministerium, den 21. December 186C). Friedrich. Jolly. Ob- 
kirchcl. Auf Seiner Königlichen Hoheit hi;chsten Befchl: Schreiber. 
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Landesherrliche Verordnung, den Vollzug des Gesetzes vom 2 I. December 
1869 iiber die Beurkundung des bzirgerlichen Stalldes und úber die Förmlich- 
keiten bet" Schliessung der Ehen betreffend. , 
Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Herzog von 
Zähringen. Zum Vollzug des Gesetzes vom 21. December 1869 über die 
Beurkundungen des bürgerlichen Stancles und über die Förmlichkeiten bei 
Schliessung der Ehen haben \Vir auf den unterthãnigsten Vortrag Un serer 
Ministerien der Justiz und des Innern beschlossen und verordnen, wie folgt: 
1. Von den Standesbeamten und ih rem Geschäftskreise. 
. I. Das 
Amt des bürgerlichen Staatsbeamten (Gesetz 9
' I, 3) umfasst das Gebiet 
der Gemeinde und diejenigen Colonien, \Yeiler und lIöfe, welche ihr in 
polizeilicher Hinsicht zugewiesen sind oder in Hinsicht auf die Standes- 
buchsführung zugewiesen werden. 
. 2. In den Städten, welche zwei Bürger- 
meister haben, hat der Gemeinderath zu bestimmen, welcher von Beiden das 
biirgerliche Standesamt verwaltet. 
. 3. In Fãllen eintretender Verhinderung 
des Rathschreibers ist ein Stellvertreter durch den Standesbeamten beizu- 
ziehen (Gesetz 
. 2). Der Standesbeamte hat bei der Uebernahme des Dienstes 
- soferne dies nicht schon zuvor geschah - eine dazu geeignete Persön- 
lichkeit zu bezeichnen (Gesetz 9. 2). 9. 4. Der Beschluss, durch welchen 
die Geschäftsabtheilung zwischen zwei Biirgermeistern festgesetzt (V ollzugs- 
verordnung 
. 2), der Beschluss, durch welchen ein Stellvertreter des Rath- 
schreibers (Gesetz S. 2) und der Beschluss, durch welchen in den Gemeinden 
von mehr als 10,000 Einwohnern ein besonderer Standesbeamter (GesetL 
S. 3) ernannt wircl, sind wörtlich in jede der beiden U rschriften der Standes- 
biicher einzutragen. Sie müssen ausserdem durch Einriickung in das Bezirks- 
verkündigungsblatt öffent1ich bekannt gemacht werden. S. 5. 1st ein Standes- 
beamter oder ein Rathschreiber wegen des in S. 4 des Gesetzes bezeichneten 
Grundes unfåhig, eine Standesurkunde aufzunehmen, so haben für sie deren 
Stellvertreter (Gesetz 

. 2, 3) zu handeln. S. 6: Der Beamte, welcher zur 
A.ufnahme einer Stande:surkunde mitwirkt, ist verpf1ichtet, in derselben die 
Eigenschaft anzugeben, in welcher er zur 
Iitwirkung berufen ist. 1st es 
ein Stellvertreter, welcher handelt (Gesetz 

. 2, 3), so ist der Vcrhinderung 
des regelmãssigen Beamten und ihres Grundes zu erwähnen. 
. 7. Die Auf- 
gabe der Stan des beam ten und - unter ihrer Leitung und Verantwortlichkcit 
- der Rathschreiber ist: I. die Urkunden, welche den bürgerlichen Stand 
betreffen, aufzunehmell; 2. die Standesbücher und deren Beilagen zu vcr- 
wahren; 3. Auszüge aus den Standesbüchern und deren Beilagen, sowie 
Zeugnisse über deren Inhalt auszustellen. S. 8. Fiir besondere Fälle, welche 
das Gesetz bestimmt, sind Standesbeamte: I. die Gesandten oder Con
uln, 
welche mit der Vertretung der Inländer betraut sind, für die im Auslande 
gefertigten Beurkundungen des blirger1ichen Standes der Inländer (Gesetl 
S. 3 2 ); 2. die von den mi1itãrischen Dienstvorschriften bezeichneten l\Iilitä.r- 
beam ten, flir die Beurkundung der in Kriegszeiten unter den 
Iilitärpersonen 
und dem G-efolge cler Truppen eintretenden Todesfålle (Gesetz 
. 56), - 
II. A 11 gem e i n e An 0 r d nun g e n f ü r die E i n ri c h tun g de r S tan cl e s - 
bücher und die Form der Standesurkunden. S. 9. Die Stan des- 
urkunden müssen in die Sammlungen gedruckter Impressen eingeschriehen 
werden, welche den Stanclesbeamten jeweils durch das Justizministe1ÌUlll 
werden zugestellt werden. Die Standesbeamten haben dabei gcnau llach 
Anleitung der durch die Impressen gegebenen und der ausserdem ihnen 
mitgctheilten 
[uster, sowie nach den folgenden Belehrungen zu verfahren. 

. I (). FÜr den ersten Eintrag in jedes Buch muss die erste Impresse der 
Sammlung benützt werden. Die weiteren Einträge folgen ununterbrochen 
in der ReihenfoIge der Impressen. Findet der Standesbeamte, dass die 
Tmpresse wegen der Verschiedenheit des Gegenstandes flir einen Eintrag 
nicht beniit",t werden kann, so ist sie zu durchstreichen und an dem freien 
Rande des Buches die dem Sachverhalte entsprechende Standesurkunde auf- 
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zunehmen. Sol1te der freie Rau1l1 neben der Impresse zur Aufnahme der 
U rkunde nicht hinreichen, so darf diese neben der folgenden Impresse und 
selbst auf der nãchstfolgenden Seite fortgesetzt werden. Die Durchstreichung 
der Impresse ist in der an den Rand gesetzten Urkunde zu erwãhnen. 

. II. 'Venn bei Ausfüllung der Impresse zwischen den gedruckten'Vorten 
des Formulars und den eingeschriebenen 'Vorten Stellen leer bleiben, so 
sind die Lücken mit Federstrichen auszufül1en. S. 12. Verãnderungen an 
dem gedruckten InhaIte der Impressen und Zusätze zu demselben müssen wie 
Aenderungen des geschriebenen Theiles der Urkunde von den in 
. 20 des 
Gesetzes genannten Personen genehmigt und die Genehmigungen nach An- 
leitung des 
. 26 der Vollzugsverordnung beurkundet werden (Gesetz 
. 17). 

. 13. Tm October jeden Jahres ist der muthmaassliche Bedarf an Impressen 
für das folgende Jahr dem Amtsgerichte und durch dieses dem Justiz- 
ministerium anzuzeigen. Die gleiche Anzeige ist zu machen, wenn im Laufe 
des J ahres sich die Vermuthung ergibt, dass der dem Standesbeamten zur 
Verfügung gestellte Vorrath an Impressen dem Bedürfnisse des Jahres nicht 
genügen werde. S. Lt.. Unverzüglich nach dem Schlusse eines jeden Jahres 
hat der Standesbeamte unmittelbar hinter dem zuletzt eingetragenen Standes- 
scheine in jedem Standesbuche zu beurkunden, dass das Buch des Jahres 
. . . . . mit der (in Euchstabenschrift anzugebende Zahl) Urkunde vom 
. . . . . . geschlossen worden sei (Gesetz 
. 8 Absatz I). S. T 5. Unmittel- 
bar nach dem Jahresschlusse - Vol17ugsyerordnung 
. q. - sind die Re- 
gister für das Geburts-, das Ehe- und das Todtenbuch zu fertigen (Ge
etz 

. 9). Sie bestehen aus je drei Spalten: die erste enthält die Geschlechts- 
namen, diese nach deren Anfangsbuchstaben alphabetisch geordnet; die 
zweite die Vornamen Derjeni

n, auf welche die Eintrãge (

. 29, 30, 3R, 
43, -1- 6 , 53 der Vollzugsverordnung) und die Vormerkungen (
. 31 der Voll- 
zugsverordnung) sich beziehen; die dritte gibt die Ordnungszahlen an, unter 
welchen die entsprechenden Standesurkunden im Buche eingetragen sind. 
Das Register muss einer jeden der beiden Urschriften beigefügt werden. 

. 16. Auf jeder Urkunde, welche als Beilage der Standesbücher übergeben 
wird (Gesetz s. [0 Absatz I), muss von der Hand des Standesbeamten 
bemerkt werden, dass sie eine Beilage des nach der Ordnungszahl zu 
bezeichnenden Eintrags des betreffenden Standesbuches bildet. 
. 17. Die 
Beilagen der Standesbücher werden in drei gesonderten Bãnden gesammelt, 
von denen der eine die Beilagen des Geburtsbuches, der andere diejenigen 
des Ehebuches, der dritte die des Todtenbuches enthãlt. In jedem Bande 
sind die Beilagen mit besonderen, unter sich fortlaufenden und für jedes 
J ahr in neuer Reihe beginnenden OrdnungsL;ahlen zu versehen. Tn den 
entsprechenden Standesbeurkundungen muss auf diese Ordnungszahlen ver- 
wiesen werden. 
 T 8. Beilagen, welche in fremder Sprache geschrieben 
--ind, müssen von einer deutschen Uebersctzung begleitet seine Fehlt die 
Uebersetzung, so beæichnet der Standesbeamte oder auf seinen Antrag das 
Amtsgericht {;inen Dolmetscher, welcher auf Kosten Dessen, der die Urkunde 
vor1egte, deren U ebersetzung fertigt. S. 19. Der Standesbeamte Ìst ver- 
pflichtet, in den ersten [4 Tagen des neuen J ahres die eine Urschri[t der 
Standesbücher mit dem dazu gehörenden Register (Vollzugsverordnung 
. [5) 
und Beilagenbande (Vollzugsverordnung 
. 17) an das Amtsgericht einzu- 
senden (Gesetz 

. 8-10, 58). Die andere Urschrift ist auf dem Gemeinde- 
hause sorgf:'iltig zu verwaluen. 
. 20. Die Einträge in jedem der Bücher 
sind mit besonderen Ullter sich fo
tlaufcnden, im Anfange jeden J ahres neu 
beginnenden OrdnungsL;ahlen zu versehen. Am oberen Rande jeden Eintrages 
ist ausserdem der Geschlechtsname und der V orname der Personen anl'u- 
geben, auf welche sich die Beurkundung nel'Ïeht. 
. 2 L Die Beurkundung 
der Geburt von Kinc1ern ausländischcr Eltern und die Beurkundung des 
Todes von A usHinclern sol1 ausser den in 
. 12 des Gesetzes bezeichncten 

\ngaben auch das Heimathland jener Fremden enthalten. 
. 22. \\ enn 
mehrere Personcn in demselben Orte einen uncI den!-'elben V or- und Ge- 
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schlechtsnamen führen, so ist die zur Unterscheidung der Person im Ode 
übliche Bezeichnung beizufügen, oder, wenn eine solche nicht bekannt ist, 
die Identität clurch sonstige nähcre Bezeichnung der Person festzustellen. 

. 23. Die Standesbeurkundungen müssen in beiden Urschriften unverzüg- 
lich nach der für sie gegebenen Veranlassung in Gegenwart der Erschienenen 
aufgenommen werden. Sie sind in beiden Urschriften von \Vorl zu 'Vort 
gleichlautend und in vollkommener Uebereinstimmung der Seiten- und 
Ürdnungszahlen einzutragen. S. 24. Die Unterschriften der Anzeigepersonen, 
Parteien, Zeugen (Gesetz 
. 14 Absatz I), des Standesbeamten und des 
Rathschreibers müssen in beiden Urschriften unmittelbar nach der Auf- 
llahme der Urkunden beigesetzt werden. 
. 25. \Venn clie Beurkundung 
einer Erklãrung aUs irgend einem Grunde unterbrochen wird, so ist der 
Umstand, welcher die Vollendung hinderte, anzugeben. s. 26. Ergibt sich 
bei der Aufnahme einer Standesurkunde die N othwendigkeit von Aenderungen 
(Gesetz 
. 17 Absatz 2), so dürfen diese nur in folgender 'Veise vollzogen 
werden: I. soHen W orte gestrichen werden, so muss dies in der Art ge- 
schehen, dass sie nach clem Durchstriche noch gelesen werden können; 
am Rande oder am Schlusse der Urkunde sind die durchstrichenen \Vorte 
anzugeben und, dass sie mit Genehmigung der Parteien gestrichen worden 
seien, von diesen und den etwaigen Zeugen (Gesetz 
. 14), sowie von dem 
Standesbeamten und dem Rathschreiber durch Unterzeichnung zu "bestätigen; 
2. sollen Zusätze zu dem Eintrage gemacht werden, so soHen sie bei der 
Stelle, worauf sie sich beziehen, auf den Rand des Buches, und, wenn dies 
nicht möglich ist, an das Ende der Urkunde gesetzt werden; ihre Ge- 
nehmigung ist auf gleiche Weise wie die der Durchstreichungen (Ziffer I) 
zu beurkunden. 
. 27. Es ist dem Standesbeamten und dem Rathschreiber 
untersagt, irgend etwas in den Standesbüchern zu radiren, Zeilen oder Stell en 
für Worte offen zu lassen, Worte abzukürzen und die in 
. 18 des Gesetzes 
angeführte Zeitbestimmung durch Zahlen zu bezeichnen; statt der letzteren 
muss Buchstabenschrift gebraucht werden. 
. 28. Urkunden, welche in dem 
Texte der Standesbuchseinträge zu erwähnen sind, müssen durch Angabe 
i1ues Tages und J ahres, des Orts, wo sie ausgestellt wurden, und der 
Behörde, von welcher sie herrühren, endlich clurch eine kurze Envähnung 
i1ues Inhaltes bezeichnet werden. 
. 29. Gerichtliche U rtheile, welche den 
Lürgerlichen Stand betreffen, Verfügungen und Erkenntnisse der Amtsgerichte 
über Berichtigung von Standesurkunden (Gesetz 

. 61, 62), Verfügungen, 
wodurch Aenderung von N amen gestattet wird, sind an dem Tage, an 
welchem sie dem Standesbeamten vorgelegt werden, wörtlich in die Standes- 
bücher einzutragen. In alIen diesen Fällen muss am Rande der ent- 
sprechenden Standesbeurkundung auf die Stelle verwiesen werden, \VO das 
Urtheil, das Erkenntniss, die Verfügung einge"tragen ist. 
. 30. Auch aus- 
ländische Standesurkunden, welche den bürgerlichen Stand von Inländern 
betreffen, sind unter dem Tag und J ahr, an welchem sie dem Slande:s- 
Leamten behufs der Eintragung zukommen, wörtlich in das Standesbuch ein- 
zutragen. An clem Orte des Buches, welcher der U rkunde nach dem J ahr 
und Tag ihrer Aufnahme gebührte, ist auf die Stelle hinzuweisen, an welchcr 
die Eintragung wirklich voll.logen worden ist. 
. 31. Werden Stan des- 
urkunden im Inlande für Personen aufgenommen, welche in einer andcren 
Gemeinde (Gesetz 
. II) den bürgerlichen \Vohnsitz haben, so hat der 
Standesbeamte des \V ohnsitzes die ihm zugehcnden Abschriften der Standes- 
scheine (Vollzugsverordl1ung 

. 45, 49, 57) zu den Beilagen der Bücher zu 
nehmen und am Rande des entsprechenden Standesbuches .bei der Stelle, 
welche der Standesurkunde nach ihrem Tag und J ahr gcbührt, zu bemcrkcn: 
dass eine Geburtsurkunde (ein Todes-, ein Ehcschein) für ùie bestimmte 
Person den Beilagen des Geburts- (Ehe-, Toclten-) buches vom Jahre. . . . 
UlItcr No. . . . angeschlossen seie. 
. 32. Von allcn Ranù vcrwcisul1gen, 
die der Standesbeamte in anderen als den laufenden Büchern zu vollziehen 
hatte, so wie von den Verweisungen, die in einClll vor der \VirI.:samkeit 



33
 


13eilage LIlt 


tÌie
e
 tTe:setæs geführten Standesbuche vOrLunehmen sind (Gesetz 
. 33 
Absat.l I und 3), hat der Stal1desbeamte binnen drei Tagen beglaubigte 
Abschrift dem Amtsgerichte zu ubersenden und dabei J ahr und Tag des 
Eintrages, auf den sich die Verweisung bezieht, genau zu beæichnen. 

. 33. Gleiche 
littheilung ist den Standesbeamten anderer Gemeinden HI 
machen, wenn die Einträge, auf welche die Randverweisungen sich beziehen, 
in den Standesbüchern solcher Gemeinden beurkundet sind. 
. 34. Auszüge 
aus den Standesbüchern des jeweils laufenden J ahres und Zeugnisse über 
den Inhalt derselben, welche Betheiligte verlangen, hat unter Leitung und 
Verantwortlichkeit des Standesbeamten der Rathschreiber zu fertigen. Das 
Gleiche gilt - vorbehaltlich der im folgenden Paragraphen bestimmten Aus- 
nahmen - hinsichtlich der bei den Gemeinden in Gemãssheit des 
. 8 des 
lfeset.lCs verwahrten Standesbücher anclerer Jahre (Gesetz 
S. 8, 24). Der 
Standesbeamte hat auf Verlangen Auszüge und Zeugnisse auch aus den bei 
ihm venvahrten Abschriften der yon den Ortsgeistlichen für den :Monat 
Januar 1870 geführten Standesbücher zu fertigen. S. 35. Auszüge und Zeug- 
nisse aus den bei den Amtsgerichten verwahrten Standesbüchern fertiget auf 
Verlangen Betheiligter der Gerichtsnotar'": I. wenn sie den vor dem I. Febr. 
1870 geführten Büchern zu entnehmen sind; 2. wenn das von der Gemeinde 
.lU verwahrende Buch, aus welchem der Auszug oder das Zeugniss verlangt 
v:ird, zerstört oder verloren ist; 3. wenn eine einzelne Beurkundung, welche 
im Buche der Gemeinde fehIt, in dem Buche des Amtsgerichts :sich vor- 
f1ndet; 4. wenn die Eintrãge in beiden U rschriften nicht gleich lauten; 
5. auch die Abschriften der Beilagen, welche der vom Amtsgerichte ver- 
wahrten Urschrift angeschlossen sind, hat der Gerichtsnotar zu fertigen. 
Die unter Ziffer 2 und 3 erwãhnten Thatsachen müssen vom Standesbeamten 
bestätiget sein, die Verschiedenheit un ter Ziffer 4 a us dem vom Standes- 
beamten gefertigten Auszuge hervorgehen. In den unter Ziffer 2 und 4 
erwähnten Fällen ist im A
szuge des Gerichtsnotars der Grund anzugeben, 
warum er den Auszug ertheilt. 
. 36. Die Auszüge sollen enthalten: I. die 
Bezeichnung der Gemeinde, welcher das Buch angehört, so wie die Art 
und den Jahrgang des Buches; 2. die genaue Abschrift der Urkunde, wie 
sie sich im Buche vorfindet, einschliesslich ihrer Ordnungszahl und der ihr 
beigesetzten Unterschriften; 3. die der Urschrift beigesetzten Randbemer- 
kungen; 4. die Beurkundung, class die Abschrift mit der Urschrift über- 
einstimme; 5. die Unterschriften des Standesbeamten und des Rathschreibers, 
in den Fällen des 
. 35 des Gerichtsnotars und clas Dienstsiegel der t:ìe- 
meinde, beziehungsweise des Amtsgerichtes. 
. 37. Zur Fertigung der Ab- 
schriften sollen Impressen der aus dem 
Iuster Ordnungszahl 17 ersicht- 
lichen Form verwendet werden. - III. Einrichtung der Geburts- 
b ü c her. 
. 38. In die Ge burts bücher müssen eingetragen werden: I. die 
Anzeigen der Geburten, Gesetz 
. 36; 2. die fre
willigen Anerkennullgell 
natürlicher l<'inder, Gesetz 
. 43. L.R.S. 33 I, 334; 3. die gerichtlichen Er- 
kenntnisse über Anwünschungen, L.R.S. 356, 359, und die Anwünschungen 
im Ehevertrage, L.R.S. 345a.; 4. die gerichtlichen U rtheile, welche die che- 
liche l<'indschaft anerkennen oder aberkennen, L.R..S. 323, 3 12 u. ff., und 
die Urtheile auf Anerkennung natürlicher Kinder, L.R.S. 340, 3q.Oa., 34 1 ; 
5. die Verfügungen und Erkenntnisse über Berichtigung des Geburtsbuches, 
lfesetz 
. 64; 6. die N amensãndcrungen. S. 39. 'Vird eine Geburt spiiter 
als drei Tage nach dem Tage der Niederkllnft ang
eigt, so ist der Grund 
der Verspãtung bei der Anzeigeperson zu erfragen und das darüber auf- 
genommene Protokoll dem Amtsgerichte vorzulegen (Gesetz 
. 61). Dcr 
l':intrag der Geburtsurkunde darf in diesem FaIle nur auf Ver[tigung des 
Amtsgerichtes erfolgen. An der Stelle des Standesbuches, welche der fie- 
Lurtsbeurkundung nach dem Tag und Jahr der Geburt gebührte, ist durch 
eine Randbemerkung auf die eingetragene Bcrichtigung zu vcrweiscn. 

. 40. 'Venn der eheliche Vater die Geburt seines "Kincles nicht selbst an- 

cigt, ist stets der Grund all.luführen, aus dem e') unterhlicben io.;t. 9. 41. .Bei 
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Beurkundung del Geburl von Zwillingen u. s. w. ist für jedell der Zwillillge 
u. s. w. eine besondere Urkunde aufzullehmen. In jeder derselben muss 
ausgedrückt sein, dass es eine Zwillings- u. s. w. Geburt seie und ausserdem 
der Zeitpunkt, in welchem die Geburt eines jeden der Zwillinge u. s. w. 
erfolgte, genau angegeben werden. 
. 42. Sind die Eltern des Kindes 
unbekannt, so solI dem Kinde an der Stelle des Geschlechtsnamens ein 
weiterer in del' Regel eine örtliche Beziehung enthaltender Name beigelegt 
werden. 
. 43. So oft die Anerkennung eines natüdichen ICindes, die nicht 
gleichzeitig mit der Anzeige seiner Geburt erfolgte, eingetragen wird, muss 
am Rande der Geburtsbeurkundung, wenn eine solche eintragen ist, auf die 
Stelle des Standesbuchs, an welcher die Anerkennung beurkunclet ist, ver- 
wiesen werden. Das Gleiche hat am Rande derjenigen Standesurkunden 
zu geschehen, auf welche die unter Ziffer 3, 4, 5, 6 des 
. 38 der V 011- 
zugsverordnung erwähnten V orgänge sich beziehen. 
. 44. Wenn sich 
J emand vor dem Standesbeamten als Vater eines Kindes bekennt, mit dessen 
Mutter er in dem durch Strafgesetzbuch 

. 365, 366 oder 367 bezeichneten 
Verwandtschafts- oder Schwägerschaftsverhältnisse steht, und ebenso, wenn 
zur Zeit der untersteIlbaren Empfångniss die :ßlutter des Kindes oder der 
anerkennende Vater mit einer anderen Person verheirathet war, so hat der 
Standesbeamte die Beurkundung der Anerkennung zu verweigern. L.R.S.335. 
S. 45. Wird ein Kind ausserhalb des 'V ohnsitzes seiner Eltern geboren, 
so ist der Standesbeamte, welcher die Geburt beurkundete (Gesetz 
. II), 
verpflichtet, eine beglaubigte Abschrift des Geburtsscheines dem Standes- 
beamten am Wohnsitze der Eltern zu dem in 
. 31 der Vollzugsverordnung 
bezeichneten Zwecke zu übersenden. - IV. Einrichtung der Ehe b üc her. 

. 46. In die Ehebücher sind einzutragen: I. die Beurkundungen der Ehe- 
schliessung, Gesetz 
. 44; 2. die gerichtlichen Urtheile, wodurch Ehen für 
ungültig erklärt wurden; 3. die gerichtlichen U rtheile, wodurch Ehen aus 
bestimmter U rsache geschieden und Ehescheidungen auf wechselseitige 
Einwilligung zugelassen wurden, L.R.S. 264, 294; 4. die Verfügungen 
und Erkenntnisse über Berichtigung des Ehebuches, Gesetz 
. 64. 
. 47. 
\Venn die Verlobten die Absicht erklären, in der Heirathsurkunde natürliche 
JCinder anzuerkennen, so hat der Standesbeamte deren Erklärung aufzu- 
nehmen, und im Ehescheine zu beurkunden. Gleichzeitig ist an dem Rande 
der Geburtsurkunde auf diese Anerkennung zu verweisen. 
. 48. vVenn 
der eine der Neuverehelichten seinen \V ohnsitz in einer anderen Gemeinde 
hat, so ist der Standesbeamte, vor welchem die Ehe geschlossen worden 
ist, verpflichtet, dem Standesbeamten des \V ohnsitzes eine beglaubigte Ab- 
schrift des Ehescheines zu dem in 
. 3 I der V oIlzugsverordnung bezeich- 
neten Zwecke zu übersenden. 
. 49. Gleiche Abschrift hat zu gleichem 
Zwecke der Standesbeamte, vor welchem die Ehe im FaIle des 
. 89 Absatz 2 
des Gesetzes geschlossen wurde, dem Standesbeamten mitzutheilen, welcher 
die Ermächtigung zu dieser Eheschliessung ertheilt hat. 
. So. Ehenichtlg- 
keitsurtheile und Ehescheidungsurtheile dürfen nur auf Vorlage einer Aus- 
fertigung des vom obersten Gerichtshofe erlassenen oder eines vom erkennen- 
den Gerichtshofe als rechtskräftig beurkundeten U rtheiles eingetragen werden. 

. 5 I. Die gerichtlichen U rtheile, welche I. die U ngiltigkeit einer Ehe aus- 
sprechen, werden auf den Antrag des Staatsanwalts oder einer Partei, 
2. Urtheile, we1che auf Scheidung einer Ehe aus bestimmter Ursache er- 
kennen, auf den Antrag des Ehegatten, welcher das U rtheil erwirkt hat, 
3. Urtheile, welche die Scheidung auf wechselseitige Einwilligung zulassen, 
auf den gemeinsam und in Person von beiden Ehegatten gestellten Antrag 
in das Ehebuch eingetragen. 
. 52. Am R.ande des e'ntsprechenden Ehe- 
,>cheines ist auf die Stelle zu verweisen, wo das Urtheil üùer die Nichtigkeit 
oder die Scheid u ng cler Ehe eingetragen ist. - V. E i n r i c h tun g de r 
Todtenbücher. 
. 53. In die Todtenbücher werden eingetragen: I. die 
Todesfälle, welche von den in S. 47 Absatz 2 des Geset.leS genannten Pel- 
sonen angezeigt werden; 2. die TodesGille, über welche den Standesbeamten 



33 6 


Beilage LIn. 


in den FäIlen der 

. 49-51 und 55 des Gesetzes schriftliche Anzeigen 
.lukommen; 3. die in J(,riegszeiten von 
lilitärbeamten kraft des 
. 56 des 
Gesetzes gefertigten Todess.cheine; 4. die Erkenn
nisse über Berichtigung 
des Todtenbuches (Gesetz 
. 64); 5. die Abschriften der Geburtsbeurkun- 
ùungen todter Kinder (Gesetz s. 4 1 ). 
. 54. 'Verden dem Standesbeamten 
die Erhebungen der Bchörde über einen U nglÜcksfall der in 
. 5 I des fie- 
setzes bezeichneten Art mitgetheiIt, so ist die Impresse zu durchstreid]en 
und am Rande des Standesbuches zu erwähnen, dass und welcher Unglücks- 
fall, an welch em Tage und Orte sich zugetragen hat, welche Personen dabei 
umgekommen sind und unter welcher Ordnungszahl die über den Vorgang 
gemachten Erhebungen den Beilagen des Todtenbuches angeschlossen worùen 
sind. Die Verunglückten sind nach Anleitung des S. 4S des Gesetzes, so 
weit diese Verhältnisse ermittelt werden konnten, in dem Eintrag zu be- 
schreiben, und deren Namen unter der gleichen Voraussetzung im Register 
des Standesbuches zu bezeichnen. s. 55. Der Standesbeamte ist verpflichtet, 
dem Bezirksamt die Anzeige zu machen, wenn eine Leiche ohne seine Er- 
laubniss beerdigt wurden ist (Gesetz 
. 53). Dcr Tod darf in solchem FaIle 
im Standesbuche nur beurkundet werden, wenn der Standesbeamte durch 
cine Berichtigungsverfügung (Gesetz 9. 61) dazu ermächtigt ist. S. 56. "\Vird 
cin Todesfall später als 24 Stunden, nachdem er eingetreten ist, dem Standcs- 
beamten angezeigt, so ist der Grund der Verspätung bei der Anæigcperson 
zu erfragen und das darüber aufgenommene Protokoll dem Amtsgerichte 
vorzulegen (Gesetz 
. 61). Der Eintrag des Todesscheines darf in diescm 
FaIle nur auf Verfügung des Amtsgerichtes erfolgen. An der Stelle dcs 
Standesbuches, welche dem Todesscheine nach dem Tag und J ahr des 
Todesfalles gebührte, ist durch eine Randbemerkung auf dic eingctragelo1e 
Berichtigung zu verweisen. S. 57. Stirbt Jemand ausserhalb sei
es 'Vohn- 
sitzes, so ist der Standesbeamte des Sterbeortes verpflichtet f eine beglau- 
bigte Abschrift des Todtenscheines -dem Standesbeamten, in dessen Ge- 
meinde der Verstorbene zuletzt seinen "\Vohnsitz gehabt hat, zu dem in 

. 31 der Vollzugsverordnung bezeichneten Zwecke zu übersenden. s. 58. 
"\Venn ein Fremder im Inlande stirbt, so hat der Standesbeamte eine be- 
glaubigte Ausfertigung der Sterbeurkunde dem Grossherzogl. Ivlinisterium 
der auswärtigen Angelegenheiten vorzulegen, welches sie der Heimaths- 
behörde des Verstorbenen übermitteln wird. - VI. Be r i c h t i gun g d c r 
Standesbücher und der Standesscheine. 
. 59. Der Standesbeamtc 
ist verpflichtet, dem Amtsgerichte, damit es die nach den Umständen erfordcr- 
lichen Anonlnungen 
GesetL 

. 59 bis 62) treffe, Anzeige zu machen: I. wenn 
cine Urschrift der Standesbücher ganz oder theilweise zerst()rt oder vcrlorcn, 
ein Eintrag nur in einer U rschrift gefertigt oder in ein Standesbuch auf- 
genommen wurde, in welches er nicht gehört; 2. wcnn die Standesbücher 
für cine gewisse Zeit nicht geführt oder deren Führung unterbrochen wurdc. 
wenn beide Urschriften ganz oder theilweise zerstört oder verloren sind; 
3. wenn eine Geburt oder ein Todesfall nach dcn in den 
S. 36 und 4í des 
lì-esetzes bezeichneten Fristen angezeigt worden ist oder eine Beerdigung 
ohne Erlaubniss des Standesbeamten stattgefunden hat (Gesetz 
. 54); 4. wenn 
nach vollzogener Standesbeurkundung cine Unrichtigkeit in derselben ent- 
cleckt wird. 
. 60. Von dem Augenblicke des Vcrlustes einer odcr beidcr 
Urschriften an bis zum Eintreffen einer neuen Impressensammlung hat der 
Standesbeamte Ergänzungsprotokolle in zwei gleichlautenden Urschriftcn zu 
führen. Die Beurkundungen sind in diesen Protokollen nach Anleitung der 
mitgetheilten l\Iuster niederzuschreiben. Dcm ersten Eintrage muss die 
AnLeige der Thatsachc vorangehen, welche die Führung von ErgänLungs- 
protokollen veranlasste. Beim Jahresabschlusse (VolLmgsverordnung 
. q) 
ist auch der Ergänzungsprotokolle zu erwiihnen; auf ihren lnhalt ist bei 
Fertigung der Register (Vollzugsverordnung 
. 15) ebenfalls Bcdacht zu 
nehmen. S. 61. Den Berichtigungsanträgen der Bcthciligten an das Amts- 
gericht (Gesetz 
. 62) ist eine beglaubigte Abschrift des Standesscheines, der 
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berichtiget we
den solI, anzu"chliessen. \Venn die Ergänzung der Standes- 
bücher durch N achtragung einer unterbliebenen Beurkundung Gegenstand 
de" Berichtigungsantrages ist, so muss das Zeugniss des Standesbeamten 
ùarüber, dass die Beurkundung im Standesbuche sich nicht vorfinde, bei- 
gebracht werden. 
. 62. Der Eintrag der Berichtigung in das Standesbuch 
darf nur in Kraft einer Ausfertigung der Berichtigungsverfügung oder des 
Berichtigungserkenntnisses geschehen. Dabei darf an del' zu berichtigenden 
Standesurkunde selbst nicht irgend etwas verändert werden. Dagegen wird 
das Berichtigungserkenntniss in den heiden U rschriften des betreffenden 
Buches nach Anleitung des 
. 10 der V ollzugsverordnung wörtlich ein- 
getragen und an dem Rande der alten berichtigten U rkunde bemerkt, dass, 
unter welchem Tag und Jahr und unter welcher Ordnungszahl ein Berich- 
tigungserkenntniss eingetragen ist. Die Ausfertigung des Berichtigungs- 
erkenntnisses bildet eine Beilage des Standes buches. - V II. An 0 r d nun g en 
für die Eheschliessung. 
. 63. \Ver das Aufgebot einer Ehe erlangen 
. will, ist verpflichtet, bei dem Amtsgerichte des Ortes, wo einer der künf- 
tigen Eheleute den \Vohnsitz oder den Au[enthalt hat, den Verkündscheill 
(Gesetz S. 69) nachzusuchen und zu diesem Zwecke urkundlich nachzuweisen: 
I. in welchem Lebensalter jeder der Verlobten steht (L.R.S. [44); 2. dass 
keines von ihnen in einer bestehenden Ehe lebt (L.R.S. 139, 147); 3. - wenn 
eine frühere Ehe eines derselben durch Scheidung aufgelöst wurde - dass 
das Scheidungsurtheil in das Ehebuch eingetragen ist (L.R.S. 26 4, 294); 
4. dass die Verlobten nicht in clem Grade mit einander verwandt oder ver- 
schwãgert und nicht durch Anwünschung in das Verhii1tniss getreten sind, 
wodurch die Ehe zwischen ihnen eine verbotene wird (L.R.S. 161- 16 4, 3-1-8), 
oder welche Gründe für eine nach L.R.S. [64-164b. etwa zulässige Nach- 
sichtsertheilung vorliegen; 5. dass die E1tern oder Diejenigen, die ihre St
l1e 
vertreten, in die Ehe einwiUigen (L.R.S. 148, 149, ISO, 158, 159, 160), oder 
dass die V orschriften über das ehrerbietige Ansuchen erfüllt sind (L:'R.S. 
151-155); 6. - wenn der Verlobte öffentlicher Diener ist - dass die 
dienstliche Erlaubniss zur Heirath nach J\ilaassgabe der hierwcgell bestehen- 
den besonderen Vorschriften ertheilt ist; 7. dass der Bräutigam wedel' Rekrut 
ist, noch im Dienste bei der Fahne steht, noch im Ausstande sich hefindet 
und dass - wenn das Eine und das Andere der Fall oder er noch nicht 
in das Alter der \Vehrpflicht getreten ist - die l\lilitãrbehörde und be- 
ziehungsweise das 
Iinisterium des Innern die Erlaubniss zur Ehe gegeben 
hat t\Vehrgesetz 
. 23); 8. den bürgerlichen \Vohnsitz beider Verlobten und 
- wenn einer von ihnen seinen Aufenthalt ausserhalh des \Vohnsitzes ver- 
legt oder im 1nlande keinen \V ohnsitz hat - den gewöhnlichen Aufent- 
haltsort, endlich - wenn der Aufenthalt am gegenwärtigen \V ohnorte nicht 
vone drei l\Ionate gedauert hatte - den früheren ständigen Aufenthaltsort. 

. 64. Das Amtsgericht hat ausser den im vorstehenden Paragraphen be- 
zeichneten Verhältnissen insbesondere noch zu prüfen: I. ob nicht ein Hin- 
derniss der Ehe zwischen den Verlobten durch eiu Verbrechell beseitiget 
wurde (L.R.S. 189 a); 2. wenn eine frühere Ehe eines ùer Verlobten durch 
Scheidung aufgelöst ward - ob nicht eine Verurtheilung wegen gemein- 
schaftlichen Ehebruches gegen die Verlobten ausgcsprochen ward (L.R.S. 
298); 3. ob die Ehe nicht vor Ablauf gesetzlicher Fristen (L.R.S. 228, 2q6, 
297) abgeschlossen werden wiU; eine N achsicht wegen dieses Ehehinder- 
nisses findet nicht statt. 
. 65. Die Verlobten können die zur Erwirkung 
des Verkündscheines erforder1ichen N ach weise (
. 63 der V ollzugsverordnung) 
durch Vorlage besonderer Urkunden erbringen oder zu diesem Zwecke die 
nöthigen Beurkundungen dem als )'Iuster 10 dieser Verordnung angc- 
schlossenen Formular beisetzen lassen. 1m letzten Fall ist das Formular 
bei dem Bürgermeister des W ohnortes jedes der Brautleute, oder, wenn sie 
den Aufenthalt ausserhalb des \V ohnsitzes verlegten oder im Inlande kcinen 
\V ohnsit.l haben, hei dem Bürgermeister ihres gegenwiirtigen Aufel1thalts- 
ories einí'llreichel1, damit er nach seiner K.el1ntniss del' Verhii1tnisse ocler 
Friedberg, Der Staat u. d. Kirche. 22 
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naeh] den bei den Verlobten einzuziehenden Erkundigungen die unter 
Ziffer I, 2, 3 und 4 des Formulars verlangten Angaben beurkunde, aueh 
zu Ziffer 5 die Eltern oder Grosseltern beziehungsweise den V ormund und 
die vormundsehaftliehen Beiriithe zur Beurkundung der Erkliirung über ihre 
Einwilligung in die Ehe veranlasse oder die Gründe angebe, aus denen 
eine solche Erklãrung nieht erfolgt. 
. 66. 
lit den in vorstehenden 
Paragraphen erwãhnten Beurkundungen ist das Formular dem Gerichtsnotar 
des Bezirkes zu übergeben, welcher die Angaben des Bürgermeisters zu 
Ziffer I, 2, 3 und 5 auf Grund der in seiner Verwahrung befindliehen Standes- 
büeher so weit nöthig prüft und je naeh dem Erfunde bestätiget oder be- 
riehtiget, aueh (mIter den V oraussetzungen von Ziffer 5) yon Obervormund- 
sehaftswegen über die Einwilligung in die Ehe des 
linderjãhrigen beschliesst, 
sodann aber das Gesueh dem riehterliehen Beamten, welcher um den Ver- 
kiindsehein angegangen ward, vorlegt, damit er die weitere Prüfung naeh 
l\Iaassgabe des s. 69 des Gesetzes vollziehe. 
. 67. Der amtsgerichtliche 
Verkündsehein (Gesetz 
. 69) solI angeben: I. die V ornamen, Geschleehts- 
namen, Beruf, Alter, Geburtsorte und \Vohnorte der künftigen Ehegatten; 
2. die Vornamen, Geschlechtsnamen, Beruf und \Vohnorte ihrer Eltern;- 
3. die Erklärung des Amtsgeriehtes f dass ihm ein Hinderniss der zwischen 
den Verlobten beabsiehtigten Ehe nieht bekannt oder dass wegen eines 
etwa vorhandenen Nachsicht ertheilt seie (L.R.S. 145, 164, 164a, Gesetz 

. 69); 4. die Aufforderung, etwaige Einsprachen gegen die Ehe bei dem 
Amtsgerichte oder dem Standesbeamten rechtzeitig vorzubringen; 5. die 
Bezeiehnung der Gemeinden, in weleh
n das Aufgebot zu verkünden ist 
(Gesetz 
. 71). 
. 68. Zum Vollzuge de!s Aufgebotes (Gesetz 
. 72) hat der 
Standesbeamte den Verkündschein mit cler Beurkundung des Ortes und 
Tages, an wdchem der Ansehlag erfolgte, an dem Gemeindehause oder an 
dem sonst für Veröffentlichungen bestimmten Platze anzuschlagen. Der 
Anschlag muss dort mindestens von einem Sonntag bis zum anderen, beide 
inbegriffen, volle aeht Tage lang angeheftet bleiben (Gesetz 
. 74). 
. 69. 
Der Standesbeamte, bei welch em eine Einsprache gegen die Ehe angemeldet 
wird (Gesetz 
. 82 Absatz 2), ist verpflichtet, unverzüglieh nicht nur clem 
Amtsgeriehte, welches den Verkündsehein erlassen hat, die Einspraehesehrift 
vorzulegen; er muss ausserdem auch die Verlobten gleiehzeitig yon der 
gesehehenen Einsprache benaehrichtigen. 1st dem Standesbeamten selbst 
ein Ehehinderniss bekannt, so hat er es dem Amtsgeriehte ebenfalls anzu- 
zeigen. 
. 70. Naeh Ablauf der achttãgigen Frist (Gesetz 
. 72) ist der 
Anschlag des Verkündseheines abzunehmen und darauf I. J ahr und Tag 
der Ahnahme und 2. die etwa gesehehene Einspraehe oder, dass keine Ein- 
spraehe eingelegt worden seie - Gesetz 
. 8S - zu beurkunden. SolI die 
Ehe vor dem Standesbeamten einer anderen Gemeinde gesehlossen werden, 
so muss diesem unverzüglieh der abgenommene Verkündschein übersendet 
werden. Der Standesbeamte, vor welehem die Ehe eingegangen wird, hat 
den in seiner Gemeinde angesehlagenen Verkündsehein und die ihm yon 
anderen Standesbeamten zukommenden Verkündseheine naeh .Maassgabe des 
S. 46 des Gesetzes zu sammeln, mit Ordnungszahlen zu bezeiehnen und am 
Sehlusse des Jahres mit der Doppelsehrift des Ehebuehs dem Amtsgeriehte 
vorzulegen. 
. 71. \Vird eine Ehe kraft der yon dem zustãndigen Standes- 
beamten ertheilten ErmãcI1tigung vor dem Standesbeamten eines anderen 
Ortes des Inlandes eingegangen (GesetL 
. 89 Absatz 2), so sind die Ver- 
kündseheine, welche sich auf diese Ehe beziehen, die Naehriehten über 
Eheeinspraehen und deren Aufhebung u. s. w. dem Standesbeamten mitzu- 
theilen, vor welchem die Ehe gesehlossen werden solI. Dieser behandelt sie 
sowie die schriftliehe Ermäehtigung zur Ehesehliessung nach Anleitung des 
Gesetzes 
. 46. S. 72. Von jeder Einspraehe, die dem Amtsgeriehte zur 
Kerìntniss kommt, hat dasselbe die Standesbeamten, welche zur Ehesehliessung 
zuständig sind, mit der Aufforderul1g zu benaehriehtigen, zur Trauung nieht 
zu sehreiten, ehe ihnen die Aufhebung der Ein"'praehe yom Amtsgerichte 
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eröffnet sein werde. S. 73. Die bürgerliche Eheschliessung findet an dem 
hiezu bestimmten Tage (Gesetz S. 88) in folgender Form statt: Der Standes- 
beamte richtet an die vor ihm erschienenen Verlobten die 'V orte: Sie sind 
zum Abschlusse der Ehe vor mir erschienen. Kraft meines Amtes stelle 
ich an Sie die Fragen: (an den Bräutigam:) Sind Sie (Vor- und Geschlechts- 
name des Bräutigams) entschlossen, die hier anwesende (V or- und Geschlechts- 
name der Braut) zur Ehe zu nehmen? (nachdem der Bräutigam diese Frage 
mit J a beantwortet hat, an die Braut:) Sind Sie (V or- und Geschlechtsname 
der Braut) entschlossen, den hier gegenwärtigen (V or- unÇl Geschlechtsname 
des Bräutigams) zur Ehe zu nehmen? Antwortet auch die Braut mit J a, 
so spricht der Standesbeamte die'Vorte: 1m Namen des Gesetzes erkläre 
ich hiermit, dass Sie durch das Band der Ehe verbunden sind. U nmittel- 
bar darauf ist der Eheschein in beide Urschriften des Ehebuches einzu- 
tragen (Gesetz 
s. 44, 91) und gleichzeitig den Neuvermählten eine Beschei- 
nigung darüber auszustellen, dass die Heirathsurkunde von dem Standes- 
beamten aufgenommen seie (Gesetz 
. 87). 
. 74. Der Standesbeamte ist nicht 
verpflichtet, an Sonn- und gebotenen Feiertagen Eheschliessungen vorzu- 
nehmen. - VIII. Geschäftsabtheilung zwischen den Beamten der 
Am tsgerichte. S. 75. Die Gerichtsnotare besorgen: die Verwahrung der 
Standesbücher (Gesetz 
. 8); die Fertigung von Auszügen und leugnissen 
(Gesetz 
. 24); die Randverweisungen (Gesetz 
. 33); die Prüfung der Stan des- 
bücher 
Gesetz 
. 58). Die anderen durch das Gesetz den Amtsgerichten 
übertragenen Geschäfte haben die richterlichen Beamten zu erledigen. S.76. 
Verletzungen der Dienstvorschriften, welche die Gerichtsnotare bei Prüfung 
der Standesbücher oder bei anderen Gelegenheiten wahrnehmen, sind dem 
richterlichen Beamten des Amtsgerichtes anzuzeigen, damit derselbe gegen 
den Standesbeamten die etwa verwirkte Strafe (Gesetz S. 95) ausspreche. - 
IX. Ge bühren. 
. 77. An Gebühren haben zu beziehen: 


die Standes- die Rath- 
beamten : schreiber: 
(bezw. die Stellvertreter Beider) 
1. für die Eintragung einer den bürgerlichcn Stand be- 
treffenden U rkunde in die beiden U rschriften eines 
Standesbe.ches . . . . . . . . . . . . . . 
2. für eine V ormerkung am Rande der Standesbücher . 
3. für die Eheschliessung einschliesslich des V ollzugs des 
Aufgebots, der Aufnahme der Heirathsurkunde (Gesetz 

. 44) und der Bescheinigung über diese Aufnahme 

Gesetz S. 87 Absatz 2) . . . . . . . . . . . 24 " 
4. für den V ollzug des Eheaufgebots, wenn es an einem 
anderen als dem Trauungsorte geschieht . . . . . 
5. für die Fertigung eines Auszuges oder eines Zeugnisses 
aus einem Standes buche.. . . . . 
wenn die Ausstellung eines Zèugnisses das Nach- 
schlagen von mehr als eincm Standesbuche oder von 
mehr als einem J ahrgang desselben Standesbuchs er- 
fordert, für jedes weiter nachzuschlagende Buch oder 
J ahrgang wciter je. . . . . . . . . . . .. 2" 2" 

. 7 8 . Für die Gestattung der Einsicht der Standesbücher bezieht der 
Rathschreiber oder sein Stell vertreter 12 lu. S. 79. Geistliche, welche in 
den vom Gesetze S. 24 bezeichneten Fällen Auszüge oder Zeugnisse aus 

i.n
m Ki

hen- oder Standesbuche fertigen, haben dafür die in dem S. 77 
Zlf1er 5 fur Standesbeamtc und Rathschreiber zusammen bewilligtell Ge- 
bührell anzusprechen. 
. 80. Die angesetzten Gebühren sind auf den schrift- 
lichen Fertigungen, für die sie bewiIligt sind, einzeln an.mgeben. 'Vas der 
gegenwärtigen Verordnung zuwider an Gebühren zu viel bezogen wird ist 
d
n Betheiligten doppelt zu ersetzen. Wenn die Gebühr auf der Fertigung 
nIcht verieichnet, oder eine höhere als die angesetzte (Tebühr gefordert 
22* 
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winl, oder wiederholte U eLerforderungcn statt1Ìnden, so tritt ausser dem 
Ersatze des zu yiel ErIwLenen eine den Umständen angemessene Ordnungs- 
strafe (Gesetz ê. 95) ein. 
. 81. In Armensachen werden keine Gebühren 
erhoben. Die .Mittheilung von Auszügen aus Standesbüchern, welche von 
Amtswegen anderen Standesbeamten oder anderen Behörden gemacht werden 
muss, hat unentgeltlich zu geschehen. 
. 82. Zu den Gesuchen an die 
Gerichtsnotare um die Fertigung von Auszügen oder Zeugnissen aus den 
Standesbüchern - V oUzugsverordnung 
. 3S - hat der Antragsteller 
Stempelpapier nach S
. 8 und 57 des Gesetzes vom I I. Juli 1864 (Reg.- 
HIatt No. 32) zu verwenden. SoUte dies unterIassen worden sein, so hat 
nur die Verrechnung des Stempelbetrages als Sportel einzutreten. Das 
LetL;tere hat auch dann zu geschehen, wenn das Ansuchen mündlich gestellt 
wird. \Veitere Gebühren dürfen für solche Auszüge oder Zeugnisse nicht 
angesetzt werden. - X. Uebergangsbestimmung. 
,83. Die Stan des- 
heamten sind ermächtiget, auf den Grund der v
r der \Virksamkeit des 
Gesetzes über die Beurkundungen des bürgerlichen Standes und die Förm- 
li.:hkeilen bei Schliessung der Ehen von den Bezirksämtern erlasseñen Trau- 

cheine und der darauf \'ollzogenen kirchlichen Aufgebote bürgerliche Ehe- 
schliessungen vorzunehmen, nachdem das Amtsgericht das V orhanden<;ein 
dieser Erfordernisse geprüft und die Zulässigkeit des Eheabschlusses be- 
sUtiget hat. Gegeben zu KarIsruhe in Unserem Staatsministerium, den 
5. Januar 1870. Friedrich. Jolly. Obkircher. Auf Seiner Königlichen 
Hoheit höchsten Befehl: Schreiber. 


LIV. 
Allerhöcllstlandesherrliche Verårdnung, die Beaufsiclztigung und Leitll1lg 
des Scllulwesens Ùn Grosslzerzogthum Baden betreffend. 
Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Herzog von 
Lähringeñ. Nach Anhörung Unseres Staatsministeriums haben \Vir be- 
schloss en und verordnen hiemit, wie folgt: S. I. Zur Beaufsichtigung und 
Leitung des Schul- und Unterrichtswesens wird eine Central-
Iittelbehörde 
crrichtet. Sie ist dem 11inisterium des Innern unmittelbar untergeordnet 
und führt den Namen "Oberschulrath". 
. 2. Auf den Oberschulrath gehen 
aIle Befugnisse und Obliegenheiten über, welche hisher dem Oberstudien- 
rath, den beiden Oberkirchenr
ithen, der Oberschulconferenz und dem Ober- 
rath der Israeliten als Oberschulbehörden zukamen, und es treten damit die 
genannten oberen Schulbehörden als solche ausser \Yirksamkeit. Die Ver- 
bindung des Gewerbschulwesens mit dem Oberschulrath wird durch eine 
spätere Verordnung geregelt werden. S. 3. Ferner gehören in den \Virkungs- 
kreis dieser Behörde: a) die bisher den beiden Oberkirchenrãthen und dem 
OLerrath der Israeliten, beziehungsweise den Kreisregierungen zugestandenen 
Befugnisse hinsichtlich der V olksschulpfründen, des Diensteinkommens der 
V olksschuUehrer, und der Oberaufsicht über die Verwaltung der örtlichen 
Schulfonds, die Venvaltung und das Rechnungswesen der für Schulzwecke 
hestimmten Landes- und Districtsfonds, des allgemeinen Schullehrer-Pensions- 
uuù lIilfsfonds, des Personalzulagefonds, des allgemeinen Schullehrer- \Vittwen- 
unù \Yaisenfonds und der 
 nterstüt,mng!',kasse für \Yittwen und \Vaisen 
cler Volksschullehrer, b) die bisher den beiden Oberkirchenräthen beziehungs- 
weise den Kreisregierungen zugetheilte Aufsicht, Verwaltung und Rechnungs- 

lLhör der Fonds und Kassen der 11öheren Bürgerschulen und der Gelehrten- 
schulen; c) die Verleihung jener Stipendien und Unterstützungsgelder, welche 
für ùie ihr unterstehenden Lehranstalten gestiftet oder bestimmt oder an 
Schüler solcher Anstalten LU vergeben sind, sofern nicht von den Stiftern 
ctwas Anderes verfügt jst. 
. 4. Die obersten kirchlichen Behörden des 
Lanùes können Vertreter bezeichnen, welche der Oberschulrath zu scÏnen 
13crathungen zuÚehen wird, so oft es sich um Fragen des religiösen Untcr- 
ricllts und <lessen Verbindung mit dem Lehrplan handeIt. S. 5. Für die 
ErÖrtC'rung wichtiger al1gemeiner Fragen im Unterrichtswesen, in
hesondere 
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bei der Vorbereitung von Gesetzen und VerOldnungen, wird der Oberschul- 
rath clas Gutachten von Beiräthen aus der Zahl der Lehrer des Landes 
hören. Der Oberschulrath ist befugt, auch andere Sachverständige beizu- 
ziehen. 
. 6. Unser 
Iinisterium des Innern ist mit clem Vollzug und mit 
der Ausführung des \Veiteren beauftragt. Gegeben zu Karlsruhe in Unserem 
Staatsministerium, den 12. August 1862. Friedrich. A. Lamey. Auf Seiner 
Königlichen Hoheit höchsten Befehl: Schunggart. 


LV. 
I. Der Zweck der Volksschule ist: die Kinder in den für das Leben 
der Envachsenen nöthigen Kenntnissen zu unterrichten und mitzuwirken, 
dass sie zu verständigen, religiös-sittlichen Ivlenschen und tüchtigen 
Iit- 
gliedern des Gemeinwesens herangehildet werden. 5. Der Religionsunter- 
richt bleibt - und zwar mit 2 Stunden für jede Klasse - obligatorischer 
Lehrgegenstand der V olksschule. Es ist Sache der Kirchen ihn für ihre 
Angehörigen unbeschadet der einheitlichen Leitung der V olksschule durch 
die Schulbehörde des Staates zu überwachen uncl zu besorgen. Der V olks- 
schullehrer ist jedoch verpflichtet, nöthigenfalls bis zu 4 Stunden wöchent- 
lich Religionsunterricht zu geben, wenn ihn die örtliche Kirchenbehörde 
dazu auffordert. Die von dem Lehrer gegebenen Religionsstunden werden 
ihm in die pflichtmässige Gesammtzahl seiner Stunden eingerechnet. 10. Der 
Lehrplan ist von dem Lehrer zu entwerfen, von der Ortsschulbehörde gut- 
zuheissen un,l von der höheren Aufsichtsbehörde zu genehmigen. Der 
Geistliche hat das Recht, die Zeit für seine Religionsstunden zu wählen. 
Doch solI er von der am Beginn des Schuljahrs getroffenen 'Vahl nur in 
besonderen Verhinderungsfällen abweichen. 13. Die V olksschulen, welche 
als gesonderte Confessionsschulen bereits vor dem Gesetz vom 28. August 
1835 bestanden oder später auf Gemeindekosten errichtet worden sind, 
können auf den Antrag der politischen Gemeinde in gemischte Schulen, 
d. h. in Schulen, an welchen Lehrer beider Confessionen angestellt werden 
können, der Religionsunterricht jedoch für jede Confession getrennt gegeben 
wird - unter der Bedingung verwandelt werden, dass I. die ::\Iehrheit der 
stimmfähigen Einwohner eines jeden Confessionstheils bei getrennter durch 
die Staatsverwaltungsbehörde geleiteter Abstimmung sich dafür erklärt, und 
2. das jedem Confessionstheil eigenthümliche Schulvermögen getrennt er- 
halten und nur clessen Erträgniss für die gemeinschaftliche Schule verwendet 
wird. q.. Hat eine als öffentliche V olksschule bestehende Confessionsschule 
drei Jahre lang andauernd weniger als 20 Schulkinder, so ist die politische 
Gemeinde nicht an die Zustimmung der 
litglieder dieses Confessionstheils . 
gebunden, wenn sie eine gemischte Schule, an welcher auch ein Lehrer von 
der Confession dieses Bevölkerungstheiles wirkt, gründen will, und die 
::\Iehrheit des andern Confessionstheils ihre Zustimmung gibt. IS. In Orten, 
wo nur der eine Confessionstheil eine Volksschule besitzt, kann der andere 
Confessionstheil, sobald er in 3 auf einander folgenden J ahren 40, oder 
wenigstens mehr schulpflichtige Kinder zählt als der erstere, von der poli- 
tischen Gemeinde verlangen, dass sie entwecler eine gemischte Schule her- 
stelle, oder auch ihm in Gemässheit der für die Begründung cler V olks- 
schulen gültigen V orschriften eine besondere Confessionsschule errichte. 
16. Gemischte Schulen, welche durch Verbindung von getrennten Con- 
fessionsschulen entstanden sind, können nach 5 J ahren, oder nach je weiteren 
5 J ahren auch wieder in getrennte Confessionsschulen aufgelöst werden, 
wenn dieses von der 
Iehrheit der stimmfähigen Einwohner beider Con- 
fessionen in getrennter von dem Staatsverwaltungsbeamten geleiteter Ab- 
stimmung beschlossen wird. J eder Confessionstheil zieht dann sein bei- 
gebrachtes Vermögen wieder an sich, aus Gemeindemitteln wird jecloch J;t{ 
den Confessionsschulen nicht mehr' beigetragen, a]s erforderlich wäre, \Venn 
die Trennung nicht stattgefunden hätte. 17. \\T 0 getrennte Confessions- 
schulen auf Gemeindckosten bestehen bleiLen, muss die Schule des klcillcn
n 
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Confessionstheils in dieselbe Klasse gesetzt werden, wie die des grösseren. 
3 2 . Der 
Iessner-, Glöckner- und Organistendienst wird von dem Schuldienst 
getrennt und die Besetzung des ersteren der Kirchenbehörde überlassen. 
33. Aus dieser Trennung solI keinem Lehrer eine Einbusse an dem wirk- 
lichen 'Verth seines bisherigen von dem verbundenen Schul- und 
lessner- 
dienst herrührenden Einkommens erwachsen. "\V 0 deshalb die Gesammt- 
summe der neueinzuführenden Verbesserungen seines Schuldiensteinkommens 
die Höhe seines bisherigen Einkommens nicht erreicht, und er nicht frei. 
willig wegen des "T egfalIs auch der betreffenden Dienstleistungen die neue 
Stellung vorzieht, da bleibt das bisherige Verhältniss bis zum Abgang des 
jetzigen Inhabers der Stelle fortbestehen. 34. Der Lehrer ist nach der Tren- 
nung der beiden Dienste verpflichtet, den Dienst des Organisten am Orte 
seiner Schulstelle .lU übernehmen, wenn ihn die Kirchenbehörde dazu auf- 
fordert. Es darf jedoch durch diesen U eberdienst der Schuldienst nicht 
leiden und der Lehrer ist berechtigt, für ihn eine mãssige Vergütung yon 
der K.irchenbehörde in Anspruch zu nehmen. '"Venn eine Vereinbarung 
nicht gelingt, so bestimmt die Schulaufsichtsbehörde den Betrag, welchen 
der Lehrer fordern darf. 


LVI. 
I. Der Staat hat kein ausschliessliches Recht auf die Schulen - viel- 
mehr sind neben dem Staate die Kirche, die Gemeinde und die Familien 
berechtigt. 2. Die Schulen müssen als confessionelIe erhalten bleiben. 
3. Das hiezu bestimmte Vermögen ist als confessionelIes der Rechtsver- 
tretung, Verwaltung und Verwendung der Confessionsangehörigen, d. h. der 
Kirchengemeinde, als deren Vertreter zu unterstelIen. Aus Obigem folgt: 
4. Jeder Confessionstheil, vertreten durch die Kirchenbehörde, solI den 
gebührenden Antheil an der Leitung seiner Schulen haben; - diese l\Iit- 
hetheiligung umfasst sowohl die Organisation als die Führung der Geschäfte 
des Schulwesens; insbesondere muss der Kirchenbehörde bei der ErÚehung, 
Berufsbildung, Prüfung, Disciplin und Ernennung der Lehrer; bei der Be- 
stimmung des Lehrplanes, namentlich bei der Bestimmung der Zahl der 
Religionsstunden, der Schulbücher, bei Einrichtung des V olksschul wesens 
und darauf sich beÚehende Verordnungen, bei d
n Schul visitation en und 
den Schulpriifungen die gebührende 
[itwirkung eingerãumt werden. S. Die 
Schulbehörden haben als ungemischt confessionelIe zu bestehen. Demgemãss 
wäre der Grossh. Oberschulrath entweder durch getrennte, confessionelle 
Oberschulbehörden zu ersetzen oder jedenfalIs doch anders mit gebührender 
Bürgschaft für die 'Vahrung der kirchlichen confessionelIen Rechte neu .lU 
organisiren. 6. Die Kirche soIl, wie bei den unteren und mittleren Schul- 
behörden, so auch bei der Oberschulbehörde durch ständige, berufene 
Iit- 
glieder vertreten sein. 7. Der Ortspfarrer ist als berufener, stãndiger V or- 
stand der Ortsschulbehörde, sowie ein Geistlicher aus dem BeÚrk als V or- 
stand der mittleren Schulbehörde zu belassen. 8. Die bisherigen Lehrgegen- 
stãnde der V olksschule sind weder der Zahl, noch der A usdehnung nach 
zu erweitern; wohl aber ist dahin zu wirken, class das bishcr der Volks- 
schule gesetzte Ziel in den einzelnen Lehrgegenstãnden sicherer erreicht 
werde. Der Religionsunterricht darf nicht bloss als obligatorischer, sondern 
muss als wichtigster, die übrigen Unterrichtsgegenstãnde durchdringender 
Lehrgegenstand beibehalten werden. Die FeststelIung der Zahl der Reli- 
gionsunterrichtsstunden kann nur im Einverstãndniss mit der Kirchen- und 
Schulbehörde erfolgen. 9. Jede Kirche ist berechtigt, kirchliche Schulen 
unter kirchlicher Leitung zu errichten. 10. Der l\1.essner-, Glöckner- und 
Organistendienst ist von dem Schuldienst zu trennen und die Besetzung 
dieser drei Kirchenãmter der Kirche zu überlassen. Die für 13esorgung des 
Organistendienstes in Anspruch genommene Vergütung beruht auf der Ver- 
einbarung der Ortskirchcnbehörde mit dem Lehrer - vorbehaltlich der Ent- 
scheidung der beiderseitigen höheren Behörde. Schliesslich erldären wir: 
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W ollte man diese wohlbegründeten Ansprüche der Kirche an die V olks- 
schulen überhaupt nicht berücksichtigen, so müssten wir auf Grund des 
Principes der Gewissens- und U eberzeugungsfreiheit mit allem N achdruck 
volle Unterl'ichtsfreiheit verlangen, die Verwendung der katholischen Mittel 
zur Gründung und ErhaItung kirchlicher Schulen beanspruchen und die 
Betheiligung der Geistlichen an der Leitung del nicht confessionellen und 
dem kirchlichen Einflusse entzogenen Schulen versagen. 


LVII. 
An den ehrwürdigen Bruder Hermann, Erzbischof yon Freiburg. Papst 
Pius IX. Ehrwürdiger Bruder! Unsern Gruss und apostQIischen Segen! 
Nicht ohne die grösste Betrübniss haben 'Vir aus verschiedenen Nachrichten 
entnommen, dass man in dem Grossherzogthum Baden mit verschiedenen 
Anordnungen über eine neue Einrichtung des V olksschulwesens umgehe, 
welche die christliche Unterweisung und Erziehung der Jugend auf mehr- 
fache 'Yeise in grosse Gefahr bringen, weil sie dieselbe täglich mehr von 
der heilsamen Leitung und Ueberwachung der k4tholischen Kirche entfernen. 
Wir zweifelten bei dem Empfange dieser N achrichten nicht daran, dass Du, 
ehrwürdiger Bruder, nach Deinem ausgezeichneten Eifer für das Heil der 
Seelen und nach Deiner erprobten Standhaftigkeit in Vertheidigung der 
Freiheit und der Rechte der Kirche, allen Versuchen muthvoll 'Viderstand 
leisten würdest, welche darauf ausgingen, dem Heile der Seele irgend Scha- 
den zu bringen oder das ungestörte Ansehen Deines bischöflichen Amtes 
zu beeinträchtigen. 'V ovon \Vir so im V oraus überzeugt waren, das hat 
Dein an Uns über diese wichtige Angelegenheit gerichtetes Schreiben mit 
der beigelegten Denkschrift auf eine hervorleuchtende vVeise bestätigt. "Vir 
freuen Uns überaus, indem \Vir sehen, dass Du, ehrwürdiger Bruder, ob- 
gleich durch die Last der Jahre beschwert, dennoch fortfährst, für die Ver- 
theidigung der Kirche standhaft zu kämpfen mit eben derselben Tapferkeit, 
welche Du früher im Verlauf Deiner bischöflichen Amtsführung bewiesen 
hast und wofür Dir Unsere und dieses heil. Stuhles lobende Anerkennung 
mit vol1em Recht zu Theil geworden ist. l\litten unter den gross en Bitter- 
keiten des Lebens, durch welche \Vir bedrängt werden, gereicht es Uns zum 
höchsten Troste, zu sehen, wie Gott nach der Fülle seiner Erbarmungen die 
Oberhirten in demselben l\faasse urn so mehr durch den Beistand seiner 
gött1ichen Gnade zum Schutze der Heerde J esu Christi stärkt, je grösser die 
Beschädigungen sind, welche in diesen unsern traurigen Zeitläuften durch 
das 'Virken feindseliger l\Ienschen über diese Heerde hereinbrechen und in 
sie eindl'ingen. Niemanden kann es entgehen, dass der höchst traurige und 
beklagenswerthe Zustand, in welchen die jetzige Gesellschaft yon Tag zu 
Tag immer mehr verfällt, den so verhängnissvollen U mtrieben zuzuschreiben 
1st, welche man anwendet, urn den heiligen Glauben an Christus, die heilige 
Religion Christi und ilue heilsame Lehre aus den öffent1ichen Einrichtungen 
und Anstalten so wie aus dem Innern der Familie täglich mehr zu ent- 
fernen und deren heilbringenden Einfluss zu beschränken und zu hindern. 
Diese verderblichen Umtriebe müssen aber nothwendiger vVeise hervorgehen 
aus so vielen verwerflichen Lehrmeinungen, welche wir in unserer unglück- 
lichen Zeit überall in verstärktem l\Iaasse zunehmen und das Haupt stets 
höher erheben sehen zu U nserem grössten Schmerze, sowie nicht minder zum 
grössten Schaden des christlichen und des bürgerlichen Gemeinwesens. Und 
allerdings, wenn die von Gott geoffenbarten Wahrheiten ohne Scheu ge- 
läugnet oder dem Urtheile der menschlichen Vel'nunft unterworfen werden, 
so kann es sich nicht fehlen, dass die durchweg gebührende Unterordnung 
der natürlichen Dinge unter die übernatürliche Ordnung gänzlich aufhört; 
dass die l\lenschen dadurch yon ihrer ewigen Bestimmung entfernt werden, 
und dass ihre Gedanken und Handlungen lediglich nur innerhalb der Grenze 
der irdischen und vergänglichen Dinge diesel' 'Velt cingeschränkt bleiben. 
\Veil aber die Kirche l die Säule und Grundveste der \Vahrheit l dalu von 
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ihrem göttlicIlen G rheber gegründet worden ist, damit sie alIen l\Ienschen 
den göttlichen Glauben lclue, dessen ihr anvertraute Hinterlage unversehrt 
und unverletzt erhalte und die l\Ienschen, cIeren Gesellschaft uncI Hand- 
lungen zur Sittlichkeit und einem guten Lebenswandel, nach der Vorschrift 
(ler geoffenbarten Lehre leite und bilde: eben desswegen unternehmen die 
Begünstiger und Verbreiter der schlecht en Lehrmeinungen alles l\Iögliche, 
um die kirchliche Gewalt ihres Ansehens bei der menschlichen Gesellschaft 
LU berauben. Sie lassen daher nichts unversucht und wenden Alles an, 
clamit sie die ganze :Macht der Kirche und den heilsamen Einfluss, den 
die K.irche auf die Anstalten und Einrichtungen der menschlichen Gesell- 
schaft nach ihrer göttlichen Einsetzung immer ausgeüht hat und ausiiben 
soIl, von Tag zu Tag mehr einengen, von jenen Anstalten und Ein- 
richtungen entfernt halten, und dieselben der unbeschrãnkten 'Villkür der 
wcltlichen Staatsbehörden, somit dem Belieben der jeweils Herrschenden 
und dem unbestãndigen "\Vechsel der l\leinungen des Tages unterwerfen. 
)[an hat sich darüber nicht zu wundern, wenn jenes verhãngnissvolle, un- 
heilhringende Bemühen sich insbesondere auf den öffentlichen Unterricht 
und die öffentliche Erziehung der Jugend richtet; wohl aber ist es keinem 
Zweifel unterworfen, dass die menc;;chliche Gesellschaft den schwersten 
Schaden zu erleiclen hat, wenn die regelnde l\Iitwirkung der Kirche und ihr 
heilsamer Einfluss von der öffentlichen und Privat-Unterweisung der Jugend, 
einer Hauptbedingung des "\Y ohles der K.irche und des Staates, entfernt ge- 
halten wird. Denn auf diese "\Yeise muss allmãhlich in der menschlichen 
Gesellschaft jener wahrhaft christliche Geist verloren gehen, welcher es 
allein vermag, die Grundlagen der öffentlichen Ordnung und Ruhe dauernd 
zu erhalten, den wahren und erspriesslichen Fortschritt cler Bildung zu be- 
wirken und zu leiten, und dem 
Ienschen aIle diejenigen Hülfsmittel zu ge- 
wãhren, welche fiir ihn llothwendig sind, damit er sein letztes Ziel nach 
diesem sterblichen Leben, das ist das ewige Heil seiner Seele, erreiche. 
Eine Unterweisung cler Jugend, welche nur auf die Kenntniss der natür- 
lichen Dinge und auf die Grenzen des irdischen menschlichen Lebens Rück- 
sicht nimmt, ausserdem aber auch noch von den durch Gott geoffenbarten 
"\Vahrheiten abweicht, muss nothwendig einem Geiste des Irrth
ms und der 
Lüge anheim fallen; und eine Erziehung, welche ohne die Hülfe der christ- 
Hchen Lehre und Sittenzucht die zarten Gemüther der heranwachsenden 
J ugend und ihre wie "\Vachs weichen und daher so leicht zum Bösen hin 
LU lenkenden Herzen zu bilden unternimmt, muss nothwendig eine Nach- 
kommensch
ft herbeiführen, welche, nur durch schlechte Leidenschaften und 
durch Selbstsucht geleitet und angetrieben, den Familien und dem öffent- 
lichen Gemeinwesen das grösste Unglück bereitet. Eine so verderbliche 
Lehrweise, in ihrer Trennung von dem katholischen Glauben und dem Ein- 
fluss der Kirche, ist für die Einzelnen und für die Gesellschaft von dem 
grössten N achtheil, schon da, wo es sich urn den gelehrten und wissen- 
schaftlichen '['" nterricht handelt, und urn die Erziehung cler J ugend an den- 
jenigen öffentlichen Schulen und Lehranstalten, welche für das Bedürfniss 
der höheren Kreise der GeselIschaft bestimmt sind. "\Ver sieht aber nicht 
ein, dass aus dieser Erziehungs- und U nterrichtsweise noch viel grössere 
Uebel und Nachtheile hervorgehen müssen, wenn sie in den Volksschulen 
eingeführt wird? Gerade vorzugsweise in diesen Schulen sind die Kinder 
aller V olkskla!'sen von ihrem zarten Alter an in den Geheimnissen und in 
den V orschriften unserer heiligsten Religion fleissig zu unterrichten, zur 
Frömmigkeit und Sitt1icllkeit anzuhalten. für das religiöse und bürgerliche 
Leben mit aller Sorgfalt zu bilden. In diesen V olksschulen hat die religiöse 
Unterweisung die erste Stelle bei der Erziehung und bei dem Unterrichte 
einzunehmen und vouuherrschen, so zwar, dass die übrigen Kenntnis
e, in 
welchen die Jugend daselb"t sonst noch unterrichtet wird, als cine Beigabe 
zur Hauptsache erscheinen. Desswegen ist die J ugend den grösstcn Ge- 
fahren ausgesetzt, wenn nicht in den genannten Schulen der gesammte Untcr- 
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richt durch ein inniges Band mit der religiösen U nterweisung verbunden 
wird. Da also die V olksschulen vorzugsweise dazu gegründet worden sind, 
urn dem V olke die religiöse Bildung zu geben, urn die Frömmigkeit uncI 
christliche Sittenzucht bei ihm zu befördern: so habeq sie desswegen immer 
mit Fug und Recht vor alIen .iibrigen Schulen die ganze Sorgfalt, Theil- 
nahme und Wachsamkeit von Seiten der Kirche in Anspruch genommen. 
Daher gehen denn auch aIle Anschläge und Versuche, welche darauf ge
 
richtet sind, den leitenden Einfluss der Kirche aus den V olksschulen zu 
entfernen, von einem der Kirche äusserst feindseligen Geiste aus, sowie von 
einem Bestreben, unter den Völkern das göttliche Licht unseres heiligsten 
christlichen Glaubens auszulöschen. A us dieser U rsache hat die Kirche, die 
ursprüngliche Gründerin der V olksschulen, denselben immer die grösste Sorge 
und Theilnahme zugewendet und sie als einen wichtigen Theil ihrer kirch- 
lichen Amtsgewalt und Regierung betrachtet; jede Trennung dieser Schulen 
von der Kirche bringt del' Kirche und den Sch ulen selbst den grössten 
Schaden. AIle Diejenigen aber, welche verkehrter 'Veise behaupten, die 
Kirche solIe ihren heilsam regelnden Einfluss auf die V olksschulen aufgeben 
oder unterbrechen, würden in vYahrheit nichts Andel'es verlangen, als dass 
die Kirche gegen die Befehle ihres göttlichen Stifters handeln, und dass sie 
ihrer wichtigsten, yon Gott ihr aufgegebenen Pflicht, für das Seelenheil aIlel' 

Ienschen zu sorgen, nicht mehr nachkommen solI. Immerhin aber überaIl 
da, wo diese verderbliche Absicht, die Autoritåt der Kirche aus den Schulen 
hinaus zu drängen, gefasst oder ausgeftihrt würde, und wo daher die Jugend 
in beklagenswerther 'Yeise der Gefahr einer Benachtheiligung ihres Glaubens 
ausgesetzt wäre, müsste die Kirche in alIen solchen FäIlen nicht nur mit 
der grössten Anstrengung Alles versuchen und keine Bemühung scheuen, 
damit die in eine solche Lage gebrachte Jugend den nöthigen christlichen 
U nterricht und die nöthige christliche Erziehung erhalte, sondern.die Kirche 
wäre auch noch genöthigt, aIle Gläubigen zu ermahnen und ihnen zu el'- 
klären, dass solche gegen die katholische Kirche gerichteten Schulen mit 
gutem Gewissen nicht besucht werden könnten. Dir aber, ehrwürdiger 
Bruder, sprechen 'Vir in voIlem 
Iaasse Unsern Glückwunsch dafür aus, dass 
Du mit Festhaltung der Lehre der katholischen Kirche hinsichtlich des 
Unterrichtes und der Erziehung der Jugend, in Deiner Denkschrift Dich 
ebenso einsichtsvoIl als standhaft gegen aIle Ansichten und V orkehrungen 
erklärt hast, welche in dem Grossherzogthum Baden zu Gunsten der neuen 
Reform der -Volksschulen vorgekommen sind, welche der christ1ichen El'- 
Úehung Verderben drohen und die ehrwürdigen Rechte der Kirche in dieser 
so wichtigen Angelegenheit gänzlich zerstören. 'Vir sind vollkommen iiber- 
zeugt, dass Du nichts unversucht lassen wirst, urn die Rechte der Kirche 
unerschrocken zu vertheidigen, und um Alles von der U nterweisung uncl 
ErÚehung der heranwachsenclen Jugend auf clas sorgsamste fern zU halten, 
was die Festigkeit cles Glaubens im geringsten stören und erschiittern. oder 
cbs religiöse Bewusstsein der J ugencl verclerben uncl ihre Sittlichkeit beein- 
trächtigen könnte, cla cliese letztere aIlein von unserm heiligen Glauben er- 
zeugt, erhalten uncl beförclert wircl. l\Iit clem grössten Troste erfünt es U I1S, 
dass clie Geistlichkeit Deiner Diöcese, wohl eingeclenk ihres Berufes und 
ihrer Pflicht, in Gemeinschaft mit Dir aIle :Mühe anwenclet, urn clie Rechte 
cler Kirche uncl cles katholischen V olkes zu schützen. Nicht mincler Freuc1e 
gewährt es Uns, class clas gläubige Volk, in rich tiger 'Yiircligung der katho- 
lischen "Erziehung seiner Kinder, nichts mehr sich angelegen sein lässt, als 
dass seine Kinder in den Schul en unter der Leitung der katholischen Kirchc 
unterrichtet werden. Den Blick aufwärts zu Gott unserm Herrn gerichtet, 
erbitten wir von Ihm, demüthig und innigst, dass Er in der FüIle Seiner 
göttlichen Gnade Dir, ehrwürdiger Bruder, der Gei
.,tlichkeit und dem gEiu- 
higen V olke Deiner Diöcese immer gnädig beistehen möge, damit AIle durch 
die göttliche Hülfe gestärkt fül' die Sache Seiner heiligen Kirche unter 
Deiner Leitung standhaft zu kämpfen fortfahren. Ab Anzeichen diescs 
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höhern Schutzes und als Pfand des besonderen 'Vohlwollens, welches Wir 
für Dich hegen, ertheilen 'Vir Dir Selbst, ehrwürdiger Bruder, sowie allen 
Geistlichen und Gläubigen, welche Deiner oherhirtIichen Sorge anvertraut 
sind, liebevoll Unsern, aus dem Innersten Unseres Herzens kommenden 
A postolischen Segen. Gege ben zu Rom bei St. Peter, den 14. J uli 1864, 
im neunzehnten Jahre Unseres Pontificats. Pius IX., Papst. 
LVIII. 
Gesetz, die Aufsi'chtsbehörden fitr die Volksschulen betreffenà. 
Friedrich, yon Gottes Gnaden Grossherzog yon Baden, Herzog yon Zäh- 
ringen. l\1it Zustimmung unserer getreuen rStände haben 'Vir beschlossen 
und verordnen, wie folgt: 
. I. Die örtliche Aufsicht über die V olksschule 
wird durch den OrtsschuIrath besorgt. 
. 2. Der Ortsschulrath für die con- 
fessionellen V olksschulen besteht aus: a) dem Ortspfarrer der betreffenden 
Confession. Sind mehrere Pfarrer dieser Confession an einem Orte angestellt, 
so kann die Kirchenbehörde denjenigen Ortspfarrer bezeichnen, welcher zum 
Eintritt berechtigt ist; b) dem Bürgermeister oder einem yon dem Gemeinde- 
rath aus seiner l\Iitte zu bezeichnenden Stellvertreter; c) dem Schullehrer 
oder, wo mehrere angestellt sind, dem yon der SchuIbehörde zu bezeichnen- 
den Schullehrer; d) drei, vier oder fünf gewählten l\1itgliedern, je nachdem 
die Schul stelle erster, zweiter oder dritter Klasse ist. Eines dieser 
Iit- 
glieder wird durch den Gemeinderath und kleinen Ausschuss, die anderen 
werden durch die verheiratheten und verwittweten 
Iänner der Schulgemeinde 
aus den mindestens 25 Jahre alten Ortseinwohnern der betreffenden Con- 
fession gewähIt. Der Pfarrer ist zum Eintritt in den Ortsschu1rath berech- 
tigt, die unter b. bis d. Genannten sind dazu verpflichtet. 
. 3. Der Orts- 
schuIrath für eine gemischte Schule besteht aus: a) den Ortspfarrern (
. 2 a), 
j e einem für eine betheiligte Confession ; b) dem Bürgermeister oder dem 
Stellvertreter clesselben (
. 2 b.); c) den Schullehrern, je einem ftir eine be- 
theiligte Confession (
. 2 c.); d) aus zwei, 'vier oder sechs durch die Orts- 
eillwohner der Schulgemeinde (
. 2 d.) in der 'Veise gewählten .l\litgliedern, 
class jede betl1eiligte Confession durch eine gleiche Zahl vertreten ist. 
. 4. 
Die 'Yahlen in den Ortsschulrath (
. 2 und 3) finden fur je sechs Jahre 
statL Die V crweigerung der Annahme cler 'Yahl ohne einen geniigcndell 
Entschuldigungsgrund zieht eine für OrtsschuIzwecke zu verwendende Geld- 
strafe yon 25 bis 50 fl. nach sich, welche auf Antrag des OrtsschuIraths yon 
cler StaatsverwaItungsbehörde ausgesprochen wird. 
. 5. Der V orsitænde 
des Ortsschulraths wird aus der :Mitte desselben für je sechs Jahre durch 
die Staatsregienmg ernannt. Die Schullehrer können nicht zu V orsitzenden 
des Ortsschulraths ernannt werden. Auch haben sie den Berathungen nicht 
anzuwohnen, wenn es sich urn ihre persönlichen Verhä1tnisse hallde1t. 'Ve- 
gen dienstwidrigcn VerhaItens können einzelne 
Iitglieder des Ortsschulraths 
aus demselben ausgeschlossen und cler V orsitzende yon der V orstandschaft 
entfernt werden. 
. 6. Der Ortsschulrath verwaltet das örtliche Schulver- 
mögen. Bei gemischten Schulen wird das confessionelle Schulvermögen unter 
Luzug des Bürgermeisters oder seines Stellvertreters durch die betreffenclen 
Confessionsangehörigen in dem OrtsschuIrath verwaltet. S. 7. Zur Beauf- 
sichtigung einer grösssercn An.lahl von Schulen werden Kreisschu1rãt11e er- 
nannt. Dieselben sollen zugleich den dienstlichen Verkehr der Ortsschul- 
rãthe und der Lehrer mit der Oberschulbehörde vermitteln und ein erspriess- 
liches Zusammenwirken zwischen der Schulbehörde und den K.reisversamm- 
lungen fUr K.reisschulansta1ten, 'Vaisenhãuser und Rettungsanstalten (Gesetz 
über die Organisation der inneren Verwaltung yom 5. October 186 3, 
. 4 1 , 3) 
herstellen. Die Oberschulbehörde ist bcrechtigt, auch andere sachkundige 
l\lãnner mit der Prüfung yon V olksschulen aushilfsweise zu beauftragen. 

. 8. Jede Kirche kann für die Ueberwachung des Religionsuntcrrichts i11fcr 
Angehörigen in der Volkssc1mle ihre eigenen Au[<;ichtsbeamten ernennen 
und durch dieselben Prüfungen des Religion
unterrichts vornehmen und sich 
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Berieht erstatten lassen. Die Anberaumung dieser Prüfungen und die an 
die Schullehrer gerichtete Verbescheidung derselben, sowie überhaupt die 
Verfùgungen der Kirchen in Betreff des Religionsunterrichts in den V olks- 
sehulen geschehen durch Vermittlung der oberen Schulbehörden, welche die- 
selben, sofern sie nichts mit den allgemeinen Schulordnungen U nvereinbares 
enthalten, zur Nachaehtung eröffnen. 
. 9. Das 1\Iinisterium des Innern ist 
mit dem Vollzuge dieses Gesetzes beauftragt. Gegeben zu Karlsruhe in Un- 
serem Staatsministerium, den 29. Juli 1864. Friedrich. A. Lamey. Auf 
Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl: Schunggart. 
I 


LIX. 
Erzbischòjliches Ordinariat. Freiburg, den IS. September 1864. No. 8375. 
Das Gesetz über die Aufsichtsbehörden für die Volksschulen betreffend. 
Be s chi u s s. Die Erzbischöflichen Decanate (Badisehen Antheils) wer- 
den beauftragt, den ihnen untergebenen Erzbischöflichen Pfarrämtern zu er- 
öfl'nen: In dem Erzbischöflichen Rirtenbriefe vom 19. Juli d. J. ist nach- 
gewiesen, dass die kirchliche Autoritat keinerlei 
Iitwirkung oder Einfluss 
bei den durch das Gesetz vom 29. Juli d. J. organisirten Schulbehörden hat, 
dass die hiedurch geschaffenen obern Schulbehörden confessionslos sind und 
doch die katholischen Sehulen und die Verwaltung der katholischen Schul- 
fonds leiten, class demnach auch die confessionelle Erhaltung der katholischen 
Schulen gefährdet sei. \Veil also durch dieses Gesetz die Autol'ität der 
Kirche aus del' Leitung der Schule entfernt ist, hat der heil. Vater durch 
das an unsern Roehwürdigsten Renn Erzbischof gerichtete Sendschreiben 
vom 14. Juli .d. J. entschieden, dass die Katholiken mit gutem Gewissen 
sich an dieser Entziehung der kirchlichen Reehte und Pflichten nicht be- 
theiligen können. In ,dem erwähnten El'zbischöflichen Hirtenbriefe ist es 
den Geistlichen untersagt worden, bei der DurchfÜhrung des genannten Ge- 
setzes vom 29. J uli d. J. mitzuwirken. U m den hierüber an uns gelangten 
Anfragen mehrerer Erzbischöfliehen Deeanate zu entsprechen, verordnen wir: 
I. Sobald der Ortsschulrath nach dem Gesetze vom 29. Juli d. J. gewählt 
und der Kreisschulrath ernannt sein wird, dürfen die Geistlichen sich weder 
als V ol'sitzende, noeh als 
Iitglieder, überhaupt in keinerlei \Veise an dem 
nach obigem 'Gesetze und der Verordnung vom 20. v. 1\1. (Reg.-Blatt 1864 
Nr. 38) eingesetzten Ortsschulrath oder an dessen Geschäften betheiligen. 
Ebenso ist es keinem Geistlichen gestattet, in die oberen, staatliehen con- 
fessionslosen Schulbehörden einzutreten. 2. Es versteht sich von selLst, dass 
von dem Zeitpunkt an, wo der Ortssehulrath eingesetzt ist, die Geistlichen 
mit den staatlichell Schulbehörden in keinem geschäftliehen Verkehre be- 
L;üglich des Schulwesens zu stehen haben. 3. Der Hochwürdige Curatklerus 
wird von dieser Zeit an bis auf \Veiteres im Auftrage und Namens der 
Kirche, also unter unserer Leitung, mit dem regsten Eifer die religiöse Er- 
ziehung und Unterweisung der ihm anvertrauten katholischen Jugend leiten 
und besorgen und als Priester, Rirt und Seelsorger über die christliche Er- 
ziehung und Bildung dieser Jugend in der Schule wachen. 4. Zur Beauf- 
sichtigung dieser religiösen Erziehung und Bildung in den katholischen 
Schulen werden wir in jedem Deeanatsbezirke einen Erzbischöflichen Com- 
missär bestellen. 5. SoUte die katholische Stiftungs - Commission genöthigt 
werden, das örtliche katholische Schulvermögen an den gemäss dem Gesetze 
vom 29. Juli d. J. bestellten Ortssehulrath herauszugeben, so wird sie hie- 
gegen schriftliehe, zu den Pfarracten aufzubewahrende, Verwahrung des In- 
halts einlegen, dass das katholische Schulvermögen der katholischen Con- 
fession, also der Leitung und Verwaltung der Vertreter der katholischen 
Religionsgesellschaft zustehe. Die U rkunde über diese Vermögensübergabe 
ist ebenfalls bei den Pfarracten zu bewahren. Obwohl bis auf Weiteres die 
Verordnung des katholischen Oberstiftungsraths vom 29. April d. J. (Erz- 
bischöfl. Anzeigeblatt 1864 No. II) in I<.raft bleibt, so kann doch die ka- 
tholische Stiftungs-Commission auch nicht einmal gesetzlich dazu angehalten 
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werden und sie ist nicht ,befugt, zU.lulassen, dass dem Ortsschulrathe ein, 
wenn auch zu Schull.wecken belasteter kirchlicher Fonds, also eine Stiftung 
ausgefolgt werde, welche der Kirche oder einer kirchlichen Anstalt gehört 
oder zu kirchlichen Zwecken besimmt ist. Desshalb sind auch die l\lessner-, 
fflöckner- und Organistenfonds vor wie nach von der katho1ischen Stiftnngs- 
Commission zu verwalten. Die Ef.lbischöflichen Pfarrãmter werden beauftragt, 
ihrem vorgesetzten Decanate über den V ollzug dieses Erlasses binnen vier 
,y ochen genauen Be1Ïcht zur V odage an uns zu erstatten. A. A. Schmidt, 
Domcapitular. vdt. Hennecka. 


LX. 
A. Instruction fiir die Ortsgeistlichen. Die kirchliche Leitun/[ der reli- 
givsen Erziehung Imd Bildung in dell katholischen VolkssClzu.len bdreffend. 

. I. Die unter unserer Leitung stehende religiöse ErÚehung und Bil- 
dung erstreckt sich auf den 1Interricht im I
atechismus, in der biblisc11en 
Geschichte des alten und neuen Testaments, ferner auf den Cult, die Gebets- 
übung, den kirchlichen Gesang, den Schulgottesdienst, die Einführung in 
das kirchliche Leben und auf die re1igiös sittliche Erziehung der Jugend 
überhaupt. 
. 2. Bei Ertheilung des religiösen Unterrichts sind die von 
uns vorgeschriebenen oder zugelassenen Lehr- und Lesebücher zu gebrauchell. 

. 3. Die Ortsgeistlichen haben in den öffentlichen, sowie in den Priyat- 
Schulen ihrer Pfarre den Religionsunterricht selbst zu ertheilen, soweit 
es ihnen irgend möglich ist. 
. 4. Der OrtsgeistIiche ist verpflichtet, wenig- 
stens zwei Stunden wöchentlich in jeder Schülcrklasse seiner Pfarrei, wo es 
möglich ist, Religionsunterricht zu ertheilen. (Ordinariats- Verordnung V0111 
6. November 1857, No. 10,132.) 
. 5. Insoweit der yorgeschriebene Reli- 
gionsunterricht hiernach (
. 3. 4.) durch den oder die Ortsgeistlichen nicht 
ertheilt werden kann, wird der Ortspfarrer hiemit den betreffenden Lehrer 
netrauen. 
. 6. Der Lehrer kann nur clann die katholische, re1igiöse Er- 
LÌehung und Bildung mitbesorgen. wenn ihm hiezu die kirchliche Sendung 
und Ermächtigung ertheilt und ihm solche nicht wieder von uns ent.logen 
i:-;t. (V gl. 
. 18 unten.) Die Erzbischöflichen Schulinspectoren sind beauf- 
tragt, auf den Antrag des Pfarramts bei zukünftigen neuen .A.nstellungcn 
diese kirchliche Ermächtigung zu ertheilen. 
. 7. Der Pfarrer hat den dem 
Lchrer übcrtragenen Religionsunterricht, Kirchengesangunterricht, überhaupt 
die religiöse ErÚehung und Bildung in der Schule zu leiten. Er wird dess- 
halb dem Lchrer die Anleitung ertheilen, was er in der betreffenden Klassc 
.lU ertheilen und wie er dabei zu verfahren hat, und diesem Unterricht des 
Lcluers von Zeit zu Zeit anwohnen. 
. 8. Der Pfarrer wird im Bcnehmen 
mit dem Lehrer die Stunden für den zu ertheilenden Religionsunterricht vor 

\nfang des Schuljahrs bestimmen und nur in dringenden Fãllen hievon ab- 

ehen. In letzterem FaIle ist entweder für die Haltung der Stun de durch 
cinen Substituten oder ftir einen Stundentausch mit dem Lehrer Sorge zn 
hagen. 
. 9. 
[it dem Religionsunterrichte hat die PHege und Uebung des 
kirchlichreligiösen und sittlichen Lebens Hand in Hand zu gehen. Die 
Schuljugend besucht, wo möglich, jeden Tag die hI. 
Iesse, welche desshalb 
in der Regel vor dem Beginn der Schule zu celebriren ist. Die Schülcr 
der oberen K.lasse werden angehalten, von Zeit zu Zeit Aufsätze über den 
erhaltenen religiösen Unterricht zu fertigen. 
. 10. Dcr Ortsgeistliche wird 
die Schuljugend wenigstens drei bis vier :Mal wohl vorbereitet zum hI. Buss- 
sacramente führen. Der Empfang des hI. Sacramentes des Altars ist nicht 
abhãngig von der Schulentlassung. Gutunterrichtete, fleissige, brave K.indcr 
können nach vollendetem II. Jahre zur heil. Communion geführt werden 
und soIlen von da an öfter unter dem Jahre auf besondere Anordnung des 
Ortsgeistlichen die hciligen Sacramente empfangcn. 
. I I. Dcr Ortsgcist- 
liche wird darüber wachen, dass die Schulc mit einem ('i-ebet oder rc1igi(j"en 
C'resang angefangen und geschlosscn wird. Er wird als Seelsorger das rc- 
Iigiös-sittlichc Leben des Lehrers und der Schülcr in und ausscr der Schule 



Beilage LX. 


3
9 


väterlich überwachen, auf die in der Schule überhaupt gebrauchtell Lehr- 
und Lesebücher ein wachs ames Auge haben und wahrgenommene Uebel- 
stände im Benehmen mit den Eltern und dem Lehrer beseitigen. 
. J 2. 
Sollte hierdurch dem l\lissstande nicht abgeholfen werden, oder der Gegen- 
stand ein besonders wichtiger sein, oder durch irgendwelche Handlung oder 
Verftigung etwas Kirchen-, Sitten- oder Religionswidriges in der Schule ge- 
schehen, so wird der Ortsgeistliche einerseits hiegegen Einsprache erheben, 
anderseits hierüber sofort Bericht an den Erzbischöflichen Schulinspector er- 
statten. 
. 13. Der Ortsgeistliche wird sorgfältig über die Verwaltung und 
Verwendung des zu Schulzwecken bestimmten kirchlichen, sowie des katho- 
lischen, örtlichen Schulvermögens wachen, stiftungswidrigen Handlungen 
entgegen treten und hievon Anzeige an den Erzbischöflichen Schulinspector 
erstatten. 
. 1..1.. Mit dem Lehrer wird der Ortsgeistliche sich in gutem 
Einvernehmen zu halten suchen, ihn als ß.litarbeiter in dem Geschäfte der 
Erziehung und Bildung der katholischen Jugend betrachten und behandeln. 
1\1it dem Ortsschulrath, als einer rein weltlichen, unkatholischen Behörde, 
. sowie mit den confessionslosen obern und mittlern staatlichen Schulbehörden 
wird der Ortsgeistliche in keinerlei geschäftliche oder dienstIiche Beziehung 
treten. 
. 15. Vor dem Beginn eines jeden Schuljahres wird der Ortsgeist- 
liche dem Erzbischöflichen Schulinspector einen Stunden- und Unterrichts- 
plan über Ertheilung des Religionsunterrichts mit Angabe der dem Geist- 
lichen und dem Lehrer zufallenden Stunden und der zu gebrauchenden Lehr- 
bücher zur Prüfung und Gutheissung vodegen. 9. 16. Am Ende jedes 
Schuljahres, oder I bald nach Ostern wird der Ortsgeistliche eine öffentliche 
Prüfung iiber den Religionsunterricht abhaIten, sofern die Prüfung in die- 
sem Jahre nicht durch den Erzbischöflichen Schulinspector abgehaIten wurde. 
Der Ortsgeistliche wird zur Prüfung die l\Iitglieder der Stiftungscommission 
und die Eltern der Kinder am Sonntage vorher mittelst Verkündigung in 
der Kirche einladen. Die benachbarten Geistlichen sollen gegenseitig diesen 
PrÜfungen anwohnen. 
. 17. Alljährlich am Ende des Schuljahres wird 
der Ortsgeistliche einen ausführlichen Bericht an den Erzbischöftichen Schul- 
inspector erstatten, worin er sich über den religiös-sittlichen Znstand der 
Schule und der Schuljugend, über den oder die mit Vor- und Zunamen zu 
benennenden und nach Dienstalter und Anstellung zu bezeichnenden Lehrer, 
insbesondere über deren Verhalten und .Mitwirkung bei der religiösen Er- 
ziehung und Bildung, ausspricht. Diesem Berichte ist, nebst dem geneh- 
migten Stunden - und U nterrichtsplan, ein Verzeichniss aller katholischen 
Schiiler, nach Klassen abgetheilt, mit Angabe ihrer Geburt und mit Noten 
libel' Befåhigung, Fleiss, Fortgang und sittliches Betragen versehen, 
uud ein Nachweis dessen, was im abgelaufenen Jahre gelehrt und gelernt 
wurde, beizugeben. Hat der Ortsgeistliche selbst Prüfung gehalten (9. 16), 
so wird er zugleich auch hieriiber Bericht erstatten. Diese Berichte bilden 
die erforderlichen V orarbeiten zu der vom Erzbischöflichen Schulinspector 
vorzunehmenden Prüfung, wozu del' Ortsgeistliche einzuladen hat. (
. 8. 10 
der folgenden Instruction B.) 
. 18. 1m Vertrauen auf die katholische Ge- 
sinnung und die religiöse Lehrtüchtigkeit der zur Zeit an den V olksschulen 
angestellten kathoÎischen Lehrer ertheilen wir denselben andurch die kirch- 
liche Sendung und Ermächtigung zur 
Iitbesorgung del' katholisch religiösen 
Erziehung und Bildung. t
. 5-8 oben.) 


B. nzstrucfion jilr die Erzbischöflichen SchulÙzsþecforen. Die kirchliche 
Leitung der religiö"se1Z Erziehung und Bildung in den katholisc/len Volksschulen 
betreffend. 

. I. In jedem Decanatsbezirke - Landcapitel - wird von nns ein, 
oder es werden mehrere Er.lbischöf1iche Schulinspectoren ernannt. 1m let.l- 
teren FaIle haben die Schulinspectoren Eines Decanates Hue Be.lirke mIter 
'iich ab.lutheilen. 
. 2. Der Erzbiscl1öfliche Schulinspector hat in den seiner 
Aufsicht zugewiesenen Schulcn in unserem Auftrag die rcligiös-sittliche Er- 
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ziehung und Bildung zu überwachen ,und dafür zu sorgen, dass die Geist- 
lichen und Lehrer in dieser Richtung ihre Pflicht erfüllen. Er wird nament- 
lich darüber wachen, dass die Pfarrgeistlichen den Religionsunterricht regel- 
mässig ertheilen und beaufsichtigen, überhaupt eifrig für die religiös-sittliche 
Bildung der Kinder thãtig seien. s. 3. Der Erzbischöfliche Schulinspector wird 
sich (insbesondere anlässlich der Prüfung) über das Benehmen und \Virken des 
Lehrers resp. des Lehrer-l\Iessners und Organisten in und ausser dem Dienst 
genau erkundigen. namentlich darüber, ob sein Verhalten in religiöser und 
kirchlicher Beziehung seiner SteHung entspricht, und ob er seinen Obliegen- 
heiten als Religionslehrer und .1\Iessner pflichtmässig nachkomme. SoUte diess 
llicht der Fall sein und der Lehrer trotz aller Ermahnung seine Pflicht als 
Religionslehrer oder Messner (Organist) nicht erfüllen, oder den Religions- 
unterricht nicht vorschriftsgemäss besorgen wollen oder können, so wird er 
gemäss 
. 5 unten nach vorausgegangenem Einvernehmen mit der katho- 
lischen Stiftungscommission und mit den katholischen Familien geeignete 
Fürsorge für die anderweitige Besorgung dieser kirchlichen Dienste treffen. 
Dieses Benehmen hat überhaupt einzutreten, wenn von irgend einer Seite 
gegen die Besorgung oder Leitung der kirchlich-religiösen Erziehung und 
.Bildung Schwierigkeiten gemacht werden sollten. 
. 4. Zu obigem Zwecke 
(
. 2. 3.) wird er von Zeit zu Zeit mit den betreffenden Ortsgeistlichen, der 
katholischen Stiftungscommission von den Eltern über den Stand der religiös- 
sittlichen Erziehung und Bildung in den Schulen seines Bezirks Rücksprache 
nehmen und auch bisweilen mit dem Ortsgeistlichen die eine und andere 
Schule besuchen, zu einer Zeit, wo der übrige U nterricht nicht gestört wird. 

. 5. Hierbei (9. 4) wahrgenommene Uebelstände oder Ungehörigkeiten wird 
er mit dem Ortsgeistlichen besprechen und die geeignet scheinenden \Vei- 
sungen und Anordnungen zur Abhülfe demselben mittheilen. Ueber V or- 
kommnisse ernsterer Art wird er an das Erzbischöfliche Ordinariat berichten. 
s. 6. Ueber die von dem Ortsgeistlichen an ihn gelangenden Berichte wird 
der Erzbischöfliche Schulinspector das Geeignete verfügen und anordnen, 
über wichtigere Angelegenheiten wird er an das Erzbischöfliche Ordinariat 
berichtliche Vorlage machen. "\Venn persönliche Erhebungen über eine 
Sache nöthig erscheinen, wird er baldthunlichst soIche in dem betreffenden 
Schulorte machen und darauf entweder selbst Anordnung treffen oder (
. 5 
am Ende) an das Erzbischöfliche Ordinariat einberichten. 
. 7. Der Erz- 
bischöfliche Schulinspector wird die ihm beim Beginn eines Schuljahres vor- 
zulegenden Stunden- und Unterrichtspläne über Ertheilung des Religions- 
unterrichtes Seitens des oder der Geistlichen und Lehrer (
. 15 der obigen 
Instruction A.) prüfen und mit Gutheissung und allenfallsigen Abãnde- 
rungen beförderlichst zurückgeben. 
. 8. AIle zwei Jahre wird der Erz- 
bischöfliche Schulinspector in den ihm zugewiesenen Schulen eine Religions- 
prüfung vornehmen der Art, dass in dem einen Jahre die eine Hãlfte, in dem 
anderen Jahre die andere Hälfte der Schulen an die Reihe kommt. (Dies- 
seitige Verordnung vom 14. J\Iärz 1856 No. 2003). Wenn Verhältnisse und 
Umstände es erheischen, wird er auch, vor Umfluss von zwei Jahren, eine 
Prüfung vornehmen. 
. 9. Diese Prüfung wird er 14 Tage vor Abhaltung 
derselben dem betreffenden Ortsgeistlichen anmelden und dazu nach vorher- 
gegangener Rücksprache mit Letzterem die geeignete Zeit und das Local 
(Kirche oder Schule) festsetzen, wo die Prüfung abgehalten wird. 
. 10. Den 
Tag der Prüfung wird der Ortsgeistliche an dem Sonntage vorher in del' 
Kirche verkünden und den oder die Lehrer, die J\Iitglieder der Stiftungs- 
commission, sowie die Eltern der Kinder dazu einladen. 
. I I. Der Prü- 
fung, wenn solche V ormittags stattfmdet (was im Allgemeinen zu wünscben 
ist), wird die Feier des hI. J\Iessopfers vorangehen, der die Kinder anzu- 
wohnen haben und während derselben abwechselnd singen und gemeinschaft- 
lich beten. Die Prüfung wird überhaupt mit Gcbet oder Gesang eröffnet 
und geschlossen. 
. 12. Der Erzbischöf1iche Schul inspector nimmt die Prü- 
fung der einzelnen Klassen auf Grund des genehmigtcn U nterrichtsplans und 
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des Nachweises darüber, was gelehrt worden, in der Art vor, dass er zu- 
nächst den Ortsgeistlichen, bezw. Lehrer prüfen lässt, zugleich aber auch 
selbst Fragen stellt, urn sich ein sicheres Urtheil über den Stand der Schule 
zu bilden. Derselbe wird dabei sein Augenmerk besonders darauf richten, 
ob das vorgeschriebene :Maass des Unterrichts erreicht, welches Unterrichts- 
verfahren eingehalten und ob die Schüler zu einem gründlichen Verständniss 
und zur selbständigen Auffassung des Erlernten angeleitet wurden, endlich 
ob dabei auch die Bildung des Herzens und Willens gleichen Schritt ge- 
halten habe. s. 13. Der Erzbischöfliche Schulinspector wird sich über das 
Benehmen der Kinder in und ausser der Schule, über den sittlichen, kirch- 
lichen Geist derselben und darüber verlässigen, ob sie zum regelmässigen 
Besuche des Gottesdienstes und zu einem christlich frommen Betragen an- 
gehalten und erzogen werden. 9. 14. Den Gebeten, weIche die Kinder zu 
erlernen haben, und den Religionsaufsätzen, weIche die Schüler der obern 
Klasse das Jahr hindurch zu fertigen haben, und die bei der Prüfung auf- 
liegen solI en, wird der Erzbischöfliche Schulinspector besondere Aufmerksam- 
keit widmen. 
. IS. Derselbe wird sich darüber verlässigen, wie die Stunden 
des Religionsunterrichts besucht, auf welche "\Veise vorgekommenen Ver- 
säumnissen zu begegnen gesucht wurde; auch wird er nöthigenfalls darauf 
ziélende Anordnung treffen. 
. 16. Ebenso wird derselbe darüber sich Kennt- 
niss verschaffen, welche Lese- und Lehrbücher bei dem sonstigen Schulunter- 
richt gebraucht werden. 
. 17. Sind kirchliche Fonds im Orte, deren Re- 
venüen theilweise oder ganz zu Schulzwecken bestimmt sind, so wird der 
Erzbischöfliche Schulinspector über Verwaltung und Verwendung derselben 
sich einlässliche Auskunft geben lassen; ebenso über das Vermögen und die 
Verwendung der katholischen Ortsschulfonds. 9. 18. Zum Schlusse der Prü- 
fung, nach einer kurzen Ansprache an die Kinder und an die übrigen An- 
wesenden, wird der Erzbischöfliche Schulinspector den oder die Ortsgeist- 
lichen, die l\Iitglieder der Stiftungscommission und den Lehrer gesondert 
über ihre etwaigen Beschwerden und Wünsche vernehmen. Wegen wahr- 
genommener U ebelstände wird er sogleich geeignete Weisung behufs deren 
Beseitigung ertheilen; etwa vorhandene :ßIisshelligkeiten wird er zu schlichten 
suchen. Ueber Gegenstände, deren Erledigung ihm nicht zusteht, wird er 
ein eigenes Protokoll aufnehmen und soIches dem Erzbischöflichen Ordina- 
riate vorlegen. (
. 5. b.) 9. 19. Ueber die Vornahme der Prüfung selbst 
und deren Erfund wird der Erzbischöfliche Schulinspector ein Protokoll auf- 
nehmen, innerhalb 14 Tagen den Bescheid darüber selbst ertheilen und dem 
Ortsgeistlichen zusenden und zwar zu dessen Kenntniss, sowie zur münd- 
lichen Eröffnung an die Stiftungscommission und den oder die Lehrer, so- 
we it es diese angeht. 9. 20. Die Visitationen derjenigen Schule, in weIcher 
der Erzbischöfliche Schulinspector die religiöse Erziehung und Bildung selbst 
besorgt, geschieht durch den nächsten Erzbischöflichen Schulinspector. Eine 
gegenseitige Visitation ist unzulässig. 9. 21. Die Protokolle über sämmtliche 
in einem Jahre vorgenommenen Prüfungen' nebst den hierauf ertheilten Be- 
scheiden und den bezüglichen V orlagen der Ortsgeistlichen übersendet der 
Erzbischöfliche Schulinspector längstens im l\lonat J uli an das Erzbischöf- 
liche Ordinariat. 9. 22. Zugleich erstattet der Erzbischöfliche Schulinspector 
an uns einen genauen Bericht über den Fleiss, die Tüchtigkeit, die "\Virk- 
samkeit in der Schule und das sittlich - religiöse Verhalten der Geistlichen 
und Lehrer seines Bezirks, sowie über den religiös -sittlichen Zustand der 
Schulen dieses Bezirks. Diesem Berichte sind allenfallsige Bemerkungen 
über die Verwendung des zu katholischen Schulzwecken bestimmten Ver- 
mögens beizuftigen. Freiburg, den 9. December 1864. Erzbischöfliches 
Ordinariat. 
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LXI. 
lIIÙzisteriu11Z des Inllern. Karlsruhe, den 23. December 1864. No. 16,420. 
Den Religionsunterricllt in den kat}wlischen Volksschulen betre.ffìmd. 
An den Grossh. Oberschulrath: Das Erzbischöt1iche Ordinariat hat am 
<.). d. 
l. "Instructionen für den Ortsgeistlichen und für die Erzbischötlíchen 
Schulinspectoren" in Betreff der kirchlichen Leitung der religiösen Erziehung 
und Bildung in den katholischen V olksschulen erlassen und in dem An- 
zeigeblatt für die Erzdiöcese Freiburg vom 14. d. },I. No. 20 veröffentlicht. 
In diesen Instructionen werden zur U eberwachung und Leitung des Reli- 
gionsunterrichts in den katholischen V olksschulen und Privatschulen zu- 
niic11st Anordnungen getroffen, welche innerhalb der Grenzen der Befugnisse 
liegen, die durch 
. 12 des Gesetzes vom 9. October [860 den Kirchen in 
Betreff des religiösen U nterrichts zugewiesen sind. Es entsprechen diese 
Instructionen dem Geiste dieser Gesetzgehung und in der Weisung an den 
Ortsgeistlichen, sich mit dem Lehrer in gutem Einvernehmen zu halten und 
ihn als },Iitarbeiter in dem Geschäfte der Erziehung und Bilduug der katho- 
lischen Jugend zu betrachten, ist der gleiche Gedanke festgehalten, welcher 
das Gesetz yom 29. Juli d. J. über die Aufsichtsbehörden für die Volks- 
schulen durchdringt, indem dasselbe den Charakter der confessionellen V olks- 
':ichule bewahrt und in dem Ortspfarrer den in erster Linie berufenel1 ::\Iit- 
arbeiter an dem Gedeihen der V olksschule anerkennt. So sehr aher auch 
die Grossh. Regierung hereit ist, diese Theilnahme und die Thåtigkeit der 
katholischen Geistlichen in Bezug auf den Religionsunterricht an den Schuleu 
zu fördern und zu unterstützen, so kann sie doch, ':;ofern diese Instructionen 
anderntheils über die Grenze der kirchlichen Befugnisse hinausgehen und 
damit zugleich Doch Anordnungen verbinden, zu denen die Kirchenbehörden 
nicht befugt sind, sieh der ernsten Pflieht nieht entschlagen, die den welt- 
lichen Gesetzen gebührende Autorität zu wahren und aufrecht zu erhalten. 
Das Erzbischöfliche Ordinariat legt in diesen Instructionen sich selbst und 
and ern ldrchlichen Behörden die Befugniss bei, den Lehrern an den katho- 
lischen V olksschulen in Beziehung auf die religiöse Bildung unmittelbare 
\Veisungen zu ertheilen und in die innern Einrichtungen dieser Anstalten, 
sei es direct, sei es nach Benehmen mit dem zu selbständigen Verfügungen 
llicht berechtigten Lehrer einzugreifen. Nach S.6 des Gesetzes yom 9. October 
1860 f die rechtliche Stellung der }Cirche im Staate betreffend, wird das öffent- 
liche Unterrichtswesen vom Staate geleitet, welchem durch 
. 12 neben der 
U eherlassung des Religionsunterrichts an die Kirchen die einheitliehe Lei- 
tung der Unterrichts- und Erziehungs-Anstalten vorbehalten ist. Das neuere 
Gesetz yom 29. Juli d. J., "die Aufsichtsbehörden für die Volksschulen be- 
treffend", gibt die Form an, in welcher dieser V orbehalt ausL;uführen ist, 
indem es in 
. 8 bestimmt, dass aIle Verfügungen der K.irchen in Betreff des 
R_eligionsunterriehts in den Volksschulen durch Vermittlung der oberell 
Schulbehörden den Lehrern zur N achachtung zu eröffnen seien. In s. 15 
des Kirchengesetzes yom 9. October 1860 endlich ist vorgeschrieben, dass 
keine Verordnung der Kirchen, welche in bürgerliche oder staatsbürgerliche 
Verhåltnisse eingreift, rechtliche Geltung in Anspruch nehmen oder in V 011- 
zug gesetzt werden kann, bevor sie die Genehmigung des Staats erhalten hat. 
Diese Genehmigung ist den Eingangs crwåhnten Instructionen nicht zu Theil 
geworden; sie sind demnach, soweit sie über das kirchliche Gebiet hinaus- 
gehen, ohne rechtliche Giltigkeit und nicht vollziehbar. Die såmmtlichen 
Lehrer an den katholischen V olksschulen werden desshalb angewiesen, 
etwaigen Anordnungen der kirchlichen Behörden, sofern sie yon den be- 
stchenden V orschriften und Einrichtungen abweichen und irgendwie in die 
allgemeine Schulordnung eingreifen, yon sich aus keine Folge zu geben, die- 
selben vielmehr auf dem geonlneten Dienstweg ihrer vorgesetzten Behön1c, 
den ohern Schulbehörden und beziehungsweise dem Ortsschu1rath YOr.lulegen, 
welche ihnen nach 
. 8 des Gesetzes yom 29. Juli uuù nach 
Iaassgahe des 
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9. 3 8 der Vollzugsverordnung dazu yom 30. August d. J. _ die entsprechen- 
den V\T eisungen ertheilen werden. Der Grossh. Oberschulrath, die K.reis- 
schulräthe und die Ortsschulräthe werden übrigens die Erledigung der an 
sie kommenden Angelegenheiten, welche mit dem religiösen U nterricht der 
katholischen J ugend in VerQindung stehen, und die Beziehungen zu den 
Ortsgeistlichen und den kirchlichen Aufsichtsbeamten für U eberwachung des 
Religionsunterrichts betreffen, unter gewissenhafter vVahrung der Interessen 
der V olksschule und der Rechte des Staats jederzeit den Geist des Ent- 
gegenkommens und der Versöhnlichkeit bethätigen, welcher das Gedeihen 
yon Anstalten bedingt, deren erster Zweck die Förderung der Bildung, der 
Religiosität und Sittlichkeit der Jugend ist. Der Grossh. Oberschulrath wird 
beauftragt, diesen Erlass durch das Schulverordnungsblatt sofort zur Kennt- 
niss der Schulbehörden und Lehrer zu bringen und für den V ollzug des- 
selben zu sorgen. (gez.) A. Lamey. 
LXII. 


G1'ossherzogliches .1tlinisterium des hmern. Karlsruhe, den 20. Februar 1865. 
Von einer Anzahl katholischer E
nwohner aus verschiedenen Gemeinden 
des Landes wurden Sr. Königl. Hoheit dem Grossherzog Bittschriften über- 
reicht, welche ihrem wesentlichen Inhalte nach theils Besorgnisse darüber 
ausdrücken, dass durch die 'Virksamkeit des Gesetzes yom 29. Juli v. J. 
über die Aufsicl1tsbehörden für die V olksschule die Gewissensfreiheit beein- 
trächtigt würde, und daran verschiedene Wünsche knüpfen, theils auch urn 
die Aufhebung dieses Gesetzes bitten. Se. K_önigl. Hoheit der Grossherzog 
haben mittelst allerhöchster Entschliessung aus grossh. Geh. Kabinet yom 
27. Jan. d. J. No. 210 diese Bittschriften anher übergeben und gnädigst an- 
zuordnen geruht, dass die Bittsteller über den Ungrund ihrer Besorgnisse 
belehrt werden. Se. K_önigl. Hoheit der Grossherzog haben dabei insbesondere 
befohlen, dass bei der Verbescheidung der Petenten unzweideutig hervor- 
gehoben werde, wie die Verfassung des Landes für 'Vünsche der Staats- 
angehörigen in Bezug auf die Gesetzgebung und deren Aenderung und für 
die Beschwerden der Staatsbürger einen klar vorgezeichneten \Veg angebe 
und eine bestimmte Vertretung der Staatsangehörigen in dieser Hinsicht an- 
ordne. Diese allerhöchste Anordnung gilt selbstverständlicb auch für die 
seither eingekommenen Bittschriften. Die V orstände der grossh. Bezirks- 
ãmter, aus deren BeÚrken yon Amtsangebörigen soIche Bittschriften ein- 
gereicht worden sind, werden daber angewiesen, die Bittsteller in geeigneter 
\Veise persönlich über die irrthümlichen Vorstellungen zu belehren, welcbe 
über den Geist, die Absicht und den Inhalt des Gesetzes verbreitet worden 
sind, und welche allein der Anlass sein können, wenn sich die Bittsteller 
wegen dieses Gesetzes irgendwie beunruhigt fühlen. Nicht minder sind die 
Bittsteller über die dUTCh die Verfassung vorgeæichneten Schranken des 
Rechts zu belehren, gegebene tì-esetze zu ändern oder auf.luheben, und 
darauf hinzuweisen, dass die 
litwirkung der gesetzlich geordneten V olks- 
vertretung in beiden Kanunern die Grundbedingung wie für die Erlassung, 
so auch für die Aenderung oder Beseitigung jedes Cìesetzes ist. Dabei 
werden folgende G esichtspunkte im \V esentlichen. der Belehrung zu Grunde 
zu legen sein. Das GesetL yom 29. J uli v. J. ist ein Bestandtheil des gel- 
tenden Landesrechts und kann danach nur auf verfassungsmãssigem \Vege 
wieder aufgehoben oder geändert werden. \Venn manche der Bittschriften 
als einen durch die Verfassung zugelassenen \Veg die Erlassung eines pro- 
visorischen Gesetzes bezeicbnen, so hat zwar aIlerdings der 
. 66 der Ver- 
fassungsurkunde die Zulåssigkeit provisorischer Gesetze vorbehalten; in dem 
vorliegenden FaIle aber auf ein provisorisches Gesetz verweisen, heisst die 
wesentlichsten Grundlagen unseres Verfassungsrechtes missverstehen, und 
eine der unerlãsslichsten Hedillgungen der staat1ichen Ordnung.und der bürger- 
lichen Freiheit vcrkennen. Durch provisorische Gesetæ, weIche ohne .Mit- 
wirkung der Landstände erlassen werden, soU für ein augenblickliches 
Feicùbeeg, Dee Staat u. d. Kirche. 
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dtingendes Bedürfniss gesorgt werden, bis die K.a1111nern zusammenberufen 
werden können; es wäre aber eine mehr als bedenkliche Verletzung des 
"\Y ortlautes, des Geistes und ùes Sinnes der Verfassung, wenn ein Gesetz, 
das erst vor wenigen l\Ionaten mit .zustimmung fast sämmtlicher l\Iitglieder 
in beiden Kammern erlassen worden ist, jetzt durch einen einseitigen Act 
der Regierung wieder aufgehoben würde. Die grossh. Regierung kann ein 
solches Ansinnen, die Schranken der Verfassung zu durch brechen, Seitens 
der Bittsteller nur dUTch die Unkenntniss derselben mit der wahren Sach- 
lage entschuldigen. K.ein Rath der Krone, welcher es auch sei, könnte die 
Verantwortlichkeit eines solchen Schrittes auf sich nehmen, welcher noch 
die weitere Folge hätte, dass, wenn die zusammentretenden Stände clem 
ihnen verfassungsgemäss vorzulegenden provisorischen Gesetze die Zustim- 
mung versagte
, eine endlose Verwirrung in einem der wichtigsten Zweige 
der Verwaltung entstünde. 
Iag der Einzelne auch auf das Lebhafteste 
überzeugt sein, dass der Inhalt eines bestehenden Gesetæs nicht zu billigen 
ist, er muss dasselbe, so lange es besteht, befolgen, und darf nicht weiter 
gehen, als an seiner Stelle für eine verfassungsmässige Aenderung desselben 
zu wirken. Niemand ist, der nicht einsehen wird, dass kein Staat und keine 
Gesellschaft bestehen könnte, wenn das Belieben des Einzelnen über die 
GeHung der Gesetze entscheiden könnte. N ach der Verfassung unseres 
Staates, deren Heilighaltung die PHicht und das Interesse aller Staats- 
angehörigen gleichmässig ist, kann die Regierung in letzter Reihe keine 
andere Stimme für die "\Yünsche des Landes anerkennen, als den verfassungs- 
mässigen Ausspruch der Kammern. Diese Formen des Staatsrechts, welche 
durcb ein bald 50jähriges Verfassungsleben zur Genüge der Einsicht des 
V olks nahe gebracht worden sind, müssen im Interesse des gleichen Rechts 
und der gleichen Freiheit Aller heilig geachtet werden; sie sind der Schutz 
yor \Villkür und Gewalt, sie sind die Bedingung eines wohlthätigen und 
geordneten Ganges der Regierung. },t!it demselben Rechte, mit welchem 
heute diese Bittsteller ein provisorisches Gesetz begehren, könnten morgen 
andere Bittsteller für denselben oder irgend einen andern Gegenstand gleich- 
falls ein solches begehren; AIle müssen auf den "\Veg der Verfassung yer- 
wiesen werden. Verlassen sie diesen, so muss an die Regierung die ernste 
PBicht herantreten, die Einsicht für die Heilighaltung der Verfassung wieder 
zum klaren Bewusstsein der Inegeleiteten zu bringen, urn das Land vor den 
Folgen zu bewahren, welche durch l\Iissleitung der Gemüther entstehen 
könnten. Was die Besorgnisse über das Schulaufsichtsgesetz betrifft, welche 
die Bittschriften äussern, so müssen dieselben als grundlos bezeichnet werden. 
Das Gesetz über die Schulaufsichtsbehörden ist unmittelbar veranlasst durch 
das K.irchengesetz von 1860, welches in Erfüllung eines gerade von cler 
katholischen Kirchengewalt vorzugsweise gehegten \Y.unsches den Kirchcn 
in ihrem I
rcise volle Selbständigkeit einräumte, und namentlich auch die 
kirchlichen Diener in Bezug auf ihre kirchliche Amtsstellung der Disciplinar- 
gewa1t entzog, welche die Staatsregierung vorher geübt hatte. In der Durch- 
fiihrung dìeses Gesetzes musste auch für die Schule die frühere Ordnullg, 
nach welcher die Geistlichkeit mit der untern und mittlern Aufsicht über 
dieselbe, und zwar durch den Staat und unter der Dienstgewalt der Staats- 
regierung beauftragt war, nothwendig geändert werden, da die Staatsregie- 
rung nicht mehr in der Lage war, die Geistlichen von sich aus als ihre 
Diener zu behandeln. Dasselbe Gesetz von I8bo hat den Religionsunter- 
richt der Kirche überwiesen und die frühere Einwirkung der Staatsregicrung 
auf diesen wichtigen Zweig des Unterrichts damit so weit aufgegeben, dass 
der Regierung nUT dic Sorge für die einheitliche Leitung der Schule vor- 
behalten blieb. Das Schulauf<;ichtsgesetz bescluänkt sich darauf, die Folge- 
rungen aus diesen fiir die Kirchengewalt so günstigen Aenderungen .lU 
ziehen. Es th.t dies noch überdics in eincr "\Veise, welchc auf das Un- 
zwcideutigste zeigt, wclchen hohen \VcIth die Regicrung [ortdauernd auf die 
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\Vie sehr sie bestre bt ist, die religiöse Seite des U nterrichts in der, V olks- 
schule zu pBegen. Es ist in der That unbegreiflich, dass dessenungeachtet 
die Absichten der grossh. Staatsregierung verdächtigt, und unterstellt werden 
will, als biete dieses Gesetz eine Handhabe zur Beeintråchtigung des reli- 
giösen Unteì-richts und der religiösen Erziehung der Katholiken. Aus- 
streuungen in dieser Hinsicht können nur die Folge der Verblendung und 
die :Mittel einer Agitation sein, we1che sich bestrebt, unter dem V orwand 
einer Gefahr für die. Religion die Leidenschaften zu erregen. Der Inhalt 
des Gesetzes und der dazu gehörigen V ollzugsverordnungen ist bekannt. 
Den Kirchen ist der umfassendste Einfluss auf das V olksschulwesen mit 
Bereitwilligkeit und aus freier Ueberzeugung darin eingeräumt. Die grossh. 
Regierung hat vor Allem die confessionelle V olksschule unverändert erhalten, 
und sie hat demzufolge die Lehrer der Confession fortdauernd zum Reli- 
gionsunterricht verpBichtet, zu dessen Ertheilung sie die nöthige V orbereitung 
erhalten. Sie sieht eine thätige Theilnahme der Geistlichen an dem Reli- 
gionsunterricht mit Genugthuung. Das Gesetz hat für die Leitung der 
V olksschule die einBussreiche 1\1itwirkung der Kirchen gesichert. Es beruft 
unter den 1\Iitgliedern des Ortsschulraths an erster Stelle den Ortspfarrer, 
we1chem überdies regelmässig der Vorsitz in diesem Collegium zugedacht ist. 
Die Kirchen haben damit einen ihnen gesetzlich gesicherten, sehr hervor- 
ragenden Antheil an der unmittelbaren Leitung aller einzelnen Schulen. 
Es ist ihnen daneben die Ueberwachung und Ertheilung des als wichtigster 
U nterrichtsgegenstand anerkannten Religionsunterrichts gesetzlich garantirt; 
bei alIen das religiöse Gebiet irgend berührenden Schulfragen i
t in ent- 
gegenkommendster Weise die :Mitwirkung der Kirchen in .Anspruch ge- 
nommen, und die Staatsregierung hat damit anerkannt, dass sie der Kirchen- 
gewalt einen reichen Einfluss gern gewährt. Die Staatsregierung betrachtet 
diese Grundsätze nicht bIos als Folgerungen aus dem Gesetz; sie weiss, dass, 
selbst abgesehen vom Religionsunterricht, der beste Theil unserer gesammten 
Volksbildung auf dem Boden des Christenthums beruht, und sie fühlt ihr 
Interesse an dem V olkswohl durchaus verknüpft mit dem religiösen Sinn 
des V olkes, wie er durch die confessionelIen Kirchen genährt und verbreitet 
werden solI. Sie hat daher nur auf's Tiefste bedauert, dass das katholische 
Kirchenregiment das Gesetz mit 1\Iisstrauen betrachtet, und andere Formen 
nach einer vVirksamkeit in der Volksschule sucht, als die, welche in den 
Verfügungen des Gesetzes für die katholische I<-irche so reich und fruchtbar 
enthalten sind, dass wir überzeugt sind, dass die Bestimmungen desselben 
von den I<-irchen in kurzer Zeit als eine theure und werthvolIe Grundlage 
der religiösen Wirksamkeit in der Schule festgehalten werden. \Venn aber 
zur Zeit die katholische Kirchengewalt sich die Verfügungen des Gesetzes 
nicht so ausgiebig zu Nutzen macht, als sie dies könnte, so liegt darin 
nichts, was zu einer Anklage gegen das Gesetz berechtigte, sondern nur ein 
Grund zu dem \Vunsche, dass diesel be in Bälde die ihr offen gelassene be- 
deutungsvolle Stellung zur Schule in dem Interesse der katholischen V olks- 
schule selbst, wie in Ihrem eigenen einnehmen möge. Der religiösen U eber- 
zeugung der Katho1iken ist in dem Schulaufsichtsgesetz nicht nur nicht zu 
nahe getreten, sondern sie ist durch dasselbe aufs Neue geschütl.t. Inclem 
die confessionelle Schule festgeha1ten wird, ist ausgesprochcn, dass an der 
katholischen V olksschule nur katholische Lehrer angestellt werden; über 
deren religiösen Unterricht übt die Kirche selbst die Aufsicht; der Ort5- 
schulrath, zu dessen V orsitL der Geistliche nach der Bestimmung der Staats- 
regierung, wenn irgend thunlich, berufen werden soIl, ist aUs K.atholiken 
gebilclet. Nimmer aber kann die katholische Volksschule unter der theiI- 
nehmenden Sorge der katholischen Familienvãter lei den , welche die Er- 
ziehung und Bildllng ihrer J(.inder ihr selhst anvertrauen. Die grossh. Re- 
gierung kann mit vollster Beruhigung aussprcchen, class ihre Absicht auf 
die HerstelIung einer tüchtigen Schule, auf die Heilighaltung der religiösen 
Unterweisung in dersc1ben nach den LeInen der Confes<.;ion mit voller 
23* 
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Theìlnahme der Kirchen an dem \Verk der ErÚehung und des Unterrichts, 
auf die Verbreitung einer fruchtbringenden Theilnahme der Gemeìnde- 
mitglieder und Familienväter an den lnteressen der Schule gerichtet war, 
und sie kennt keine Bestimmung des Gesetzes, welche nicht im Geiste dieser 
Absicht gehalten wäre. Es schliesst dies nicht aus, dass von irgend einer 
Seite diese oder jene Bestimmung des Gesetzes anders gewünscht oder in 
Bezug auf andere, noch nicht geordnete Theile des öffentlichen Unterrichts 
der künftigen Gesetzgebung diese oder jene BestimIl1ung empfohlen wird. 
Es wird der künftigen Erwägung der gesetzgeberischen Factoren vorbehalten 
bleiben, welche Bedeutung sie diesem Tadel oder dies en \Vünschen beizu- 
legen hat. Dagegen kann die Entwickelung des öffentlichen Lebens nicht 
durch blinde, grundlose Furcht oder durch entfernte Bedenken Einzelner 
gehemmt werden. \Vas nach offener Berathung und mit fast einmüthiger 
Z ustimmung der gesetzlichen Vertreter des Yolks beschlossen ist, wird und 
muss ausgeführt werden. Die Regierung hat dabei die vertrauensvolle Zu- 
yersicht, dass die Erfahrung auch die jetzigen Gegner des Gesetzes von 
dessen \Yahrheit und Gerechtigkeit überzeugen werde, und dass unter dem 
Schutz desselben die Schule blühen wird als eine Pflanzstätte verständiger 
Bildung und religiöser Frömmigkeit. (gez.) Lamey. 
LXIII. 
1I1inisterium des Innern. Karlsruhe, den 13. l\lärz 1865. No. 4033. 
Die kirchlichen Verordnungen ulld deren Mittheilungen betreifend. 
Erzbischöflichem Ordinariat beehren wir uns auf den Erlass vum 26. J a- 
nuar d. J., No. 750, zu erwidern: \Vir haben aus diesem Erlasse mit Genug- 
thuung entnommen, dass eine principielle 
leinungsverschiedenheit über S. 15 
des Kirchengesetzes vom 9. October 1860 (Reg.-Bl. No. 51) nicht besteht, 
indem \Y ohldasselbe der l\leinung und Absicht war, die in der That ganz 
allgemeine und bedingungslose V orschrift des S. 15, aIle kirchlichen Ver- 
ordnungen jeglichen lnhalts gleichzeitig mit ihrer Verkündigung der Staats- 
Regierung mitzutheilen, dadurch erfüIlt zu haben, dass zwei Exemplare des 
Erzbischötlichen Anzeigeblattes an diesseitige Stelle eingesendet werden. Die 
Verordnung vom 15. September v. J. No. 8375, welche ursprünglich nicht 
in dieses Blatt aufgenommen und dadurch gegen den klaren \V ortlaut des 
Gesetzes der I<-enntnissnahme der Staats-Regierung vollständig entzogen war, 
ist mittlerweile in No. 3 des Anzeigeblattes vom 8. Februar d. J. ab- 
gedruckt und dieses Blatt uns mitgetheilt worden. lndem wir uns der 
Erwartung hingeben, \V ohldasselbe werde darauf bedacht sein, aIle 
kirchlichen Verordnungen stets gleichzeitig mit ihrer Erlassung zu unserer 
K.enntniss zu bringen, beschränken wir uns hinsichtlich der dafür ge- 
wählten Form darauf, der dortseitigen Erwägung zu unterstellen, dass die 
officielle l\littheilung der kirchlichen Verordnungen an uns durch die er- 
lassende I<-irchenbehörde selbst, als der \Yürde der betheiligten Behörden 
und dem Sinne des Gesetzes besser entsprechend, erscheinen wird. \Vas 
den lnhalt der Verordnung vom 15. September v. J., No. 8375, und der 
lnstructionen vom 9. December v. J. anbelangt, so können wir nicht zu- 
ge ben, dass er sich a usschliesslich auf rein kirchlich - religiöse Angelegen- 
heiten bezieht. Ueber die lnstructionen haben wir uns bereits in einem an 
(ì-rossh. Oberschulrath gerichteten und in dessen V erordn ungsblatt publicirten 
Erlass vom 23. December v. J., No. 16,420, ausgesprochen, von welchem 
wir eine Abschrift anschliessen. Hinsichtlich der Verordnung vom 15. Sep- 
tember v. J. wird es genügen, auf die Vorschriften derselben über die katho- 
lischen Schul und Stiftungsfonds aufmerksam zu machen, urn .lU zeigen, dass 
<;ie keineswegs auf das rein kirchlich - religiöse Gebiet sich beschränkt. Die 
katholisch-weltlichen Fonds, zu welchen auch die Schul fonds gehören, stehen 
nicht unter der Kirchengewalt, sondern unter der Leitung und Aufsicht der 
,lUständigen Staab-Behörden, yon welchen nur die Stiftungscommissionen mit 
der Verwaltung widcrruflich beauftragt sind. Dcr geset.diche Sinn der 
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grossen l\fehrzahl der Stiftungscommissionen hat dieselben die Staatsgesetze 
einfach befolgen lassen, und in den ganz vereinzelten FälIen, in welchen 
bisher thatsächliche Irrungen entstanden, gelang es leicht, 6ie zu beseitigen, 
ohne class wir nöthig hatten, die sich yon selbst verstehende rechtliche Un- 
giltigkeit der entgegenstehenden Bestimmungen der Verordnung yom IS. Sep- 
tember v. J. in einer al1gemeinen Anordnung ausdrücklich auszusprechen. 
Die Herausgabe der katholischen kirchlichen Fonds, zu welchen anerkan:{lter- 
maassen auch die 1\Iessnereien gehören, ist vorbehaltlich der Verwendung 
der letzteren für die Lehrer nach dem Schulgesetz yon 1835 weder in dem 
Schulaufsichtsgesetz yom 29. Juli v. J. noch in der Vollzugsverordnung dazu 
vorgeschrieben, ubrigens gehört auch die Verwaltung der kirchlichen Fonds 
nicht zu den rein kirchlichen Angelegenheiten, sondern steht unter der 
gemeinsamen Leitung des Staats und der Kirchen. (Kirchengesetz yom 
C). October 1860, 
. 10.) Wie wir für diese durch das Gesetz ausdrücklich 
fiir gemeinsam erklärte Angelegenheit in der Verordnung yom 20. November 
186 [ eine den beiderseitigen 'Vünschen und Interessen entsprechende Rege- 
lung gefunden haben, so waren wir stets bemüht, auch für die Schule das 
Zusammenwirken der Staats- und Kirchenbehörden zu erhalten. Der dort- 
seitige Wunsch, über die Schulreform gehört zu werden, ist yon uns so wenig 
unberücksichtigt geblieben, dass vielmehr der dortseitige Vertreter nach 
. 4 
der Verordnung yom 12. August r862, "die Beaufsichtigung des Schulwesens 
betr.", gleich beim ersten Beginn der Reformarbeit yon Grossh. Oberschul- 
rath mit seinen Anträgen gehört, beziehungsweise solche zu stellen veranlasst 
wurde. 'Vir haben seither auf wiederholte dortseitige Anfragen wiederholt 
erklärt, dass wir zu weiteren Erörterungen mit den K.irchenbehörden über 
die Schulreform bereit seien, sofern der Inhalt der betreffenden Gesetzes- 
entwürfe Veranlassung dazu biete. Wir haben namentlich in unseren Er- 
lassen yom 18. Juni und yom 2. Juli v. }., No. 6508 und 6942, ohne Rück- 
halt ausgesprochen, dass wir yon unserm Standpunkt aus einen grossen 
'Verth auf die Theilnahme der katholischen Kirche an den katholischen 
Schulen legen und die Hoffnung ausgedrückt, es werde ungeachtet des prin- 
cipiellen Gegensatzes zwischen den Grundsätzen des Schulaufsichtsgesetzes 
und den Ansichten, welche ,V ohldasselbe festhält, dennoch möglich sein, 
jene Theilnahme zu erhaIten, da jene principiellen Gegensåtze ein Zusammen- 
treffen [ür praktische Ziele nicht ausschliessen. 'Vir fügen bei, dass auch 
heute noch unsere Ansichten und Absichten dieselben sind und wir be- 
klagen es, dass vV ohldasselbe durch die entgegengesetzte, thatsächlich nicht 
begründete Unterstellung sich zu Anordnungen 'in der Schulangelegenheit 
bestimmen liess, denen wir nach den Gesetzen des Landes rechtliche Gel- 
tung nicht zugestehen können, während die Kirche mit Sicberheit darauf 
rechnen darf, dass wir ihren begründeten vVünschen, wie 
ie aus geordneten 
wechselseitigen Erörterungen sich herausstellen, gerne jede thunliche Berück- 
sichtigung schenken. (gez.) Lamey. 
LXIV. 
Erzbischöjliches Ordinariat. Freiburg, den 6. April 1865. No. 3004. 
Erlass Grossh. 1\Iinisteriums des Innern yom 13 v. 1\1., No. 4033. Dzc Schul- 
frage resp. die lIfittJzeilzmg der kirchlichen Verordnu.ngen betrefft>nd. 
Be s chI u s s. Grossh. 1\Iinisterium des Innern beehren wir uns ergebenst 
zu erwidern: Es hat uns mit Genugthuung erfüllt, dass Hochdasselbe eine 
Verständigung zwischen Staat und Kirche über die SchuIfrage in obigem 
Erlasse für erspriesslich erklärt. 'Vir haben diese Ansicht vor und nach 
dem Zustandekommen des Gesetzes yom 29. Juli v. J. stets gegen Hoch- 
dasselbe ausgesprochen. 'Vir haben hiebei wiederholt hervorgehoben, dass 
weder wir noch unser Vertreter über den Gesetzesvorschlag gehört und die 
der Kirche obliegende Mitwirkung bei der Leitung der Schule ihr bis jctzt 
versagt wurde. So sehr wir ein harmonischcs Zusammenwirken des Staats 
und der Kirche bei der Erziehung und Bildung der Angehörigen beider 
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Gewalten stets und jetzt noch wünschen, so wurden wir doch durch das 
eben erwähnte Verhältniss in die Lage versetzt, die uns beziiglich der reli- 
giösen Erziehung und Bildung obliegenden Pílichten an unserm Theile zu 
erfiillen. Die aus dieser Sachlage emanirte diesseitige Verordnung vom 
15. September v. J. und die Instructionen vom 9. December v. J. über die 
religiöse Erziehung und Bildung bewegen sich durchaus innerhalb des Rechts- 
gebietes der Kirche. Innerhalb desselben ist die unveräusserliche Freiheit 
der K.irche sogar vom Octobergesetz von 1860 anerkannt. Die darauf 
basirten, erwähnten kirchlichen Verordnungen unterstehen desshalb keinem 
Staatsplacet, also auch. keiner Ungiltigkeits-ErkEirung Seitens einer Staats- 
behörde. Diese Freiheit der Kirche haben wir nicht bloss gegenüber den 
Gesetzen vom 9. October [860 und 29. Juli v. J., sondern auch in unserm 
Erlasse vom 26. J anuar d. J., No. 750, gewahrt. 'Vir halten uns desshalb 
nicht bloss für berechtigt, sondern auch für verpflichtet, das Eigenthum der 
katholischen Religionsgesellschaft an dem katholischen Vermögen, welches 
rechtlich nicht dem Staate gehört, sondern eine "kirchliche Angehörde" ist, 
gegen die ausschliessliche staatliche Verwaltung desselben zu wahren. Ebenso 
haben wir unserem Recht und unserer PBicht gemäss in den citirten dies- 
seitigen Verordnungen die Integrität des Eigenthnms der kirchlichen Stif- 
tungen gegen einen Versuch, sie ihrem Zwecke factisch zu entziehen, auf. 
recht erhalten. A bgesehen davon, ob der Grossh.... Staatsregierung die !\oIit- 
venvaltung des Kirchenvermögens gemäss der Verordnung vom 20. N ovem15er 
186 I zusteht; so steht nns jedenfalls hiernach die fragliche rechtliche Ver- 
tretung desselben zu. Hochdasselbe hat in der dortigen neuerlich durch die 
"Kar1sruher Zeitung" publicirten öffentlichen Belehrung ausgesprochen, dass 
der Kirchenbehörde die ausschliessliche Leitung des Religionsunterrichts zu- 
komme. Daraus folgt, dass wir mit Recht in den erwähnten diesseitigen 
Instructionen die zur Ausübung dieser Befugniss erforderlichen Anordnungen 
getroffen, die dazu nöthigen kirchlichen Behörden aufgestellt uncI den Reli- 
gionslehrern die entsprechende 'Veisung ertheilt haben. Es geht endlich 
daraus hervor, dass wir auf diesem unsern Gebiete selbständig sind, also 
die innerhalb desselben von uns ergehenden Verfügungen der obersten Ent- 
scheidung einer Staatsbehörde nicht unterstehen. Da wir hicrnach durch die 
erwähnten diesseitigen Bestimmungen, und zwar nothgedrungen, unser Recht 
ausgeübt haben, so wurde dadurch in das Rechtsgebiet des Staates nicht 
eingegriffen. 'Vir kÖllnen aber nur wiederholen, dass wir die Isolirung von 
Staat und K.irche auf dem gemeinsamen Gebicte der Schule weder fiir natur- 
gemäss noch für erspriesslich halten. 1m Interesse der Er Úehung und Bil- 
dung, der öffentlichen Sitte und Ordnung, wclche durch den Schulconflict 
geschädigt werden, sowie des Rechts müssen wir der endlichen Erledigung 
dieser Frage unsere volle 
orgfalt mit den uns zustehenden, rechtlichen 

Iitteln zuwenden. "Ir haltel1 uns da.lu insbesondere auch im lIinblicke auf 
die hierwegen im,Lande herrschende Aufregung und (fewissensbeunruhigung 
der Katholiken verpBichtet und bi..tten desshalb Hochdasselbe, uns eine Ent- 
schliessung der Grossh. Staatsregierung baldgeneigt zukommen lassen zu 
wollen, ob die uns gebührcnde l\Iitwirkung bei der Leitung des Schulwesens 
auf ge
etzlichem \Vege uns zurückgegeben werden wolle. In dem dort- 
seitigen obigen verehrlichen Erlasse spricht Hochdasselbe aus, dass die Grossh. 
Staatsregierung "einen grossen 'Verth auf die Theilnahme der Kirche", also 
der Kirchenbehörde, an den katholischen Schulen lege. Die aus diescm 
Princip folgenden Consequenzen sind in der Erzbischöt1ichen Denkschrift vom 
3. December 1863, s. 78 ff., dargelegt und hierin ausführlich hegründet. 
Von den in dieser Denkschrift deponirten V orschlägen zu einer Vercin- 
barung über die Schulfrage glauben wir behufs einer hierüber I.U eröffnen- 
den Verhandlung ausgehen zn sollen. \Vir stcllen es aber Hochdemselben 
anheim, hQchgeneigt zu erwirken, dass uns Seitens der <Trossh. Staatsregie- 
rung nunmehr die Grundlagen .l11 cinem <;olchen Uebereinkommen mitgetheilt 
werden. 'Venn dieses zu Stande kommen würde, so wäre die Grossh. Rc- 
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gierung in der Lage, auf verfassungsmãssigem \Vege die allseitige Regelung 
der Schulfrage herbeizuführen. (gez.) Buchegger. 
LXV. 
Erzbischöjliches Ordinaria!. Freiburg, [6. Jannar 1866. No. 346. Erlass 
Grossherzoglichen 
linisteriums des Innern vom 30. v. i\:L No. 18,315/16. 
Die Reform des Volksschulwesens betreffend. 
Be s chI u s s. Grossherzoglichem l\'linisterium des Innern beehren wir 
uns ergebenst zu erwidern: \Vir sprechen Hochdemselben unsern Dank für 
die geneigte l\Iittheilung von 9 Exemplaren' des Entwurfs eines Gesetzes über 
den Elementarunterricht aus. Der von dortseits angedeuteten Geneigtheit, 
mit uns hierüber ins Einvernehmen zu treten, kommen wir mit aller Bereit- 
willigkeit entgegen. \Vir halten die freundliehe Regelung der obschweben- 
den Schulfrage vor der definitiven Genehmigung des fraglichen Gesetz- 
entwurfs als im Interesse des Staats, der Kirche, der GeseIlschaft und des 
Rechts liegend. Und wir werden zum Zustandekommen des so selu er- 
wünschlichen Friedens zwischen der staatliehen und kirchlichen Autoritãt 
Alles beitragen, was die uns obliegende PA.icht gestattet. Zu diesem Zwecke 
erlauben wir uns als Grundlage zu einer mündlichen Besprechung Hoch- 
demselben nachstehende Principien, Bemerkungen und Vorschlãge zu unter- 
breiten. Das System des staatlichen Schulmonopols und des staatliehen 
Schulzwanges, also des Ausschlusses der kirchlichen l\Iitwirkung ÌJei der 
Erziehung und Bildung der ihr angehörigen J ugend scheint uns gegen die 
Grundsätze des paritätischen Rechtsstaats zu verstossen. Dieser schützt das 
Recht und die Freiheit Aller, also auch die wohlerworbenen Rechte der 
Kirche, der Confessionen und Familien auf die Schule und die confessio- 
nellen Schul fonds. Der paritätische Rechtsstaat darf seine, weder katholische 
noch protestantische, Ueberzeugung dem Katholiken oder Protestanten durch 
die vom Staate ausschliesslich geleitete Schule nieht aufdrängen. Er schützt 
die Religions- und U eberzeugungsfreiheit. Desshalb kann er nicht die stets 
A.uctuirende geistige oder religiöse U eberzeugung des jeweiligen :l\linisters 
durch die Schule zl1r allein herrschenden machen. Dieses staatliche Schul- 
monopol widerspricht der allerhöchsten Proclamation vom 7. April 1860, 
wonach Freiheit auf alIen Lebensgebieten, also auch auf dem des Unter- 
riehts und der Religion, verheissen, die Freiheit der Confessionen von staat- 
Hcher Bevormundung zugesagt wurde. J enes Staatsmonopol mit Schulzwang 
verstösst gegen das \Yesen der Elementarschule als einer religiös-sittlichen 
Anstalt für AIle, als einer Hilfsanstalt für den Staat, die I<-irche, die Ge- 
meinde und die Familie. Die Erziehung und Bildung muss hiernach auf 
religiös-sittlicher Grundlage beruhen, nach den festen religiösen, d. h. positiv 
confession ell en Grundsätzen geleitet werden. SoIl die Erziehung und Bil- 
dung gedeihen, so müssen aIle sittlichen Kräfte, aIle Factoren und Inter- 
essenten der Schule, also nicht bloss der Staat, sondern auch die Kirche und 
Familie bei deren Leitung zusammenwirken. Die Erfahrung, weIche an den 
ausschliesslich durch den Staat, z. B. während der französischen Revolution, 
geleiteten Schulen gemacht wurde, beweist, dass solche die Erziehung und 
Bildung zerstören, dass sie zur AuA.ösung der Gesellschaft führen. J enes 
Staatsmonopol gegenüber der Schule widerspricht endlich den 

. 13, 18 
und 20 unserer Verfassung und dem bestehenden Recht der Kirche resp. 
der Confessionen auf die confessionellen Schulen und Schulfonds. Es wider- 
spricht dem von dortseits anerkannten Princip der Erhaltung der confessio- 
nellen Schul en , welche als soIche ohne Verbindung mit der kirchlichen 
Autorität nicht bestehen können. Dieses System ist also ohne die Ein- 
führung des Staatsabsolutismus, der staatlichen Bedrückung der Ueber- 
zeugung und freien Religionsübung, ohne Verletzung so feierlich garantirter 
Rechte und ohne die sclnverste Schãdigung der Erziehung und der Interessen 
des Volkes nicht durchführbar. Der Staat, welcher die Schule allein be- 
herrschen will, welcher so die Schule und sich selbst von der Kirehe trennt, 
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muss folgerichtig zugeben, dass auch die Kirche 
ich von diesem indifferen- 
ten Staate trenne. Ein soIcher Staat kann keinerlei Einwirkung auf kirch- 
liche oder confessionelle Verhãltnisse beanspruchen, denen er ja fremd, wenn 
nicht feindlich gegenÜber steht. Er kann keinerlei Befugniss über confessio- 
nelle Institute und das confessionelle Vermögen (Schulvermögen) mit Recht 
ausüben. Das Correlat der ausschliesslichen Leitung der öffentlichen Schulen 
durch den Staat wãre die volle Unterrichtsfreiheit. Diese würde allerdings 
ein Correctiv gegen jene Uebel und ein Mittel zur allgemeinen Befriedigung 
sein. Hochdasselbe will aber unseres 'Vissens diesen "\Veg nicht betreten. 
Die Grossherzogliche Staatsregierung hat indessen in den seit 1861 über die 
Schulfrage mit uns gepflogenen Verhandlungen anerkannt, dass die con- 
fessionellen Schulen als solche erhaIten bleiben, dass der Kirche die Lei- 
tung der religiösen Erziehung und Bildung und diejenige 
1itwirkung bei 
derselben zustehen solIe, welche aus der der Kirche anvertrauten pflege und 
"\Vahrung der religiösen Interessen emanirt. 'Vir haben anderseits stets an- 
erkannt, dass das Unterrichts- und Erziehungswesen der Aufsicht des Staats 
unterstehe. Die gerechte und billige Ausführung dieser Grundprincipien, 
welche den Grundsãtzen des bei uns hestehenden paritätischen Rechtsstaats 
entsprechen, scheinen uns in der That geeignet, die so erwünschliche fried- 
liche Ausgleichung der Schulfrage herbeizufùhren. Dieses gemischte System 
dürfte unseres Erachtens auf zweierlei "\Vegen durchgeführt werden können. 
Da durch den vorliegenden Gesetzentwurf das Schulaufsichtsgesetz von 1864 
aufgehoben werden solI, so steht der Betretung des einen oder des andern 
nichts im Wege. "\Vir könnten uns im Allgemeinen und Ganzen mit dem 
vorliegenden Gesetzentwurfe einverstanden erklären, wenn obige Grund- 
principien darin ausgesprochen, wenn nicht bloss die confessionelle Eigen- 
schaft der katholischen Schulen und Lehrer beibehalten, sondern folgerichtig 
auch confessionelle Schulbehörden oder Sectionen eingeführt und wenn diese 
wie die Lehrer von der Staatsregierung im Benehmen mit der Kirchen- 
behörde bestellt werden würden. "\Vir würden alsdann auf jene Schulbehörden 
auch die kirch1ichen Schulfunctionen übertragen und so wãre das Object 
alIen seither hieriiber (resp. über den Religionsunterricht, Prüfung, über 
Ertheilung der missio an die Lehrer) entstandenen Fragen entzogen. Ec; 
würde dadurch annãhernd der Zustand eingeführt, welcher in fast alIen 
deutschen Lãndern hezüglich der kirchlich- religiösen Einwirkung auf die 
Schule besteht. Sollte Hochdasselbe auf diese l\Iodification des dortigen 
Gesetzentwurfc; nicht eingehen, so scheint nns noch ein 'Veg zu erübrigen, 
auf weIchem wir unsere Pflicht erfúlIen und Hochdasselbe die dortseits ge- 
wünschte Reform des Schulwesens zur allseitigen Befriedigung durchfiihren 
könnte. Es wird nach Obigem von dortseits nicht verkannt werden, dass 
die Kirchenbehörde vor der Erlassung von Anordnungen und Verfiigungen 
über das Schulwesen, welche das religiöse Interesse, das religiös - sittliche 
Leben, den Cult, Gottesdienst, den 
irchlichen Gesang, die religiöse Er- 
ziehung und Bildung berühren, gehört werden solle. Desshalb wird inso- 
weit die Schul- mit der Kirchenbehörde, vor der Bestimmung del' Lehr- 
und Lesebücher, über den Lehrplan und die Lehrgegenstãnde sich veritãn- 
digen sollen. Ebenso dürfte es im Interesse des Rechts und der Schule 
liegen, wenn der Kirchen behörde eine ihrer PBicht entsprechende l\Iitwir- 
kung bei .der Aufsicht, Visitation, Prüfung und Disciplin über die Schule 
und iiber die Lehrer eingeräumt würde. Endlich wird es im Hinblicke auf 
das durch den "\Vestphãlischen Frieden, den Reichsdep. - IIauptschluss, das 
TIT. Organ. - Edict und das 1. Const. - Ed. begriindete Recht der Kirche keinem 
Anstande nnterliegen, dass der Kirchenbehörde wenigstens eine :\Iitwirkung 
hei der Rechtsyertretung, der Verwaltung und Verwendung des katholischen 
Schulvermögens eingerãumt werde. Diese kirchliche 
Iitwirkung dürfte sich 
darauf beschrãnken, dass ohne Zustimmung der Kirchenbehörde keine Ver- 
ãusserung oder dem Stiftungszwecke nicht entsprechende Verwendung des 
confessionellen Schulvermögens im Sinne des S. 16 der Verordnung vom 
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O. Nov. 1861 vorgenommen werden kann, und dass der Kirche die Ein- 
sicht in die Verwaltung, die Acten und Rechnungen der confessionel1en 
Schulfonds zustehe. Diese schon :lUS der Pflicht der Kirche gegenüber den 
katho1ischen Schulen und Schulfonds abfliessenden Rechte könnten durch 
die von der Kirche zu bestel1enden ständigen Vertreter bei dem Orts-, Kreis- 
und Oberschulrath un schwer zur Durchführung gebracht werden. Sollte je 
zwischen dem kirchlichen Vertreter und einer Schulbehörde eine Differenz 
entstehen und solche durch den Oberschulrath mit dem kirch1ichen Vertreter 
bei dieser Stelle nicht beigelegt werden, so könnte sie durch Hochdasselhe 
im Einvernehmen mit uns geschlichtet werden. Yon diesem Standpunkte 
aus erlauben wir uns, zu den uns hiernach erforder1ich scheinenden Be- 
merkungen über die einzelnen 

. des dortigen Gesetzentwurfs überzugehen. 
A. Z u mer s ten Tit e 1. Allgemeine Bestimmungen. - Hier vermissen wir 
die in vielen deutschen Schulgesetzen und auch in unsern seitherigen Schul- 
bestimmungen (
. 27 der Verordnung vom 30. l\Iai 1834) ausgesprochene 
Feststellung des 'Vesens und Zweckes der Schule. Hierauf beruht ein voll- 
ständiges Schulgesetz und hiernach wird es interpretirt werden. [. N ach 
Obigem erscheint uns die Schule als eine Hilfsanstalt für den Staat, die 
Kirche, die Familie und die Gemeinde. Sie hat den Zweck, die Schuljugenrl 
zu religiös-sittlichen 
Ienschen .zu erziehen und ihr die fiir das Leben all- 
gemein nöthige Unterweisung beizubringen. 2. Zu 
. [ Abs. 2. schlagen 
wir den Zusatz vor, zu: ,,1m letzten FaIle bleibt d.en Schulbehörden'
 - 
"" unter :ðIitwirkung der Kirchen behörde oder des kirchlichen Vertreters"". 
Nicht bloss der Staat, sondern auch die Kirche hat ein Interesse daran, 
dass die Schuljugend die nothwendige, insbesondere religiös. sittliche Aus- 
bildung erhalte. Es dürfte desshalb, wie solches auch in andern freien 
Staaten geschieht, eine gemischte (aus den Vertretern des Staats, der Kirche 
und Familie zusammengesetzte) und desshalb unabhãngige Prüfungscommission 
bestellt werden. 3. Zu 
. 5: Die seitherigen Schulhestimmungen unseres 
Landes und anderer Staaten kennen den staatlichen Zwang nicht, dass in 
jeder Gemeinde eine V olksschule, d. h. eine öffentliche Schule bestehe. Dcr 
von dortseits gewünschte Zweck dürfte erreicht und dem Princip der 
Selbstständigkeit nicht zu nahe getreten werden, wenn statt "V olksschule" 
gesagt würde: "Schule" oder: "eine öffentliche oder eine Privatschule". 4. 
1m Interesse des Rechts und der Freiheit dürfte es liegen, wenn im erst en 
Absatze des 
. 6 statt: "als V olksschulen" gesetzt würde: .,als confessionel1e 
Anstalten". Diess würde den dortigen Zusicherungen, der Vereinbahmg vom 
21. October 1861 entsprechen, und es würde dadurch l\lissverständnissen über 
die Erhaltung des confessionellen Charakters der confessionellen Schulen 
vorgebeugt 5. Zu 
. 8: Gemãss der erwähnten Vereinbarung solI ,.jede 
Religionsgesellschaft im Besitze und Genusse der fiir ihre Cultus- und Unter- 
richtszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und Fonds bleiben". Diese 
diirfen kraft 
. 20 der Verfassungsurkunde weder hinsichtlich ihres Eigen- 
thums, noch ihrer Verwendung ihren confessionellen Zwecken entzogen 
werden. Diese Anstalten und Fonds sind als confessionelle Rechtssubjekte 
durch das bestehende Recht garantirt. Daraus, wie aus der rechtlichen 
N atur der Corporationen folgt, dass die fraglichen confessionellen Rechts- 
subjekte unter der Vertretung der Vorsteher dieser Confession stehen und 
dass dritte Rechtssubjekte, wie der Staat, die Gemeinde oder gar einzelne 
l\Iitglieder der Corporation, ohne die Zustimmung ihrer erwãhnten V crtreter 
über deren Eigenthum, Bestand oder über deren daraus abfliessende Ver- 
wendung rechtlich nicht verfügen können (cf. 
. 12 des Entwurfs). Es folgt 
daraus, dass die dessfallsige Berathung und Beschlussnahme der Confessions- 
theile von der Kirchenbehörde zu leiten ist, welche die Confessionsange- 
hörigen der Verfassung dieser Confession gemäss zu vertreten hat - cf. 
dortigen Er1ass vom 30. December 1 848, No. 20760. So hat auch die citirte 
Vereinbarung von [861 ein Beschwerderecht der K.irchenhehörde gegen 
Eigenthumsveränderungen oder Verwendungen, welche dem Stiftungsl.wecke 
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nicht entsprec11en, anerkannt. Gemåss der rec1;tlichen N atur der Schulpfründe 
als Corporation, 
. 20 der Verfass. - Urkunde und 
. 14. des Schulgesetzes 
vom 28. August 1835 verglichen mit 

. 61 ff. und 10 dieses Gesetzentwurfes 
gehören die seit 1818-1835 von der Gemeinde oder dem Staate zur Schul
 
pfründe nicht widerruflich geleisteten Beiträge diesem Rechtssubjekte. Ces- 
sante causa non cessat lex ipsa und die Zahl der l\Iitglieder einer Corpo- 
ration kann deren Rechte nicht alteriren. \Vir schlagen desshalb folgende 
Fassung der bezüglichen Stelle des ersten A bsatzes 
. 8 vor: " "i<;t die 
Staatskasse und die politische Gemeinde kraft öffentlichen Rechts nur ver- 
pflichtet, die seitherigen (18[8-1835) Beitråge für den Lehrergehalt oder 
sonstige Bedürfnisse der Schule .lU leisten."" Zu Absatz 3 dürfte beizusetzen 
scin, nach: "Andernfalls kann dieselbe" - ""als Privatschule errichtet"" 
oder mit . . . ." und nach den \Vorten: "so geht sie ein" dürfte zugeset.lt 
werden: ""bis nachgewiesen wird, dass die zu einer Schule erforder1ichen 
Jlittel nachhaltig aufgebracht werden.'''' 6. Der 
. 9 dürfte. urn Dissidien 
zwischen den Confessionen vorzubeugen, åhnlich wie der letzte Absatz des 

. 10. gefasst werden. 7. Zu
. II: Auf Grund der zu 
. 8 begründeten 
Principien und da, wie erwähnt, die l\1itglieder einer Corporation nieht über 
deren Eigenthum und die damus abfliessenden Rechte beschliessen können, 
wird wohl zum ersten Absatze àieses 
. vor den "'Torten: "Stimmberechtigt 
sind in jeder Confessionsgemeinde" noch zu setzen sein: ""und die Kirchen- 
behörde (kirchliche Vertretung) ihre Zustimmung dazu ertheilt.'''' Die Ab- 
stimmung der l\Iitglieder jeder Confession wird als ein confessioneller Act 
nicht durch die nichtconfessionelle Staats -. sondern durch die Ortskirchen- 
hehörde zu leiten seine Zum letzten Ahsatze dürfte nach den 'V orten: 
,,\Venn hei der Vereinigung nichts anderes bestimmt wurde" noch beizufügen 
sein: ""kann dieselbe auf die gleiche \Veise, wie sie entstanden, aufgelöst 
und können so die vordem hestandenen confessionellen Schulen wieder ein- 
geführt werden."" 8. Den 
. 13 halten wir, mit Bezug auf das zu 
. 5 
Gesagte, dem Princip der Selbstverwaltung und der Freiheit der Confessions- 
gemeinde widersprechend. Da es nach un serer U eberzeugung dieser wie der 
politischen Gemeinde resp. dem Vertreter einer Stiftung zu iiberIassen sein 
dürfte, statt der Volksschule cine Privatschule zu errichten, wenn auf jeden 
Staats beitrag verzichtet wird; so séhen wir keinen Grund zur fraglichen 
Staatsgenchmigung. - B. Z u m z we i ten Tit e 1. Von den Schulbehiirdell. - 
Es bedarf wohI keiner wiederholten Ausführung, dass es eine Consequenz 
aus dem \'Tesen der Schule und dem Charakter der confessionellen Schule 
ist, wenn auch die Schulbehörden als confessionelle erhalten, der Vorstand 
des confessionellen Ortsschu1raths und die l\litglieder der oberen Schul- 
behörden im Benehmen mit der Kirche bestellt werden. Sollte die Gross- 
hef.logliche Staatsregierung nach nochmaliger Erwãgung der Inconvenienzen, 
"elche das Schulgesetz vom 29. Juli 1864 und die damit übereinstimmenden 


. 14 IT. dieses Göetzentwurfs im Gefolge ha ben, trot.l un serer Rechts- 
\Oerwaluung dagegen auf deren Beibehaltung bestehen; so kommen wir hier 
auf unsern, oben (vor lit. A) im Allgemeinen angedeuteten let.lten Vorschla
 
.ltuück. I. Auf Grund desselhen dürfte nach dem ersten Absatze des 
. I4 
\"on der l\Iitwirkung des von der K.irche .lU bestcllenden kirchlichen Ver- 
treters Erwiihnung geschehen. Der kirc11liche Vertreter im Ort'ischuIrath 
würde insbesondere hei der Berathung über Verfügungen, welcl1e das reli- 
giöse Interesse, den Schulgottesdienst, den Lehr- (Stnnden -) Plan, die Lehr- 
und Lesebücher, den kirchlicllen Gesang, die Prüfung der Schulen, die re- 
ligii}s-sittliche ErÚehung und das rc1igiös-sittliche Verhalten des Lehrers be- 
treffen - beizuziehen und dessen Zustinl1TIung ein.luholen seine Fndlich 
IÙtte er, wie oben bemerkt, bei der Vcrtretung, Verwaltung und Verwen- 
dung des confessionellen Schulvermögens mitzuwirken. 2. Zu 
. 15: Da 
die Ortsscbulhehörde als confessionelle beibeha1ten werden soIl, so folgt 
daraus, dass der Bürgermeister ùer betreffenden Confession angehören muss, 
oder wenn dies nicht der Fall sein sollte, der Gemeinderath ein l\Iitglied 
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dieser Confession bestellen kann. Es folgt ferner daraus, wie aus dem 'Ve- 
sen der Schule, dass auch die confessionelle, durch die Kathol. Stiftungs- 
kommission vertretene und nicht bloss die schon durch den Bürgermeister 
reprãsentirte politische Gemeinde ein l\Iitglied zu wählen haben dürfte. 
3. Zu 
. 18: 'Vir wiederholen den 'Yunsch, dass der Ortsgeistliche be- 
rufener V orstand des Ortsschulraths sein und dass, wenn soIches yon der 
Regierung im einzelnen FaIle aus begründeter Ursache für unthunlich ge- 
halten, hierüber im Benehmen mit uns verfügt werden sollte. Hier dürfte 
am Schlusse - für den Fall, dass der Ortspfarrer zum V orsitzenden ernannt 
würde - noch beigesetzt werden, dass vor dessen Entfernung die Schul- 
behörde sich mit dem kirchlichen Vertreter ins Einvernehmen setze. 4. Zu 

. 19: Es würde sowohl dem Rechte, der früheren, im Jahre 1861 gepflogenen 
Besprechung, als der Geschãftsvereinfachung entsprechen, wenn die Ver- 
waltung des confessionellen Schulvermögens der Kathol. Stiftungscommission, 
bezw. dem Kirchengemeinderath zurückgegeben würde. Eventuell beantragen 
wir zum Absatz I und 2 dieses 
. den Zusatz: ""unter 
Iitwirkung des 
kirchlichen Vertreters.'
" 5. Zu 
. 20: Vor dem Absatze 2 dürfte der oben 
angedeuteten und näher begrenzten Mitwirkung des kirchlichen Vertreters 
Erwãhnung geschehen, falls unser auch hier wiederholtes Gesuch unberück- 
sichtigt bleibt, confessionelle Kreisschulrãthe im Benehmen mit der Kirche 
zu bestellen. In diesem letzteren FaIle würden wir die kirchlichen Befug- 
nisse auf den Kreisschulrath übertragen. 6. Zu S. 2 I wünschen wir noch 
den Zusatz: ""überhaupt der religiösen resp. kirchlichen Interessen unt! 
Rechte."" - C. Zum dritten Titel. - VOll der Ùmerell EÙzrichfullg der Volks- 
schtllen. 1. Zu 

. 23, 24 erlauben wir uns auch hier den 'Vunsch zu de- 
poniren, dass wo möglich eine Trennung nach Geschlechtern bewirkt nnd 
die !\Iädchen durch Lehrerinnen unterrichtet werden; argum. e contrario des 
S. 100 am Ende dieses Gesetzentwurfs. 2. Zu 
. 27: Zu dem zweiten Ab- 
satze wünschen wir, dass nach den Worten: "d urch die Kirchen besorgt" 
hinzugefügt werde: ""und geleitet" ". Ferner wolle am Schlusse dieses Ab- 
satzes noch erwãhnt werden, dass die Kirche dem Lehrer den Auftrag zur 
Ertheilung des Religionsunterrichts zu geben hat. Dagegen widerspricht der 
vierte A bsatz dem Rechte und der Freiheit der Kirche, den Grundsãtzen 
des Rechtsstaats und dem Princip der Nichtprävention. Er steht im Wider- 
spruch mit den beiden ihm voranstehenden Sãtzen und den 

. 7, 12 des 
Gesetzes vom 9. October 1860, und wir können auf diesem kirchlichen Ge- 
biete unsere 
\.nordnungcn nicht dem Placet, der höheren Entscheidung einer 
Staatsbehörde unterwerfen. Die Beibehaltung dieser und der folgenden Be- 
stimmung, welche die kirchliche "\Virksamkeit noch stärker bevormunden, 
als dies in den Thesen des Oberschuldirectors Knies und im s. 8 des Ge- 
setzes yom 29. Juli 1864 geschehen, ist wohl dazu geeignet, die seitherigen 
Inconvenienzen fortzusetzen. 'Venn indessen das fragliche Einverständniss 
Yon der Grossherzoglichen Staatsregierung nicht bloss bezüglich dieses rein 
kirchlichen Verhältnisses und bloss gegenüber der Kirche, sondern umge- 
kehrt auch zwischen Kirche und Staat auf dem ganzen Gebiete des Schul- 
wesens, soweit es kirchliche Interessen beriihrt, consequent gewünscht winl, 
so sind wir damit einverstanden. Gerade hierauf basiren die Yon uns vor- 
geschlagenen, zwei gemischten Systeme. Bei der Anwendung und Durch- 
[ührung des einen wie des and ern - der katholischen Schulbehörden oder 
der kirchlichen Vertreter - könnten die beiden Abs5.tze entfallen, weil in 
beiden F
illen (wie erwähnt) das gewünschte Einvernehmen naturgem5.ss statt- 
findet. 'Vir bitten desshalb, die Absätze 4 und 5 des 
. 27 streichen und 
statt derselben die Bestimmung aufnehmen zu wollen, dass die Kirche die 
bestehende Schulordnung zu achten habe. - D. Zum vierten Tite 1. 
Von den Sc1111llelzrern. - 1. Zu s
. 30 und 32: Da die reJigiöse Erziehung 
und Bildung die wichtigste Aufgabe der V olksschule und des Schullehrers 
ist; soIche, welche dieser nicht entsprechen können, also als Lehrer nicht 
brauchbar sind, die religiöse Erziehung und Bildung aber Sache der K.irch
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ist: so folgt claraus, class ein Vertreter der Kirche bei den fraglichen Prü- 
fungen mitzuwirken berechtigt ist. Das Einverstãndniss des kirchliehen 
Vertreters wird insbesondere erforder1ich sein: bei der Frage über die Fähig- 
kcit cles Candidaten zur Ertheilung des Unterrichts in cler Religion (bibli- 
..chen Geschichte), in der Kirchenmusik (Orgel spiel und Gesang), endlich 
iiber clen sitt1ich-religiösen 'Vandel und die Dienstbeflissenheit des Candidaten 
in Erthei1ung des re1igiösen Unterriehts. 'Vir sind auch der Ansieht, dass 
die Heranbildung cler Aspiranten fiir den Schullehrerstand sowie die prak- 
tische Ausbildung der Lehrer durchaus frei gegeben werden sol1te. Die 
Lehrerseminarien anlangend, so haben wir die recht1ich begründete An- 
erkennung vermisst, dass clie bestehenden r esp. aus confessionel1en 1vlitteln 
begründeten Schullehrerseminarien als confessionelle Ansta1ten erhalten blei- 
ben. 'Yäre dies nieht cler Fall, würden die Zöglinge in solchen Seminarien 
nicht im Geiste ihrer Religion, von den derselben ergebenen V orstehern uncl 
Lehrern ihrer Confession herangebildet; so wãren sie. für confessionelle 
Schulen nieht tauglich, und die für solche Ansta1ten verwencleten confes- 
sionellen Stiftungen würden ihrem Zweck entzogen. Desshalb, weil die 
Lehrer in diesen Anstalten zugleich zu Kirchendienern und Religionslehrern 
erzogen und gebildet werden sollen: wird die Schulbehörde mit dem kirch- 
lichen Vertreter sich vor der Bestellung der Lehrer, vor der Er1assung an- 
gemeiner Verfügungen, vor der Bestimmung der Schulordnung, über den 
Lehrplan, die Lehr- uncl Lesebücher, bei der Priifung und Visitation der 
Anstalt und bei der Auf..icht über die confessionel1en Fonds verstãndigen 
sollen. Anderseits wird der kirchliche Vertreter sich mit der Schulbehörde 
resp. den Seminarvorstehern in's Einvernehmen setzen bezüglich cler kirch- 
lichen Leitung und Aufsicht über die religiöse Erziehung und Bildung der 
Schulaspiranten resp. über die Heranbildung derselben zu Kirchendienern 
(Organisten etc.). 2. ZU 
S. 33 ff.: 'Vie schon wiederholt erwãhnt, sind 
die Lehrer nicht bloss Diener des Staats, sondern insbesondere auch der 
Kirche und gerade bezüglich ihres wichtigsten Berufs - der religiös.en Er- 
7iehung und Bildung der kirchlichen Angehörigen. Sie werden an confes- 
..ionel1en Schul en verwendet, auch aus kirchlichen oder confessionel1en Fonds 
besoldet. Daraus folgt, dass vor der Ernennung eines Lehrers an einer 
confessionel1en Schule die Schulbehörde in's Einvernehmen mit der Kirche 
(dem kirchliehen Vertreter) clarüber treten solIe, ob und was dieselbe gegen 
den Lehrer als Religionslehrer (Organist etc.' einzuwenclen habe. 3. Zu 

. 3R: Die Gesellschaft, die Kirche und die christliehe Familie verlangt mit 
Recht von clem Lehrer, dass er tugenclhaft, also religiös sei, dass er den 
positiven Glauhen der Kirche kenne und in 'Vort und That übe. Es dürfte 
desshalb nach Ziffer 2 beigefügt werden: ",,3. wenn er ein irreligiöses Le- 
hen führt, oder Glauhens- oder Sittenlehren seiner Kirche lãugnet.'''' '4. Zu 

. 39 dürfte aus den erwähnten G-ründen nach Ziffer 4 zugesetzt werclen: 
., "wegen V ernachlãssigung seiner Dienstpflichten als Re1igionsleluer, wegen 
irreligiösen Verha1tens oder wegen Aergerniss erregender Ver1etzung der 
kirch1ichen V orschriften."" 
. Zu 

. 3R, 40 und 44: 'Vegen der im 
 38 
und 
. 39 nach obigen Vorschlãgen erwãhnten Vergehen gegen die Religion 
sol1te der Lehrer ohne resp. mit Besserungsversuch auf Antrag des kirch- 
lichen Vertreters, welcher auch bei der Untersuchung durch den örtlichen 
kirchlichen Vertreter mitwirken sollte - seines Dienstes ent1assen, be- 
,Úehungsweise dienstpolizei1ich bestraft werden. 6. Zu 
. 43: "Tir haben 
vom kirch1ichen Standpunkte aus dagegen nichts zu erinnern, dass die kirch- 
lichen Dienste und Pfründcn von dem Schuldienst getrennt, class 'also die 
Besetzung der kirch1ichen Stel1en des :\lcssner -. G löckner - und Organisten- 
(lienstes der Kirche anheim gegeben und das Vermögen dieser kirchlichen 
Dienste wie das iibrige Kirchenvermögen verwaltet und verwendet werrlc. 
Hiernach wird es Sache cler Vereinbarung zwischen der Kirche und dem 
Leluer sein, wenn jene diesem einen oder den andern der fraglichen Dienste 
und mit welchern Honorar übertragen will. Daraus folgt, dass, wenn bier- 
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über zwischen dem Lehrer und der Stiftungskommission keine Verständigung 
erÚelt, jenes im Einvernehrnen der oberen Kirchen- und Schulbehörde fest- 
zusetzen 
ein wird. - E. Zum fünften Titel. Von dem Einkommen der 
Lehrer. - 1. Zu 
. 56: Zum Absatz [ wird statt "verfügbar" zu setzen sein: 
" "rechtlich verpfiichtet sind."" - F. Z u m s e c h s ten Tit e 1. Von del' 
Bestreitung des Aufwands für die Volksscllulen. - I. Zu 

. 6[, 62 und 63: 
Obgleich wir die katholischen Schulfonds als eine Angebörde des katho- 
lischen Kirchenvermögens kraft des bestehenden Rechts erklãren; so hat 
doch die Grossherzogliche Staatsregierung solche factisch als nichtkirchliche 
Stiftungen behandelt. \Venn wir hiergegen auch das Recht der Kirche 
wahren müssen; so erinnern wir doch gegen die Verwendung der katholischell 
Schulfonds zu katholischen Schulen nichts, sofern solche unter kirchlicher 
ß,Iitwirkung, wie erwãhnt, geleitet werden. Gerade durch dieses Gesetz wer- 
den die katholischen Schulell und Schulfonds der Kirche immer mehr ent- 
fremdet. Daraus folgt, dass die Grossherzogliche Regierung der Kirche 
resp. dem Kirchenverrnögen die auf der früheren innigen Verbindung zwi- 
schen Kirche und Schule beruhenden Leistungen nicht mehr zumuthen kann. 
Consequent müssten nunmehr sämmtliche Leistungen aus Kirchenfonds zu 
Zwecken der sog. öffentlichen Schulen aufhören, sofern solche nicht auf 
privatrechtlichen Titeln beruhen. Bei dem jetzigen Stand der Dinge hat der 

taat jeden Falls kein Recht, kraft öffentlichen Rechts die früheren oder 
gar erhöhte kirchliche Leistungen zu verlang
n. Eine Erhöhung der seit- 
herigen Beitrãge aus kirchlichen oder sog. gemischten Fonds zu Schul- 
zwecken kann jedenfalls kraft 
. 20 der Verfassungs- Urkunde und 
. [6 der 
Verordnung vom 20. November 1861 ohlle Zustimmung der Kirche nicht 
verfügt werden. \Vir bitten daher diesen Passus dem Gesetzentwurfe bei- 
fügen zu wollen. 2. Zu 
. 64: Gemãss der eben citirten Grundbestimmungen 
des 1835 noeh geltend gewesenen 
. 9 des I. Const. - Edicts und der Kirchen- 
komm. - Ordnung können die zu Schulzwecken nicht bestimmten kirchlichen 
Fonds ohne unsere Zustimmung zu Beitrãgen für tJnterhaltung der Schul- 
lehrer nicht verpflichtet werden. Ein blosser Akt der Staatsverwaltullgs- 
behörde oder ein Gesetz kann einen Rechtstitel zu solchen stiftungswidrigen 
Beiträgen nicht schaffen, und die noch so lange bestehende Thatsache des 
so veranlassten Beitrags kann den fehlenden rechtlichen Titel nicht ersetzen. 
Es kann also von einem Rechtsanspruche der Schulstiftung auf Fortentrich- 
tung solcher seitheriger oder geminderter Beitrãge nicht die Rede sein. Die 


. 62 und 63 erscheinen uns desshalb auch hier nicht anwendbar. Es 
dürfte vielmehr nach den Worten: "aus seinen U eberschüssen bezahlt" ge- 
setzt werden: ""so können solche nur mit Zustimmung der Vertreter dieses 
Fonds beziehungsweise der Kirchenbehörde in dem seitherigen, oder im er- 
höhten oder geminderten Betrage fort entrichtet werden."" 3. Zu 
. ()5 
gilt das zu 

. 62 - 64 über die rechtliche Verpftichtung del kirchlichen 
Fonds zu Bbitrãgen für Schulen Gesagte. 4. Zu 
. 76: 1m Hinblick auf 
S. 20 der Verfassungs- Urkunde dürfte am Schlusse beizusetzen sein: ,,,,so- 
fe rn der \Ville des Stifters oder der Zweck der Stiftung solcher Schulen es 

ulãsst, und die Kirchen behörde (kirchliche V ertreter) bezüglich der Ver- 
wendung der confessionellen Fonds zustimmt:'" 4. Lu
. 8[: Urn .Mi!'>s- 
verstãndnissen vorzubeugen dürfte hier gesagt werden: "und soweit sie llicht 
durch vorhandene, hiezu bestimmte Fonds gedeckt werden." - G. Z u m 
siebenten Tite!. VOll dt!ll Ruhegehalten, der Versorgung del' tVittwell 
und Waisen der Lehrer. - Zu 
. 86: 1m lIinblick auf das bestehende Recht 
und 
. 20 der Verfassungsurkunde wünschen wir, dass hier, wie in 
. 93, 
wenigstens das Eigenthum der confessionellen Fonds vorbehalten werde. - 
H. Lum achten Titel. VO'll anderll Anstalten für: den Un terricht. - 
1. Zu 
. 99: Die confessiunell gemischten Schulen beeinträchtigen die auf 
der Grundlagc der positiven Religion zu pflegende Erziehung und Bildung. 
Sie sind erfahrungsgemäss nicht geeignet, tugendhafte, wirklich ge bildetc 

Iellschen heranzubildell und sie gefährdell den cOllfessiouellen Frieden. 
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Desshalb und da kraft bestehenden R.echts confessionelle Fonds ohne Zu- 
stimmung der Kirche zu solchen confessionslosen AnstaIten nicht venvendet 
werden können; soUte das Gesetz sie nicht begünstigen. Wenigstens dürtte 
zu Absatz 4 noch beigesetzt werden: "beschliesst die politische" - ""mit 
Zustimmung der Kirchen-Gemeinde."" Zum letLten Absatze bitten wir an- 
zufügen nach: "mit Zustimmung der Vertreter desselben" - ""der Kirchen- 
behörde"". Ueberdies soUten hier die im 
. I I des Gesetzentwurfs ent- 
ha1tenen Vorschriften als massgebend erklärt werden. 2. ZU S. 100: \Vie 
oben ausgeführt wurde, ist die Unterrichtsfreiheit ein Correlat des freien, 
insbesondere des indifferenten Rechtsstaats. Sie ist ein nothwendiges Cor- 
rectiv des Schulmonopols und Schulzwangs. Sie wird von der persönlichen 
und corporativcn, der Glaubens- und Ueberzeugungsfreiheit postulirt. 'Venn 
die Verordnung vom 7. November 1840 diese Freiheit durch die damals 
herrschende Staatsbevormundung beschränkte; so war dies erklärlich, weil 
tlieses System eben damals offen bestand und weil damals bei der bestehen- 
den Verbindung von Staat und Kirche und bei dem U mstande, dass Geist- 
liche die Schule leiteten, keine'solche Gefahr für die Religion bestand. Die 
Aufnahme dieser Bestimmungen mit den die Freiheit noch we iter beschdn- 
kenden Zusätzen in das jetzige Gesetz erscheint uns aber nicht angezeigt. 
\Venn die Errichtung von Privatlehranstalten im lIinblick auf die Grund- 
sätze des Rechtsstaates und S. I des Gesetzentwurfes der freien ConcurrenL 
nicht überlassen werden will; so sollte doch wenigstens der Nachweis der 
sittlichen Würdigkeit und der Befåhigung zum Lebrfache nur auf die Lehrer 
sich erstrecken und vor einer aUs den Vertretern des Staats, der Kirche und 
der Familie zusammengesetzten Kommission erbracht werden dürfen. 3. Zu 

. 10S: Dieser 
. widerspricht dem bestehenden Recht, welches keine solche 
privilegia odiosa gegen öffentIiche Corporationen kennt. Er widerspricht 
dem Grundsatze: "ad renuntiata non datur regressus. " 'Venn der Eigen- 
thümer eine solche Sc.henkung nicht widerrufen kann, so kann der Staat 
solches ohne Verletzung der hierüber bestchenden Rechtsgrundsãtze noch 
weniger thun. Gemãss der Vereinbarung von 1861 kann die Staatsgewalt 
ohnehin ein so weit ausgedehntes Verfügungsrecht über das Kirchenvermögen 
nicht beanspruchen. Diese Bestimmung widerspricht nicht bloss der Feiheit 
der Corporationen, der Rechtsgleichhcit gegenüber andern Vereineu (9. 100); 
sondern sie involvirt irn Hinblick auf die der religiösen Erziehung überhaupt 
drohende Schãdigung, eine dem garantirten Rechte der Kirche zuwider 
laufenrle Gefåhrdung derselben. Diese Ausnahmsbestimmung müsste über- 
dies für die Gesellschaft und die Gemeinden sehr drückend sein, weil da- 
durch die öffentlichen Corporationen nur in sehr erschwerter \Veise sich an 
der Erziehung und Bildung und bei der Tragung der Lasten hierwegcn be- 
theiligen könnten. 1m Hinblicke auf 
. 16 der Verordnung vom 20. No- 
vember 1861 beantragen wir desshalb den Strich dieses
. 4. Zu
. 1I9: 
Gemãss der Vereinbarung von J 86 I und da das Gesetz uns nicht verpflichten 
kann, cinen Lehrer als 
Iessner zu behalten, den die Kirche nicht brauchen 
kann, bitten wir zum ersten Absatze beisetæn zu wollen: ""oder sofern die 
K..irchenbehörde sich nicht veranlasst sieht, den Lehrer dieses kirchlichen 
Dienstes zu entheben."" 'Vir haben durch die obigen Bemerkungen, 'Vünsc11e 
und Ansprüche dem dortigen Ansinnen zU entsprechen geglaubt. \Vir ha- 
ben uns für verpflichtet gesehen, un sere Ueberzeugung so offen als loyal jet.d 
auszus{)rechen, wo wir damit gehört werden können, ohne dass dadurcb die 
Leidcnschaften der Parteien erregt werden. 'Vir glauben nichts beansprucht 
zu haben, als was im Interesse der christlichen Erâehung ist, was durch 
das mittels völkerrechtlicher Vertråge garantirte Recht, was nach den (irund- 
s
it4Cn des Staatsrechts begrüncIet ist, und was die ErfülJung unserer Ptlicl1t 
erheischt. \Vir können uncI dürfen die Erfüllung dieser Pí1icht, die Ver- 
theidigung des Rechts der Kirche bezüglich der Schule und der confessio- 
nellen Schu1fonds auch gegenüber einem fiesetze nic11t aufgeben, welches 
jClle GI undrechte der Kirc
hc rechtlich Dicht aufhehcn kann. \Veil wÌ1 
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diese Grunclrechte, die Grundsätze der Freiheit und Selbstvenvaltung, die 
Freiheit des religiösen Bekenntnisses gegen staatlichen Glaubenszwang und 
die Staatsomnipotenz, weil wir die Freiheit des Eigenthums aufrecht erhalten 
wollen; desshalb haben wir obige Principien und deren Consequenzen gel- 
tend gemacht. 'Vir halten eine Verständigung hierüber zwischen Staat und 
Kirche für erforderlich, weil die Herstellung des Rechtszustands nur ent- 
weder durch die volle Restitution der positiven kirchlichen Rechte oder 
durch eine Vereinbarung mit der Kirche geschehen kann, und weil der enù- 
liche Friede zwischen dieser und dem Staate im Interesse beider Gewalten 
und des V oUZes liegt. "
ir wollen den Frieden, welcher Gott gibt was 
Gottes und dem Kaiser was des Kaisers ist. W ohl wissen wir, dass das 
Recht und die richtigen Principien urn so sicherer zur Anerkennung kom- 
men, je schãrfer und je länger sie negirt und stets wieder vertheidigt wer- 
den. 'Vir wollen aber dem Lande die daraus entstehenden herben Prüfun- 
gen nicht noch lãnger auferlegt wissen; soweit dies von uns abhängt. Dess- 
wegen haben wir nur dasjenige angesprochen, wozu wir mit Rücksicht auf 
die jetzigen Verhãltnisse verpflichtet zu sein glauben. So haben wir die 
'Vege zur Ausgleichung, die Basis zu einer dessfallsigen Besprechung an- 
gedeutet, und wir sind geneigt, zu l\lodificationen bei deren Durchführung 
mitzuwirken. Wir wollen also unsere 'Vünsche und Anträge nicht in strilder 
'Veise erheben und sind gerne bereit, einen andern von dortseits gewünschten 
'Veg zu betreten, auf welcbem die ErfüIlung unserer Pflichten ermöglicht 
wird. Zu Gott hoffen wir hiernach, dass auf Gru
d dieser :Mittheilung, aIlen- 
fallsiger weiterer, dortseitiger Entschliessung und in Folge der Besprechung 
mit unserm Commissär eine Verständigung über diese so wichtige Frage er- 
zielt werde, welche aIle Interessen befriedigt, weil sie gegen Alle gerecht 
werden 
il1. gez. Orbin. 


LXVI. 
Auf ergangene Einladung traten am 19. Januar 1866 die Commissåre 
des evangelischen Oberkirchenrathes und des erzbischöflichen Ordinariats, 
die Herren Oberkirchenrath von Langsdorff und Convictsdirector Kübel mit 
den Commissären der Grossh. Regierung, den Herren Ministerialrath Jolly, 
l\[inisterialrath von Seyfried, l\linisterialassessor N okk, Oberschulrath Laubis 
und Oberschulrath Armbruster, in dem Locale des Ministeriums des Innern 
zu einer Berathung über den Entwurf eines Gesetzes, deIf Elementarunter- 
richt betreffend, zUsammen. Als Protokollîùhrer wurde Herr l\linisterial- 
'iekretãr Schmidt beigezogen. l\linisterialrath Jolly übernahm bei Verhin- 
de rung des Präsidenten des lVIinisteriums des Innern in dessen Auftrag den 
V orsitz und ersuchte die Commissãre der beiden Kirchenbehörden die \Vünsche 
und etwaigen Bedenken derselben hinsichtlich des Entwurfs vorzutragen. 
Zu 
. 1 wird von dem Commissãr des erzbischöflichen Ordinariats vor- 
geschlagen, eine Definition über den Zweck der V olksschule in den Ent- 
wurf aufzunehmen und hervor.luheben, dass die Eltern nicht nur verpfiichtet 
seien für den Elementarunterricht, sondern auch für die religiöse Erziel1Ung 
ihrer Kinder zu sorgen. Es wurde hierauf erläuternd bernerkt, ùie \Veg- 
lassung. der bisher üblichen Definition der Volksschule beruht nicht auf 
der Absicht, die Bedeutung des Religionsunterrichts abzuschwãchen, der 
vielmehr unter den U nterrichtsgegenständen in erster Reihe genannt sei; 
eùensowenig solIe die erÚeherische Aufgabe der Schule in Abrede ge:,tellt 
werden. l\'Ian habe eine Definition der Volksschule nur unterlassen, um 
weitläutìgen Erörterungen über den theoretischen Begriff der Volksschule, 
denen eine praktische Bedeutung doch nicht zukomme, vor.lubeugen. Auf 
den weiteren Antrag des Herrn Commissärs, class bei cler im 2. Absatz 
erwähnten .Prüfung auch die Kirchenbehörde beigezogen werden möge, 
wurde bemerkt, dass dieser sclbstverständlich die Uebcrwachung des H..eli- 
gionsunterricbts zustebe, dass aber bei der rechtlichen Unmöglichkeit, eincn 
Zwang für den religiösen Untenicht eintreten zu las:,en, für den vOlliegen- 
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den Fall eine gemischte Commission unthunlich sei. Zu den 

. 2, 3 und 
4 wurde keine Bemerkung gemacht. Zu
. 5 wird von dem Commissãr des 
Erzbischöflichen Ordinariats vorgeschlagen, in Absatz I an die Stelle des 
\\Tortes "Volksschule" zu setzen "Schule" oder auch "öffentliche oder Privat- 
schule"f da der Staat nur verlangen könne, class in jeder Gemeinde eine 
Schule, nicht aber dass eine öffentliche V olksschule darin vorhanden sei. 
Die Bestimmung des Entwurfs wurde damit gerechtfertigt, dass an jedem 
Ort den Eltern Gelegenheit geboten sein müsse, ihre l,,-inder unterrichten 
lassen 
u können, dass dieses jedoch nur bei einer öffentlichen Schule der 
Fall sei, da eine Privatschule jederzeit die Aufnahme eines Schulkilldes 
verweigern könne. Von selbst verstebe es sich, das
 neben der öffentlichell 
auch Privatschulen nach den V orschriften dieses Gesetzes entst
hen könnten. 
Lu 
. 6 wurde von dem Commissãr des Erzbischöflichen Ordinariats vor- 
geschlagen, am Schlu
se des Absatzes I, statt "als Volksschulen erhalten" 

u setzen: "als confessionelle Anstalten erhalten". Der V orsitzende bemerkte, 
dass der Ausdruck "V olksschule" im Interesse der Anstalten selbst nicht 
hU umgehen sei. Dagegen erklärte sich derselbe mit einem weitern V orschlag, 
vor dem Ausdruck "V olksschule" das \V ort "confessionell' einzuschalten 
und ausser s. 8 auch 
. I I zu citiren, vorbehaltlich der Zustimmung der 
G-rossh. Regierung, einverstanden. Zu 
. 7 wurde Nichts bemerkt. Zu
. 
 
wunle von dem V orsitzenden auf eine erhobene Beanstandung bemcrkt, dass 
unter den Beitrãgen des Staats für den Lehrergehalt, welche hier als weg- 
fallend bezeichnet sind, llicht die privatrechtliche Dotation der Schulpfründe, 
sonderll nur der sogenannte staatsrechtliche Beitrag zu verstehen sei. Zur 
Beseitigung des erhobenen Bedenkens einigte man sich dahin, im SchlusssatL 
des Absatzes I dieses Paragraphen statt: "Eben so fallen die Beiträge . . . ." 

u setzen: "Ebenso fallen au c h sol c he Beitrãge . . . . ." V on dem Com- 
missãr des erzbischöfllichen Ordinariats wurde ferner vorgeschlagen, an die 
Stelle des ersten Theils des Absatzes 3 dieses .Paragraphen zu setzen:. 
"Alldern Falls kann dieselbe als Privatschule errichtet werden . . . . ." 
Die Regierungsvertreter bemerkten dagegen, die Verwendung öffentlicher 
Schulfonds für eine Privatschule sei ullthunlich. Dagegen ergab sich aus 
längerer Discussion der V orschlag zu sagen: "Dieselbe kann als Cor- 
porationsschule nach 
. 105 erhaIten werden", wodurch dem Al1trag der 
Kirche im Wesentlichen entsprochen werde; zu dieser .Aenderung kanll die 
Lustimmung der Grossh. Regierung in Aussicht gestellt werden. Hinsicht- 
lich des weitern \V unsches des Herrn Commissãrs hinter den \Vorten: "geht 

ic ein" beizufügen: "bis nachgewiesen wird, dass die 
u einer Schule er- 
forderlichen :Mittel nachhaltig aufgebracht werden," wurde auf den folgellden 
Absatz verwiesen, im welchem durch die \V orte: "bis zur \Viederherstellung 
der Schule" der gleiche Gedanke ausgedrückt sei. Zu
. 9 wurdc von dem 
Commissär des evangelischen Oberkirchenrathes eine Abänderung dahin 
vorgeschlagen, dass in der Regel eine besondere Confessionsschule errichtet 
und zur Anstellung eines besondern Lehrers nur dann geschrittcn werden 
sollte, wenn sich die betreffende Kirchengemeinde damit 
ufrieden gibt. 
Dagegen wurde hervorgehoben, dass der politischen Gerneinde die Elltschei- 
dung überlassen werden müsse, da diese, durch die pecuniärell Opfer, die 
ihr in Folge der Errichtung einer neuen Schule 
ugehen, sehr wescntlich 
illteressirt sei. Urn übrigens die Errichtung einer besondern Confessions- 
schule 
u betonen, wurde vorgeschlagen, der betreffenden Stelle diese,> 
Paragraphel1 folgende Fassung zu geben: "dass entweder eine besondere 
Volksschule . . . . . errichtet f oder wenigstens an der bestehenden Schule 
ein Lehrer. . . . . angestellt werde." Ein zu dem Schlusssat
 des 
. 10 
geãussertes Bedenken, dass diese Bestimmung nicht irn Einklang mit 
. 9 
des Entwurfs stehe, wurde durch die Bemerkung beseitigt, dass die israeli- 
tischen Schulen vorwiegend aus besondern Beiträgen der Israeliten mIter- 
halten werden. l\Iit
. II erklärt der Commissär des er
lJischöfl. Ordinariats 
nicht einver
tanden sein zu künnen, wenn derselbe bestimmt, dass die Schul- 
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uemeinde allein über die V ereinigung 
u entscheiden habe, da nach den 
lTrundsãtzen der katholischen K.irche nicht die Confessionsangehörigen allein, 
sondern nur mit Zustimmung der Kirchenobrigkeit über confessionelles Ver- 
mögen und dergI. zu entscheiden berechtigt seien. Auf die Entgegnung, 
<lass die confessionelle Schulgemein<le selbstãndig sei, verschieden sowohl 
van der politischen, wie yon der l(.irchengemeinde, dass der Entwurf der 
Hauptsache nach nur das bestehende Recht wieder hole , und dass auch die 
Regierung sich selbst kein Zustimmungsrecht beilege, wurde dieser Gegen- 
stand, der wesentlich eine principielle aber voraussicht1ich nur eine geringe 
praktische Bedeutung habe, verlassen. Von dem Commissãr des evangelischen 
Oberkirchenraths wurde beantragt, durch einen Zusatz zu dies em Paragraphen 
das V crfahren zu regeln, welches einzuhalten sei, wenn eine auf solche Art 
entstandene gemischte Schule wieder getrennt werden solIe. Der erzbischöf- 
liche Commissår schloss sich diesen Ausführungen an und machte den Vor- 
schlag, etwa folgenden Satz beizufügen: "Dieselbe kann auf gleiche Weise 
wie sie entstanden, aufgesöst werden." Die Regierungscommission erklãrte 
sich damit einverstanden. Zu
. 12 und 13 wurde Nichts bemerkt. Nach- 
trãglich wurde von dem V orsitzenden auf eine gestellte Anfrage er läuternd 
bemerkt, dass die in 
. 8 des Entwurfs bezeichnete Vereinbarung über die 
Leistungen aus dem Vermögen einer eingegangenen Schule zwischen dem 
Ortsschulrath und der gewãhlten Commission stattolufinden habe. Bei noch- 
maligem Zurückkommen auf
. 11 bemerkt der Commissãr des erzbischöf- 
._ lichen Ordinariats, nach katholischen Grundsåtzen sei die Abstimmung der 
katholischen Gemeinden durch den Pfarrer zu leiten, nicht durch die Staats- 
verwa1tungsbehörde, die in keiner Beziehung zu der Sache stehe. Hierauf 
wurde gerade dieser Umstand, dass die genannte Behörde völlig unbetheiligt 
und unparteiisch sei, als Motiv für den Entwurf geltend gemacht. Die 
organisationsmåssigen V orstãude der Schulgemeinde seien die Ortschulrãthe; 
man habe ihnen aber die Leitung der Gemeindeabstimmung absichtlich 
nicht übertragen, weil sie durch ibren dieser Abstimmung nothwenùig 
vorausgehenden Beschluss bereits eine bestimmte Ansicht ausgesprochen 
haben und deshalb nicht mehr ganz unbefangen erscheinen. Zu 
. 14 bis 21 
sprach zunächst im Allgemeinen unter Wahrung des Standpunktes der 
katholischell l'Grche der Commissãr des erzbischöflichen Ordinariats die 
Ansicht aUs, dass die Erhaltung der Schule als eine confessionelle Anstalt 
am sicherstel1 dadurch vollstãndig erreicht werden könne, dass auch die 
Aufsichtsbehörden confessionell seien, doch werde sich die l<'irche auch 
bei dem in dem Erlass des erzbischöflichen Ordinariats an das Grossh. 
,Ministerium näher entwickelten gemischten System beruhigen können, voraus- 
gesetzt, dass ihr Gelegenheit gegeben werde, ihre Rechte und Interessen 
durch den yon ihr zu bestellenden Vertreter bei den verschiedenen Instanzell 
der staatlichen Schulbehörden zu vertreten. Speziell für den Ortspfarrer 
wurde in seinem Verhãltniss zu dem Ortsschulrath als \Virkungskreis be- 
zeichnet, er werde mitzuwirken und zuzustimmen haben bei Anordnung des 
Schulgottesdienstes, Leitung des Religionsunterrichts, Bestimmung der 
Religionslehr- und der Lehrbücher, Verwaltung des confessidnellen Ver- 
mögens u. s. w. Der V orsitzende erwiderte hierauf, die Grossh. Regierung 
sei zu Ausbildung des angedeuteten gemischten Systems bereit; sie werde 
namentlich die bereits bestehende Verordnung über Beiziehung der kirch- 
lichen Vertreter zu den religiöse Beziehungen darbietenden Berathungen 
des Oberschulraths in der liberalsten 'Veise auslegen, ein Zusammenwirkell 
der mittleren In
tanzen bei dem Schulwesen sei schon in der Vollzugsver- 
ordnung zu dem Schulaufsichtsgesetz vorgesehen, und in unterster lllstanz 
soUte sogar der Pfarrer kraft Gesetzes 
litglied des Ortsschulrathes selbst 
sein. \\' as das Zustimmungsrecht der kirchlichen Vertreter anbelange 
 so 
hätten diesclbell in manchen F
illen sogar die entschcidende Initiative ol. B. 
hinsichtlich des Schuigottesdicnstes, in andcrll Fällcn z. B. bei der Ver- 
mögensvcrwaltul1g kÖUllC (\er Pfarrer nur als lVlitglied dcs Ortsschulrathes 
F r i (' db (" r g, l)C'r Sta.lt 11. d. Kirche. 2f 
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mitstimmen, man könne. also hierüber nicht im Allgemeinen, sondern nur 
über bestimmte eínælne Fälle discutiren. Die Discussion wandte sich hierauf 
zu verschiedenen speciellen Punkten. Zunãchst sprach der Commissãr des 
erzbischöflichen Ordinariats den 'Vunsch desselben aus, in das Gesetz den 
Satz aufzunehmen, der Ortspfarrer sei V orstand des Ortsschulrathes, VOl"- 
behaltlich anderweitiger Anordnung in einzelnen. Fällen aus besondern 
Gründen. Es wurde hierauf entgegnet, eine Aenderung des bestehenden 
Gesetzes in diesem Punkte erscheine unthunlich; übrigens habe die Frage 
nach den schon früher erklãrten Absichten der Regierung kaum eine prak- 
tische Bedeutung. Der Herr Commissãr fand ferner die Stellung des Orts- 
pfarrers im Ortsschulrath, so werthvoll sie in manchen Beziehungen sein 
möge, doch nicht hinlãnglich gesichert und selbstständig, worauf Yon Seiten 
der Regierungscommissãre auf 
. 5 der Vollzugsverordnung yom 30. August 
1864 hingewiesen wurde, dessen schützende V orschriften nach der Intention 
der Regierung auch dann zur Anwendung kommen sollen, wenn es sich 
urn Entfernung eines Pfarrers yon dem ihm übertragenen Vorsitz im Orts- 
schulrath handelt. Die Anfrage des erzbischöflichen Commissãrs, ob diese 
Garantien auch nach Verkündigung des neuen Gesetzes bestehen bleiben 
würden, wurde bejaht. "\Veiter wurde yon dem genannten Commissãr die 
Stellung des Pfarrers im Ortsschulrath zur Sprache gebracht, der in dem- 
selben als yom Staate berufen, nicht als Vertreter der Kirche erscheine, 
und darauf der Antrag gestüt
t, auch :Mitglieder der Stiftungscommission 
in den Ortsschulrath zu ziehen, um den kirchlichen Gemeinden eine Ver- 
tretung in demselben zu verschaffen; auch wurde zu 
. IS gewünscht, den 
Bürgermeister nur dann zum Eintritt in den Ortsschulrath für berechtigt zu 
erklãren, wenn er der betreffenden Confession angehöre und andern FaUs 
ihn durch den dienstältesten Gemeinderath dieser Confession ersetzen zu 
lassen. Dem letzten 'Vunsch glaubten die Vertreter der Regierung keine 
Berücksichtigung in Aussicht stell en zu können, da die Gemeinden pecunHir 
in solchem Maasse für die Schulen in Anspruch genommen seien, dass 
ihnen eine möglichst starke Vertretung im Ortsschulrath nicht vorenthalten 
werden könne. 1m Uebrigen wurden die Gründe für den Entwurf dahin 
erlãutert, dass eine zahlreichere Besetzung des Ortsschulrathes als die vor- 
gesehene denselben zu gross und schwer beweglich machen würde, und dass 
die Kirche ihre natürlichste und nachdrücklichste Vertretung in dem pfarrer 
finde. Derselbe sei allerdings kraft Gesetzes l\Iitglied des Ortsschulrathes, 
aber er vertrete doch in demselben die Kirche; nur kraft seines Amtes sei 
cr l\1itglied und unter mehreren Pfarrern habe sogar die Kirche denjenigen 
zu bezeichnen, der eintreten solIe. Hieran knüpfte sich wieder eine allge- 
meine Erörterung über das Verhãltniss der Vertreter der Kirche gegenüber 
den verschiedenen Schulbehörden, wobei sich als übereinstimmende Ansic1}t 
ergab, dass der Pfarrer auch abgesehen yon seiner SteHung im Ortsschul- 
rath yon der Kirche als besonderer Vertreter ihrer selbstãndigen Rechte 
und Interessen hinsichtlich des Religionsunterrichts ernannt werden könne. 
1m U ebrigen betonte der Commissår des erzbischöflichen Ordinariats, dass 
es wünschenswerth wãre, die Kreisschulrãthe als confessionelle Beamte 
u 
hehandeln oder doch wenigstens auch hier bestimmte Beziehungen zwischen 
den kirchlichen Vertretern und jenen staatlichen Schulbehörden herzustellen. 
Yon der Ansicht ausgehend, dass die Detailbestimmungen hierüber in das 
Gesetz nicht wohl aufgenommen werden könnten, fand man in dem V or- 
schlag des V orsitzenden dem 
. 2 I den Satz beizufügen: u welche die kirch- 
lichen Interessen bei den staatlichen Schulbehörden der verschiedenen In- 
stanzen vertreten können," einen entsprechenden Ausdruck des allgemeincn 
zu Grunde zu legenden Princips. Der Commissär des evangelischen Ober- 
kirchenrathes, welcher während der Discussion wiederholt Veranlassung 
genommen hatte, das 'Vünschenswerthe und c;elbst N othwendige eines viel- 
fältigen und innigen Zusammenwirkens der Staats- und der Kirchenbehörden 
z u betonen, fand namelltlich die PerÌode yon zwei J ah} en, während welcher 
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je einmal die Kreisschulrãthe zusammt..n mit einigen kirchlichen Aufsichts- 
beamten bei dem Oberschulrath zusammentreten sollten, zu lang, und bean- 
tragte, dieselbe in der zu erwartenden neuen V ollzugsverordnung auf ein 
Jahr abzukürzen. Auf die Bemerkung, über dieselbe würden, so weit sie 
kirchliche Beziehungen darbiete, die Vertreter der Kirchenbehörden bei dem 
Oberschulrath gehört werden, wurde dieser Gegenstand fallen gelassen. 
Zu 
. 16 letzter Absatz, welcher eine neue Bestimmung enthalte, schlãgt 
Oberkirchenrath von Langsdorff vor, nicht bIos den Ortspfarrer, sondern 
auch den Lehrer zum ,Mitglied des Ortsschulrathes zu erklären. Diesem 
V orschlag wurde entgegengehalten, dass dieser Lehrer möglicher \Veise nur 
cin Unterlehrer sein könne, und dass es unbillig gegenüber der andern 
Confession sei, diesen Lehrer als l\Iitglied des Ortsschulrathes zu bestellen, 
wåhrend diese andere Confession vielleicht mehrere Lehrer habe und doch 
nur einer derselben Mitglied des Ortsschulrathes sei. Zu
. 22, 23 und 24 
wurde Nichts erinnert, nur von dem Commissär des erzbischöfl. Ordinariats 
im Allgemeinen als wünschenswerth bezeichnet, dass die l\tlädchen von 
Frauen unterrichtet würden. Zu
. 2S und 26 wurde Nichts bemerkt. Zu 

. 27 wurde von dem Commissär des evangelischen Oberkirchenrathes be- 
merkt und zwar: Zu Absatz I: Drei Stunden Religionsunterricht in der 
\V oche könne nur dann genügen, wenn das Lesen in der biblischen Ge- 
schichte und in der Bibel noch ferner getrieben werde, war übrigens damit 
cinverstanden, dass das für den Unterricht in den Realien geradezu unent- 
behrliche Lesebuch nicht verdrängt werden dürfe und dass es dem Schul- 
plan überlassen werden müsse, ob und in wie weit Bibel und biblische 
Geschichte statt des Lesebuchs zu Leseübungen, namentlich in den untern 
Klassen, zu verwenden seien. Zu Absatz 2. Die Ertheilung von 6 Stunden 
R.eligionsunterricht durch den Lehrer könne leicht in Filialorten, in welchen 
es dem Pfarrer oftmals nicht möglich sei, Unterricht zu ertheilen, nicht 
ausreichen. Es möge deshalb statt des Wortes "lässt" der Ausdruck "kann'" 
gesetzt, sodann aber die folgende Bestimmung des :Maximums "bis zu sechs 
Stunden wöchentlich", gestrichen werden. Es wurde darauf erwidert, dass 
es nicht möglich sei, auf die gesetzliche Abgrãnzung zu verzichten, da sonst 
dem Lehrer zu wenig Zeit für andere Unterrichtszweige übrig bleiben könnte. 
Ueberdies würde der Kirche in Pfarreien mit Filialen öfters neben dem 
Pfarrer noch ein Vicarius zur Ertheilung des Religionsunterrichts zur Ver- 
fügung stehen, und in andern Fällen seien an der Schule im Filialdorf 
mehrere Lehrer angestellt, oder auch die Schülerzahl so gering, dass nur zwei 
I,-lassen gebildet werden könnten, so dass wirkliche Verlegenheiten jeden- 
falls nur sehr selten entstehen könnten. Der Herr Commissär wünschte 
gleichwohl für Nothfålle, die er für minder selten hã1t, die l\tlöglichkeit 
einer Abhilfe nicht ganz ausgeschlossen, wie es der Fall wäre, wenn das 
Gesetz dahin auszulegen sei, dass der Lehrer ein gesetzliches Recht habe, 
nicbt mehr als 6 Stunden Religionsunterricht wöchentlich zu geben. Hierauf 
wurde bemerkt, dies sei nicht der Sinn des Gesetzes; die Fassung desselben 
werde noch dahin geändert werden, dass deutlich erhelle, der Lehrer habe 
innerhalb seines wöchentlichen Stundendeputats auf jeden U nterrichtsgegen- 
stand so viele Stunden zu verwenden, als die Schulbehörde anordne; nur 
werde der Kirche kein gesetzliches Recht zugestanden, den Lehrer für 
Religionsunterricht länger als 6 Stunden wöchentlich in Anspruch zu nehmen, 
wodurch aber nicht ausgeschlossen werde, dass die Schulbehörde dem Lehrer 
ausgedehntern Religionsunterricht übertragen könne. Zu Absatz 3 wurde 
vorgeschlagen, statt des Ausdrucks "durch die Genehmigung" zu setzen 
"durch die Verkündung", worauf der Vorsitzende bemerkte, die Regierung 
lege auf diesen aus dem Kirchengesetz entlehnten Ausdruck keinen Werth, 
wenn nur der Sinn unverãndert bleibe. U ebrigens gewähre die Fassung 
des Entwurfs den Kirchen den V ortheil, dass. sie ihre Verfügungen selbst 
verkündigen könnten. Von dem Commissär des Erzbischöflichen Ordinariats 
wurde zu diesem Paragraphen bemerkt und zwar: zu Absatz 2. Ob es nicht 
24* 
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angehe, dem ersten Satz, "Der RcJigionsunterricht wird durch die Kirche 
besorgt", noch beizufugen: "ul1d gcleitet". Es wurde erwidert, dass ein der- 
artiger Zusatz keinem Anstand unterliegen werde, dass es aber wohl vorzu- 
,liehen sei, statt desselben zu setzen: "und überwacht", da diesel' Ausdruck 
bereits durch das Kirchengesetz gegeben sei. Sodann wurde von demselben 
IIerrn Commiss
ir zu dem gleiehen Absatz noch beantragt, ausdrücklich 
Jlervorzuheben f dass del' Lehrer im Auftrag del' Kirche den Religionsunter- 
richt ertheile. Es wurde erwidert, dass dies wohl selbstverständlich sei, 
class cler 'V unseh bei del' neuen Redaction dieses Paragraphen, welche, wie 
bereits bemerkt, beabsichtigt sei, in Berücksiehtigung gezogen werden könne. 
Statt del' 3 letzten Absätze dieses Paragraphen beantragte derselbe Com- 
missår zu setzen: "Die Kirchen haben bei ihren Verfügungen in Betreff 
des Religionsunterrichts an den Volksschulen, die bestehende Schulordnung 
zu achten." 
lateriell wurde diesel' Sat
 allerseits als entsprechender Aus- 
druck für das zu regulirende Verhältniss anerkannt, dagegen wurde von 
den Regierungscommissären bemerkt, er werde noch einer formellen Ergän- 
zung bedürfen. Es könne nãmlieh nicht dem Lehrer anheimgestellt werden, 
eine kirehliche Verfügung zu befolgen odeI' nicht zu befolgen, je nachdem 
es sie nach seinem subjectiven Ermessen mit del' Sehulordnung für verein- 
har odeI' nicht vereinbar halte; vielmehr müsse ihm dafur ein sicheres 
äusseres Criterium gegeben werden, und es werde demgemäss, dem von dem 
Herrn Commissär vorgeschlagenen Satze noeh del' weitere beizufugen sein: 
"Die K.irchen haben bei ihren Verfügungen in Betreff des Religionsunter- 
richts in den V olksschulen die bestehende Schulordnung zu achten. Diese 
Yerfügungen verkünden die zuständigen Schulbehörden an die Lehrer zur 
N achachtung. Die Verkündung kann nieht versagt werden etc." Diesel' 
Ergängzungsvorschlag wurde als angemessen erkannt und man war darüber 
einverstanden, dass bei del' Sehlussredaction des Entwurfs noell zu erwägen 
sein werde, ob nach den obigen allgemeinen Sätzen del' vorletzte Sat
 des 

. 27, mit dessen lnhalt del' Herr Commissär seine U ebereinstimmung aus- 
sprach, noch nothwendig sei odeI' gestrichen werden könne. Zu Absatz :2 
dieses Paragraphen wurde von Oberschulrath Laubis vorgeschlagen, dem 
Satze: "Del' Kirche bleibt vorbehalten, den Lehrer vom ReligionsunterricJlt 
aus
uschliessen", nocll Folgendes beizufügen: "sofern nach vorherigem Be- 
nehmen mit del' Oberschulbehörde dem 11issstand keine Abhilfe gcleistct 
wenlen kann. Del' Vorschlag soll Grossh. l\Iinisterium zu weiterer Erwägun
 
mitgetheilt Ferden. Schluss del' 1. Sitzung. (gez.) Langsdorff. Kübel. Jolly. 
v. Seyfried. Nokk. Armbruster. Laubis. 
Am 20. Januar wurde die Berathung in Gegenwart del' im Protokoll 
vom Gestrigen genannten Personen fortgesetzt. Zu den 

. 28 und 29 wurde 

ichts zu bemerken gefunden. Zu s. 30 wird von dem Commissär dcs 
cvangelischen Oberkirchenrathes berner kt: N achdem die Schule aus ihrer 
'Lisherigen nahen Verbindung mit del' Kirche ausgeschieden, sei dringend 
.lU wünschen, dass auf die religiöse Bildung del' künftigen SchuUellrer ein 
hcsonderes Augenmerk gerichtet, und unter die Schullehrer nul' solche Per- 

onen aufgenommen würden, welche sich der Kirche gegenüber über dcn 
Besitz del' erforderlichen religiösen Kenntnisse auszuweisen - vermögen unt! 
.lU deren religiöser Lebensanschauung die Kirche ein Vertrauen haben 
könne. Er beantrage daher, dass die Kirchen für berechtigt erklãrt würden, 
die Prüfung in den religiösen Kenntnissen und dem Orgel spiel vorzunehmen 
und über die Qualification des Bewerbers zu enbeheiden. Diese Prüfung 
sci zusammen mit del' sonstigen Candidaten- beziehungsweise Dienstprüfung 
.lU halten, und er müsse den grössten 'Verth darauf legen, dass nul' Der- 
jenige als Lehrer aufgenommen werden könne, welcher von del' Kirche für 
befåhigt erklãrt worden sei, Religionsunterricht zu ertheilen. Nul' dadurch, 
dass die Jünglinge schon während ihrer Vorbereitung im Seminar von vorn- 
herein darauf aufmerksam gemacht würden, dass ihre rcligiüse Ausbildung 

chon äusse]-lich für ihr Fortkommen in ihrem Beruf von 'Vichtigkeit und 
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unentbehrlich sei, würden sie veranlasst werden, sich dieselbe auch innerlich 
so angelegen sein zu lassen, wie dies im Interesse der Schule und der sitt- 
lich-religiösen Bildung der J ugend nicht dringend genug gewünscht werden 
könne. Ein Schullehrer, der nicht die Qualification besitze, Religionsunter- 
richt zu ertheilen, werde in der Gemeinde nie ein Ansehen gewinnen und 
er werde der besten 1Iittel, auf die ihm anvertraute Jugend einzuwirken, 
stets beraubt seine Jemehr die K.irche dadurch, dass die Schulbehörden 
nicht rnehr zugleich Kirchenbehörden sind, an unmittelbarem Einfluss auf 
die Bildung der Seminarzöglinge verloren hãtten, urn so nothwendiger halte 
er seinen Antrag, urn dieser Bildung ihren sittlich-religiösen Charakter zu 
sichern. Der Commissãr des erzbischöflichen Ordinariats schliesst sich den 
Ausführungen des Oberkirchenraths von Langsdorff an. Er würde es für 
den grössten Sshaden halten, wenn man einen Lehrer an einer confessio- 
nellen Schule anstellen oder belassen wolle, der mit seiner Confession ,lCr- 
fallen und welchem von seiner Kirche die Befåhigung zur Erthei1ung des 
Religionsunterrichts nicht zu - oder wieder abgesprochen sei. Das Gesetz 
erkenne die religiös-sittliche Grundlage der Schule an, es müsse daher con- 
sequent sein und einen Lehrer nicht an einer solchen belassen, der den 
Interessen der Confession entgegenarbeite. Gegenüber diesen Bemerkungen 
der Herren Commissäre der K.irchen wurde zunächst darauf aufmerksam 
gemacht, dass der Religionsunterricht in den Schullehrerseminarien, wie 
aller öffentlicher Religionsunterricht schon nach dem Kirchengesetz zu 
besorgen und zu überwachen sei. Die Regierung lege bei der Bildung der 
Lehrer, welche nach dem Entwurf in ausgedehntem 11aasse Religionslehrer 
werden sollten, selbstverstãndlich allen gebührenden Nachdruck auf eine 
genügenJ.e religiöse Ausbildung, und sie halte die seit lange bestehende 
Einrichtung, nach welcher die Candidaten über aIle Fächer zusammen, ein- 
schliesslich der Religion, geprüft werden, für durchaus zweckmãssig, urn 
""chon äusserlich das Zûsammengehören der ganzen vom Lehrer geforderten 
Bildung hervortreten zu lassen. :Man beabsichtige nicht, an dieser Einrich- 
tung etwas zu åndern. Bei aHem dem sei es aber rechtlich unmöglich, die 
Qualification als Schullehrer überhaupt von der durch die Kirchen zuzu- 
erkennenden Fähigkeit zur Ertheilung des Religionsunterrichts abhängig zu 
machen, so wenig wie die Kirchen ihrerseits zuge ben würden, dass der 
Staat über diese let.ltere Fähigkeit entscheide. Uebrigens sei die Sachc 
praktisch von we it geringerer Bedeutung als sie im Princip scheine. Lehrer, 
welchen die Fähigkeit zur Ertheilung des Re1igionsunterrichtes abgehe, 
seien fùr die Volksschule von sehr bescluänkter Brauchbarkeit; die Lehrer 
würden also in ihrem eigenen Interesse jene Fähigkeit zu gewinnen trachten) 
und die Schulbehörde sich nicht leicht veranlasst sehen, solche, denen sie 
abgehe, anzustellen. Es entspann sich hierauf auch eine allgemeine Er- 
örterung der angeregten Frage, wobei zugleich auch der in 
. 27 festgestellte 
Satz, die Kirche könne einen Lehrer vom Religionsunterricht ausschliessen, 
nochmals in's Auge gefasst und von dem Commissãr des erzbischöf1ichen 
Ordinariats gewünscht wurde, in den 
. 38 und 39 unter die Entlassungs- 
gründe auch die offene Verletzung von Religionspflichten aufzunehmen. 
Es stellte sich dabei als übereinstimmende Ansicht heraus, dass ein Be- 
nehmen zwischen den Staats- und Kirchenbehörden sowohl bei der Auf- 
nahme der Schulcandidaten, wie bei der Entlassung in vielen Fällen niitz- 
lich und ausfùhrbar sein werde; dagegen liege es in der Consequenz der 
einmal gesetzlich ausgesprochenen Selbständigkeit der Kirche gegenüher 
dem Staat, dass jene über die Befähigung zur Ertheilung des Religions- 
unterrichts oder die "\Viederentziehung derselben für sich zu entscheiden 
habe, dass dies aber auf die weltliche Stellung des Lehrer') nicht schon von 
Rechtswegen einen Einfluss haben könne. 1\Ian hielt es deshalb für ange- 
messen, von Detailbestimmungen Umgang zu nehmen und nur hinter dcm 
ersten Absat
 des 
. 30 den principiellcn Sat.l einzllschalten: "Die Ent- 
5chcidung übef die Befãhigung zu Erthcilung des Rcligionsuntcrrichts steht 
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den Kirchen zu." Es könne dann der ...
usführung des Gesetzes überlassen 
werden, dass Staat und Kirche bei Ausübung ihrer selbstständigen Rechte 
in den geeigneten Fãllen mit einander in's Benehmen treten. 1m Einzelnen 
wurde die Anfrage, ob den V olksschulcandidaten die Ausbildung ausserhalb 
des Seminares gestattet sei, von dem V orsitzenden in der doppelten Be- 
ziehung bejaht, dass sie nieht die Seminarschule zu besuchen brauchten uncI 
dass diese Schule auch solchen zugãnglich sei, die nicht in das Convict 
eintreten. Die Frage über Forterhaltung der confessionellen Seminare wurde 
dahin beantwortet, die Regierullg habe zur Zeit nicht die Absicht, in dieser 
Beziehung an dem bestehenden Zustande etwas. zu ändern. Ein Antrag des 
Commissãrs des evangelischen Oberkirchenrathes, in den Seminarien als 
Religionslehrer immer einen Anstaltslehrer zu verwenden und eine Anfrage des 
Commissärs des erzbischöA.. Ordinariats über die Art der Bestellung dieses Rcli- 
gionslehrers fanden durch die Bemerkung ihre Erledigung, der l(eligionsunter- 
richt in den Seminarien stehe unter dem gleichen Grundsatz, wie aller öffentliche 
Religionsunterricht, d. h. er werde von den Kirchen besorgt und überwacht, 
und in so weit ein neues Seminarstatut kirchliche Fragen berühre, würden 
gemäss der bestehenden Verordnung die Kirchen darüber gehört werden. 
Zu 
. 31 wurde Nichts zu bemerken gefunden. Zu
. 32 und 33 beantragt 
der Commissãr des erzbischöflichen Ordinariats folgenden Zusatz
 "Vor der 
Aufnahme ist über dessen Qualification mit der Kirche in's Benehmen zu 
treten." Es wurde erwider( dass dieser Antrag bereits durch den zu 
. 30 
vorgeschlagenen Zusatz seine Erledigung gefunden haben werde, da das 
yon der K.irchenbehörde hiernach ausgesprochene U rtheil so lange als fort- 
bestehend zu betrachten sein werde, bis etwas Anderes verfügt worden sei. 
Zu 
. 34 wurde von dem Commissãr des evangelischen Oberldrchenrathes 
beantragt, in den Fällen, in welchen die Schule nach 9. 8 keine Beiträge 
von der politischen Gemeinde erhalte, der letzteren auch keine Theilnahme 
an der 'Vahl des Lehrers zu gewähren. Zur Erläuterung des Gesetzes 
wurde dagegen bemerkt, dass selbst in diesen Fällen, die Schule, sofern sie 
als V olksschule fortbestehe, bedeutende Leistungen. wenigstens von Seiten 
des Staates, durch Alterszulagen, Pensionen und \Vittwengehalte empfa:nge 
und dass überdies in den jedenfalls sehr seltenen Fällen des 
. 8 auch nach 
dem System des Entwurfs, thatsãchlich so ziemlich die ganze confessionelle 
Schulgemeinde an der Lehrerwahl Theil nehmen werde, da sie in diesen 
Fãllen kaum mehr selbstständige :Nlitglieder zählen werde, als nach dem 
Entwurf zu der 'Vabl berufen werden. Für den Fall aber, dass die Schule 
nicht als V ollis-, sondern als Corporationsschule erhalten werde, finde 
. 34 
überhaupt keine Anwendung. Zu
. 3S bis 37 wurde Nichts bemerkt. Zu 

. 38 und 39 beantragt der Commissãr des erzbischöflichen Ordinariats zum 
Schutz des religiösen Elements in der Schule als dritten Fall, in wekhem 
der Lehrer zu entlassen sei, zu 
. 38 folgenden Zusatz: ,,3. wenn er ein 
irreligiöses I Leben fülut oder Glaubens- und Sittenlehre seiner Kirche 
Ieugnet"; und als fünften Fall, in ....wclchem der Lehrer entlassen werden 
könne, zu 
. 39 folgenden Zusatz: "wegen Vernachlässigung seiner Dienst- 
pflichten als Religionslehrer, wegen irrcligiösen Verhaltens oder wegen 
Aergerniss erregender Verletzung der khchlichen Vorschrifteç.." . In diesen 
Fällen habe die Schulbehörde auf Antrag der Kirchenbehörde einzuschreiten. 
Hierauf wurde von den Vertretern der Regierung bemerkt, rein religiöse 
Vergehen könnten als solche nieht mit weltlichen Strafen belegt werden, 
es werde vielmehr in so we it der Antrag durch den principiellen Zusatl. 
zu 
. 30 seine Erledigung finden. Dagegen wurde anerkannt, dass in Fällen 
der bezeichneten Art ein Einschreiten der weltlichen Behörde nach S. 39 
Ziffer 4 geboten sein könne und häufig geboten sein werde, wie z. B. freche 
Religionsspötterei im \Virthshaue ein des Lehrers unwürdiges Betragen sei 
oder in einer Verletzung seiner PA.ichten als Religionslehrer sel bstverständ- 
Hch auch eine Verletzung seiner Dienstpflichten überhaupt gelegen sei. Ein 
gemcinsames Verfahren der Staats- und der Kirchen behi}rden 
ci schon 
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de
halb unthunlich, weil die Disciplinaruntersuchung organisationsmãssig 
durch die Bezirksãmter zu führen sei. Dagegen verstehe es sich von 
selbst, dass den Kirchenbehörden frei stehe, einen Antrag auf Untersuchung 
zu stellen und dass sie auch, ebenso wie bish
r, wãhrend der Untersuchung 
weitere Antrãge erheben können, nur die Entscheidung bleibe jeweils in 
weltlicher Beziehung den Staats-, in kirchlicher den Kirchenbehörden vor- 
hehalten. Zu 
. 40 und 41 wurde Nichts bemerkt. Zu 
. 42 Absatz 2 
bemerkt der Commissãr des evangelischen Oberkirchenrathes: Durch diese 
Bestimmung werde, wie es scheine jeder Zwang zum Besuch einer Sonn- 
tagsschule oder Sonntagschristenlehre aufgehoben. Der Kirche bleiben somit 
nur ihre moralischen :Mittel, die aber oftmals nicht ausreichen werden, urn 
zum Besuch derselben anzuhalten. Es sei jedoch sehr misslich, wenn die 
jungen Leute bereits mit einem Alter von 14 Jahren sich selbst überlassen 
blieben, da dieses sie leicht zu einem zügellosen, ungebundenen Leben ver- 
]eite. Es sei daher die Erhaltung eines stãndigen Verkehrs zwischen dem 
Lehrer und Pfarrer einerseits und den früheren Schulkindern anderseits von 
grossem Werth, urn diese auf dem rechten Weg zu erhalten. Er glaube 
daher, der Grossh. Regierung die Erwãgung empfehlen zu sollen, ob nicht 
der Besuch der Fortbildungsschule erzwingbar gemacht werden solle. Es 
wurde darauf entgegnet, dass diese Befürchtungen wohl unbegründet sein 
werden. In dem grösseren Theil von Deutschland bestehe kein Zwang zum 
Besuch einer Fortbildungsschule oder der Christenlehre und doch seien dort 
die öffentlichhen Zustãnde nicht schlimmer als bei uns. Die Erfahrung 
spreche somit gegen die erhobenen Bedenken. Bei
. 43 wurde von dem 
Commissãr des evangelischen Oberkirchenrathes die Anfrage gestellt, ob 
unter dem Organistendienst, zu dessen Leistung der Lehrer verpflichtet sei, 
auch der Cantorendienst begriffen sei, und auf die Bejahung dieser Anfrage 
beantragt, ausdrücklich dieses in den Entwurf aufzunehmen. Es wurde zwar 
entgegnet, dass unter dem Organistendienst, alles bisher darunter Begriffene 
auch ferner darunter zu verstehen sei, dass aber wohl Nichts entgegenstehen 
werde, diesem Antrag stattzugeben. Von demselben Herrn Commissãr wurde 
weiter vorgetragen, es sei in vielen evangelischen Filialorten üblich, dass, 
wenn der Pfarrer keinen Gottesdienst halten könne, der Lehrer statt des- 
selben eine Predigt vorlese. Es sei wünschenswerth, dass der Lehrer auch 
verpflichtet werde, diesen V orlesedienst zu übernehmen. Der V orsitzende 
erwiderte, dass es nicht wohl möglich sei, in das Gesetz eine soIche 
Specialitãt aufzunehmen; möglicher Weise könne im einzelnen FaIle die 
Abhaltung des Lesegottesdienstes als dem Herkommen nach zu dem 
Organistendienst gehörig betrachtet werden; aber auch wo dies nicht der 
Fall, werde der Lehrer sich sic her nicht weigern, gegen entsprechende Ver- 
gütung diesen Vorleserdienst zu übernehmen. Uebrigens erklãrte sich der 
V orsitzende bereit, hierüber dem Prãsidenten des Ministeriums V ortrag zu 
erstatten. Bezüglich des Betrags der dem Lehrer zu leistenden Vergütung 
schlug derselbe Commissãr folgende Abãnderung des Entwurfs vor: "Die 
Vergütung für den Organisten- oder Cantorendienst solI in der Regel in 
25 fl. bestehen. 
linderung oder Erhöhung findet im Einverstãndniss zwischen 
der Kirchenbehörde und dem Oberschulrath statt." Es wurde hierauf ent- 
gegnet, dass die Bestimmung eines soIchen festen Betrags, der doch für die 
wenigsten Fãlle passe, und bald zu hoch, bald zu nieder erscheine, nicht 
angemessen sei. Von dem Commissãr des erzbischöflichen Ordinariats wurde 
bezüglich dieser Vergütung an den Lehrer beantragt, die Bestimmung der- 
selben, gleich wie in erster Instanz, auch in oberer Instanz von einem Be- 
nehmen zwischen Schul- und Kirchenbehörde abhãngig zu machen. Es 
wurde entgegengehalten, dass sich dies zwar von selbst geben werde, da die 
Kirchenbehörde aIle in, nicht aber der Lehrer, ein Interesse daran habe, die 
Entscheidung der Oberschulbehörde herbeizuführen f wenn der Lehrer mit 
der angebotenen Summe sich nicht zufrieden gibt, dass aber Nichts ent- 
gegenstchen werde? den Ausdruck "durch die Oberschulbehörde bestimmt" 
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bei.lufiigen: "nach Anhören der Kirchenbehörde". Auf zwei Anfrag-en de
- 
selhen Herrn Commissärs wunle von dem V orsitzenden bemerkt, dass unter 
den Ausnahmen, von wclchen der Schlusssatz des vorletzten Absat.les dieses 
Paragraphen redet, solche Fälle zu verstehen seien, in welchen der Orga- 
nistendienst so umfangreich ist, dass derselbe störend auf den Sc1lUldienst 
wirkt, und dass durch den let.lten Absatz der 
Iessnereidienst iiberhaupt 
mit dem Schuldienst fiir unvereinbar erklãrt werden wolle. ZU S9. 44- bis 55 
wurde keine Bemerkung gemacht. Bei 
. 56 wurde von dem Commissiir 
des eubischöflichen Ordinariats beantragt, statt "verfiigbar", "rechtlich ver- 
pflichtet" zu setzen. Es wurde entgegnet, dass dieser Ausdruck aus dem 
alten Gesetz (
. 46) wörtlich entnommen sei und daher wohl beibehalten 
werden könne. Die Sache wurde mit dem Bemerken fallen gelassen 
 dass 
es eigentlich auf den lnhalt der citirten 9
' 61 bis 65 ankomme, und class 
dort etwaigen Bedenken Rechnung zu tragen sein werde. ZU S9. 57 bis 61 
wurde Nichts zu bemerken gefunden. Zu den 

. 62 bis 64 beantragt der 
Commissär des erzbischöflichen Ordinariats, ausdrücldich aus.lusprechen, dass 
über die Erhöhung des fraglichen Beitrags, wie über die Verwendung der 
Ueberschüsse aus kirchlichen oder gemischten Fonds nur mit Zustimmung 
der Kirchenbehörde verfügt werden könne. Zunächst wurde im .AJlgemeinen 
bemerkt, es sei keine Veranlassung vorhanden, der kirchlichen F ouds un(1 
der Kirchen behörden als ihrer Vertreter besonders zu gedenken; es ge be 
z. B. auch Hospitalfonds und andere, we1che Leistungen für Schulen auf 
sich haben; das Gesetz spreche deshalb ganz allgemein von den gesetzlichen 
Vertretern der Fonds, worunter bei katho1isch-kirchlichen Fonds der katho- 
lische Oberstiftungsrath zu verstehen sei. 1m Uebrigen unterschied man in 
der Discussion die einælnen in S
. 62-64 abgehandelten Fälle. Zunächst 
für den Fall des 
. 62 war man darüber einverstanden, dass eine N onn 
vorhanden sein müsse, nach welcher die Erträgnisse eines gleichzeitig für 
Lehrergehalte und andere Zwecke gewidmeten Fonds, unter diese verschie- 
denen Zwecke zu vertheilen seien, und fand es angemessen, den seit länger 
als 40 J ahren bestehenden Besitzstand beizubehalten, heziehungsweise hei 
Vermehrung oder Verminderung der Fondsertriignisse die Beitråg:e .lum 
Lehrergehalt verhältnissm:issig zu erhöhen oder herah.lusetzen. Auch der 
erste Satz des s. 63, welcher Zustimmung der Vertreter fordert, fand keinen 
Anstand, und ebensowenig s. 64, insoweit er die bisher besprochenen S
itæ 
auf die Ueberschüsse von Fonds, die nicht ausdrücklich zu Lehrergeha1ten 
gewidmet sind, mit dem V orbehalt anwendet, dass die Vertreter des Fonds 
eine l\Iinderung der Beitråge zu Lchrergehalten schon dann verlangen können, 
wenn zie nachweisen, dass die Stiftungszwecke sonst nicht vollstiindig erfiillt 
werden ki)nnen. Auf grössere Bedenken stiess dagegen der Schlusssat.l des 

. 63, wonach der Fondsbeitrag zu Lehrergehalten auch ohne Zustimmung 
der fiegeninteressenten erhöht werden kann. Der Commissär des er.lbischi;f- 
lichen Ordinariats machte dagegen geltend, dicse Bestimmung passe jedcn- 
falls bei kirchlichen Fonds nicht mehr zu dem jetzigen Verhåltniss zwischen 
Staat und Kirche, und man war, obgleich das Gesetl. voraussetze, dass die 
übrigen FOllds.lwecke nicht beinträchtigt werden, doch darüber einverstanden, 
es werde principiell richtiger sein, den Satz zu streichen, wodurch auch .lU- 
gleich 
. 64, der sich auf s. 63 zurückbezielÜ, cine 
lodification im Sinne 
des Antragsstellers erleidet. Zu S
. 65 his 75 wurde Nichts zu bemed{en 
gefunden. Zu S. 76 beantragt der Commissãr des erzbischöflichen Ordinariats 
folgenden Zusatz: ,. Sofern der 'Ville des Stifters oder der Lweck der 
Stiftung solcher Schul en es zulässt und die Kirchenbehörde .lustimmt." Es 
wurde entgegnet, dass die Bestimmung dieses Paragraphen wörtlich aus dcm 
alten Schulgesetz entnommen sei und dass es sich hier nur urn Vercinigung 
von Schul en einer und derselben Confession handle. Stehen die Bestim- 
mungen einer Stiftung einer solchen Vereinigung entgegen, so könl!e die- 
selbe allerdings nicht stattfÌnden. Bei den 

. ï7 bis 85 wurde Nichts crinnert. 
Bci S. RG wiinscht der Çommiss
ir des eubischöflichcn OrLlinariats die Eigcn- 
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thumsrechte der Confessionen an dem Pensions- und Hi1fsfonds, in we1chen 
die Intercalargef:1.11e aus confessionellen Schu1fonds fliessen, ähn1ich wie in 

. 93 des Entwurfs gewahrt zu wissen. Es wurde entgegnet, dass ein eigent- 
licher Fond mit einem bestimmten Grundstock und dergl. gar nicht bestehe, 
sondern nur Ersparnisse an der Staatsdotation vorhanden seien, und dass 
die Intercalargefälle, die in denselben fliessen, sofort wieder verwendet wür- 
den und überdiess zur Bestreitung der Pensionen weitaus nicht hinreichen. 
Zu 

. 87 bis Q8 wurde Nichts bemerkt. Zu
. 99 wurde von dem Com- 
missär des erzbischöflichen Ordinariats vorgeschlagen, im letzten Absatz 
statt "beschliesst die politische Gemeinde" zu setzen: "beschliesst die poli- 
tische mit Zustimmung der Kirchengemeinde", da durch diesen Beschluss 
die Schule in eine nichtconfessionelle verwandelt würde. Es wurde ent- 
gegnet, dass überall, wo confessionelle Fonds mit verwendet werden sollten, 
Zustimmung der Vertreter derselben erforderlich sei. Ueberdies handle es 
<;ich hier ausschliesslich urn Anstalten, deren Errichtung in den freien 'Vil1en 
der Gemeinde gestellt und zu deren Besuch Niemand verpflichtet seL Zu 
ZitTer 2 des 
. 100 wurde von demselben Rerrn Commissär vorgeschlagen, 
die bisherige Verordnung, wonach der Lehrer nur über die entsprechende 
Befåhigung sich auszuweisen habe, wieder herzustellen. Es wurde entgegnet, 
rlass die in den Entwurf aufgenommenen Bestimmungen der bisherigen 
Praxis entsprechen und für zweckmässig erachtet worden seien. Denjenigen, 
der z. B. ein akarlemisches Zeugniss aufweise, werde man selbstverständlich 
einer Prüfung nicht leicht unterwerfen. Zu 

. 101 bis 104 wurde Nichts 
erinnert. Zu
. 105 wurde von dem Commissär des erzbischöfl. Ordinariats 
beantragt, die 'Vorte "mit Staatsgenehmigung" und den ganzen zweiten Satz 
des ersten Absatzes zu streichen. J\Ian könne den Corporationen, die weit 
grössere Garantien als der Einzelne oder ein Verein bieten, nicht ein Recht 
vorenthalten, das diesen zugestanden sei. Der Vorbehalt eines jederzeitigen 
'Viderrufes mache es den Corporation en nahezu unmöglich, ihre Mittel auf 
ein Unternehmen zu verwenden, dessen Verbot sie jeden Augenblick zu 
berürchten hätten. Die Bestimmungen des Entwurfs wurden damit er1ãutert, 
dass juristische Personen, die ihre Existenz überhaupt nur auf einen positiven 
Rechtssatz gründen, keineswegs ohne 'Veiteres aIle Rechte wie physische 
Personen haben, dass ihnen namentlich im öffentlichen Recht, z. B. bei 
'Vahlen, nicht von selbst die Befugnisse der physischen Persnen, sondern 
immer nur die durch specielle Rechtssãtze eingerãumten einzelnen Rechte zu- 
kommen. Die 'Viderruflichkeit verstehe sich bei derartigen Staatsconcessionen, 
selbst wenn sie nicht ausdrüc1dich ausgesprochen wãre, von selbst. U ebrigens 
sei eiu 'Viderruf ohne bestimmte Gründe nicht zu befürchten unù nicht 
heabsichtigt; man werde im 'Vesentlichen nach Analogie des 
. 103 ver- 
fahren, das Wörtchen "jederzeit" in dem Entwurf könne den Schein erregen, 
als könne es mit dem Widerruf zu leicht genommen werden und man könne 
desnalb dasselbe streichen. Bei den 

. 106 bis 118 wurde Nichts bemerkt. 
Zu 
. 119 wurde von dem Commissär des erzbischöflichen Ordinariats Fol- 
!:!endes bemerkt: Zu Absatz I wurde beantragt, dem ersten Satze am Schluss 
Folgendes beizufiigen: "oder sofcrn die K.irchenbehörde sich nicht veranlasst 
findet, ihn seines Dienstes zu entheben". Es wurde erwidert, der Entschluss 
verlange für Auflösung des Verhãltnisses Uebereinstimmung beider Theile, 
wesentlich mit Rücksicht auf die Kirchen, damit diesen nicht etwa plötzlich 
sehr zahlreiche l\lessnerdienste gekündigt werden können; werde der Kirche 
ein einseitiges Kündigung-srecht gegeben, so lasse es sich auch dem Lehrer 
nicht vorenthalten, eine Aenderung des Entwurfs in diesem Sinne werde sich 
nicht empfehlen. Zu Absatz 2 bemerkte der Vorsitzende auf Anfrage dieses 
Commiss:irs, dass durch diese Bestimmung eine Rechtsvermuthung aufgestellt 
werden wolle; gegen welche jedem Theil ùer Gegenbeweis offen stene. 'Vas 
in dem Erkenntniss einer Schulstelle .lugewiescn, bleibt dieser, vorbchaltlich 
des Bewcises, dass es .:\[es'inerg-ut sei, und umgekchrt. Schluss der Berathung. 
(ge.l.) LangsdorfT. K
iibcl. Jolly. v. Seyfried. Nol
k. Armbruster. Laubis. 
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LXVII. 
Gro
sher.loglichem l\Iinisterium des Innern. Den Entwurf eines Gesetzes 
Ûber de11 Elemelltarullterricht betreifend. 
Grossh. 
1inisterium des Innern beehre ich mich meinen ergebensten 
Dank für die mit dortigem hochv. Erlass yom 25. d. 1\1. No. 1425 mir mit- 
getheilte Abschrift der Protokolle yom 19. und 20. d. 1\1., die Besprechung 
über den Entwurf eines Gesetzes den Elementarunterricht betreffend, aus- 
zusprechen. Zugleich halte ich mich auch verpflichtet, urn etwaigem :Miss- 
verstãndniss bezüglich des Inhalts dieser Protokolle vorzubeugen sofort und 
bevor ieh letztere dem Erzbischöflichen Ordinariat yorlege, Hochdemselben 
Nachstehendes ganz ergebenst zu erklãren: Ich bin zur Abfassung dieser 
Protokolle nicht beigezogen worden. Am Dienstag den 23. d. l\i. wurden 
mir dieselben auf Anordnung des V orsitzenden, des Herrn l\Iinisterialrath 
Dr. Jolly yon dem Herrn l\1inisterialsecretãr Schmidt und zwar nur einmal 
und rasch vorgelesen. Diese Protokolle empfing ieh letzten Samstag Abends 
und konnte ieh zu deren nãherer Durchsicht und Prüfung nach Form und 
Inhalt, wegen Pastorationsgeschãften am Sonntag, erst heute l\fontag den 2f). 
schreiten. 1m Allgemeinen versteht es sich wohl van selbst, dass ich nicht 
bevollmãchtigt war, in der stattgehabten Besprechung Etwas zu beantragen 
oder zu acceptiren, was den Principien und Ansprüchen der Kirche in Be- 
zug auf die Schule entgegen ist und weIche das Erzbischöfliche Ordinariat 
in seinem, auch Hochdemselben vorher mitgetheilten und im Protokoll citir- 
ten Erlass yom 16. d. 1\1. ausgesprochen und geltend gemacht hat. Ebenso 
versteht es sich von selbst, dass die auf meine Antrãge Seitens der Herren 
Regierungscommissãre erfolgten Erldãrungen und Erwiderungen nicht dess- 
halb schon als yon mir zugestanden angesehen werden können. weil ich 
schliesslich nicht nochmals dieselben ausdrücklich als den Ansprüchen der 
Kirche nieht genügend bezeichnete. Eine solche Unterstellung könnte nur 
dann Platz finden, wenn bei der Berathung das Yerfahren beliebt worden 
wãre, jeweils am Schlusse der Discussion an die kirchlichen Vertreter die 
förmliche Anfrage zu riehten, ob dieselben mit den Seitens der Herren 
Regierungscommissãre gemachten Entgegnungen und V orschlãgen sich ein- 
verstanden erklãren. Dies ist aber, wie das Protokoll auch ausweist, nieht 
geschehen. Anderseits habe ich es nieht unterlassen, im Verlaufe der Be- 
sprechung wiederholt zu bemerken, dass ich die betreffenden Erklãrungen 
ad referendum nehmen wollte. 'Vas ferner die lIaltung des Protokolls an- 
helangt, so könnte es hiernach namentlich scheinen, als ob ieh das sog. ge- 
mischte System mit den kirchlichen Vertretern, resp. dessen Detailbestim- 
mungen im Sinne des erwãhnten Ordinariatserlasses nieht aufrecht erhalten 
hãtte; es könnte nãmlich scheinen, als ob nach diesem gemischten System 
ùie Kirche nicht die 1\litwirkung bei der Leitung der Schule und der Lehrer 
Überhaupt, sondern nur die Besorgung der religiösen Bildung in den Volks- 
schulen beanspruche. Eine so formulirte Auffassung würde aber nicht bIos 
dem mir in erwãhntem Ordinariatserlass ertheilten Auftrag, sondern auch 
meiner Ueberzeugung widersprechen. 1m Einzelnen muss ich mir erlauben, 
ergänzend und erläuternd zu bemerken: Zu 
. 1 des Gesetzentwurfs hahe 
ich eine bestimmte Definition des Zweckes der V olksschule vorgeschlagen 
und zwar beantragt, dass wenigstens die bisherige in 
. 27 der Verordnung 
vom 30. l\lai 1834 enthaltene Definition in das Gesetz aufgenommen werde. 
Ich halte diese Bemerkung für angezeigt, damit es nicht den Anschein ge- 
winne, als hätte ieh eine Definition vorgeschlagen, weIche nieht das "\Vesen 
der christlichen V olksschule, die ein zwischen Staat, Kirche und Familie 
gemeinsames Gebiet ist, zur Basis hat. "\Venn ich ferner den Antrag stelltc, 
es solI ten die fraglichen Prüfungen, in den Privatlehr- und Erziehungs- 
anstalten unter l\Iitwirkung der Kirehenbehörde vorgenommen werden, 
welcher Antrag in dem eben erwähnten \\Tesen unù Zweck cler Volksschul
 
begründet ist, so konnte ich die
e l\Iitwirkung del" Kirche nichl bIos auf die 
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abgesonderte Prüfung in cler Religion beschränkt angesehen wissen. Zu 

. [I. Wenn der Schlusssatz des Absatz II im Protokoll dahin verstanden 
werden wollte, als ob ich mich damit einverstanden erklärt hätte, es gebe 
rechtlich und nach der bestehenden Verfassung der katholischen Kirche 
eine selbststäncIige von der Kirche getrennte confessionelle SchulgemeincIe, 
so muss ich dagegen Verwahrung einlegen. Zu @
. 14 -21: Ich habe hier, 
wie das Protokoll zeigt, cIasjenige von der Idrchlichen Vertretung bei den 
Schulbehörden. und worin speciell die Mitwirkung bestehe, so vorgetragen, 
wie es im Erlass Erzbischöflichen Ordinariats vom 16. d. 1\1. enthalten ist. 
Ich konnte und wollte nicht der Ansicht zustimmen, als ob der kirchliche 
Vertreter im Ortsschulrath die Rechte und Interessen der Kit:che, nur hin- 
sichtlich des Religionsunterrichts und nicht vielmehr bezüglich der der Kirche 
zustehenden Mitwirkung bei' der Leitung der Schule zu vertreten habe. Ich 
hahe. wie auch im Protokoll angedeutet ist, beantragt, dass entweder das 
Princip der l
irchlichen Mitwirkung bei der Leitung der Schule nach dem 
gemischten System der kirchlichen Vertreter oder dass Detailbestimmungen 
in das Gesetz aufgenommen werden, durch welche die 'Virksamkeit der 
kirchlichen Vertreter begrenzt wird. Seiner Rochwohlgeboren Rerrn Staats- 
rath Dr. Lamey habe ich am J\ilontag den 22. d. Mts. schriftlich die ge- 
wünschte Fassung des 
. 21 dahin lautend übergeben: "Jede Kirche kann 
für die Uebenvachung des Religionsunterrichts ihrer Angehörigen in den 
Volksschulen ihre eigenen Aufsichtsbeamten ernennen; welche zur Wahrung 
der religiösen resp. kirchlichen Interessen und Rechte überhaupt und zur 
Erzielung einer Verständigung hierwegen mit den staatlichen Schulbehörden 
in deren verschiedenen Instanzen ins Benehmen treten." Das Protokoll 
spricht nur von "kirchlichen Interessen" nicht aber auch von "kirchlichen 
Rechten" bei s. 21. Zu
. 27 habe ich erläuternd zu bemerken: Ursprüng- 
lich habe ich, wie das Protokoll nachweist, den Strich der 3 Schlussabsätze 
des S. 27 und dafür einfach zu setzen beantragt: "die Kirchen haben bei 
ihren Verfügungen in Betreff des Religionsunterrichts in den V olksschulen 
die bestehende Schulordnung zu achten." In der Sitzung beantragte Herr 
Oberschulrath Laubis den Zusatz: "die Verkündigung dieser Verfügungen an 
die Lehrer zur Nachachtung geschieht durch die zuständigen Schulbehörden", 
ich habe nun allerdings im 1\Ioment dies en Zusatz im Allgemeinen als an- 
nehmbar gehalten, muss aber nun bei näherer Erwägung auf meineu ursprüng- 
1ichen Antrag zurückkommen oder beantragen, dass hinzugesetzt \Verde: "Auf 
Ansuchen der Kirchenbehörde verkünden die zuständigen Schulbehörden 
diese Verfügungen an die Lehrer zur N achachtung. Diese Verkündung 
kann nicht versagt werden." Zu
. 30. Wenn in dem Protokoll deponirt 
ist: "man hielt es für angemessen, von Detailbestimmungen Umgang zu 
nehmen und nur hinter Absatz 1 des 
. 30 den principiellen Satz einzu- 
schalten: "die Entscheidung über die Befähigung des Lehrers zur Ertheilung 
des Religionsunterrichts steht den Kirchen zu", so konnte und wollte ich 
damit nicht einverstanden sein, als verzichte nun ohne 'Yeiteres die Kirche 
auf das Recht der selbstthätigen 1\Iitwirkung I bei der Bildung und Prü[ung 
der Lehrer. Ieh habe bei der längern Discu
sion hierüber ausführlich her- 
vorgehoben, wie das Recht der Kirche auf diese 1\Iitwirkung begründet sei 
im 'Yesen und Zweck der Schule, die ein geistiger und sittlicher Organis- 
mus ist und welche das In-, 
Iit- und Füreinander der ganzen Schulthätig- 
keit und der Schulfactoren verlange, ferner im Hinblick auf die unzertrenn- 
liche Verbindung des religiösen und weltlichen Elements in der Schule, im 
Hinblick auf das gedeihlfche "\Virken des Lehrers selbst u. s. w. und dass 
man desshalb das Recht der Kirche, resp. deren l\Iitwirkungen der Prüfung 
nicht aufgeben könne. Ich muss daher meinen in der Sit.lung vorgetragenen 
Antrag, dahin lautend: "Bei dieser.Dienstprüfung sowie bei der Prüfung zur 
Aufnahme unter die Volksschulcandidaten wirkt der kirchliche Vertreter 
mit, insbesondere bei den Fragen über Bef.ihigung des Candidaten zur EI- 
theilung d
s Religionsunterrichts. in der Kirchcnmusik f religiös-sittlichcn 
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'Vandel und Dienstbel1issenheit des Candidaten, in Ertheilung des Religions- 
unterrichts" aufrecht erhalten. Zu
. 32. Bier scheint ein Versehen unter- 
laufen .lU sein, da ich nicht, wie es im Protokoll heisst, sonderll den An- 
trag gestellt habe: "V or der Ernennung ist mit der Kirche ins Benehmen 
zu treten, dariiber, was dieselbe gegen den Lehrer als Religionslehrer ein- 
zuwenden habe." Schliesslich bitte ich ein Grossh. 1\Iinisterium des Il1nern, 
diese meine Erklärung zu den Protokollen vom 19. und 20. d. l\1ts. zu 
nehmen. Freiburg, 29. J anU3r 1866. Ganz ergebenst Kiibel, Erzbischöfl. 
Commissar. 


LXVIII. 
Erzbisclu"ifliclzes Ordinariat. Freiburg, den I. Februar 1866. No. 860. 
Bericht des Erzbischöfl. Commissãrs Geistl. Raths Kübel vom 3 I. v. 1\1. 
Die Besprecllll11g iiber den Gcsetzentwurf die Elemclltarsclwlen betreffend. 
Beschluss. Grossherzoglichem :i\Iinisterium des Innern beehren wir uns 
ergebenst mitzutheilen: Der oben erwãhnte diesseitige Commissãr hat uns 
die ...\bschrift der Protokolle in obigem Betreff vom Iq. und 20. v. 1\1., sowie 
seine Erklärung hiezu an Hochdasselbe vom 29. v. :U. vorgelegt. 1m Hin- 
blick auf Ietztern und unsern Erlass vom 16. v. 
I. No. 346 haben wir im 
Allgemeinen gegen die von unserm Commissår erhobenen Ansprüche und 
abgegebenen Erldärungen Nichts zu erinnern. 'Vir wiederholen, dass wir 
die durch 

. 100 -I oS des Gesetzentwurfes dem Staate gegen die Corpo- 
rations- resp. Privatschule eingeräumten Befugnisse - gegenüber dem Princip 
der Unterrichtsfreiheit für zu ausgedehnt halten und dass wir Rechtsgleich- 
heit der physischen wie der moralischen Personen beanspruchen. \Vir glauben 
desshalb, dass es genüge. wenn dem Staate resp. der Kirche gegenüber die 
intellectuelle und moralische Befähigung zur Ertheilung des Unterrichts 
nachgewiesen ist. Dieser Nachweis dürfte vor einer unparteiischen, aus Ver- 
tretern des Staats, der Kirche und Familie .lusammengesetzten Commission 
erbracht werden. \Yir wieder holen, dass wir die Schule als eine gemein- 
same Hilfsanstalt für Staat, Kirche und Familie halten und desshalb sowie 
Angesichts des Rechtes der Kirche auf die Schule die Alleinherrschaft des 
Staates über die Schule und den damit verbundenen Schulzwang als recht- 
lich unzulãssig und die Religion und Sittlichkeit gefãhrdend erklären. \Vir 
wahren wiederholt den reichsgesetzlichen Rechtsstand der Kirche auf die 
confessionellen Schulfonds. Hiernach sowie nach den bestehenden Rechts- 
grundsãtzen ist weder der Staat noch die sog. confessionelle Schulgemeinde 
das Rechtssubject der confessionellen Stiftungen, Anstalten und Fonds. N ach 
den Principien des positiven Rechts und der J urisprudenz werden confessio- 
neIle Corporationen durch die verfassungsmãssigen Vertreter derselben re- 
präsentirt. Desshalb und im Hinblick auf die Vereinbarung vom 25. Octoher 
1861 können ohne Zustimmung der Kirchenbehörde die fraglichen confessio- 
nellen Rechtssubjecte weder ihrem Besitzstande noch ihrer Verwendung nach 
alterirt werden. So halten wir die ::\Iitwirkung der Kirche bei òer Leitung 
der confessionellen Schulen und Schulfonds fiir begründet. Sofern nach der 
geschehenen Besprechung die diesseitigen beziiglich der 

, 8, 9, I I, 14-20, 
62-65 und Ilq des Gesetzentwurfes begründeten Rechtsansprüche die hier- 
nach gebiihrende Rerücksichtigung nicht finden soIl ten ; halten wir uns fiir 
verpflichtet, unsere früheren Verwahrungen hierwegen .lU wiederholen. Es 
hat uns mit Genugthuung erfüllt, dass die Grossher.logliche Regierung bereit 
ist, auf unser in let.der Linie vorgeschlagenes Auskunftsmittel zur Regclung 
der Schulfrage einzugehen. \Vir erlauben uns nun Hochdemselben die auf 
tHeses gemischte System gestüt.lten Vorschlãge mit.lutheilen, unter welchen 
wir auf eine Vereinbarung über die Schulflage eingehen können: I. Es wolle 
cler ...\bsatz 4 des 9. 27 und der 
. 105 (les (Ìeset.lentwurfes gestrichen oder 
nach unsern \\Yiinsehen vom 1 G. y. .:\1. oder naeh d
r ErkEirung un
eres 
Commiss
irs vom ::!f). v. 1\r. modilicirt wcrden. Die I'Grebe unù die con- 
fessioncllcn Fonds sind ]icinc auf \Vidcrruf de::; Staats cOllstituirte, sondern 
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zu Rcc11t bestehende, vom positiven Recht garantirte Rechtssubjecte. Es 
stehen ihnen mindestens die alIen andern Rechtssubjecten zukommenden, 
wohlerworbenen Rechte zu. Sie beanspruchen auch nur die auf dem ge- 
meinen Rechte beruhenden Befugnisse, keine privilegia favorabilia. Desshalb 
und nach dem Rechtsaxiom: invito beneficium non datur können ihnen keine 
privilegia odiosa intrudirt werden. 2. Ebenso wollen zu S
. 3 8 , 39 und 4 0 
des Gesetzentwurfs die in unserm Erlasse vom 16. v. ßI. enthaltenen Zu- 
sätze, wenigstens ihrem Inhalte nach, aufgenommen werden. \VeH die Schule 
eine religiös - sittliche Anstalt ist, weil also die religiös - sittlichen Vergehen 
des Lehrers Dienstvergehen sind und weil der Staat ohne 
Iitwirkung der 
Kirche wenigstens über die Thatfrage, ob eine kirchliche Lehre verletzt sei, 
nicht entscheiden kann; desshalb halten wir die Aufnahme der fraglichen 
Vergehen gegen die Religion als Dienstvergehen und die kirchliche Mit- 
wirkung bei der dessfallsigen Untersuchung für erforderlich. 3. Endlich wolle 
in dem Gesetzentwurf noch von den kirchlichen Vertretern sowie von deren 
Befugnissen Erwãhnung geschehen. "Vir erklãren uns damit einverstanden, 
dass das Letztere entweder zu s. 21 principiell oder zu den 

 I, 6, 8, 9, 
1 I, 13, 14-21, 30-33, 38-40, 100-105 im Detail geschehe. 1m ersteren 
.FaIle schlagen wir nachstehenden Zusatz zu s. 21 VOl': "Jede Kirche kann 
stãndige Vertreter bei den Schulbehörden ernennen, deren Mitwirkung und 
Zustimmung erforderlich ist, sofern es sich urn kirchlich
 oder religiöse 
H...echte und Interessen bezüglich der Leitung der Schule (Erziehung und 
Bildung) und Lehrer - oder urn die Erhaltung und stiftungsgemãsse Ver- 
wendung del' confessionellen Schulfonds handelt." "Vir verstehen hierunter 
die nachstehenden Befugnisse, welche wir im zweiten FaIle zu den eben 
citirten einzelnen 

. aufzunehmen bitten: "Die 
litwirkung bez. Zustimmung 
des kirchlichen Vertreters bei dem Orts-, Kreis- und Oberschulrath findet I 
statt: 1. bei der Errichtung oder Aufhebung del' confessionellen Schulen; 
II. bei del' Erlassung allgemeiner, das religiöse Interesse berührender An- 
ordnungen über das Schulwesen, bei der Bestimmung del' Lese- und Lehr- 
bücher, des Lehrplanes und der Lehrgegenstãnde; III. bei der Aufsicht, 
Prüfung und Disciplin der Schule, der Lehrerseminarien und der Lehrer; 
IV. bei der Verwaltung und der Verwendung des confessionellen Schul- 
vermögens, insbesondere bei Verãusserungen oder dem Zwecke del' Stif- 
tungen nicht entsprechenden Verwendungen desselben." "\Vürde die Gross- 
herzogliche Staatsregierung hiernach die del' Kirche gebührende JYlitwirkung 
bei der Leitung der Schule anerkennen und nach unsern entgegenkommen- 
den Wünschen und Begehren den Gesetzentwurf modificiren, bez. das Detail 
del' Befugnisse der kirchlichen Vertreter in die V ollzugsverordnung auf- 
nehmen, so dürfte die Schulfrage im gegenseitigen Einverstãndnisse geregelt 
und del' für Staat, Kirche und Gesellschaft erwünschliche Friede zu Stande 
lwmmen. Da hiernach auch das Recht der Kirche und die 1Iitwirkung der- 
selben bei der Leitung del' Schule geregelt und anerkannt würde, so wären 
wir dadurch in der Lage, bei dem V ollzug des Gesetzes mitzuwirken, "\\Tir 
bitten desshalb Hochdasselbe, uns den nach del' vorliegenden Besprechung 
unò. Correspondenz mit Hochdemselben modificirten Gesetzentwurf zur Schluss- 
erklärung baldgeneigt mittheilen zu wollen. Sollte indessen del' Gesetzentwurf 
schon Grossherzoglichem Staatsministerium vorgelegt worden seil1, so bitten 
wir dies en und unsern Erlass vom 16. v. 11. Höchstdemselben vOllegen und 
un sere Bitte an Grossherzoglic4es Staatsministerium bringcn zu wollen: 
Hüchstdasselbe wolle vor der definitiven Feststellung des Gesetæntwurfes 
den nach gepflogener Verhandlung mit del' K.irche modificirten Gesetzentwurf 
uns zur Schlusscrkl
Ï1 ung 7.ustcllen. ge7.."\V eickum. 
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LXIX. 
Erzbisclziijliches o rdina ria t. Freiburg, den 6. Februar 18G6. No. 1018. 
Erlass Grossherzoglichen 1\linisteriums des Innern yom 27. v. 
l. No. 1547, 
die Reform der Volksschule betreffend. 
Be s chI u s s. Grossherzoglichem Staatsministerium beehren wir uns im 
Anschlusse Abschrift obigen .Erlasses gehorsamst vorzulegen. Hiernach liegt 
der Entwurf des Schulgesetzes Höchstclemselben schon zur höchsten Geneh- 
migung yore 'Yir halten uns bei dieser Sachlage für verpflichtet, hierüber 
Höchstdemselben Nachstehendes vorzutragen: Der Gesetzentwurf wurde uns 
erst durch den am 5. V. ,Mts. präsentirten Erlass Grossherzoglichen l\liniste- 
riums des Innern yom 30. December V. J. No. 18315 mitgetheilt. Urn 
unsererseits alles Thunliche zum Zustandekommen des Friedens beizutragen, 
haben wir nicht bloss schon durch unsern in Abschrift beiliegenden Erlass 
vom 16. v. 
I. No. 346 eine eingehende Erklãrung hierauf abgegeben, son- 
elern alsbald einen diesseitigen Commissãr zur fraglichen Besprechung dort- 
hin abgeordnet. Abgesehen davon, dass die Zeit für unsere desfallsigen 
Berathungen über eine so wichtige Sache verhã1tnis!:lmãssig sehr kur.l war; 
so theilte uns Grossherzogliches 1\Iinisterium des Innern nichts über die 
Tragweite und den Charakter der stattfinclen sollenden Besprechung mil. 
Dcr eben angegebene Grund bestimmte uns, unserm Commissãr in dem dies- 
scitigen Erlasse yom 16. v. .M. eine Grundlage zur fraglichen Besprechung 
zu geben und ihn zu beauftragen, die darin enthaltenen Antrãge und Gründe 
darzulegen. So waren wir nicht in der Lage, unsern Commissãr zum Ab- 
schlusse einer Verstãndigung zu beauftragen. \Yïr veranlassten ihn nur, die 
erwähnten diesseitigen Antrãge und \Vünsche auszusprechen und zu moti- 
viren, sowie die Erklãrung der Grossherzoglichen Regierung zu vernehmen. 
Dieser prãliminãre Charakter der Besprechung wurde auch bei den am 19. 
und 20. v. ßl. stattgehabten "Berathungen" über den Gesetzentwurf Seitens 
der Regierungscommission festgehalten. Es wurden hiebei nur die gegen- 
seitigen Ansichten ausgesprochen, und es erfolgte nirgends die Festsetzung 
einer wirklichen Vereinbarung. Die Abfassung der Protokolle über diese 
"Berathungen" anlangend, so wurde während der Discussion unserm Com- 
missãr nichts davon gesagt, dass ein solches zu Stande gebracht werden 
solIe. Der diesseitige Commissãr wurde zu der Abfassung dieser Protokolle 
nicht zugezogen. Ja, er wirkte nicht einmal bei der zu diesem Behufe ge- 
schehenen schriftlichen Festsetzung der yon ihm mündlich ausgesprochenell 
Grundsãtze, Ansprüche und \Vünsche mil. Die fraglichen Protokol1e wurden 
lediglich yon der Regierungscommission abgefasst und unserm Commis
ãr am 
23. v. ,M. nur vorgelesen und auf dieses einmalige Vorlesen hin unter- 
schrieben. So können wir die fraglichen Protokolle nicht als den durchweg 
vollstãndigen Ausdruck über den Verlauf und die Ergebnisse der statt- 
gehabten Conferenzen betrachten. Indessen geht auch aus diesen Protokollen 
und der Erklãrung des diesseitigen Commissãrs hervor, dass dadurch nicht 
eine Verstãndigung documentirt werden wollte. Abgesehen davon, dass 
unserm Commissãr hiezu keine Vollmacht gegeben worden ist, so wurde die 
erforderliche diesseitige Genehmigung zum Abschlusse eines Uebereinkommens 
nicht ertheilt. \\Tir haben vielmehr so fort , nachdem uns die erwãhnten 
Actenstücke yom 19., 20. und 29. v. 1\1. durch unsern Commissãr vorgelegt 
wurden, die diesseitigen Ansprüche und V orschlãge durch unsern Erlass 
yom I. d. 1\1., No. 360, Grossherzoglichem 1\linisterium des Innern mit- 
getheilt. Dieser Erlass liegt in Abschrift bei. Inhaltlich dieser Actenstücke 
kam bis jetzt eine Verstãndigung, insbesondere über nachstehende, wichtige 
l'unkte nicht zu Stande: I. Ueber das Recht dcr Kirche an die Schule, 
über das Wesen derselben als einer nicht blossen staatlichell Unterrichts-, 
sondern als einer Erziehungs- und Bildungsanstalt auch für die Kirche und 
}<'amilie. 
. I des Geset7entwurfs. 2. Ueber die daraus folgende l\litwirkung 
resp. Zustimmung der kirchlichen Vertreter bei alIen Instan.lcn der Schul- 
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behörden bezüglich del' Leitung, der Erziehung und Bildung der Lehrer und 
der Schuljugend, bei der Prüfung und resp. Bestel1ung derselben. 

. I, 
14-21, 30, 32 und 33 des Gesetzentwurfs. Das in das Gesetz aufzunehmende, 
von diesseits vorgeschlagene Princip und die daraus folgenden Detailbestim- 
mungen sind in den fraglichen Protokollen unvollständig aufgenommen f aber 
in unserm Erlasse vom I. d. 
1. deponirt. 3. Ueber den religiös-sittlichen 
EinfIuss und die kirchliche 1\litwirkung bei der Disciplin der Lehrer. 

9. 3 8 -4 0 des Gesetzentwurfs. 4. Ueber die 
Iitwirkung und Zustimmung 
des kirchlichen Vertreters bei der Venvaltung, rechtlichen Vertretung und 
stiftungsgemässen Verwendung der confessionellen (kirchlichen und) Schul- 
Fonds sowie über die der Kirche, d. h. dem kirchlichen Vertreter zustehende 
Leitun'g der Confessionsangehörigen. 99. 8, 9, II, IS und 19 des Gesetz- 
entwurfs. s. Ueber die Freiheit der Kirche bei der Leitung der religiösen 
Erziehung und Bildung. 
. 27 des Gesetzentwurfs; endlich: 6. Ueber die 
Errichtung von kirchlichen resp. Corporationsschulen. s. 105 des Gesetz- 
entwurfs. "\Venn die verfassungsmãssige Rechtsgleichheit der ä1testen, feiel'- 
lich garantirten Rechtssubjecte, gegenüber den physischen Person en und 
Vereinen nicht angetastet, wenn, wie der Regierungsvertreter im Protokolle 
vom 20. v. :Nl. documentirte, auch jene gemäss 
. 103 des Gesetzentwurfs 
behandelt werden wollen; so folgt daraus der von uns beantragte Strich des 
im 
. 105 ponirten pl'ivilegium odiosum. Es dürfte hiernach nur zu 
. 100 
des Entwurfs am Ende dieses 
. nach den \Vorten: "durch V ereine" zu- 
gesetzt werden: ""oder durch Corporationen und Stiftungen"" "begründet 
werden." 'Vir haben einerseits die PRicht, diese Rechte der Kirche auf- 
recht zu erhalten, anderseits die U eberzeugung, dass diese und die darauf 
basirte :Mitwirkung der Kirche oder ihrer Vertreter bei der Leitung der 
Schule und des confessionellen Vermögens auf dem natürlichen, historischen 
und positiven Rechte beruhen. Diese Ansprüche der Kirche sind ein Aus- 
Russ der ihr obliegenden, unveräusserlichen Pt1ichten. \Vir glauben sie in 
den diesseitigen Erlassen vom 16. v. 1\1. uncI [. ,d. 1\1. mit Rücksicht auf die 
jetzigen öffentlichen Verhä1tnisse und die selbständige Stellung von Staat 
und Kirche modificirt zu haben. 'Vir haben in unserm Erlasse VOID I. d. 1\1- 
einerseits ausgesprochen, dass wir nicht auf <!er Aufnahme sãmmt1icher, oben 
berührter Rechtssätze in das Gesetz bestehen. Anderseits haben wir darin 
die Grundlagen und die drei V oraussetzungen zu einer Verständigung be- 
zeichnet. 'Vir erklãren uns wiederholt bereit, im Interesse des für das öffent- 
liche 'Vohl so erwünschlichen Friedens, weitere Verhandlungen hierüber mit 
der Grossherzoglichen Staatsregierung zu pRegen und auf jede Verstãndigung 
eillzugehen, welche uns dic Erfül1ung un serer PRichten ermöglicht. Einc 
solche können wir aber in den Erklãrungen der Regierungscommission vom 
19. und 20. v. 1\1:. nicht ermöglicht sehen. Und wir halten uns gerade aus 
obigem Grunde für verpRichtet, gehol'samst zu erklãren, dass wir - falls 
lediglich hiernach und ohne Rücksicht auf die in unsern Erlassen vom IG. 
v. 1\1. und -I. d. 1\1. gemachten V orschlãge der Gesetzentwurf modificirt würde, 
die Rechte der Kirche hiergegen verwahren müssten und bei dem V ollzug 
cines solchen Gesetzes nicht mitwirken könnten. Desshalb und urn 
Iiss- 
verstänùnissen vorzubeugen, richten wir an Höchstdasselbe die gehorsamste 
Bitte: uns den, Grossherzoglichem Staatsministerium nunmehr vorgelegtell 
Gesetzentwurf vor dessen endgiltiger Feststellung zur Erklãrung hüchst- 
geneigt zukommen lassen zu wol-len. gez. Orbin. 


LXX. 
Ministeriu1n des Innern. Karlsruhe, den q.. Februar 1866. No. 2349-5 2 . 
Den Gesetzentwurf über den Elementarunterricht betreffend. 
ErzbischöRichem Ordinariat beehren wir uns mitzutheilen: Durch die 
dortseitigen verehrlichen Erlasse vom I. d. M. No. 
Go an uns und vom 6. 
d. 
1. No. [018 an Grossherzogl. Staatsministerium, welch letzterer uns über- 
wiesen wurde, sind wir in Kel1ntniss gcsetzt über die Bedeutung, wclchc 
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'\
ohldasselbe den..am 19. und 20. v. 1\1. dahier abgchaltenen Confcrenzen 
beilegt, und über die weiteren \\Tünsche und Antr
ige, welclH' dortseits (!aran 
geknilpft werden. 'Vir sprechell \V ohldemsclben für die bdreffenden 
lit- 
theilungen unsern Dank aus, indem wir ßer U eberzeugung sind, dass ein 
offener Gedankenaustausch der sicherste \Veg ist, urn zu der, wie wir vor- 
aussetzen müssen, von beiden Seiten aufrichtig erstrebten Verst
indigung zu 
gelangen. Die dortseitige Ansicht über die :Bedeutung der Conferenzen vom 
1 y. und 20. können wir nur theilen; auch unsere Commissãre waren zum 
Abschluss bindender Vertrãge oder Verabredungen nicht ermãchtigt, und 
wir haben selbstvcrståndlich auch den Erklärungen und Aeusserungen des 
dortseitigen Vertreter
 eine derartige :Bedeutung nicht beigclegt. Gleichwohl 
glauben wir den Conferenzen einen sehr grossen \Verth .luschreiben zu 
sollen; sie haben in uns aufs Neue die stets fe
tgehaltene Ueberzeugung 
befestigt, dass praktische Differenzen von solcher .Bedeutung, urn einen Aus- 
gleich unmöglich zu machen, nicht bestehen; sie werden auch dortseits die 
durch Thatsachen bewährte Beruhigung gegeben haben, dass der Gross- 
herzoglichen Regierung nichts ferner liegt als den berechtigten Eintluss der 
l
irchen auf die Jugendbildung zu verkümmern; sie werden in einem ein- 
zeIn en FaIle von der gróssten vVichtigkeit \V ohldemselhen gezeigt habell, 
dass wir bereit sind, die längst bestehende Z usage, aIle kirchlichen uncI 
religiösen Beziehungen des V olksschulwesens mit den Kirchen zu behandelll, 
den loyalsten und liberalsten V ollzug zu geben. 'Vir verbindcn damit 
gerne das Anerkenntniss, dass auch von dortseits die Grenzen einer bt:rech- 
tigten Theilnahme, wie sie durch die N atur der Sache vorgezeichnet sind, 
eingehalten wurden. Einen je grössern materiellen Werth wir darnach den 
Conferenzen beilegen, urn so mehr llalten wir uns für berechtigt und ver- 
ptlichtet, gegen die nachträgliche Beanstandung der über dieselben auf- 
genommenen Protokolle unsern entschiedenen ,V iderspruch einzulegen. Sie 
wurden erst unterzeichnet, naehdem der dort
eitige Herr Commissär auf die 
Frage des V orsitzenden, ob von einer Seite Aenderungen beantragt würden, 
erklãrt hatte, er fin de das Protokoll durchaus vollständig und treu, eine Er- 
klärung, welcher sich der Vertreter des Evangelischen Oberkirchenraths voIl- 
ständig anschloss. Es kann der Aufmerksamkeit ,V ohldesselben nicht ent- 
gehen, dass [ür aIle Zukunft jede gemeinsame Behandlung irgend welcher 
Allgelegenheiten unendlich erschwert und durch die berechtigte \Veigerung 
des Einzelnen, sich einem nachtrãglichen Dementi ausgesetzt zu sehen, fast 
unmöglich gemacht werden würde, wenn gegen das in correctester Form und 
mit aUseitiger Zustimmung beglaubigte E.rgebniss der Besprechungen nach- 
trägliche Beanstandungen zugelassen werden. \\Tas die Sache selbst an- 
belangt, so hoffen wir, auf Grundlage der in den Conferenæn erÛelten Er- 
gebnisse durch Benehmell mit W ohldemselben zu einer Verständigung .lU 
gelangen, welche die Schulangelegenheit zu einem befriedigenden und für 
das Land gedeihlichen Abschluss bringt. 1m Einzelnen haben wir auf die 
Eingangs erwähnten Erlasse zu erwidern: I. 'Vir theilen die dortseitige An- 
sicht, dass die V olksschule zunächst eine im Interesse der Familienväter er- 
richtete IIilfsanstalt ist, urn dieselben bei denjenigen Theilen der Erziehung 
ihrer Kinder zu unterstützen, denen die Einzelnen für sich alJein nicht zu 
genügen vermögen. Ob dies in einer ausdrücklichen Definition, die bei den 
weiteren Verhandlungen über das Gesetz noeh in sehr verschiedenen, .lUlU 
Theil wahrscheinlieh den dortigen lntentionen sehr entgegengesetzten Rich- 
tungen beantragt werden dürfte, direct ausgesprochen werden soIl odcr nicht, 
halten wir für eine Frage, die aus Gründen der gesetzgeberischen Technik 
zu verneinen ist. Diese mahnt ganz entschieden davon ab, irgend eine nicht 
absolut nothwendige Definition in ein Geset.l aufzunehmen, das, soweit, 
irgend thunlich, nur aus reinen H..echtssätzen bestehen solI. Durch soIche, 
also in der überhaupt sichersten und bündigsten 'Veise, ist der Charaktel 
der Volksschule bestimmt, indem S. I nicht den Besuch derselben, sondern 
die Sorge der E1tern für den irgendwie zu yerschaD'enden j']cmcntaruntcr- 
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richt ihrer Kinder als Hue eigentliche und principale Verbindlichkeit hin- 
stellt. Die religiöse und kirchlichc Beziehung der Schule ist dad urch ge- 
wahrt, dass in s. 2S der Religionsunterricht unter den obligatorischen Unter- 
richtsgegenständen, und zwar an erster Stelle aufgefùhrt, und dass dessen 
Ertheilung nach 
. 27 den K.irchen frei iiberlassen und daneben der Lehrer 
verpflichtet ist, ihn in deren Auftrag zu erthei1en. Ueberdiess werden wir 
in der Begründung des Gesetæntwurfs die subsidiâre SteHung der Volks- 
schule und den gro
sen \Verth einer organischen Verbindung des Religions- 
mit dem übrigen -Schulunterricht hervorzuheben Gelegenheit nehmen. 2. 'Vir 
haben uns entschlossen, zu 
. 21 des Entwurfs einen principiellen Zusatz 
aufJ;unehmen, durch welchen die dortigen "\Viinsche vollständig erfùllt sind. 
Er entspricht in seinem "\Vortlaut, wie aus den beiliegenden Exemplaren des 
Entwurfs entnommen werden wolle, allerdings nicht der Aufzeichnung, welche 
Herr Convictsdirector Kiibel ausserhalb der Conferenzen dem U nterzeichneten 
iibergeben hat, stimmt aber mit dem Sinne derselben und mit dem "\Vort- 
laut des in der Conferenz von clem V orsitzenden gemachten und damals 
nicht widersprochenen V orschlags überein. 'Vir können die viel gedehntere 
von dortseits in V orschlag gebrachte Fassung schon desshalb nicht in das 
Gesetz aufnehmen, weil sie in einem viel zu schneidenden Gegensatz zu der 
hergebrachten Gesetzessprache steht und schon aus dies em Grunde nicht die 
geringste Aussicht darauf hâtte, von den Kammern gebilligt zu werden. Die 
gesammte N eugestaltung des Organismus der Schulbehörden beruht auf dem 
Gedanken, dass die staatlichen und die kirchlichen Behörden, welche nach 
der den Kirchen zugestandenen Selbständigkeit nothwendig separirt werden 
müssen, jede jnnerhalb ihrer Rechtssphäre frei und selbständig sich be- 
wegen, dabei aber, da sie in der Schule für ein gemeinsames Ziel wirken, 
selbstverständlich in steter "\Vechselbeziehung sich zu erhalten haben. Das 
Gesetz kann diesen Satz nur im Princip aussprechen, die Formen seiner 
Verwirklichung müssen sich nach den wechselnden gegenseitigen Bedürf- 
nissen gestalten und ändern. W ohldasselbe scheint diese in der N atur der 
Dinge begründete Ansicht zu theilen, da auch der Erlass vom I. d. 11. auf 
die VoHzugsverordnungen, als den natürlichen Platz für genauere Fest- 
setzungen, hinweist. Wir wiederholen, dass wir dem Grundsatz die liberalste 
Anwendung zu ge ben stets geneigt sind, und dass, wie unsere Commissâre 
schon in den Conferenzen hervorhoben, die Regierung nicht verfehlen wird, 
auch bei den Vollzugsverordnungen, soweit dabei religiöse und kirchliche 
Fragen in Betracht kommen, wie bei dem Gesetz selbst, den kirchlichen 
Vertretern Gelegenheit zur vollständigen Geltendmachung der kirchlichen 
Interessen zu geben. "\Vas insbesondere die Stellung des Ortsgeistlichen im 
Ortsschulrath anbelangt, so heben wir mit Genugthuung hervor, dass auch 
cler dortseitige Herr Commissär den Werth derselben und die Bedeutung 
<ler namentlich in der Vollzugsverordnung vom 30. August 1864 gegebenen 
Garantien in gerechter "\Veise würdigte, uncl es wird dortseits nicht ver- 
kannt werden können, wie werthvoll es für die Kirche ist, dass derselbe 
:\Iann, welcher bei der einzelnen Schule die selbständigen kirchlichen Inter- 
essen und Rechte kraft Auftrags der Kirche zu vertreten haben wird, auch 
durch das Staatsgesetz in Berücksichtigung jener seiner Eigenschaft als J\'Iit- 
glied in die locale Schulbehörde berufen ist. Die evangelische Kirche hat 
durch Erfahrung erprobt, wie ungemein vortheilhaft auch für die kirchlichen 
Interessen diese Einrichtung ist. 'Vir glauben der dortseitigen Auffassung 
zu bcgegnen und der Sache zu dienen, wenn wir von Erörterung des rein 
theoretischen Satzes, ob dem katholischen Geistlichen auch abgesehen von 
clem Staatsgesetz in dem Ortsschulrath kraft kirchlichen Rechts eine be- 
stimmte Stellung zukomme, Umgang nehmen, da die Frage gegenüber einem 
Gesetz, das ihn in den Ortsschulrath beruft, von keiner praktischen Bedeu- 
tung ist. Ebenso lassen wir die dortseitigen Ausfiihrungen über die Befug- 
nisse, welche nach katholischen Grundsätzen [ür den Ortsgeistlichen zu vin- 
diriren seien, dahingestellt, da wir die Verständigung über ein concretes 
Friedberg, Der Staat u. d. Kirche. 2S 
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Gesctz nicht yon der Lösung principieller Strcitfragcn. die ihre yidhundeIt- 
jährige Geschichtc haben, ftir abhängig halten. Das Cie
eL
 sp1Ïcht klar au
, 
class hei allen religiöscn, kirchlichen Fragen die Kirchen llicht nur IUlustimmen 
11abcn, 
ondel n S. 27 rãumt ihnen sogar in den un,l\veideutigstell \Y 01 ten 
die frcÏe, selbständige Ordnung des Religionsunterrichtes ein, und ebenso 
ausdrücldich erklären 

. 27. und 30, dass sie nach ihrer ganz freien Ent- 
scllliessung über die Qualification zu Ertheilung des Religionsuntcrrichts zu 
entscheidcn haben. Ueberdies ist den Kirchen zugesagt, durch ihrc Ver- 
treter bei den verschiedenen Instanzen der staatlichen Schulbehörden die 
kirchlichen Interessen wahrnehmen zu können, und weiter ergibt sich fiir 
manche Fälle, z. B. die Vertheilung des Religionsunterrichts zwischen Geist- 
lichen und Lehrer, die Anberaumung der Religionsprüfungen ausserhalb der 
Religionsstunden und Aehnliches, dass auch hier die kirchlichen Vertretcr 
nicht bloss zu hören sind, dass auch hier ihnen die eigentliche Anordnung 
zukommt, zu deren Voll.lug nur die 
:titwirkung der Schulbehör.dell erforder- 
lich ist. IIält \Yohldasselbe sich für gebunden, noch weitere Ansprüche cler 
katholischen Kirche principiell zu wahren, so können wir eincm derartigen 
principiellen \Yiderspruch nicht weiter entgegentreten; wir glauben aber, 
\V ohldasselbe wird aus einem theoretischen Gegensatz f der, wenn überhaupt, 
nur durch eine lange historische Entwicklung zu lösen ist, kcin lIintlerniss 
für eine Verständigung abzuleiten haben, welche durch das praktische Be- 
dürfniss geboten ist und welcher praktische Schwicrigkeiten in cler That 
nicht entgegenstehen. Die angedeuteten Gesichtspunkte sind für uns auch 
hinsichtlich des Schulvermögens die maassgebenden. 1m U ebrigen kann es 
\Yohldesselben Aufmerksamkeit nicht entgehen, dass eine speciellere Ver- 
folgung dieses Punktes jeden Ausgleichsversuch scheitern machen müsste. 
Bereits bei den Verabredungen und Zusagen von 1861 über die Verwaltung 
des katholischen kirchlichen Vermögens haben wir auf das bündigste er- 
ldärt, dass die Bestimmungen iiber das katholische milde Stiftungsvermögen 
auf das katholische Schulvermögen nicht anwendbar sind. Wohldasselbe 
hat seinen entgegengesetzten principiellen Standpu.nld gewahrt, seit Jahren 
ist aber die 'T erwaltung des katholischen Schulvermögens durch die dazu 
geordneten Behörden ohne Anstände gefUhrt, so dass wir die Sache ah 
praktisch erledigt betrachten und eine crneuerte Erörterung ablehnen müssen. 
'Vir fUgen bei, dass mittlerweile durch das Schulaufsichtsgesetz eine gesetz- 
liche Entscheidung getroffen ist, hinsichtlich deren materiellen 1nhalts eine 
Aenderung zu erzielen auch nicht die entfernteste Aussicht vorhanden ist. 
3. Die J\Ieinungsdifferenz, welche über die kirchliche .Mitwirkung bei der 
A.ufnahme unter die V olksschulcandidaten und bei der Entlassung aus dem 
Schuldienst beziehungsweise bei der Entfernung yom Religionsuntcrricht be- 
steht, halten wir fUr eine wesentlich formelle, geben uns aber der Hoffnung 
hin, dass bei wiederholter Erwägung \Vohldasselbe die Ueberzeugung ge- 
winnen wird, dass die yon uns gewählte Form, zumal nach der jetzt prin- 
cipiell sehr scharfen Fassung der 

. 27 und 30, dem Sachverhältniss am 
genausten entspricht und den kirchlichen 1nteressen vollkommene Sicherheit 
gewährt. Diese Form ist lediglich eine Con sequenz aus der Selbständigkeit, 
welche durch die Gesetzgebung yon 1860 den Kirchen gegenüber dem 
Staate zu Theil geworclen ist. \Vir haben darauf yer.lÍchtet, eincn Volks- 
scllUlcandidaten gegen das V otum der Kirchen als zum Religionsunterricht 
qualificirt zu erklären oder seine Ausschliessung yon dies em Unterricht yon 
un serer Zustimmung abhängig zu machen; bei \Yürdigung dieses Verhä1t- 
nisses wird es dem Billigkcitsgefühl \V ohldesselben nicht cntgehen, dass wir 
nun auch umgekehrt an dem Recht der selbständigen Entscheidung der 

taatlichen Schulbehörden iiber die übrige Qualification des Lehrers fcst- 
halten müssen. 'Vie wenig wir übrigens cler Ansicht sind, dass clie Schulc 
die Bef::ihigung ùes Lehrers als Religionslehrcr nicht .lU herücksichtigcn 
habe geht schon daraus hervor, class der Entwurf ihn zu Ertheilung de
 
Religionsunterrichts mit heranzieht. Die Brauchbarkeit eines dazu nicht 



Beilage LXX. 


.,87 


, 


befåhigten V olksschullehrers ist dadurch so geschmälert, dass schon da
 
Verwaltungsinteresse dahin drãngt, eine irgend grösserc Zahl solchcr Lehrer 
nicht aufkommen zu lassen. Können wir nichts dagegen erinnern, dass 
\V ohldasselbe sich das Recht \'orbehãlt, einen Lehrer wegen rein rcligiöser 
Vergehen vom Religionsunterricht zu entfernen, so kann darin doch nach 
längst feststehenden Grundsãtzen des öffentlichcn Rechts für die weltlichc 
Behörde kein Grund liegen, die Strafe der Amtsentlassung auszusprechen. 
\Vir erlauben uns, 'Vohldasselbe auf die seit 30.Jahren bestehende Schul- 
gesetzgebung zu verweisen, die von der Kirche nie beanstandet wurde und 
von welcher bei dem in Frage stehenden Punkte der Entwurf nicht ab- 
weicht. Die IÇirche wird in der einfachen Beibehaltung längst bestehender 
Rechtssãtze keinen Grund zu Besorgnissen finden können, zumal da ihr 
gleichzeitig die bisher von ihr nicht geübte Befugniss ausdriicklich zuge- 
standen wird, eine)). Lehrer, wenn auch nicht vollstãndig seines Amtes zu 
entsetzen, doch vom Religionsunterricht auszuschliessen. U eberdies tragen 
wir kein Bedenken, die von unsern Commissãren bereits in den Conferenzen 
abgegebenen Erklãrungen unserseits zu wiederholen und LU bestãtigen, class 
cine Verletzung der Pflichten des Lehrers als Religionslehrer auch UlIter den 
Begriff der Vernachlãssigung der Dienstpflichten mIlt und dass wir freche, 
namentlich öffentlich verübte Religionsspöttereien und Aehnliches als ein 
des Lehrers unwürdiges Benehmen betrachten, wegen dessen ihn die Strafe 
des 
. 39 treffen .kann. Yon selbst versteht es sich, dass der Kirche auch 
Ferner wie bisher freisteht, ein Einschreiten gegen einen Lehrer wegen reli- 
giös-sittlicher Vergehen zu beantragen, worauf stets die gebührende Riick- 

ichtnahm.e erfolgen wird. 'Vir glauben nach diesen nãheren Erläuterungen 
auf die Bemerkung, von welcher wir a1lsgegangen sind, zurückkommen zu 
diirfen, dass bei der hier besprochenen J\faterie, die ohnehin sachlich nur 
längst bestehendes Recht aufs Neue festsetzt, nur über eine äussere Form 
e
ne 1\Ieinungsverschiedenheit besteht. Halten wir im Interesse sowohl des 
Staates wie der Kirche und zur Vermeidung von Conflicten die Form fiir 
die richtigere, dass jeder Theil über die zu seiner Zuständigkeit gehörigen 
]hagen selbständig entscheidet, so sind wir doch gerne dazu bereit, die Prü- 
fungen der Lehrer wie bisher gemeinsam vornehmen zu lassen, und sind 
iiberzeugt, dass die jedem Theil reservirte freie Entschliessung besser fiir die 
ErÚelung einheitlicher Resultate wirken wird, als eine erzwungene formelJe 
Gemeinsamkeit. Es könnte der erwähnte Punkt durch die V ollzugsverord- 
nungen und Instructionen geregelt werden. 4. Bei dem dringenden'Vunsche 
\V ohldesselben, die Corporationsschulen vollkommen freigegeben zu sehen, 
haben wir diese Frage einer nochmaligen sorgt:1.ltigen Prü[ung unterworfen, 
können aber zu unserm Bedauern auf denselben nicht eingehen. \Vohl- 
dasselbe verkennt selbst nicht, dass die Frage für die juristischen Personen 
anclers liegt, als für physische, was die letzteren als einen Ausfiuss ihrer 
natiirlichen Freiheit beanspruchen können, was ihnen von selhst zukommt, 
sofern es ihnen nicht positivrechtlich entzogen ist: das muss den erstern be- 
sonders durch positives Gesetz übertragen werden, und es fragt sich also zu- 
nächst, ob ein genügender Grund zu einer solchen besondern Rechtssatzung 
vorliegt. 'Vir mussten diese Frage verneinen, da der wesentlichste V ortheil, 
welcher mit der freien Errichtung von Privatlehranstalten fiir die allgemeine 
Bildung verbunden ist, nämlich die reichere Individualisirung derselben, von 
Corporationsschulen nicht zu erwarten ist, die im Gegentheil je nach Um- 
stãnden einen uniformirenden Einfluss auf die V olksbildung auszuüben ge- 
eignet sind. Die Regierung kann desshalb nicht darauf verzichten, dass die 
Corporationsschule im einzelnen FaIle der Staatsgenehmigung bedarf. Die 
Grossherzogl. Regierung ist principicll einer ausgedehnten Unterrichtsfreihcit 
geneigt und hat dies durch den Entwurf bewiesen, welchcr zahlreiche der 
bisher bestehenden Schranken beseitigt. Sie ist aber hei ihren Reformen 
genöthigt und verpl1ichtet, auf die mannigfaltigen, gerade in dieser 
Iaterie 
sich viclfach widcrsprcchenden Ansichten Riicksicht zu ncl1men, und wir 
25 * 
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müssen es als unsere auf vie1fachen 'Yahrnehmungen beruhende U eher- 
zeugung gegen 'Yobldasselbe aussprechen, dass jeder weitergehende Vor- 
scblag als der des Entwurfs scblecbthin keine Aussicht hat, von den Kam- 
mern gebilligt zu werden. 1m Uebrigen wiederholen wir die ErkEirung 
unserer Commissãre, dass die Regierung beabsichtigt, die Corporations- 
schulen im Allgemeinen wie die Privatschulen zu behandeln und heben noch 
hervor, dass der Entwurf jedenfalls in ungIcich höherem Grade als die bis- 
herige Gesetzgebung den 'Yünschen der Kirche entspricht. Die volle an 
Private und Vereine ertheiIte Freiheit zur Errichtung von Unterrichts- 
anstalten kommt auch der Kirche durch VermittIung ihrer Angehörigen zu 
Statten, und mindestens von gleicher 'Yichtigkeit ist der Fortschritt für 
Corporationsschulen, die nach dem bestehenden Recht als öffentIiche Schul en 
unmittelbar von den staatlichen SchuIbehörden geleitet werden, während sie 
nach dem Entwurf nach einmal erlangter Genehmigung frei der Corporation 
überlassen sind. Es scheint uns unmögIich, dass Bestimmungen des neuen 
Gesetzes f die, wenn sie auch den 'Yünschen der Kirche nicht ganz ent- 
sprechen, denselben doch jedenfalls ungleich mehr als das bestehende Gesetz 
entgegenkommen, ein dauernder Gegenstand der Beschwerde der Kirche 
gegen dieses neue Gesetz sein sollten. 'Vir beehren uns, indem wir dem im 
Erlass vom 9. d. 1'1. No. 1140 ausgesprochenen 'Yunsche nachkommen, drei 
Exemplare des Gesetzentwurfs f sowie wir denselben schliesslich dem Gross- 
herzogl. Staatsministerium vorgelegt haben, anzuschIiessen. Es wolle daraus 
entnommen werden, wie sehr wir darauf bedacht waren, den dortseitigen 
"\Vünschen so viel als mögIich Rechnung zu tragen, Namentlich ist ausser 
dem oben besprochenen 
. 21 der wichtige S. 27 in dem Hauptpassus (Abs.4) 
wörtIich übereinstimmend mit der Þ Aufzeichnung, welche Herr Convicts- 
director Kübel dem Unterzeichneten übergeben hat, und die Fassung des 
Abs. 2, welche in den Conferenzen nicht festgesetzt war, wird ohne Zweifel 
den dortseitigen Wünschen entsprechen. 'Vir erlauben uns ausserdem auf 
die geänderte Fassung des Schlussatzes von 
. 8 aufmerksam zu machen, 
durch welche unsere Intention, durch das Vermögen der wegen ihrer Klein- 
heit nicht zu erhaltenden Confessionsschulen vor allem die Bedürfnisse des 
Religionsunterrichts zu deck en , deutlicher als in der früheren Fassung her- 
vortritt. Wohldasselbe mag darin einen Beleg der Auffassung finden, welche 
uns überhaupt bei der Ordnung des Schulwesens leitet. Schliesslich richten 
wir an 'Y ohldasselbe das Ersuchen, uns baIdgef:1.lIig über die Stellung ver- 
gewissern zu wollen, welche dortseits gegenüber dem neuen Gesetzentwurf 
eingenommen werden wird, und von welcher wir hoffen, sie werde eine freund- 
liche, zum V ollzug in loyaler 'Veise mitwirkende sein. 'Venn diese Erwartung 
sich bestätigt, zweifeln wir nicht, dass der Entwurfin seiner äusserst maassvollen 
Haltung die allseitige Zustimmung linden wird, da bei einem friedIichen Aus- 
gleich der verschiedenen Interessen gegenüber dem dadurch befriedigten prak- 
tischen Bedürfniss die Geltendmachung scharfer principieller Gegensãtle keinc 
innere Berechtigung hat. Die Regierung muss sich aber, sofern wir wider 
Hoffen nicht eine die Zukunft sichernde Antwort 'Y ohIdesseIben erha1ten sol1- 
ten, freie Hand vorbehaIten. Der Entwurf beruht im Ganzen und nach sei- 
nem Grundgedanken der Erhaltung der confessionellen Schulen auf der V or- 
aussetzung einer loyalen l\litwirkung der Kirchen beim Vollzug; er ist f so 
Iange diese vorenthaIten bIeibt, bis zu gewissem Grad dem Einwand der 
Unausführbarkeit ausgesetzt. 'Vir würden dessenungeachtet, der wcitern 
Entwicklung der Dinge allheimstellend, ob sie .lU einer Trennung des Re- 
ligions- von dem übrigen Schulullterricht und damit .lU einem völligen 
Ausscheiden der Kirchen aus den Schulen fúhren wird, zun
ichst die con- 
fessionellen Schulen festzuhalten suchen. Immerhin müssten wir es aber 
als Pflicht und als N othwendigkeit betrachten, aus der Geset.lgebung .tHe 
Bestimmungen zu entfernen, (lie, so gerechtfertigt sie sind, wenn die Kirchen 
die ihnen zugedachte Thcilnahme an dem Volksschulwesen ausüben, doch 
für den entgegengesctzten Fall ah unzuIãssige Hindernis<.;e fúr cine Ent- 
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wicklung der Dinge sich darsteIlen, welche bei beharrlicher Fernhaltung 
der Kirchen von den Schulen zu ungestörter Erhaltung der letztern unver- 
meidlich ist. Die Regierung kann den Kammern :nur einen Gesetzentwurf 
vorlegen, für dessen Ausführbarkeit oder Entwicklungsfähigkeit sie einzu- 
stehen vermag. Es wird desshalb, wenn wider Verhoffen und ungeachtet 
unseres bereitwilligen Entgegenkommens ein Ausgleich mit \Vohldemselben 
nicht erzielt wird, der Entwurf vor der Vorlage an die Kammern einer 
nochmaligen Revision unterzogen werden müssen, bei welcher namentlich 
auch die zu den 
9' 6, 21 und 30 gemachten Zusätze zu beseitigen und die 
jetzige Fassung des 
. 27 zu ändern wäre, um der Regierung für die Zu- 
kunft freiere Hand zu lassen. Wir halten uns zu dies en ausdrücklichen 
:Mittheilungen für verpflichtet, um selbst den Schein einer Illoyalität zu ver- 
meiden, wenn spãterhin principielle Sätze des Gesetzes id anderer Form, 
als derjenigen, welche sie in F olge der mit \V ohldemselben gepflogenen 
Communication erhalten haben, in dem Entwurf erscheinen, und es wird 
der Versicherung nicht bedürfen, dass uns nichts ferner liegt, als dadurch 
auf die dortseitige freie Entschliessung einen Druck ausüben zu wollen. 
Vielmehr geben wir uns gerne der Ueberzeugung hinf dass die freie und 
loyale Erörterung der verschiedenen Standpunkte, in Folge deren wir die 
wesentlichen dortseitigen Wünsçhe erfüIlt haben und bei dem V oIlzug des 
Gesetzes noch weiter berücksichtigen werden, auch W ohldasselbe von selbst 
zum Einverständniss mit einem Gesetze führen wird, das, wenngleich es be- 
greiflich nicht aIle einander entgegenstehende Wünsche voIlkommen be- 
friedigen kann, doch die verschiedenen vorhandenen Interessen in ge- 
rechtester Ausgleichung mit einander zu versöhnen bestrebt ist. gez. Lamey. 


LXXI. 
Erzbischöjliches Ordinariat.. Freiburg, den 22. Februar 1866. No. 1576. 
Erlass Grossherzoglichen :l\1inisteriums des Innern vom 14. d. M. No. 2349/52, 
den Gesetzentwurf über den Ele'llzentarunterricht betr. 
Be s chi u s s. Grossherzoglichem :l\Iinisterium des Innern beehren wir 
uns ergebenst zu erwidern: \Vir haben aus obigem verehrlichen Erlasse mit 
Genugthuung ersehen, dass Hochdasselb'e eine Verständigung über die Schul- 
frage wünscht und anerkennt, dass wir zum Einfluss auf die Jugendbildung 
berechtigt sind, wie dass wir die Grenzen einer berechtigten Theilnahme 
hieran eingehalten haben. Auch wir glauben, dass die so erwünschliche, 
friedliche Ausgleichung der Schulfrage durch einen offen en Gedankenaus- 
tausch zu erzielen sei. \Vir wiederholen desshalb, dass wir die Aeusserungen 
und Erldärungen unseres Commissãrs vom 19. u. 20. v. M. nur insoweit an- 
erkennen, als sie mit unserm Erlasse vom 16. v. M. harmoniren. Es er- 
scheint uns desshalb und im Hinblicke auf unsere Erlasse vom I. und 6. d. 
:1\1., No. 860 und 1018, praktisch irrelevant, ob das am 23. v. 1'1. vorgelesene 
und unterzeichnete Protokoll die Aeusserungen, Erklãrungen und Ver- 
wahrungen unseres Commissärs voIlständig und richtig enthalte. Indessen 
wurden nach seitheriger Uebung solche Aufzeichnungen erst dann abge- 
schlossen, nachdem sie die Repräsentanten beider Contrahenten vorher ein- 
gesehen, erwogen und genehmigt hatten, so dass in einer so wichtigen 
Sache nur die aus ruhiger rei fer Ueberlegung hervorgegangene Entschliessung 
constatirt wurde. Das vorliegende Protokoll. wurde aber unserm Commissãr 
erst bei dessen Verlesung bekannt. Der diesseitige Commissär erklãrt 
wiederholt, dass er dieses nach dem 20. v. :1\1. von der Regierungscommis- 
sion aufgenommene Protokoll lediglich auf dessen einmalige V orlesung ohne 
Weiteres und ohnè dessen Inhalt rciflich prüfen zu können - unterzeichnet 
habe. Er erklãrt wiederholt, dass er seine Erklãrungen und Aeusserungen 
.gemãss unserm Erlasse vom 16. v. :1\1. abgegeben habe. \Venn in Hinkunft 
bei Besprechungen zwischen dortseitigen und diesseitigen Vertretern obiges 
Verfahren eingehalten wird, so dürften Beanstandungen wie die vorliegenden 
entfallen. Wir können nur wiederholen f dass wir eine Verstãndigung über 
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die Schulfrage anstreben uncI unserseits Alles dazu beitragen werden, was 
un<;ere PA.ieht gestattet. Diese Frage erfordert aber bei iluer Schwierigkeit 
und 'Vichtigkeit überha-upt eine reiA.iche Erw
igung. J e eingehender die
e 
jetzt stattfindet, mn so raseher wird sich dann diese Angelegenheit onlncn 
bssen. 'Vir ha1ten es desshalb im Interesse der Sache, den obigen, dort- 
seitigen Erlass nicht so rasch zu erledigen, wie wir dies dureh unsere er- 
wãhnten Erlasse vam IÓ. v. 1\1., sowie vom I. und 6. d. 1\I. zu thun in der 
Lage waren. Viehnchr glauben wir, über die ErklãTungen und Anerhieten 
HochJesselben vom 14. d. 1\1. in ruhige, reitliehe Berathung treten zu snl1ell. 
'YIr bitten desshalb Hochdasse1be, uns zur Erledigung dieser so ern
ten 
Ange1egenheit einige Zeit geben zu wol1en, da wir sobald als m()glich (lell 
erwiihnten, verehrlichen Erlass eTwidern werden. gez. Orbin. 


LXXII. 
Erzbiscluifliches Ordinariat. Freiburg, den 8. 1\lãrz 18óó. No. I1)9ï. 
Dell Gesetzt!nt'ivllJf über den ElementarunterricJd betreffend. 
Beschluss. Grossherzoglichem 1\[inisterium des Innern beehren wir 
uns auf den verehrlichen Erlass vom I. d. 1Its., No. 3 131, ergebenst lU er- 
widern: Aus dem Er1asse Hochdesselben vom 14. v. :\1., No. 2349, 11aben 
\\ ir die erfreuliche Ueberzeugung gewonnen, dass die Grossherzogliche Re- 
gierung eine aufrichtige Verständigung iiber die Schulfrage mit uns wiin
cht. 
'Vir wiederholen, da9S wir im aUgemeinen Interesse gerne hiezu mitwirken. 
'Vir woUen desshalb auch dem Umstande Rechnung tragen, dass diese 
Frage überhaupt im öffent1ichen Leben noch nicht zur aUseitigen ruhigen 
Erw
igung gelangt ist, wesshalb zur Zeit die Durc11führung des vollen Rechts- 

tandes der K.irche. beziiglich der Schule keine allgemeine Anerkennung 
tìndet. 'Vir beh3.rren demnach zur Zeit auch nicht darauf, dass al1e Rechte 
der Kirche im vorliegenden Gesctze ihren Ausdruck finden, und glauhen, 
die uns obliegende PHicht zu erfüllen f wenn wir hier die GrundsãtlC und 
Rechte der Kirche bezüglich des confessionellen Schulwesens und der ka- 
tholischen Schulfonds, auf welche wir ohne Zustimmung des hciligen Stuhh. 
uieht verzÏchten dürfen, wiederho1t wahren. Sie sind in der Erzhischöf- 
lichen Denkschrift vom 3. December 1863, wie in unsern seitherigen Er- 
lassen an Hochdasse1be ausgesprochen und begriindet. So glauben wir über 
die noch bestehenden principiellen Schwierigkeiten hinweggehen, dercn 
Lösung einer geeigneteren Zeit vorbeha1ten und auf einen moclus yivendi 
eingehen lU k()nnen, wodurch es der Kirche noeh möglich wird, wenigstens 
in praktischer lIinsicht ihre Ptlicht zu erfüllen. Aus clem erw
illllten, 
dortigell Erlasse vom 14. v. :\1. entnehmen wir mit Genugthuung, dass die 
von uns lU diesem Behufe vorgeschlagelle Grundlage von der Grossher,wg- 
lichen Regierung genehm geha1ten und dass von Hochderselben anerkannt 
winl, class wir hierin die Grenzen einer berechtigten Theilnahmc der Kirc1lf" 
an der ErÚehung und Bildung eingehalten hahen. Es bestehen also haupt- 
sãchlich noch DiffercnlCn über die Formulirung und Durchführung jcner 
GI uncllagen in den Recht..;s
it.len des Gesetæs. Urn zur Beseitigung dcr- 
selben mit
uwirken und den sachgemãssen Ausdruck wie die Begriindung 
llnserer \Vünsche und Anspriichc darlegen zu kl>unen, haben WiT cine 
Eingere Frist gewiinscht, als sie uns von dortst'Ìts gestattct wurde. \\'1.- 
wollen aber dem dortigen 'Yunsche vom I. d. ),1. im lIinblicke auf unser 
ernstes Bestreben, eine allseits befriedigende Ausgleichung zu ermögIicI1Cn, 
entsprechen und in Nachstehendem so fort unsere Vorschlãge hierwegen he- 
gl iinden und darlegen. Die von uns angesprochene )'litwirkung der K.irche 
hei der Leitung des confessionellen Schulwesens stiitlt sich auf die von 
dortscits nieht verkanntell G-runds
itlC des pariUtisehen Rcchtsstaates, sowie 
auf die H..echte der K.irche und der Familic heliiglieh der Schulc. Die 
Sehule Ìst nicht hloss Unterrichts-, sondern vor71lgsweisp Erl.iehllngs:1nstalt. 
Die .ErÛehung i
t iiherdies die Grundlage und das haupts
icIl1ichste .\Iittel 
der llildung. Sie beruht aher auf del" H.cJigion, kann nur dnrdl rc1igiüs- 
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"ittliche :Mittel, also nur unter Mitwirkuug del' l-Grche bewirkt werden, 
Der paritätische Rechtsstaat, welcher die religiöse und die Ueberzeugungs- 
Freiheit Aller gleichmãssig schützt, keine Staatskirche und keinen Religions- 
zwang kennt, kann die sittIich- religiöse und geistige Cultur nicht aus- 
schliesslich leiten. 'Venn und weil er die freie Religionsübung achten 
muss, so liegt es ihm ob, die Rechte der Confessionen und Familien be- 
ziiglich der Schule gegenüber dem Aufsichtsrecht des Staats abzuwägen. 
Unser paritãtischer Staat hat überdies die durch das positive Recht garan- 
tirte Rechtspflicht, die Confession en im Besitze und Genusse ihrer confes- 
sionellen Schulen und Schul fonds zu belassen. Es ist von dortseits an.. 
erkannt, dass die Schule "eine Hilfsanstalt sei, welche zunächst im Interesse 
der Familienväter errichtet ist". Diese oder vielmehr die gleichberechtigten 
und verptlichteten Eltern, die Familien haben die Pflicht, ihren E..indern die 
zu ihrem zeitIichen und religiös-sittIichen Leben erforderliche Bildung und 
Erziehung zu verschaffen. Die sittlichen Kräfte, worauf die Familie beruht, 
und wodurch sie ihre entsprechende 'Virksamkeit äussert, können aber nicht 
durch staatlichen Zwang, sondern nur durch die Religion gepflegt werden. 
Die katholische Familie ist also zu dem Verlangen berechtigt und ver- 
pflichtet, dass ihr Kind auf religiöser Grundlage, nach den Grundsãtzen 
ihrer katholischen Ueberzeugung, also mIter lVIitwirkung der Kirche erzogen 
und gebildet werde. Der Staat folgert aus dem Rechte der elterlichen Er- 
ziehung die Pflicht der Familie, ihren Kindern die für die Gesellschaft a11- 
gemein nothwendige Bildung geben zu lassen. Die Kirche l{ann mit 
grösserem Rechte aus jener religiösen Pflicht der Eltern folgern, dass sie 
ilue der Kirche angehörigen Kinder nach den Grundsãtzen derselben heran- 
hilden lassen. Aus dem Rechte cler Eltern wie der Kinder folgt also die 
l\1itwirkung der Kirche bei der ErÚehung und Bildung der ihr angehörigen 
Jugend. Die Schule ist entweder die Pflanzstätte fiir die christ]iche Ci- 
vilisation oder für den Abfall von der christlichen Religion und Sitte. Nul' 
wenn sie jenem Zwecke, also dem Zwecke der christIichen Gesellschaft un(l 
der christlichen Familie entspricht, kann diese verpflichtet sein, sie als 
Jlilfsanstalt zu benützen. Nur in diesem FaIle kann sie die K.irche zur 
Erfüllung ihrer :Mission brauchen. Die K.irche kann sich aber ilues Rechts 
und ihrer Pflicht nicht entschlagen, die religiöse Erziehung und Bildung der 
Jugend in del' Schule zu pflegen, das religiöse Leben der Schule zu leiten. 
Daraus folgt, dass die Schule entweder unter 1\'Iitwirkung der Kirche und 
im harmonischen Zusammenwirken aller Factoren der Schule geleitet werden 
oder Unterrichtsfreiheit eintreten muss. Die Grossherzogliche Regierung 
haf sich fiir das erste, das gemischte, unsern Verhältnissen und den Grund- 
sätzen des christlichen, paritätischen Staats entsprechende System entschieden. 
Es wird beiderseits nicht verkannt, dass die Durchführung desselben, die 
"Erhaltung der steten "\Vechselbelidmng" auf diesem, den Zwecken von 
Staat und Kirche entsprechenden Gebiete dem dualistischen System vorLU- 
Úehen sei. Die Grossher..zogliche Regierung will also, wie noch der Com- 
missionsbericht zum Gesetze vom 9. October 1860 es ausdrückt, dass "Jie 
Schule eine religiös-sittliche Grundlage erhalte". Sie anerkennt, dass die 
Schule eine Hilfsanstalt fiir den Staat, die Kirche und Familie sei. Sic 
will die PBege der religiösen Erziehung und Bilrlung durch die K.il'che. 
Sie anerkennt diese als Recht der Kirche. Sie hat es zugesichert J dass die 
confessionellen Schulen und Schul fonds als solche erhalten werden sol1en. 
Die Grossherzogliche Regierung will die organische Verhindung der re- 
ligiösen Bildung mit dem übrigen Unterricht. Sic will also ein har- 
monisches Zusammenwirken von Staat und Kirche bei der gesammten Er- 
zichung und Bildung. In der That hat die Grossherzogliche Regierullg 
durch die anher gerichteten Erlasse Hochdesselben vom 2. November v. J. 
No. 15,023, 27. Januar d. J. No. 1547, und vom 14. v. M. No. 2349 aner- 
kannt: "Die Grossherzogliche Regierung versichert sich gerne des Raths, 
der Theilnahme ulld der Mitwirkung der K.irche (la, wo in del'Volksschuie 
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Staat und Kirche sich berührcn. 
ie ist bCICit, die Ansichten, "rünsche 
und Beschwerden der Kirchen sorgfältig zu prüfen unù nach Gchühr zu 
würdigen, bestehende Einrichtungcn noch weiter dahin auszubilùen. Die 
materielle Einwirkung -der Kirche auf die }ugendbildung soU unverkùm- 
mert erhalten werden und ein gemeinsames 'Virken nach gemeinsamen 
Zielen" stattfinden. "Die kirchlichen und religiösen BeÛehungen des Schul- 
wesens solIen mit der Kirche in der liberalsten 'Veise behandelt werdcn. 
Den K.irchen steht die freie, selbst
tändige Ordnung des Rcligionsunterricht
" 
.lU und sie "haben bei alIen religiösen, kirchlichen Fragen zuzustimmen". 
Daraus folgt mindestens das Recht der Kirche, die rcligi(jse ErÛehung 
und Unterweisung in der Schule. zu besorgen und zu iibcnvachen. Es 
folgt daraus das weitere H..echt und die Prlicht der Kirche, in wirksamer 
'Veise dafür besorgt LU sein und darüber 7U wachen, dass die Schule keine 
Ziele verfolge, welche die religiöse Bildung, die Erziehung im confes- 
sioneUen Geiste hindcrn oder davon abwenden. Von diesem gemcinsalllcn 
Standpunkte aus wird nicht bloss cine Verständigung über die Leitung des 
Schulwescns, sondern auch über die damit zusammenhãngende Frage bc- 
züglich del' Venvaltung des katholischen Schulvermögcns erfolgen können. 
Es ist unbestritten, dass der Zweck ciner Corporation, also auch der ka- 
tholischen Schulfonds das Substrat seiner Rechtssubjecth ität ist. Die con- 
fessionelle Schule ist, wie von dortseits zugegeben wird, eine Hilfsanstalt 
auch fiir die Kirche. Die Grossherzogliche Staatsregierung hat zugesichert, 
dass die Schule als confessionelIe Anstalt erhalten werden solI. Die Con- 
fcssion wird ihrcr N atur und Verfassung gcmäss als Corporation nicht von 
ihrcn einzclnen 
litgliedcrn, sondern von del' Kirchen behörde vertrcten. 
Die für die confessioneUe Schule bestimmtcn katholischcn Fonds können 
also so wenig aIs die Schule selbst jeder Einwirkung del' Kirche entLogen 
werden. Diese ist übcrdics durch den Umstand begründct, dass kirchliche 
Fonds Beiträge zu Schulzwecken leisten. In dcr Erzbischöflichen Denk- 

chrift vom 3. December 1863 ist nachgewiesen, dass gemåss den bcstchendcn 
R.eichs-, Bundes- und badischen Grundgesetzen die katholischcn Schulfonds 
del' katholischen Kirchengescllschaft gehören, dass sie eine "kirchlichc An- 
gchörde" und also gemäss s. 10 dcs Gesetzes yom 9. October 1860 zu ver- 
walten sind. Es ist darin dargethan, dass diese Stiftungen und Fonds so- 
gar nach dem hei uns bestehenden Rechte ohn<; Zustimmung der Kirche 
ihrem confessioneUen Zwecke in keinerlei Weise entzogcn werden dürfen. 
Sie können desshalh ohne eine Incamerirung diesel' Stiftungcn, also ohne 
Verlet.llmg der bestehenclcn Grundgesetze und R.cichsgesct/c vom Staatc 
nicht ausschliesslich ycrwaltet und jedenfalls nicht ohne jcgliche ::\fitwirkung 
der Vertrcter del' katholischen Confession vcrwendet werden. 1m IIinblick 
auf diese R.echtsverhältnisse verblicb auch untcr dcr badischen Gesct.l- 

ebung "dcm Ordinariatc das Rccht, yon den Schulrechnungen Einsicht .lU 
nellmen und zu Vc6usserungen zu consentiren". 'Vir kommen dcm'Vunschc 
lIochdesselLen cntgëgen und hcgniigcn uns auch jetLt wic hci dcr Yercin- 
bartIng von [86r damit, lIaS cnvähnte Recht dcr Kirchc I'U wahrcn. Dcn 
IJcstehcnden V cr1Ùltnisscn uncI dem praktischcn lkdiirfnissc enb.pricht cs 
abcr, da
s die Staatshchördcn nicht ausschliesslich unrl ohne jede kirchliche 
Einsicht resp. 1\Iitwirkung die Fonds ùer vcr
chiedcnen Confession en ver- 
waltcn und vertrcten, dercn Rechtc 11nd Intcressen sowohl unter einander 
als mit dem Staatsärar so lcicht collidiren. Einc solchc Lcitung dcs ka- 
tholischen V crmögens durch nichtkatholische Bchördcn widcrspricht dcm 
'Vesen des paritiitischen Staats, dcr garantirtcn SclbstsHindigkcit 11nt! 1 cli- 
giösen Freiheit und dcr Yor I R60 bestandcnen Praxis. Sogar das SchuI- 
gcsctz von r 864 untcrsagt die \.on uns bcanspl uchtc A uf
icht übcr die V cr- 
waItung diesc') confessionclJcn V crm()gens nic11t, abgesehcn davon, dass c<, 
LU nicht gcringcn InconvenienLen füllrte und ja jd/t beseitii,1"t werden solI. 
Die Grosshcuoglicl 1 c Regierung wird wohl die durch dics
 Gcsctz hen"Ol- 
gcrufenen Zu
tände nicht aIs normale bctrachtcn. Die Frage über dic Ver- 
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waItung des confessionellen Schulvermögens wurde durch diesen Conflict 
jedenfalls nicht gelöst. ,V ohl aber erblicken wir den Anhaltspunkt zu einer 
Regelung dieser Angelegenheit auch jetzt noch in der durch beiderseitiges 
Entgegenkommen zu Stande gebrachten Vereinbarung von 1861. Die hier- 
hei abgegebene "Erklãrung des Erzbischöflichen Bevollmächtigten" vom 25- 
October 1861 lautet: S. 4: "Die katholische Religionsgesellschaft bleibt im 
Besitze und Genusse der für ihre . . . Unterrichtszwecke bestimmten An- 
staIten, Stiftungen und Fonds." 9. 8: "Durch die mündlich von Euer Hoch- 
wohlgeboren" (Herrn Staatsrath Lamey) f,gegebene Erläuterung habe ich die 
beruhigende Gewissheit erIangt, dass auch bei einer neuen Organisation 
der Schul- . . . Vermögens - VerwaItung die im 9. 5 der Regierungszusagen 
dem Erzbischöflichen Ordinariate zug
sicherten J\iittheilungen und Befug- 
nisse fortan eingeräumt bleiben werden." Die Grossherzogliche Regierung 
erwiderte hierauf am s. Nov. 1861: "Die im s. 4 . . . begehrte Zusage wird 
im Sinn des s. 20 der Verfassungsurkunde hiermit gegeben. Zu 9. 8 . . . 
wird bemerkt, dass der Regierung bei Aenderung der Organisation frei 
stehen wird f die Form zu bestimmen, wodurch ihrer Zusage Genüge gethan 
wird." 1m 9. 5 der Regierungszusagen vom s. November 1861 sind die 
Befugnisse der Kirche bezüglich des sog. nichtkirchlichen katholischell, 
also, wie erwähnt, auch des Schul vermögens näher bestimmt. Das "milde 
Stiftungsvermögen" wurde wãhrend der Besprechung über diese Verein- 
barung in dem gemeinrechtlichen, weiteren Sinne, also darunter auch das 
Schulvermögen verstanden. Dies geht aus Obigem, sowie aus der exceptio 
des S. 7 dieser Zusagen hervor, wonach wohl bei der VerwaItung des 
milden Stiftungsvermögens im engeren Sinne, nicht aber bei der des katho- 
lischen Schulvermögens der Kirche eine Vertretung eingeräumt wird. Diese 
kirchliche Vertretung bei den verschiedenen Instanzen der staatlichen Schul- 
behörden ist aber nunmehr von dortseits anerkannt. Auf sie können die 
im 9. 5 der erwãhnten Zusagen garantirten Rechte der Kirche übertragen 
werden. Diese Zusagen dürften aber hiebei so interpretirt werden, dass die 
dadurch statuirten kirchlichen Rechte auch wirklich zur Ausübung kommen. 
Schon durch diesseitigen Erlass an Hochdasselbe vom 6. November 1862 
No. 11,630 haben wir urn Erfüllung dieser Zusicherung gebeten. Die in- 
zwischen eingetretenen Dissidien haben solche nur aufgeschoben. Hiernach 
haIten wir uns für verpflichtet im Sinne dieser Vereinbarung wenigstens 
darüber in wirksamer \Veise zu wachen, dass die Rechte der Katholiken 
bezüglich der katholischen Schulfonds gewahrt, dass diese ihrem con- 
fessionellen Zwecke erhaIten und stiftungsgemäss verwendet werden. Auf 
der oben dargestellten gemeinschaftlichen Grundlage beruhen die nach- 
stehenden Antrãge und 'Vünsche. 'Vir haben hiebei den von uns accep- 
tirten dortigen V orschlag im Auge behaIten, dass "das Gesetz das berührte, 
gemischte System im Princip aussprechen solle," dass dagegen die "genauere 
Festsetzung" der kirchlichen Rechte in den V ollzugsverordnungen und 1n- 
structionen ihre Stelle finde. II.ieraus foIgt, dass in dem Gesetze die er- 
wähnte Grundlage durchweg nicht verkannt und das berührte Princip darin 
als nicht missdeutbare Rechtsregel ausgesprochen werden sollte. \Vir 
glauben in den darauf sich :::itützenden, nachstehenden Vorschlãgen der 
Stellung der Grossherzogl. Regierung jede Rücksicht getragen zu haben. 
Anderseits erlauben wir uns aber darauf aufmerksam zu machen, dass die 
Erfahrung der jiingsten Zeit beweist, dass eine im Gesetze statuirte directe 
oder indirecte Negation der kirchlichen Rechte die Grossherzogl. Regierung 
hindert, die Rechte resp. die erwähnte J\Iitwirkung der Kirche ins Leben 
trcten .lU lassen. Aus diesen Gründen beehren wir uns, die nachstehenden 
Aenderungen des Gesezentwurf<; ergebenst vorzuschlagen. I. 'Vir halten es 
nach Obigem und nach dem Vorgange anderer Geset.lgebungen für rathsam, 
wenn del' Titel des Geset.les statt: "Elementar- U nterricht" heissen würde: 
""Das Schulwesen"". 2. Zu 9. 31 Abs. 2 wünschen wir, dass statt: "Schul- 
behörden" gesetzt würde: ""Aufsichtsbehörden'''' und ebenso 3. Zu 9. 5 
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Abs. I statt: "Volksschule": ""eine Schule bestehen, durch welche den 
Erfordernissen des 
. 1 Genüge geschieht" ". 4. Zu S. 9 am Schlusse des 
ersten Satzes wolle nach den \Yorten: "an det stehellden Schule" beige- 
îtigt werden: ""für die dieser Confession angehörigen Kinder" ". 5. Zu 
. I I 
beantragen wir die am Schlusse des ersten Absatæs bcstehende Stelle: 
"die Abstimmung wird durch die StaatsverwaItungsbehörde geleitet" streich en 
zu wollen. Die Bestimmung hierüber dürfte nach der Analogie des 
. IS 
des Gesetzentwurfs in der noch zu besprechendell V ollzugsverordnung er- 
folgen. Sie wird im Gesetze um so weniger ausgedrückt werden sollen, 
weil auch Hochdasselbe der Ansicht huldigt, dass principielle DifTerell/en 
im Gesetze vermieden werden sollen. Aus diesem Grunde haben wir auch 
den Antrag fallen lassen, dass in dem Gesetze ausdrÜcklich die, nach unserer 
U eberzeugung der Kirche zustehende 
Iitwirkung resp. Leitung des frag- 
lichen confessionellen Acts ausgesprochen werden 
olle. 6. Zu 
. 21 be- 
antragen wir folgende Fassung des Zusatæs: ""Diese können die kirchlichen 
Rechte und Interessen bezüglich der Erziehung und Bildung im confes- 
sionellen Geiste und bezüglich der stiftungsgemässen Venvendung der con. 
fessionellen Fonds bei den Schulbehörden der verschiedenen Instan7en Yer- 
treten."" Dieser Satz entspricht seinem materiellen InhaIte nach der oben 
ausgeîtihrten gemeinschaftlichen Grundlage, wãhrend der yon dortseits Yor- 
geschlagene die yon der GrossherzogI. Regierung anerkannte "Rechtssphäre" 
der Kirche ignorirt, dem oben erwähnten Willen der Grossherzogl. Re- 
gierung nicht vollstãndig entspricht und die yon dortseits zugesagte "Er- 
füllung" un serer früher ausgesprochenen \Vünsche leicht unmöglich machen 
würde. Der yon uns vorgeschlagene Satz entspricht der yon Hochdemselben 
ausgesprochenen Intention, class der kirchliche Vertreter (Ortspfarrer) "die 
selbststiindigen kirchlichen Interessen und Rechte kraft Auftrags der K.irche 
IU vertreten habe, wie dass bei allen religiösen, kirchlichen Fragen die 
J(.irchen Luzustimmen haben". Die confessionellen Angelegenheiten 
illd 
naturgenÜss nur religiöse. \Vürde der yon uns vorgeschlagene Satz seinem 
,\... ortlaute oder seinem materiellen InhaIte nach in das Gesetz aufgenommen, 
so wären un sere Bedenken z. B. bezüglich der Stellung des Ortsgeistlichen 
(S
. 8, q., 18, 19) praktisch gehoben. Durch die Aufnahme eines solchcn 
Princips würde das Gesetz das oben angedeutete, allseits anerkannte 'Vesen 
der Schule und ihre Stellung zur Kirche restituiren. Es würden dadurch 
im Gegensatz zu der illiberalen Staatsomnipotenz über die Schule die Grund- 
s
itze der allerhöchsten Proclamation und die bei dem Zustandekommen des 
Kirchengesetzes von 1860 ausgesprochenen Principien wieder zur fìcltUllg 
kommen. J enes Princip ermöglicht das allseits gewünschte Zusammenwirken 
der Staats- und Kirchenbehörden und c::ntspricht den historischen und ge- 
gehenen VerhäItni:,sen. Sowohl die kaiserIich österreichische (josephinische) 
als die kurpfäJzi!'che und altbadische Gesetzgebung beliessen die 
[it- 
wirkuug der K.irche bei der Jurisdiction, Prüfung, Anstellung der Lehrer, 
hei der Schulaufsicht und Verwaltung des Schulvermögens. Dis in die 
neueste Leit habell unter der Herrschaft des Bcvormundungsstaats weltliche 
Kirchen behörden und durch weg Geistliche das Schulwesen geleitet. 'Yeull 
jetzt die Kirche diese rein geistliche Leitung des Schulwesens factisch auf- 
geben, dagegen in ihrem anerkannter.. Gebietc selbststãndig sein solI, so 
folgt daraus, dass ihr wenigstens die erwähnten Lur ErhaItung des genannten 
sittlich-religiösen, coufessionellen Zweckes der Schule erfonlerlichen Rechte 
eingeräumt werden. \Yürde der yon uns bcantragte Satol in das lÌesetL auf- 
genommen, so könnten wohl auch stiindige kirchliche Vertreter bei dcn 
hüheren SchulbehörcIen cine 
ihnliche Stellung \Vie dcr Ortspfarrer im Orb- 
schuIrathe erhaIten und so die Beziehungen von Staat und Kirche wescntJidl 
crlcichtert uncI vercinfacht wcrùen. 7. Zu 
. 27: \Yir halten es nach Ohigcm 
für conecter, wenn im zweiten Ab
atl. stat!: "Religionsunterricht" gcsagt 
würùe: ""rcJigiüse ErÛchung und Bildung"'.. Da aLer inhaJtl
cb de.r 
dortigen 
I itt beil ungen jenc11l \\T urtc der in (leu lct/tern liegcndc SU1l1 ùel- 
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gelegt wird, so bestehen wir nicht auf dieser Aenderung. Dagegen be- 
antragen wir den Strich der drei letzten Sãtze dieses 
. 27, also von den 
"\Vorten: "Diese V erfügungen verkünden die zustãndigen Schulbehörden" 
bis: "an die Schulordnung gebunden". Der Grund. dieser Bestimmungen 
ist vollstãndig in dem dense1ben vorausgehenden Satze: "Die Kirchen haben 
bei ihren Verfügungen in Betreff des Religionsunterrichts in den V olks- 
,>chulen die bestehende Schulordnung zu achten" erreicht. "\Vir haben diese 
let.ltere Verpflichtung ausdrücklich iibernommen, also damit auch die "Geist- 
lichen als Religionslehrer", die Kirchendiener zur Beachtung dersclben ver- 
bunden. Desshalb sind obige Bestimmungen bei den erw
ihnten, heidersc:its 
anerkannten, innigen "\\Techselbeziehungen zwischen den Staats- und K.irchell- 
behörden für beide unnöthig, und der Schlusssatz überfliissig. Sie gehören 
ohnehin, da sie keine principieUen Rechts..,ãtze sind, auch nach dortiger 
Anschauung nicht in das Gesetz. Sie soU ten hier urn so weniger eine 
Stelle tinden, weil nach der von Hochdemselben ausgesprochenen Intention 
die "V erständigung über ein concretes Gesetz nicht von der Lösung prin- 
cipieller Streitfragen abhängen solI." Für den Strich dieser Bestimmungen 
spricht überdies der Umstand, dass sie im Widerspruch der oben ausge- 
fiihrten Grundlage und zu der Zusicherung Hochdesselben stehen: "der s. 
27 wolle der Kirche die freie, selbststãndige Ordnung des Religionsunter- 
richts einrãumen". Es spricht für die Streichung der erwãhnten drei S
it:te 
der oben berührte Umstand, dass die Kirche den ersten derselben aucl) in 
seiner jetzigen Fassung aus bekannten Gründen nicht annehmen darf. Dieser 
Satz bildete ja seit dem Gesetze von 1864 einen Hauptgegenstand der kirch- 
lichen Beschwerden. Dagegen löst sich in praktischer Hinsicht durch die 
Annahme des obigen gemischten Systems diese Frage von selbst. Die 
}Grche wird durch ihre Vertreter bei den Schulbehörden, welche ja zu- 
gleich ihre Aufsichtsbeamten über die religiöse Bildung sind, factisch UlHl 
naturgemãss die gewünschte "\Vechselbeziehung pflegen. ""Vir haben dess- 
halb gegen die Beibehaltung dieser Sätze nichts zu erinnern, wenn nach den 
"\Vorten: "Diese V erfügungen verkünden" gesetzt würde: " "auf Ansuchen 
der Kirchenbehörde''''. 8. Zu 
. 30 Abs. 3 wünschen wir, dass nach den 
"\Vorten: "Ausbildung von V olksschuUehrern werden" beigefügt werde: 
""confessioneUe"". Dieser Zusat.l würde obiger Grundlage, dem Charakter 
der confession ell en Schule, tur we1che nur in ihrer Confession herangebi1dete 
Lehrer taugen, und den bestehenden Verhãltnissen entsprechen. 9. Zu 

. 
38-40: Das von dortseits mit uns gewünschte harmonische Zusammen- 
wirken der staatlichen und kirchlichen Schulbehörden, die dortige Zu- 
sicherung, dass die erstere gegel1 Verletzungen ùer Pflichten des LeInen; 
als Religionslehrer, sowie gegen "religiös-sittliche Verge hen" desselben auf 
Legründetel1 Antrag der Kirche einschreiten werden, entheben uns der N oth- 
wendigkeit, un sere praktisch dahin zielenden, früheren Antrãge formell auf- 
recht I-U erhalten. ""Ir können indessen die Bemerkung nicht unterùrücken, 
dass wir gegen die "seit 30 Jahren bestehenden" Schulbestimmungen früher 
protestirt haben. Die derselben vorhergehende Gesetzgebung l1at ausge- 
sprochen, dass ein Lehrer, welcher wegen Vernachlãssigung seiner kirch- 
lichen Dienst- oder religiöser Pflichten von der Kirche in begriindeter 
\Yeise zur Ertheilung des Religionsunterrichts für unfåhig erklãrt wurde, 
seines Dienstes zu entlassen sei. Die mit dortiger Genehmigung erlassene 
Verordnung vom 5. December 1851 macht es den Lehrcrn zur Pflicht, "sich 
gewissenhaft an das kirchliche Leben des Confessionstheils, we1chem die 
Gemeinde angehört, anzuschliessen und sich durch \Vort und That als 
religiös-sittlichen 1\[enscllen zu zcigen". 10. Lu 
. 43 erlauben wir uns nur 
die Bemerkung, dass, wenn durch den Schlusssatz dessclben den Lehrern 
die conventionelle Annahme de,; l\Iessnerdienstes untersagt sein soUte, 
solches die persönliche Freiheit und die fìnal17.iel1en Interessen der"c1hen 
wie der Gemcinden beeintdchtigen würde. II. Der Schlusssatl. des 
. 63 
sollte nach der Zu
icherung der Herren Regierung-;commis'iiire gestrichen 
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werden. Da dies \Vohl aus Versehen nicht geschehen zu sein scheint, so 
bitten wir wiederholt urn den Strich desselben. 12. Den Abs. I des 
. 105 
beantragen wir dahin modificiren zu wollen: "Aus den .illilteln ölfentlichcr 
Corporationen und Stiftungen können Schulen nur unter der Voraussetzung 
errichtet werden, unter weIchen Privat-Lehr- und Erziehungsanstalten ge- 
setzlich gestattet sind." Hochdasselbe spricht sich im Princip fiir die 
Unterrichtsfreiheit aus. Dieselbe ist aber durch den überwiegenden Ein- 
Buss des Staats auf das Schulwesen, wie ihn der Gesetzentwurf statuirt, über- 
haupt sehr beschränkt. Die Unterrichtsfreiheit ist durch die S
. 100-105 
des Gesetzentwurfs noch speciell limitirt. Schon desshalb steht die singul
ire 
Bestimmung des S. 105 im schärfsten Gegensatz zu jenem Princip und zU 
obiger Grundlage. Der Staat legt sich die unbegrenzte Befugniss bei, staatliche 
Schulen zu errichten und zu leiten. Die Kirche ist kraft des bestehenden Rcichs- 
und Bundesrechts, wie kraft 
s. I und 7 des Gesetzes vom 9. October 18Go 
nicht bloss eine Person mit rechtlicher 'Villensfähigkeit, sondern ein öffent- 
liches Gemeinwesen f ähnlich wie der Staat. Gemäss den Grundsätzen des 
Rechtsstaates und der neueren Jurisprudenz wird den Associationen auf 
materiellem Gebiet die ausgedehnteste rechtIiche Freiheit eingeräumt. Und 
doch sollen auf dem höchsten, die Interessen Aller fördernden, sittlich- 
religiösen Gebiete die Grundsätze des Bevormundungsstaats fortdauern. Es 
sollte der ältesten und ehrwiirdigsten Corporation nicht einmal das Recht 
belassen werden, das jedem Vereine concedirt wird! Kraft der bestehénden 
völker- und staatsrechtlichen Bestimmungen kann der Kirche das ihr dadurch 
garantirte Recht nicht entzogen werden, kirchliche Schulen zu griinden. 
'Vir haben wiederholt hervorgehoben, dass kraft des erwähnten positiven 
Rechtssatzes mindestens dasselbe Recht der Kirche und den kirchlichen' 
Corporationen zur Seite steht, wie den physischen Personen. Es bedarf zur 
Ausiibung desselben keines neuen Rechtssatzes, sondern nur der Achtung 
der rechtlich garantirten Freiheit der Kirche. So hat denn auch der VOll 
Geheimrath l\Iohl verfasste Bericht der ersten Kammer iiber das Ktrchengesetz 
vom 9. October 1860 ausgesprochen: "die Kirche kann, wie jcde Corpo- 
ration f Unterricht ertheilen". Die von dortseits vorgeschlagene Fassung 
widerspricht überdies dem von Hochdemselben ausgesprochenen 'Villen, "die 
Corporationsschulen im Allgemeinen wie die Privatschulen zu behandeln". 
Sie widerspricht der Sclbstständigkeit, dem Princip der Rechtsgleichheit und 
der freien Religionsübung. Sie steht im 'Viderspruche mit dem von dort- 
seits zugestandenen Rechte der Familie, ihren Kinderrr die erforderliche 
Bildung auch an nieht rein staatlichen Schulen ertheilen zu lassen. Sic 
widerspricht der von Hochdemselhen ausgesprochenen Intention, "eine 
reichere Individualisirung der Bildung" fördern zu wollen. 'Venn, wie wir 
hofTen, eine Verständigung über die Schulfrage zu Stande kommt, bedarf 
die Kirche keiner irgend erheblichen Anzahl soIcher Corporationsschulen. 
Der Staat wird es also sein, welcher hauptsächlich einen "uniformirenden 
EinBuss auf die V olksbildung ausübt". SolI dieser durch die von Privaten 
errichtete Schulen moderirt werden, weshalb soIl die Kirche aIlein unter 
ein Ausnahmsgesetz gestellt werden? Gegen dasselbe sprechen noch ethische 
und tìnanzielle Gründe. Die Erziehung unli Dildung kann auf die ihr .lU- 
kommende Höhe nur durch das Zusammenwirken aIler Krãfte gebracht 
werden. Es ist bekannt, wie selten Private zu staatlichen Schulen Stif- 
tungen machen und wie bereitwiIlig sie kirchliche Institute untcrstützen. 
Allerdings könnte die Kirche die ihren Zwecken entsprechende Schul en 
"durch Vermittlung der ihr angehörigen Private und Vereine" indirect 
errichtcn. Dieser von dortseits angeùeutete 'Veg der Umgehung der frag- 
lichen Bestimmung des projectirten 
. 105 spricht aber gegen dessen Bei- 
behaltung. So dürfte durch die von uns vorgeschlagene l\lodification des 
ersten Absat.lCs des S. 105 im Hinblicke auf S
. 13, 100 und den zweiten 
Absatz des 9. 105 des Gesettentwurfs sowie auf
. 16 der Verorùnung vom 
2U. November 1861 dell beiderseitigen Rechten f den bcstehcnden Vcrhält- 
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nissen und dem Grundsatze Rechnung getragen sein, dass streitige Principien- 
fragen ohne Noth keinen Ausdruck in diesem Gesetze finden sollen. Die 
"Kammern" können ohne Zustimmung der Kirche ihre wohlerworbenen 
Rechte nicht antasten. Diese Factoren der Gesetzgebung dürften Angesichts 
unseres Entgegenkommens keine der Kirche feindselige und sie mit Arg. 
wohn behandelnde Ausnahmsbestimmung fassen wollen. Sie werden indessen 
auch nicht wohl in die Lage kommen, solches zu thun, wenn die von uns 
vorgeschlagene Fassung des s. 105 in den Gesetzentwurf aufgenommen wird. 
Durch die offene Darlegung der obigen 'Vünsche und Anträge haben wir 
nur verlangt, dass die Freiheit der K.irche auf ihrem anerkannt eigensten, 
sittlich-religiösen Gebiete zur Ausführung komme. 'Vir haben urn die 
:\Iitwirkung der Kirche zur Pflege des confessioneIlen Charakters, der Er- 
ziehung und Bildung im confessionellen Geiste, sowie zur Erhaltung und 
stiftungsgemässell Verwendung der confessioneIlen Fonds gebeten. "Vir 
haben unsere 'Vünsche und Antråge gestützt auf die auch yon der Grossh. 
Regierung anerkannten Grundsätze der Erziehung und Bildung, auf die 
Principien der verfassungsmässigen Freiheit, des Rechts, des paritãtischen 
Rechtsstaats. 'Vir haben demgemäss keinerlei Bevorzugung, aber ander- 
seits auch Rechtsgleichheit für die Kirche verlangt. 'Vir sind nicht be- 
standen" auf der Au..sübung yon zur Zeit streitigen Rechten, obgleich solche 
cler Kirche durch feierliche Verträge garantirt sind, welche ein Bischof 
principiell zu wahren verpflichtet ist. 'Vir haben vielmehr im Laufe der 
Unterhandlung die actueIlen Befugnisse der Kirche auf dasjenige l\Iaass 
reducirt, welches zur Ausübung der kirchlichen Pflichten unerlãsslich ist 
und aus diesen Pflichten emanirt. 'Vir haben bei unsern Anerbieten zu der 
so erforderlichen Verständigung über die Schulfrage die obige gemeinschaft- 
liche Grundlage stets im Auge gehabt. 'Vir haben dabei dem beiderseitigen 
Grundgedanken, dass das ganze Schulwesen in wechselseitiger Harmonie 
yon Staat, Kirche, Gemeinde und Familie geleitet werden soIl, sowie den 
hestehenden Verhãltnissen und Stimmungen Rechnung getragen. Aus tiefster 
U eberzeugung sprechen wir es aus, dass die Interessen der Religion, del' 
Autorität und Freiheit, des Landes und der Gesellschaft einen endlichen, 
l'ückhaltlosen Frieden zwischen Staat und Kirche postuliren. Der Gesammt- 
wille der christlichen Bevölkerung wünscht ihn mit uns und Hochdemselben. 
Ein wahrer, und deshalb dauernder Friede kann aber nur durch die An- 
erkennung der gegenseitigen Rechte, durch Berücksichtigung des beider- 
seitigen Standpunktes, der beiderseitigen SteIlung und Verhältnisse. durch 
gegenseitiges Entgegenkommen aIler bei dem Zustandekommen des Friedens- 
werkes Betheiligten bewirkt werden. Wenn nun die staatliche wie die 
kirchliche Autoritãt die "scharfen, principiellen Gegensätze" beseitigt, wenn 
sie mit dem GesammtwiIlen auf Grund der eben berührten Principien die 
Hand zum Frieden bieten, wie soIlte die verfassungsmãssige Vertretung des 
christlichen V olkes sie zurückweisen! Wir haben diesem Friedenswerke 
aIle Opfer gebracht, welche wir vor Gott, dem heiligen Stuhle und dem 
katholischen Volke glauben verantworten zu können. Und wenn wir so die 
Stellung der Grossh. Regierung beachtet haben, so dürfte auch der unsrigen 
gebührende Rechnung getragen werden. Die Grossh. Regierung hat dann 
auch die Zusage gemacht, dass durch die Vollzugsverordnungen und In- 
structionen die diesseitigen "Ansprüche geregelt werden, die genauere Fest- 
setzung" der kirchlichen Rechte erfolgen solIe. 'Venn, wie wir hoffen, 
unsere jetzigen Antrãge insbesondere zu S
. 21, -27 und 105 des Entwurfs 
in dem Gesetze berücksichtigt werden, und wenn in den V oIl.lugsbestim- 
mungen unsere zu diesem Behuf gemachten Vorschlãge yom I. Februar d. J. 
hiernach zur Durchführung kommen; so werden wir zum V ollzug des Ge- 
setzes rückhaltlos mitwirken. Wir werden also auch in dies em FaIle die 
uns untergebenen Geistlichen zu der ihnen hiernach zugewiesenen l\Iitbethei- 
ligung anhalten. Da wir aber zur Zeit weder den endgiltigen lnhalt des 
Gesetzes noch die VoIlzugsverordnungen kennen, so können wir uns iiber 
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die SteHung der K.Í1che elst dann definitiv aussprechen, wenn er
teres in 
cndgiltiger .Fassung uns vorliegt, und wenn das von dortseits .lugesagte Ein- 
vernehmen über die V ollzugsbestimmungen .lU einem beiderseib befriedigen- 
den Resultate geführt hat. "\Vir behalten uns eventuell vor, uns darüher 
auszusprechen, wenn wider alles Verhoffell die Anerkenn ung der noth- 
wendigstcn Befugnisse der Kirche, sogar derer, welche zur Zeit im Geset.l- 
entwurfe ausgesprochen sind, daraus entfernt werden sol1ten. IIochdasselbe 
deutet indessen an, dass "der Entwurf die allseitige Zustimmung finden 
werde". Es dürften deshalb in nächster Zeit schon die Voll.lugsbestim- 
mungen entworfen und uns mitgetheilt werden können. "\Yir glauben der 
dortigen Intention zu begegnen, wenn wir hier den aufrichtigen "\Vunsch 
lleponiren, dass das freundliche Verhiiltniss zwischen Staat und K.irche auf 
alIen Gebieten und dass die Versöhnung im öffentlichen Leben überhaupt 
hergestellt werde. Es kann der Einsicht Hochdessclben nieht entgehen, 
auf welche \Veise die "\Vahlen in den Ortsschu1rath zu Stande gekommen 

ind. Damit jeder Streit hierüber in Zukunft vennieden, dieser Behörde mit 
albeitigem Vertrauen entgegen gekommen und den lTeistlichen der Eintrilt 
und die gedeihliche \\Tirksamkeit in dieselhen nicht erschwert werde, bitten 
wir die singuläre Bestimmung des Schlusssatzes von 
. 107 aus dem Gesel.l- 
entwurfe streichen zu wollen. Zu der Rückkehr des allseitigen Friedells 
unci des Vertrauens in die neuorganisirten Schulbehörden würde die Ge- 
währung unseres V orschlags wesentlich beitragen, dass die confessionellen 
SchuIcn wenigstens der Person llach durch l\litglieder ihrer Confession 
gcleitct werden. Dieses zu bewirken steht ja jederzeit in der 1\Iacht der 
Grossh. Regierung. Ein solcher durch alIseitiges 1\laasshalten zu Stande 
gckommener Friede wird aIle "\V ohlgesinnten befriedigen, weil er das 
Recht und die höchsten Güter Aller schützt. "\'Tir bitten deshalb JIoch- 
dasselbe, uns die höchste Entschliessung der Grossh. Regicrung auf die 
dahin abzielenden, diesseitigen "\Yünsche und Anträge baldgeneigt mittheilen 
und uns den hiernach modificirten Gesetzentwurf, sowie s. Z. die V ollzugs- 
bestimmungen vor deren endgiltigen Feststellung zukommen lassen zu wollen. 
gez. Orbin. 


LXXIII. 
J.llÙzisteriwn des Innern. I<arlsruhe, den 12. April 1866. No. 4884/85. 
Den Gesetzentwurf iiber den Elementarzmterricht betreffend. 
ErzbischöfL Ordinariat beehren wir uns auf den ErIass vom 8. v. 1\lts., 

o. 1997, zu erwidern: "\Yïr haben mit aufrichtiger Genugthuung yon den 
dortseitigen Erldärungen Kenntniss genommen, da wir in denselben im 
"\Vesentlichen eine A usgleichung der Differenzen finden, wdche bisher in 
Betreff der Schulfrage bestanden. "\Vir glauben als den hauptsächlichsten 
Gewinn der gegenseitigen Communicationen den bezeichnen zu dürfen, dass 
"\Vohldasselbe die Ueberzeugung gewonnen hat, dass der Grossh. Regierung 
nichts ferner liegt, als die religiöse Grundlage der Volksbildung und den 
berechtigten Einfluss der Kirchen auf dieselbe zu verkümmern, wie umgekehrt 
wir auf die loyale 
litwirkung "\V ohldesselben bei dem V oll.lug des auf 
dieser Basis beruhenden Schulgesetzes glauben rechnen zu diirfen. Nach- 
dem es in gerechter "\Yürdigung der beiderseitigen Intentionen gelungen, 
iiber aIle praktisch entscheidenden Punkte cine Verständigullg zu erzielen, 
.lweifeln wir nicht, auch hinsichtlich der wenigen Punkte, in Betreff dcren 
noch mehr oder minder abweichende Ansichten bestehen, .lU einem bcfrie- 
digenden Resultate gelangen zu können. J\lehrere der dortseitigen "\Vünsche 
und Anträge hetreffcn nur die Fassnng; so wenig diese an sich als unab- 

inderlich erscheint, so müssen wir doch Bedenken tragen, die vorgeschla- 
gegen Aenderungen zu adoptiren, da durch dieselben theils die Terminologie 
des Gesetzes selbst eine unbestimmte würde, theils sein Verh;i1tniss zu 
andern Gesetzen an Klarheit verlöre; so halten wir z. B. den Iïtel: Gesetz 
iibcr das Schulwesen, nicht fiir angemcssen, weil dassclbe die l\IiUcl- und 
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höheren Schulen durchau
 nicht heriilut. Zu den bloss redactionellen Be- 
merkungen rechnen wir auch die unter No. '""8 des dortseitigen vcrehr1ichen 
Erlasses. Die confessionclle Eigenschaft der SchullehrerseminarÏen beruht 
auf den Statuten derselben, beziehungsweise dem Finanzgesetze. 'Vir halten 
es fiir das Zweckmãssigste, die althergebrachten Institute ledig1ich auf ihrer 
altcn Basis zu helassen, .lumal da eine von uns iibrigens nicht beabsichtigtc 
....\enderung durch HereinÚehen der Sache in das neue Gesctz durchaus nicht 
mehr, als auch jetzt cler Fall ist, ausgeschlossen, im Gegentheil vielleicht 
näher gerückt würde. "\Vas die materiellen dortseitigen Anträge anbelangt, 
so beruht es nur auf einem Versehen, wenn in den dorthin mitgetheilten 
Exemplaren des Gcsetæntwurfs der Schlusssatz des 
. 63 nicht gestrichen 
ist; er wird in dem Entwurf wegbleiben. Der 
. II wird nach unsercr 
Ueberzeugung am hesten unverãndert beibehalten werden; er beruht auf 
ciner bil1igen Ausgleichung der verschiedenen, einander gegeniiberstehenden 
T nteressen, und wir halten eine ganz genaue Regulirung des Verfahrens bei 
Vereinigung confessionell getrennter Schulen in gemischte für durchaus 
geboten, da nur hiedurch jedes der betheiligten Interessen Sicherheit Iiir die 
ihm gebührende Berücksichtigung findet. Die Leitung der Abstimmung 
durch die Staatsverwaltungsbehörde bietet die grössten Garantien, da dieselbe 
völlig parteilos über den verschiedenen Interessenten steht. Wir glauben, 
die gesetÛichc Zusicherung, dass die unparteiische Staatsbehörde das Ver- 
fahren zu lciten habe, ist das Geringste, was die wegen des Ge1dpunktes 
so ausserordentlich stark betheiligten politischen Gemeinden verlangen wer- 
den und mit Recht verlangen können, da ihnen der Entwurf eine directe 
Theilnahme nicht einrãumt. Den grössten Werth legt "\V ohldasselbe auf 
Jie 

. 21, 27 und 105, und wir freuen uns, mitthei1en zu können, dass wir 
von unserem Standpunkte aUs an Grossherzogliches Staatsministerium, dessen 
Berathung der Entwurf schon seit lãngerer Zeit unterbreitet ist, den Antrag 
stellen konnten, in den betreffenden Paragraphen Aenderungen eintreten zu 
lassen, durch welchen zweien der dortseitigen 'Vünsche, wie wir glauben, 
vollständig, dem Dritten wenigstens annãhernd und so weit a1s es uns 
irgend mög1ich ist, entsprochen werden wird. "Vir haben nie verkannt, dass 
(len Kirchen in Betreff der confessionellen V olksschulen, wie sie nach dem 
Entwurf organisirt werden sollen, nicht b10ss Interessen, sondern auch 
Rechte, .l. B. hinsichtlich des Re1igionsunterrichts. zustehen, und wir haben 
den einfachen Ausdruck "kirch1iche Interessen" in 
. 2 I nur der Kürze 
halber und weil er die "kirch1ichen Rechte" mit umfasst, gewãh1t. Eine 
Specification dieser Rechte und Interessen ist, wie auch dortseits nicht ver- 
kannt werden wird und wie eine solche auch in dem zu 
. 21 formulirten 
Vorschlage nicht unternommen ist, nicht wohl möglich. Was insbesondere 
die confessionellen Schu1fonds anbelangt, so versteht es sich von selbst, 
dass sie, wie aUe andern Stiftungen, ihrem Stiftungszwecke nicht entzogen 
werden dürfen, und wir nehmen keinen Anstand, auch hier wieder wie bei 
andern ãhn1ichen Anlãssen anzuerkennen, dass sie unter dem Schutz des 

. 20 der Verfassungsurkunde stehen. 1m U ebrigen ist die Verwaltung der 
Schulstiftungen längst geordnet, und wir können ein Verhãltniss, das in 
jahrelanger unbeanstandeter Praxis sich befestigt hat und durch cin Gesetz 
sanctionirt ist, nicht neuerdings als ein in Frage zu stellencles anerkcnnen. 
Die Schulstiftungen werden durch den Ortsschulrath verwaltet, also, soba1d 
der Ortspfarrer in dense1ben eintritt, unter dessen l\Iitwirkung. Demse1ben 
steht selbstverständlich frei, gegen Beschlüsse des Collegiums, die er seiner- 
seits mit den Stiftungszwecken für nicht vereinbar hält, die geeigneten 
Schritte zu thun; er kann sich namentlich direct oder durch Vermittelung 
seiner vorgesetzten Kirchenbehörde an die gesetzliche Oberaufsichtsbehörde 
für Schulstiftungen wenden, wclche verpflichtct ist, fiir die stiftungsgemässe 
Verwendung des Fonds zu sorgen. Kirchliche Fonds, auf welchcn nur 
Lasten zu Gunsten einer Schule ruhen, werden von den betreffenden kirch- 
lichen Behördell verwaltct. Da es unthunlich ist, diese .lahlrcichen und 
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mannigfaltigen Beziehungen aIle in dem 
. 2 I genau und speciell dauu- 
stellen, und da dies auch entbehrlich erscheint, indem sie theils durch den 
iihrigen Inbalt des Entwurfs, theils durch andere Geset.æ und Veronlnungen 
ihre Regulirung finden, scheint es uns am zweckmãssigsten, den 
. 2 I mög- 
lichst ]{urz zu fassen. Gegen die weilere, in dem dortseitigen V orschlage 
enthaltene Umschreibung der in Frage stehenden Rechte unci Interessen, 
die eine Specialisirung derselhen doch nicht enthãlt, haben wir, wie wir 
schon in unserm Erlass vom 14. Februar d. J. zu bemerken uns erlaubten, 
namentIich das Bedenken, dass die vorgeschlagene Ausdrucksweise von der 
bei uns üblichen Gesetzessprache so sehr abweicht, dass sie schon aus diesem 
formellen Grund keine Aussicht auf Billigung durch die Kammern hat. 
Nach den dortseitigen Ausf"rihrungen legt übrigens \Vohldasselbe den ent- 
scheidenden \Verth nicht auf die specielle, in Vorschlag gebrachte Fassung, 
sondern nur darauf, dass auch der den Kirchen nach dem Entwurf zustehen- 
den Rechte, im Gegensatz zu blossen I nteressen, ausdrücklich gedacht 
\Verde, und wir glauben also den \Yünschen \Vohldesselben dadurch voIl- 
ständig entsprochen zu haben, dass wir bei hohem Staatsministerium den 
Antrag steIlten, den Schlusssatz des 
. 21 so zu fassen: "welche die kirch- 
lichen Rechte und Interessen bei den staatIichen Schulbehörden der ver- 
schiedenen Instanzen vertreten können". In 
. 27 halten wir den Strich 
des Schlusses aUs dem schon mehrfach von uns angeführten Grullde für 
unzulãssig, \Veil für den Lehrer nothwendig ein ãusseres formelles Kriteriurn 
gegeben sein muss, welche Anordnungen er zu befolgen hat, sonst 
kann er die Anordnungen der Schulbehörden unbeachtet lassen, weil sie 
nach seiner Ansicht mit kirchlichen Verfiigungen im \Viderspruch stehen, 
oder umgekehrt die letztern vernachlãssigen, weil er sie mit den erstern für 
unvereinbar halte. 1m Uebrigen leg-en wir auf die Art und \Veise, wie der 
formelle Rechtssatz des 
. 27 ausgedrückt wird, keinen böonderen \\
 erth, 
und wir haben deshalb, urn dem dortseitigen eventuellen \V unsche zu ent- 
sprechen, an hohes Staatsministerium den Antrag gestellt, in 
. 27 hinter 
den \Vorten: "die Verfügungen verkünden" einzuschalten: "auf 
Iittheilung 
der Kirchenbehörden". \Vas endlich die Corporations- und Stiftungsschulen 
anbelangt, so vermögen wir in diesem Punkte den dortseiligen \Vünschen 
nicht vollständig zu entsprechen. Die Befugniss, welche dem Individuum 
als Ausfluss seiner natürIichen Freiheit von selbst zusteht, können juristische 
Personen nur kraft besonderer Verleihung in Anspruch nehmen. Wir können 
uns nicht davon überzeugen, dass genügende Gründe vorliegen, diese Ver- 
leihung, anstatt sie ihrer rechtIichen N atur entsprechend im ein.ælnen FaIle 
.lU gewähren, zum Voraus und im Allgemeinen durch Gesetz auszusprechen. 
Dazu kommt die praktische Aussicht, dass wir bei den weit auseinander- 
gehenden Ansichten über das l\Iaass der den juristischen Person en zu ge- 
wåhrenden Unterrichtsfreiheit die Einhaltung eines moderirtcn Systemes für 
unerlãsslich halten. Der Entwurf bietet den Corporationen, deren Schulen 
hisher schlechthin als öffentliche behandelt und unter die directe Leitung 
der Staatsbehörden gestellt waren, ausserordentlich icl mehr, als sie bisher 
hatten; für ein noch l\lehreres ist die erforderliche allseitige Zustimmung 
nicht zu erlangen. \Vir wiederholen übrigens, dass es durchaus nicht unsere 
Absicht ist, das der Regierung vorbehaltene freie Ermessen in einem den 
Corporations-Schulen feindseligen Geiste zu üben, und wir haben, um hier- 
über \V ohldemselben jede mögliche beruhigende Gewissheit zu geben, bei 
hohem Staatsministeriurn beantragt, den 
. 105 ganL. zu streichen, und statt 
desscn dem 
. 100 am Schluss folgenden Satz beizufügen: "Für Errichtung 
solcher Schulen durch Corporationen oder Stiftungen hleibt Staatsgenehmigung 
vorbeha1ten". Durch diese U msteIlung sind die Corporations - Schulen, ab- 
geschen von dem eincn Punkt, dass zu ihrer Errichtung Staatsgenehmigung 
erforderlich ist, in allern Uehrigen den PrivatIehr- und Er7iehungsanstaltcn 
ganz gleich gestellt. Der \Vunsch \Vohldesselben, der Vollzug des Schul- 
gesetzes möge in demsclben Geist der l\Iãssigung und billigen Rücksichts- 
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nahme auf aIle be
tehenden Rechte und Interes
en geschehen, in welchem 
dasselbe entworfen ist, kann auf sichere Erfüllung rechnen. Dem specieIlen 
Antrag, unmittelbar nach Verkündung des Schulgesetze!' eine alsbaldige 
Neuwahl der Ortsschulr
ithe an.luordnen, vermögen wir aber, von Anderem 
abge
ehen, schon aus dem Grunde 11icht zu entsprechen, weil ohnehin kaul11 
ein JaIn nach jenem Termin die hälftige Erneuerung der Orts
chuhäthe 
stattzufinden hat. Tm Uebrigen kann uns die Anschauung 'VohIde

elben, 
es sei auf alIen Gebietell ein freundliches Verhãltniss zwischen Staat und 
Kirche anzustreben, nur erfreulich sein und es kann dorbeits jederzeit auf 
unser bereitwiIliges Entgegenkommen auf diesem 'Vege gereclmct werden. 
\Vir erwarten die schliessliche Entscheidung des Grossh. Staatsministerium
 
über den Ge
etzentwurf in den nãchsten Tagen, und glauben annehmen .lU 
dürfen, dieselbe werde unsern Antrãgen entsprechen, da der Entwurf nur 
eine Ausführung der 'Principien ist, welche schon wiederholt die höchste 
Billigung erfahren haben. gez. Lamey. 


LXXIV. 
ErzbisclziiJliches Ordina ria t. Freiburg, den 3. October 1867. No. 8970. 
Erlass Grossh. 1\Iinisteriums des Innern yom 12. v. 1\1., No. 11,606. Den 
Gesetzelltwurf iiber den Elementarunterriclzt betreffelill. 
Beschluss. Grossherzoglichem 1\Iinisterium des Innern beehren wir 
uns ergebenst zu erwidern: 'Vir haben die yon diesseits im vorigen Jahre 
gegen den Schulgesetzentwurf - eingenommene Stellung nicht geãndert und 
wünschen demgemãss, dass die damals abgebrochenen Verhandlungen iiber 
dasselbe zu Ende gefiihrt werden. lnhaltlich unseres Ellasses yom 8. 1\lär.l 
v. J. und des dortigen yom 27. Januar und 12. April v. J. ist hieriiber, 
insbesondere iiber den Inhalt der durch die kirchlichen Aufsichtsbeamten 
auszuübenden Rechte der Kirche noch kein Uebereinkommen getroffen 
worden. Wir erwarteten nach diesen Erlassen, dass uns der Gesetzentwurf 
und die Vollzugsverordnung vor deren Vorlage an Grossh. Staatsministerium 
zur Erklärung mitgetheilt würden. Die Kriegsereignisse des vorigen J ahres 
hindertcn bekanntlich die weitere Verfolgung dieser Sache und haben wir 
die Fortsetzung def Verhandlungen hierüber sofort durch unsern Erlass yom 
8. resp. 22. v. 1\1. wieder angebahnt. In den erwãhnten diesseitigen Er- 
lassen dürfte das yon uns beanspruchte Recht der Kirche auf die J\1it- 
wirkung bei der Leitung des Schulwesens uncI die Vertretung der katho- 
lischen "Confession" ausreichend begründet seine Diese, die Katholiken, 
können von der Leitung unci Vertretung ihrer kirchenverfassungsmãssigen 
V orgesetl.ten, Hues Oberhirten, nicht getrcnnt werden, weil eine solche 
Trennung nach der Lehre uncI Verfassung der katholischen Kirche ein 
Schisma, also die schwerste Verletzung der durch internationale Verträge 
und die badischen Grundgesetze garantirten freien katholischen Religions- 
übung wäre. Noch in dem diesseitigen Erlasse yom 8. 1\[ãrz v. }., No. [()97f 
haben wir die völkerrechtlich garantirten Rechte der Kirche auf die katho- 
lischen Schulen und Schulfonds gewahrt, was wir hiermit wiederholt thun. 
In den 1\Iotiven zu obigem Gesetzentwurf steht: "die Trennung von Staat 
und K.irche sei eingetreten." Gemäss den hiernach maassgcbenden G rund- 
sätzen des indiffercnten Staats müsste aber auch, wie z. B. in Amcrika, die 
KiI che yom Staat frei, und volle U nterrichtsfreiheit gewãhrt seine Die 
Grossherzogliche Regierung will aber das gemischte System beibehal ten, 
wozu wir mitzuwirken bereit sind. Wir haben desshalb einen modus vivendi 
vorgeschlagen, unter welchem es der Kirche noch möglich ist, ilue l:>Hicht 
beáiglich der ErÛehung und Bildung der katholischen Jugend zu erfüllen. 
Der dortige verehrliche Erlass yom 26. Januar v. J., No. 234CJf anerkennt, 
dass die Kirche mit dem St<1at zur IIeranbildung der Jugend auf sittlich- 
religiöscr Grundlage .lusammenwirken, dass bei kircnlichcn oder religiösen 
Fragen die KÏ1che zustimmen sollee IIiernach haben wir in un
erl1 Erlassen 
Yom 8. l\Jär7 v. J. resp. 16. Jannar, I. und 6. Februar v. .T. die Voraus- 
Friedberg, Der Staat u. d. Kirche. 26 
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setzungen dargethan, unter welchen wir zum Vollzug des Gesetzes mitwirken 
können. ,Vir hätten allerdings gewünscht, dass nach der dortigen Zusage 
yom 14. Februar v. j., No. 2349, der nach diesen Principien, \Vie im posi- 
tiven Recht begründeten l\ritwirkung der Kirche im Gesetzentwurf mehr 
Ausdruck gegeben würde. 'Vir hofften, dass (gemãss diesem dortigen Er- 
Jasse) die Schule als eine Hilfsanstalt für Staat, K.irche und Familie wenig- 
stens in den 
Iotiven zum Gesetzentwurf erklãrt würde. Indessen ist gerade 
in diesen l\Iotiven, wenn auch auf indirecte 'Veise der gleiche oberste 
Grundsatz mit den 'Yorten ausgesprochen: "die unertrãglichste aller 
Despotieen, der Zwang zu einem uniformen, durch die Staatsgewalt vor- 
geschriebenen Bildungsgang ist unmöglich zu machen." Dieser Zustand 
würde aber durch den vorliegenden Gesetzentwurf herbeigefúhrt, wenn die 
Staatsgewalt allein und ohlle die lebenskrãftige, actuelle .:\Iitwirkung der 
Kirehe das Schulwesen zu leiten und zu besorgen hätte. Die Regelung 
dieser kirehlichen 
Iitwirkung liegt also nieht bloss im Interesse des Rechts 
und der Gesellschaft, sondern auch in dem der Schule. Sie wird insbeson- 
dere yon dem in unserer Zeit so wünschenswerthen Frieden zwischen Staat 
und Kirehe postulirt. Urn unserer Seits hiezu alles j\Iögliche beizutragen, 
wollen wir uns zur Zeit darauf beschrãnken, die früher dargelegten Reehte 
der Kirche insbesondere auch bezüglich des s. 61 ff. 100 a. Ende und 108 
zu wahren. 'Vir wiederholen, dass wir es schon im finanziellen Interesse 
der Staatsbürger resp. G emeinden fiir erspriesslich halten, wenn statt des 
im ersten Absatze des S. 5 enthaltenen 'Yortes: "Volkssehule" gesetzt würde: 
"Sehule". Es könnte beigefügt werden, dass diese wenigstens gemãss 
. 100 ff. 
eingerichtet und sãmmtliehe Schulkinder des Orts in diese Sehule aufge- 
nommen werden müssen (
. 7 des Gesetzentwurfs). 'Vir wiederholen, dass 
die :Mitwirkung der Kirche resp. der K..atholiken dadureh wesentlieh er- 
leichtert, wenn die singuläre Schlussbestimmung des 
. 106 gestriehen würde. 
Wir erneuern die Bitte, dass im Sinne des s. 6 zum ersten Satze des 
. 9 
naeh den 'V orten: "an der bestehenden Sehule" beigefügt werde: "für die 
dieser Confession angehörigen Kinder". Der Gesetzentwurf prãeisirt die 
Staatsleitung der Schule auf das Bestimmteste. Die l\Iitwirkung der Kirche 
bei der Leitung der katholischen Schulen und Schulfonds ist aber im 
. 2 I 
des Gesetzentwurfs zu allgemein und unbestimmt ausgedrückt. Es ist über- 
haupt im Gesetzentwurf keine Bestimmung enthalten, welche den Umfang 
und Inhalt des Rechts der Kirche principiell garantirt, also dessen Aus- 
übung möglieh maeht. 'Vir beantragen desshalb: I. es wolle zu 
. 27 Ab- 
satz 2 nach: "der Religionsunterrieht" beigefiigt werden: "und die religiöse 
Erziehung". 2. Der 
. 21 wolle in der, in unserm Erlasse yom 8. August 
d. J. angedeuteten Weise gefasst werden. 'Vir können zum Vollzug des 
neuen Sehulgesetzes mitwirken, wenn so die Befugnisse der Kirche im Ein- 
verstãndnisse mit der Staatsgewalt festgesetzt und in einer solchen 'Veise 
regulirt werden, dass sie mit Reehtswirkung ausgeübt werden können. Des- 
halb und im Hinblick auf die seitherigen Verhandlungen wird nur erübrigen, 
im Gesetz prineipiell und in der Vollzugsverordnung detaillirt die Befugnisse 
resp. Attribute der yon der Kirehe gemãss 
. 21 des Gesetzentwurfs bei 
sãmmtliehen Sehulbehörden zu ernennenden Aufsiehtsbeamten festzustellen. 
Wir wiederholen unsere früheren Antrãge, die Grossherzogl. Staatsregierung 
wolle wenigstens die Staats- resp. Sehulbehörden anweisen, in nachstehenden 
Angelegenheiten die :\Iitwirkung der kirchliehen Aufsiehtsbeamten beziehungs- 
weise deren Zustimmung jeweils eintreten zu lassen: I. bei resp. vor der 
Erlassung yon Anordnungen, welche die religiöse Erziehung und Bildung, 
das religiös-sittliehe Leben, den Gottesdienst und kirehliehen Gesang be- 
rühren, desshalb 2. zu der Bestimmung der Lehr- und Lesebüeher, des Lehr- 
plans und der Lehrgegenstãnde; 3. bei der Prüfung und vor der Anstellung 
der Lehrer bezüglich ihrer religiös-sittlichen Haltung und ihrer Befåhigung 
in Ertheilung des Religionsunterriehts und in der Kirehenmusik; 4. bei der 
Aufsieht und Diseiplin über die Lehrer unrl Schule in religiös - sittlicher 
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Hinsicht; (

. I, 4, 15, 30-45 des Gesetzentwurfs.) 5. bei der Leitung der 
Wahlen und Abstimmungen der Katholiken bezüglich der katholischen 
Schulen und Schulfonds; (

. 8, I I, IS eodem.) Abgesehen davon, ob die 
Freiheit derselben unter der angeordneten staatlichen Leitung gesichert sei, 
ist die Mitwirkung der Kirche (des Ortsgeistlichen) schon nach der oben 
berührten vom Staate garantirten katholischen Lehre und Verfassung erfor- 
derlich. 6. Bei resp. vor der Verwendung von katholischen beziehungsweise 
kirchlichen Stiftungen zu Schulzwecken; (

. 56, 61-66, 76, 108 des Gesetz- 
entwurfs.) ebenso vor der Verãusserung oder einer der stiftungsgemãssen 
resp. seitherigen Bestimmung nicht entsprechenden Verwendung des katho- 
lischen Schulvermögens im Sinne des s. 16 cf. 

. 12, 14 und 17 der Ver- 
ordnung vom 20. November 1861. (s
. 5, 8, 9, 1 I, 19 des Gesetzentwurfs.) 
Auf Verlangen sollen den kirchlichen Aufsichtsbeamten die V oranschlãge, 
Vermögensdarstellungen, Urkunden, Acten und Rechnungen der katholischen 
Schulfonds zur Einsicht mitgetheilt werden. Erst durch eine solche Fest- 
stellung der kirchlichen Befugnisse werden die 

. 21 und 27 des Gesetz- 
entwurfs ihren lnhalt und die Kirche wird so die l\Iöglichkeit erhalten, 
ihre Rechte ausüben und die katholisch kirchlichen Interessen wahren zu 
können. Diese Rechte werden aber nur durch eine rechtsverbindliche Zu- 
sage der Grossh. Staatsregierung factisch existent werden. Ehe eine solche 
Entschliessung erfolgt ist, können wir uns deshalb auch nicht endgiltig über 
die Stellung der katholischen Kirchenbehörden zu dem Gesetzentwurf aus- 
sprechen. Wir bitten deshalb Hochdasselbe die höchste Entschliessung der 
Grossh. Staatsregierung auf unsere obigen, ergebensten Antrãge uns mit- 
theilen zu wo}.len. gez. Orbin. 


LXXV. 
Gesetz, den Elementarullterricht betreffend. *) 
Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Herzog von 
Zãhringen. NI:it Zustimmung Unserer getreuen Stãnde haben Wir beschlossen 
und verordnen, wie folgt: E r s t e r Tit e 1. Allgemeine Bestimmungen. 
. I. 
Eltern oder deren Stell vertreter sind verpflichtet, für den Elementarunter- 
richt der ihrer Obhut anvertrauten Kinder zu sorgen, und zu diesem Zweck 
dieselben wãhrend des schulpflichtigen Alters die V olksschule besuchen zu 
lassen. An die Stelle des Besuchs der V olksschule kann der einer höheren 
öffentlichen Bildungsanstalt oder einer anderen den gesetzlichell Bestim- 
mungen entsprechenden Lehranstalt (

. 102 bis 107 und log) treten. Kinder, 
welche Privatunterricht geniessen, werden durch die Schulbehörden yom 
Besuch der V olksschule entbunden, wenn nachgewiesen wird, dass sie min- 
destens den in der Volksschule vorgeschriebenen Unterricht erhalten. Auch 
bleibt den Schulbehörden vorbehalten, von Zeit zu Zeit die Kinder zu 
prüfen, und eine etwa nöthige Ergãnzung des Unterrichts oder, sofern nicht 
in anderer 'Veise geholfen werden kann, die Aufnahme derselben in die 
V olksschule anzuordnen. Eltern oder deren Stellvertreter, welche die vor- 
stehcnden V orschriften nicht befolgen, unterliegen der Strafbestimmung in 

. 71 des Polizeistrafgesetzbuches yom 31. October 1863. Die vorstehenden 
Bestimmungen können durch Staatsvertrãge auch auf Auslãnder fur anwend- 
bar erklãrt werden. 
. 2. Das schulpflichtige Alter dauert yom sechsten 
bis zum vierzehnten JaIn. Es beghmt und es endigt für die Kinder', welche 
zwischen dem 23. April des einen und dem 23. April des andern J ahres 
ihr sechstes, beziehungsweise ihr vierzehntes Lebensjahr zurückgelegt haben, 
an Ostern des letzten J ahres gleichzeitig mit dem Anfang, beziehungsweise 
dem Schluss des Schuljahres. Für Kinder, welche schwãchlich oder in 
ihrer Entwickelung zurückgeblieben sind, kann hinsichtlich des Anfangs- 
termins ihrer Schulpflicht N achsicht ertheilt werden. 1\:1ãdchen müssen auf 


..) Bei dem grossen U mfange des Gesetzes beschränken wir den Abdruck auf die für 
die Kirche wesentlicheo Theile desselbf'n. 
26* 


. 
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VerIangen ihrer Eltern oder dcr Stellvertreter dersclhen am Schlu:,::,e de
 
Schuljahres schon òann aus der Schule entlassen werden, wenn sic his ZUlU 
niichstfolgenclen I. Nove
hel ihr vierzehntes Lehcnsjahr vollenden wenlt.:n. 
Auch luäftig entwickelten Knaben, welche erst bi
 .lum n
ichstfolgendcn 
1. Juli ihr vierzehntes Lebensjahr vollenden werden, die Unterrichtsgegen- 
stände der V olksschule aber schon vollständig inne haben, kann aus erheb- 
lichen Gründen die Entlassung bewilligt werden. l(,naben, welche bis .lur 
Zeit der regelmãssigen Schulentlassung die wichtigsten Unterrichtsgegcn- 
stãnde der Volksschule au
 Unfleiss sieh noch nicht angeeignct haben, 
können yon dem Ortsschulrath auf ein weiteres J ahr in der Schulc zurilck- 
behalten werden. 
. 3. \Vegen ungerechtfertigter Schulversãullluiss cines 
K.indes ist gegen die Eltern desselben oder deren Stellvertreter cine filr 
Ortsschulzwecke zu verwendende Gelùstrafe von 3 bis 15 Kreu.lCrn je für 
einen Tag auf Antrag des Vorsitzenden des Ortsschulraths durch den Biirger- 
mcister auszusprechen. Die Berufung geht an das Bezirksamt. Sind die in 
dem vorhergehenden Absatz bestimmten Gcldstrafen wiederllOlt fruchtlos 
erkannt worden, so kommt 
. 71 des Poliæistrafgeset.lbuches vom 31. Octbr. 
186 3 zur Anwendung. 
. 4. Die Eltern und deren Stellvertreter haben rla- 
für zu sorgen, dass die l<'inder, wclche die V olksschule besuchen, die 
erforderlichen Bücher uncl sonstigen l\raterialien besitzen. ,Machen sie auf 
l\Tahnung des Ortsschulraths I1icht die nöthigen Anschaffungen, so winl auf 
.Antrag desselhen das Erforclerliche durch die Gemeinde auf Kosten Des- 
jenigen angeschafIt, welchem die Unterhaltung des Kindcs ohliegt. Dcr 
Ersatz für die Auslagen wird nach den Regeln ilber die Beitreibung öfTent- 
licher Verbindlichkeiten eingezogen. S. 5. Fiir den Elementarunterricht soH 
in jeder politischen Gemeinde wenigstens cine V olksschulc bestehen. Die 
Oberschulhehörde kann aus erheblichen Gl ünden gestatten, dass für mehrere 
Gemeinden oder fiir Abtheilungen einer Gemeinde zusammen mit einer 
andern ganzen Gemeinde oller Theilen derselben cine V olksschule gemein- 
sam gehaltell werde. 'Venn fiir mehrere Gemeinden cine gemeinsame Schulc 
besteht, hat auf Antrag des einen oder andern Theils die Oberschulhehönle 
iiber die Trennung zu beschliesscn, vorhchaltlich der Entscheidung der sonst 
zuständigen Behörde iiber die vermögensrechtlichen Fragen, welchc sich bei 
Auf1<.)sung einer gemcinschaftlichen Schule in mehrere getrennte ergehen. 
Die Staatsverwaltungsbebörde kann auf Antrag der Ohelschulbehörde ver- 
fügen, dass in einer GemeincIe mchrere Schulen errichtet werden, wenn dies 
ein dringendes Bediirfniss ist. 
. 6. Die zur Zeit bestehenden confessionellen 
Volksschulen hleiben, vorbehaltlich der Bestimmungen der 

. 8, f), 10 und 
78, als solche erhalten. An V olksschulen einer hestimmten Confession 
diirfen nur Lehrer dieser Confession angestellt werden. 
. 7. In jede V olks- 
schule einer hestimmten Confession miissen auch die Kinder jecIes andern 
Bekenntnisses aufgenommen werden, so fern an dem Orte nicht für das 
andere Bekenntniss cine besondere oder cine den verschiedenen Bekennt- 
nis
en gemeinsame V olksschule gleicher Art besteht. Die .Kinder andern 
Bekenntnisses sind nieht an.luhalten, an dem ihnen fremden Religionsunter- 
Ticht Theil zu nehmen. Dagegen muss für den vorgeschriebenen Unter- 
richt derselhen in ihrer Religion das Schullocal und die Heizung dargeboten 
werden, soweit dadurch der übrige Unterricht nicht gestört wird. 
. 8. 'Venn 
in einer Gemeinde mehrere confessionelle V olksschulen bestehen, und die 
eine derselben in 3 aufeinander folgenden Jahren ununterbrochen weniger 
als fiinfundzwanzig l<'inder ihrer Confession hat, so ist die politische Gc- 
meinde uncI die Staatskasse nieht weiter verpOichtet, kraft öfrentlichen Rechts 
Beitrãge für den Lehrergehalt oder die sonstigen Bedürfnis
c dieser Schule 
.lU leisten. Auf den Antrag der betreffendell Confessionsgemeinde wird die 
Schule als Volksschule erhaItcn, wenn nachgewiesen wird, dass (lie da,w 
erforderlichen l\littel nachhaltig werden aufgebracht werden. All(!ernfalls 
kann diesclbc mit einer bcnachharten Schule der gleichen ConfessIOll vel- 
cinigt werden, unci ist auch dies nicht ausführbar, so geht sic ein. Dac; 
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Vermögen der eingegangenen Schule wird bis zu ihrer 'Viederherstel1ung 
besonders venvaltet. Die Erhãgnisse desselben sind zur Bestreitung des 
besonderen Aufwands dieser Confessionsgemeinde für ihren Religionsunter- 
richt und nächstdem zur Leistung eines Beitrags für die andere in der Ge- 
meinde befindliche Schule zu venvenden, welcher nach Verhãltniss des 
eigenen Einkommens der letztern zu bemessen ist. Der Re
t wird fiir 
Schulbedürfnisse der Confessionsangehörigen verwendet oder zum Grund- 
stock geschlagen. Ueber die Grösse obigen Beitrags entscheidet, wenn eine 
Vereinbarung nicht zu Stande kommt, die Staatsverwaltungsbehörde nach 
billigem Ermessen. 
. 9. In Orten, in welch en fiir einen Confessionstheil 
eine eigene Volksschule besteht, kann jeder andere Confessionstheil, wenn 
er in drei aufeinander folgellden J ahren fünfzig odeI' wenigstens eben so 
yiel schulpflichtige ICinder zãhIt, als der erst ere , verlangen, dass auch eine 
besondere Volksschule seiner Confession mit den gesetzlichen Beitrãgen der 
politischen Gemeinde und des Staats errichtet werde. Die Errichtung einer 
neuen confessionellen Volksschule kann jedoch nicht verlangt werden, wenn 
eine bestehende mit Zustimmung der bethci1igten confessionellen. Schul- 
gemeinde in cine gemiscbte Schule verwandelt wird. Auch kann, wenn del' 
herechtigte Confessionstheil (Absatz I) sich damit begnügt, ein Lehrer seiner 
Confession an del' Schule, einer anderen Confession angestellt werden. In 
einem solchen FaIle dürfen die confessionellen Schu1fonds del' let.lCren nicht 
fiir den Gebalt jenes Lehrers venvendet werden. Die Enbcheidung, an 
welcher von mehreren bestehenden Schulen diese Einric11tung zu treffen sei, 
steht, vorbehaltlich des Recurses an die Staatsbehörde, dem Gemeinderath 
unt! kleinen Ausschuss zu. Vor AbJauf von 10 Jahren kann alsdann der 
berechtigte Confessionstheil auf das ihm nach Absatz I zustehende Ver- 
Jangen nicht zurückkommell. Bei der Zählung der Schulkil1der werden die- 
jenigell nieht mitgerechnet, welche in der angegebenen Zeit höhere Unter- 
richtsanstaIten besuchten. 
. 10. J\Iehrere nach Confessionen getrennte V olks- 
schuIcn eines Ortes werden auf den Antrag des Gemeinderaths oder eines 
åer betreffenden Ortsschulrãthe in eine oder mehrere den verschiedenen 
Confessionen gemeinschaftliche (gemischte) Volksschulen vereinigt, wenn 
jede der betheiligten confessionellen Schulgemeinden dies beschliesst. Die 
\Viederauflösung del' vereinigten Schulen in confessionelI getrennte V olks- 
schulen kann auf Antrag des Ortsschu1raths in derselben 'Veise wie die 
Vereinigung bescblossen werden, jedoch nicht vor Ablauf von zehn J ahren 
seit die Vereinigung stattgefunden hat. Die wiederhergestellten confessio- 
nellen Schulen treten vorbehaltlich der Bestimmungen der 

. 8 und 9 in 
ihre friiheren Rechte wieder ein. 
. II. In den FälIen der 
S. 9 und 10 
erfolgt die Beschlussfassung in einer Confessionsgemeinde durch die einfache 

Iehrheit der Abstimmenden. Stimmberechtigt sind in jeder Confessions- 
gemeinde die bei der 'Vahl des Ortsschulraths stimmberechtigten Ortsein- 
wohner. Die Abstimmung wird durch die StaatsverwaItungsbehörde geleitet. 
Das confessionelle Schulvermögen ist ungeachtet der Vereinigung der Schulen 
getrennt zu erhalten; die Ertr
ignisse desselhen werden für die gemischte 
Schule verwendet. 'Venn bei der Errichtung der gemischten Schule nichts 
.Anderes hestimmt wurde, wird ,venigstens je ein Lehrer aus jeder bethei- 
ligten Confession angestellt, solltel1 auch nach der Schülerzahl (
. 22) nicht 
'>0 viele Lehrer nothwendig sein. 
. 12. \Vird eine Volksschule mit staats- 
rechtlichen Beitrågen der Gemeinde oder des Staats neu gegründet, so wird 
<lurch Beschluss der politischen Gemeindc bestimmt, ob dieselbe einc ge- 
'tl'lischte oder eine confessionelle V olksschule sein solI, insofern nicht nach 

. 9 die Schule ausschliesslich [ür cine bestimmte Confession errichtet wer- 
den muss. Der Beschluss kann vor Ablauf von 10 Jahren l1icht geãndert 
werden. 
. J 3. Die Errichtung, ehenso die Aufheòung einer V olksschule 
kann nur mit Genehmigung der Staatsbehördcn erfolgen. - Zweiter 
L'lte1. Tón den Scl11l1bcluJrden. 
. 14. Die örtliche Aufsicht liber die Volks- 
schule wird durch den Ortssclmlrath hesorgt. Bestehcn in einer Schul- 
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gemeinde mehrere derselben Confession angehörige oder mehrere gemischte 
Schulen (
. 10, 12), so wird in der Regel für dieselben nur ein confessio- 
neller, beÚehungsweise gemischter Ortsschulrath bestellt. Die Oberschul- 
behörde kann aber aus besonderen Gründen die Aufstellung besondcrel 
Ortsschulräthe für einzelne dieser Schulen anordnen. 
. 15. Der Ortsschul- 
rath für die confessionellen Volksschulen besteht aus: t,a. dem Ortspfarrer 
der betreffenden Confession. Sind mehrere Pfarrer dieser Confession an 
einem Orte angestellt, so kann ihre vorgesetzte Behörde denjenigen unter 
ihnen bezeichnen, welcher zum Eintritt berechtigt ist. Für die Israeliten 
gilt gleich dem Ortspfarrer der Rabbiner; b. dem Bürgermeister oder einem 
von dem Gemeinderath aus seiner }'litte zu bezeichnenden Stellvertreter; 
c. dem ersten Lehrer einer jeden unter dem betreffenden Ortsschulrath 
stehenden V olksschule; d. drei, vier oder fünf gewählten .Mitgliedern, je 
nachdem die Schulstelle zu der ersten oder zweiten, zu der dritten oder zu 
der vierten Klasse gehört. Eines dieser )Iitglieder wird durch den Ge- 
meinderath und kleinen Ausschuss, die andern werden durch die verhei- 
ratheten und verwittweten :Männer der Schulgemeinde aus den Ortsein- 
wohnern der betreffenden Confession, welche, abgeschen von dem Gemeinde- 
bürgerrecht, die übrigen Bedingungen der \Vählbarkeit in den grossen 
Ausschuss besitzen, gewählt. Jede 'Vahl verliert ihre \Virkullg mit dem 
Aufhòren der Bedingungen der \Vählbarkeit. Der Pfarrer ist Lum Eintritt 
in den Ortsschulrath berechtigt, die unter b.-d. Genannten sind dazu ver- 
pfl.ichtet. 
. 16. Der Ortsschulrath für eine gemischte Schule besteht aus: 
a. den Ortsgeistlichen (9. 15 a.), je einem für eine betheiligte Confession; 
b. dem Bürgermeister oder dem Stellvertreter desselben (
. 15 b.); c. den 
SchuHehrern, je einem für eine betheiligte Confession (
. 15 c.); d. aus zwei 
bis sechs durch die Ortseinwohner der gemischten Schulgemeinde in der 
\Veise gewählten 
litgliedern, dass jede bethei1igte Confession vertreten ist. 
\'Tird nach 
. 9 Absatz 3 an einer V olksschule der einen Confession auch 
ein Lehrer der andern Confession angestellt, so wird ausser diesem auch 
der Ortspfarrer der letzteren 
Iitglied des Ortsschulraths; dieselben können 
jedoch bei den Beschlüssen über das confessionelle Schulvermögen nicht 
mitwirken. 
. 17. Die \Vahlen in den OrtsschuIrath (

. 15 und 16) finden 
für je sechs Jahre statt. Die Verweigerung der Annahme der \Vahl ohne 
einen genügenden Entschuldigungsgrund zieht eine für Ortsschulzwecke zu 
verwendende Geldstrafe yon 25 bis 50 fl.. nach sich, welche auf Antrag des 
OrbschuIraths von der Staatsverwaltungsbehörde ausgesprochen wird. 
. 18. 
Der Vorsitzende des Ortsschulraths wird aus der l\Iitte desselben für je 
drei Jahre durch die Staatsregierung ernannt, in Städten aber, welche mehr 
als 3000 Einwohner zählen, durch den Ortsschulrath gewählt, vorbehaltlich 
des Rechts der Regierung, diese \\..- ahl zu bestätigen oder zu verwerfen. 
Die Schullehrer l{önnen nicht zu V orsitzenden des OrtsschuIraths ernannt 
oder gewählt werden. Auch haben sie den Berathungen nicht anzu wohnen, 
wenn es sich um ihre persönlichen Verhältnisse handelt. 
. 19. \Yegen 
eines die öffentliche Achtung el1tziehenden Verhaltens sowie wegen Dienst- 
widrigkeiten können einzelne .:\litg1ieder des Ortsschulraths aus demselben 
ausgeschlossen und der V orsitzende von der V orstandschaft entfernt, in 
Fällen letzterer Art auch statt sofortigen Ausschlusses Verweise und Geld- 
strafen bis zum Betrage von 20 fl." welche für Ortsschulzwecke zu verwenden 
sind, ausgesprochen werden. 
. 20. Der Ortsschulrath verwaltet das Öl tliche 
Schulvermögen. Bei gemischten Schulen wird das confessionelle Schulver- 
mögen unter ZULUg des Bürgermeisters oder seines Stellvertreters durch die 
betreffenden Confessionsangehörigen in dem OrtsschuIrath vcrwaItct. 
. 21. 
Zur Beaufsichtigung einer grösseren Anzahl von Schulen werden Kreis- 
schu1räthe ernannt. Dieselben soHen zugleich den dienstlichen V crkehr der 
OrtsschuIräthe und der Lehrer mit der Oberschulbehörde vermitteln und ein 
erspriessliche.s Zusammenwirken zwischen der Schulbehörde und den Kreis- 
versammlungen für Kreisschulanstalten, \Vaisenhãuser und Rettungsaw
talten 
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(Gesetz über die Organisation der inneren Verwaltung vom 5. October 1863 
S' 4 1 , 3) herstellen. Die Oberschulbehörde ist berechtigt, auch andere 
sachkundige Männer mit der Prüfung von Volksschulen aushülfsweise 
zu beauftragen. - Dritter Tite!. Von der inneren EÙzrichtung der Votks- 
schuten. Erster Abschnitt. Zaht und Art der Lehrer. 

. 22-24. 
- Z w e it erA b s c h nit t. Zweck, Unterrichtsgegenställde und DisciPlinar- 
mittel der Volksschule. 
. 25. Der Unterricht in der Volksschule solI 
die Kinder zu verställdigen f religiös - sittlichell !\lenschen und dereinst 
tüchtigen !\Iitgliedern des Gemeinwesens heranbilden. Er hat sich auf 
folgende Gegenstände zu erstrecken: Religion, Lesen und Schreiben, 
Deutsche Sprache, Rechnell, Gesang, Zeichnen, das Wissenswürdigste aus 
der Geometrie, der Erdkunde, der N aturgeschichte und N aturlehre und aus 
der Geschichte. Dazu kommen: für Knaben: Leibesübungen, für !\iädchen: 
Unterricht in weiblichcn Arbeiten. 
. 26. Der Unterrichtsplan, in welchem 
der Lehrstoff für die einzelnen Stufen und Klassen der V olksschule und die 
auf jeden Unterric,htszweig zu verwendende Zeit näher bezeichnet ist, wird 
durch Verordnung bestimmt. 
. 27. Für den Religionsunterricht werden 
für jede getrennt unterrichtete Abtheilung der Schüler in den Lehrplan der 
V olksschule wöchentlich 3 Stunden aufgenommen. Der Religionsunterricht 
wird durch die betreffenden Kirchen- und Religionsgemeinschaften besorgt 
und überwacht. Sie werden bei Ertheilung desselben dUiCh den gemäss 

. 30 Absatz 3 als befåhigt erklärten Schullehrer unterstützt. Zu diesem 
Zweck sollen aus dem wöchentlichen Stundendeputat eines Lehrers (
. 42 
Absatz I und 2), soweit erforderlich, je sechs Stunden verwendet werden. 
1m Uebrigen geschieht die Vertheilung der Religionsstunden zwischen dem 
Geistlichen und dem Lehrer im Einverständniss der beiderseitigen Behötden. 
Der gesammte Lehrplan für den Religionsunterricht in den einzelnen Stufen 
ulld Klassen der V olksschule wird von der oberen geistlichen Behörde auf. 
gestellt, welche die Ausführung desselben durch ihre Beamten überwachen 
und Prüfungen über den Religionsunterricht vornehmen lassen kann. Die 
K.irchen- und Religionsgemeinschaften haben bei ihren Verfiigungen in Be- 
treff des Religionsunterrichts in den V olksschulen die bestehende Schul- 
ordnung zu achten. Diese Verfügungen verkünden auf l\:Iittheilung der 
geist1ichen Behörden die oberen Schulbehörden an die Lehrer zur N ach- 
achtung. Die Verkündung kann nicht versagt werden, wenn die Ver- 
fügungen nichts mit den allgemeiuen Schulordnungen Unvereinbares ent- 
halten. Die Geistlichen sind als Religionslehrer in den V olksschulen an 
die Schulordnung gebunden. Den staatlichen sowohl als den geistlichen 
Behörden bleibt vorbehalten f die Ertheihmg des Religionsunterrichts durch 
den Schullehrer abzustellen. 
. 28. Zur Theilnahme an dem Unterricht in 
weiblichen Arbeiten sind die l\lãdchen der drei letzten J ahrgänge ver- 
pflichtet. 
Iit Rücksicht auf örtliche Verhä1tnisse kann durch den Orts- 
schulrath beschlossen werden, dass dieser Unterricht während des Sommer- 
halbjahres ausgesetzt werde. In dies em Fane erstreckt sich, wenn nicht die 
höhere Behörde eine Ausnahme bewilligt, die regelmässige Verpflichtung 
zum Besuche desselben auf die vier letzten J ahrgänge. Auf Verlangen der 
Eltern oder Pfleger ertheilt der Ortsschulrath Nachsicht, wenn er die 
Ueberzeugung erlangt, dass die Kinder in denselben Fertigkeiten sonst ge- 
nügend unterrichtet werden. Wenn in einer Gemeinde V olksschulen ver- 
schiedener Confessionen bestehen, wird durch die Gemeindebehörde be- 
stimmt, ob der Unterricht in weiblichen Arbeiten in jeder derselben be- 
sonders, oder für aIle Schülerinnen gemeinsam in einer jener Schulen oder 
getrennt von beiden ertheilt werden soIl. 
. 29. Die in der V olksschule 
.lulässigen Strafen werden durch Verordnung der Oberschulbehörde unter 
Genehmigung des !\1inisteriums bestimmt. - Vie r t e r Tit e 1. Von den 
Schullehrern an den Volkssc1zulen. E r s t erA b s c h nit t. Von der Vor- 
bereitung der Schullehrer. 
. 30. Die Aufnahme unter die' Volksschul- 
candidaten, durch welche die Befåhigung flir den Dienst e.ines Schulgehilfen 
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cr1:mgt wird, geschieht chuoh die Oberschulbehörde in der Regel auf Grund 
einer vorhel bestandenen Prüfung. Bei dieser Priifung sind die betreffenden 
K.irchen- nnd Religionsgemeinschaften durch Beauftragte yertreten, welche 
die Candidaten hinsichtlich ihrer Befähigung zur Ertheilung des Religions- 
unterrichts prüfen. Die Entscheidung über die Befåhigung zu Erthei1ung 
des Religionsunterrichts steht den betreffenden Kirchen- unli Religionsge- 
meinschaften zu und wird den Candidaten durch Vermittlung der Oberschul- 
behörde eröffnet. Zur Erleichterung der Ausbildung von V olksschullehrern 
werden Schullehrerseminare mit dreijährigem Lehrcurs gehalten, in welch en 
cler Unterricht unentgeltlich ertheilt wird, und in welchen Einrichtungen 
flir gemeinsame VerpOegung von Zöglingen getroffen 
ind. 
. 31. 32. 
Z we it erA b s c h nit t. VOll der Anstellung, Versetzullg, ZuntllesetzUllg Ulld 
Entlassung der Efauþtlelzrer 'Unci 't'Oll BeigelJ2l11g VOll Hilfslelzrerll. 
. 33-42. 
Dr i tt erA b s c h nit 1. 'Vim den Diellstþjlic1ltell der Scll1lllellrer 1l1ld der 
DiolStþoli-::-ei iiber diesdbell. 
. 43. Zur Uebernahme ständiger Nebengc- 
sch;ifte bcdarf der LeIner der Erlaulmiss der yorgesetzten Bell ()nle. lJie 
geset71iche Verhindung der niedern K.irchendienste, narnentlich des ,Messner-, 
4 ì-Iöch.ner- und Organisten- sowie des Vors
ingerdienstes mit dem Schuldienste 
hört auf. Der Lehrer kann jedoch durch die Oberschulbehörcle angehalten 
werden, den Organisten-, beziehungsweise Vorsängerdienst gegen eine ange- 
me
sene Vergütung /.u besorgen, wenn ihm clerselbe iibertragen wcï-dcn will. 
Der Betrag der V crgiitung, urn wclc he er ihn zu übernchmen hat, wird 
ll()thigenfalls durch dic Oberschulbehörde 11ach Anhören der K.irchenbe- 
hörde und des Lehrers festgesetzt. Andere niedere kirch1iche Dienste 
künllell die Lehrer in Zukunft nicht mehr iibcrnelnnen. 
. 44. Vie rt e 1 

 \ b <; c h nit t. 17011 den Industrieleltreri1l11ell. 
. 45. - F ii n ft e r Tit e 1. 
I 'On dem Eink011l11len der Lehrer an den Volkssclmlell. 
. 46-60. - 
Sechster Titel. Tón der Bestreitung des Aufwalldes jii1- die Volkssc/lulell. 
E r s t erA b s c h nit 1. VOll der Deckung del' Gellalte uud tier audenl Beziige 
der Lehrer. 
. 61-ï9. Zweitcr ÞAbschllitt. VOll den Sclzullulusern und 
alldern ürtlic1len ScJllllbediirfllissen. 
. 80-82. 
. 83. Insoweit bei einer 
confessionellen Schule die Schulhausbaupflicht (
. 82 Absatz I und 2) nach 
dem fìesetz vom 28. August 1835 auf der betreffenden Confessionsgemeinde 
ruhte, bleibt diese fort an baupflichtig, wenn und so lange sie llicht die 
politische Gemeinde zur Deckung des Lehrereinkommens nach l\laassgabe 
des S. 7 8 Absatz 4 des gegenwärtigen Gesetzes in Anspruch nehmen kann, 
in wclchem Fal1e alsdann auch die Schulhausbaupflicht auf die politische 
fjemeil1de iibergeht. 
. 84. - Siebellter Titel. VOll den Rulle- Itlld 
iYotlzdu1"'ftsge/zalten der lIauþtlehrer ulld 'l}on der rersorgwlg i/zrer 1fíltWl'll 
mul lVaisell. E r s t erA b s c 11 nit 1. RlIlze- unJ Notlulurftsgelzalte der IlallPt- 
lelzrer. 
. 85-87. Z w e it erA b 5 C h nit t. T ersorglmg der lritt'ttJe1l llnd 
T áisen der HaliPtleltrer. 
. 88-101. - Achter Titel. Von Gllderl1 AIl- 
stalten [1Ïr dell Volks1l11terricllt. Erster Abschnit1. Vim de,. er'lÐciterten 
lólksscllllle. 
. [0'2. Den Gemeinden. steht es frei, ausser den durch ùieses 
(-ì-esetz gebotencn V olksschulen oder statt derselben erweiterte V olksschulen 
In errichten, in welchen eine grössere An7ahl yon Lchrern, als die ge- 
<.,etzlich nothwendige, angestcllt, die Untclficht
t.eit verl
ingert oclcr üher òao; 
schulpflichtige A1ter hil1aus ausgcdehnt ulld òer Unterricht in den nach 
. 
25 vorgeschriehencn (..egensCilldcn weiter, als in clem LehrpIan gehotcn ist, 
y
rfo]gt oder auch auf andere zu einer vol1s6ndigeren Elementarbildung 
gellörige Unterrichtsgegenst
indc erstreckt win1. Auch einæIne )('1assen 
einer einfachen V olksschule IÚ)nncn wie J('lassen einer erweiterten V olks- 
t;chuJe eingel ichtet werdcn. Dieses Gesetz ist auch auf erweiterte V olks- 
schulen anwendbar. ,Yo abcr neben einer erweitcrtell Volkschulc auch eine 
einfache sich Lctìnc1et, bcsteht zum Besuch dcr ersteren keine Verhindlich- 
keit und es darf in clcrsc1hcll mit Zu
timmung des Ausschusses aus
er clem 
gesetÛichen für den Lehrer zu erhebenù
n Sch1l1gclù (
. 52) von den die 

chulc hesllchenden I<::indern noch ein weitcrcs Schulgcl(Ì füI' die Gemeinde- 
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kasse erhoben werden. Unter der gleichen Voraussetzung und ebenso 
hinsichtlich derjenigen Klassen, weIche für Schiiler über dem schulpflichtigen 
Alter bestimmt sind, beschliesst die politische Gemeinde, ob die erweiterte 
V olksschule als confessionelle oder als gemischte Schule behandelt werden solI. 
1m letzten FaIle kann die Oberscbulbehörde nach Anhören der Gemeinde 
besondere Bestimmungen über die örtliche Beaufsichtigung der Schule treffen. 
Der Beschluss der Gemeinde kann vor Ablauf von 10 J ahren nicht ge- 
:indert werden. Soweit eine Volksschule hiernach als eine erweiterte zu be- 
trachten ist und als solche aus Gemeindemittcln unterhalten wird, hat die 
G-emeindebehörde bei der Anstellung der Lehrer das Pr
isentationsrecht. 
Zweiter Ahschnitt. - Tón Lehr- '1117d Erziehungs-Anstaltell Jer Pri'l1aten 
1I1ld dt'r Corþoratiouell. S. 103. Die Errichtung von Privat - Lehr- und Er- 
ziehungs-Anstalten, in welche schulpfiichtige l<'inder aufgenommen werden, 
ist unter folgenden Bedingungen gestattct: I. Die sittliche "\Vürdigkeit des 
Unternehmers, des Vorstchers und der s;immtlichen Lehrer muss unbean- 
standet sein. 2. Vorsteher und Lehrer habcn sich über ihre Bemhigung 
zum Lehr- und Erziehungsfache erforderlichcn Falls durch eine vor den 
Schulbehörden zu hestehende Prüfung genügend auszuweisen. 3. Der Lehr- 
plan muss so beschaffen sein, dass er mindestens die Zwecke der Volks- 
sc1lUle (
. 25) sicher stel1t und darf Nichts den guten Sitten ZuwiderIaufendes 
oller den Staat Gefährdendes enthaIten. 4. Die Einrichtungen müssen der 
Art sein, dass für die Gesundheit keine N achtheile zu befürchten sind. 
Unter diesen Voraussetzungen ki)llnen auch Frauen Privat-Lehr- und Er- 
I.iehungsanstalten errichten, jedoch nur dann dieselben als Vorsteherinnen 
leiten, wenn sie aussc11liesslich flir l\Iädchen bestimmt sind. s. 104. Privat- 
lehr- und ErziehungsanstaIten dürfen nicht eher eröffnet werden, als bie;; 
liber die im 
. 103, Ziff. 1-4 angegebenen Punkte den Staatsbehönlen die 
erforderlichen Nachweise geliefert nnd yon diesen genügend anerkannt sind. 
Jeder 'Vechsel in dem Vorsteher- und Lehrerpersonal, Aenderungen im 
Lehrplan oder eine Veränderung des Locals sind vor der Ausführullg den 
Schulbebörden anzuzeigen. 
. 105. Privat - Lehr- und Erziehungsanstalten 
stehen unter Staatsaufsicht. Die Schulbehörden haben in denselben von 
Zeit zu Zeit Visitationen und Prüfungen vor.lunehmen; überdies ist diesen 
Behörden yon den Haupt-Prüfungen jeweils zeitig N achricht zu geben, damit 
sie denselben anwohnen können. 
. 106. Zuwiderhandlungen gegen die 
Bestimmungen der 

. 103- 105 unterliegen den Strafbestimmungen des 
PoIiæistrafgesetzbuc11es vom 3 I. October 1863. 
. 107. Die Schliessung 
ciner Privat-Lehr- und Er
iehungsallsta1t kalln durch die Staatsbehörden ver- 
fügt werden: I. wenn dieselbe errichtet wul'de, ohne dass die geset1.lichcll 
Erfol'dernisse vorhandell waren, 2. wenn diese Erfor
lernisse in der Foige 
hinweggefallen sind, 3. wenn die yon den Schulbehördell in Bezug auf 

. 103 gemachten Auflagen nicht erfiillt werden, 4. wenn trotz wiederholter 
Bestrafung (
. 106) Bestimmungen der 

. 103- 10S abermals zuwider ge- 
handeIt wil'd. 
. 108. Die Errichtung soIcher Privat-Lehr- und Erziehungs- 
anstaIten, in weiche ausschliesslich Schiiler unter oder iiber dem schul- 
pflichtigen Alter aufgenommen werden, ist der Staatsbehörde anzuzeigen. 
lJerselben bleibt das Recht der Einsichtnahme vorbehalten, und sie kan11 
die Schliessung cler Anstalt verfiigen, wenn der Lehl'plan derselben Etwas 
den guten Sitten Zuwiderlaufendes oder den Staat GeGhrdendes enthiilt, 
odeI' Hue .Einrichtungen flir die Gesundheit der Schüler gefiihrlich sind. 

. 109. Corporationen und Stiftungen können Lehr- und Erziehungsanstalten 
nul' mit Staatsgenehmigung errichten. Auf soIche Anstalten sind die Vor- 
schriften der 

. 103-107 anwendbal'. . K.irchlichen Corporationen unll 
Stiftungen ist die Errichtung einer Lehl'- und Erziehungsanstalt nul' auf 
Grund eines besondel'en Gesetzes gestattet. Vorscllriftcn iibcr die ZusttÏl1d(l{- 
keit der Bellördell in Selw/sac/leu, Einfiilzrullgs- unci Ut!bergallgs-Bestim- 
'J11l111gell. 
. 110-1 19. 
. 120. Die Trenllung des :Messner-, Glöckner- unll 
Organisten-, be/iehungsweise des V orsängel'dienstes von dem Sc1mldienst 
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wird in den Fällen, in welch en bei Verküllùung dieses Gesetzes del' Dienst 
besetzt ist, spätestens auf 23. April 1869 vollzogen, sofern nicht entweder 
del' Dienst früher er1edigt wird oder zwischen dem Lehrer und Demjenigen 
welcher den Nebendienst zu vergeben hat, eine Verständigung über früher
 
Auflösung des Verhältnisses erfolgt. Der Betrag des durch die Trennung 

ntst
henden Ausfal
s 
n dem bisherigen Ein.kommen des Lehrers (
. I 15) 
1st dIesem als personhcher Gehalt fortzuentnchten und durch die staats- 
rechtlichen Beiträge del' Gemeinde, beziehungsweise der Staatskasse aufzu- 
bringen. Hierbei werden die zu den N ebendiensten gehörigen N aturalien 
und Güternutzungen in del' im 
. 49 bestimmten \Veise geschätzt, und del' 
Betrag der fur fernere Versehung des Organisten- und V orsängerdienstes 
nach 
. 43 festgesetLten Vergütung von dem zu deckenden Ausfall abge- 
zogen. Bei del' Trennung wird vorbehaltlich des Gegenbeweises dasjenige' 
als Einkommen del' Schul stelle beziehungsweise des bisher mit derselben 
verbundenen N ebendienstes betrachtet, was ùer einen oder dem andern in 
dem letzten Erkenntniss über die Einkünfte del' Schul stelle zugewiesen ist. 
Gegeben zu Kar1sruhe in Unserem Staatsministerium, den 8. ..März 1868. 
Friedrich. Jolly Auf Sr. Königlichen Hoheit höchsten Befehl: Schreiber. 


LXXVI. 
No. 3 13. An Grossh. 1Iinisterium des Innern. Das Gesetz über den 
Elementarwzterricht betr. 
Grossherzogl. Staatsministerium beehre ich mich ganz ergebenst mitzu- 
theilen: In No. IS des Regierungsblattes dieses Jahres wird das Gesetz 
über den Elementarunterricht publicirt. Dieses Gesetz schliesst die Kirche 
von der l\:Iitleitung der Schule aus. Es überträgt dem von der J.Grche ge- 
trennten Staat die ausschliessliche Herrschaftt über die Erziehung und den 
U nterricht, verbietet der Kirche kirchliche Schulen zu errichten und zu 
leiten, ausser wenn ein Gesetz sie dazu im einzelnen FaIle ermächtigt. Zu 
dies em Staatsmonopol über die Schule kommt del' Schulzwang, und ist del' 
Kirche nicht einmal die freie Leitung del' Lehrer als Religionslehrer be- 
lassen worden. Nul' mit dem tiefsten Schmerze lege ich andurch feierliche 
und öffentliche Verwahrung ein gegen die durch dieses Gesetz geschehene 
Verletzung del' kirchlichen Rechte an del' Erziehung und Heranbildung del' 
kathol. J ugend, gegen die dadurch bewirkte Beeinträchtigung del' geistigen 
Entwickelung, del' Religions- und Unterrichts-Freiheit, und gegen die Ver- 
wendung der kathol. Schulen und Schulfonds zu Staatsansta1ten, welche 
dem kirchlichen Einflusse entfremdet sind. Ich darf und werde die Rechte 
del' Kirche, del' Katholiken und del' katholischen Familien, bei der Heran- 
bildung der katholischen J ugend, und auf die katholi
chen Pfarrschulen 
und Schul fonds nicht aufgeben, werde sie vielmehr fort und fort mit allen 
rechtlichen 1Iitteln vertheidigen und wieder herzustellen suchen. Freiburg, 
den 18. März 1868. (gez.) Hermann. Erzbischof. 
LXXVII. 
JlrIÙzistedu1ll des Innern. Carlsruhe f den 23. 1Iän 1868. No. 373<). 
Das Gesetz über den .Elementarullterricht betr. 
An Seine Excellenz den Herrn Erzbischof Hermann von Vicari in 
Freiburg: Euer Erzbischöfl. ExceIlen
 haben es [ür Hue Pflicht gehaltcn 
mit Schreiben vom 18., eingekommen am 21. d. 1Its. an Grossh. Staats. 
ministerium, welches uns von diesel' hohen Stelle iibergeben wurde, gegen 
das in No. IS des Regierungsblattes dieses J ahres verkündigte Geset
 über 
den Elementarunterricht vom 8. März d. J. als cine Yerletzung kirchlicher 
Rechte enthaltend, Verwahrullg ein.lulegen. \\Tir bedauern die \Iissver- 
<;tändnisse, welche dieses Gesetz bei Euer Excellent. hervorgerufcn hat; das- 
selbe unterstellt den Religionsunterricht durchaus der Leitung der Kirchen 
und schliesst dieselben so wenig von del' Einwirkung auf das V oIksschul- 
wesen aus,. dass es den Ortspfarrer .lUlU gesetzlichcn 1Iitglied der localen 


. 



Beilage LXXVIII. LXXIX. 


4 11 


Schulbehörde erklärt. 1m Uebrigen kann dem Protest, gegen ein verfas- 
sung
mässig erlassenes Gesetz eine rechtliche \Virkung nicht beigelegt 
werden. (gez.) Jolly. 


LXXVIII. 
Ministerium des hmern. Carlsruhe, den I. April 1868. Nu. 4228. Den 
Vollzug des Gesetzes über den Elementarzmterricht betr. 
An Grossh. Oberschulrath: Das Gesetz vom 8. März d. J. über den 
Elementarunterricht ist mit dem 15. :àIärz d. J. in 'Virksamkeit getreten. 
Man wird sich der Erwartung hingeben dürfen, dass der Vollzug desselben 
ohne störende Agitationen und besondere Schwierigkeiten vor sich gehen 
wird. Gleichwohl ist die grö.sste Aufmerksamkeit der Behörden geboten. 
Der unterzeichnete :l\Iinister hat desshalb bereits die Grossh. Kreisscbulräthe 
dahin verständigt, dass dieselben den Vollzug des neuen Gesetzes mit ent- 
schiedener Festigkeit, aber auch mit Vorsicht und 
Iässigung zu leiten, und 
sich ihrerseits jeder agitatorischen Thätigkeit zu enthalten haben, vielmehr 
auf illre behördliche \Virksamkeit, für welche lediglich das Interesse der 
Schule maassgebend ist, sich beschränken sollen. Insbesondere wurden die- 
selben darauf aufmerksam gemacht, dass die Herstellung gemischter Schulen 
durchaus dem freien Willen der Gemeinden zu überlassen sei, und dass bei 
einem etwa von diesen gewünschten Rath nicht eine vorgefasste Meinung 
für oder gegen gemischte Schulen an sich, sondern nur das Gedeihen der 
concreten Schule als maassgebend erscheine, welches vor allem Frieden in- 
nerhalb der Schule und Vertrauen der E1térn zu den Leistungen derselben 
voraussetze. Von dies em Gesichtspunkte aus seien überhaupt alle etwa 
auftauchenden Fragen zu behandeln, und wenn sich Schwierigkeiten ergeben, 
solIe alsbald und ehe dieselben grössere Dimensionen angenommen, an 
Grossh. Oberschulrath berichtet werden. Indem wir Grossh. Oberschulrath 
hievon benachrichtigen, veranlassen wir denselben, den V ollzug des neucn 
Schulgesetzes in dem angedeuteten Sinn auf das Sorgfä1tigste zu überwachen 
und in geeigneten Fällen Vortrag hierher zu erstatten. (gez.) Jolly. 


LXXIX. 
Erzb-ischöjliches Capitelsvicariat. Freiburg , den 20. August 1868. 
No. 6272. Den Vollzug des Gesetzes über den Elementarunterriclzt betr. 
Be s chI u s s: Grossh. ,Ministerium des Innern beehren wir uns mit Be- 
zug auf den Erlass Grossh. Oberschulraths vom 6. d. 1\1ts. No. 9297 er- 
gebenst mitzutheilen: Urn den für den Staat, die Kirche und die Gesellschaft 
so schweren Folgen des Schulconflicts zu begegnen und einen modus vivendi 
zu Stande zu bringen, haben wir in unseren früheren ErIassen über den 
Schulgesetzentwurf Hochdemselben eine Reihe von V orschlägen unterbreitet. 
Zu unserer Genugthuung wurde die Billigkeit derselben von dortseits nicht 
verkannt. "Vir haben die Voraussetzungen, unter welchen wir íactisch 
zum V ollzug des Schulgesetzes mitwirken können, in unserem Erlasse VOlli 
3. October v. J. No 897 0 resp. 27. 1\lärz d. J. No. 2295 zusammengestellt 
und wir haben nach jenen Verhandlungen Grund zu der Aussicht, dass die- 
selben in den Vollzugsverordnungen zu d
m Schulgesetze Ausdruck finùen 
werden. In der That macht es das Schulgesetz der Grossh. Regierung 
nicht unmöglich, diese un sere Anträge zu verwirklichen. Hierauf basiren 
unsere V orschläge und Ansprüche, wcIche wir in unserem Erlasse vom 30. 
v. 1Its. und I. d. 11ts. Grossh. Oberschulrath mitgetheilt haben. I. \\Tie 
aUs dem Protokoll dieser Behörde vom 3. d. 
Its. hervorgeht, solI aber die 
kirchliche :Mitwirkung bei Veränderungen des Grulldstocks, Veräusserungen, 
bei neuen ständigen und unständigen Ausgaben und bei nicht stiftungsge- 
mässen Verwendungen des kath. Schul- resp. Kirchenvermögens nicht ge- 
stattet werden. (Entwurf A. 
. 6, 18, 23, B. 9. 8 f1'., 23 ff., C. 
. 6) 2. \Vährend 
die ßIitglieder eines kathol. Kirchensprengels bei den \Vahlen und Abstim- 
mungen der Katholiken bezüglich der katholischen Schulen und Schulfonds 
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ich betheiligen können, soIl dieses ihrem V orstande, dem katholischen 
Ortsseelsorger nachdiesem Verordnungsentwurfe (A.
, 17,22 und 26.) in keiner- 
lei "\Yeise gestattet werden. 3. Entgegen der so [cier1ich garantirten Frei- 
heit der Kirche, sowie trotz der Bestimmung des 
. 7 uncI [2 des fìesetzes 
yom 9. October 1860 und S. 27 des SchulgesetJes soIl (Entwurf A. 
. 7) 
der Grossh. Oberschu1rath dem Lehrer die Ertheilung des Religionsunter- 
richts "übertragen" f \Vas nach der anerkannten Verfassung der l
irche nur 
die kirchliche AntOl it
it durch ihre missio thun kann. 4. Ebenso bean- 
:
pruçht der Grossh. Oberschulrath (Verordnullgsentwurf C. 
. 7) die Leitung 
resp. Disciplin über den Lehrer als Organisten, also tiber den K.irchcn- 
diener, was gegen die erwähnten Grundbestimmungen verstösst und wir nicht 
lugehen dürfen. "\Vährend so principieH das Recht der ]{'irche \"erIet?'t, 
unsere Antråge hierwegen nieht beachtet und zum Naclltheil der kirchlichen 
\Virksamkeit das Schulgesetz vom 8. 
nirz d. J. verschårft wurde, sind 
Überhaupt die wichtigsten diesseitigen Begehren unerfülIt geblieben. I. SO 
wunle unser Antrag zu 
. 3 A. nicht anget'lommen, obgleich es sicher als 
Lillig erscheint, cine Schule eher mit einem Schuherwalter zu besetæn, ais 
sie eingehen zu lassen. 2. Es liegt in der Natur der Sache, dass wenn der 
Grund .lur Aunlebung einer Schule cessirt, sic wieder hergesteHt werden 
solI, uncI doch wurde unser dahin ziclender Antrag (zu lit. A. s. 6) nicht 
adoptirt. Obgleich es sich hier urn die "\Viederherstellung einer hestandenen 
Schule, nicht aber urn die Errichtnllg einer neuen Schu1c handeIt, wurden 
doch ZUlU Nachtheil der confessionellen Sclmlen die für neue Errichtung 
einer Schule geltenden Grnnds
itze angewendet. 3. Die öirent1iche, von 
Staatsbehörden geleitete Ahstimmung wird jetzt iiberall yerworfen, wei1 sic 
erfahrungsgem
iss des durchaus erforderlichen Schut.les der freien unheein- 
flussten 
Ieinungs
illsserung entbehrt. Die geheime Abstimmung ist auch in 
der \Vahlordnung für die Ortsschu1r
ithe und flir die Stiftungscommissionen 
yon 1863 und I H6-1- eingeführt. Es hande It sich hier nicht um die Ver- 
antwortung für die von dieser Frage durcllaus verschiedenen Besch1üsse 
cines gesetzlich geschiitzten Col1egiums, sondern urn cine Ahstimmung, 
welche l
ekallnt1jch des Schutzes gegen persönliche Beeinílussung und gegen 
åen Druck l11
ichtiger Personen bedarf. Unser Antrag zum Veronlnullgs- 
elltwurf A. 
. 26 ersc11eillt also begriindet. 4. Ebenso wurde ohne zu- 
1 eichenden Grund unser Antrag zum Verordnungsentwurf lit. B. 
. 8., 23, 
('. 
. 6 verworfen, dass die ]
irchenbehörde bei den V orarbeiten un<1 V or- 
verhandlungen .lU den Schulerkenlltnissen, beziehungsweise bei der Eestim- 
mung der Beitråge kirchlicher Fonds und bei der Ausscheidung d
 Ver- 
mögens der 
leSSller- und Orgallist
npfrlinden zugezogen werden solIe. Die 
recht1ich betheiligten kirchlichen Behörden ki)nnen rechtlich von Verhand- 
lungen, welche die ihnen anvertrauteu Rechte berühren, nicht 
lUsgcschlossen 
werden und der Abschluss der bezüglichen \reschäfte wird sicher weniger 
durch Beizug derselben als durch Prozesse verzi>gert. s. Endlich müssen 
wir auf unserm Antrag zum Verordnungsentwurf C. 8 beharren. Es ist 
Thatsache, und liegt in der N atur der Sache, dass die katholischen Stiftullgs- 
Commissionen sich an uns wenrlen, wenn ein Lehrer die Uebernahme des 
Organistendienstes verweigert. "\Yir set.lten. uns seither hierwegen mit 
(
rossh. Oberschu1rath ins Einvernehmen. Desshalb, da tHese F
ine doch 
nicht so häufig vorkommen, weil uns nicht wohl zugemutllet werden kann, 
mit der untersten Schulbehörde su verkeluen und so1che Angelegcnheiten 
<loch an den Grossh. Oherschlllrath erwachsen, kann diese Oberhehiinle 
tiLer unser Ersuchen die Yerhandlungell in geordnctem \\
egc ptlcgen. - 
Iliernach nahen wir uns nieht übeveugen könnell, <lass unsere Anh-;ige 
yom 30. v. :1lts. und I. d. l\Tts. auf einem Irrthu1l1 oder .\lissverståndniss 
h
ruhen. Sic stützen sich dc1mehr auf die friiheren Verl)alldlullgen mit 
J lochdcmsclbell liher cbs Schulgeset.l, und gehen aus clem Vedangen hl'r- 
\'or, jene .I.um allseits hefriec1igenden Ahschluss zu bringen. "Tir wieder- 
bolen noch recht.lCitig, das-; dieses ùadurch geschc11en kann, dass der die')- 



Beilage LXXX. 


4 1 3 


seitigen 1\Iitwirkung bei der ErÚehung unll Bildung der kathol. J ugend 
uncI bei der Auf
icht llnù Verwendung der katholischen Fonds in den 
V ollzugsverordnungen Ausdruck gt::gcben wird. Gestiit.lt auf unser Recht 
und lediglich veranlasst durch unserc Pilicht, di
 kirchlichen Rechte unù 
die katholische Erziehung und Bi1dung in allen Fällen zu vertheidigen, 
haben wir diese Ansprüche erhoben. Deren Erfüllung 1íegt im Interesse 
dt::r Autorität, der Gerechtigkeit uncI der Gesellschaft. Diese kann durch 
das dortseitige, yon uns so erleichterte Entgegenkommen nunmehr bewirkt 
werden, die allseitig erwünschte Verständigung über die Schulfrage würde 
dadllrch herbeigcfiihrt werden. "Vir bitten also Hochdasselbe, unsere be- 
riihrten Anträge yom 30. v. 1\Its. und I. d. 
Its. berücksichtigen zu wollen. 
A. A. (gez.) Orbin. 


LXXX. 
. ltIt"nisteri1l1lt des flmern. Karlsruhe, den 14. September 1868. No. 11,556. 
Den Vollzug des Gesetzes iiber den Elementarzmterriclzt betreffend. 
1. Eubischöflichem Capitelsvicaliat beehren wir uns auf den gefälligen 
Erlass yom 20. v. 1\Its., No. 6272, ergebenst zu erwidern: 'Vohldcssdben 
Anschauung, class das Gesetz yom 8. 1\Iärz 1. J. über den Elementarunter- 
richt ein Zusammenwirken yon Staat und Kirche auf dem miichtigen Gebiete 
der Schule nicht unmöglich mache, konnte uns, da wir diese Ansicht mit 
vollster Ueber,lCugung stets vertreten, nur mit aufrichtiger Genugthuung er- 
[üllen. In dem Geiste des entschiedenen Entgegenkonunens werden die ZUlll 
Vollzuge des Gesetzes zu erlassenden Verordnungen gehaIten sein, wobei 
natürlich in dem Gesetze selbst eine nicht zu überschreitende Grenze ge- 
.logen ist. "Vichtige Wiinsche W ohldesselben werden ihre Erledigung finden, 
sobald die Geistlichen in die Schulaufsichtsbehörden eintreten. lIicr ist 
durch das Gesetz den Dienern der K.irche eine rdche Thätigkeit geboten. 
]\[acht der GeistIiche hievon Gebrauch, so ist damit sofort ihm und durch 
ihn del' K.irche eine 1\Iitwirkung bei der Verwaltung des Schulvennögens 
ermöglicht und ebenso dem Ortsseclsorger ein Eintluss gewahrt bei der Frage 
der Vereinigung confessioneller Schulen (
. 10 des Gesetzes und die betr. 
Voll.lugsbestimmungen). Auf die Bemerkung "Vohldessclben gegen die Fas- 
sung des S. 7 der Vollzugsverordnung yom II. September 1. J. (Entwurf A) 
ist der Ausdruck: "iibertragen" in den allerdings präciselcn, dortsdts vor- 
geschlagenen, "veranlassen" abgeändert worden. Es liegt der Grossh. R.e- 
gierung nichts ferner, als das gesetzliche Recht der K.irchen zur Ertheilung 
des Religionsunterrichts irgend wie an.lutasten. In die Frage, 0 b es eine 
Disciplinargewalt im technischen Sinne über den Organisten gebe uncI wem 
<,oJche zustehe, brauchen wir wohl hier nicht ein.lutrcten, da die V oll.lugs- 
verordnungen hierüber nichts enthalten und zunächst nur feststeht und yon 
\Vohldemselben gewiss nicht bestritten werden will, dass die Disciplinar- 
gewalt gegen Lehrer nur yon der Staatsbehi>rde au
geiibt werden kanll. Dem 
"Vunsch \.Vohldesselben bezüglich der Erleichterung des \Viedcraufleben
 
einer wegen geringer Kinderzahl aufgehobenen Schule steht der bestimmte 
\Vortlaut des Gesetzes entgegen, der bei Errichtung neuer Schulen stets die 
Voraussetzungen des 
. 9 des Gesetzes verlallgt. Die Confessionsgemeinde 
kann übrigens die kleine Schule als öffentliche Schule erhalten, wie das Gc- 
setz ausdrücklich zusichert; es dürfte sonach in der That dem confessionellen 
Elemente auch in dieser Hinsicht volle Rechnullg getragen sein. Ausser- 
dem haben wir kein Bedenken gehaht, in der Voll.lugsverordnung ausdrück- 
lich aus.lusprCChell, class die G emeindc mIter den V oraussetzungell der Ge- 
meilldeordnung yon dem Antrag auf Elltbindung yon den staatsrechtlichen 
Beiträgell fiir dic kleincn Schulcn des s. 8 ganz ahsehen kann. \Vie wir in 
dieser Beziehung clem dortigen Ersuchen entsprochen, haben wir auch auf 
'Vohldessclben 'Vunsch den 
. <J des dorthin mitgetheilten Entwurfs A. ge- 

trichen. \V citeI' habcn wir verfiigt, class auch die kirchlichen Localhehönlen 
den Antrag auf Erhaitung der Schulen des 
. 8 mIter den gesctzlichen V or- 
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aussetzungen stellen dürfen. 'Venn "\Vohldasselbe die sofortige 1Iitwirkung 
der kirchlichen Organe bei den V orarbeiten und V orverhandlungen zu den 
Schulerkenntnis
en in Anspruch nehmen zu sollen glaubt, so ist die Fassung 
der Volli:ugsverordnung lediglich aus Gründen der Zweckmässigkeit gewählt 
worden. Die Rechte der Kirche werden durch die Erkenntnisse selbst- 
verständlich gar nicht berührt. Die Vermischung der Rechtsfragen so fort 
bei der Aufstellung der V orarbeiten mit den Erhebungen der factisch vor- 
hand en en Deckungsmittel würde wohl nur Verwirrung hervorrufen. Urn aber 
den Kirehenbehörden die loyalste Förderung bei Eruirung des Rechtspunktes 
zu gewähren, haben wir die Bcstimmung des 
. 29 Abs. I des Entwurfs B. 
(nunmehr Verordnung vom 10. September) entsprechend abgeändert. Ebenso 
haben wir den dortigen \Vünschen entsproehen bezüglich der Hinaussehiebung 
des Termins fUr Abtrennung der niederen Kirchendienste, sowie einer kleinen 
Aenderung in S. 7 Abs. 2 des Entwurfs C. (nunmehr Verordnung vom 12. Sep- 
tember). Desgleiehen hat S. 8 des Entwurfs C. einen Zusatz erhalten im 
Sinne eines dortigen Antrags. Ein Vert rag 'V ohldesselben mit den Local- 
schulbehörden wegen Uebernahme des Organistendienstes durch den Lehrer 
wird naeh dem Eintritte des Ortspfarrers in den Ortsschulrath ein Bedenken 
nieht bieten, vielmehr einer zu grossen Centralisirung der Geschäfte vor- 
beugen und eine raschere Entschliessung ermögliehen. Es handelt sich hie- 
bei übrigens nur urn die Vorverhandlungen. "\Vohldasselbe regt die Frage 
der geheimen Abstimmung bei Vereinigung der Schulen, Errichtung neuer 
Schulen etc. an. Bei der bestrittenen N atur dieses Punktes dürfen wir uns 
einer Erörterung der Principienfrage wohl urn so mehr enthalten, als es sich 
hier nicht urn "
ahlen handelt, in welcher Hinsicht die dortigen Bedenken 
vorgebracht zu werden pflegen, sondern urn eine sachliche Entscheidung. 
Für solche Entschliessungen würde sich die geheime Abstimmung gewiss 
von keinem Standpunkte aus empfehlen, mag man hinsichtlich der 'Vahlen 
denken, wie man will. \Väre dieser sachliche Gesichtspunkt nicht, so könnte 
die Grossh. Regierung sich mit einer geheimen Abstimmung gleichfalls zu- 
frieden geben, da von uns unter alIen Umständen jede Beeinflussung der 
Entscheidung vermieden werden wird. Die Grossh. Regierung hat nur V or- 
liebe fur gute Schulen, nicht für die gemischten an und für sich, Die Ent- 
schliessung über die confessionelle N atur der Schule unterstellt sie einfach 
den betreffenden Confessionsgenossen. \V ohldemselben werden wir sofort 
nach dem Erscheinen der Vollzugsverordnungen im Regierungsblatte Aus. 
fertigungen derselben mitzutheilen uns beehren. Aus obigen kurzen Erläute- 
rungen aber wird Erzbischöfliehes Capitelsvicariat entnehmen, wie sehr wir 
bestrebt sind, alIen mit dem Gesetze verträglichen \Yünschen der Kirchen- 
behörde zu entsprechen. Die weiteren V ollzugsverordnungen werden in dem 
gleichen Geiste des Entgegenkommens entworfen und gemäss 
. 4 der landes- 
herrlichen Verordnung yom 12. August 1862 soweit erforderlich nach Be- 
nehmen mit \V ohldemselben festgestellt werden. II. Evangelischem Ober- 
kirchenrathe beehren wir uns vorlãufig ergebenst mitzutheilen, dass die 
dortigen \,rünsche, wie sie in dem Oberschulrathsprotokolle yom 3. August 
1. J. nicdergelegt sind, bei der endgültigen Feststellung der drei Vollzugs- 
verordnungen zu dem Gesetze vom 8. .März 1. J. fast durchgehend Berück- 
sichtigung gefunden haben, so bei den 99. 3, 7, II der Verordnung vom 
I I. September (Entwurf A) und den 9
. lAbs. 2, 
. 7 Abs. 2 der Verord- 
nung vom 12. September (Entwurf C.). Hinsichtlich anderer Punkte (
. I 
des Entwurfs A, 
. 29 des Entwurfs B) haben wir durch die in dem Pro- 
tokon vorgeschlagenen Zusätze den dortigen Anschauungen Rechnung ge- 
tragen. \Yir werden uns sogleich nach dem Erscheinen der Verordnungen 
im Regierungsblatt beehren \Vohldemselben Ausfertigungen derselben mit- 
zutheilen. III. Nachricht hievon Grossh. Oberschulrath unter Rückanschluss 
der dortigen Acten. (gez.) Jolly. 
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Verordnung, den Aufwand filr die Volksschlllen betreffend. 
Zum VoIlzug der in dem Gesetz vom 8. 
lärz 1868, den Elementar- 
unterricht betreffend, enthaItenen Vorschriften über rlen Aufwand ftir die 
Volksschulen und der damit im Zusammenhang stehenden gesetzlichen Be- 
stimmungen (

. 22-24, 46-78, 113-116 und 120 des Gesetzes) wird hier- 
mit verordnet, was folgt: 
. 1 - 17. 
. 18. Wenn die Schule seither Ein- 
kommenstheile aus kirchlichen N ebendiensten bezogen hat, so muss in einer 
zweiten Abtheilung der Darstellung die Trennung dieser Dienste von dem 
Schuldienst und ihre Folgen in nachstehender "\Veise erörtert und nach- 
gewiesen werden: I. Der Ortsschulrath hat. aIle diejenigen Einkommens- 
theile zu verzeichnen, welche seither aus dem kirchlichen Nebendienst 
(Messner-, Glöckner- und Organisten-, beziehungsweise Vorsängerdienst) zu 
dem Schuleinkommen beigezogen wurden. Als Einkommenstheile des kirch- 
lichen Nebendienstes sind zu behandeln aIle diejenigen Bezüge, welche in 
den letzten (nach 
. 9 dieser Verordnung der Darstellung bereits ab
chrift- 
lich beigegebenen) Schulerkenntnissen als dem kirchlichen Nebendienst ge- 
hörig aufgeführt oder etwa seither durch gerichtliches U rtheil oder schrift- 
liches Anerkenntniss der zuständigen Behörde als dahin gehörig ausser 
Zweifel gestellt sind. 2. Die Beschreibung dieser Einkommenstheile hat in 
der "\Veise zu geschehen, dass der Name der Lehrer angegeben wird, welche 
die einzelnen Nebendienste besorgen, und dass bei jedem die einzelnen Ein- 
kommenstheile verzeichnet werden, welche er aus jenem Dienst bezieht. Im 
Uebrigen sind die Vorschriften des 
. 10 Ziffer 2-6 dieser Verordnung zu 
beobachten. 3. Die Aufrechnungspreise sind in der 

. II-I6 dieser Ver- 
ordnung angegebenen "\Veise zu ermitteln und in die DarsteUung aufzu- 
nehmen. 
. 19. Nunmehr ist, wenn die Schulstelle besetzt ist, zu berechnen: 
I. wie viel ein jeder Hauptlehrer, welchem ein kirchlicher Nebendienst zu- 
gewiesen ist, aus diesem Dienst bezieht; 2. urn welchen Betrag sich hier- 
nach, so lange der Nebendienst mit dem Schuldienst verbunden ist, der 
staatsrechtliche Beitrag der Gemeinde zu dem betreffenden Lehrergehal_t 
mindert. Ist die Schul stelle erledigt, so braucht bloss berechnet zu werden, 
wie viel bisher nach 

. 18 und 19 dieser Verordnung aus dem kirchlichen 
Nebendienst in den Lehrergeha1t geflossen ist. 
. 20. Ueber die Zeit und 
Art des V oIlzugs der Trennung der Schuldienste von den kirchlichen N eben- 
diensten wird auf die besondere Verordnung vom 12. September d. J. hin- 
gewiesen. 
. 21. Nach 
. 115 des Gesetzes darf kein Lehrer in dem Ein- 
kommen verkürzt werden, zu welchem er bisher berechtigt war. Diese Be- 
stimmung hat an manchen Schulen die Folge, dass vorübergehend und bis 
zur Erledigung der betreffenden Lehrerstelle ein grösserer Aufwand, als durch 


. 6 I ff. des Gesetzes vorgeschrie ben ist, erfordert wird. Dieser vorüber- 
gehende 
1:ehraufwand ist in einer dritten Abtheilung der Darstellung zu 
behandeln. Die hiebei möglichen Fäl1e sind folgende: I. "\Vo an einer 
Schule mehrere Lehrer angestell t sind, soIl en nach 
. 77 des Gesetzes die 
Dotationen der einzelnen Lehrerstellen zusammengeworfen und unter sämmt- 
Hche Hauptlehrer der Art vertheiIt werden, dass keiner mehr als den N or- 
malgehalt bezieht, es müsste denn die Gemeinde ihm freiwillig mehr be- 
willig en (
. 75 des Gesetzes). Diese Vertheilung kann aber erst geschehen, 
wenn der Lehrer, welcher seither zu der grösseren Dotation berechtigt war, 
abgegangen ist. Bis zu diesem Zeitpunkt muss Das, was aus obigem Grund 
an dem gesetzlichen Gehalte der übrigen Lehrer fehIt, vorübergehend von 
der Gemeinde, beziehungsweise von der Staatskasse übernommen werden 
(

. 115 und 116 des Gesetzes). Der betreffende Hauptlehrer bezieht den 
den N ormalgehalt übersteigenden Mehrertrag nur als persönlichen GehaIt. 
2. Wenn ein Lehrer seither ausser der Schulpfründe ftir den Schuldienst 
noch andere Beträge bezogen hat, z. B. wegen des geringen Anschlags des 
Pfründeertrags noch staatsrechtliche Beitrãge der Gemeinde und des Staats, 
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so bleiben ihm diese Reträge als pers(}nlichcr Gehalt, 
elb:,t wenn der neue 
Anschlag des Pfründeertr
l.gnisses gegen den bishcrigen An
chlag höher i
t 
ah die gesetÛiehe (rehalbaufbe::,serllng (
. 115 Ab
atz 4). 3. In gleieher 
\Veise vel bleibt dem Lehrer, welcher seither ein Einkolllmen aus kirehlichcn 
Nehcndicllsten beL;ogen hat, nach vollL;ogener Trenllung dieser Dienste dCl- 
jenige Rctrag ,tIs persönlicher Gehalt, um wclchen er an seinclll bishcrigen 
Einkonullen verkiirzt ,\' ürde. Sãmmtliehe Einkommenstheile werden dahei 
in der 

. 11-16 bezeichneten "\Veise aufgerechnet, davon aber der Betrag 
(lcr flir ferllere Versehllng des Orgallisten- und V orsãngerdienstes festgesetæn 
Vergiitung abgezogen (
. 120 des Gesetzes). 4. "\Y.cnn dem Lehrer von der 
(iemeinde frciwillig aber unwidcrruflieh cine Zulagc über den bishcrigen 
N ormalgehalt hinaus bewiUigt war, so bleibt ihm derjenige Betrag als per- 
....önlicher Gehalt (
. 115 Absatz 2), um we1chen dureh die Zulage auch dcr 
neue N ormalgehalt iibersehritten wird. S."\V cnn cine (Temeinde wegen 
unterlassener Erhöhung des Sclmlgeldes eine Zulage bewiIligt hatte, SO i
t 
dicse Zulage fortL;uentrichten, bis das Schul geld auf die gesetzliehc IIöhe 
(
. 53 des Gcsetæs) gebraeht ist. Diejenigen Lehrer, welche derartige per- 
sön1iehc Gehaltc und Bczüge beanspruchen, sind gehalten, ihre Ansprüche 
dlll eh Darlegung dcr thats
l.chliehen Verhãltnisse und Aufstellung eincr ge- 
nauen Berechnung in einer besonderen Bcilage L;U begriinden. Der Orts- 
-;ehulrath wird den Anspruch priifen und das Ergebniss in seine Darstellung 
aufnellluen. Der berechnete l\lehraufwand [-HIt in den Fäl1en zu 4- und S 
unbedingt und in den Fãl1en zu 1 bis 3 vorbehaltlich des Anspruchs an 
die Staatskasse auf die Gemeinde. s. 22. Den Lehrern bleibt unbenolllmcn, 
in alIen Fãl1cn, wo sie mit der von dem OberschuIrath gegebenen Dar- 
<;tcllung der Verhåltnisse und mit den von ihm gesteIlten Anträgen nicht 
einverstanden sind, ihre ErJ\.lärung in besollderer Ausfcrtigung zu dcn Acten 
L;U geben. s. 23. Dcr Ortsschulrath übergiht die von ihm g-efertigte Dar- 
::,tcllung lihcr die künftige Regelung der tinallÚellen Verhãltnisse der LeÚig- 
I iehen V olksschule unter Anschluss sãmmtlicher Bcilagen der Gemcillde- 
hehÖnle. Dcr Gemeillderath und klcine 
\ussehuss (bci zusammenge
et.ltcn 
Sehulgemeinden unter ZUL;Ug dcr Vertrctcr der bethciligtell Gemcindcll) priift 
die DarstelIung hinsiehtlieh der Bcschreibullg der thatsãehlichen V er1Ùltn isse, 
bcrathet unlI beschliesst seinerseits übcr die von dem Ortsschulrath gestellten 
einælncn Allhäge und legt das Ergehniss glciehfalls in einer schriftliehcn 
Erktirung nicder. Dabci wird insbesondere auf Folgendcs aufmerksam ge- 
maeht: I. Die Erktirung der GCllleindcbehi}nle muss sieh iiher alle cinælncn 
Punkte aus!--prcchen, welche in der Darstcllung des Orbschulraths enthaIten 

ind. "\Veun der G cmeindewth nieht abweiehender Ansicht ist, so gcniigt 
die einfache ErkHirung des Einverstandcnseins bei jedem cÏnL;elnen Punkle. 
\Vo der Gemeinderath nieht cÏnverstandcn ist, muss er L;U der bctreffenden 
Ziffer seine eigenc Ansieht nebst entsprechender Begründung niederlegcn. 
2. \Venn eine Sehulstclle in eine höherc oder niedcre KJasse, als nach der 
Ein wohnerzahl vorgescln ieben ist, gesetzt werden soIl (
. 4 Ziffer 2 der Ver- 
ordnung), so ist die Zustimmung der Gcmeindeversammlung beÚehungswcise 
dcs grossen AliSschusses eiu.luho1cn und da
 dcssfallsige l'rotokoIl heiL;u- 
legell (
. 46 Absatz 3 des Gesetæs). 3. Die Zustimmung cler Gemeinde he- 
ÚeJnmgsweise ùes grossell Allsschusscs ist ferncr beizubringen: a) wenn eine 
grössere Zahl von Lehrern, als gesctÛich vorgeschrieben ist, oder die An- 
::,tel1ung von Hauptlehrcrn statt Unterlehrern oder die Bezahlung grösserer 
(ìehalte als der Normalgchalte (

. 48 A. und So des Gesetzes) beschlossen 
wird, vorausgc::,ctlt, class die gleichen VcrlÙ1tnisse nieht schon seither in (kr 
SchllIe bestandcn hatten (
. 5 ZifTer 6 ulld 7 dcr Verordnullg); b) \Venn dem 
Lehrer cin seither llieht heL;ogenes Aversum oder eiu hijheres Avcr
um als 
das seithcrige fiir das Sehulgeld bewilligt werden solI (
. 6 ZifTer 3 der V cr- 
orduung und s. SS des Gesetzes). 4. Haupts
ichlich solIen die Gemcinde- 
verheter prÜ[en, ob die All
Schcidllng der dCll kirchliehen NebendicnsLen 
lugehörigen Einkommenstheilc strcngc naeh den V Olschriftcn dc') Gc
ctles 
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(
. 120 AbsatJ: 3) und dieser Verordnung (

. 9 und 18) vorgenommen wurde. 

. 24. Da bezüglich vieler Punkte zwischen dem Ortsschulrath und der Ge- 
meindebehörde eine l\Ieinungsverschiedenheit bestehen kann, z. B. über di
 
Classification der Schulstellen, über die Zahl der Lehrer, über den Betrag 
des Schulgeldes, über l\1iethzinsentschãdigungen, iiber die Aus5cheidung der 
Einkommenstheile, über die Aufrechnungspreise der N aturalien und der- 
gleichen f und da solche l\feinungsverschiedenheiten sich oft durch mündliche 
Erörterung leicht ausgleichen lassen, so ist es zulãssig und wird hiemit 
dringend empfohlen, dass die beiderseitigen Collegien von vornherein zu- 
sammentreten, über die in 

. 2-23 dieser Verordnung bezeichneten Punkte 
gemeinsam berathen und eine gemeinschaftliche, Darstellung darüber aus- 
arbeiten lassen, in welcher alsdann nur die sich etwa gegenüberstehenden 
Beschlüsse besonders hervorgehoben werden. vVenn dagegen der Ortsschul- 
rath seine Darstellung und die Gemeindebehörde ihre Erklärung darauf jede 
für sich abgegeben hat und in wesentlichen Stücken l\feinungsverschieden- 
heiten bestehen, so solI der Bürgermeister einen Zusammentritt beider Col- 
legien veranlassen, die Erzielung übereinstimmender Beschlüsse versuchen 
und das Ergebniss in den Acten niederlegen. Sobald die Erörterungen 
L;wischen den Ortsbehörden geschlossen sind, legt der Bürgermeister die 
Aden dem Grossherzoglichen Bezirksamt zur Erlassung des Schulerkennt- 
nisses vor. S. 25. Das Schulerkenntniss hat den Zweck, die finanziellen Ver- 
hä1tnisse der Schule festzustellen,. indem es a) theils die Entscheidungen der 
J:uständigen Behörden über die einschlãgigen Punkte zusammenstellt, b) theils 
die U ebereinstimmg der Betheiligten in den bezüglichen Fragen constatirt, 
c) theils in streitigen Fällen bis zur Entscheidung derselben durch die zu- 
stãndigen Behörden einstweilige Anordnungen trifft. Das Schulerkenntniss 
soIl sich desshalb verbreiten: A. über die die finanziellen Verhãltnisse be- 
dingenden V orfragen: I. U mfang der Schule, Einwohnerzahl des Schul- 
bezirks, Zahl der Schulkinder; 2. Classificirung der Schul stelle ; 3. Zahl der 
Hauptlehrer- und Unterlehrerstellen; 4. Betrag des Gehalts und der Gehalts- 
zuschläge derselben; 5. l\Iiethzinsentschädigungen; 6. Schulgeld. B. über 
die Bestreitung des Aufwandes der Schule: I. Aufwand an festen Gehalten 
nach 

. 48 ff. des Gesetzes: a) Deckungsmittel: I. aus dem Ertrag der 
Schulpfründe; 2. aus Ortsfonds; 3. aus Districtsfonds; b) aufzubringender 
Betrag: 4. durch den seitherigen staatsrechtlichen Beitrag der Staats- 
casse; 5. durch den staatsrechtlichen Beitrag der Gemeinde. II. Aus- 
scheidung des Einkommens der kirchlichen Nebendienste. III. Berech- 
nung des dem einzelnen Lehrer etwa oder eventuell zukommenden persön- 
lichen Gehalts und Art der Aufbringung desselben. 
. 26. 1m Einzelnen 
wird auf Folgendes aufmerksam gemacht: I. Die Entscheidung oder Zu- 
stimmung des Oberschulraths ist vor Erlassung des Schulerkenntnisses ein- 
zuholen: a) wenn der bisherige Schulbezirk abgeãndert werden solI (
. 5 Ab- 
satz 2 und 3 des Gesetzes); b) wenn einem Lehrer eine grössere Zahl als 
120 Schulkinder zugewiesen oder ,,"on Errichtung einer weiteren Lehrstelle 
Umgang genom men werden solI (9
. III, 23 und 24 des Gesetzes); c) wenn 
die Gemeinde statt des Schulgeldes ein A versum anbietet und der Lehrer 
damit nicht zufrieden ist (9. 55 des Gesetzes). 2. Die Entscheidung des Be- 
zirksraths als Verwaltungsbehörde ist vor Erlassung des Schulerkenntnisses 
herbeizuführen, wenn l\leinungsverschiedenheit zwischen den Schul- und Ge- 
meindebehörden besteht: a) über die Bestimmung der Klasse, in welche die 
Schulstelle gehört (
. 47 des Gesetzes); b) über Festsetzung der l\1ieth- 
entschãdigung (
. 52 des Gesetzes). 'Venn ein Anderer als die Gemeinde 
baupflichtig ist und eine höhere als die gesetzliche :Miethentschädigung be- 
antragt wurde, ist der Pflichtige selbstverständlich darüber zu hören; c) über 
Festsetzung des Schulgeldes (
. 53 des Gesetzes). 3. In dem Schulerkennt- 
niss sind die ergangenen Entscheidungen der V orfragen kurz anzurufen. 
4. Die Einweisung der Lehrer in ihre neuen Gehalte solI nach 
. I 14 d
s 
Gesetzes "sobald als möglich" geschehen. 'Vo daher ein bec;trittener An.. 
F ri e db erg f Dcr Staat \1. d. Kirche. 2ï 
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9pruch erst noch der civil- oder verwaltungsgerichtlichen Enbcheidung be- 
darf, ist, ohne letztere ab.lllWarten. in dem Schuled..enntniss lerliglich der 
Besitzstand (vergl. 

. 113, 115 und I:!O des Geset7es) zu Grund .lU legen 
und den Betheiligten die anderweitige Austragung der Sache .lU überlassen. 
5. 1m U ebrigen und namentlich hinsichtlich der Beschreibung der Finkom- 
men stheile sind die in 

. 2 ff. dieser Verordnung gegebenen Vorschriften 
auch hier .lU beobachten. 6. Die Aufrechnungspreisc der Naturalien sind 
bei 
leinungsverschiedenheiten unter den Betheiligten nach dem Ergebniss 
der in 

. 12 ff. angeordneten Schät.lungen zu berechnen und dem streiten- 
den Theile die Verfolgung seiner Ansprüc.he vor den Verwaltungsgerichten 
vorzubehalten. 7. 'Venn weitere Beitrãge als die bisher geleisteten aus Orts- 
oder Districtsfonds beansprucht werden, so ist auch clieses Begehren !.um 
besondern Austrag zu verweisen und das Erkenntniss vorlãufig ohne Rück- 
sicht darauf zu erlassen. 8. Ebenso sind vorlãufig nur die seither geleisteten 
staatsrechtlichen Staatsbeiträge in dem Erkenntniss zu berücksichtigen uncI 
ist der Gemeinde ihr etwaiger weiterer Anspruch vorzubehalten (S. I I l des 
fTesetzes). 'Vo indessen ein solcher Anspruch schon vor dem I. Januar I86R 
erhoben und bis jetzt noch nicht durch rechtskräftiges Erkenntniss festgeste11t 
wurde, ist, wenn die Gemeinde nicht darauf verzichtet, die bezügliche Ver- 
handlung gemäss den V orschriften der 
S. 15 bis 18 der Verordnung vom 
4. December 1835 (Regierungsblatt No. LXVI.) bis zur rechtskräftigen Ent- 
schcidung zu Ende zu führen und der zuerkannte Staatsbeitrag so zu be- 
handeln, wie wenn er schon bisher entrichtet worden wäre (
. 1 13 des Gc- 
setzes). 
. '27. Das in den 

. 1 bis 26 vorgeschriebene V erfaluen i
t auch 
hinsichtlich derjenigen Scllulen einzuhalten, welche nach 
. 8 des Gesetze
 
voraussichtlich eingehen, oder hinsichtlich deren nach 

. <) und 10 des Ge- 
setzes etwa eine Aenderung bereits beantragt ist, da der vom I. J anuar 1868 
an erhöhte Aufwand für die Schule van den bisher Verpflichteten illsolange 
und bis zu ùem Tag getragen werden muss, an welch em nach den Bestim- 
mungen der Vollzugsverordnung vom II. September d. J. die Schule ge- 

chlossen wird. 
. 28. Ebenso ist bezüglich der unter S. 78 des Gesetzes 
fallenden Schulen (nicht vollberechtigte christliche und israelitische Schulen) 
das in dieser VeI"ordnung vorgeschriebene Verfahren einzuhalten, da an dem 
Aufwand fùr dieselben vorläufig und bis eine Aenclerung gemäss der V 011- 
zugsverordnung vom 1 I. September d. J. in's Leben tritt, jeder Betheiligte 
Dasjenige fortzuentrichten hat, was er seither leisten musste, und da nur fùr 
den Betrag, urn welchen Yom I. Januar 1868 an das Gesetz yom 8. :r-.lärz d. J. 
einen :\lehraufwand nöthig macht, die politische Gemeinde vorbehaltlich 
ihres Anspruchs an die Staatskasse unbedingt eintreten muss. 'Venn der 
seitherige Beitrag der Gemeindc oder der Staatskasse wechselnd war, so ist 
der neuen Berechnung der Durchschnitt der drei let.lten Rcchnungsjahre .lU 
Grund zu legen. Zur Ermittlung desselben muss der Darstellung des Orts- 
schulraths ein Auszug aus diesen drei Schulrechnungen nebst den Rech- 
nungen selbst beigefùgt werden. 
. 29. Eine Ausfertigung des Schulerkennt- 
nisses ist jedem Gemeinderath, dem Ortsschulrath - diesem zur Eröffnung 
an die betreffenden Lehrer - und dem Oberschulrath gegen Bescheinigung 
zustellen zu lassen. Ebenso Îst eine solche - sofern das Erkenntniss nicht 
ausschliesslich staatsrechtliche Beiträge als Deckungsmittel aufführt - dem 
Katholischen Ober
tiftungsrath, beziehungsweise dem Evangelischen Ober- 
kirchenrath oder dem Oberrath der Israeliten zur Kcnntnissnahme zu über- 
senden. Bezüglich des Recurses ist 
. 10 der landesherrlichen Verordnllug 
vom 2. April 1868 (Regierungsblatt No. XXII.) maassgebend. Das vo11- 
zugsrejf gewordene Erkenntniss hat für die Betheiligten nur die 'Yirkung, 
dass die darin festgestellte Art der Deckung und Aufbringung des Auf- 
wands für die Schule vorbehaltlich späterer Abrechnung insolange maass- 
gebend ist, bis über die etwa streitigen Punkte durch rechtskräftiges Erkennl- 
Hiss der .luständigen Behörden endgiltig entschiedcn sein wird. 
. 3 0 . J eder 
Belheiligte kann (lie Erlassung eines neuen Erkenntnisses verlangell, wenn 
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in den V oraussetzungen, auf welchen das seither geltende beruhte, eine 
Aenderung eingetreten ist. Eine al1gemeine Revision der Erkenntnisse hat 
für aIle mit Beinutzungsgütern ausgestattete Schulstellen einzutreten, sobald 
die Katastrirung des landwirthschaftlichen Geländes nach dem Gesetz vom 
7. 1\lai 1858 vollendet sein wird. Eine besondere Bekanntmachung wird 
darüber seiner Zeit das Nöthige bestimmen. 
. 31. 'Venn auf Grund der 


. 62- 64 des Gesetzes eine Erhöhung oder Herabsetzung der Beiträge 
eines Ortsfonds zum Lehrergeha1t herbeigefiihrt werden will, so sind darüber 
gesonderte Verhandlungen mit den zuständigen Verwa1tungsbehörden zu er- 
öffnen. 
. 32. Eine weitere Vertheilung der zur Zeit etwa verfiigbaren :Mittel 
aus Schuldistrictsfonds (
. 65 des Gesetzes) ist auszusetzen, bis die in 
. 30 
Absatz 2 in Aussicht gestellte allgemeine Revision der Schulerkenntnisse 
voUendet und damit ein sicherer Anhaltspunkt über das dauernde Bedürfniss 
einer jeden Schule gewonnen ist. 
. 33. 'Venn eine Gemeinde oder ein 
N ebenort mit eigener Vermögensverwaltung Anspruch auf einen aus der 
Staatskasse zu zahlenden staatsrechtlichen Beitrag zu dem Lehrergehalte 
machen wiU, so hat der Gemeinderath und Ausschuss resp. Verwa1tungsrath 
nach eingetretener Rechtskraft des Schulerkenntnisses bei dem Bezirksamt 
einen desfal1sigen mit den erforderlichen N achweisungen begründeten An- 
trag zu stell en. vVird dieser Antrag vor dem 15. 1\1ärz 1870 eingereicht, so 
ist der etwa zuerkannte Staatsbeitrag schon vom I. Januar 1868 an zu leisten. 
Bei späterer Einreichung läuft der Staatsbeitrag, soweit er den seither be- 
L;ogenen Betrag übersteigt (
. I J 3 des Gesetzes), erst von dem Zeitpunkt, wo 
die Forderung geltend gemacht wurde (
. 114 des Gesetzes). 1st endlich ein 
desfallsigcT A.nspruch noch auf Grund der 

. 20-24 des Gesetzes vom 
28. August 1835 bereitc; zwischen dem I. Januar und 15. 1\lärz 1868 erhoben 
worden, so hat die Gemeindebehörde denselben durch nachtrãgliche Bei- 
fügung der S
. 34 ff. dieser Verordnung verIangten Nachweisungen zu er- 
gãnzen. 
. 34. Dem eingereichten Antrag ist beizulegen: I. ein Auszug aUs 
den Gemeinderechnungen der Jahre 1858 bis mit 1867 nebst diesen Rech- 
nungen selbst, in welchen zusammengestellt ist: a) welche Summen in jedem 
dieser Jahre nach dem SoU der Gemeinderechnungen erhoben wurden an al1ge- 
meinen Umlagen, an Vorausbeitrãgen und an Schulhausbauumlagen, und wie 
gross der jãhrliche Durchschnitt hievon ist, b) welche Summen in jedem 
dieser Jahre von der Gemeindekasse ohne Ersatz durch die Staatskasse für 
die staatsrechtlichen Beitrãge zu den Lehrergehalten ausgegeben wurden, 
und wie gross der jãhrliche Durchschnitt hievon ist, c) welchen \Verth in 
jedem dieser Jahre sãmmtliche Bürgernutzungen nach den in der neuesten 
Berechnung der Einkaufsgelder zum Bürgernutzen angenommenen Anschlãgen 
hatten - jedoch nach Abzug der jãhrlichen Bürgergenussauflagen -, und 
\Vie gross der jãhrliche Durchschnitt hievon ist; 2. ein von dem Steuer- 
peräquator beglaubigter Auszug aus dem jüngsten Gemeindesteuerkataster über 
den Betrag sãmmtlicher gemeindesteuerpflichtiger Steuercapitalien. Auf Grund 
dieser Belege ist in dem begründenden Antrag zunächst von der durch- 
schnittlichen Jahreseinnahme an allgemeinen Umlagen, Vorausbeiträgen Ulld 
Schulhausbauumlagen (Ziffer I a.) die durchschnittliche J ahresausgabe an 
staatsrechtlichen Beiträgen für Lehrergehalte (Ziffer I b.) und der durch- 
schnittliche J ahresbetrag des reinen \Verths der Bürgernutzungen (Ziffer I c.) 
abzuziehen und alsdann unter Zugrundlegung des gemeindesteuerpflichtigen 
Capitals zu berechnen, welche Umlage erfordert wird, urn den verbliebenen 
Rest zu decken, und bis zu welcher U mlage und beziehungsweise bis zu 
welchem Betrag die Gemeinde nach S
. 67 und 68 des Gesetzes verpflichtet 
ist, den ungedeckten Betrag der Lehrergehalte selbst zu bestreiten. 
. 35. Urn 
zu ermessen, ob die Gemeinde nach ihren gewerblichen oder sonstigen Ver- 
hältnissen gemäss S. 69 AbsatL; 2 des GesetL;es hillig noch um einen Kreuzer 
vom 100 fl. Steuercapital höher angezogen werden dürfte, ist in dem An- 
trag noch anzugeben: I. wie im AUgemeincn der "T ohlstand der einzelnen 
Bürger beschaffen ist, 2. welches die verschiedenen N al1rungszweige der- 
Z7* 
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selben sind, 3. ob und aus welchen gar nieht oder nur gering besteuerten 
Geschäften sie einen bedeutenden Gewinn ziehen, 4. wie gross das Gemeinde- 
vermögen nach der letzt abgehörten Rechnung ist, worin es besteht, und 
welchen Ertrag die einzelnen Bestandtheile abwerfen, endlich 5. welche 
Stiftungen und Anstalten zur Unterstützung und zum Erwerbe die Gemeinde 
noch besitzt. S. 36. Das Bezirksamt lässt die Vorlage durch den ihm bei- 
gegebencn Revisionsbeamten prüfen und theilt die Acten nebst den Rech- 
nungen unter Beiftigung seiner eigenen :Meinung über die ökonomischen Ver- 
hã1tnisse der Gemeinde dem gemãss s. 8 Ziffer 4 der Verordnung yom 12. J uli 
1864 (Regierungsblatt No. XXXI.) aufgestellten Vertreter der Staatscasse 
(Fiscalcommissãr) zur Erklãrung mite 'Venn letzterer mit dem Antrag der 
Gemeinde übereinstimmt, so erlãsst das Bezirksamt mit kurzer Angabe cler 
einschlãgigen Verhältnisse ein Erkenntniss darüber, welchen Beitrag und yon 
welchem Tage an die Staatscasse auf Grund des 
. 74 des Gesetzes zum 
Lehrergehalt zu leisten hat. "\Yeicht das Begehren des Fiscalcommissãrs yon 
dem Antrag der Gemeinde ab, so ist die Entscheidung der Verwaltungs- 
gerichte über die streitigen Punkte herbeizuführen (
. 8 Ziffer 3 der Verord- 
nung yom 2. April 1868, Regierungsblatt Seite 363). 
. 37. Nach cin- 
getretener Rechtskraft des Erkenntnisses legt der Fiscalcommissär eine Aus- 
fertigung desselben dem Verwaltungshof vorf welcher die Zahlungsanweisung 
an die betreffeRde Amtscasse veranlasst und davon sowohl das Bezirksaml 
als den Oberschulrath in Kenntniss setzt. 
. 38. Innerhalb der Frist bis 
zum 15. März 1870 kann auch der Fiscalcommissär mit rückwirkender Kraft 
auf den I. J anuar 1868 die Herabsetzung resp. neue Regulirung des Staats- 
beitrags nach dem Gesetz vom 8. J\lãrz d. J. verlangen. Auf den des{allsigen 
Antrag macht das Bezirksamt der Gemeinde die Auflage, in einer ange- 
messenen Frist ihren Anspruch an die Staatscasse nach 

. 33 - 35 dieser 
Verordnung zu begründen, widrigenfalls der seitherige Beitrag sistirt würde. 
"\Yürde ein solcher Antrag erst nach dem 15. J\Iärz 1870 gestellt, so tritt die 
dadurch etwa herbeigeführte Aenderung des Staatsbeitrags erst yon dem Tag 
an in Kraft, an welchem jenes Begehren eingereicht wurde. 
. 39. "\Yenn 
einer der in S. 73 des Gesetzes bezeichneten Fãlle eintritt, in welchen eine 
neue Festsetzung der Beiträge innerhalb der zehnjãhrigen Periode beantragt 
werden kann, so haben sowohl die Bezirksã1l1ter als die Schulbehörden den 
Fiscalcommissãr von der Aenderung dér thatsãchlichen Verhã1tnisse in Kennt- 
niss zu setzen. S. 40. Wenn eine Schulstelle mit mehreren Hauptlehrern 
erhebliche Einkommenstheile an Naturalien und Benutzungsgütern besitzt, 
so hat der Ortsschulrath, so fern dies noch nicht geschehen und sobald es 
durch Erledigung der betreffenden Lehrerstellen möglich ist, diese Bezüge 
ein für aIle J\Ial unter die Hauptlehrer angemessen zu vertheilen und daL;U 
die Genehmigung der Oberschulbehörde einzuholen. Karlsruhe, den 10. Sep- 
tember 1868. Grossherzogliches :Ministerium des Innern. Jolly. Vdt. Fetzer. 


Verordllung, das Verfahren bel' Anträgen auf Aufhebung oder Erriclltll1lg 
confessioneller und gemischter Volksschulen betreffend. 
Zur Regelung des Verfahrens in den Fãllen der 
S. 8, 78, 9, 10 und 
I I des Gesetzes yom 8. J\Iãrz 1868, den Elementarunterricht betreffend, wird 
verordnet, was folgt. I. Verfahren bei Antrãgen auf Aufhebung 
confession e ller V 0 lkssc h ul en mil geringer Sc h ü lerzahl (
. 8 des 
Gesetzes). 
. I. 'Venn in einer Gemeinde mit mehreren confessionellen 
V olksschulen eine derselben in den drei letzten Schuljahren ununterbrochen 
von weniger als 25 Kindern ihrer Confession besucht wurde, und wenn für 
diese Schule seither staatsrechtliche Reitrãge yon der Gemeinde oder yon 
der Staatscasse geleistet worden sind, so hat der Gemeinderath bei dem Be- 
zirksamt den Antrag zu stell en , dass die Gemeinde yon diesem Beitrage 
entbunden werde. Der Antrag ist zu begriinden: I. durch namentliche Auf- 
führung der Schulkinder, welche in jedem der drei vorhergegangenen Schul- 
jahre die Schule besuchten, 2. durch Bezeichnung des seither geleisteten 
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staatsrechtlichen J ahresbeitrags der Gemeinde und der Staatskasse. 
. 2. Das 
Bezirksamt theilt den Antrag dem, betreffenden Ortsschulrath unter Hin- 
weisung auf 
. 8 des Gesetzes vom 8. Mãrz 1868 zu etwaiger Erklãrung 
innerhalb zu bestimmender Frist mit. 
. 3. "\Vill der Antrag gestellt wer. 
den, dass die Schule als V olksschule erhalten bleibe (
. 8 Absatz 2 des 
Gesetzes), so ist nachzuweisen, dass nach "\Vegfall der staatsrechtlichen Bei. 
trãge ausser einem entsprechenden Schullokal (
. 80 des Gesetzes) und einer 
angemessenen Lehrerwohnung (
. 81 des Gesetzes) für einen Zeitraum von 
mindestens zehn J ahren den Schulbehörden die :l\Iittel zur Verfügung ge- 
stellt werden, welche erforderlich sind, urn daraus zu bestreiten: I. den 
Lehrergehalt im gesetzlichen Betrage mit Einschluss des garantirten Schul. 
gelds (

. 48 und 49 des Gesetzes), 2. den Aufwand für UnterhaItung, 
Feuerung und Reinigung des Schullokals, für Anschaffung und Unterhaltung 
der erforderlichen Schulrequisiten, sowie für Unterhaltung der "\Vohnung 
des Lehrers (S
. 82 und 84 des Gesetzes). Dieser Antrag nebst den erfor- 
derlichen Nachweisungen kann auch von der katholischen Stiftungscommis- 
sion, dem evangel is chen Kirchengemeinderath, beziehungsweise dem Syna- 
gogenrath eingereicht werden. 
. 4. Das Bezirksamt legt diese Nachweise, 
nachdem die etwa erforderlichen Erhebungen gemacht sind, mit den Acten 
dem Oberschulrath vor. Erklãrt dieser sie für genügend, so wird durch 
das Bezirksamt der Tag bestimmt, von welchem an nunmehr die staats- 
rechtlichen Beitrãge sistirt werden, und im U ebrigen über die künftige Auf- 
bringung des Aufwandes der Schule nach Anleitung der diesseitigen Ver- 
ordnung vom 10. September d. J. ein Erkenntniss erlassen, Von sämmt- 
lichen Urkunden, we1che die Uebel'nahme neuer Verbindlichkeiten zu 
Gunsten der als V olksschule fortbestehenden Confessionsschule betreffell, 
sind Urschriften oder mindestens beglaubigte Abschriften bei den Acten 
des Bezirksamts aufzubewahren. Erklãrt der Oberschulrath die Nachweise 
(
. 5) für ungenügend, so wird den Betheiligten davon Nachricht gegeben 
und, wenn keine weiteren Antrãge gestellt sind, nach S
. 6 ff. dieser Ver- 
ordnung verfahren. 
. S. "\Vil1 der Antrag gestellt werden, dass die Schule 
mit einer benachbarten Schule des gleichen Bekenntnisses vereinigt werde 
(
. 8 Absatz 3 des Gesetzes), so ist zugleich näher zu begrül1den, wo, wie 
und mit welchen Mitteln dieses geschehen kann. Insbesondere ist die Zu- 
<;timmllng der Gemeindebehörde sowie des Ortsschulraths der benachbarten 
Schule beizubringen, sowie die Zustimmung Derjenigen, welche über die zu 
verwendenden 
:Iittel zu verfügen haben. Das Bezirksamt legt, nachdem aIle 
ßetheiligten gehört und die etwa sonst noch erforderlichen Erhebungen ge- 
macht sind, die Acten dem Oberschulrath mit gutachtlichem Antrag vor. 
Erhã1t die beabsichtigte Vereinigung die Zustimmung der Betheiligten oder 
die Genebmigung des Oberschulraths nicht, so wird nach ss. 6 ff. diesel' 
Verordnung verfahren. 1m entgegengesetzten Fan bestimmt das BezÏrksamt 
im Einverstãndniss mit dem Oberschu1rath den Tag, an we1chem die Ver- 
einigung in V ol1zug tritt und erlãsst, soweit nöthig, über die Verhã1tnisse 
ùer Schule ein Erkenntniss nach Anleitung der diesseitigen Verordnung 
vom 10. September d. J. 
. 6. Ergibt sich aus den von Amtswegen zu 
machenden Beweiserhebungen, dass die Voraussetzungen des 
. 8 Absatz 1 
des Gesetzes vorhanden sind, und ist ein Antrag auf Erhaltung der Schule 
in irgend einer Form nicht begründet oder nicht genehmigt worden, so 
werden die Acten dem Oberschu1rath mit gutachtlichem Antrag vorgelegt, 
welcher die Genehmigung zur Aufhebung der Schule nach Befund ertheilt. 
nas Bezirksamt eröffnet die desfal1sige Verfügung an die Betheiligten, nachdem 
von ihm irn Einverstãndniss mit dem Oberschulrath der Tag bestimmt worden 
ist, an welchem die Schule geschlossen, und von welchem an die Gemeinde 
oder die Staatskasse von Leistung des staatsrechtlichen Beitrags entbundell 
wird. Die Verwaltullg des Vermögens der Schule (
. 8 Absatz 4 und 5 des 
fì-esetzes) geht an diejellige Behörde iiber, we1che die fUr weltliche Zwecke 
gewidmetcn Ortsstiftungen der betreffendell Confession zu vcrwa1ten hat, ist 
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aber nach den Vorschriftell über Yerwaltung des örtlichen Schulvermögens 
unter Aufsicht des Oberschulraths zu führen. Der Ortsschulrath übergibt 
die auf die Vermögensverwaltung bezüglichen Acten, Urkunden etc. an die 
ebenbezeichnete Behörde, das Uebrige an den Ortsschulrath der andern in 
der Gemeinde vorhandenen Volksschule und stellt sodann seine Funktionen 
ein. 
. 7. Der Oberschulrath kann einen benachbarten Lehrer der be- 
treffenden Confession zur Ertheilung des Religionsunterrichts an dem Ort. 
wo die Schule sich befand, veranlassen (s. 27 Absatz 2 des Gesetzes), gegen 
Bewilligung einer aus den Erträgnissen des Schulvermögens geschöpften Ver- 
gütung, welche den doppelten Betrag der in s. 42 _\bsatz 2 des Geset.æs 
bemerkten Sàtze fúr jede wöchentliche Stullde in der Regel nicht über- 

teigen 5011. 
. 8. Liefert das Ertrãgniss des Schulvermögens nach Abzug 
der für den Religionsullterricht ausgeworfenen Vergütung noch einen U eber- 
schuss, so hat das Bezirksamt wegen des daraus zu leistenden Beitrags an 
die andere in der Gemeinde befindliche Schule (s. 8 Absatz 5 des Gesctzes) 
mit der jenes Vermögen verwaltenden Behörde einerseits und mit den Ver- 
tretern der politischeu Gcmeinde andererseits.V erhandlung .lU pt1cgcn uud 
geeigneten Falls die Feststellung des Beitrags durch Beschluss des Bezirks- 
raths (
. 6 Ziffer I der landesherrlichen Verordnung yom 2. April 1868) zu 
veranlassen. Der ermittelte Beitrag 1st bei der Schule, für welche er ge- 
leistet wird, zur theil weisen Deckung des Lehrergehalts aufzurechnen. s. 9. 
'Venn eine 'tiemeinde, welche nach 
. 8 Absatz I des Gesetzes .lur Leistung 
eines staatsrechtlichen Beitrages für eine Schule nicht weiter verpflichtet ist, 
auf àie Stellung eines desfallsigen Antrages (
. [) verzichten will, so ist 
dazu _ die Genehmigung der Gemeindeversammlung, beziehungsweise des 
grossen Ausschusses, und die Staatsgenehmigung einzuholell, vor deren Er- 
theilung der Ausschuss der staatsbürgerlichen Einwohner und Ausmàrker 
zu hören ist. Die Bezirksãmter werden kraft ihres Aufsiehtsrechtes auf die 
Gemeindevennögeh
verwa1tung die Einhaltung dieser Bcstimmung über- 
wachen. 
. 10. ",Yenn die Staatskasse zu einer unter die Vorschrift des 
*. 8. des Gesetzes fallenden Schule staatsrechtliche Beitdge leistet, so ist 
der Vertreter derselben yon dem nach 
. I. gestellten Antrag der Gemeinde 
in Kenntniss zu set.len und ihm zu überlassen, sich dem Verfahren, in 
welchem übrigens ohnedies auch über die staatsrechtlichen Beitrãge des 
Staates verhandelt und entschieden wird, anzuschliessen. Der V crtreter der 
Staatskasse kann aber auch unabhãngig 
on der Gemeinde bezüglich des 
Staatsbeitrags das in 

. 2-6 beschriebene Verfahren beantragen, in welchem 
FaIle der Gemeinderath verbundell ist, die dazu erforderlichen Erhebungen 
.lU machen ulld vorzulegen. Die BeÛrksàmter werden verpflichtet, dem Ver- 
treter der Staatskasse in Kenntlliss zu setzen, wenn ihnen auf irgend welche 
Art bekannt wird, dass eine V olksschule, zu welcher der Staat öffentlich- 
rechtliche Eeitrãge leistet, sich in dem Fall des 
. S des Gesetæs bef1nde. 
S. 1 I. 'Yenn bei einer nach 
. 8 Absatz 2 des Gesetzes als Y olkssçhule er- 
haltenen Confessionsschule sich nachtrãglich zcigt, dass die yon der Con- 
fessionsgemeinde bereit gestellten )Iittel zur Deckung des Aufwandes (
. 3 
dieser Verordnung) unzureichend sind oder nicht mehr regelmàssig aufge- 
uracht werden, so kann die Oberschulbehörde jeder.leit die Aufhebung der 
Schule ab selbstständige V olksschule verlangell, bezw. gel1ehmigell. Es 
kommen alsdann die Bestimmungen der S
. 6 If. dieser Verordnung zur ...\n- 
wendung. -- II. Verfahren 111it den ccfnfessionellen Volksschulen, 
welche unter 
. 78 des Gesetzes fallen. 
. 12. "'Venn in dem .Fall 
des 
. 78 des Gesetzes eine Confessionsgemeinde den bisher yon ihr 
c- 
tragenen Aufwand für ihre Schule nieht mehr aufbringen kann oder wIll, 
so hat der Oberschulrath die Aufhebung ùerselbel1 zu verlangen, beÛehungs- 
weise zu genehmigen. 1m Uebrigen finden die 

. 6 und folgcndt: diesel 
Verordnung analo(Te Anwendung. 'Venn dagegen die Confessionsgemeinde 
in der Lage ist, 
lach 
. 9 des Gesetzes die ErriclItung einer besonderen 
V olksschule ßlit den gesct.dichell Beiträgen der politischcn Gcmeinde und 



Beilage LXXXI. 


4 2 3 


des Staats zu verlangen, so ist nach S. 13 dieser Verordnung zu vcrfahren. - 
III. Verfahren bei Antrãgen auf Errichtung besonderer Con- 
f e s s ion 5 s c h u 1 e n (
. 9 des Gesetzes). 
. 13. Einen auf S. 9 des Gesetzes ge- 
gründeten Antrag auf Errichtung einer besonderen Volksschule des betref- 
fenden Bekenntnisses, beÛehungsweise auf Anstellung eines Lehrers dieses 
Bekenntnisses an der andern bestehenden Schule können steIlen: I. die 
katholische StiftungscOlllluissioll, der evangelische K.irchengemeinderath, be- 
ziehungsweise der Synagogenrath; 2. eine Anzahl bei der "\Vahl des Orts- 
schulraths stimmberechtigte Ortseinwohller des betreffenden Bekenntnisses, 
welche Anzahl milldestens das Doppelte der I\IitgIiederzahl betragen muss, 
welche der Ortsschulrath nach 
. 15 des Gesetzes haben soUte: 3. in den 
Fãllen des 
. 78 des Gesetzes der Ortsschulrath. Der Antrag ist bei dem 
Bezirksamt einzubringen untcr Anschluss eines Veueichnisses der schul- 
pflichtigen Kinder des betrefTenden Bekenntnisses in den der Antragstellung 
vorausgegangenen drei Schuijahren. Das für jedes Schuljahr besonders auf- 
zustellende Verzeichniss solI enthalten: a. die N amen der K.inder, b. N amen- 
und "\Vohn-, beziehungsweise Aufenthaltsort der Eltern oder Fürsorger, 
c. die Angabe der Lehranstalt, welche jedes einzelne Kind wãhrend des be- 
treffenden Schuijahrs besucht hat, oder in welcher anderen "\.Veise dasselbc 
unterrichtet wurde. Beträgt die Zahl der Kinder in jedem einzelnen Schul- 
jahr nicht mindestens fünfzig, so ist für jedes Schuljahr, bei welchem die 
Zahl geringer war, zugieich die Zahl der schulpflichtigen Kinder des ande- 
ren Bekenntnisses, für welches eine eigene V olksschule in der Gemeinde 
bereits besteht, anzugeben. 
. 14.. Das Bezirksamt theilt den Antrag dem 
Gemeinderath mit, urn iiber denselben nach l\Iaassgabe des 
. 9 des Gese-t.zes 
yom 8. :März 1868 in Berathung zu treten und seine Erklãrung in zu be- 
-.;timmender Frist abzugeben. S. 15. 'Yenn etwaige Beanstandungen des 
Gemeinderatlls oder die VOll Amtswegen zu machenden Beweiserhebungen 
Zweifel iiber das Vorhandensein der gesetzlich erforderlichen Kinder.lahl er- 
geben, so ist die Entscheidung des Bezirksraths (
. 7 der landeshenlichen 
Verordnung yom 2. April I S68) zu veranlassen. 
. 16. Beschliesst der Ge- 
meinderath nach dem gestellten Antrag, dass eine besondere V olksschulc 
der betreffenden Confession errichtet werden solI, oder ist die Errichtung 
einer solchen durch bezirksräthliches Erkenntniss ausgesprochen, so werden 
die Acten dem Oberschulrath vorgelegt, welcher der Errichtung der Schule 
nach -Befund die Genehmigung ertheilt. Das Bezirksamt veranlasst die Zu- 
sammenset.lung eines Ortsschulraths.. für die zu errichtende Schule, leitet 
wegen Beschaffung eines Lokals und einer Lehrerwohnung die nöthigen 
Verhandiungen ein und erlãsst nach Anieitung der diesseitigen Virordnung 
vom 10. September d. J. Erkenntniss über Klassifikation, Zahl und Art der 
an.lustellendcn Lehrer, über deren Gehalt, über das Schulgeld und über Auf- 
bringung des elforderlichen Aufwallds. Der Zeitpunkt, mit welchem die 
Schule eröffnet werden soIl, wird im Einverständniss mit dem Oberschulrath 
fötgesetzt. 
. 17. Erklãrt der Gemeinderath, dass eine bestehende Schule 
in eine gemischte verwandelt werden solI (s. 9 Absatz I des Gesetzes), so 
hat er damit einen nach 
. 21 dieser Verordnung eingerichteten Antrag zu 
verbinden. Das Bezirksamt wird die Abstimmul1g desjenigen Confessions- 
thcils veranlassen, dessel1 Schule in ein
 gemischte verwandelt werden solI. 
"\Vird dic Zustimmung da.lu ertheilt, so richtet sich das weitere Verfahren 
nach 
. 23, im andern Fall nach S. 16, eventuell 
. 18 dieser Verordnung. 

. 18. "\Vird statt dcr verlangten Errichtung eincr besonderen Schule die 
Anstellung eines Lehrcl's des berechtigten Bekenntnisses an der bestehell- 
den oder an einer der bcstchcnden Schulen angeboten (
. 9 Absatz 3 des 
Gesetzes), so hat das BeÚrksamt die Abstimmung der Confessionsgemcinde 
iiber dic Frage anzuordncn: Begnügt sich die Confessionsgemeinde damit, 
dass an dcr Schule, heliehungswcise an eilicr der Schulen dcr anderen Con- 
fession ein Lehrer ihres l:kkenntnissð_angestellt wird? 1m FaIle der Ver- 
neil1ung der Frage wird - soferll ùer GemeÎnderath nicht die Errichtung 


. 
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einer gemischten Schule aÌ1bietet - nach 
. 16 dieser Verordnung verfahren. 
1m Falle der Bejahung der Frage, sowie, wenn der Antrag (
. 13 dieser 
Verordnung) überhaupt nur auf Anstellung eines Lehrers des berechtigten 
Bekenntnisses lautete, erhãlt der Gemeinderath - falls mehrere Schulen in 
der Gemeinde bestehen - den Auftrag, unter Zuziehung des kleinen Aus- 
schusses vorbehaltlich des Rekurses an den Bezirksrath (
. 5 Ziff. 2 der Ver- 
ordnung vom 2. April 1868) zu bestimmen, an welcher Schule die vorge- 
schlagene Einrichtung zu treffen sei. Das Bezirksamt erlãsst hierauf nach 
Anleitung der diesseitigen Verordnung vom 10. September d. J. ein Er- 
kenntniss über die erforderliche Zahl und Art der Lehrer, über deren Ge- 
halte und sonstigen Bezüge und über die Aufbringung des nöthigen Auf. 
wands. SoBte eine Vermehrung der Schulzimmer nöthig werden, so hat 
das Bezirksamt hiewegen das Geeignete zu verfügen. Der Ortspfarrer des 
berechtigten Bekenntnisses kann bei den zur V orbereitung des neuen Er- 
kenntnisses stattf1ndenden Verhandlungen als Mitglied des Ortsschulraths 
mitwirken (
. 16 Absatz 2 des Gesetzes). Die Acten werden dem Ober- 
schulrath vorgelegt, welcher die getroffene Einrichtung nach Befund gut- 
heisst, und mit dessen Einverstãndniss der Tag, an welchem sie in's Leben 
treten solI, bestimmt wi rd. 
. 19. Sollte der Gemeinderath die Voraus- 
setzung beanstanden, dass der nach S. 13 dieser Verordnung gestellte An- 
trag von der :1leluheit der Confessionsangehörigen gebiBigt sei, so ist eine 
Abstimmung der Letzteren über die Frage zu veranlassen: 1st die Confes- 
sionsgemeinde mit dem gestellten (näher zu bezeichnenden) Antrag einver- 
standen? Diese Abstimmung hat gleichzeitig mit der etwa nach nach 
. 18 
dieser Verordnung nothwendig gewordenen Abstimmung in der Art LU ge- 
schehen, dass jeder Abstimmende sowohl über diese als über jene Frage 
seine 
Ieinung abgibt. 
. 20. "\Venn die Staatskasse öffentlich - rechtliche 
Beitrãge zu einer in der betreffenden Gemeinde bestehenden V olksschule 
leistet, so hat das Bezirksamt von ùem nach 
. 13 dieser Verordnung ge- 
stellten Antrag dem Vertreter der Staatskasse Kenntniss zu geben. Der- 
selbe kann sich dem Verfahren anschliessen und es sind ihm auf Verlangen 
die Acten zur Einsicht mitzutheilen. - IV. Verfahren bei Antrãgen 
auf Verwandlung confessioneller Volksschulen in gemischte 
S c h u Ie n (
. IV des Gesetzes). 
. 2 I. Der .A_ntrag auf Vereinigung meh- 
rerer nach Confessionen getrennter Schulen eines Ortes in eine oder mehrere 
den verschiedenen Bekenntnissen gemeinschaftliche (gemischte) Volksschulen 
(S. 10 des Gesetzes) ist bei dem Bezirksamt einzubringen. Der Antrag muss 
jedenfal1s enthalten: I. Die BeLeichnung der einzelnen Schul en , auf welche 
die VereKlÌgung Anwendung finden soIl (ob z. B. auf die Schulen aller, 
oder nur auf die der christlichen Bekenntnisse), 2. falls der Antrag vom 
Gemeinderath ausgeht, die Reihenfolge, nach welcher die Confessionsge- 
meinden zur Abstimmung berufen werden sollen. 
. 22. Das Bezirksamt 
bestimmt die Tagfahrt zur Abstimmung. Dasselbe kann mit Berücksich- 
tigung der voraussichtlichen Zahl der Ab
timmfJnden aIle Confessionstheile 
auf eiu und denselben Tag berufen oder für jeden einen besonderen Ab- 
stimmungstag ansetzen. Zuerst hat derjenige Confessionstheil abzustimmen, 
ùessen Ortsschulrath den Antrag gestellt, beÚehungsweise welchen der Ge- 
meinderath in seinem Antrag (
. 2 I Ziff. 2) bezeichnet hat. Die Lur Ab- 
stimmung zu bringenùe Frage ist so zu formuliren, dass die Abstimmung 
mit "Ja" und "Nein" geschehen kann. Das Ergebni
s jeder Abstimmung 
ist dem Oberschulrath alsbald anzuLeigcn. 
. 23. Nach erfolgter Annal)me 
des Antrags durch die betheiligten Confessionsgemeinden werden die \.cten 
dem Oberschulrath vorgeIegt, welcher zu der Aufhebung der alten Schulen, 
beziehungsweise Errichtung der gemischten die Genehmigung ertheilt. Nun- 
Inehr wird nach 
. 16 des Gesetzes ein Ortsschulrath gebildet. Das Bezirks- 
amt erlãsst, nach vorausgegangener V erhandlung, nach Anleitung der dies- 

eitigen Verordnung vom 10. September d. J. ein Erkenntni<;s über die 
hnanziellen und die übrigen damit im ZusJ.mmenhang stehendcn VerhäItnisse 
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der gemischten Schule. Der Tag, an welchem die gemischte Schule in's 
Leben tritt, wird im Einverständniss mit dem Oberschulrath festgesetzt. - 
V. Verfahren bei A bstimm ungen der Confessionsgemeinden. 

. 24. Die Abstimmungen der Confessionsgemeinden, welche in den FäIlen 
cler 

. 9 und 10 des Gesetzes stattzufinden haben, werden dadurch einge- 
leitet, dass das Bezirksamt den Gemeinderath beauftragt, die Listen der 
Stimmberechtigten, d. h. die zum Zweck der Ortsschulrathswahlen aufge- 
stellten Listen der 'Vahlberechtigten, zu prüfen und zu berichtigen. Die 
berichtigten Listen sollen mindestens vierzehn Tage vor der Abstimmung 
in dem Gemeindehaus öffentIich aufgelegt werden und acht Tage lang aùf- 
gelegt bleiben. Dies wird in der in der Gemeinde üblichen Art der Ver- 
kündung unter Angabe der Veranlassung und mit dem Anfügen bekannt 
gemacht werden, dass Einsprachen gegen die Listen binnen acht Tagen bei 
dem Gemeinderath angebracht werden müssen. Der Gemeinderath hat die 
erhobenen Einsprachen alsbald zu prüfen und darnach die Listen zu be- 
richtigen oder die Einsprachen zurückzuweisen. N ach Ablauf der Frist ist 
dem Bezirksamt Beurkundung über den VoIlzug dieser Anordnung einzu- 
senden. Gehören die zur Abstimmung Berufenen verschiedenen politischen 
Gemeinden an, so hat jeder betheiligte Gemeinderath die Listen zu berich- 
tigen und aufzulegen und die Einladungen zu vermitteln. Die Abstimmung 
der Confessionsangehörigen aller Gemeinden erfolgt aber in einer und der- 
selben Tagfahrt. g. 25. Das Bezirksamt setzt die Tagfahrt zur Abstim- 
mung fest und erlässt eine Einladung dazu, welche enthalten muss: I. die 
Bezeichnung des zur Abstimmung berufenen Confessionstheils; 2. die Fragen, 
über welche abgestimmt werden soIl; 3. die Bezeichnung des Lokals, in 
welchem, und die genaue Angabe der Zeit, innerhalb welcher abgestimmt 
wird; 4. die Hinweisung auf die gesetzlichen Erfordernisse der Stimmbe- 
rechtigung. 1st die Anzahl der Stimmberechtigten zu gross, um die Ab- 
stimmung in einer Tagfahrt vornehmen zu können, so werden dieselben in 
schicklichen Abtheilnngen (nach dem Alphabet oder nach Distrikten) auf 
verschiedene Termine eingeladen. Die Einladung muss mindestens vier 
Tage vor der anberaumten Tagfahrt in der Art an die Confessionsgemeinde 
und deren Stimmberechtigte bekannt gemacht werden, wie nach der Ver- 
ordnung yom 16. November 1832, Regierungsblatt Nro. LXIII., die Be- 
kanntmachung der öfrentlichen V orladung zu Gemeindeversammlungen vor- 
geschrieben, beziehungsweise in der Gemeinde üblich ist. Dem Gemeinde- 
rath ist es anheim gegeben, Abdrücke der Einladullg fertigen und an die 
einzelnen Stimmberechtigten vertheilen zu lassen. 
. 26. Die Abstimmung 
und Protokollirung geschieht unter der Leitung des Bezirksbeamten odel 
seines Stellvertreters, unter Beizug des nach Lebensjahren ältesten und 
jüngsten 
Iitglieds des Gemeinderathes als Urkundspersonen und eines be- 
eidigten Protokollführers, nach den V orschriften der diesseitigen Verordnung 
yom 16. April 1833, die Geschäftsordnung für die Gemeindeversammlungen 
und grossen Ausschüsse betreffend (Regierungsblatt H
33, Nro. XVII.) Ausser- 
dem ist Folgendes zu beobachten: I. Der ProtokoIlführer schreibt die Na- 
men der Abstimmenden in der Reihenfolge, in welcher sie die Stimmen ab- 
geben, in das ProtokoIl, so dass die Bejahenden und die Verneinenden je 
in besonderen Reihen stehen. 2. Eine der Urkundspersonen führt die Gegen- 
liste, indem sie die Anzahl der abgegebenen "Ja" oder "Nein" mit Strichen 
oder fortIaufenden Zahlen aufzeichnet. 3. 'Venn der Abstimmungstermin 
ganz umlaufen ist, so wird das Protokoll mit der Gegenliste verglichen, da'1 
Ergebniss der Abstimmung zusammengerechnet und das ProtokolI, dem die 
Gegenliste beizulegen ist, yon dem Beamten, den U rkundspersonell und dem 
.ProtokolIführer unterzeichnet. Karlsruhe, den I I. September 1868. Gross- 
herzogliches Ministerium des lnnern. J oIly. V dt. Fetzer. 
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lérordll1l11g, die TrC1lJlll1lg del' kirchlichen lVebendienste 7'on df'11l .....:;c11111
 
tltenste und die Versehung des Orgmzisten- oder Vorsänger-Dienstes betreffelld. 
Zum Voll.lug des 
. 120 und 
. 43 ùes Geset.les über den Elementar- 
unterricht yom K 
Eirz I g68 (Regierungsblatt Nro. XV. Seitc 25 I) wirù 
nach vorausgegangenen Benehmen mit den K.irchenbehördcn hicmit Folgen
 
ùes veronlnct: 
. I. Bezüglich aller Schuldienste, mit welch en seither ein 
kirchlicher N ebendienst (1\Lcssner-, Glöckner-, Organisten- beziehungsweise 
Vorsänger-Dienst) verbunden und welche am 15. l\Iärz 186
 erledigt waren 
oder seither erledigt wunlen, ist die Trennung dieser Nebendiellste unver- 
/.üglich zum V ollzug zu bringen. Zu diesem Zweck werden die kathoJi5chen 
Stiftullgscommissionen, die evangclischen K.irchen
emeindeÙthe, die Syna- 
gogenräthe oder wer sonst solche Dienste zu vergeben hat, veranlasst wer- 
den, für die anderwcite Besetzung und Versehung derselben Sorge zu tragcn 
und sich mit dem betreffenden Lehrer (Schulverwalter) wcgen Bestimmung 
des Tags der Dienstübergabe in's Benehmen zu setæn. Die Dienstiibergabe 
muss da, WO"" die Schu1stelle bei Verkündung dieser Verordnung bereits er- 
]edigt war, späteskns am 15. October d. J. und da, wo sie erst in der Folge 
crlcdigt winl, spätestens sechs '\T ochen nach eingetretener Erledigung ge- 
<.;chehen. S. 2. '"Venn eine mit kirchlichen Nebendien
ten verbundene 
Lehrcrstelle zur Zeit noch besetzt ist, so kann die Trennung jener Dienste 
auch !'chon vor dem 23. April 1869 vollzogen werden f sofern einê Ver- 
ständigung zwischen ùem betreffenden Lehrer und Demjenigen, welcher den 
Dienst zu vergcben hat, zu Stan de kommt. S. 3. Bei den Schulstellen, bei 
welchen die Trennung der kirchlichen Nebendienste his .lum 23. April 1869 
noch nicht zum V ollzug gekommen ist, muss sie an diesem Tage geschehen. 
Derjenige, welchem die Besetzung der letzteren 0 bliegt, wird dafiir Sorge 
tragen, dass an dem genannten Tag die Dienstübernahme statttlnden kann. 

. 4. Der betreffende Lehrer (Schulverwalter) hat den Tag der Dienstüber- 
gaLe dem Ortsschulrath anzuzeigen. Dieser benacbrichtigt, \Venn der Schu]- 
dienst venvaltet wird, die Zwischengefäll- beziehungsweise die Gemeindever- 
rechnung vou dem Tag der Dienstübergabe und übersendet die erhaltene 
Anzeige an die K_reisschulvisitatur zur weitern Vorlage an den Oherschul- 
rath. S. 5. Gleichzeitig hat der betrefTende Lehrer - sofern dies nicht 
schon frÜher geschehen - seine etwaigen Entschädigungsansprüche wegen 
des Ausfalls am Einkommen in einer besonderen Darstellung bei dem Orts- 
schulrath zu hegrùnden, welcher damit nach 
. 21 der diesseitigen Verorrl- 
Hung yom 10. September d. J., den Aufwand für die Volksschulen betreffenù, 
verfahren wird. 
. 6. Von dem Tag an, an wclchclll der Dienst übergeben 
wird, üherninunt der katholische Stiftungsyorstand beziehungsweise der evan- 
gelische Kirchengemeinderath oder der Synagogenrath das Pfründevermögen 
<ler betreffenden Dienste, wie dasselbe - vorbehaltlich der gerichtlichen 
Elltscheidung in streitigell Punkten - in clem nach 

. 25 iT. der dies- 
seitigen Verordnung yom 10. September d. J., den Aufwanù fiir die Vol1.:s- 
schulen betrefTend, erlassenen Erkenntnisse a usgeschieden worden i
t. Die 
Abrechnung mit dem Lehrer oder dessen Rechtsnachfolgern beziehungsweise 
der Zwischengefållverrechnung wegen des .Bezugs der Einkiinfte geschieht 
nach der gemäss 
. 110 des Gesetzes über den Elementarunterricht /.11 cr- 
1assenden Verordnung. Streitigkeiten darüber entscheiden die Verwa1tungs- 
gerichte. 
. 7. Zur Uebernahme des Organisten- oder Vor!'änger-Diellstes 
Seitens des Lehrers ist die dienstpolizeiliche EI-Iaubniss des Oberschulraths 
erforderlich (
. 43 Absatz 1 des Gesetzes). Der Oberschulrath ].:ann alIen 
denjenigen Lehrern, welche in dem Orte, wo sich die K.irche hefindet, an 
einer nur mit einem Lehrer Leset.den Schule angestellt sind, diese Erlaub- 
uiss im Allgemeinen und zum V oraus, jeùoch unter dem V orbehalt erthei1cu, 
rlass der Lehrer von der Uehelnahme des hctrelfenden Dicnstes unter An- 
gabe der ihm dafür ausgeworfenen Vergütung dem Oberschu1ratlt AU/eige 
macht, und dass Let.derer im dienstlichen Interesse die El1auhni<;
 zurück- 
Úehen kann. Rei jedcr Uebernahme des Organistendien5tes wird vorau'>ge- 
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setzt, dass die regelmãssigen Funktiol1en des Organisten nicht in die ordent- 
liche Schulzeit fallen. 
. 8. "\Venn ein Lehrer die ihm angesonnene Ueber- 
nahme des Organi
ten- odel' Vorsänger-Dienstes verweigert, oder wenn über 
den Betrag der ihm dafür zu leistenden Vergütung keine Vereil1barung 
u 
Stande kommt, so kann die Entscheidung des Obcrschulraths darüber an- 
gerufen werden (
. 43 Absat
 3 des Gesetzes). 1m dies em Fall hat Der- 
jenige, welcher den Dienst zu vergeben hat, bei dem Ortsschulrath einen 
entsprechenden Antrag mit Darstellung der thatsächlichen Vel'hältnisse un<1 
Angabe der angebotenen Vergütung ein
ureichen. "\Venn die Kirchel1behör<le 
l1icht selbst es ist, welche den Dienst vergibt, so muss dem Antrag das Gut- 
achten dieser Behörde beigefügt seine Der Ortsschulrath fordert den betref- 
fenden Lehrer zur Erklärung auf und legt die Akten der Kreisschulvisitatur 
mit gutachtlichem Bericht vor, welche im Benehmen mit dem Bezirksamt 
unter Berücksichtigung aller einschlagenden Verhä1tnisse bei dem Oberschnl- 
rath den geeignet scheinenden Antrag stelll. 1m Allgemeinen wird der Be- 
trag der zu leistenden Vergütung für den Organisten- oder Vorsänger-Dienst 
vorlãufig auf 40 bis 80 fl. festgestellt. Beim V orhandensein aussergewöhn- 
licher Verhãltnisse kann jedoch auch über oder unter diese Beträge gegangen I 
werden, letzteres namentlich dann, wenn die Vergütung für den Organistcn 
nicht aus Dotationen geschöpft werden kann, sondern von unbemittelten Ge- 
meinden aufgebracht werden muss, oder wo die Dienste des Organistcn, wie 
in manchen Filialortell, in minderem 1Iaasse beansprucht werden. I-(arls- 
ruhe, den 12. September 1868. Gro5sherzogliches lVlinisterium des Innern. 
Jolly. V dt. Fetzer. 


LXXXII. 
Erzbischüfliches Cafritels- Vicariat. Freiburg, den 29.0ctbr. 1868. No. 8173. 
Erlass Grossh. Ministeriums des Innern vom 14. v. .M., No. JI,5S6. Den 
Vollzug des Gesetzes über den Elementarunterriclzt betreifend. 
Be s chI us s. Grossherzoglichem 1Iinisterium des Innern bee hren wil- 
uns ergebenst zu erwidern: "\Vir sind verpflichtet, hier nochmals gegen das 
Schulgesetz vom 8. l\Iäl'z d. J., als die Rechte der I,,"-irche und der K.atho- 
liken verletzend, Verwahrung ein
ulegen. Indessen erklären wir wiederholt, 
dass, wenn in den Vollzugsverordnungen zu diesem Gesetze unsern, in den 
diesseitigen Erlassen vom 3. October v. J., No. 8970 und 27. 
Hiu d. J., 
No. 2295 ausgesprochenen Begehren die gebührende Rechnung getragen 
wird, wir geneigt sind, zu einem modus vivendi die Hand zu bieten. 111 
diesem FaIle, wenn also der Kirche die ihr zur ErfüIlung ihrer 1Iission 
erforderliche :ßlitwirkung bei der Leitung der Schul en und Schulfollds ein- 
geräumt würde, werden wir die Geistlichen anweisen, in den Ortsschulrath 
einzutreten. "\Vürde dies nicht geschehen, würden also die Geistlichen ledig- 
Hch als Organe der nichtkatholischen resp. staatlichen Schulbehörde fungiren: 
so könnten sie die kirchlichen Rechte und Interessen nicht vertreten. "\Vir 
haben schon friiher nachgewiesen, dass das neue Schulgesetz die von uns 
beantragte kirchliche 1Iitwirkung nicht verbiete, diese also von Grossh. 
Regierung ohne Gesetzãnderung zugegeben werden kann. Um so mehr 
müssen wir es bedauern, dass in den drei V ollzugsverordnungen vom 10., 
I I. und 12. v. 11. - Regierungsblatt 1868 No. LVII - gerade unsere 
wesentlichen (in den diesseitigen Erlassen vom I. und 20. August d. J. 
nicdergelegten) Anträge keine Berücksichtigung gefunden haben. In diesen 
Verordnungen ist z. B. nirgends der von uns beantragten l\litwirkung eines 
kirchlichen Vertreters bei der Leitung resp. Verwaltung und Verwendul1g 
der katholischen Schul- und der andcrn interessirten confessionellen Fonds 
und bei der Abstimmung der K_atholiken bezw. bei der Entscheidung übcr 
confessionelle oder gemischte Schulen gedacht. Di
 einzelnen, zufällig bei 
einer solchen, vom Staate geleiteten Abstimmung erscheinenden, isolirten 
Katholiken können so wenig als die Grossh. Regierung darüber entscheiden, 
ob eine katholische Schulc resp. cin katholischer Schulfond auch nur der 
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Verwendung nach - seinem Zweck entzogen, zu einer Simultananstalt yer- 
wandelt werden solle. Das jus quaesitum der Katholiken, dass die katho- 
lischen Schul en und Schulfonds als solche erhalten und ihrem katholischen 
Zweck gemäss verwendet werden f darf durch einzelne yon der kirchlichen 
Autorität getrennte :Mitglieder oder Interessenten der Corporation nieht, 
sondern kann nur durch die l\Iitwirkung der kirchenverfassungsmässigen 
Vertreter dieser Confession, also der Kirchenbehörde, alterirt werden. \Vir 
sind desshalb verpflichtet, wie andurch geschieht, gegen die erwähríten Ver- 
ordnungen yom 10., I I. und 12. v. ßIts., in soweit dadurch der Rechts- und 
der Besitzstand der Kirche resp. der Katholiken an den katholischen Schulel1 
und Schulfonds alterirt und verletzt ist, Verwahrung einzulegen. 'Vir können 
insbesondere rechtlich nicht zugeben, dass für gemischte oder Simultan- 
schulen katholische Stiftungen entgegen dem s. 18 des III. Org.-Edicts yom 
I I. Februar 1803 und 
. 20 der Verfassung verwendet werden. Die Er- 
fahrung hat überdies unsere Behauptung bestätigt, dass die yom Staate 
geleitete offene Abstimmung einzelner Katholiken über die Einführung ge- 
mischter Schulen eine freie \Yillenserklärung in dieser so wichtigen Sache 
grossentheils ausschliesst. \Vir wollen den erregten Ansprachen, welche 
die Gegner der katholischen Schule z. B. in Constanz hielten, die Vorgänge 
bezüglich der übereilten und nicht ruhigen Abstimmung dortselbst nicht 
hervorheben. Es wurden aber Katholiken, z. B. in Lahr, welche für die 
Erhaltung der confessiollellen Schule stimmen wollten, mit Arbeitsentziehung 
oùer Entlassung bedroht. Einem Handwerker z. B., welcher gegen die 
gemischten Schulen stimmte f wurde die schon bestellte Arbeit weggenommen. 
Vor dem Abstimmungszimmer wurden die Abstimmenden yon den Gegnern 
der confessionellen Schule mit solchen und andern Mitteln ungestimmt und 
yon solchen "Einflussreichen" in den Abstimmungssaal begleitet. In dies em 
Saale hat überdies ein Gegner der confessionellen Schule, welcher nieht zu 
ùer, die Abstimmung leitenden Behörde gehörte, das Resultat der Abstim- 
mung aufgeæichnet. Auch ein Staatsdiener suchte diese Entscheidung zu 
beeinflussen, indem er seinen Untergebenen den Rath ertheilte, für die ge- 
mischte Schule zu stimmen. Die Fabrikbesitzer üben in der Regel min- 
destens den gleichen Druck auf ihre Arbeiter aus. Es erübrigt hiernach 
für eine grosse Anzahl yon Abstimmenden nur die 'Vahl, ihre Ueberzeugung 
und ihr Gewissen oder ihren Broderwerb zu schädigen, bezw. ihre Existenz 
.lU gefährden. So ist es bei der fraglichen allgemeinen Abstimmung nUl" 
möglich, dass die ,,:Mehrheit der Abstimmenden entscheide";, wenn diese 
durch die geheime Abstimmung die l\Iöglichkeit hat, frei ihren \
tillen zu 
crldären. Indessen kann auch dieser 1\1:issstand theilweise noch dadurch 
gehoben werden, dass bei der Abstimmung resp. bei der Ertheilung der 
Genehmigung derselben ein kirchlicher Vertreter mitwirkt. \Vir haben uns 
cinstweilen mit obiger Verwahrung gegen die Verordnungen Yom 10.-12. v. 1\1. 
hegniigt, weil wir immer noch die Hoffnung haben können, dass die noch 
bevorstehenden V ollzugsverordnungen zum Schu]gesetz eine Bestimmung ent- 
halten werden, wodurch der Kirche die ihr gebührende 
Iitwirknng bei der 
ErÚehung und Bildung der katholischen Jugend und bei der Leitung der 
katholischen Schulfonds eingeräumt wird. Wir können diese nicht auf- 
geben und müssen mit allen rechtlichen .l\Iitteln die ,Mission der Kirche 
crfüllen, damit die Jugend im katholischen Glauben und zur christlichen 
Sitte herangebildet werde. Dieses ist noch möglich, wenn den kirch- 
lichen Vertretcrn bei den Schulbehörden oder wenn der J(.irchenbehörde 
wenigstens die in unserm Erlasse yom 3. October v. J., No. 89ío, angc- 
deutete 1\Iitwirkung eingeräumt würde. \Vir bitten desshalb IIochdasselbe, 
in die bevorstehende Voll.lugsverordnung eine Bestimmung aufnchmen lassen 
.lU wollen, welche diese kirchliche 
litwirkung bei der Erzichung und 
Bilùung der katholi<;chen Jugcnd und bei der Leitung der kltholischen 
Schulen und Schufonds garantirt. Von dem Entwurfe dieser Verordnungeu 
wolle uns oaldgelleigt 1\fittheilung gemacht werden. gez. t. L. Kiibel. 
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LXXXIII. 
ErzhischöJliche Verordnu.ng, den Vollzug des Gesetzes iiher den Elementllr- 
unterricht hetreifend. 
No. 8158. An die Erzbischöfl. Pfarrämter und katholischen Stiftungs- 
commissionen der Erzdiöcese badischen Theils: Auf Grund des Erzbischöfl. 
Protestes vom 18. :März d. J. gegen das Schulgesetz (Erzb. Anzbl. 1868 
NO.4), im Hinblick auf die Verordnung Grossh. :Ministeriums des Innern 
vom 10., II. und 12. v. 1\1:. (Reg.-Blatt 1868 S. 837-864), unsern Protest 
dagegen vom heutigen No. 8 I 73, mit Bezug auf die Bekanntmachung des 
katholischen Oberstiftungsrathes vom 14. August d. J., No. 14,407 (Erzb. 
Anzbl. 1868 No. 14. S. 60) und die nachstehende vom 19. d. 1\1., No. 19,375 
sehen wir uns veranlasst, N achstehendes zu verordnen: 
. I. I. Gemäss 
der berührten 1\Iinisterialverordnung vom 10. v. 1\1:. sollen über die finan- 
ziellen Verhä1tnisse der Schulen baldigst Schulerkenntnisse durch die Grossh. 
Bezirksämter er1assen werden. Da nach 
. 43 des Schulgesetzes vom 8. 1\1ärz 
d. J. (Reg.-Blatt S. 262) die kirchlichen Nebendienste, der Messner-, Glöckner- 
und Organistendienst, vom Schuldienst getrennt werden; so werden die Ein- 
kommenstheile jener kirchlichen Dienste in den Schulerkenntnissen aus- 
geschieden (
. 8 lit. b. 
. 18 und 
. 25 lit. B. a. S. 839 und 847 des Reg.- 
Blattes). Indessen werden hiernach, sowie kraft 
. 61-65 des erwähnten 
Gesetzes (Reg.-Blatt 1868 S. 267) und 
. 9 dieser Verordnung als Deckungs- 
mittel für den Aufwand der Schule die seitherigen Beiträge aus kirchlichen 
Stiftungen aufgenommen. Wenn weitere Beiträge als die bisher geleisteten 
aus diesen kirchlichen Fonds beansprucht werden, so ist dieses Begehren 
zum besonderen Austrag zu verweisen, wobei der katholische Oberstiftungs- 
rath, resp. wir mitzuwirken haben (
. 62-64 des erwähnten Gesetzes und 

. 26 Ziff. 7 der citirten Verordnung, Reg.-Blatt S. 267 u. 848). 2. Das 
Schulerkenntniss wird nach 
. 29 dieser Verordnung, sofern darin nicht 
ausschliesslich staatsrechtliche Beiträge als Deckungsmittel aufgeführt sind, 
dem katholischen Oberstiftungsrath mitgetheilt. Es stellt nur den factischen 
Besitzstand fest, kann kein Recht alteriren und über streitige Punkte haben 
die zuständigen Behörden zu entscheiden. So können die Rechte der kirch- 
lichen Dienste und Stiftungen gewahrt werden. 3. Die katholischen Stif- 
tungscommissionen, resp. Pfarrämter werden hiernach beauftragt, gemäss der 
erwähnten Bestimmung des katholischen Oberstiftungsrathes vom 14. August 
d. J., No. 14,4 0 7 und vom 19. d. 1\1. f No. 19,375, die Rechte der genannten 
kirchlichen Dienste und der kirchlichen Stiftungen zu wahren. Insbesondere 
ist dem katholischen Oberstiftungsrath zu berichten, ob und aus welchem 
Grunde Einkommenstheile den 1\1essner- oder Organistendiensten zuzurechnen 
sind, welche in dem letzten Schulerkenntnisse als zum Einkommen des 
Schuldienstes gehörig aufgeführt wurden. 
. 2. I. Die zweite 1\Iinisterial- 
verordnung vom I I. v. 1\1. (Reg.-Blatt 1868 S. 853-861) anlangend; so kann 
hiernach (
. 3) die katholische Stiftungscommission den Antrag bei dem 
Grossh. Bezirksamt stellen, dass die neben einer protestantischen Schule im 
Orte bestehende katholische Schule als solche bestehen bleiben, obgleich 
letztere in den drei letzten Schuljahren ununterbrochen von weniger als 
25 katholisehen Kindern besucht wurde (
. 8 des Schulgesetzes). 2. Diesem 
Antrag ist der Nachweis beizufügen, dass fUr einen Zeitraum von zehn 
Jahren den Schulbehörden die im erwähnten 
. 3 (Reg.-Blatt S. 853) ange- 
gebenen :Mittel zur Vèrfügung gestellt werden. 3. Die politische Gemeinde 
und die Staatskasse sind kraft s. 8 des Schulgesetzes nicht we iter ver- 
pflichtet, kraft öffentlichen Rechts Beiträge für den Lehrergehalt oder son- 
stige Schulbedürfnisse zu leisten. Gemäss
. 61 dieses Gesetzes müssen aber 
diejenigen Leistungen des Staats und der Gemeinde fortentrichtet werden, 
welche auf privatrechtlichen Titeln beruhen, bezw. welche vor dem 29. Aug. 
1818 und bis zum 28. August 1835 nicht widerruflich und ständig prästirt 
werden. 4. Gemãss clem Hirtenbrief vom H). Ju1i d. J. (Erzb. Anzbl. r868 
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No. 12) und un
erer Verordnung vom 4. Juni d. J. (EILb. Anzbl. No. 10) 
verpflichten wir die Erzbischöf1. Pfarråmter, den Bonifacius-Verein in allen 
f>farreien der Erzdiöcese einL;uführen oder LU verbreiten. Ein entsprechender 
Thcil der CoUecten desselben wird zur Erhaltung der (oben S. 2 Liffer I) 
erwåhnten katholischcn Schulen und zur Errichtung von katholischen Privat- 

chulen verwendet werden. 5. Die katholischen Stiftungscommissionen wer- 
den hiernach und im Ilinblick auf 
. 9 und 78 des Gesetzes, sowie auf 
. 12 
und 13 der Verordnung für die Erhaltung und Errichtung katholischer 
Schulen Sorge tragen und falls sie nicht alle hieuu erforderlichen .l\Iittel 
in der Gemeinde selbst beschaifen können, an uns Bericht erstatten. Dabei 
haben sich dieselben insbesondere darüber L;U åussern, ob, falls keine Mittel 
L;U fmden 
ind, die katholische Ortsschule zu erhalten, nicht deren Ver- 
eini
ung mit einer benachbarten, katholischen Schule råtlilich und möglich 
erscheint tS. 5 der Verordnung Reg.-Blatt S. 854). 6. SoUte indessen eine 
katholische V olksschule eingehen, so wird die katholische Stiftungscommission 
iiber die Erha1tung des katholischen Vermögens derselben wachen. Gem
iss 

. 7 dieser Verordnung solI der Religionsunterricht an dem Ort, wo die 
Schule sich befand, ertheilt werden. Dieses kann durch den Pfarrgeistlichen 
oder einen benachbarten katholischen Lehrer, oder eine sonst hiezu taug- 
liehe Person geschehen. Die hiefür zu bewilligende Vergütung ist aus den 
Erträgnissen des Vermögens der eingegangenen Schule gemäss S. 7 dieser 
Verordnung und 
. 8 Absatz 5 und 
. 42 Absatz 2 des Gesetzes vom 8. :\Iärz 
d. J. L;U schöpfen. 7. Die katholische Stiftungscommission wird alsbald nach 
Auf1ösung einer solchen Schule mit einem von ihr für tauglich gehaltenen 
F_eligionslchrer eine vorläufige Vereinbarung über die vorerwähnte Ver- 
gütung treffen. Diesen Vertragsentwurf legt die katholische Stiftungs- 
commission anher vor und fügt eine Darstellung bei: über das Vermögen 
der eingegangenen Schule, wie über den Betrag des Einkommens derselben, 
ferner über den Rechtstitel, aus welchem, und woher die einælnen Beitrãge 
fortan geleistet werden. 8. Sollte eine katholische Schulstiftung für eine 
gemischte Schule entgegen dem 
. XVIII des III. Organ.-Edicts vom 
I I. Februar 1803 und. dem s. 20 der Verfassungsurkunde verwendet werden 
(
. 21 if. der Verordnung); so hat die katholische Stiftungscommission dem 
katholischen Oberstiftungsrath eine Darstellung des Vermögens und Ein- 
kommens dieser katholischen Schule. vorzulegen und dabei anzugeben, welche 
Einkommenstheile und aus welchem Rechtstitel, aus einem katholischen, 
resp. kirchlichen Fonds geleistet werden. 9. Die katholischen Stiftungs- 
commissionen werden dafür besorgt sein, class die \Viederauflösung einer 
gemischten Schule in confession ell getrennte, die \Viederherstellung der 
katholischen Schule erfolge (
. 10 Absatz 2 des Gesetzes). 
. 3. I. Gemäss 

. 43 und 120 des Schulgesetzes vom 8. .:\Iärz d. J. und der Verordnung 
Grossh. 1Iinisteriums des Innern vom 12. d. 11. (Reg.-Bl. S. 862-864) 
werden die 11essner-, Glöckner- und Organistendienste, welche seither mit 
den Schuldiensten verbunden waren, von diesen am 15. d. 11. getrennt 
werden; sofern eine so1che Schul stelle seit dem I 5. 
'Iärz d. J. erledigt 
wurde. In diesem FaIle ermächtigen wir: a. die katholischen Pfarrãmter 
den !\Iessner- und Glöcknerdienst, b. die katholischen Stiftungcommissionen 
den Organistendienst fur dieses 
[al einer hiezu geeigneten Person provi- 
sorisch L;U übertragcn, nachdem die Stiftul1gscommissionen über die aUSL;U- 
werfenden Belohnungen vorläufìge Beschlüsse gefasst J.laben. Hievon, sowie 
über den Betrag der Vergütung und über die von diesem K.irchendiener in 
dem provisorischen Dienstvertrag iibernommenen Verpflichtungen ist dem 
katholischen Oberstiftungsrath afsbald Bericht zu erstatten. 2. Bei jedem 
[ortan eintretendcn Erledigungsfalle eines 
Ic
sncr-, Glöckner- oder Orga- 
nistendienstes (S. 2 und 3 der V crordnung vom 12. d. .M.) werden die Fub. 
Pfarrämter durch Verkiindung von der K.anzel oder sonstwic daftir Sorge 
tragen, dass sich hiezu taugliche Bewerber bei der katholischen Stiftungs- 
commis5ion unter Vorlage ihrer Zeugnisse melden. 3. Die katholische Stif. 
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tungscommission fertigt eil1en Vertragsentwurf, worin die allgemeinen und 
die besondern, yon ihr fiir nöthig- erachlcten Bedingungen aufzunehmen sind. 
Bei der Einladung zur Bewcrbung ist zugleich zu verkünden, dass die Be- 
werber yon den Bedingungen bei dem Pfarramt Einsicht nehmen können. 
4, 'Vir werden über die Dicnstverrichtungcn und Obliegellheiten der :l\Iessner 
(Glöckner) und Organisten eine Instruction erlassen, welche dem Vertrag zu 
Grund zu legen ist. SolI ten zu Folge örtlicher VerlÙltnisse weitere oder 
weniger Leistungen, als in der Instruction vorgesehen ist, verlangt werden 
müssen, so ist hievon in dem Vertrag ausdrückliche Erwãhnung zu machen. 
5. Insolange jene Instruction nicht erlassen sein wird, genügt es, wenn die 
1\Iessner oder Organisten in dem berührten Vertrag die seither mit diesen 
Kirchendiensten verbundenen Pflichten nach gegenwärtiger Verordnung über- 
nehmen. Jedoch ist bei dem 1\lessner zu bedingen, dass er nach Anordnung 
des Pfarramts die niedern K.irchendienste besorge ulld bei clem Organisten, 
dass er in dem Idrchlichen Gesang unterrichte und denselben leite. 6. Die 
Bestellung der\ 1\lessner und Glöckner, sowie der Organisten ist widerruflicn. 
'Vir behalten uns jederzeit das Recht vor, sie insbesondere wegen sitten- 
oder religionswidrigen Verhaltens, Verletzung ihrer Dienstpflichten oder 
Ungehorsams gegen ihre Vorgesetzten ihres Kirchdienstes wieder zu ent- 
heben. 7. Der Betrag der fUr den Organistendienst zu leistenden Vergütung 
wird vorläufig und in der Regel auf 40-80 fl. festgesetzt (
. 8 der Ver- 
ordnung yom 12. v. 
1. Reg.-Bl. S. 864). 8. Der Gehalt für Versehung des 

Iessner- und G löcknerdienstes an Kirchen, bei welchen. mehrere Geistliche 
angestellt sind, wird auf 75 bis ISO fl., und an solchen l{'irchen, an welchen 
nUr ein Priester fungirt, überhaupt an Pfarrkirchen. in keineren Orten und 
an Filialkirchen auf 25-100 fl. festgestellt. 9. Sollten die Dotationen für 
l\Iessner- und Organistendienste mehr ertragen, oder aussergewöhnliche Ver- 
hältnisse obwalten, und ungewöhnlich grössere oder geringere Dienste bean- 
spiucht werden, oder wenn diese Gehalte bei unzureichenden kirchlichen 
.:\Iitteln ganz oder theilweise yon der Kirchengemeinde zu übernehmen sind, 
so kann über oder unter diese Beträge gegangen werden. 10. Der erwähnte 
Vertragsentwurf*), die Erklärung eines allenfallsigen Patrons einer solchen 
niedern Kirchenstelle, die Darstellung der vorhandenen l\littel, resp. die 
Erklärung der Kirchengemeinde über die ihr obliegenden Beitrãge und 
deren Leistung sind bis auf v.r eiteres dem Katholischen Oberstiftungsrathe 
vorzulegen. Zugleich ist dieser Stelle darüber zu berichten, welche Personen 
oder Bewerber nach ihren persönlichen Eigenschaften f ihrem sittlich - reli- 
giösen Charakter und ihren Kenntnissen für tauglich und würdig zur Ver- 
sehung des 
les!'ner- oder Organistendienstes erachtet werden. Bei diesem 
Vorschlag ist besonders auf solche Bewerber Rücksicht zu nehmen, welche 
fiir die Ertheil ung des kirchlichen, religiösen U nterrichts oder Gesangs 
(
Iusik) geeignet sind. Selbstverstãndlich kann das Erzbischöfliche Pfarramt 
seine. Ansicht in einem besondern Bericht dem Katholischen Oberstiftungs- 
rath begriinden. I I. Sobald die Genehmigung des Dienstvertrags, sowie die 
diesseitige Collation der 1\Iessner - oder Organistenstelle erfolgt und die 
betreffende Entschliessung der katholischen Stiftungscommission zugestellt 
sein wird, weist das katholische Pfarramt den Organisten oder .Messner in 
seinen Kirchendienst ein und verstãndigt hievon die katholische Stiftungs- 
commission. Diese schliesst nunmehr den Vertrag mit dem yon der Kirchen- 
behörde eingewiesenen 1\Iessner oder Organisten auf Grund des genehmigten 
Entwurfs endgiltig ab. 12. Die katholische Stiftungscommission wird unter 
Darlegung der oben 
. 3 Ziffer 3-10 erwãhnten Verhãltnisse an den Katho- 
lischen Oberstiftungsrath Bericht erstatten, wenn eine Vereinbarung mit dem 
Lehrer wegen Uebernahme des Organistendienstes nicht zu Stande kommen 
sollte. (Reg.-Bl. 1868 S. 262 und 863.) Freiburg, den 29. October 1868. 
Erzbischöfliches Capitels- Vicariat. t Lothar I<.übe1, Bisthumsverweser. 


*) Die bezüglichcn Formularien in Anlage 1 und z sind hier fortgelasscn. 



43 2 


Beilage LXXXIV. 


LXXXIV. 
lIfillisteriwn des Innern. Carlsruhe, den 28. October 1865. RNo. 14, 86 4. 
Den ReNgiollsunterricht in den Volkssclmlen betr. 
I. Erzbischöflichem Ordinariat beehren wir uns auf den Erlass vom 1.1.. 
v. 
1. No. 8200 zu erwidern: Der Erlass des Grossh. Oberschulraths vom 
1 I. Juli d. J. No. 11,062-63, welcher den Gegenstand einer dortseitigen 
Beschwerde bildet, konnte dazu nur durch missverständliche Auffassung ge- 
macht werden. Der Grossh. Oberschulrath hat die PBieht des Lehrers, 
Religionsunterrieht zu ertheilen, nieht in Abrede gestellt, sondern nur 
geltend gemacht, dass nach der bestehenden Gesetzgebung diese Pflicht dem 
Lehrer nicht durch einen einseitigen Act des Kirchenregiments auferlegt 
werden könne, da er zu diesem in keinem Verhältniss dienstlicher Unter- 
ordnung 
tehe. Der Volksschullehrer ist kraft Gesetzes bezw. kraft seiner 
Bestellung als Lehrer verpBichtet, den gesammten in der ihm übertragenen 
Schule vorkommenden Unterricht zu ertheilen, also auch den Religions- 
unterricht, weil und in so lange derselbe zu den obligatorischen Unter- 
richtsgegenständen der Volksschule gehört. Fehlte es früher an einer aus- 
driicklichen gesetzlichen Bestimmung darüber, ob und in wiefern die Kirche 
dem Lehrer die Befåhigung zur Ertheilung des Religionsunterrichts mit 
rechtlicher "\Yirksamkeit absprechen könne, so ist diese Lücke nunmehr 
durch 
. 12 des Kirchengesetzes ausgefüllt, woraus sich ergiebt, dass die 
Kirche unzweifelhitft diese Befugniss hat. 
Iit diesem den Kirchen aus- 
driicklich zugestandenen Recht ist es aber selbstverständlich nicht in den 
freien "\Villen des Lehrers gestellt, ob er den zu den obligatorischen Unter- 
richtsgegenstãnden gehörigen Religionsunterrieht ertheilen will oder nicht. 
Die den Lehrern kraft Gesetzes hiezu auferlegte Verbindlichkeit ist in dem 
Erlass des Grossh. Oberschulraths ausdrücklich anerkannt, und wenn da- 
neben in einem spãtern Satze, welcher von den iiber die Vertheilung des 
Religionsunterrichts zwischen dem Pfarrer und dem Lehrer erforderliehen 
.Anordnungen spricht, es heisst: "die Lehrer, welche die Ertheilung des 
R.eligionsunterrichts iibernehmen wollen", so kann dies nur auf die Lehrer 
hezogen werden, welche einen Theil des bisher von dem Pfarrer allein er- 
theilten Religionsunterrichts, nicht nach ihrem freien Willen, sondern kraft 
ihrer Dienstpflicht zu iibernehmen beabsiehtigen, und für diese neue An- 
ordnung in ihrer Schule die Genehmigung der zuständigen Dienstbehörde 
einzuholen haben. So wenig die gesetzliche PBicht des Lehrers, Religions- 
unterricht zu ertheilen, in dem Erlass des Grossh. Oberschulraths beabredet 
ist, ebenso wenig legt derselbe den staatlichen Schulbehörden die Befugniss 
hei, von sieh aus Inhalt und :Methode des Religionsunterriehts zu betimmen. 
Er bringt vielmehr nur seiner Pfiicht gemäss den 
. 8 des Schulau[-;ichts- 
gesetzes zur Anwendung, nach welchem die Verfúgungen iiber den Religions- 
unterricht zwar frei von den Kirchen ausgehen, aber für die nieht den 
Kirchen, sondern den staatlichen Schulbehörden dienstlich untergeordneten 
Lehrer selbstverstãndlich nur durch Befehl dieser Behörden verpflichtend 
werden können. Die staatlichen Schulbehörden haben aber die kirchlichen 
Verfügungen iiber Religionsunterrieht zur Nachachtung zu eröffnen, sofern 
sie nichts mit den allgemeinen Schulordnungen Unvereinbares enthalten. 
Eine Beschwerde gegen den Grossh. Oberschulrath, dass er diese Eröffnung 
an die Lehrer ohne geniigenden Grund abgelehnt habe, ist schon desshalh 
unmöglich, weil ihm von dortseits gar keine Verfúgung über den Religions- 
unterricht zur Eröffnung an die Lehrer mitgetheilt worden war. Die dort- 
seitige Verfiigung, welche den Erlass Grossh. Oberschulraths vom I I. J uli 
d. J., No. 11062-63 veranlasste, war vielmehr mit Verletzung des Schul- 
aufsichtsgesetzes direct durch kirchliche Behörden verschiedenen Lehrern 
.lugestellt worden. N achdem wir "\V ohldemselben wiederholt ausgesprochen, 
dass wir diese Verletzung eines bestehenden Staatsgesetzes nieht zugeben, 
bezw. soweit sie thatsächlich dennoch eintritt, der betreffenden Thatsache 
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keine rechtliche Wirksamkeit beilegen können, unterlassen WIr es, hier 
nochmals auf dies en Punkt zurückzukommen, indem wir nur das Eine her- 
vorheben, dass durch die beharrliche Ignorirung des Gesetzes unvermeidlich, 
wie in dem vorliegenden Fall, materiell Schwierigkeiten zum Nachtheil der 
Kirche entstehen, die bei richtiger formeller Behandlung nicht eingetreten 
sein würden. Die Lehrer, welchen eine dortseitige Verfügung über den 
Religionsunterricht ohne Vermittelung der ihnen vorgesetzten Schulbehötden 
zukam, handelten gemäss dem diesseitigen, seiner Zeit 1V ohldemselben mit- 
getheilten Erlass yom 23. December 1864 No.' 16,420, wenn sie diese Ver- 
fÜgung ihrer Dienstbehörde vorlegten und deren Weisung über das yon 
ihnen einzuhaltende Verfahren einholten. Und es entspricht ganz dem 
Geist und dem Buchstaben des Schulaufsichtsgesetzes, wenn der Grossh. 
Oberschulrath den Schullehrern untersagte, durch einen schriftlichen Revers 
directe Pflichten gegen das Kirchenregiment, wie gegen eine ihnen vorge- 
setzte Behörde zu übernehmen; es kann davon ganz abgesehen werden, ob 
gegen den materiellen Inhalt der in Frage stehenden dortseitigen Verfúgung 
Bedenken obwalten, es ist jedenfalls unzulässig, dass die Lehrer sich 
schriftlich nach einer kirchlichen Verfügung verpflichten, durch deren directe 
Zustellung an sie die Staatsgesetze verletzt sind. 1m Uebrigen versteht es 
sich yon selbst, dass nach 
. 12 des Kirchengesetzes den zuständigen 
Kirchenbehörden freisteht, einem V olksschullehrer die Befähigung zum 
Religionsunterricht zuzusprechen und ihm darüber auch eine Urkunde aus- 
zustellen. Auch gegen die in der dortseitigen Verfúgung mit dieser Be- 
urkundung verbundene Ermahnung des Lehrers haben wir so wenig etwas 
einzuwenden, dass der Eröffnung des ganzen Actenstückes an die Lehrer 
zur :Nachachtung durch die Schulbehörden nichts im Wege stehen würde, 
sofern nur, zur Verhütung yon 1Iissverständnissen, im dritten Absatz hinter 
den 1Vorten: "demgemäss werden Sie die kathol. Schuljugend" die 1Vorte: 
"nach l\Iaassgabe der Schulordnung" eingeschaltet würden. 2. Nachricht 
hievon erhält der Grossh. Oberschulrath in Erwiederung auf den Bericht 
yom 4. d. NIts. No. 14,692 zur Kenntnissnahme und mit dem Auftrage, 
nach 
Iaassgabe des V orstehenden den unteren Schulbehörden die nöthigen 
\Veisungen zukommen zu lassen. Namentlich Í'st festzuhalten, dass der 
Lehrer verpflichtet ist, wie alIen andern für die Schule vorgeschriebenen 
U nterricht, so auch den Religionsunterricht zu ertheilen während der nach 
dem Schulplan dafúr vorgeschriebenen Zeit. In Fällen also, in welchen 
der Geistliche den Religionsunterricht bisher allein ertheilte und denselben 
fúr die Zukunft ganz oder theilweise dem Lehrer überlassen will, ist letzterer 
allerdings nicht kraft einer Anordnung des Geistlichen, wohl aber in Folge 
seiner allgemeinen Dienstpflichten yon selbst zur Uebernahme dieses Unter- 
richts in der oben angegebenen zeitlichen Ausdehnung verpflichtet, ohne 
dass es dazu einer besonderen Verfügung bedürfte. Der Lehrer hat davon 
dem Ortsschulrath Anzeige zu machen, und, sofern am Stundenplan oder 
sonst an den Einrichtungen der Schule etwas zu ändern ist, die Ent- 
schliessung der zuständigen Behörde zu veranlassen. gez. A. Lamey. 


LXXXV. 
Erzbischö.fiìclzes Ordinariat. Freiburg, den 12. October 18ío. No. 9,125-27. 
Bericht des erzbischöflichen Decanats ßlesskirch und Ottersweier yom 10. 
d. lVIts. und 27. v. 
Its. Die Einführullg des P.fiüger'schen Lesebuchs fÜr 
die Volksschulen .in Baden betr. 
Be s chi u s s: Grossherzoglichem 
Iinisterium des Innern beehren wir 
uns ergebenst mitzutheilen: Durch obige und andere Berichte unseres Curat- 
clerus wurden wir auf obiges bei Geiger in Lahr erschienenes Lesebuch 
aufmerksam gemacht und es wurde die Ueberzeugung ausgesprochen, dass 
die religiöse Erziehung der Katholiken durch die Einführung dieses Lese- 
buchs in den katholischen Schulen gefährdet werde. Dasselbe soIl der 
zweite Theil eines Gesammtlesebuchs und für die Kinder des 3. und 
Friedberg, Der Staat u. d. Kirche. 28 
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4. Schuljahres bestimmt seine Der erste und der dritte Theil des Gesammt- 
lesebuchs solI in moglichster Bälde nachfolgen. Der Grossherzogl. Ober- 
schulrath hat durch die in 'Vohldesselben Verordnungsblatt von 186 7 
Ko. 10 publicirte Anordnung vom 21. Juni d. J. No. 9004 dieses Lesebuch 
(II. Theil) "ausdrücklich" zur Einführung in den Schulen anempfohlen. 
Diese Empfehlung wurde von den Kreisschulvisitatoren als Befehl aufge- 
fasst und die Lehrer resp. Ortsschulräthe darnach von ihnen instruirt, wie 
uns wiederholt berichtet wurde; ja die Kreisschulvisitatur Baden hat die Orts- 
schulräthe und Lehrer durch ihre im ,,}'1ittelbaldischen Courier
' 18 6 ï 
No. 115 publicirte Bekanntmachung vom 22. v. 1\11s. No. 2751 veranlasst, 
dieses Lehrbuch so fort , beziehungsweise aIlmãlig jeweils mit Ostern in den 
Schulen einzuführen, und sie hat die Lehrer für den V ollzug verantwortlich 
erklãrt. Diese Verfügungen verletzen die Rechte und Interessen der katho- 
lischen Kirche wie der katholischen Familien bezüglich der religiösen 
Heranbildung der Jugend. Gemäss
. 50 der z. Z. noch bestehenden Ver- 
ordnung yom 15. j\'Iai 1834, ist die Einführung neuer Schulbücher, also 
eines Lesebuchs der dortseitigen Genehmigung unterstellt. Hiernach war 
der Grossh. Oberschulrath in keinem FaIle befugt, für sich aIlein das frag- 
liche Lesebuch in den Schulen einzuführen. 'Venn diese Auffassung der 
erwähnten Verordnung dieser Stelle vom 2 I. J uni d. J., wie sie durch die 
K.reis- beziehungsweise Ortsschulräthe und Lehrer gehandhabt wurde, resp. 
werden musste, nicht die richtige war, so hätten diese untergeordneten Be- 
hörden hierüber verstãndigt werden sollen. Die dortige Genehmigung, be- 
ziehungsweise Anordnung wegen Einführung eines Lesebuchs dürfte aber 
ohne Einvernahme mit uns nicht erfolgen. Es liegt schon in der Natur 
der Sache, dass, seitdem das Schulaufsichtsgesetz von 186-1- an die Stelle 
katholischer confessioneIl gemischte, rein staatliçhe Schulbehörden gesetzt hat, 
die Kirchenbehörde über Anordnungen, welche das religiös-sittliche Verhãltniss 
derSchule berühren, mindestens gehört werden sollte, wie dies auch von dortseits 
schon in Aussicht gestellt ist. In der That wird in den deutschen Staaten ohne 
}'Iitwirkung der K.irchenbehörden kein Lesebuch eingeführt, und sogar in dem 
lleuen baierischen Gesetzentwurf sind ausser der religiösen Erziehung die 
Lesebücher der I\Iitwirkung resp. Genehmigung der Bischöfe unterstellt. 
Ein Lesebuch ist nicht bloss ein Lehrmittel urn lesen zu lernen, sondern 
ein wichtiger Vehikel in der Erziehung und im Unterricht. Durch das 
Lesebuch werden dem Kinde die wichtigsten Begriffe, Anschauungen und 
Empfindungen beigebracht. Das Kind schöpft aus dem Lesebuch nieht 
bloss Kenntnisse der real en 'Yelt, sondern Grundsätze und Lebensregeln, 
seine erste geistige K ahrung und der Eindruck, den das Gelesene auf das 
Kind macht, ist oft maassgebend für sein ganzes Leben. So ist das Lese- 
buch geeignet, das Kind für das Rechte und Sittliche zu begeistern, für die 
christliche, katholische Erziehung empfänglich zu machen, aber auch das 
Gegentheil zu bewirken. Die religiöse Erziel1Ung und Bildung ist die 
Grundlage des Elementarunterrichts. Bei der bescheidenen Stellung, welche 
der Religionsunterricht jetzt in der Schule einnimmt, muss die religi6se 
Bildung durch das Lesebuch unterstützt werden. Es muss die Anwendung 
der religiösen Grundsätze im Leben zeigen an den grossartigen Beispielen 
der christlichen Tugend, an dem christlichen Leben das Herz der Kinder 
erwärmen und wie erwãhnt zum Religionsunterricht mithelfen. SoIl dess- 
halb die katholische Schuljugend im katholischen Geiste erzogen werden, 
solI die katholische Schule wirklich noch katholisch bleiben, so bedarf sie 
hauptsächlich eines katholischen Lesebuchs. Ob dieses der Fall sei, ob das 
Lesebuch den berührten religiösen Anforderungen entspricht, welche die Kirche 
lI.nd die katholischen Eltern an dasselbe zu machen berechtigt sind, darüber 
k:.mn selbstverständlich nur die Kirchenbehörde Aufschluss geben. Die 
katholischen Eltern können in keinem Falle rechtlich angeha1ten werden, 
Hiren Kindern ein Lesebuch in die Hand zu geben, welches nicht geeignet 
ist, diese zu gläubigen Katholiken heranzubilden. 'Yenn hicrnach cin L(;
e- 
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buch ohne yorausgegangenes Einvernehmen mit uns nicht in die katho- 
lischen Schulen eingeführt werden kann, ohne den katholischen Charakter 
derselben, die katholische Erziehung zu gefährden, gilt dies auch von dem 
yorliegenden Lesebuch. Dasselbe entbehrt der berührten Eigenschaften, 
welche an ein Lesebuch einer katholischen Volksschule gestellt werden 
müssen. Es ist nicht im katholischen GeÏste geschrieben, es hat keinen 
katholischen Charakter; es ist desshalb auch dazu nicht geeignet, die religiöse 
Erziehung zu unterstützen. 'Veil es den Kindern des zartesten Alters in 
die Hand gegeben wird und man dies en nicht noch ein zweites Lesebuch 
geben kann, so hindert es dieselben an ihrer katholischen Heranbildung 
und schãdigt das katholisch-religiöse Leben in der Schule. 'Vir müssen 
desshalb gegen die Einführung dieses Lesebuchs in den katholischen 
Schulen Beschwerde erheben und bitten Hochdasselbe f die Verfügung des 
Grossh. Oberschulraths vom 21. Juni d. J. aufheben zu wollen, beziehungs- 
weise die katholischen Eltern nicht zwingen zu lassen, dieses ihrer katho- 
lischen Ueberzeugung widersprechende Lesebuch ihren Kindern anzuschaffen. 
J. E. im G. V. gez. Orbin. 


LXXXVI. 
All die katlwlisc1zen Eltern. Die Kirchenbehörde hãlt es für eine 
dringende Pflicht, sich an Euch, katholische Eltern, in einer Sache zur Be- 
lehrung und "Tarnung zu wenden, welche mit der Erhaltung und Förderung 
unserer katholischen Religion auf das Innigste zusammenhängt. Es hat 
nãmlich der Grossh. Oberschulrath die Einführung eines Lesebuches in den 
V olksschulen empfohlen, das bei Geiger in LaIn gedruckt und von einem 
Xichtkatholiken verfasst ist. 1\Ian will so dieses Lesebuch auch der katho- 
lischen Schuljugend in die Hand geben. 'Vir haben dieses Lesebuch ge- 
prüft und gefunden, dass dasselbe die nöthigen Eigenschaften zur katho- 
lischen Heranbildung Eurer Kinder nicht hat; es wird vielmehr die katholische 
Erziehung und Bildung schädigen. Es ist gar nicht gleichgültig, was für 
ein Lesebuch für die katholische Schuljugend in den Schulen eingeftihrt 
wird. Der Geist, der in dem Lesebuch wehet, geht tief in die zarten Kinder- 
herzen ein. Die Kinder lernen aus dem Lesebuch nicht bloss lesen und 
richtig sprechen, sie empfangen daraus Anschauungen und Empfindungen, 
welche für 1hr ganzes Leben überaus wichtig sind. Das Lesebuch greift 
tief in die religiöse Bildung der Kinder ein. Dasselbe ist ein Haupthülfs- 
mittel für den Unterricht und die Erziehung der Schule. SoIl eine gute 
Erziehung zu Stande kommen, so muss der Geist der Religion den ganzell 
Unterricht und die ganze Erziehung, also auch das Lesebuch durchdringen. 
J a es muss zur religiös-sittlichen Erziehung und Bildung Eurer Kinder noth- 
wendig mithelfen. Ihr schickt ja, g
liebte katholische Eltern, Eure Kinder 
nicht bloss dazu in die Schule, dass sie darin lesen, schreiben und rechnen 
lernen, Eure Kinder sollen in der Schule auch zu gläubigen Katholiken 
herangebildet, sie sollen darin wahrhaft fromm und gottesfürchtig, recht 
stark in der Liebe zu Gott und aHem Guten, recht fest im christlichen 
'Yandel und allen christlichen Tugenden herangezogen werden. Nun das 
Alles wird nicht erreicht d urch blossen U nterricht in der Religion, dazu 
genügen nicht bloss einige Religionsstunden. Hiezu muss der ganze Schul- 
unterricht, also auch das ganze Lesebuch vor-, mit- und tnachhelfen. Dess- 
halb muss das Lesebuch im katholischen Geiste geschrieben seine Und 
wahrlich, ein Lesebuch, das auf die Religion keine Rücksicht nimmt, das 
yon dem katholischen Glauben und dem katholischen christlichen Leben 
nichts enthäIt, dies nützt für die Heranbildung der Katholiken nicht nur 
nichts, es hemmt und schädigt vielmehr die katholische Erziehung. Diese 
wird yon einem religions- und confessionslosen Lesebuch in ähnlicher 
"T eise beeinträchtigt, \Vie dieses die Conununalschulen thun, die von Religion 
und Christenthum llichts wissen wollen. J a, so wenig ein nichtkatholischer 
und religiös gleichgültiger Lehrer die katholische Schuljugend zu gläubigen 
28* 
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Katholiken heranbilden kann, ebensowenig vermag dieses ein confessions- 
loses, nicht katholisches Lesebuch. Nun, geliebte katholische Eltern, das 
neue Lesebuch, das Eure Kinder in der Schule benützen soIlen, ist nicht 
im katholichen Geiste geschrieben, es hat keinen katholischen Charakter; 
es wird, weil es confessionslos ist, die religiöse Erziehung Eurer Kinder 
nicht unterstützen und das katholisch religiöse Leben in der Schule schädigen. 
Wenn wir desshalb Euch, geliebte katholische Eltern, ermahnen und bitten, 
Eure Kinder vor Benützung dieses L
sebuches zu bewahren, so üben wir 
in dieser religiösen Angelegenheit nFr unser Recht und unsere heiligste 
Pflicht aus. "\Yir haben dies unser Recht und unsere Pflicht bei Grossh. 
11inisterium begründet und insbesondere nachgewiesen, dass ein Lesebuch 
in den Schuleh für die katholische Jugend ohne Einvernehmen mit Eurem 
Oberhirten nicht eingeführt werden kann. Denn wäre Euer Oberhirt nicht 
berechtigt, bei Einführung eines Lesebuches in den katholischen Schulen 
mitzuwirken, so könnte er auch seine oberhirtliche Pflicht nicht ausüben, 
nämlich Alles fern zu halten, was die Heranbildung Eurer Kinder im katho- 
lischen Glauben unù katholischen Leben hemmt oder schädigt. Auch ihr, 
katholische Eltern, verletzt kein Recht, wenn ihr unserer Ermahnung Folge 
leistet. Seither waren für katholische Schulen katholische Lesebücher im 
Gebrauch. Nach Recht und Gesetz habt ihr das religiöse Erziehungsrecht 
Eurer Kinder, also auch das Recht Eure Kinder nur nach den Grundsätzen 
der katholischen Religion zu erziehen oder in der Schule heranbilden zu lassen; 
also seid ihr auch berechtigt, Eure Kinder vor Benützung eines Lesebuches 
zu bewahren, das nach dem Ausspruche Eures Oberhirten die katholische 
Heranbildung Eurer Kinder schädigt. Die Einführung des neuen Le::e- 
buches ist auch nur empfohlen und nicht befohlen, und sind die Kreis- 
und Ortsschulräthe nach der badischen Schulgesetzgebung für sich nicht 
befugt, soIches in den Schulen einzuführen. Einen Gewissenszwang wird 
man wohl gegen Euch nicht ausüben wollen. Seid ihr ja doch vor Gott 
und seiner Kirche verpflichtet, die Euch anvertrauten Kinder im katholischen 
Glauben zu erziehen oder heranbilden zu lassen, also auch Alles fern zu 
halten, was diese Erziehung schàdigt. U nd hängt ja doch selbst das 7eit- 
liche Glück Eurer Kinder und Familie hauptsächlich davon ab, dass die- 
selben im christlichen Glauben und in den christlichen Tugenden heran- 
gebildet und im Renn stark werden. J\:.atholische Eltern, Euer Oberhirt 
und die Kirchenbehörde haben in dieser so wichtigen Sache ihre Pflicht 
gethan; es ist nun an Euch, Eure Elternpflicht gewissenhaft zu erfüllen. 
Steht zu Eurem Oberhirten und zu Euren Seelsorgern; bewahrt vereint mit 
ihnell Eure Kinder vor dem drohenden Seelenschaden! Bleibt eingedenk 
Eurer schweren Verantwortung für die gute ErÛehung Eurer Kinder. 
Schauet hin auf das heldenmüthige Vorbild unserer christlishen Vorfahrer. 
Sie haben in Vertheidigung des katholischen Glaubens Alles zum Opfer 
gebracht. Freiburg, den I I. Dêcember 1867. Erzbischöfliches Ordinariat. 
LXXXVII. 
Erzbischöfiiches Capitels - Vicariat. Freiburg, den 10. October 1868. 
No. 7541. Das Verlzalten dt'S Lehrers Gijnner in Biengen betreifend. 
Be s chI u s s. Grossherzoglichem l\Iinisterium des Innern beehren wir 
uns die Beschwerde yon 63 Einwohnern Biengens gegen Lehrer Gönner yom 
24. Februar d. J. und das Protokoll yom 15. !\lärz d. J. nebst Beilagen 
rem. salvo ergebenst mitzutheilen: Riernach hat Lehrer Gönner nicht bloss 
die Kirchenbehörde geschmäht, die Geistlichen als lüderliche Pharisàer be- 
zeichnet und sogar den Schulkindern gesagt: sie sollen ihrem Seeborger 
nicht glauben, was er auf der Kanzel sage, sei nicht wahr; sondern er hat 
auch vor Zeugen erklärt: Papst Pius IX. hätte schon vor '20 Jahren sterben 
soIl en, dann hätte er sein Gift nicht überall hin verbreitet. Die Sacramen- 
talien hat er nach Angabe dei- Zeugen herabgewürdigt, indem er sag\e: das 
"\Veihwasser und der \Vettersegen sei nichts. J a, er läugnete vor den Schul- 
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kindern die christlichen Glaubenswahrheiten von der Unsterblichkeit der 
Seele und dem Gerichte nach dem Tode, die Existenz des Himmels und der 
Hölle. Der Grossherzogliche Oberschulrath hat in seinem anher gerichteten 
Erlasse vom I. v. 1\1ts. No. 10,138 erklärt, der Ortsschulrath in Biengen 
habe, zum Bericht hieruber aufgefordert, bemerkt, man könne ausser dem 
1\langel an Humanität gegen die Schulkinder dem Lehrer Gönner nichts 
Nachtheiliges nachsagen. Dieser habe obige Anschuldigungen in Abrede 
gestellt, und da die wichtigsten der hierüber einvernommenen Zeugen dem 
Lehrer Gönner feindlich seien, so werde diese Stene keine Untersuchung 
gegen Lehrer Gönner einleiten. "\Vir sind verpflichtet, dafür zu sorgen, dass 
die katholische Jugend nicht durch glaubenslose Lehrer dem katholischen 
.Glauben und der christlichen Sitte entfremdet werden. Das Läugnen des 
Lehrers Gönner und das allgemeine, die fraglichen Anschuldigungen urn- 
gehende Zeugniss des Ortsschulraths in Biengen können urn so weniger als 
Gegenbeweis gelten, als dieses Zeugniss dem Ortsschulrath durch Lehrer 
Gönner selbst octroyirt worden sein soIl. Grossherzoglicher Oberschulrath 
hat keinen Grund für die Behauptung angegeben, dass mehrere durch uns 
vernommene Zeugen dem Lehrer Gönner Feind seien. Jedenfalls konnte die 
"\Yahrheit durch Einvernahme eines Theiles der 63 Beschwerdeführer con- 
statirt werden. Wir sehen also keinen rechtlichen Grund f wesshalb wegen 
dieser so schweren Vergehen keine Untersuchung geführt wurde und finden 
uns durch jene Entscheidung des Grossherzoglichen Oberschulraths beschwert. 
Da wir uns der Hoffnung hingeben, Hochdasselbe werde so ernste Dis- 
ciplinarvergehen, eine solche ungläubige, gegen den christlichen Glauben, 
die religiösen Gebräuche und die Geistlichen feindselige Haltung eines 
Lehrers nicht ungestraft lassen; so erheben wir andurch Beschwerde gegen 
den Oberschulraths-Erlass vom I. v. 1\1:. "\Yir bitten Hochdasselbe, unter 
Aufhebung des eben erwähnten Erlasses Grossherzoglichen Oberschulraths, 
wegen der berührten Anschuldigungen gegen Lehrer Gönner in Biengen 
Untersuchung pflegen und das hierauf gefållte Erkenntniss uns mittheilen zu 
wollen. gez. t L. Kübel. 


lIIinisterium des Innern. Karlsruhe, den 5. November 1868. No. 13,913. 
Den katlzolischen Hauptlelzrer JosePh Gö"nner in Biengen betreffend. 
Erzbischöflichem Capitels-Vicariat beehren wir uns auf den gefålligen 
Erlass v. 10. v. !\1:. No. 7574 unter Rückgabe der Beilagen ergebenst zu er- 
widern: Die am meisten beschwerenden Aeusserungen des Lehrers Joseph 
Gönner, nämlich jene bei Joseph Hanser und Alban Stoll, eignen sich schon 
urn desswillen nicht zur Einleitung einer Disciglinaruntersuchung, weil sie, 
abgesehen von ihrer Beweislichkeit, selbst nach Angabe der Beschwerde- 
schrift vom 24. Februar nur in vertraulicher "\Yeise und in den Wohnungen 
der beiden Genannten geschehen sein sollen. Dagegen ferner, wie das im 
Protokoll des Herrn Dekan .NIiller in Krotzingen vom IS. 1\Iärz d. J. er- 
örterte, vor einigen Jahren angeblich stattgehabte Fenstergespräch zwischen 
dem Lehrer und einem Landmann, der Kies führte, können wohl nicht als 
Anhaltspunkte für ein Einschreiten der Staatsbehörde geltend gemacht werden. 
Vermögen wir auch, abgesehen von den erwähnten schwereren, zum discipli- 
uären Vorgehen sich aber nicht eignenden Anklagen, im Uebrigen die Hef- 
tigkeit und die Ausdrucksweise des Lehrers in keiner "\Veise zu billigen - 
immer vorausgesetzt, dass die Thatsachen richtig angegeben sind, so dürfen 
",vir uns doch nicht verhehlen, dass sie gewissermaassen nur Compensationen 
bilden gegenüber den grundlosen, von dem Geistlichen des Ortes gegen die 
Einführung des Lesebuchs gerichteten Ausfällen und die damit in Ver- 
bindung stehenden Entschliessungen der Staatsbehörden. Nachdem wir 
unsererseits von einem Einschreiten gegen den früheren Geistlichen in Bien- 
gen, Pfarrverweser Reuschlillg, jetzt in Mannheim, wegen seiner Kanzel- 
vorträge in der Lesebuchfrage Umgang genommen haben, wird es übrigens 
von "\Yohldemselben [ür billig erachtet werden, dass auch im Interesse des 
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Friedens der Gemeinde ein weiteres Verfahren gegen Hauptlehrer Gönner 
auf Grund der gleichen Angelegenheit nicht stattfinde. gez. Jolly. 
Erzbischöjl'lches Caþitels- Vzcari'ai. Freiburg, den 26. November 1868. 

o. 8916. Brlass etc. 
Beschl uss. Grossherzoglichem 1\Iinisterium des Innern beehren wir 
uns ergebenst zu erwidern: Durch die Aussagen der einvernommenen Zeugen 
ist dargethan und durch Constituirung der noch weiter benannten Zeugen 
konnte näher erhoben werden, dass Lehrer Gönner wie in neuester Zeit, so 
schon früher gegen die christlichen Glaubenswahrheiten und die Kirchen- 
behörden sich ausgesprochen hat. So läugnete er "vor einigen Jahren" und 
zwar während der Schulzeit, also vor den Schulkindern, die Existenz des 
Himmels und der Hölle anlässlich des uFenstergesprächs mit einem Land. 
mann". Er hat sich also nicht bloss in seiner Erregtheit und seinem Eifer 
für die Einftihrung des Pflügerschen Lesebuchs als ein unchristlicher Lehrer 
gerirt und ausgesprochen, sondern schon früher und in ganz ruhigem Zu- 
standee Es ist Angesichts der Angaben der einvernommenen Zeugen un- 
richtig, dass Lehrer Gönner "die am meisten gravirenden Aeusserungen in 
vertraulicher "\Veise" gethan habe. Sie geschahen vielmehr hiernach theils 
in den Wohnungen der einvernommenen Hausväter, aber vor deren Frauen 
und deren gross- und minderjährigen Kindern, theils in einer Stiftungs. 
sitzung, thei1s in der Schule - also öffentlich. 'Vir können es desshalb 
nur beklagen f dass die Staatsbehörde gegen solche glaubenswidrige Aeusse- 
rungen und gegen ein solches unchristliches Verhalten eines Lehrers in. 
keiner "\Veise eingeschritten ist, welcher überdies die Kinder misshandelte 
und deren Eltern vor ihren Kindern herabwürdigte, weil sie das Pflügersche 
Lesebuch nicht einführen wollten. Gegen dieses Lesebuch ist der Orts- 
geistliche nur in Erfüllung seiner Pflicht aufgetreten und er hat hiebei so 
wenig irgend ein Recht verletzt, dass er gerichtlich freigesprochen wurd
 
und mit Recht von keiner Seite gegen denselben eingeschritten werden 
konnte. Das Auftreten des Lehrers Gönner kann also urn so weniger als 
eine Compensation gegen diese Erfüllung einer Amtspflicht betrachtet werden, 
weil die Staatsbehörde Jenen hiezu weder legitimiren konnte noch wolIte. 
Es war und ist uns überdies nicht urn eine Verfolgung dieses Lehrers, son- 
dern nur darum zu thun, dass dieser die obersten christlichen 'Vahrheiten 
öffentlich läugnende und die Geistlichen bezüglich ihrer kirchenamtlichen 
Functionen herabwürdigende Lehrer die religiös-sittliche Erziehung und Bil- 
dung der katholischen Jugend nicht mehr besorge, falls und so lange er 
sich nicht offen und entschieden bessern sollte. In diesem Sinne und uUl 
unsere Pflicht vor Gott, den katholischen Eltern und ihren Kindern zu er- 
fUllen, werden wir sofort die geeignete Verfügung treffen. - II. Seiner Hoch- 
würden Herrn Geistlichen Rath PfaHer 1\Iiller in Krotzingen geben wir hie- 
von Kenntniss und schliessen eine Abschrift obigen :\Iinisterial-Erlasses vom 
5. d. :\1. No. 13,9 13, des Erlasses Grossherzoglichen Oberschulraths vom 
I. September d. J. No. 10,138 und des diesseitigen vom 10. v. 
I. No. ï5ï..J. 
bei. Hiernach, gemäss der Depositionen der einvernommenen Zeugen unci 
da Lehrer Gönner trotz unserer Androhung, dass sonst nach Lage der .Acten 
erkannt würde, sich nicht hat einvernehmen lassen, ist constatirt, dass der- 
::;elbe die Schulkinder gegen ihren Seelsorger aufzureizen versuchte, dass er 
gegen den heiI. Vater, seine oberhirt1iche Behörde und die Geistlichen sich 
Schmähungen er1aubte, ebenso zum öffentlichen Aergerniss die Sacramenta- 
lien herabwürdigte und sogar christliche Glaubenswahrheiten, wie das G-ericht 
nach dem Tode, die U nsterblichkeit der Seele, die Existenz von Himmel 
und Höl1e läugnete. "
ir können einem Lehrer, der sich solcher Vergehen 
gegen die Kirche, ihre Dogmen und Gebräuche schuldig macht, sofern 
soIches bewusst und beharrlich geschieht, die religiüse Heranbildung der 
Jugend und die fernere Besorgung eines Kirchendienstes nicht anvertrauen. 
SoUte desshalb Lehrer Gönner nicht alsbald yor un<;erm Commissär oder 
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vor seinem Seelsorger zu Protokoll erklären, dass er obige Ausfålle bereue, sie 
insbesondere, insoweit sie gegen die katholischen Dogmen und Sacramenta- 
lien gerichtet sind f als unwahr erklären, desshalb zurücknehmen und die 
professio fidei ablegen, überhaupt versprechen, ernstlich in sich zu gehen und 
im Leben, in der Kirche und Schule sich als katholischer Christ und Lehrer 
fortan benehmen zu wollen, so entheben wir denselben andurch seiner kirch- 
lichen Stellen als Religionslehrer, Organist und l\Iessner. 1m letzteren FaIle 
tragen wir dem Erzbischöflichen Pfarramt in Biengen auf, gemäss unserer 
Verordnung vom 29. v. ::\1. (Erzbischöfliches Anzeige-BI. No. 17) für ander- 
weitige Versehung dieser kirchlichen Dienste durch das Pfarramt oder andere 
taugliche Personen alsbaJd Sorge zu tragen. Die Verfügung wolle dem 
Lehrer Gönner eröffnet und das hierüber aufgenommene Protokoll resp. 
der Vollzugsbericht hierwegen baldigst anher vorgelegt werden. gez. 
t L. Kübel. 


LXXXVIII. 
Grossh.-Bad.- Oberhofgeríclzt. Urtheil J. A. S. gegen den Pfarrer 
Leopold Gambert von St. Georgen wegen Gefährdung der öffentlichcn Rulze 
und Ordnung wird auf die 
ichtigkeitsbeschwerde des Angeklagten das Ur- 
theil des Gr. Kreis- und Hofgerichts Freiburg - Strafkammer - vom 18!'3. 
d. J. Nro. 585 des Inhalts: "Pfarrer Leopold Gambert in St. Georgen sei 
der Gefåhrdung der öffentlichen Ruhe und Ordnung schuldig und desshalb 
zu einer auf der Festung zu erstehenden Amtsgefångnissstrafe von [ünf 
\V ochen, sowie zu den Kosten des Strafprozesse.s und des U rtheilsvollzugs 
zu verurtheilenj" aufgehoben und nach gepflogener Verhandlung zu Recht 
erkannt: "Pfarrer Leopold Gambert in St. Georgen sei von der Anklage der 
Gefährdung der öffentlichen Ruhe und Ordnung im Sinne des S. 631 lit. c. 
St. Ges. B. freizusprechen und mit den Kosten zu verschonen." Dessen zur 
Urkunde. So geschehen 
Iannheim, den 2. 
Iai 1868. Grossh. Badisches Ober- 
hofgericht. En t s c h e i dun g s g r ü n d e. Die vom Angeklagten gegen das Straf- 
Urtheil vom 18. l\Iärz 1. J. erhobene Nichtigkeitsbeschwerde macht geltend, 
dass der Strafrichter dem seinem Urtheile zu Grund gelegten Gesetze - 
S. 63 I. lit. c. Strafgesetzbuch - eine unrichtige Auslegung und Anwen- 
dung gegeben habe. Die Beschwerde erscheint hiernach gemäss 
. 373 
Ziffer 7 Strafprozessordnung als statthaft und sie muss auch [ür begründet 
erkannt werden. Der Angeklagte ist beschuldigt, in der Pfarrkirche zu St. 
Georgen, somit an einem öffentlichen Orte, von der Benützung des - durch 
Beschluss des Ortsschulrathes vom 24. November 1867 zum Gebrauch ein- 
gefùhrten Pflügerschen Lesebuches in der dortigen Schule abgemahnt und 
dadurch sich einer Aufforderung zum Ungehorsam gegen eine Anordnung 
der zuständigen öffentlichen Behörde und damit des Vergehens - das 
der S. 63 I. lit. c. Strafges. mit Strafe bedroht, schuldig gemacht zu haben. 
Ein wesentliches ::\Ierkmal zum Thatbestande dieses Vergehens bildet hier- 
nach die Zuständigkeit der betreffenden Behörde. Diese muss wie Bekk. 
Oberhofger. Jahrb. N. F. XIII. Pag. 407-408. bemerkt, überall nach den 
Gesetzen - oder den diesen gleichstehenden öffentlich verkündeten landes- 
herrlichen Verordnungen geprüpft werden. Eine soIche Prüfung führt je- 
doch zu dem Ergebniss, dass der Ortsschulrath zu St. Georgen zur Erlassung 
einer Verfügung oder Anordnung f wie die oben erwähnte, nicht als zustän- 
dig betrachtet werden kann. Das Institut des "Ortsschulraths" wurde durch 
das Gesetz vom 29. Juli 1864 begründet, welches in seinen S
. I und 6 als 
Aufgabe jener Behörde die örtliche "Aufsiche' über die V olksschule und 
die "Verwaltung" des örtlichen Schulvermögens bezeichnet, und es wurde 
diese Aufgabe durch die Vollzugsverordnung dazu vom 30. August 186{ 
selbstverständlich nicht geändert oder erweitert, vielmehr in den 

. 7-2 I 
und durch die in 
. 7 erfolgte Rückweisung auf die landesherrliche Ver- 
ordnung vom IS. ::\Iai 1834 nur erläutcrt und es ist dies insbesondere, so- 
weit es unsere Frage betrifft, in S. 8 der V ollzugsverord n ung dahin ge- 
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schehen, dass "der Ortsschulrath" den VolIzug der das Volksschulwesen 
betreffenden Gesetze und Verordnungen und der Verftigungen der ihm vor- 
gesetzten Behörden, also namentlich auch die genaue BeobachtunO' der 
auf den Lehrplan und die Schulordnung bezüglichen V orschriften zu b über- 
wachen und zu be sorgen habe. Das Recht einer selbststãndigen Verfügung, 
namentlich über Einführung von Schulbüchern f ist dem Ortsschulrath nirO'ends 
eingeräumt - und es muss daher, wenn es sich in dieser Beziehun
 urn 
dessen Gewaltsbefugniss handelt, auf die bisherige Gesetzgebung zurückge- 
griffen werden. Als in dieser Hinsicht allein maassgebende Bestimmung er- 
scheint nur die landesherrliche Verordnung vom IS. 1\lai 1834, auf welche 
die VolIzugsverordnung vom 30. August 1864 in 
. 7 selbst ausdrücklich 
.zurückweist. Auch die Verordnung von 1834 rãumt in den hier einschla- 
genden Paragraphen 36-44 den damaligen "Ortsschulinspectoren" und dem 
"Schulvorstande" - deren Befugnisse und Obliegenheiten nun dem Ortc;- 
schulrathe zustehen f nur reine Aufsichtshandlungen ein, wogegen der 
. So 
diejenigen Behörden bezeichnet, welchen die oberste Leitung und Entschei- 
dung in Schulangelegenheiten zustehen solI. Darnach hatte die damals be- 
stehende "Ortsschulbehörde" wohl im Allgemeinen die Leitung und Ver- 
waltung in Schulangelegenheiten, auch sie war jedoch hierin in sofern be- 
schrãnkt, als ihr unter Anderem bezüglich allgemeiner Verordnungen, ins- 
besondere auch hinsichtlich der Einführung neuer Schulbücher nur das Recht 
der Vorschlãge an das 1\linisterium des Innern eingeräumt war. Dieses 
letztere ist es also allein, dem bis zum Gesetze von 1864 eine entscheidende 
Yerfügung bezüglich der Einführung neuer Schulbücher zustand und noch 
zusteht, da weder dieses Gesetz daran eine Aenderung getroffen hat, noch 
dies durch eine andere in gesetzlicher "\Veise verkündete und daher allge- 
mein verbindende höchste Verordnung geschehen ist. Auch ist die Unter- 
scheidung nicht gerechtfertigt, dass zwar, wo es sich urn allgemeine Ein- 
führung neuer Schulbücher handle, das 1\Iinisterium, wo es sich aber urn 
eine soIche Einführung in einer einzelnen Schule handle, der betreffende 
Ortsschulrath fUr zuständig zu erachten sei, - da dem Ortsschulrathe nur 
streng abgegrenzte Aufsichts-, Verwaltungs- und Vollzugsverhandlungen zu- 
stehen, dagegen keine derartige Entscheidung eingeräumt, der gedachte 
. So 
vielmehr die einzige gesetzliche Bestimmung ist, welche die Einführung neuer 
Schulbücher regelt. Die Einführung des pflüger'schen Lesebuches in der 
Schule zu St. Georgen stand hiernach dem Ortsschulrathe daselbst gesetzlich 
nicht zu und kann dessen Zuständigkeit - im Sinne des Strafgesetzes auch 
nicht dadurch begründet werden, dass die Einführung jenes Lesebuchs von 
dem Oberschulrathe in seinem Verardnungsblatt zur Einführung empfohlen, 
und dies von Grossh. 1\linisterium des Innern gebilligt worden ist, worüber 
nachträglich die in Scriptis ergangenen Erlasse vorgelegt wurden. In Folge 
hievon mögen zwar die Ortsschulräthe sich zu Einführung jenes Lesebuchs 
je nach eigenem Ermessen für ermächtigt gehalten haben und jedenfalls 
waren sie gegenüber den höheren Behörden von jeder Verantwortlichkeit 
hierwegen befreit; dagegen war hiedurch das, was von der freien Ent- 
schliessung eines hiefür gesetÛich unzuständigen Ortsschulraths ausgegangen 
ist, nicht zur "Verfügung und Anordnung der zuständigen Behörde" ge- 
worden und insbesondere vermag der Strafrichter, der bei seinen Erkennt- 
nissen nur das Gesetz und wac; demselben gleich zu achten, zur Richtschnur 
zu nehmen hat, in dem Ungehorsam gegen jene Entschliessung den That- 
bestand des Vergehens des 
. 63 I c. nicht zu erkennen. Der vom Ortsschul- 
rath ausgegangene Beschluss kann auch nicht als eine blosse Vollzugshand- 
lung im Sinne des 
. 8 der V ollzugsverordnung van 1864 betrachtet werden, 
da - wo es sich nur um den Vollzug einer ergangenen Verfügung handelt, 
dieser seiner N atur nach nicht von dem eigenen Ermessen der untern Be- 
hörden abhängen kann, sondern lediglich in der Ausführung dessen besteht, 
was von der hiefür zuständigen höheren Behörde bestimmt beschlossen und ange- 
ordnet worden ist. "\Venn man übrigens auch annehmen wollte, dass das Grossh. 
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1:înisterium des Innern die ihm zustehende allgemeine Anordnung über die 
Einführung eines Lesebuchs in Volksschulen in der Weise treffen könne, dass 
dieses Buch von dort aus im Allgemeinen gut geheissen, die Einführung 
desselben in die einzelnen Schulen aber noch von Q.em Ermessen des be- 
treffenden Ortsschulraths abhãngig gemacht und die Einführung also beim 
Hinzutritt dieser Zustimmung zwangsverbindlich werden solle - so hat von 
Grossh. :Ministerium des Innern eine öffentliche Bekanntmachung über eine 
derartige Anordnung in üblicher Weise nicht stattgefunden und eine erst 
jetzt nachtrãglich beigebrachte Korrespondenz zwischen Grossh. Ministerium 
des Innern und Gr. Oberschulrath kann gegenüber den Staatsangehörigen 
und [,tir den Strafrichter jenen Mangel der Bekanntmachung nicht ergãnzen 
und zwar urn so weniger, als der Gr. Oberschulrath sich in der betreffenden 
Bekanntmachung nicht auf eine solche :M:inisterialgenehmigung bezogen und 
ebensowenig der Ortsschulrath die von ihm getroffene Anordnung als ur- 
sprünglich von Grossherzogl. Ministerium des Innern ausgegangen, dargestellt 
hat. Endlich ist auch der Umstand nicht entscheidend, dass - wie in den 
Entscheidungsgründen der Strafkammer thatsãchlich festgestellt ist - der 
Angeklagte im Allgemeinen gewusst habe und notorisch sei, dass die Ein- 
führung des Pflügerschen Lesebuchs von dem Oberschulrath und in Folge 
hievon von den Kreisschulbehörden zur Einführung empfohlen und dies 
von Grossh. ]vIinisterium des Innern gebilligt worden sei. Denn in der von 
dem Angeklagten öffentlich verlesenen, von demselben in gleichem Sinne 
erlãuterten Ansprache des Erzbischöflichen Ordinariats "an die katholischen 
Eltern" vom 5. Dezember 1867 ist - und zwar nach Obigem mit Grund - 
darauf hingewiesen, dass die Einführung jenes Lesebuchs nur empfohlen 
und nicht befohlen, und die Kreis- und Ortsschulrãthe nach der badischen 
Schulgesetzgebung zu dessen Einfühnmg für sich nicht zustãndig seien, die 
Eltern daher auch kein Recht verletzten, wenn sie der Ermahnung des 
Ordinariats Folge leisteten. Unter dies en Umstãnden kann nicht angenom- 
men w
rden, dass der Angeklagte zugleich mit jener von der StrRfkammer 
unterstellten Kenntniss das Bewusstsein erlangt hat, dass er sich durch Ver- 
Ie sung und Erlãuterung jener Ansprache gegen ein bestehendes Gesetz ver- 
fehle, daher auch hierauf dessen Schuld nicht gegründet werden. Da es 
nach Obigem an einem wesentlichen Merkmale zum Thatbestand des frag- 
lichen Vergehens mangelt, so bedarf es der weiteren Untersuchung nicht, 
ob in dem von dem Angeklagten eingehaltenen Benehmen eine Aufforde- 
rung zum Ungehorsam im Sinne des Gesetzes zu finden ist. Das Straf- 
gericht hat schon in ersterer Beziehung das Gesetz unrichtig ausgelegt und 
angewendet und war desshalb nach :Maassgabe des Paragraphen 385 das er- 
gangene Urtheil aufzuheben und gemãss 
. 430 Strafprozess-Ordnung der von 
der Anschuldigung zu entbindende Angeklagte auch von den Kosten frei- 
zusprechen. 


LXXXIX. 
Vereinbarung vom 13. .lI:färz 1861. 
Zum Zwecke einer Verstãndigung über die Verwaltung des katholischen 
Kirchenvermögens sind von Seiner ExceIlenz dem Herrn Erzbischof der 
Domdekan Herr Gemeinerath Dr. v. Hirscher und der Erzbischöfliche Kanzlei- 
direktor Herr Dr. l\1aas, vom Grossherzoglichen l\Iinisterium des Innern der 
Grossherzogliche Hofrichter Herr Prestinari als Commissãre ernannt worden. 
Dieselben haben sich nach gepflogenen Verhandlungen über folgende Be- 
stimmungen geeinigt: 1. Ueber die Verwaltung des Kirchenver- 
mögens. I. Das katholische Kirchenvermögen wird im Namen der Kirche 
unter Leitung und Aufsicht des Erzbischöflichen Ordinariats verwaltet und 
rechtlich vertreten. Die Grossherzogliche Regierung übt die 
1itaufsicht 
über die Verwaltung in der unten beschriebenen Weise aus. 2. SoIl ein 
liegendes Kirchengut verãussert oder in anderer 'Veise der Grundstock eines 
kirchlichen Fonds verãndert oder sollen Ertrãgnisse eines solchen Fonds zu 
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einem der Stiftung nicht entsprechenden Zweck verwendet werden, so muss 
díe Zustimmung der Grossherzoglichen Regierung dazu eingeholt werden. 
3. Damit die Grossherzogliche Regierung sich von der Erhaltung und stif- 
tungsgemässen Verwendung des Kirchenvermögens überzeugen könne, werden 
ihr auf Verlangen die Urkunden, Akten und Rechnungen über die Fonds, 
die sie bezeichnen wird, zur Einsicht vorgelegt werden. 4. Das Vermögen 
des Erzbischöflichen Tisches, des Domkapitels, der :\Ietropolitankirche, des 
Seminars, sowie der unter der unmittelbaren Leitung des Erzbischofs oder 
Domkapitels bestehenden Fonds wird von dem Erzbischofe, beziehungsweise 
von dem Domkapitel, frei verwaltet werden; ebenso dasjenige Vermögen, 
welches fortan durch Ersparnisse oder neue Stiftungen dem Erzbischofe oder 
dem Domkapitel zufallen wi rd. Die Grundstücke und ständigen Fonds, 
welche von der Grossherzoglichen Regierung zur Ausstattung der 1Ietropo- 
litankirche bereits hingegeben wurden oder in Zukunft werden hingegeben 
werden, können ohne Zustimmung der Grossherzoglichen Regierung weder 
verãussert noch irgendwie belastet werden. Es steht Letzterer frei, von 
Zeit zu Zeit davon Kenntniss zu nehmen, ob die fraglichen Vermögens- 
theile in ihrem Stande erhalten seien. s. Das Vermögen der Landkapitel 
wird von diesen selbst verwaltet unter Aufsicht des Erzbischöflichen Ordi- 
nariats. 6. Das lokale, d. h. das fùr einen einzelnen Pfarrbezirk bestimmte 
Kirchenvermögen wird, wie bisher, unter dem Vorsitz des geistlichen Vor- 
standes durch die Stiftungs-Commission verwaltet. Der Bürgermeister oder t 
wenn dieser nicht katholisch sein sollte, das dienstälteste katholische :\1it- 
glied des Gemeindevorstandes ist stets 
Iitglied dieser Commission. Die 
übrigen l\Iitglieder werden von den Katholiken der Pfarrei unter Leitung 
des geistlichen V orstandes auf einen Zeitraum von sechs J ahren gewãhlt. 
Auf den Antrag des geistlichen V orstandes der pfarrei oder des Bürger- 
meisters kann eine 'Vahl sowohl von dem Erzbischöflichen Dekan als von 
dem Grossherzoglichen Bezirksbeamten verworfen werden. Gegen die Ver- 
werfung findet Beschwerde bei der höheren Aufsichtsbehörde statt. Der 
Rechner wird von der Stiftungs-Commission gewãhlt und sowohl von dem 
Erzbischöflichen Dekan als von dem Grossherzoglichen Bezirksamte best
itigt. 
7. Das Vermögen der katholischen Distriktsstiftungen wird von Commissionen 
verwaltet, die zur Hä1fte von der Grossherzoglichen Regierung, zur Hälfte 
von dem Herrn Erzbischof aus den Katholiken des Distrikts gewählt wer- 
den, und sãmmtlich beiden Theilen genehm sein müssen. Der Vorsteher 
jeder dieser Commissionen wird von ihr selbst gewãhIt, der ihr unterstehende 
Rechner muss sowohl von der Grossherzoglichen Regierung als von dem 
Herrn Erzbischof bestätigt seine 8. Die Pfründen werden von ihren In- 
habern verwaltet. Das Vermögen der erledigten Pfründen verwaltet der 
Kapitelskämmerer und zwar, wenn nöthig, mit Hilfe eines von ihm bestell- 
ten Rechners für den Intercalarfond. 9, Den Intercalarfond und die übrigen 
allgemeinen kirchlichen Fonds werwaltet der katholische Oberstiftungsrath 
durch hiezu aufgestellte Rechner. Der katholische Oberstiftungsrath wird 
aus Katholiken bestehen, die zur Hälfte von der Grossherzoglichen Regie- 
rung, zur Hälfte von dem Herrn Erzbischof gewählt und ernannt werden 
und sämmtlich beiden Theilen genehm sein müssen. Zum Vorsteher dieses 
Collegiums, der gleichfalls katholischer Religion sein muss, wird einerseits 
die Grossherzogliche Regierung, anderseits das Erzbischöfliche Ordinariat 
solche l\länner vorzuschlagen befugt sein, welche von dem einen oder andern 
Theil zur Führung dieses ,A.mtes für geeignet erachtet werden. Derjenige 
wird das Amt [ühren, der sowohl von dem Herrn Erzbischof als von der 
Grossherzoglichen Regierung im gegenseitigen Einverstãndniss gewãhlt und 
ernannt werden wird. Der Vorsteher sowol11 als die zu 
Iitgliedern des 
Oberstiftungsrathes gewählten Laien werden in der Regel mit Staats diener- 
Eigenschaften zu diesem Behufe mit landesherrlicher Signatur angestellt wer... 
den. 10. Auf den V orschlag des katholischen Ober
tiftungsrathes werden 
die Revisoren bei dieser Behörde und die Verwalter der allgemeinen kirch- 
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lichen Fonds, soweit sie Staatsdiener-Eigenschaft haben sollten, im geg
n- 
seitigen Einverständniss der Grossherzoglichen Regierung und des Erz- 
bischöflichen Ordinariats gewählt und mit landesherrlicher Signatur an- 
gestellt. Die Anstellung der Revidenten und Verwalter ohne Staats- 
diener - Eigenschaft steht dem Oberstiftungsrathe zu. Sie sowohl als die mit 
Staats diener - Eigenschaft anzustellenden Revisoren und VerwaIter müssen 
Katholiken sein. II. 'Venn ein mit Staatsdiener-Eigenschaft angestelltes 
l\Iitglied oder ein Beamter des Oberstiftungsrathes dem Erzbischöflichen Ordi- 
nariate, oder wenn ein geistliches 
Iitglied dieser Stelle der Grossherzog- 
lichen Regierung gegründeten Anlass zur Unzufriedenheit geben sollte, so 
wird der ,betreffende Staatsdiener durch die Grossherzogliche Regierung, der 
betreffende Geistliche durch das Erzbischöfliche Ordinariat aus dem Stiftungs- 
rathe entfernt werden. 12. Die Grossherzogliche Staatskasse wird für den 
katholischen Oberstiftungsrath einen verhä1tnissmässigen Theil der Dotation 
fortentrichten, welche sie bisher für den katholischen Oberkirchenrath ge- 
leistet hat. 13. Der katholische Oberkirchenrath führt die Aufsicht über 
die Verwaltung der Orts- und Distriktsstiftungen, der besetzten und er- 
ledigten Pfründen. Die Rechnungen über die Verwaltung der Orts- und 
Distriktsstiftungen und der erledigten Pfründen werden durch ihn geprüft 
und vorbeschieden. Er besorgt die Rechtsvertretung dieses sãmmtlichen 
Kirchenvermögens. Die Aufsicht über die Venvaltung der Ortsstiftungen 
und der pfründen wird der Oberstiftungsrath in den hiezu geeigneten Be- 
ziehungen durch die Erzbischöflichen Dekane und die Grossherzoglichen 
Bezirksämter üben. q.. Für die Orts- und Distriktsstiftungen werden yon 
den Stiftungs - Commissionen V oranschläge aufgestellt, welche der Ober- 
stiftungsrath prüft und genehmigt und dem Erzbischöflichen Ordinariate mit- 
theiIt. Einnahmen und Ausgaben dieser Stiftungen, die in dem V oranschlag 
nicht vorgesehen sind, bedürfen der Genehmigung des Erzbischöflichen 
Ordinariats. IS. Für die allgemeinen Fonds stellt der Oberstiftungsrath, soweit 
thunlich, Voranschlãge auf, die yon dem Erzbischöflichen Ordinariate ge- 
prüft und bestätigt und, sobald sie bestätigt sind, der Grossherzoglichen 
Regierung und soweit nöthig zur Zustimmung mitgetheilt werden. Ein- 
nahmen und Ausgaben allgemeiner Fonds, die in den Voranschlägen nicht 
yorgesehen sind, bedürfen der Genehmigung des Erzbischöfl. Ordinariates 
welches die Grossherzogliche Regierung davon in Kenntniss setzen und so- 
weit nöthig ihre Zustimmung dazu einholen wird. 16. Für den Intercalar- 
fond, den Breisgauer Religionsfond und die allgemeine katholische Kirchen- 
kasse wird im Einverstãndniss des Erzbischöflichen Ordinariats und der 
Grossherzoglichen Regierung ein bestimmter Vermögensbetrag als Grund- 
stock festgestellt werden, mit der 'Virkung, dass über den l\Iehrbetrag das 
Erzbischöfliche Ordinariat innerhalb der Zwecke dieser Fonds verfügen 
kann. Die Grossherzogliche Regierung ist von derartigen Verfügungen zu 
benachrichtigen. 17. Verfügungen der im 
. 3 bezeichneten Art können 
über Kirchenvermögen in allen Fä lIen nur mit Zustimmung des Erzbischöf- 
lichen Ordinariats getroffen werden. Zu Verpachtungen über 9 Jahre, zu 
neuen ständigen und zu unständigen .Ausgaben, \Venn letztere den Betrag 
yon So fl. übersteigen, ist gleichfalls die Genehmigung des Erzbischöflichen 
Ordinariats einzuholen. 18. Der Oberstiftungsrath wird alljährlich sowohl 
dem Erzbischöflichen Ordinariate als der Grossherzoglichen Regierung eine 
über
ichtliche Dar
tellung über den Stand des Kirchenvermögens vorlegen. 
19. Die Superrevision der von dem Oberstiftungsrath geprüften Rechnungen 
wird, soweit sie zweckmãssig erscheint, von dem Erzbischöflichen Ordinariat 
geübt, oder auf den Antrag des Erzbischöflichen Ordinariats der Gros
- 
herzoglichen Oberrechnungskammer übertragen werden. 20. Für die Orts- 
und Distriktsstiftungs - C ommissionen, für die Verwalter erledigter Pfründen 
und für den Oberstiftungarath und die ihm untergebenen Verwalter werden 
Dienstinstructionen im Einverst:indniss des Erzhischötìichen Ordinariats und 
der Grossherzoglichen Regierung erlassen werden. - II. U e b e r die Ve r- 
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waltung des Stiftungs- Vermögens. 21. Das katholische milde Stiftungs- 
Vermögen wird so lange, als die Grossherzogliche Regierung nicht zu einer 
andern Einrichtung sich veranlasst sieht, unter der Leitung und Aufsicht 
der Grossherzoglichen Regierung yon den Behörden verwaltet, welche nach 
den ss. 6, 7, 9- 1 5, 18-20 das Kirchenvermögen zu verwalten haben. So 
lange diese Einrichtung dauert wird die Gr05sherzogliche Regierung hin- 
sichtlich des katholischen milden Stiftungs-Vermögens dem Erzbischötlichen 
Ordinariate dieselben l\Iittheilungen machen, welche ihr bezüglich des 
Kirchenvermögens nach den 

. 3, IS, 18 zu machen sind. Insbesondere 
wird dem Erzbischöflichen Ordinariate jeweils 1\Iittheilung gemacht werden, 
wenn ein liegendes Stiftungsgut veräussert oder in anderer \Veise der Grund- 
stock einer Stiftung verãndert oder wenn Ertrãgnisse derselben auf eine 
ihren Zwecken nicht entsprechende Weise verwendet werden sollen. Hält 
das Erzbischöfliche Ordinariat eine solche l\Iaassregel nicht für gerecht- 
fertigt, so steht es ihm frei, .Beschwerde zu erheben. 22. Ueber die Ver- 
waltung gemischter Fonds, d. h. solcher, die theils kirchlich, theils nicht- 
kirchlich sind, üben sowohl die Grossherzogliche Regierung, als das Erz- 
bischöfliche Ordinariat die Aufsicht, welche Letzterem in Ansehung des 
Kirchenvermögens, Ersterer hinsichtlich des milden Stiftungs-Vermögens zu- 
steht. 23. Sieht sich die Grossherzogliche Regierung hinsichtlich derVerwaltung 
des milden Stiftungs-Vermögens zu andern als den in 
. 21 bezeichneten An- 
ordnungen veranlasst f so treten auch die Bestimmungen der 

. 1-20 ausser 
Kraft, so fern nicht das Erzbischöfliche Ordinariat mit der Grossherzog- 
lichen Regierung über ihren Fortbestand sich vereinigt. III. Zugleich 
haben sich die beiden Commissionen ùber folgende yon der Organisation 
und dem Geschäftskreis der das katholische Kirchen- und milde Stiftungs- 
Vermögen verwaltenden Behörden unabhãnige Bestimmungen geeinigt. 24. Das 
Vermögen, welches die katholische Kirche, resp. der katholische Religions- 
theil als ihr Eigenthum besitzt oder in Zukunft erwerben wird, soIl stets 
unverletzt erhalten werden. Dasselbe unterliegt jedoch de n öffentlichen 
Lasten und Abgaben, sowie den allgemeinen Gesetzen des Grossherzog- 
thums gleich jedem and ern Eigenthum. 25. Zum allgemeinen Kirchen- 
vermögen gehören namentlich die Intercalarfonds f die Religionsfonds und 
-die allgemeine katholische Kirchenkasse. 26. Zu dem örtlichen Kirchen- 
vermögen werden insbesondere gezählt: a. das Vermögen der Kirchenfabrik, 
d. i. das zur Deckung des örtlichen Cultbedürfnisses bestimmte Vermögen. 
Hiezu sind auch die zu s. g. J ahrtagen gemachten Stiftungen (Anniver- 
sarien) zu rechnen, wie diejenigen Vermögenstheile, welche etwa dem Kirchen- 
fond zu andern wohlthätigen Zwecken, z. B. zur Armenunterstützung ge- 
schenkt oder vermacht wurden; b. die Kirchen- und Pfarrhaus - Baufonds; 
c. das Vermögen localer kirchlicher Vereine und Genossenschaften (Bruder- 
schaften); d. das Vermögen der Pfründen und nicht nur der Pfarreien und 
Kaplaneien, sondern auch der 
Iessnereien. 27. Sollte der Stifter angeordnet 
haben, dass Kirchenvermögen für Unterricht, Kranken- oder Armenpflege, 
oder das Vermögen milder Stiftungen für kirchliche Zwecke verwcndet 
werde, so bleibt es bei der A-nordnung des Stifters, ohne dass jedoch hie- 
durch der Charakter des Vermögens alterirt wird. 28. Hinsichtlich der 
jãhrlichen oder sonst fortIaufenden Leistungen aus kirchlichen Fonds für 
Schul- und Kranken- oder Armenzwecke, sowie umgekehrt hinsicht1ich der 
Leistungen aus Gemeindemitteln oder andern öffentlichen Fonds für kirchliche 
Zwecke und hinsichtlich der Frage, ob Stiftungen als weltliche oder kirchliche 
zu betrachten seien, bleibt vor der Hand der gegenwãrtige Besitzstand un- 
verändert bis über Verãnderungen das Einvernehmen zwischen der Staats- 
und Kirchenbehörde oder geeigneten Falls eine richterliche Entscheidung 
herbeigeführt worden ist. 29. Für das Erzbischöfliche Knabenseminar wird 
aus kirchlichen 
Iitteln, fùr das theologische Convict und etwa we iter zu 
errichtende niedere Convicte aus kirchlichen und katholischen Stiftungs- 
mitteln der erforderliche Unterhalt geschöpft werden. Ebenso wird die 
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Erzbischöfliche Kanzlei eine den jetzigen Bedürfnissen entsprechende erhöhte 
Dotation erhalten. 30. Zu kirchlichen Bauten ist die Genehmigung des 
Erzbischöflichen Ordinariats einzuholen. 3 I. Die Ernennung zu Messner- 
.und Organistendiensten steht, soweit nicht privatrechtlicher Titel ein Anderes 
verlangt, der Kirchenbehörde zu. W 0 aber bisher :Messner- oder Organisten- 
dienste, oder andere niedere Kirchenstellen mit Schuldiensten verbunden 
sind, bleibt es bei den bisherigen Leistungen und Verpflichtungen, in so. 
lange nicht auf die in S. 28 angegebene Weise eine Aenderung herbeigeführt 
worden ist. Bei Besetzung so1cher Schulstellen findet ein Einvernehmen 
mit der Kirchenbehörde über die Qualification zu dem Kirchendienste statt. 
IV. Die hier unter I., II. und III. verabredeten Bestimmungen sollen als 
Verwaltungsregeln zwischen der Grossherzoglichen Regierung und dem Erz- 
bischöflichen Ordinariate gelten und die Grundlage der Verordnung bilden, 
welche die Grossherzogliche Regierung so weit nöthig über die Verwaltung 
des katholischen Kirchen- und milden Stiftungs - Vermögens erlassen wird.. 
In Ansehung des S. 21, ...'\..bsatz 3, erklãren die Erzbischöflichen Commissãre: 
die Kirche müsse ein Zustimmungsrecht des Ordinarius zu den fraglicben 
Handlungen Betreffs des katholischen Stiftungs- V ermögens urn so mehr be- 
anspruchen, da sie dieses als Annex des Kirchenvermögens betrachtet. Um 
indessen das Zustandekommen der ganzen Vereinbarung nicht zu hindern, 
berul1igt sich die Erzbischöfliche Commission bei der in diesem Paragraphen 
vorgezeichneten Behandlung der Verwaltung des Stiftungs-Vermögens in der 
Hoffnung, dass auf die allenfallsige Beschwerde des Erzbischöflichen Ordi- 
nariats gebührende Rücksicht genommen werde. Der Herr Erzbischof will 
an seinem Theile die Rechte des heiligen Stuhls gewahrt wissen, und kann 
er desshalb die Vereinbarung nur als provisorisch ansehen, so lange sie yon 
dem heiligen Stuhle nicht beståtigt ist. Zu alIen hiernach abgegebenen 
Erklårungen haben die beiderseitigen Commissåre die Genehmigung ihrer 
hohen Vollmachtgeber vorbehalten. Diese Urkunde ist doppelt ausgefertigt 
und jede der beiden Ausfertigungen yon den Commissåren unterzeichnet 
worden. Freiburg , den 13. ßlårz 1861. Die Erbischöflichen Bevoll- 
mächtigten. Dr. Hirscher, Domdekan. Dr. Heinrich l\laas. Der Grossherzog- 
liche BevoIlmåchtigte. B. A. Prestinari. 


XC. 
Regierungs-Erlåuterungen vom 6. October 1861. 
I. Die Paragraph en der Verordnung entsprechen theils wörtlich, theils 
mit geringen Aenderungen dem Entwurf des Uebereinkommens. (13. 1Iårz 
1861.) Es ist nåmlich: S. I = S. 4 des Entwurfs des Uebereinkommens. 
- S. 2 = 
. 5. - 
. 3 = 
. 8. - 
. 4 = S. 6. - 
. 5 = 
. 26. - 

. 6 = S. 7. - S. 7 = S. 14 Eing. - S. 8. = S. 9. - S. 9 = S. 10. - 

. 10 = 
. II. - 
. II = S. 13, 14 2. Th. - S. 12 = S. 15. - 
. 13 
= S. 16. - 
. 14 -= S. 18. - S. 15 = 
. 19. - 
. 16 = S. 2, 17 Eing. 
- 
. 17 = 
. 3. - 
. 18 = 
. 17, 2. Th. - 
. 19 = 
. 20. - 
. 20 = 

. 22. - S. 21 = S. 28. In die Zusagen sind aufgenommen 
. 21. 27. 28. 
29. 3 0 . Uebergangen sind 
. I. 23. 24. 25. Kleine Verånderungen sind 
im Verordnungs - Entwurf enthalten: I) in 
. 4 bei den Wahlen in die 
Stiftungscommission wird vorgeschlagen, dass zu deren Verwerfung eine 
Uebereinstimmung zwischen Dekan und Verwaltungsbehörde besteht; ""0 
diese fehlt, solI der Oberstiftungsrath entscheiden. Der Grund dieses V or- 
schlags ist ein sachlicher, dies Verfahren erscheint gerechter und natür1icher 
und verhindert, dass nicht bei den "\Vahlen eine Art Concurrenz in Aus- 
übung des Venverfungsrechts zwischen geistlichen und weltlichen Beamten 
entsteht, die sehr låstig und gehässig werden könnte, und dass nicht jeder 
\Vahl zum Vornherein eine doppelte Gefahr der Verwerfung droht, ein 
U mstand, der gerade für den ehrenhaftesten Katholiken etwas Beleidigendes 
haben kann. 2) In 
. 5 ist die Fassung des S. 26 geåndert, unter lit. c. 
Die jetzige Fassung ist juristisch richtiger; sie besagt niclIts anderes als die 


. 
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frühere, da über Priyatyereine und gegen \"orhandene Statuten doch uicht 
yerfügt werden kann. Bei den Pfründen yersteht sich, dass die Regierullg 
die .:\Iessnereipfründen als kirchlich ansieht, wie dies die Zusagen enthalten. 
3) Zu Absatz 2 des 
. II ist ein Satz aus 
. 14, aufgenommen, der eine 
Berichtigung erfahren hat, welche wohl der Absicht des 
. 14 entspricht. 
Es wäre eine nicht verständliche Anomalie, eine Prüfung und Genehmigung 
der V oranschläge dem Oberstiftungsrath zu übertragen und ihm die Prüfung 
und Genehmigung der in den Y oranschlägen nicht yorgesehenen Einnahmen 
und Ausgaben zu entziehen. Ebenso hat Absatz 4 eine den Intentiol1el1 
des Entwurfs genauer entsprechende und Zweifel beseitigende Fassullg er- 
halten, die insbesondere bei der Frage, wer bei Processen V ollmachten aus- 
zustellen hat, wegen der Scrupulosität der Gerichte in dieser Frage evident 
zu lösen waren. 4) Die kleine Redactionsänderung in S. 12 ist für sich 
gerechtfertigt. 5) Ebenso die veränderte Fassung des 
. 13. Es wird keinem 
Zweifel unterIiegen, dass der Oberstiftungsrath yon Yerwendungen der ihm 
unterstellten Fonds entweder als beantragende oder begutachtende Behörde 
jedenfalls Kenntniss erhalten muss. 6) Auch die kleinen Aenderungen des 

. 21 sind für sich verständlich und begründen nur eine schãrfere Redaction. 
í.ür 
. I findet sich in der Verordnung seiner N atur nach kein Platz. Er 
würde auch Anstände erregen, welche über die bei der Yerabredung yor- 
hallden gewesenen Intentionen hinausgehen. Beide Theile werden am bestel1 
thun, Principienfragen zu vermeiden und die Sache selbst zu Ol"dnen, iu 
welcher Beziehung der kirchlichen Regierung Rechte eingeränmt sind, derell 
Umfang sic her sehr zufriedenstellel1d ist. - II. Die in dem Entwurf des 
Uebereinkommens aufgenommenen Zusagen sind gleichfalls im '\Tesentlichen 
wiederholt. (Aus Abschnitt I. ist 
. 12 daselbst genommen.) '\Tas den 
.Abschnitt II. 
. 21 ff. des Uebereinkommens betriflt, so geht die Zusage 
')oweit als die dermalige Organisation es erlaubt, und verspricht auch für 
die Zukunft der katholischen Kirchenregierul1g thunliche Berücksichtigung. 
Der Paragraph 22 ist in der Verordnung. 
. 23 ist ein Vorbehalt des Herrn 
Erzbischofs, welchen zu machen ihm natürlich frei gelassen ist. Aus Ab. 
schnitt III. ist der 
. 2{ wegzulassen. So weit er die Erhaltung der Stif- 
tungen betrifft, steht er 
chon in der V erfassungs- Urkunde. Sollte die 
Aufnahme einer ähnlichen Zusage übrigens gewünscht werden, so steht 
nichts im 'Yeg. Der 2. Theil ist für die Grossh. Regierung gleichfalls 
schon durch die bestehenden Gesetze geregelt. Der
. 25 ist nur weggelas
en, 
weil der dort genanntel1 Vermögenstheile schon in dem Verordnungsentwurf 
als kirchlicher gedacht ist. 
. 26 steht in dem Verordnungsentwurf. 
. 2ï 
ist bereits im '\Tesen schon in S. 28 enthalten, dieser steht im Yerordnung::-- 
entwurf. In der Fassung, in welcher er in dem Entwurf des L eberein- 
kommens steht, könnte er ohnehin ohne nähere Erläuterung gegen die Iuten- 
tionen bei den Verabredungen darüber in einem so weiten Umfang gedentet 
werden, dass daraus nur Streitigkeiten in der Zukunft entstehen dürften. 
\Veltliches Stiftungsvermögen könnte die Regierung doch nicht zu kirch- 
lichem durch irrthümliche Deutung dieses 
. machen, und was kirchliches 
Stiftungsvermögen ist, und dies en Charakter bewahrt hat, wird die Regie. 
rung der Kirche nicht entziehen wollen und kännen. 
. 29 ist in etwas 
veränderter Fassung in die Zusagen aufgenommen. Die verãnderte Fassung 
solI nur besagel1, was auch nicht in den Intentionen del Yerabredungen 
lag, dass die Regierung nicht schlechthin den erforderlichen Unterhalt ohne 
Cognition und Prüfung der ::\Iittel versprechen kann. 9. 30 besteht bercit:, 
in Kraft, ist aber aufgenommen. Gemäss
. 3 I verspricht die Regierung, 
was sie zur Zeit versprechen kann. Auf den \'Tunsch des Erzbischöflichen 
Urdinariats wird sie jedenfalls diese Frage so ordnen, dass über die ::\Iess- 
nerei als nicht weltlicher Pfründe von der Grossh. Regierung nicht mehr 
verfügt wird. \\Tenn daher die Zusage "der bestehendcn Gesetzgebung h
lber 
beschränkter erscheil1en könnte. so geht sie anderseit
 noeh weiter al:, 
. 3 I 

ie gewünseht hat. 
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XCI. 
Ergebenste Erklärung des Bevollmächtigten Seiner Excellenz des Hoch- 
würdigsten Herrn Erzbischofs von Freiburg. Die Verwattung des katho- 
lischen Gesellschafts- Vermögens betreffend. 
Hochwohlgeborener Herr Geheimer Rath und Präsident! In Folge des 
verehrlichen Schreibens Euer Hochwohlgeboren yom 6. d. 
I. mit ausreichen- 
der Vollmacht versehen, beehre ich mich nach den hieraus yom 16.-25. d. 
r. 
mit Ihnen gepflogenen Besprechungen - die nachstehenden Erklärungen uncI 
Erläuterungen zu dem mit dem erwähnten 
Iinisterial-Schreiben dem Herrn 
Erzbischofe mitgetheilten Verordnungs - Entwurfe, den Erläuterungen uncI 
Zusagen der Grossh. Staatsregierung ergebenst abzugeben: I. Z u de mEn t- 
wurfe einer allerhöchstlandesherrlichen Verordnung über das 
Kirchen vermögen: 
. I. Zum Eingang: Der Hochwürdigste Herr Erz- 
Lischof versteht unter dem "den kirchlichen Bedürfnissen gewidmeten Ver- 
mögen" das der Kirche resp. den kirchlichen Anstalten gewidmete oder zu 
Eigenthum zustehende Vermögen, das Kirchenvermögen. 
. 2. Zu
. 4, 6, 
10, 11. Der 
. 1 der Vereinbarung yom 13. Nlärz d. J. bezweckte einer- 
seits das anerkannte Princip der Selbständigkeit der K.irche, ihr Recht auf 
die Verwaltung, rechtliche Vertretung und Verwendung des Kirchenver- 
mögens zur Durchführung zu bringen, der Grossh. Staatsregierung aber die 
ihr hiernach zustehende Betheiligung bei der Verwaltung desselben ein- 
zuräumen. 
. I, 4, 6, 8-15, 16, 17, 19, 20 der Verordnung. Anderseits 
sollte hiedurch die so nothwendige einheitliche Leitung der Verwaltungs- 
behörden des K.irchenvermögens gewahrt werden. Inhaltlich der Regierungs- 
Erläuterungen hat indessen die hohe Staatsregierung jenen 
. I in die Ver- 
ordnung nicht aufgenommen, weil er Missverständnisse hervorrufen könnte. 
Da der beiderseitigen Intention dadurch entsprochen werden dürfte, dass in 
den ang
chlossenen vereinbarten Grundlagen zu einer Verwaltungsinstruction 
die in Rede stehenden Befugnisse des Hochwürdigsten Herrn Erzbischofs 
in ihrer hauptsächlichen Richtung und anderseits die der Grossh. Staats- 
regierung (nach den erwähnten Bestimmungen der Verordnung) aufgezählt 
werden, so werden jene Ansprüche des Hochwürdigsten Herrn Erzbischofs 
hicdurch wohl ihre Erledigung und die Verordnung ihre Ergänzung fmden. 
Bezüglich des 
. 10 der Verordnung muss ich indessen erklären, dass das 
Erzbischöfliche Ordinariat den Grundsatz der kirchlichen Jurisdiction über 
die Kirchendiener nicht aufgeben kann und seine desfallsigen Rechte wahrt. 

. 3. Der durch die 

. 12, Abs. 2, 13 a. E. 16. Abs. 1 a. E. I I und 20 
der Verordnung nöthige Verkehr wird im Interesse der einheitlichen Lei- 
tung wohl zwischen der Grossh. Staatsregierung und dem Erzbischöflichen 
Ordinariate gepflogen werden. S. 4. Urn einerseits die Zweckerhaltung des 
katholischen Kirchen-, Schul- und Stiftungs-Vermögens zu sichern, ander- 
seits eine Norm für den Charakter dieses Vermögens zu haben, wünscht 
mein hoher Vollmachtgeber, dass die im 
. 24 und 27 der Vereinbarung 
yom I 3. 
lärz d. J. festgestellten Grundsätze in den Zusagen der Grossh. 
Staatsregierung einen entsprechenden Ausdruck finden mögen. Ich erlaube 
mir desshalb folgende zwei Sätze zur hochgeneigtesten Aufnahme in die 
Regierungszusagen ergebenst vorzuschlagen: "Die katholische Religions- 
gesellschaft bleibt im Besitze und Genusse cler für ihre Cultus-, Unterrichts- 
und \V ohlthätigkeits-Zwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen uncl Fonds" 
(oder: "ihres Kirchen-, Schul- und Stiftungs-Vermögens"). "Der Charakter 
einer Stiftung wird nach der yon ihrem Stifter oder der competentcn Be- 
hörde in rechtsgültiger \Veise ihr bestimmten \Vidmung oder nach ihrem 
Z wecke (nicht nach ihren Leistungen) bemessen." - II. Z u de mEn t w u r f 
der yon der Grossherzoglichen Regierung zu machenden Zu- 
sagen: S. 5. Zu S. 2, Abs. I. Nach der hierwegen s. Z. an das Gross- 
herzogliche 
linisterium des Innern gerichteten Vorstellung des Erzbischöf- 
lichen Ordinariats dürfte es die Grossherzogliche Staatsregierung jedenfalls 
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ftir billig erachten, die Dotationserhöhung der erzb
schöflichen K,anzlei aUs 
Staatsmitteln zu schöpfen und stellvertretend aus dem katholischen Stiftungs- 
vermögen. Am Schlusse dieses 
. wird sachentsprechender statt: "soweit 
thunlich" - "nach Kräften Beiträge zu verwilligen" zu setzen seine 
. 6. 
Zu 
. 4, Abs. 3. So lange die zum kirchlichen Vermögen gehörigen :Mess- 
nereien persönlich mit den Schuldiensten verbunden sind, dürfte der 'Vunsch 
des Erzbischöflichen Ordinariats nicht unzweckmässig erscheinen, wenn in 
solchen Fällen wegen der kirchlichen Einweisung in den :Messnerdienst bei 
der Besetzung der Schul stelle Demselben hievon Kenntniss gegeben würde. 

. 7. ZU S. 5. 'Vie das örtliche Kirchen-, Schul- und Stiftungsvermögen 
von der localen Stiftungscommission verwaltet wird. so wird wohl auch der 
Oberstiftungsrath mit dem allgemeinen kirchiichen das bisher von dem 
Oberkirchenrathe und den Kreisregierungen beaufsichtigte oder verwaltete 
katholische milde Stiftungs-, d. h. Schul- und Stiftungs-Vermögen bis auf 
'Veiteres und mit Rücksicht auf 
. 7 der Zusagen verwalten. Der Herr 
Erzbischof sieht sich übrigens in der Lage, für aIle Fälle den V orbehalt
 
der in S. 23 der Vereinbarung vom 13. :\Iärz d. J. ausgesprochen wurde, 
hier zu wiederholen. In den Regierungs-Erläuterungen steht, dass der S. 21 
der Vereinbarung in die Zusagen aufgenommen sei. Der im ersten Absatz. 
dieses 
. der Zusagen aus einem Versehen ausgelassene Satz: "dass ihm 
(dem Erzbischöflichen Ordinariate) auf Verlangen die Urkunden, Akten und 
Rechnungen über die Fonds, die dasselbe bezeichnen wird, zur Einsicht 
vorgelegt werden," wird desshalb beiderseits beizufügen seine Bezüglich der 
Befugniss des Erzbischöflichen Ordinariats zur Beschwerdeftihrung beziehe 
ich mich auf das im IV. Abschnitte der Vereinbarung vom 13. 1lärz d. J. 
Seitens der Erzbischöfllichen Commissäre Gesagte. S. 8. Zu
. 7. Durch 
die mündlich mir von Euer Hochwohlgeboren gegebene Erläuterung (und 
da, wie erwähnt, der 
. 21 der Vereinbarung vom 13. 11ärz d. J. in die 
Regierungs-Zusagen aufgenommen ist) habe ich die 'beruhigende Gewissheit 
erlangt, dass auch bei einer neuen Organisation der Schul- (und Stiftungs-) 
Vermögens-Verwaltung die im 
. 5 der Regierungs-Zusagen dem Erzbischöf- 
lichen Ordinariate zugesicherten 1Iittheilungen und Befugnisse fortan ein- 
geräumt bleiben werden. 
. 9. Der Herr Erzbischof drückt den 'Vunsch 
aus, bei der zu organisirenden Oberschulbehörde Hoch-Sich vertreten lassen 
zu können. S. 10. Schliesslich habe ich die am Schlusse der Vereinbarung 
vom 13. 
Iärz d. J. gemachte Verwahrung Seiner Erzbischöflichen Excellenz. 
bezüglich der Rechte des heiligen Stuhles ergebenst zu wiederholen und 
die V oraussetzung auszusprechen, dass, wenn der evangelischen Oberkirchen- 
behörde mit Rücksicht auf 
. 3. Z. 8. 9, 21. 34. 1I0. Z. 12. 13. 17. 20 und 
24 der evangelischen K.irchenverfassung weitergehende Rechte eingeräumt 
werden, solche auch der katholischen Oberkirchenbehörde nicht vorent- 
halten werden. Ich stelle an Euer Hochwohlgeboren die ergebenste Bitte: den 
Empfang dieser Erklärung mir geneigtest bescheinigen und eine baldgefållige 
aIlerhöchste Entschliessung aus Grossherzoglichem Staatsministerium hierauf 
erwirken zu wollen. 'Venn hiernach die vereinbarte Verordnung, Regierungs- 
Zusagen mit den Erlåuterungen, sowie die Grundlagen zu einer Verwaltungs- 
instruction die endgiltige allerhöchste Genehmigung aus dem Grossherzog- 
lichen Staatsministerium, sowie meines hohen 1Iandanten (Hochdessen 
Genehmig-ung ich auch bier vorbehalte) erhalten haben werden f so wolle 
die erwähnte Verordnung baldgefållig publicirt und mit dem Vollzuge der- 
selben sowie der Zusagen und Grundlagen ebenso alsbald beg-onnen und 
fortgesetzt werden. Genehmigen Euer Hochwohlgeboren die Versicherung 
meiner ausgezeichnetsten Verehrung und grössten Ergebenheit Euer Hoch- 
wohlgeboren gehorsamst ergebenster Dr. Heinrich ::\[aas, Erzbischöfl. Kan
lei- 
director und Bevollmächtigter. Karlsruhe, den 25. October 1861. Semer 
Hochwohlgeboren, Herrn Präsidenten Grossherzoglichen :Ministeriums des 
Innern, Geheimen Rath Dr. Lamey. Karlsruhe. 
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XCII. 
Grwzdlagen Zlt einer Verwaltungs- Instruction. 
Bei den über den Entwurf der allerhöchstlandesherrlichen Verordnung 
über das Kirchenvermögen, der Zusagen der Grossherzogl. Staatsregierung 
und über die beiderseitigen Erläuterungen hiezu zwischen dem Präsidenten 
des Grossherzogl. 
Iinisteriums des Innern, Herrn Geheimenrath Dr. Lamey 
einerseits und dem Erzbischöflichen Kanzleidirector, Herrn Dr. 
Iaas ander- 
seits vom 16. bis 25. d. 
I. stattgehabten Conferenzen einigte man sich über 
nachstehende: G rundl agen zu ein er V erwaltu ngs -I ns truc tion. 
. I. 
"\Venn der Oberstiftungsrath die Führung eines Processes unterlassen oder 
einstellen will, so ist das Erzbischöfliche Ordinariat davon in Kenntniss zu 
setzen. Dasselbe kann die Führung eines soIchen :processes dem Ober- 
stiftungsrathe auftragen. SolI die Führung eines Processes durch den Ober- 
;;,tiftungsrath von dem Erzbischöflichen Ordinariate verweigert werden, so 
wird dièses die Genehmigung der Grossherzoglichen Regierung erwirken. 
Zu Vergleichen und Verzichten hat sowolll die Grossherzogliche Regierung 
als das Erzbischöfiiche Ordinariat seine Zustimmung zu ertheilen. 
. 2. Das 
Erzbi
chöfliche Ordinariat ordnet die Verpflichtung der örtlichen Stiftungs- 
Commissions-:\Iitglieder durch das Pfarramt, der 1Iitglieder der Districts- 
Stiftungs-Commission durch das Decanat an. Die Rechner, 
owie die 
Iit- 
glieder des Oberstiftungsrathes und Revisoren werden durch die Staats- 
behörde zugleich im Auftrage des Erzbischöflichen Ordinariats verpflichtet. 

. 3. Dem Erzbischöflichen Ordinariate bleibt es überlassen, bei den Ver- 
waltungsbehörden des kirchlichen Vermögens durch einen von ihm abgeord- 
neten Commissär Dienstvisitationen vorzunehmen. Dasselbe wird jedoch 
hievon der Grossherzoglichen Regierung Kenntniss geben, welcher es frei- 
steht, zur \Vahrung ihrer Rechte gleichfalls einen Visitator abzuordnen. 
Das gleiche Verfahren wird die Grossherzogliche Regierung befolgen, wenn 
sie die Dienstvisitation zur "\Vahrung ihrer Rechte für geboten hält. 
. 4. 
SoIl gegen )Iitglieder von Stiftungscommissionen, gegen Rechner und gegen 
die nicht mit Staatsdienereigenschaft angestellten Beamten des Oberstiftungs- 
raths dienstlich eingeschritten oder ihre Entlassung bewirkt werden, so 
entscheidet der katholische Oberstiftungsrath. Beschwerden gegen die Ent- 
scheidungen desselben können an das Erzbischöfliche Ordinariat gerichtet 
werden, welches sie im Benehmen mit der Grossherzoglichen Regierung 
erledigen wird. Dem Erzbischöfllichen Ordinariate steht selbstverständlich 
die Befugnis5 zu, ein disciplinäres Eihschreiten gegen die mit der Kirchen- 
Vermögens-Venvaltung betrauten Personen zu veranlassen und sich dazu, 
:-,oweit dies nothwendig fällt, auch an die Grossherzogliche Staatsregierung 
zu wenden. In gleicher "\Veise wird die Grossherzogliche Regierung' ver- 
fahren, wenn sie zur "\Vahrung ihrer Rechte ein Einschreiten für geboten 
hilt und es stehen ihr gegen die 
Iitglieder und Beamten, wie Rechner 
aller dieser Commissionen dieselben disciplinären Rechte bezüglich der Ver- 
waltung des nicht kirchlichen Vermögens, in so lange soIche von dies en 
hesorgt wird, zu, wie sie dem Erzbischöflichen Ordinariate bezüglich des 
Kirchenvermögens zukommen. 
. 5. Auch sonstige Beschwerden gegen 
Verfügungen des Oberstiftungsraths bezüglich der kirchlichen Vermögens- 
Verwaltung können an das Erzbischöfiiche Ordinariat gebracht werden. 
Ebenso steht diesem selbstverständlich zu, auch ohne vorausgegangene Be- 
:-,chwerden die Verwaltungshandlungen des Oberstiftungsrathes bezüglich des 
Kirchenvermögens und insbesondere die Voranschläge der Stiftungscommis- 
sionen und die in den Voranschlägen nicht vorgesehenen Ausgabs- und 
Einnahmsdecreturen seiner Prü[ung zu unterziehen. Dasselbe wird über 
so
che Fälle nach Benehmen mit der Grossherzoglichen Regierung und, 
'-)oweit nöthig, nach eingeholter Zustimmung derselben, entscheiden. In 
gleicher \Veise wird die Grossherzogliche Regierung verfahren, wenn sie 
. lur \Vahrung ihrer Rechte ein Einschreiten für geboten hält. - Vorstehende 
Friedberg, Dcr 
taat u. d, Kirch('. 29 
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"Grundlagen" sollen ausser der allerhöchstlandesherrlichen Verordnung den 
Zusagen der Grossherzoglichen Staatsregierung und den beiderseitige
 Er- 
lãuterungen bei der gemäss S. 19 jener Verordnung von dem hiernach als- 
bald zu organisirenden katholischen Oberstiftungsrathe zu entwerfenden und 
beiderseits zu genehmigenden Dienstinstruction Berücksichtigung finden. 
Hohe Genehmigung zu obiger Vereinbarung wird beiderseits vorbehalten. 
Diese U rkunde ist doppelt ausgefertigt und jede der beiden Ausfertiaungen 
yon den Commissarien unterzeichnet worden. Karlsruhe, den 25. October 
1861. gez. A. Lamey. gez. Dr. Heinrich ]\Iaas. - No. 1I,236. Vorstehende 
Grundlagen zu einer Verwaltungs-Instruction sind von Seiner Königlichen 
Hoheit dem Grossherzog mittelst allerhöchster Entschliessung aus Gross- 
herzoglichem Staatsministerium yom 2. November d. J., No. 1123 genehmigt 
worden. Karlsruhe, den 5. November 1861. 1Iinisterium des Innern. 
A. Lamey. Fr. "
ielandt. 


XCIII. 
Hochwohlgeborener Herr Geheimer Rath und Prãsident! 
Euer IIochwohlgeboren beehre ich mich ergebenst mitzutheilen, da
s 
ich andurch der Vereinbarung vom 5. 1Iãrz d. J. über die Besetzung der 
Pfründen ehemals Fürstcnbergischen Patronats, derjenigen vom 13. l\Iärz 
d. J. über die Pfründen, welche der Prãsentation oder Designation Seiner 
I.cöniglichen Hoheit des Grossherzogs und meiner freien Collatur unterstehen, 
ebenso der modificirten Vereinbarung vom 13. 1Iãrz d. J. über die Ver- 
mögens- Verwaltung meine Genehmigung ertheile. Ebenso genehmige ich 
hierdurch die von meinem Commissãr am 24. und 25. d. J\I. abgegebenen 
Erklãrungen zu dem Entwurfe einer landesherrlichen Verordnung über die 
Verwaltung des Kirchen vermögens und zu den Regierungszusagen, endlich 
die am 25. d. 11. vereinbarten Grundlagen zu einer Verwaltungs-Instruction. 
In Folge dessen nehme ich die hiernach, sowie nach der mir in förmlicher 
Ausfertigung noch zuzustellenden Schlusserklãrung des Grossherzoglichen 
Staatsministeriums bereinigte allerhöchst l;mdesherrliche Verordnung und 
Regierungszusagen an. Der s. 21 der Vereinbarung vom 13. 1Iãrz d. J. 
würde hiernach allerdings in den Zusagen seine Stelle finden. Indessen soIl 
der erste Absatz desselben und zwar nur insofern nicht zur Durchführung 
kommen, als die Grossherzogliche Staatsregierung sich freie Hand vorbehãlt, 
das allgemeine katholische Schulvermögen in die Verwaltung der neu zu 
organisirenden Oberschulbehörde zu übertragen, und das bisher von den 
Kreisregierungen beaufsichtigte mil de Stiftungs - Vermögen bei denselben zu 
belassen. Es hat mir indessen zur Beruhigung gereicht, class mir die Be- 
fugniss eingerãumt ist, bei diesen mit der milden Stiftungs - Verwaltung be- 
trauten Organen und bei der Oberschulbehörde meinen Vertreter zu haben. 
Abgesehen von dem Rechte der K.irche auf die Verwaltung der fraglichen 
Fonds, welche sogar noch die frühere badische Gesetzgebung als "kirchliche 
Angehörde" erklärte; habe ich bekanntlich in der Vereinbarung vom' 13. :\Iãrz 
d. J. die Concessionen bezüglich des Kirchenvermögens nur mit Rücksicht 
darauf gemacht, dass der katholische Oberstiftungsrath zugleich die Verwal- 
tung oder die Aufsicht über aIle erwãhnten Fonds führen solIe. Ungeachtet 
dessen, und da auch diese Fonds als katholische unvermischt mit nicht ka- 
tholischen verwaltet werden, will ich die fraglichen Zusagen annehmen und 
so dem V ollzuge des Ganzen kein Hinderniss entgegen setzen. Ich behalte 
mir aber vor, die Rechtsansprüche der Kirche insbesondere auf das katho- 
lische Schul- und Stiftungs-Vermögen in geeigneter Zeit geltend zu machen, 
da ich auf dieselben nicht verzichten darf. An Euer Hochwohlgeboren 
stelle ich hiernach die ergebenste Bitte, die allerhöchste Genehmigung zu 
den berührten Vereinbarungen vom 5. und 13. 1Iärz, sowie vom 25. October 
d. J., ebenso zu der erwãhnten landesherrlichen Verordnung f den Regie- 
rungszusagen und zu der Schlusserklãrung Höchstderselhen, endlich die 
Publication der Verordnung und des Uebereinkommens über die Pfründc- 
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'besetzung baldgeneigtest erwirken und .mir eine officielle Ausfertigung ins- 
besondere der Regierungszusagen und der Schlusserklärung des Grossherzog- 
lichen Staatsministeriums zukommen lassen zu wollen. Indem ich glaube 
so meinerseits Alles zu dem Zustandebril1gen dieses Friedenswerkes gethan 
zu haben, wiederhole ich die Versicherung meiner ausgezeichnetsten Hoch- 
.achtung. Euer Hochwohlgeboren ergebenster t Hermann. Freiburg f den 
30. October 1861. Seiner Hochwohlgeboren, Herrn Präsidenten, Geh. Rath 
Dr. Lamey. Karlsruhe. 


XCIV. 
Karlsruhe den 5. November 1861. Der Präsident des Grossh. Badischen 
:Ministeriums des Innern an Seine Excellenz den Hochwürdigsten Herrn 
Erzbischof Hermann von Vicari in Freiburg. 
Namens der Grossherzoglichen Staatsregierung habe ich auf die mir 
yon dem Herrn Bevollmächtigten Euer Excellenz Dr. l\Iaas unterm 25. v. 1\1. 
abgegebene Erklärung und auf den zwischen Demselben und mir verabrede- 
ten Entwurf der Grundlagen zu einer Verwaltungs-Instruction Folgendes zu 
erwidern: 1. Zu der Erklärung des Herrn Bevollmäch tigten vo m 
25. v. 
It s. I) Die in 
. 1 und 2 be.merkten Punkte betreffen Grundsätze 
und Verwahrungen, über welche die Grossherzogliche Regierung hier einen 
Ausspruch zu thun keinen Anlass hat, da die Verabredungen in der Ver- 
ordnung dem praktischen Bedürfniss Genüge thun. Dies gilt auch den fol- 
gendeJ:? Verwahrungen. 2) "\Vas den 
. 3 betrifft, so wird die Grossherzog- 
liche Regierung dem "\Vunsch Euer Excellenz entsprechen, so weit nicht 
das praktische Bedürfniss im einzelnen Fall ein Anderes erfordert. 3) Die 
im 
. 4 begehrten Zusagen betreffend, so kann die erste derselben im Sinn 
des S. 20 der Verfassungsurkunde keinem Anstand unterliegen und wird in 
diesem Sinne hiermit gegeben. Den zweitell Punkt betreffend, so wird 
zwar im Allgemeinen der aufgestellte Grundsatz die Grossherzogliche Re- 
gierung lei ten , eine verbindende Zusage dafür zu geben, wird inzwischen 
bei der Allgemeinheit des Satzes und der Schwierigkeit, seine Tragweite im 
Einzelnen zu ermessen, nutzlos sein und sie könnte Streitigkeiten nicht 
hindern. 4) Zu 
. 5 wird bemerkt, dass die Grossherzogliche Regierung 
prüfen und ermessen wird, welche Billigkeitsansprüche auf Staats- oder 
Stiftungsmittel bestehen und ob sie in der Lage ist, solchen entsprechen zu 
können. Die im Absatz 2 gewünschte Veränderung hat als ähnlichen Sinnes 
wie der Regierungsvorschlag keinen Anstand und es wird ihr entsprochen. 
5) Das Begehren im 9. 6 findet die Grossherzogliche Regierung billig. 6) Zu 

. 7. In Bezug auf das weltliche milde Stiftungs- und Schulvermögen, 
dessen in dem Verordnungs-Entwurf nicht gedacht ist, hat die Regierung 
sich freie Verfügung über die Verwaltung vorbehalten und nur mit Rück- 
sicht auf die bestehende Organisation vorläufige Anordnungen zugesagt. Ob 
diese ausgedehnt werden können, muss von ihrem Ermessen abhängig bleiben. 
Für den Fall dass von dem Vorbehalt des Herrn Erzbiséhofs Gebrauch ge- 
macht würde, hat die Grossherzogliche Regierung ihrerseits die Folge be- 
zeichnet, welche gesetzlich eintreten müsste. Der durch Versehen ausgelas- 
sene Satz wird eingeschaltet. 7) Zu 9. 8, 9, 10 wird bemerkt, dass der Re- 
gierung bei Aenderungen der Organisation freistehen wird, die Form zu 
bestimmen, wodurch ihrer Zusage Genüge gethan wird. Die "\Vünsche des 
Herrn Erzbischofs wird sie in prüfende Erwägung ziehen. II. Z u de m 
En t w u r fed erG run d 1 age n e i n e r V e r w a 1 tun g s - Ins t r u c t ion. Die- 
selben werden gebilligt, doch ist zu 9. 3 zu bemerken: So lange die Stif- 
tungscommissionen aller Art weltliches Stiftungsvermögen verwalten, ver- 
steht es sich von selbst, dass die Grossherzogliche Regierung auch ihrerseits 
eine Verpflichtung anordnen kann und beziehungsweise, dass bezüglich dieses 
Vermögens die Verpflichtung durch das Pfarramt oder das Decanat lediglich 
in ihrem Auftrage geschehen wird. Mit diesen Bemerkungen und im Sinne 
rlerselben hat Seine Königliche Hoheit der Grossherzog mittelst Entschlies- 
29* 
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sung aus Grossherzoglichem Staat
ministerium yom 2. d. )Its. N"ro. 1123 den 
Entwurf der allerhöchstlandesherrlichen Ye.rordnung zum V ollzug des S. 10 
des Gesetzes yom 9. October v. J., desglelchen den Entwurf der Zusagen, 

owie den Entwurf zn den Grundlagen zu einer Verwaltungs-Instruction ge- 
nehmigt. Ich sende Euer Excellenz demgemãss Ausfertigungen, welche 
mit der Genehmigung .versehen sind. Ich füge nun meinerseit:-, noch die 
Bemerkung bei, dass, wie wohlwollend auch die Absichten der Grossherzog- 
lichen Regierung sind, doch die Euer Excellenz mitgetheilten Aktenstücke 
nur in dem Sinn aufzufassen sind, welchen sie enthalten und der bei ihrer 
Besprechung zu Grunde gelegt wurde. In Bezug auf das U ebereinkommen 
in Betreff der Pfründebesetzung vom 13. 
Iärz d. J. theile ich Euer E),.- 
cellenz nunmehr mit, dast Seine K.önigliche Hoheit der Grossherzog mittelst 
Entschliesung aus Grossherzoglichem Staatsministerium vom 3. l\Iai d. J. 
Xro. 54-3 auszusprechen geruht haben, dass diesem Uebereinkommen die 
landesherrliche Bestätigung ertheilt werde, mit dem auch für die Verordnung 
über die Verwaltuns- des den kirchlichen Bedürfnissen gewidmeten Ver- 
mögens und ihren Beilagen geltenden Vorbehalt, dass, sofern in Folge der 
Bestimmung des S. ï auf 'Veisung des pãpst1ichen Stuhles, oder aus son- 
stigen Gründen das
elbe beseitigt werden würde, für die Grossherzogliche 
Staatsregierung wieder der 
. lï des Gesetzes vom 9. October 1860 maass- 
gebend würde. 
Iit gleicher Entschliessung haben Seine K,önigliche Hoheit 
der Grossherzog dem weitern Uebereinkommen mit der Fürstlichen Stande
- 
herrschaft Fürstenberg vom s. 
Iärz d. J. die allerhöchste Genehmigung zu 
ertheilen geruht. Indem ich hiernach mich [reue, Euer Excellenz die Be- 
endigung der Verhandlungen anzeigen zu können, hoffe ich, dass sie zu 
einer segensreichen 'Yirksamkeit der katholischen Kirche beitragen und den 
\'on Euer Excellenz sidler getheilten 'Vunsch verwirldichen helfen, dass 
Kirche und Staat in freundlichem Einverständniss ihre erhabenen Zwecke 
mit gegenseitiger Förderung jedes in seiner Sphäre erfüllen möge. ",Vegen 
des V ollzugs werde ich Euer Excellenz baldthunlichst weitere 
Iittheilung 
machen. Genehmigen Euer E),.cellenz die erneute Versicherung meiner au
- 
gezeichnetsten Hochachtung. A. Lamey. Fr. ",Vielandt. 


XCV. 
.Jfillisterium des Inllern. Kar1sruhe, 5. XO'\'ember 1861. 
Xro. 11,236. Seine Königliche Hoheit der Grossherzog haben mittebt 
allerhöchster Ent!'chliessung aus Grossherzoglichem Staatsministerium yom 
2. 
ovember d. J. Xro. 1123 in Bezug auf die Regelung der Angelegen- 
he it en der katholischen Kirche folgende Zusagen und Erklãrungen zu ge- 
nehmigen gcruht. I. Die Grossherzogliche Staatsregierung wird für den 
katholischen Oberstiftungsrath einen verhältni
smässigen Theil der Dotation 
fortentrichten, welche sie bi
her für den katholischen Oberkirchenrath ge- 
leistet hat. 2. Sie wird gestatten, dass filr die Erzbischöfliche K.anzlei eine 
den jetzigen Verhåltnissen entsprechende erhöhte Dotation und für das ErL;- 
bischöfliche Knabenseminar, für das theologische Convict und fur etwa wei- 
ter zu errichtende niedere Convicte der erforderliche Unterhalt aus kirch- 
lichen ::\Iitteln geschöpft werde. Sie wird für das theologische Convict und 
die etwa errichtetcn niedern Convicte nach Kräften Beiträge aus katholischen 
Stiftungsmitteln verwilligen. 3. Sie räumt ein, dass für kirchliche Bauten 
die Genehmigung des Erzbischöflichen Ordinariates einzuholen ist. .J.. Sie 
macht als solche keinen Anspruch auf die Ernennungen zu 
Iessnereien und 
Or
anistendiensten. So lange diese Dienste ab"èr gesetzlich mit den Schul- 
diensten verbunden sind muss sie dieselbe als Zubehör der Schulstelle be- 
trachten. Sie ist aber i
solange bereit, etwaige Beschwerden über die Quali- 
fication eines Lehrers zu diesem Dienste zu érörtern und ihnen möglichste 
Abhilfe angedeihen zu lassen und im "',- ege der Gesetzge bung die Trennung 
der Schuldienste yon die
en kirthlichen Diensten zu bewerkstelligen. s. In 
Bezug auf das milde Stiftungs- \r ermö
en i"5t die Gr()-;
herzng1iche Re
ierung 
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bereit, so lange die dermalige Organisation besteht, die seither dem katho- 
Ji':ichen Oberkirchenrath zugestandenen Functionen dem katholischen Ober- 
;;;tiftungsrath zu übertragen und zugleich anzuordnen, dass clem Erzbischöf- 
lichen Ordinariate, wenn ein liegendes Gut eines soIchen Fonds veräussert 
oder del' Grundstock verändert wird, oder die Erträgnisse eines solchen 
Fonds zu einem der Stiftung nicht entsprechenden Zwecke verwendet wer- 
den, davon 
Iittheilung gemacht werde; ferner, dass ihm die V oranschlãge 
allgemeiner Fonds zur Einsicht mitgetheilt und von nicht darin vorgesehenen 
Einnahmen und Ausgaben Kenntniss gegeben, so wie endlich, dass ihm 
jährliche Uebersichten über den Stand des Vermögens zugestellt werden. 
Auch wird ihm die Grossherzogliche Regierung auf Verlangen Einsicht yon 
Urkunden, AI<:ten und Rechnungen über soIche Fonds, die dasselbe be- 
zeichnen wird, zur Einsicht vorlegen, damit es sich yon der Erhaltung und 
stiftungsmãssigen Verwendung der Fonds überzeugen kann. Etwaige Be- 
schwerden des Erzbischöflichen Ordinariats sind ihm freigestellt. 6. Bei 
einer neuen Organisation wird die Grossherzogliche Regierung in Erwägung 
ziehen, ob und in wie ,veit eine Einrichtung getroffen werden kann, wo- 
durch bei dem mit der Stiftungsverwaltung betrauten Organe der katho- 
lischen Kirchenregierung eine Vertretung eingerãumt wird. 7. In Bezug auf 
die dem öffentlichen Unterricht gewidmeten Fonds kann dies inzwischen 
nicht stattfinden, da diese der zur Leitung des Schulwesens zu errichtenden 
Behörde zugewiesen werden müssen. Für den Fall, dass aus irgend einem 
Grunde das Einverstãndniss des Erzbischöflichen Ordinariates zu der erla
- 
senen Verordnung wegfallen würde, behält sich die GrossherzQgliche Re- 
gierung vor, die Bestimmung des 
. 1 ï des Gesetzes vom 9. October 1860 
wieder als maassgebend zu betrachten. A. Lamey. Fr. 'Yielandt. 


XCVI. 
Seiner Hochwohlgeboren dem Prãsidenten des Grossherzoglichen l\Ii- 
nisteriums des 1nnern Herrn Geheimen Rath Dr. 1\... Lamey. Karlsruhe. 
Hochwohlgeborener Herr Geheimer Rath und Prãsident! Euer Hoch- 
wohlgeboren beehre ich mich im Anschluss, unserer Besprechung gemãss, 
die hiernach und nach Art. VI der Yereinbarung vom 1 3. 
Iärz d. J. modi- 
ficirte, schon 1859 yereinbarte, Verordnung über die Besetzungsweise der 
Pfründen, ebenso den Entwurf der diesseitigen Publication über das Pfründe- 
besetzungsrecht und endlich der diesseitigen Verordnung über die Verwal- 
tung des Kirchenvermögens ergebenst mitzutheilen. In ersterer ist bei 
. 2, 
unserer Verabredung gemãss, die früher vereinbarte Bestimmung über das 
im Regierungsblatt zu geschehende Ausschreiben erledigter Pfriinden weg- 
gelassen, da es als genügend erschien, wenn soIches im kirchlichen Allzeige- 
blatte geschieht und die kirchliche Institution mit Erwãhnung der Prãsenta- 
tion odet Collatur im Regierungsblatt publicirt wird. Die Aenderung be. 
züglich der minder Genehmen ist bewirkt. 1m Anschlusse lege ich ein 
Formular einer Prãsentationsurkunde zum beliebigen Gebrauche bei. Da in 
der Vereinbarung über das Pfründebesetzungsrecht vom 13. 1\Iärz unter Art. I 
schon diejenigen Pfründen verzeichnet sind, welche durch die Vereinbarung 
mit 
einer Durchlaucht dem Fürsten VOll Fürstenberg vom 5. 1\Iärz d. J. der 
Prãsentation Seiner Königlichen Hoheit des Grossherzogs anheim gegeben 
wurden, da ferner unter Art. III die Pfründen genannt sind, weIche hier- 
nach dem Patronate dieses Fürsten zufallen, so erscheint es, um die Verein- 
barung vom 5. l\Iãrz nicht besonders publiciren zu müssen, als das Einfachste, 
zugleich unter Art. IV der Publication den 
. 2 der genannten Vereinbarung 
vom 5. l\Iärz aufzunehmen. Selbstverständlich wird das Erzbischöfl. Ordi- 
nariat Ihre allenfallsigen Bemerkungen zu alIen dies en Publicationen mit der 
grösstmöglichen Berücksichtigung entgegen nehmen. 'Vie Euer Rochwohl- 
geboren erwarten konnten, hat der Umstand auf das Hochwürdige Ordinariat 
einen betrübenden Eindruck gemacht, dass der 
. 21 Absatz 1 der Verein- 
barung vom 13. :Nlärz nicht durchgeführt, d. h. dass dem Oberstiftungsrath 
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nicht auch die Functionen der K,reisregierung bezüglich der milden Stif- 
tnngen und die yon dem Oberkirchenrathe bisher geführte Venvaltung des. 
allgemeinen Schulvermögens so fort übertragen werden wollen. Dieser Ein- 
druck war urn so schmerzlicher, da man nicht einmal dafür eine ausreichende 
Garantie hat, ob die fraglichen Behörden, we1che reine Staatsbehörden sind,.. 
die in Rede stehenden katholischen Fonds stets im wirklich katholischen 
Interesse verwenden. 'Vie Eurer Hochwohlgeboren bekannt ist, hat mein 
gnädigster Herr nur desshalb z. B. zur gemeinsamen Ernennung der Stif- 
tungs-Commissionen zugestimmt, weil damals zugesichert wurde, dass sie 
neben dem kirchlichen auch das gesammte katholische Schul- und mil de 
Stiftungsvermögen verwalten oder beaufsichtigen sollen. Indessen wollte 
man, damit endlich und so fort das ganze Friedenswerk zu Stande und in 
A usführung komme, dem V ollzuge des Ganzen in keiner 'Veise hindernd in 
den 'Yeg treten, insbesondere da die zugesicherten !\Iittheilungen, die Ein- 
räumung der Beschwerde und endlich der Repräsentation des Hochwürdigsten 
Herrn Erzbischofs bei den Kreisregierungen resp. den Aufsichtsbehörden 
über das locale milde Stiftungsvermögen und bei der Oberschulbehörde Be- 
ruhigung gewährten. In letzterer Beziehung ist aber in der Erwiederung der 
Grossherzog1ichen Regierul!g die Antwort auf den 
. 9 meiner Erklärung 
vom 25. d. )1. wohl aus Versehen ausgelassen worden. Indessen haben Eure 
HochwohJgeboren mir zugesagt, dass die fragliche Erzbischöfliche Vertretung 
auch bei der Oberschulbehörde aus obigen Gründen stattfinden könne, wo- 
von ich, wie erwähnt, Seiner Erzbischöflichen Excellenz :\Iittheilung gemacht 
habe. Ich bitte Sie desshalb in del Schlusserklärung der Grossherzoglichen 
Staatsregierung, conform mit den übrigen Theilen des ganzen Einverständ- 
nisses, etwa noch geneigtest beisetzen zu wollen: Dem im 
. 9 gestellten 
Begehren wird entsprochen werden. 1m Anschlusse habe ich mich zugleich 
beehrt, Euer HochwohJgeboren die nach unserer Besprechung ergänzten 
oder berichtigten Zusagel1 der Grossherzoglichen Staatsregierung beizulegen, 
damit deren Ausfertigung nach Ihrem Ermessen, urn so prompter erfoJgen 
könne. Aus den mündlich besprochenen Gründen dürfte es nämlich für 
beide Theile erspriesslich sein, wenn die allerhöchste Genehmigung zu den 
yereinbarungen vom 5. und 13. März und vom 25. October d. J. recht bald 
erfoJgen, und demgemäss die Publication über die Pfründe-Ausscheidung und 
Besetzungsweise, sowie über das Kirchenvermögen, und ebenso die von 
GrossherzogJichem Staatsministerium ausgehende Ausfertigung der Regie- 
rungszusagen und der Schlusserklärung an Seine Erzbischöfliche Excellenz 
erfolgen würde. Bezüglich der hierauf zu bestimmenden Residenz des Ober- 
stiftungsrathes erlaube ich mir im Anschlusse eine Abschrift meines Briefes 
vom 7. ::\lärz d. J. beizulegen und urn ba.1dgeneigte Erwirkung der aller- 
höçhsten Entschliessung hierüber, wie über den Betrag der Dotation für den- 
selben aus Staatsmitteln zu bitten. 'Vie das endliche Zustandekommen 
dieses Friedenswerkes Ihrem wohlwollenden und bereitwilligen Entgegen- 
kommen zu verdanken ist, so hoffe ich auch, dass es dem Bemühen Euer 
Hochwohlgeboren gelingen wird, dasselbe bald zur vollständigen Durch- 
führung zu bringen. Indem ich hiezu nach K,räften mitzuwirken mich bereit 
erkJäre, verhane ich mit der Versicherung der grössten Verehrung und aus- 
gezeichnetsten Hochachtung Euer Hochwohlgeboren gan.l ergebenster Diener 
gez. Dr. )Iaas. Freiburg, den 31. October 1861. 


XCVII. 
Herrn Dr. .:\Iaas geantwortet 9. November 1861. Die Actenstücke für 
den Herrn Erzbischof gehel1 heute ab, nachdem sie ins Reine geschrieben 

ind. Ich kann meinerseits nicht sagen, dass ich mit der Abfassung des 
Erzbischöflichen Schreibens zufrieden bin. Es steht darin eine Unwahrheit, 
als habe die Regierung Vertretung bei dem milden Stiftungsvermögen zu- 
gesagt, was doch nicht geschehen ist. Ich musste dies in milde
ter Form 
zurückweisen. Es geht durchaus nicht an und die Herren in Freiburg 
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müssen dies einsehen, dass die Regierung eine solche Zusage nicht gibt. Sie 
kann es als organisatorische IVlaassregel yon sich aus anor6nen. 'Vürde sie 
es als Zusage, besonders bei der Schule thun, so wissen Sie selbst am besten, 
was die Folge sein würde. Ich muss in dieser Beziehung auch gegen Ihren 
eigenen Brief reclamiren. Ich habe gesagt, es würde sich meines Ermessens 
thun lassen, dass für die Oberschulbehörde kirchliche Vertreter zugelassen 
würden, urn die Verbindung des Religionsunterrichtes mit dem sonstigen 
Unterrichte zu berathen und man kann ihnen etwa auch Einsicht in die con- 
fessionelle Vermögensverwaltung gestatten. Mehr habe ich sicher nicht ge- 
sagt, ich müsste rnich sonst einer Thorheit beschuldigen, welche mir vorzu- 
werfen ich keinen Grund habe. Ihre 
Iittheilungen werde ich erledigen. 

Ieine Zeit ist in zwischen zur Zeit sehr knapp bemessen. Bernerken - muss 
ich zum V oraus, dass der Eingang der Verordnung über das kirchliche Ver- 
mögen keinenfalls so gefasst sein kann, wie er von Ihnen vorgeschlagen ist. 
Ich sehe I. nicht ein, was die Bezeichnung "zum V ollzug eines U eberein- 
kommens yom 13. f\lärz" sagen solI. Das Uebereinkommen existirt nicht so. 
::\Ian würde fragen, was ist das für ein U ebereinkommen ? 2. finde ich 
rneinerseits seltsam, dass der Herr Erzbischof eine Verordnung als yon ihm 
ausgehend publicirt, die nach dem Gesetze yom 9. October 1860 und den 
Verabredungen als landesherrliche erlassen wird. Ich muss filr mich sagen, 
dass ich dies unschicklich und respectwidrig finde. Ich wilrde vorschlagen 
zu sagen: Seine Königl. Hoheit der Grossherzog haben nocb über die Ver- 
waltung des Kirchenvermögens nach vorheriger Verständigung mit Uns die 
nachfolgende landesherrliche Verordnung er lassen: Ins. 
. 1 - 21. 'Vir 
bringen dieselbe auch unsererseits zur allgemeinen Kenntniss und verordnen 
deren V ollzug. Der unsererseits bewirkte' etc. (nach Vorschlag). Ich bitte 
Sie über diesen Punkt urn sofortige ,Mittheilung. 


XCVIII. 
Hochverehrtester Herr Geheimer Rath, Präsident!1 
Euer Hochwohlgeboren verehrliches Schreiben vorn 9. d. 
J., welches 
ich soeben erhielt, beehre ich mich sofort ganz ergebenst zu enviedern, und 

preche ich Ihnen zugleich meinen verbindlichsten Dank für die freundliche 
::\Iittheilung yom I. d. 
1. bezüglich der Bestätigung der Verabredungen aus. 
Dieser durch gegenseitiges Entgegenkommen bewirkte Friedensact zwischen 
Staat und Kirche, welcher ein wohlthåtiges Zusammenwirken beider An- 
stalten zum Besten des Volkes verheisst, ist vorzüglich dem staatsmännischen, 
wohlwollenden Auftreten Euer Hochwohlgeboren zu verdanken, und hat 
hier einen recht wohlthuenden Eindruck gemacht. Urn so mehr bedauere 
ich es, dass durch die Kürze der Zeit. welche zur Abfassung der diesseitigen 
Schreiben yom 30. und 31. v. 
l. und der Beilagen erübrigte, zwei Incorrect- 
heiten entstanden sind, die den Gegenstand Ihrer vorliegenden Beanstandung 
'bilden. Sowohl in dem Schreiben Seiner ExceIlenz des Henn Erzbischofs 
yom 30. v. l\1. als in dem meinigen yom 3 I. v. )1. wollte nåmlich die Ver- 
tretung Hochdesselben bei der Verwaltung des nichtkirchlichen katholischen 
Vermögens nicht als eine rechtsverbindliche Zusage der Grossherzoglichen 
Regierung, sondern vielmehr als eine Geneigtheit derselben erklärt werden, 
die dahingehenden 'Vünsche des Erstern Seitens der Regierung bei der 
neuen Organisation in berücksichtigende Erwägung zu ziehen. Da der 
. 6 
der Regierungs-Zusagen, die Erwiederung der Regierung auf den s. 9 meiner 
Erklärung, sowie Ihr verehrliches Schreiben vom 9. d. 
I. dieser Auffassung 
entgegenkommt, so scheint mir in praktischer Hinsicht kein Dissens darüber 
obzuwalten, dass die Regierung geneigt sei, bei der yon ihr zugesagten Er- 
wägung des fraglichen W unsches - als organisatorische l\Iaassregel die Erz- 
bischöfliche Vertretung bei der fraglichen Schul- und Stiftungs-Vermögens- 
Verwaltung zuzulassen. Diese letztere Auffassung dürfte denn auch yon 
keiner Seite Schwierigkeiten hervorrufen, und wird man eine solche, yon der 
Regierung ausgehende un d alIen Confessionen zu gute kommende 
Iaass- 
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regel überall als der Stellung des Staats wic der K.irche entsprechend, 
ach- 
gernäss und billig linden. So darf der Herr Erzbischof auch nach dieser 
Ihrer jüngsten Aeus::;crung die von Ihnen au
gesprochene Hoffnung in dem 
oben berührten Sinne nicht aufgeben. 'Vie aus den Erläuterungen Euer 
Hochwohlgeboren vorn 6. v. 
L und aus der Erwiedërung der hohen Staab- 
regierung auf den 
. 8 meiner Erklärung hervorgeht, ist der s. 21 der Ver- 
einbarung yom 13. 
Iärz d. J. im 
. 5 der Zusagen enthalten. Bekanntlich 
wurde beiderseits unter "mildem Stiftungs-" das Schul- und Stiftungsvel- 
mögen verstanden. Urn 
Iissverständnissen für die Zukunft vorzubeugen, 
\väre es sehr erwünscht, wenn demgemäss von der Grossherzoglichen Staats- 
regierung ausdrücklich erklärt würde, dass im 
. 5 ihrer Zusagen unter dem 
Ausdrucke "mildes Stiftungs-" auch das Schul-Verrnögen verstanden werde. 
Da Euer Hocbwohlgeboren die sofortige Beantwortung Ihres verehrlichen 
Schreibens gewünscht haben, so kann ich nur meine Privatansicht mittheilen. 
Ich halte die yon Ihnen vorgeschlagene Fa
sung den Intentionen des Herrn 
Erzbischofs entsprechend und ist die von mir vorgeschlagene aus dem Ein- 
gangs erwähnten Grunde allerdings incorrect. Zweckmässig dürfte es aber 
sein, am Schlusse der Verordnung nur die Verwahrung des Herrn ErL- 
bischofs zu setzen, die ganze übrige von Ihnen vorgeschlagene Fassung aber 
im Eingange. Sollte das Hochwürdige Ordinariat dieser rneiner An
icht 
nicht beipflichten, so behalte ich mir weitere 
Iittheilung vor, wie ich auch 
Sie darum bitte, wenn Sie hieran weitere Ausstellungen zu machen haben. 
Andernfalls dürften die beiderseitigen verabredeten Publicationen beiderseits 
in nächster Zeit erfolgen, und bitte ich urn baldgeneigte i\Iittheilung der 
V ollzugsanordnungen z. B. wegen der Organisation und des Domicil-; de.') 
Oberstiftungsraths. Ich freue mich durch àie offene l\Iittheilung Euer Hoch- 
wohlgeboren Gelegenheit gehabt zu haben, Ihre Bedenken zu beseitigen. Ein 

olches gegenseitiges, yertrauensvolles Entgegenkommen wird gewiss auch in 
Hinkunft allenfallsige Differenzen beseitigen, wozu mitzuwirken ich mich 
wiederholt bereit erkläre. Ich verharre mit der Versicherung der au
ge- 
zeichnetsten Verehrung Euer Hochwohlgeboren ganz ergebenster DienLr 
gez. Dr. 
faas. Freiburg, den 12. Kovember 1861. 


XCIX. 
Die Verwaltung des katholischen Kirchenver1llögens betreffelld. 
Friedrich, yon Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Herzog yon 
Zähringen. Zum Vollzug des 
. 10 de::; Gesetzes \Oom 9. October 1860, die 
rechtliche Stellung der K.irchen und kirchlichen Vereine im Staate betreffend 
(Reg.-Blatt No. LI.), und nachdem eine Verständigung mit dem Renn Eu- 
hischofe zu Freiburg über die Verwaltung des den kirchlichen Bedürfnissen 
gewidmeten Verrnögens erfolgt ist, haben 'Yir beschlossen und verordnen wie 
folgt: 9. I. Das Vermögen des Erzbischöflichen Tisches, des Domcapiteb, 
der l\1etropolitankirche, des Seminars, sowie der unter der unmittelbaren 
Leitung des Erzbischofs oder Domcapitels bestehenden Fonds wird von dem 
Erz bischofe, beziehungsweise von dem Domcapitel, frei verwaltet werden: 
ebenso dasjenige Vermögen, welches fortan durch Ersparnisse oder neue 
Stiftungen dern Erzbischof oder Dorncapitel zufallen wird. Die Grundstücke 
und ständigen Fond,;, welche van der Grossherzoglichen Regierung zur Au:-,- 
stattung der J\Ietroplitankirche bereits hingegeben wurden oder in Zukunft 
werden hingegeben werden, können ohne Lustimmung der Grossherzoglichen 
Regierung weder veräus
ert, noch irgendwie belastet werden. Es 
teht 
Letzterer frei, von Zeit zu Zeit davon Kenntniss zu nehmen, ab die frag- 
lichen Vermögenstheile in ihrem Be-stande erhalten seien. 
\ 2. Das Vcr- 
mögen der Landcapitel wird yon diesen selbst unter Aufsicht des Erzhi&chöf- 
lichen Ordinariatcs \Oerwaltet. S. 3. Die Pfründen werden von ihren In- 
habern verwaltet. Das Vermögen der erlcdigten Pfründen yerwaltct der 
Capitelkämmerer, und Lwar, wenn nöthig, mit Hülfe cine') von ihm bestclltcn 
Rechners fûr dcn Illterca larfond. 
. 4. Das öt tlichc, das ist das für eincll 
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einzelnen 'Pfarrbezirk bestimmte Yermögen wird unter dem V orsitz des geist- 
lichen V orstandes durch die Stiftungscommission verwaltet. Die 
litglieder 
der Stiftungscommission werden von den K.atholiken der Pfarrei unter Lei- 
tung des geistlichen V orstandes auf einen Zeitraum von sechs J ahren ge- 
wählt. Der Bürgermeister, oder wenn dieser nicht katholisch sein soUte, 
das dienstälteste katholische :Mitglied des Gemeindevorstandes, ist stets J\Iit- 
glied dieser Commission. Auf den Antrag des geistlichen V orstandes der 
P farrei oder des Bürgermeisters, beziehungsweise des dienstältesten katho- 
lischen Gemeinderaths kann eine 'Vahl verworfen werden, wenn der Erz- 
bischöfliche Decan und die Grossherzogliche Verwaltungsbehörde zustimmen. 
Sind sie nicht einig, so geht die Entscheidung an den katholischen Ober- 
stiftungsrath. Der Rechner wird von der Stiftungscommission gewählt und 
sowohl von dem Erzbischèiflichen Decan als von der Grossherzoglichen Ver- 
waltungsbehörde bestätigt. 
. 5. Zu dem örtlichen Kirchenvermögen gehört 
ausser den pfründen und l\Iessnereien insbesondere: a) das Vermögen del' 
Kirchenfabrik, das ist das zur Deckung des örtlichen Cultbedürfnisses be- 
stimmte Vermögen. Hierzu sind auch die zu sogenannten Jahrtagen ge- 
machten Stiftungen (Anniversarien) zu rechnen, wie diejenigell Vermögens- 
theile, weIche etwa dem Kirchenfond zu andern wohlthätigen Zwecken, 
z. B. zur Armenunterstützung, geschenkt oder vel'macht wurden. b) Die 
Kirchen- und Pfarrhaus-Baufonds. c) Das Vermögen lokaler kirchlicher 
Vereine und Genossenschaften (Bruderschaîten), insofern sie körperschaftliche 
Rechte erlangt haben, und ihre Statuten dies zulassen. 
. 6. Das Vermögen 
der kirchlichen Distriktsstiftungen wird von Commissionen verwaltet, die 
zur Hälfte von der Grossherzoglichen Regierung, zur H.älfte von dem Herrn 
Erzbischof aus den Katholiken des Districts gewählt werden und sãmmtlich 
beiden Theilen genehm sein müssen. Der V orsteher jeder dieser Commis- 
sionen wird von ihr selbst gewählt, der ihr unterstehende Rechner mus::; 
sowohl von der Grossherzoglichen Regierullg, als von dem Herrn Erzbischof 
bestätigt seine 
. 7. Für die Orts- und Distriktsstiftungen werden von den 
Stiftungscommissionen V oranschläge aufgestellt. S. 8. Den Intercalarfond 
und die übrigen allgemeinen kirchlichen Fonds verwaltet der katholische 
Oberstiftungsrath durch die hierzu aufgestellten Rechner. Der katholische 
Oberstiftungsrath wird aus Katholiken bestehen, die zur Hälfte von der 
Grossherzoglichen Regierung, zur Hälfte von dem Herrn Erzbischof gewählt 
und ernannt werden und sämmtliche beiden Theilen genehm sein müssen. 
Zum Vorsteher dieses Collegiums, der gleichfalls katholischer Religion seill 
muss, wird einerseits die Grossherzogliche Regierung, anderseits das Erz- 
bischöfliche Ordinariat solche l\Iänner vorzuschlagen befugt sein, welche von 
dem einen oder andern Theil zur Führung dieses Amtes für geeignet er- 
achtet werden. Derjenige wird das Amt führen, der sowohl "on dem Herrn 
Erzbischof als von der Grossherzoglichen Regierung in gegenseitigem Ein- 
verstãndniss gewählt und ernannt werden wird. Der V orsteher sowohl als 
die zu 
Iitgliedern des Oberstiftungsrathes gewählten Laien werden in del' 
Regel mit Staatsdienereigenschaft und zu diesem Behufe mit landesherrlicher 
Signatur angestellt werden. S. 9. Auf den V orschlag des katholischell 
Oberstiftungsrathes werden die Revisoren bei dieser Behörde und die Ver- 
walter der allgem
inen kirchlichen Fonds, soweit sie Staatsdienereigenschaft 
haben sollen, im gegenseitigen Einverständniss der Grossherzoglichen R.egie- 
rung und des Erzbischöflichen Ordinariats gewählt und mit landesherrlicher 
Signatur angestellt. Die AnsteUullg der Revidenten und Verwalter ohne 
Staatsdienereigenschaft steht dem Oberstiftungsrathe zu. Sie sowohl ab die 
mit Staatsdienereigenschaft anzustellenden Revisoren und Verwalter müssen 
Katholiken seine 
. 10. \Venn ein mit Staatsdienereigenschaft angestelltes 
l\Iitglied oder ein Beamter des Oberstiftungsrathes dem Erzbischöflichen 
Ordinariate oder wenn ein geistliches 
Iitglied dieser Stelle der Grossherzog- 
lichen Regierung gegründeten Alliass zur U nzufriedellheit geben sollte, so 
wird der betreffende Staatsdieller durch die Grossherzogliche Regierullg, der 
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betreffende Geistliche durch das Erzbischöfliche Ordinariat aus dem Ober- 
stiftungsrathe entfernt werden. s. 1 I. Der katholische Oberstiftungsrath 
führt die Aufsicht über die Venvaltung der Orts- und Distriktsstiftungen, 
der besetzten und erledigten Pfründen. Er prüft und genehmigt die V or- 
anschläge der Stiftungscommissionen für die Orts- 'Und Distriktsstiftungen, 
sowie Einnahmen und Ausgaben dieser Stiftungen, die in den V oranschlägen 
nicht vorgesehen sind. Die Rechnungen über die Verwaltung der Orts- 
und Distriktsstiftungen und der erledigten Pfründen werden durch ihn ge- 
prüft und verbeschieden. Er besorgt die Rechtsvertretung für das seiner 
Verwaltung unterliegende kirchliche Vermögen, sowie für das der kirch- 
lichen Orts- und Distriktsstiftungen. Die Aufsicht über die Verwaltung der 
Ortsstiftungen und der Pfründen wird der Oberstiftungsrath in den hiezu 
geeigneten Beziehungen durch die Erzbischöflichen Decane und die Gross- 
herzoglichen Bezirksãmter üben. s. 12. Für die allgemeinen Fonds stellt 
der Oberstiftungsrath, soweit thunlich, V oranschlãge auf, die von dem Erz- 
bischöflichen Ordinariate geprüft und bestãtigt und, sobald sie bestätigt sind, 
der Grossherzoglichen Regierung zur Einsicht und, soweit nöthig, zur Zu- 
stimmung mitgetheilt werden. Einnahmen und Ausgaben allgemeiner Fonds, 
die in den V oranschlãgen llicht vorgesehen sind, bedürfen der Genehmigung 
des Erzbischöflichen Ordinariats. Die Grossherzogliche Regierung ist von 
derartigen Verfügungen rechtzeitig in Kenntniss zu setzen und es ist f soweit 
nöthig, ihre Zustimmung einzuholen. s. 13. Für den Intercalarfond, den 
Breisgauer Religionsfond und die allgemeine katholische Kirchenkasse wird 
im Einverständniss des Erzbischöflichen Ordinariats und der Grossherzog- 
lichen Regierung ein bestimmter Vermögensbetrag als Grundstock festgestellt 
werden. Ueber den 
Iehrbetrag kann auf Antrag des Oberstiftungsraths 
oder nach eingeholtem Gutachten desselben das Erzbischöfliche Ordinariat 
innerhalb der Zwecke dieser Fonds verfügen. Die Grossherzogliche Regie- 
rung i
t von derartigen Verfügungen rechtzeitig in Kenntniss zu setzen und 
es ist, soweit nöthig, ihre Zustimmung einzuholen. 
. 14. Der Oberstiftungs- 
rath wird alljãhrlich sowohl dem Erzbischöflichen Ordinariate als der Gross- 
herzoglichen Regierung eine übersichtliche Darstellung über den Stand des 
Kirchenvermögens yorlegen. S. 15. Die Superrevision der von dem Ober- 
stiftungsrath geprüften Rechnungen wird, soweit sie zweckmãssig erscheint, 
von dem Erzbischöflichen Ordinariat geübt, oder auf den Antrag des Erz- 
bischöflichen Ordinariats der Grossherzoglichen Oberrechnungskammer über- 
tragen werden. S..I 6. SolI ein liegendes Kirchengut verãussert, oder in 
anderer 'Yeise der Grundstock eines kirchlichen Fonds verãndert, oder sollen 
Ertrãgnisse eines solchen Fonds zu einem der Stiftung nicht entsprechenden 
Zweck venvendet werden, so muss die Zustimmung der Grossherzoglichen 
Regierung dazu eingeholt werden. Ebenso muss die Zu
timmung des Erz- 
bischöflichen Ordinariates vorliegen. S. 17. Damit die Grossherzogliche 
Regierung sich von der Erhaltung und stiftungsgemãssen Verwendung des 
Kirchenvermögens überzeugen könne, werden ihr auf Verlangen die Ur- 
kunden, Akten und Rechnungen über die Fonds, die sie bezeichnen wird, 
zur Einsicht vorgelegt werden. s. 18. Zu den Verpachtungen über 9 Jahre, 
zu neuen stãndigen un4 zu unständigen Ausgaben, wenn Letztere den Be- 
trag von 50 fl. übersteigen, ist gleichfalls die Genehmigung des Erzbiscñi;f- 
lichen Ordinariats einzuholen. S. 19. Für die Orts- und Distrikts
tiftungs- 
commissionen, für die Verwalter erledigter Pfründen und fûr den Ober- 
stiftungsrath und die ihm untergebenen Verwalter werden Dienstinstructionen 
im Einverstãndniss des Erzbischöflichen Ordinariates und der Grossherzog- 
lichen Regierung erlassen werden. 
. 20. "Leber die Verwaltung gemischter 
Fonds, d. h. solcher, die theíls kirchlich, theils nicht kirchlich sind, üben 
sowohl die Grossherzogliche Regierung als das Erzbischöfliche Ordinariat 
die Aufsicht, welche Letzterem in Ansebung des Kirchenvermögens, Er
terer 
hinsichtlich des milden Stiftungsvermögens zusteht. 
.:2 I. Hinsichtlich der 
jährlichen oder sonst fortlaufenden Leistungen aus kirchlichen Fonds flir 
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Schul-, Kranken- oder Armenpflege sowie umgek
hrt hinsichtlich solcher 
Leistungen aus Gemeindemitteln, soweit die Grossherzogliche Regierung 
darüber Verfúgungsgewalt hat, oder aus milden Fonds für kirchliche Zwecke 
und hinsichtlich der Frage, ob Stiftungen als weltliche oder kirchliche zu 
betrachten seien, bleibt vorderhand der gegenwärtige Besitzstand unverändert, 
bis über Veränderungen das Einvernehmen zwischen der Staats- und Kirchen- 
behörde oder geeigneten Falls eine richterliche Entscheidung herbeigeführt 
worden ist. So beschlossen zu Karlsruhe in Unserem Staatsministerium, den 
20. November 1861. Friedrich. A. Lamey. Auf Seiner Königlichen Hoheit 
höchsten Befehl: Schunggart. 


C. 
llfinisterium des Imlern. Karlsruhe, den 5. 
ovember 1863. No. 1I,9 61 . 
Die Verwaltung des katholischen Kirchenvermö"gens betreffend. 
An die 4 Grossh. Kreisregierungen. Nach anher gelangten 
Iittheilungen 
gehen manche Grossh. Aemter von der Ansicht aus, dass die nach 
Iaass- 
gabe der Verordnung vom 20. November 1861 (Reg.-Bl. No. 52) bestellten 
katholischen Stiftungscommissionen nur die kirchlichen Localfonds zu ver- 
walten, für die weltlichen katholischen Stiftungen aber die früheren nach 
der Verordnung vom 21. November 1820 (Reg.-Bl. 1827 No. I) gewählten 
Stiftungsvorstände fortzubestehen haben. Diese Ansicht ist irrig, da die 
Bestimmung der Verordnung vom 21. November 1820, dass die kirchlichen 
und die weltlichen katholischen Ortsfonds von einer und derselben Com- 
mission verwaltet werden sollen, nicht aufgehoben ist, und die eingetretene 
Veränderung nur auf die Art und "\Veise der Bestellung derselben, so wie 
die Verwaltung des kirchlichen Vermögens sich beschränkt. Die Grossh. 
Kreisregierungen werden daher beauftragt, erforderlichen Falls die Aemter 
dahin zu verständigen, dass die nach 
Iaassgabe der Verordnung vom 
20. November 1861 (Reg.-Bl. No. 52) bezw. der von dem Erzbischöflichen 
Ordinariate im diesseitigen Einverständnisse erlassenen "\Vahlordnung vom 
13. 1Iai d. J. gebildeten Stiftungscommissionen, insolange der desfallsige 
staatliche Auftrag nicht zurückgezogen wird, auf die weltlichen katholischen 
Ortsfonds, diese jedoc h noch nach den V orschriften der erwähnten Ver- 
ordnung vom 21. November 1820 zu verwalten haben. II. Erzbischöflichem 
Ordinariate beehren wir uns mitzutheilen: Von Seiten der Grossh. Bezirks- 
ämter wird es als ein :ßIissstand empfunden, dass dieselben von der Er- 
nennung der Pfarrverweser, der Erzbischöflichen Decane, des Capitels- 
kämmerers, sowie von dem Ergebniss der "\Vahlen fúr die Stiftungscommis- 
sionen keine amtliche Kenntniss erhalten. Da diese fúr die Grossh. Bezirks- 
ämter nicht nur wegen der Verwaltung des katholischen Stiftungsvermögens
 
sondern auch wegen des sonst mit dies en kirchlichen Beamten nöthig fallen- 
den Gesc
äftsverkehrs von Interesse ist, so ersuchen wir "\Vohldasselbe die 
Anordnung zu treffen, dass den Grossherzoglichen Bezirksämtern jeweils 
eine amtliche Benachrichtigung von der Bestellung jener zugehe. Von der 
getroffenen dortseitigen Entschliessung erbitten wir uns gefållige N achricht. 
(gez.) A. Lamey. 



 CI. 
Erzbiscllöjliches Ordinariat. Freiburg, den 21. December 1865. NO.1 1,376. 
Die Aufsiellt Ûber die katholiscllen sog. nicllt kirclzlicllen Fonds betreffelld. 
Be s chI us s. Grossherzoglichem 
Iinisterium des Innern beehren wir uns 
ergebenst mitzutheilen: Gemäss 
. 21 und S. 27 der projectirten Verein- 
barung vom 13. l\-Iärz 1861, der dortigen Erläuterungen hiezu vom 6. Octbr. 
1861, sowie gemäss 

. 7 und 8 der Erklärung des diesseitigen Commissärs, S
. 6 
und 7 der Regierungserklärung und 

. 5 und 7 der dortigen Zusagen vom 

5. October resp. 5. November 1861 solI dem Herrn Erzbischofe bei Ver- 
äusserungen, Grundstocksveränderungen und bei dem Zwecke der katholischen 
Schul- und Stiftungsfonds nicht entsprechenden Verwendungen ::\Iittheilung 
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emacht werden, damit er sich von der Erhaltung und stiftungsgemässen 
Yerwendung derselben überzeugen könne. Eine solche l\Iittheilung über 
eine den katholiscben Studienfond Rastatt betreffende Veräusserung i
t 
uns nicht gemacht worden. In 
o. 299 der "Karbruher ZeituIlU"" '.0111 
1 7. d. 
I. wird das diesem katholischen Fond gehörende SchIösschen '\
agen- 
hofen bei Baden (Haw; nebst über 13 
Iorgen Grundstücke) zur Versteigerung 
ausgeschrieben. \Yir bitten Hochdasselbe, uns nähere 
Iittheilung über die 
Gründe zur fraglicben Veräusserung machen und den Kauf erst dann ge- 
llehmigen lassen zu wollen, wenn wir vorher darüber gehört worden sind. 
T. E. e. G. V. gez. Orbin. 


lJIinisteriu11l des Innern. Carlsruhe, den 5. Januar 1866. 1\0. 286. Die 
Aufsieht über die katllOlischen sog. niclzt kirclzliehen Fonds betr. 
Erzbischöflichem Ordinariate haben wir auf den Erlass vom 21. v. 1\1. 
K o. 11,376 ergebenst zu erwidern, dass wir wiederholt nur auf das bereits 
in unserem Erlasse vom 21. l\Iai 186.... No. 5504 Gesagte verweisen können. 
\\
ir sind hiernach nicht in der Lage, dem von 'N ohldemselben alllãsslich 
der den katholischen Studienfond in Rastatt betreffenden Verãusserung neuer- 
dings anher gestellten Ansinnen entsprechen zu können, sehen uns vielmehr 
wiederholt auszusprechen veranlasst, dass die desfallsige Deutung, welche 
die mit diesseitigem Erlass yom 5. November 1861 gemachten "Zusagen" 
der Grossh. Regierung fortwãhrend dortseits zu erfahren scheinen, eine irr- 
thümliche ist. Es war und konnte nie in unserer A bsicht gelegen sein f be- 
zügIich der Schulstiftungen irgend welche bindende Zusagen zu machen, die 
Grossh. Regierung hat sich im Gegentheil in Ziff. 6 (zu S. 7) des letzt- 
gellannten Erlasses ausdrücklich sowohl bezüglich des Schul- als des milden 
Stiftungsvermögens freie Yerfügung vorbehalten und nur hinsichtlich des 
letzteren die vorlãufige Anordnung zugesagt, dass, wenn ein liegendes Gut 
eines solchen Fonds verãussert würde, jeweils dem Ordinariate davoll l\Iit- 
theilung gemacht werden solIe. l\Iit dieser Zusage war aber auch, abgesehen 
von ihrer Beschrãnkung auf die milden Stiftungen, nach ihrem \Vortlaute 
und Zusammenhang lediglich nur die l\Iittheilung einer wirklich stattgehabten 
Yerãusserung, Grundstocksveränderung u. dergl. gemeint, die l\Iittheilung 
einer solchen, die erst bevorsteht bezw. beabsichtigt ist, kann dagegen hier- 
nach überhaupt nicht beansprucht werden. gez. A. Lamey. 


lJ.linistt?rÍll111 des IJlneY1l. Carlsruhe, den 24. Mai 1867 . No. 6577. 
Die Aufsieht über die Vt?rwaltung deI's. g. niclzt kirchliehen Fonds, hier die 
Veräusserung eines Grundstüeks des Studienfonds Rastatt betreffend: 
Erzbischöflichem Ordinariat beehren wir uns auf den gefälligen Erlass 
yom 9. 1. 
L K o. 4488-89 ergebenst zu erwidern: :pie von der Grossherzog- 
lichen Regierung unterm 5. November 1861 gemachten Zusag;n bezogen 
::,ich, abgesehen von den Vereinbarungen über kirchliche Gegenstände, nur 
auf das s. g. milde Stiftungsvermögen und enthielten nur Bestimmungell 
für die Dauer der damaligen Organisation. Ueber die Schulfonds konnte 
und wollte bei jenen Abmachungen nichts normirt werùen, \Vie Absatz 5 
der Zusagen klar ausdrückt. Dagegen ist dem confessionellen Charakter 
dieser Fonds in dem Gesetze vom 29. Juli 1864 und der Vollzugsverordnung 
'\om 30. August 1864 aIle Rücksicht getragen und sind diese Bestimmungen 
auch in den Gesetzentwurf über den Elementarunterricht aufgenommen. 
Diese Normen beschränken sich aber auf das fur die Zwecke des Elcmentar- 
unterrichts bestimmte Vermögen. Hinsichtlich der Fonds für l\Iittelschulen 
ist für die untere Verwaltung eine Aenderung überhaupt nicht getroffen 
worden, nur die Befugnisse der beiden Oberkirchenriithe gingen nach 
. 3 
lit. b der landesherrtichen Verordnung vom 12. August 1862 s. Z. an den 
Grosshcrzoglichen Oberschulrath über. \Vohldasselbe hat über die Yer- 
w...tItung dieses Vermögens, soweit es katholisch confessionell i
t, nie l\Iit- 
theilungen erhalten, die Kirchen behörde hat in dieser Hinsicht nie Rechte 
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ausgeübt und nie Zusagen empfangen. Die Zweckbestimmung soIcher Fonds 
ist übrigens geschützt ,durch 
. 20 der Verfassungsurkunde, und der con- 
fessionellen N atur dieses Vermögens, wo diese nachgewiesen 'erscheint, wird 
durch die Zusammensetzung des Verwaltungsraths nach 
Iaassgabe der landes- 
herrlichen Verordnung vom 10. April 1833 jeweils Rechnung getragen. 
'Vir bedauern daher dem Ersuchen 'Yohldesselben vom 17. :\Iai v. J. 
No. 4051 keine Folge geben zu können. JoHy. 


CIL 
Erzbìschöftìches Ordinariat. Freiburg, den 6. December 1866. No. 9874. 
Erlass Grossherzoglichen 
Iinisteriums des Innern vom 22. v.:\1. No. 14,809. 
Die Arme-Studentenkasse in Bruchsal betreffend: 
Grossherzoglichem )Iinisterium des Innern beehren wir uns ergebenst 
zu erwidern: In den Documenten ij.ber die Vereinbarung vom 25. October 
resp. 2. und 5. N ovem ber 1861 ist klar ausgesprochen, dass: 1. "Die katbo- 
lische Religionsgesellschaft im Besitze und Genusse der für ihre Cultus-, 
Dnterrichts- und. 'Yohlthätigkeitszwecke bestimmten AnstaIten, Stiftungen 
und Fonds bleiben soHe", 2. "die Grossherzogliche Regierung hinsichtlich 
des katholischen milden (Schul- und übrigen) Stiftungsvermögens dem Erz- 
bischöflichen Ordinariate dieselben ::\Iittheilungen machen werde, weIche ihr 
bezüglich des Kirchenvermögens" nach den 
S. 12, 14, 17 der Verordnung 
vom 20. November 1861 "zu machen sind". 3. Insbesondere "werde dem 
Erzbischöflichen Ordinariat jeweils J\Iittheilung gemacht werden, wenn ein 
liegendes Stiftungsgut veräussert oder in anderer "\Yeise der Grundstock einer 
Stiftung verändert, oder wenn Erträgnisse derselben auf eine ihren Zwecken 
nicht entsprechende 'Yeise verwendet werden sollen. Ha1te das Erz- 
bischöfliche Ordinariat eine solche l\Iaassregel nicht für gerechtfertigt, so 
stehe es ihm frei, Beschwerde zu erheben." Die erste Zusicherung ist im 

. 4 der Erklärung des diesseitigen Commissärs vom 25. October 1861 und 
im 
. 3 der darauf erfolgten Regierungsentschliessung vom 5. November 
1861, die zweite und dritte im 
. 21 der projectÍ1ten Vereinbarung VOlU 
13. )Iärz 1861 wörtlich enthaIten. "Tie aus 
. 7 jener diesseitigen Er- 
Idärung hervorgeht, ist dieser 
. 2 I in die 

. 5 und 6 der Regierungs- 
zusagen aufgenommen worden. Diese Bestimmung entspricht auch den be- 
treffenden Bestimmungen der römischen Convention von 1859, deren wesent- 
licher Inhalt ja nicht aufgehoben werden soUte. Ausserdem hat aber die 
Grossherzogliche Regierung in Aussicht gesteHt, sie wolle erwägen, ob das 
katholische s. g. nichtkirchliche Vermögen der Aufsicht des katholischen 
Oberstiftungsraths unterstellt werden könne, und es solIe uns eine Vertretung 
bei den betreffenden Verwaltungsbebörden eingeräumt werden. Diese beiden 
letztern Zusagen wurden von der l\lodalität einer neuen Verwaltungs- 
organisation abhängig gemacht. Solches war aber mit den oben sub 1 bis 
inc!. 3 envähnten rechtsverbindlichen Zusicherungen durchaus nicht der 
Fall. Der
. 8 der citirten Erklärung unseres Commissãrs vom 25. October 
1861 spricht es ja gegenüber der Grossherzoglichen Staatsregierung aus, dass 
von Hochdieser versprochen wurde, es soUen "auch bei einer neuen Or- 
ganisation der Schul- und Stiftungsvermögens-VerwaItung die (drei oben er- 
wähnten) dem Erzbischöflichen Ordinariat zugesicherten l\Iittheilungen uncl 
Befugnisse fortan eingeräumt bleiben". Im
. 7 der hierauf erfolgten Ent- 
schliessung der Grossherzoglichen Staatsregierung vom 2. November 1861 
behäIt sich Hochdiese nur vor, "die Form zu bestimmen, wodurch ihrer Zu- 
sage bei Aenderung der Organisation Genüge gethan werde". Es versteht 
sich auch von selbst, dass soIche Bestimmungen eines zweiseitigen Vertrags 
nicht dem Belieben Eines der Contrahenten überlassen werden, der s. 5 der 
Regierungszusagen nur so interpretirt werden dürfe, class er eine und zwar 
eine dauernde \Virkung hervorbringe. So haben wir in unsern Erlassen an 
Hochdasselbe vom 6. November 1862 
o. 11,630, 19. Februar [863 No. 1852, 
18. Februar, 17. )Iärz, 16. Juni und II. August 1864 No. 1555, 2472, 5
96 
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und 7236, endlich yom IS. 
lärz und 17. 11ai d. J. No. 2181 und 4051, die 
Aufsicht über die katholischen s. g. nichtkirchlichen Fonds betreffend, stets 
nachgewiesen, dass uns auf Grund der berührten Vereinbarung, und zwar 
auch nach der neuen Venvaltungsorganisation, die oben sub 1-3 erwähnten 
Rechte zustehen, und dass uns die fraglichen 1Iittheilungen vor einer de- 
finitiven Entschliessung zu machell seien. Die Richtigkeit dieser unserer 
Auffassung hat die Grossherzogliche Regierung nicht zu widerlegen ver- 
mocht. Desshalb und da Verträge redlichen Vollzug erfordern, dürfte es 
nicht mehr yon der Erwägung Hochderselben allein abhängen, ob, resp. in 
wie weit diese Vereinbarung, wie wir sie oben urkundlich dargestellt haben, 
zu vollziehen sei. \Vürde diese Vereinbarung nicht bestehen, so hätte kraft 
positiven Rechts die Grossherzogliche Regierung ausser der allgemeinen 
Aufsicht kein Recht auf katholische Stiftungen. 'Vir haben schon wieder- 
holt dargethan, dass die katholischen milden Stiftungen nicht bloss den 
Zweck haben, fúr das leibliche, sondern hauptsächlich für das religiöse 
'Vohl der Katholiken zu sorgen, dass sie zum Kirchenvermögen gehören. 
Es gaIt denn auch stets als eine Bedrückung der freien Religionsübung, 
wenn solche confessionelle Stiftungen der Einwirkung der kirf:henverfassungs- 
mässigen Vertreter einer Confession entzogen wurden. So lange aber die 
katholische Confession im Lande existenzberechtigt ist, muss auch deren 
Kirchenbehörde als Hue Vertretung geachtet werden. N ach den bestehenden 
Grundsätzen des Rechts erübrigt daher zur Zeit nur, entweder der I
irche 
ihre weit grösseren gemeinrechtlichen Befugnisse zu restituiren, oder endlich 
dieses U ebereinkommen zu vollziehen. Das letztere gewährt der I
irche 
ohnehin nur dasjenige :Minimum von Rechten, welches im Interesse der 
Zweckerhaltung der Fonds, im dortseitigen und in dem der Katholiken 
liegt. Auf deren Ausübung kann, darf und wird' auf die Dauer kein katho- 
lischer Bischof verzichten. Dell vorliegenden Fond anlangend, so haben 
wir theilweise schon dargethan, theils hoffen wir, (wie im diesseitigen Er- 
lass yom 20. v. 
l. erwähnt wurde) nachzuweisen, dass diese Stiftungen ein 
Knabenseminar-, also kraft 
. 12 des Gesetzes vom 9. October 1860, ein 
kirchlicher Fond sei. Jedenfalls kann dieser Fond als katholische Stiftung 
rechtlich einer nichtkatholischen Venvaltung ohne :Mitwirkung der Kirche 
llicht anvertraut werden. 'Vir bitten Hochdasselbe: diese thatsächlichen 
und Rechtsverhältnisse einer Prüfung geneigtest unterziehen zu wollen, urn 
daraus dis U eberzeugung zu gewinnen, dass die endliche Regelung dieser 
und anderer streitiger Fragen durch den loyalen Vollzug der berührten Ver- 
einbarung bewirkt werden könne. 'Vir glauben einerseits unsere PBicht 
gegenüber der Kirche zu erfüllen, anderseits unser aufrichtiges Entgegen- 
kommen zu bethätigen, wenn wir hiernach an Hochdasselbe die Bitte stellen: 
Entweder den status quo der katholischen Verwaltung dieses Fonds aufrecht 
erhalten zu wollen bis über dessen Rechtssubject entschieden sein wird, 
oder unsern frühern V orschlag zu acceptiren, wornach die Arme-Studenten- 
kasse in Bruchsal als eine katholische Stiftung einstweilen der Aufsicht 
des Grossherzoglichen Oberschulraths untersteIlt, dagegen dieser Behörde 
sofort yon dortseits aufgegeben werde, die kraft des Uebereinkommens von 
1861 uns zustehenden Rechte in Vollzug zu bringen. I. E. e. G. V. 
gez. Orbin. 


CIII. 
Note über das nicht kirclzliche Ver11lò"gelz. 1m Hin blicke auf die bebufs 
der Regelung der Angelegenheiten der katholischen Kirche im Grossherzog- 
thum Baden heute abgeschlossene Convention beehren sich die unterzeichneten 
Bevollmächtigten Seiner Königlichen Hoheit des Grossherzogs von Baden, 
Seiner Eminenz dem Henn Cardinal von Reisach, Bevollmãchtigten Seiner 
Heiligkeit des Papstes, im Kamen ihrer hohen Regierung zu erklären, dass 
diesel be dem Herrn Erzbischof von Freiburg auf Verlangen Einsicht von 
U rknnden und Rechnungen, welche das llicht kirchliche katho1ische Stiftungs- 
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vermögen betreffen, geben werde, damit er sich von der Erhaltung und 
stiftungsgemässen Verwendung dieses Vermögens überzeugen könne, und 
dass auf etwaige gegründete Bemerkungen, welche der Herr Erzbischof in 
dieser Beziehung vortragen wird, Abhilfe erfolgen werde. Bei diesem An- 
lasse freuen sich die ergebenst Unterzeichneten f Seiner Eminenz den Aus- 
druck ihrer ausgezeichnetsten Hochachtung und Verehrung zu wiederholen. 
Rom, den 28. Juni 1859. (gez.) Freiherr von Berckheim, Gr. Bad. ausser- 
ordentlicher Gesandter und bevollm. :\Iininister beim hI. Stuhle. (gez.) Dr. 
Fr. C. Rosshirt, Gr. Bad. Oberhofgerichtsrath und Bevollmächtigter. Seiner 
Eminenz dem Herrn Cardinal von Reisach, Bevollmächtigten Seiner Heilig- 
keit des Papstes. 


CIV. 
Jl,finisterium des Innern. Karlsruhe, den 8. Februar 1867. No. 1948. 
Die Natur und den Zweck des Landeshosþitalfonds in Bruchsal betreffend. 
Katholischem Oberstiftungsrath wird auf den V ortrag vom 1. 1. l\Its., 
No. 2400 eröffnet: :Man hätte erwartet, dass der katholische Oberstiftungs- 
rath dem ihm ertheilten Auftrag sofort nachkommen werde, da es sich dabei 
lediglich urn den V ollzug des S. 8 Z. I der V ollzugsverordnung zum Ver- 
waltungsgesetz und der bezüglichen Entschliessungen aus Grossh. Staats- 
ministerium handelt. 'Venn statt dessen der katholische Oberstiftungsrath, 
obgleich er die weltliche Natur der. fraglichen Stiftungen dem Erzbischöfl. 
Ordinariat gegenüber selbst anerkannt hat, der Ausfolgung aus Gründen 
entgegentreten zu sollen giaubt, weiche der confessionellen N atur dieser 
Stiftungen und einem behaupteten Rechtsanspruch des katholischen Con- 
fessionstheils auf die Verwaltung der nicht kirchlichen katholischen Stif- 
tungen entnommen sind, so kann der desfallsigen V orstellung schon darum 
keine Foige gegeben werden, weil der katholische Oberstiftungsrath damit 
cin Gebiet betreten hat, das ausserhalb seiner Zuständigkeit liegt, da ihm 
durch die ]andesherrliche Verordnung vom 20. November 1861 nur die Ver- 
waltung der allgemeinen kirchlichen Fonds und die Aufsicht über die 
Verwaltung der kirchlichen Orts- und Distriktsstiftungen und der Pfründen, 
keineswegs aber die Vertretung des katholischen Confessionstheils gegen- 
über der Regierung im Allgemeinen und namentlich in Bezug auf das nicht 
kirchliche katholische Stiftungs -VE:rmögen übertragen ist. l\Ian muss hier- 
nach den ertheilten Auftrag lediglich wiederholen und erwartet dessen 

ngesäumten Vollzug. (gez.) Jolly. v. Dusch. 'Vinnefeld.l 
ev. 
Erzbischöjliches Ordinariat. Freiburg, den 22. November 1866. No. 9+54. 
Die Natur und den Zweck des LandeshosPitalfonds in Bruchsal betreffend. 
Beschl uss. Grossherzoglichem l\1inisterium des Innern beebren wir 
uns mit Bezug auf unsern Erlass vom 15. d. l\tI., No. 9248, die erst auf- 
gefundenen, diesseitigen Akten, in 5 Convoluten bestehend, rem. salvo er- 
gebenst mitzutheilen. 'Vir glauben durch diese Documente, aus welchen 
wir in Nachstehendem einen Auszug beifügen, Hochdemselben die Ueber- 
zeugung zu verschaffen, dass die obige Stiftung ihrem Ursprung, ihrem 
Z weck und ihrer Verwaltung gemäss eine katholisch - kirchliche Stiftung ist. 
Bekanntlich wurden die piae causae, wozu unstreitig die Spital- und Armell- 
fonds gehören, kraft positiven Rechts bis in die neueste Zeit, also zur Zeit 
der Errichtung obiger Stiftung als kirchliche Fonds in der Regel betrachtet 
und standen sie unter der Leitung des Bischofs. \Vie aus act. II. 4+, c. 
IV. 32, act. IV. 34, Paul. 1. Cor. IX. 7, Rom. XV. 25, Galat. II. 10, Euseb. 
lib. IV. c. 23, Thomass. vet. et novo eccles. discip1. p. III. 1. I. c. 16. Ii. 
1. III. C. 26 hervorgeht, war die Sorge für die Armen und Kranken schon 
in der ersten christ1ichen Zeit eine der ersten Pflichten der Kirche, der 
Bischöfe. Das Kirchenvermögen war bis zur l\Iitte des ersten J ahrtausends 
.ungetheilt für die kirchlichen und der N othleidenden Bedürfnisse bestimmt. 


, 
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(c. 30 C. 12 q. 3 c. 1:2 q. I. :2.) Hiernach, wie gemäss der þis in die neueste 
Zeit bestehenden, positiv-rechtlichen Bestimmungen gehörte das Vermögen 
der Armen- und Krankenstiftungen zum Kirchen vermögen und stand unter 
der Leitung, Verwaltung, Rechtsvertretung und Verwendung des Bischofs 
der Diöcese. Tit. Cod. de episc. et cler., Cap. Car.)1 1. 1. tit. 83. 1. VI. 
c. :285., c. 3 ff. de relig. dom., Clem. 2 eod., Conc. Trid. sess. 23 c. I. 8. 9, 

ess. 7 C. 15, sess. 25 c. 1 und 8 de ref. Instr. Pac. Osnabr. art. V. 
. 25. 
Die J urisprudenz hielt bis in die neueste Zeit dieses positive Recht der 
Kirche aufrecht. So erklären ausser )lolina und Soto (de justit. et jure 
Tr. II. disp. 13-1-, :247, lib. IX. quo 3. art. :2) der protestantische Canoni
t 
J. H. Böhmer, jus eccI. Protest. 1. III. tit. IV. 
. VIr" sqq. tit. V. s. XIV, 
XXIII, XXIV und XXVI, der protestantische Publicist Carpzov jurisprud. 
consi
t. 1. III. def. 3:28 und IS sqq. und sogar van Espen jus eccI. univ. 
t. II. p. I sqq., sect. IV. tit. II. c. 10 die piae causae, die Hospitalia, 
eleemosyna, stipendia, "eorumque bona" zu den "res et bona ecclesiae". 
oder, wie Böhmer sagt, "esse in patrimonio Ecclesiae". "Episcopi piorum 
locorum sunt dispensatores, amplam habent potestatem visitandi Hospitalia 
aliaque loca pia, eorum administratores urgentes ad reddendam singulis 
annis rationem - Ordinario. _t.\.uctoritatem habent in bona illorum locorum, 
consensus Episcopi necessarius est in alienatione." Diesem damals gelten- 
den, gemeinen Rechte, wonach überhaupt die 'Verke der christlichen Liebe 
der Kirche überlassen wurden, entsprach vorliegende StiEtung. Schon in 
dem hier beiliegenden Circular des BischoEs Damian Hugo an die Bischöf- 
lichen Decane vom 2:2. Februar 17:29 wird der Zweck des Spitals dahin 
definirt, dass dadurch das göttliche Gebot der Nächstenliebe, also ein reli- 
[
iöser, kirchlicher Zweck erf"ullt werden sone. Die PEarrer sol1en dem 
Ordinarius, dem kirchlichen Leiter dieser kirchlichen Anstalt, Fromme und 
arme Katholiken zur Aufnahme in's Spital vorschlagen. Die gleiche General- 
,-erfügung erfolgte am 23. Februar 1774 durch den BischöBichen "Geist- 
lichen Rath" (Ordinariat). Der kirchliche Zweck dieser nach dem "Status" 
vom 2{. September 1770 im Jahre 17:23 vom Bischof, Cardinal von Schön- 
born gestifteten Anstalt wird in diesem Status und dem beiliegenden Ent- 
wurf oder Concept des Stiftungsbriefs dahin bezeichnet: "Der BeweggruncI 
hiezu war die Lieb des K ebenmenschen, das Ziel: Arme zu ernähren uncI 
d urch vorgeschriebene, hey lsame Le bens - Reguln desto sicherer zu ihrem 
Erschaffungsziehl zu leiten." Der Bischof will die göttliche V orschrift der 

ächstenliebe, "noch mehr aber" seine PBicht "als ein Bischof nach gött- 
lichem BefeIch" erfüllen. Diesen kirchlichen Zweck habe der Stifter (BischoH 
Gott "vorgelegt, auch die )lutter der Barmherzigkeit angerufen", damit 
cIiese Stiftung "zu der göttlichen Ebr, des negsten Heyl eingeführt werde". 
Dieser Zweck ist aber gerade der der Kirche. In dem Referat des geist- 
lichen Raths Linz vom 14. September 1772 wegen Verlegung des Spitals 
von Bruchsal nacb _\.1tenbürg wird als Grund der Transferirung bemerkt: 
die Pfründner könnten hier besser sittlich gepflegt werden und "Gott ruhiger 
dienel1, haben die Kirch in der Xähe und immer einen besonderen Geist- 
lichen bei sich". Die hierauf folgende, bei den Acten: Versetzung des 
Landeshospitals van Bruch
al nach Altenbürg betreffend, im Original und 
in Abschrift sich befindliche, BischöBiche Stiftungs- Urkunde vom I. October 
177 2 besagt: "U nserer Geistlichen Rathsstelle haben 'Vir aufgetragen, in 
Prüfung zu ziehen, ob aus Bischötlicher ::\Iacht das Spital anders wohin ver- 
legt werden könne." Der Bischof erklärt die Stiftung .als eine res sacra, 
als eine "heilige", also kirchliche Sache, die Pfründner' sonen "eine geist- 
liche Lebensart" führen. Er schreibt die täglichen Gebete derselben, das 
katholische Rosenkranzgebet, den Besuch der heiligen )[esse im Spital, wie 
in den andern "frommen Versammlungen" d. h. kirchlichen Yereinen vor. 
In der Bischöflichen Instruction für den SpitaIcuraten vom 19. December 
Iii5 wird der kirchliche Zweck und Charakter dieser Stiftung und Anstalt 
noch präciser dahin au
gesprochen: .,'Vir habell mit der Einrichtung clt;-: 
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Spitals un sere absichten dahin gerichtet, dass die pfründner in ihren nun- 
mehro betagten jahren sich alleinig auf das Heyl ihrer seelen legen und 
solches ohne weitere sorge für das zeitliche alleinig besorgen können. Daher 
haben Wir denselben einen besondern, auf das heyl ihrer seelen wachenden 
Geistlichen zugewendet, dessen obliegenheit seyn solI, vorzüglich auf ihr 
geistliches, demnächst auf ihr zeitliches wohl zu sorgen". Die Pfründner 
sollen in dieser kirchlichen Anstalt ein religiöses Leben führen, "gläubige 
Katholiken" sein, öfters die Sacramente empfangen, täglich die heilige 
Iesse 
hören und gerneinschaftlich die täglichen, katholischen Gebete verrichten. 
Die Stiftung ist also, als kirchlicher Verein, ihrem kirchlichen Charakter 
und Zweck gemäss eine kirchliche. Sie ist es aber auch wegen ihres kirch- 
lichen U rsprungs. Sie wurde von dem Bischof Schön born gestiftet und 
kirchlich bestätigt, und ihr zweiter Stifter ist wieder ein Bischof. N ach den 
darnals bestandenen Rechtsgrundsätzen gehören die von dem Bischof be- 
stätigten resp. erigirten Spitalstiftungen unstreitig zum Kirchenvermögen. 
,Vie aus dem berührten Status von 1770 und der beschriebenen, wohl 
ursprünglichen, Errichtungs-Urkunde von 1723 (?) hervorgeht, wurden die 

Iittel zu dieser Stiftung aus der mensa Episcopi und kirchlichen Opfern 
und Strafen, "aus der Cassa des Cardinals, dem Dreikönigsopfer, aus jähr- 
lichen Beiträgen des Bischofs, aus Pfründetaxen und Strafgeldern", also aus 
kirchlichen :àIitteln genommen. Die fragliche Verwendung konnte nach 
bestehendem Recht die kirchliche N atur dieser Vermögenstheile nicht 
alteriren. Die Leitung der Anstalt und der Verwaltung, Verwendung und 
Rechtsvertretung ihres Vermögens stand lediglich den kirchlichen Behörden, 
dem Bischofe, dem Generalvicariat, Geistlichen Rath, später Geistlichen 
Referendariat zu. Nach der Bischöflichen Stiftungs-Urkunde von circa 1723 
solI die Spitalstiftung: "sub nostra et successorum nostrorum inspectione", 
also unter Bischöflicher Leitung stehen. Aus dem Geistlichen Raths-Protokoll 
vom 10. :àIärz. und 21. Juni 1734 geht hervor, dass diese kirchliche Behörde 
die Aufsicht über die Spitalstiftung führte und über die Aufnahme in diese 
Anstalt verfügte. Die in den Acten: Aufnahme in das Landeshospital und 
Almosen betreffend, enthaItenen Bittschriften und Decrete z. B. vom I. Decbr. 
17 66 , 16. Januar, 27. Februar und 4. September 17 6 7, 7. Juli 1768, 13. Aug. 
1771, sowie das Vicariatsprotokoll vom 2. l\Iärz und 7. November 1768 
beweisen, dass nicht die weltliche, sondern lediglich die Bischöfliche geist- 
liche Regierung (das Generalvicariat oder der Geistliche Rath) das Spital 
und dessen Vermögen leitete, über die Aufnahme in dasselbe, über Unter- 
stützungen verfügte f die Decreturen auf dieses Vermögen ertheilte. Die auf 
dies en Fond bezüglichen Einläufe wurden vom Bischof "ad vicariatum" 
verwiesen und im "proto collum jurisdictionis Consistorii Ecclesiastici Spi- 
rensis" verbeschieden. Die Verfügungen hierwegen wurden ausgefertigt: 
"ex mandato Reverend. Consilii Ecclesiastici". Die öffentlichen Behörden 
wendeten sich wegen der Leitung und Verwaltung des Spitals und Spital- 
fonds an das Generalvicariat oder an den Geistlichen Rath, unà von dieser 
Kirchenbehörde erfolgte die Entscheidung, so z. B. wegen Schuldnachlass 
(Eingabe vom 3. l\Iai 1769 und decret. consil. eccles. vom 4. :ßlai 1769, 
wegen Aufnahme in's Spital der Stadtrath von Deidesheim am 27. Juli 1771 
und Decret vom 27. Juli 1775). Wie aus dem Document vom 29. Septbr. 
1772 hervorgeht, wurden die Rechnungen und U eberschläge des Fonds dem 
Geistlichen Rath vorgelegt. Das erwähnte Referat des Geistlichen Raths 
Linz vom 14. September 1772 bemerkt, der Bischöfliche Stifter habe gewollt, 
dass seineStiftung "sub speciali inspectione fundatoris et successorum" stehe, die 
"Pfründner stünden aber auch in Altenbürg unter den Augen" des Bischofs, 
der sich dort viel aufhalte, "und noch dazu einen besondern Geistlichen 
aufstelle". In der berührten Erections- Urkunde vom I. October 1772 ist 
ausdrücklich stipulirt: "die Art der Administration sei den N achfolgern im 
Bischthum überlassen". ,Vie aus dem Erlasse des Grossh. Katholischen 
Kirchendepartements vom 22. October 18H ersehen werden kann, stand die 
Friedberg, Der Staat u. d. Kirche. 3 0 
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Leitung dieser Stiftung bis 1803 dem Geistlichen Rath. hierauf der katho- 
Eschen Kirchensection resp. derjenigen Behörde zu, welche das katholische 
I
irchenvermögen verwaltete. Gemäss der citirten Stiftungs-Urkunde, dem 
Geistlichen Raths-Protokoll vom 29. September 1772 und 17. October 1773, 
endlich der citirten Instruction für den Spitalgeistlichen vom 19. December 
1775 solI dieser "im Spitahl wohnen und sowohl die Seelsorg, als auch das 
Oeconomicum und die Haltung gebührlicher Tagsordnung, die Ordnung im 
Spital besorgen. Er solI auf das geistliche, demnächst auf das zeitliche 
wohl" der Spitalpfründner sorgen. Der Spitalgeistliche hat stiftungsgemäss 
die Verwaltung des Spitalfonds unter der Leitung des "geistlichen Referen- 
dariats". Aus den erwähnten Documenten, wie aus den citirten Acten: 
Armenaufnahme in das Landeshospital - geht unwiderleglich hervor, dass 
in diese _ Anstalt nur Katholiken aufgenommen wurden und vermöge der 
statutenmässigen Obliegenheiten der "Pfründner" aufgenommen werden 
konnten. So dürfte es wohl unzweifelhaft sein, dass diese Stiftung gemäss 
den hier resp. zur Zeit der Errichtung derselben maassgebenden positiven 
Bestimmungen, gemäss dem ausdrücklichen 'Villen der Stifter, nach ihrem 
Charakter, Zweck, ihrer kirchlichen Leitung und Verwaltung, endlich im 
Hinblick auf ihre katholisch-kirchliche Genussberechtigung und Verwendung 
c.in Bischöflich bestätigter, katholisch - kirchlicher Fonds sei. Ohne Ver- 
letzung des bestehenden Rechts, der verfassungs-mässigen und der Bestim- 
mungen des 
- 5 ff., 21 der Verordnung vom 20. November 1861 kann also 
diese Stiftung nicht der katholischen Verwaltung entzogen oder als eine 
nichtkirchliche erklärt werden. Angesichts dieser Nova dürfte es die Rück- 
sicht auf die Autorität, das Recht und den Frieden Hochdemselben räthlich 
erscheinen lassen, diese Frage nochmals zu prü[en. Das factische V orgehen 
scheint uns besonders in diesem FaIle nur geeignet zu sein f grössere Schwierig- 
keiten und Beunruhigung der Katholiken hervorzurufen. Dagegen dürfte 
unser V orscblag vom IS. d. :1\1. , No. 9248, bei beiderseitigem Entgegen- 
kommen zu einer friedlichen, auch den dortigen 'Vünschen entsprechenden 
Regelung aller dieser Fragen führen. 'Vir wiederholen desshalb die Bitte, 
einstweilen die Verwaltung auch dieses Fonds in statu quo belassen und 
die Erledigung dieser Sache der gemeinschaftlicben Commission überlassen 
zu wollen. I. E. e. G. V. gez. Orbin. 


CVI. 
E'1"zbischöjliches Ordinaria!. Freiburg, den 28. Februar 1867. No. 1726. 
Die Na!ur und den Zwetk des Landeshosþital- f des rYaisen-, des Barmherzigen 
Brüder- und Schwes!ern-Fonds Bruchsal be!reffend. 
Be s chI u s s. GrossherzogJichem 1\Iinisterium des Innern beehren wir 
uns ergebenst mitzutheilen: "Tir haben Hochdemselben wiederholt nach- 
gewiesen, dass nach dem bestehenden Rechte und der im III. badischen 
Organisations - Edict noch anerkannten Rechtsvermuthung die katholisch- 
milden Stiftungen zum Kirchenyermögen gehören und dass die fraglichcn 
Fonds kirchliche, katholische Fonds sind. Es ist unbestritten, dass diese 
Bischöflichen Stiftungen bis 1803 rein katholischen resp. ldrchlichen Zwecken 
dienten, insbesondere dass sie bis dorthin von der katholischen Kirchen- 
behörde, hierauf von der katholischen Kirchellsection, dem katholischen 
Oberkirchen- und Oberstiftungsrath verwaltet wurden. Es ist unbestritten, 
dass diese Fonds bis jetzt im katholischen Besitze und Genusse, in der 
daraus abfliessenden katholischen Verwaltung waren und sind. Es ist end- 
lich ullbestritten, dass diese Stiftungen erst nach der Reformation entstanden 
sind. Gemäss den oft citirten Bestimmungen des westphälischen Friedens, 

. 20 des III. Organisations - Edicts von 1803, 
. 9 des I. Constitutions- 
Edicts van 1807, 
. 20 der Verfassungs-Urkunde, 
. 6 der Verordnung vom 
10. April 1833, S. I, í des Gesetzes vom 9. October 1860 
nd nacho der 
Vereinbarung vom 25. October und 2. November 1861 solI "dle kathohsche 
Religionsgesellschaft im Besitze und Genusse, also in dem Besitze der Ver- 
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waltung der für ihre Cultus- . . . und \Vohlthätigkeits-Zwecke bestimmten 
Anstalten und Stiftungen verbleiben". Es ist Hochdemselben bekannt, 
we1che Rechtsbeschwerden die baden-badischen Katholiken im vorigen Jalu- 
hundert erhoben haben, weil die 1\Iarkgräfliche Regierung die katholischen 
Stiftungen durch akatholische Behörden verwalten lassen wollte. Seit jener 
und bis in die neueste Zeit erkannte die Grossh. Regierung stets an, dass 
die confessionellen Stiftungen nur durch Angehörige der betreffenden Con- 
fession zu verwalten seien. So sprach Z. B. das dortseitige Erkenntniss vom 
20. Januar 1835 No. 418 die \Vahl der Stiftullgscommission des Spitals 
Constanz aus, dass diese roilde Stiftung nur durch Katholiken zu verwalten 

ei. Die fraglichen Stiftungen sind katholische Districtsstiftungen. Die 
l1Ìezu gemäss 
. 22, 44 des X. und II. B. 1 ff. des VI. Organisations-Edicts 
und stiftungsgemäss berechtigten Katholiken in den ehemals Bischöflich 
.speier's-chen Landen und den Aemtern Phi1ippsburg, vViesloch (\Yaibstadt) 
sind zu dem Verlangen berechtigt, dass diese Stiftungen entweder kraft S. 6 
<ler Verordnung vom 20. November 1861, verglichen mit der Verordnung 
vom 30. December 1862, No. 15,936, durch eine kathol. Districtsstiftungs- 
commission oder durch eine andere katholische Behörde verwaltet werden. 
\Vir wiederholen, dass wir einstweilen die Aufsicht über diese Stiftungen der 
Grossh. Regierung zu überlassen geneigt sind und nur die in unserm Erlasse 
yom 6. December v. J., No. 9874, die Armen-Studentenkasse Bruchsal be- 
treffend dargelegten, vertragsmässigen, kirchlichen Befugnisse hierwegen bis 
zur näheren Feststellung beanspruchen. Der katholische Religionstheil ist 
.aber urn so mehr befugt, den Fortbesitz der katholischen Verwaltung dieser 
katholischen Fonds zu beanspruchen, weil der Staat gar kein Recht ausser 
der allgemeinen Aufsicht über dieselben hat, weil der Staat nicht zugleich 
staatliche, katholische und protestantische Rechte und Vermögen vertreten 
resp. verwalten kann. V.
ie aus dem Erlasse Evangelischen Oberkirchen- 
raths vom 4. V. 1\1. No. 96 hervorgeht, verwaltet diese Stelle mit Recht den 
evangelischen Districtswaisenfond, dessen im 
. 39 X. Organisations-Edicts 
Erwähnung geschieht. Die kathol. Vertretung ist desshalb auch berechtigt, 
den im 9. 43 desselben Edicts der katholischen Behörde anvertrauten, frag- 
lichen Fond zu verwalten. Die Katholiken hätten end1ich keinerlei Garantie 
für die stiftungsgemässe Erhaltung und Verwendung dieser katholischen 
Stiftungen, ihrer confessionellen Rechte, wenn eine nichtkatholische Staats- 
behörde ohne jede katholische l\-litwirkung katholisches Vermögen venvalten 
würde. Diese Rechtsverhältnisse und die Rücksicht auf die so feierlich 
garantirten Rechte der Katholiken bestimmten die Grossh, Regierung auch 
im Jahre - 1861 die Verwaltung der fraglichen katholischen Fonds nicht 
der Kreisregierung zu übertragen. Desshalb wurden die fraglichen Fonds 
im dort- und diesseitigen Einverständnisse der Verwaltung des Katholischen 
Oberstiftungsraths insolange wenigstens anvertraut, bis diese Angelegenheit 
im Wege der Verständigung zwischen Hochdemselben und uns oder durch 
richterliches Urtheil erledigt sein wird. \Veder das Eine noch das Andere 
ist bis jetzt erfolgt. Der Katholische Oberstiftungsrath ist also uns und den 
berechtigten Katholiken gegenüber verpflichtet, den Besitzstand der katho- 
lischen Verwaltung zur Zeit nicht durch eigene l\Iitwirkung aufzugeben. 
Dieses urn so weniger, als von dortseits die diesseitige, begründete Behaup- 
tung über die kirchliche Natur dieser Fonds noch nicht einer eingehenden 
Prüfung unterzogen wurde. Es ist also noeh gar nicht entschieden, dass 
diese Fonds nicht kirchliche seien. Der Katholische Oberstiftungsrath, 
welcher als katholische Behörde auch der diesseitigen Stelle untersteht, ist 
demnach nicht berechtigt, den dem 
. 21 der citirten Verordnung von 1861 
widersprechenden einseitigen, dortigen vVeisungen vom II. v. IV!. No. 477 
und 8. d. M. No. 1948 unbedingte Folge zu geben. Gemäss dieser Bestim- 
mung kommt es nicht darauf an, we1che Ansicht der Katholische Ober- 
stiftungsrath f sondern darauf, we1che Hochdasselbe und wir von dem Rechts- 
"iubject dieser Stiftungen haben. So wenig jene Behörde von dortseits fÜr 
30* 
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berechtigt erklärt würde, einen von Hochdemselben noch nicht als kirchlich 
anerkannten Fond auf unsere einseitige Anordnung hin unserer Aufsicht 
resp. Verwaltung zu unterstellen, eben so wenig kann der Katholische 
Oberstiftungsrath lediglich zum dortigen Organ gemacht werden, urn seinen 
(Tlaubensgenossen die Verwaltung ihrer Stiftungen entziehen zu helfen. 'Vir 
halten uns für verpflichtet, eventuell durch l\Iitwirkung der berechtigten 
I
atholiken den katholischen Besitzstand der katholischen VerwaltUllg dieser 
Bischöfl.lichen, katholischen Stiftungen im 'Vege Rechtens aufrecht zu er- 
halten, beziehungsweise das kirchliche Eigenthum zu vertheidigen. Ander- 

eits sind wir, urn peinliche Sensation zu vermeiden, im Interesse der 
.\utorität, des Rechts und des Friedens gerne bereit, die Hand zu jeder 
Verständigung zu bieten, wodurch wenigstens diese Stiftungen von Katho- 
liken verwaltet, eventuell diesen eine l\Iitwirkung behufs der stiftungs- 
gemässen Erhaltung und Verwendung dieser katholischen Fonds eingeräumt 
hleibe. 'Vir haben also auch dagegen niehts zn erinnern, dass dieselben 
tier Yerwaltung einer katholiscllen Distriets-Stiftungscommission anvertraut 
und vorbehaltlich der uns bereits eingeräumten Befugnisse von. dem Gross- 
herzoglichen Verwaltungshof factisch beaufsichtigt werden. Hiernach bitten 
\\ ir Hochdasselbe, diese Angelegenheit und unsere neuen V orschläge einer 
;;;eneigten Prüfung unterziehen und die dortige Entschliessung uns mittheilen 
lU wollen. 1. E. e. G. V. gez. Orbin. 


eVIL 
Er;:,bischöjliches Ordinaria!. Freiburg, den 25. April 1867. No. ..p6r. 
Berieht des erzbischöflichen Pfarramtes Pfullendorf vom 15. d. 
Its. No. 236, 
Die VeY7.f!altung der Sþitalstiftzl1lg betreffend. 
Be s chi u s s. Grossherzoglichem l\Iinisterium des Innern beehren wir 
nns ergebenst mitzutheilen: Durch die dortige Entschliessung vom 28. v. }'I. 
Xro. -1-066, welche uns durch obigen Berieht vorgelegt \Vurde, wird die Ver- 
waltung des katholischen Spitalfond::ï Pfullendorf factisch der dortigel'\ ka- 
tholischen Stiftungscommission entzogen und einer nichtkatholischen, ledig- 
lieh unter staatlicher Leitung stehenden Behörde anvertraut. Von diesem 
die katholische Erhaltung und Verwendung dieser Stiftung bedrohenden 
Akte wurde uns von dortseits, entgegen der Vereinbarung von 1861, nicht 
einmal Kenntniss gegeben und wurden wir hierüber nicht gehört. 'Vir 
kÖl1l1en nur mit dem tiefsten Schmerze diesen weiteren Akt gegen das 
Recht der Katholiken constatiren und müssen hiergegen sofort feierlichen 
Protest einlegen und Beschwerde erheben. 'Vir halten uns aber auch 'für 
verpflichtet, die Rechte der Katholiken durch unsere V orstellungen an die 
Grossherzogliche Regierung, überhaupt durch die uns zustehenden Rechts- 
mittel zu vertheidigen, 1m Interesse des Friedens und des Rechtes bitten 
wir Hochdasselbe, die nachstehenden Gründe erwägen zu wollen, wonach 
Hochdasselbe zu der fragliehen Störung des katholischen Besitzes nieht be- 
rechtigt erscheint. Die Pfullendorfer Spitalstiftung ist ihrem Ursprung, 
ihrer 'Yidmung für kirchliche Bedürfnisse, ihrem Zweck, clem 'Yillen ihrer 
Stifter. und ihrem seitherigen Bðitzstande nach, eine katholische, resp. kirch- 
liche Stiftung. Die Pfullendorfer Chronik von 1774, s. 38 ff. nennt dieses 
Spital ein "Gotteshaus", also ein kirchliches Institut. Die in dem Spital 
Pfullendorf autbewahrten Documente und Stiftsbriefc bestätigen diess. So 
genehmigt in der Urkunde yom 25. Januar I:
85 der Ordinarius loci, Bischof 
Rudolf von Constanz die dem Spital ad S1. Spiritum in Pfullendorf ge- 
machte Kaplaneistiftung als "ad di\ ini cultus augmentum", folglich als eine 
zu kirchlichen Zwecken errichtete Stiftung. Auch in dem Ablassausschrei- 
ben der benachbarten Bischöfe, warin die katholischen Geistlichen und 
Laien zu Sammlungen für dieses Spital aufgefordert werden, wird dasselbe 
als ein kirchliches Institut erklärt, welches nur als soIches einen Kirchen- 
t itel und Anniversarien haben kann. So in dem. R.undschreiben des Bischofs 
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Heinrich von Regensburg vom 25. Januar 1286. Gemäss diesen und den 
andern im Spital PfuIlendorf aufbewahrten Stiftungsurkunden wurden die 
ursprünglichsn, resp. Hauptstiftungen zu demselben zu kirchlichen Zwecken. 
aus religiösen Motiven "in animarum salutem" (UrkU'ilde 1302, 1331), einem 
kirchlichen Rechtssubjecte, dem Altar zu einem "Seelgerät", den "geisch- 
lichen Lüten", "der Bruderschaft des Spitals" gegeben (Urkunde vom 
10. November 1346, 16. October 1356, 13. December 1383). Die spätern 
Zustiftungen nehmen also rechtlich die kircbliche N atur der ursprünglichen 
.an. Papst Bonifacius IX. inkorporirte am 8. December 1389 die katholische 
Pfarrei Illmensee diesem Spital, weIche dadurch wie andere kirchliche Kor- 
porationen als parochus habitualis den Vicari us perpetuus auf diese Pfarrei 
zu setzen hatte. N ach dem damals bestalldenen und noch giltigen Kirchen- 
recht kann eine Pfründe nur einer kirchlichen Korporation inkorporirt wer- 
den. N ur diese konnte die ihr zugestifteten Seelenmessen annehmen. Der 
Ordinarius loci, der Bischof von Constanz, übte die ausschliessliche Leitung 
und Aufsicht über diese, und zwar ganz so wie über jede andere kirchliche 
Stiftung seiner Diöcese. Er visitirte durch seinen Commissär dieses kirch- 
liche Institut, bestimmte die Verwaltung seines Vermögens, ordnete die 
Rechnungsrevision an, ertheilte die obervormulldschaftlichen Genehmigungen, 
bewiIligte sogar Kapitalaufnahmen und ertheilte die Verwaltungs-Instruction, 
wie soIches noch aus dem biscböfl.ichen Rezess vom 30. October 1754 zu 
ersehen ist. Diese Leitung und Rechtsvertretung stand aber dem Bischofe 
nur über katholisch-kirchliche Spitalfonds zu. Van Espen jus. eccles. univ. 
(K.öln 1777 P. II. sect. IV. lib. IV. c. 1). Ferraris biblioth. canon (Bono- 
niae 1773) verb. Hospitale. Der Vorstand und Verwalter des Spitals war 
bis in die neuere Zeit ein katholischer Geistlicher. Die Präsumtion spricht 
bekanntlich für die kirchliche Natur der Spitalstiftungen, weIche zudem ihre 
Entstehung fast durchweg der Kirche verdanken. Ais l\lerkmale, dass 
solche kirchliche, "religiosa qualia plerumque sunt hodierna N osocomia" 
seien, geben die Rechtslehrer (z. B. der genannte gaIlikanische Canonist 
v. Espen 1. c.) an: "cum non appareat an Episcopi auctoritate sit constitu- 
tum, inquirendum, utrum ibi populus ad divina admittatur, quando Hospitale 
in titulum ecclesiasticum (also St. Spiritus) sunt erecta, Episcopi auctoritati 
et jurisdictioni submissa". Diese kirchliche Natur und bischöfl.iche Leitung 
wird durch die 
Iitwirkung der damals so eifrig und ausschliesslich katho- 
lischen :Magistrate bei der Verwaltullg des Fonds nicht alterirt. U eberdiess 
erwähnen die vorhandenen Documente des Spitals PfuIlendorf stets der l\1it- 
wirkung des katholischen Ortspfarrers bei dieser Venvaltung. Hiernach 
und gemäss Art. Y. 
. 14, 25, 31, 32, 48 des westphäl. Friedens, 
. 63 
Reichsdeputations - Hauptschluc;s, Conc. Trid. sess. 22 c. 8, 9 de ref. 9. 20 
III, bad. Organ.-Ed. von 1803, 
. 9 I. Const.-Ed. von 1807 und 
. 20 der 
Verfassungs-Urkunde ist die fragliche Stiftung eine katholische, zu katho- 
lischen Zwecken existente, nur von Katholiken (wegen der stiftungsgemäss 
vorgeschriebenen Anlliversarien etc. und katholischen Gebete) zu erfüIlendc, 
eine katholisch- kirchliche. In alIen FäIlen müsste der Spitalfond aIle zu 
kirchlichen Zwecken (Altar, Anniversarien) gestifteten Vermögellstheile (
. 5 
der Verordnung vom 20. November 1861), aIle nach dem aIlein maassgeben- 
den "\ViIlen der Stifter als Kirchcngut erklärten Bestandtheile desselben, 
also den grössten Theil seines Vermögens der Kirche herausgeben, wenn 
er nicht einmal als katholische Stiftung bestehen dürfte. Diese Stiftung 
muss als ein eigenes Rechtssubjekt bestehen bleiben, wenn und weil die 
Grundsätze des Eigenthums und des Rechts heilig zu halten sind. Desshalb 
steht dritten Rechtssubjekten, also dem Staate und der politischen Gemeinde, 
das Eigenthum dieser Stiftung, also auch das daraus abfiiessende Recht der 
Verwaltung und Verwendung derselben nicht zu. Diese Stiftung war un- 
streitig stets, zur Zeit des Normaljahles 162-1- ulld 1807 (
. 9 1. Const.-Ed.) 
und bis jetzt im rein katholischen Besitz. Gemäss den citirten völkerrecht- 
lichen Verträgen ulld badischen Bestimmungell, sowie kraft der Yerein- 
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barung vom 25. October und 2. November 1861 darf der seitherige con- 
fessionelle Besitzstand des katholischen Fonds nicht geãndert, die katholische 
Confession im Besitz, also in der seitherigen Verwaltung der katholischen 
Stiftungen nicht gestört werden. Hiernach muss in solchen confessionellen 
Angelegenheiten itio in partes stattfinden, es dürfen katholiscbe Fonds nicht 
durch Protestanten f durch protestantische Beamte, Gemeinderãthe u. s. w. 
u. s. W. oder l\Iitglieder des Gemeindeausschusses, sondern nur von Katho- 
liken vertreten und verwaltet werden. Der Genuss, d. h. der Umstand, dass 
aus katholischen mild en Stiftungen auch Nichtkatholiken charitativ unter- 
stützt werden, ist seiner N atur gemãss ein precarium und alterirt das Eigen- 
thum so wenig als die Privatmildthãtigkeit das Privateigenthum ãndert. Aus 
den Acten, "die l\Iaria-Victoria-Stiftung" b
treffend, dürfte Hochdemselben 
"bekannt sein, dass die altbadischen Katholiken, trotz der von der 
Iark- 
grãflich Badischen Regierunb' angerufenen Intervention Russlands und an- 
derer Garan ten des westphãlischen Friedens, sich in der Verwaltung ihrer 
katholischen Stiftungen zu behaupten wussten. Die Katholiken, we1chen 
der Besitz ihrer Schulen, also der :l\Iittel zu einer katholischen Erziehung 
und Bildung, factisch entzogen ist, haben das Recht und die Pflicht - 
schon im Interesse ihrer Selbsterhaltung - sich ihre katholischen milden 
Stiftungen nicht entziehen zu lassen. Dieses geschieht aber, wenn der po- 
litischen Gemeindebehörde, welcbe gesetzlich nicht mehr, wie z. B. noch im 
Jahre 1821, eine rein katholische ist, und der nichtkatholischen Staats be- 
hörde der Besitz, die Verwaltung und die Disposition über diese katholischen 
Stiftungen anvertraut wird, ohne dass den Katholiken irgend eine 
Iitwir- 
kung bei der Bestellung und Geschãftsführung der Verwaltungs- resp. Auf- 
sichtsbehörden oder bei der Verwendung des Fonds eingerãumt wird. Die 
fragliche Entziehung einer katholischen Stiftung ist aber für die Katholiken 
urn so beschwerender, weil gegen den deutschen Rechtsgrundsatz der exact a 
mutuaque aequalitas zwischen Katholiken und Protestanten (Richter, Kirchen- 
recht S. 7 1 ) auf welchem Grundsatz der confessionelle Friede beruht, die 
Protestanten mit Recht im Besitze ihrer confessionellen, 'milden Stiftungen 
belassen, den Katholiken aber solche entzogen werden. So hätten nur die 
Katholiken keine milden Stiftungen me hr. Sie müssten ihre uralten, katho- 
lischen Fonds mit Protestanten und Juden theilen, und zwar nach dem Er- 
messen unkatholischer Behörden, wåhrend sie auf nichtkatholische Fonds 
keinerlei Berechtigung haben. Durch die neueste Sãcularisation katholischer 
Stiftungen würde nicht bloss das beste hende Recht, die Verfassung, die 
jüngste dortige Verordnung vom 30. December 1862 Nr. 15,936 verletzt, 
sondern die katholische Religionsübung, die erspriessliche katholische Armen- 
und Krankenpflege gehemmt. 'Vie erwähnt, wurden und werden weitaus 
die meisten milden Stiftungen lediglich aus religiösen 1Iotiven, zu religiösen 
Zwecken und in der berechtigten Erwartung gemacht, dass der 'Ville des 
Stifters stets heilig gehalten werde. 'Ver wird künftig zu Gunsten von 
staatlichen Werkhãusern f in denen die Armen und Kranken nicht als christ- 
liche l\Iitbrüder und aus christlicher Liebe, sondern kraft staatlicher An- 
ordnung durch Diener des Staates gepflegt werden, Stiftungen machen? 'Ver 
wird sein Vermögen einer Disposition überlassen, die nicht er gewollt hat, 
sondern die mit jedem Leiter der Staatsgewalt wechselt? Die Gesellschaft 
kann gerade in unserer Zeit der 1Iitwirkung der Kirche bei der Unter- 
stützung der Hilfsbedürftigen, bei der Ausfüllung der Kluft zwischen Armen 
und Reichen nicht entbehren. Die Kirche kennt die Ursachen und Heil- 
mittel fÜr die socialen Uebel. Der Geistliche kennt am besten die Noth- 
leidenden und kann das Yleiste und 'Virksamste zu deren Linderung bei- 
tragen. Ihn von der Armen- und K'rankenpflege ausschliessen, heisst das 
Loos der Armen immer unertrãglicher machen. Die christliche Religion 
allein ist es, welche die sodalen Gegensãtze hebt und in wirksamer 'Veise 
die N oth der Leidenden lindert. Durch die Entziehung der katholischen 
Fonds macht man es ab
r der Kirche, den Kathol\ken sehr schwer, ftir die 
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Armen und Kranken, für die Nothleidenden und damit für die Gesellschaft 
zu sorgen - also ihre Aufgabe zu erfüllen. Die einer Confession wider- 
fahrene Entziehung ihrer confessionellen, milden Stiftungen, die Leitung, 
Verwaltung und Verwendung derselben durch nichtkatholische Staats- oder 
Gemeindebehörden, also durch Nichtkatholiken, wurde desshalb stets als 
eine Bedrückung der freien Religionsübung erklärt und empfunden. Desshalb 
wurde früher und bis in die neueste Zeit das Gesuch politischer Gemeinde- 
behörden, z. B. der von Constanz, urn Uebertragung der Spitalfonds- Ver- 
waltung von der Grossherzoglichen Staatsregierung als unberechtigt zurück- 
gewiesen. Noch im dortigen Erlasse vom 26. April v. J. Nr. 5594, die 
Aufsicht über die s. g. nichtkirchlichen Fonds betr., wurde ausgesprochen, 
dass der katholischen Kirche in der Verwaltung dieser Stiftungen durch die 
katholische Stiftungscommission unter dem V orsitze des Pfarrers die Garan- 
tie gegeben sei, dass soIche ihrern (katholischen) Zwecke gemäss verwendet 
werden. Erst in neuester Zeit erklärt sich die Staatsregierung, entgegen dem 
bestehenden Rechte, als JVlandan t, also als Eigenthürner der katholischen 
milden Stiftungen, entzieht soIche dem seitherigen katholischen Besitze und 
überträgt dies en Besitz an nicht mehr katholische, lediglich vom Staate ab- 
hängige Behörden, 1m Namen der Kirche, der Katholiken, des Rechts, dés 
Eigenthums, der Nothleidenden, im Interesse der Gesellschaft, des öffent- 
lichen, wie des confessionellen Friedens müssen wir Höchstdasselbe so drin- 
gend als ergebenst bitten, den dortigen Erlass vom 28. v. 1\'1. Nro. 4066 
nicht zur Ausführung bringen, vielmehr den Status quo, die seitherige Ver- 
v:altung des katholisch-kirchlichen Spitalfonds Pfullendorf durch die katho- 
lische Stiftungscommission dortselbst belassen zu wollen. Urn unserer Seits 
aber Alles beizutragen, einem schmerzlichen ConBicte vorzubeugen, welcher 
daraus entstehen würde, wenn diese bedeutende und andere katholische Stif- 
tungen ohne jegliche katholische 1\1itwirkung als Staats- oder politisches 
Gemeindegut von staatlichen oder unkatholischen Behörden verwaltet und 
verwendet würden, erlauben wir uns einen weiteren Vorschlag zu machen. 
Sollte Hochdasselbe den Status quo nicht belassen wollen, so hätten wir 
auch dagegen nichts zu erinnern, wenn diese katholische Stiftung unter 
:1it- 
wirkung des katholischen Stadtpfarrers durch eine von den Katholiken der 
Stadt Pfullendorf frei in directer und geheimer 'Vahl gewählte Commission 
verwaltet würde. vVürde Hochdasselbe keinem dieser beiden Vorschläge 
beitreten wollen, so bitten wir, dieselben resp. diese Angelegenheit und Be- 
schwerde der höchsten Entschliessung Grossherzoglichen Staatsministeriumc; 
hochgeneigt unterbreiten zu wollen. II. Katholischem Stadtpfarramte Pfullen- 
dorf geben wir hievon Kenntniss. Zugleich sprechen wir dem Herrn Stadt- 
pfarrer Ummenhofer unsere besondere Anerkennung für seine in dieser Sache 
bewährte Treue zur Kirche und den Katholiken, für seine hierin wiederholt 
bewiesene Umsicht und tiefe Kenntniss der Rechts- und Sachverhältnisse 
aus. Die katholische Stiftungscommission, resp. das ErzbischöBicbe Stadt- 
pfarramt Pfullendorf beauftragen wir, den dortigen Katholiken den 1\Ii- 
nisterial-Erlass vom 28. v. :M. und unsere obige Erwiederung auf dortseits 
geeignet erscheinende "\Veise zu eröffnen, die Sachlage denselben darzustel- 
len, sie auf ihre Rechte und PBichten vor der :\Iit- und Nachy:elt aufmerk- 
sam zu machen und ihnen das "\Veitere zu überlassen. Vlir s(hen dem 
baldigen dortigen Bericht entgegen und haben in allen Fällen das Bewu
t- 
sein, dass wir und das dortige Pfarramt unsere PBicht zur 'Vahrung der 
wichtigen Rechte der dortigen Katholiken gethan haben. I. E. e. G. V. 
gez. Orbin. 


CVIII. 
Er;:,bischójliches o rdinariat. Freiburg, den 29. J\lai 1867. No. 5063. Be- 
richt des ErzbischöBichen Stadtpfarramtes Pfullendorf vom 24. d. 1\1. No. 35 I. 
Die Verwaltung der Spitalstiftung daselbst be!reffend. 
Be s chi u s s. Grossherzoglichem l\Iinisterium des Innern beehren wir 
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uns, im Anschlusse den Beschluss des Grossherzoglichen Bezirksamts Pfullen- 
dorf vom 19. d. 1\1. No. 3883 r. s. ergebel1st mitzutheilen: Das katholische 
Stadtpfarramt Pfullendorf hat am 19. 1. ::\1. seine Pfarrangehörigen zu dem 
Zwecke im Stiftungslocal versammeln wollen, urn diesen den Stand über die 
katholische Spitalstiftung dortselbst mitzutheilen, resp. über die hienvegen 
den Katholiken zustehenden l'echtlichen Schritte: V orstellung an Grossherzog- 
liche Regierung oder Betretung des Rechtsweges zu berathen. Das von dem 
genannten Bezirksamte hiergegen mit offener Gewalt eingeleitete Verfahren, 
das bezirksamtliche Verbot dieser confessionellen, religiösen Versammlung, 
weIche in einem katholischen Local stattfinden so Ute, ist ein rechtlich nicht 
zulässiger Eingriff in die Freiheit der Religion, das Recht und die bestehende 
Vereinsfreiheit. Jeder religiöse Verein, also auch die Katholiken, hahen da
 
Recht, sich unter ihrem V orstande in einer religiösen Angelegenheit, wie die 
yorliegende, zu versammeln. Es steht der Staatsbehörcle nicbt zu, darüber 
zu bestimmen, in weIchen religiösen Fragen die Gesammtheit der Confessions- 
angehörigen mitzuberathen sei. Die Entscheidung bierüber, als einer kircb- 
lichen Sache steht ebenso der Kirche zu, wie die Berufung der Versamm- 
lung, z. B. einer Synode, Sache der protestantischen Kirchenbehörde ist. 
Das fragliche Verbot involvirt eine Rechtsverweigerung. Es solI den Katho- 
liken dadurch unmöglicb gemacht werden, ihr Recht zu vertheidigen, wäh- 
rend sie die Kirchengesetze und ihr Gewissen vor del' katholischen 1\Iit- und 
Nachwelt dazu verpflichten. Das Concil. Trid. seSSa 22 c. II de ref. droht 
sogar Denen mit der excommunicatio ipso facto, weIche soIche fromme Stif- 
tungen ihrem katholiscben Zweck entziehen, oder dazu mitwirken. Die frag- 
liche Versammlung ist keine politische, keine V olksversammlung. Sie be- 
zweckt nichts weniger als eine Einwirkung auf politische Angelegenheiten; 
sie sollte nicht öffentlich und nicht in einem öffentlichen Local gehalten, es 
sollten hiebei nicht aIle Bürger, sondern die Katholiken betheiligt, und noch 
weniger konnte dadurch die öffentliche Ordnung gestört werden. Die frag- 
lichen Katholiken habel1 und hatten also das Recht, sich zu diesem reli- 
giösen Zweck zu versammeln, und bitten wir Hochdasselbe ergebenst, den 
Beschluss des Bezirksamts Pfullendorf vom 19. d. 1\1. aufheben und dem- 
selben die geeignete "\Veisung ertheilen zu wollen. II. Nachricht hievon an 
das katholische Stadtpfarramt Pfullendorf. Sollte die nächste Versammlung 
wieder verboten werden, so wolle unser Erlass VOl)) 25. v. 1\1. mit geeig- 
neter Belehrung yon der Kanzel verkündet werden. 1. E. e. G. V. gez. 
Ol'bin. ' 


CIX. 
Erzbisclzöjliches Ordinariat. Freiburg, 29. August 186í. No. í869-7ù. 
Erlass Grossherzogl. 
Iinisteriums des Innern vom 16. d. 1\1., No. 10,3í6-7í. 
Die Verwaltzmg der Spitalstiftung in C01Zstal1z betreffend. 
Be s chI us s. Das Erzbischöflicbe Dekanat Constanz beauftragen wir, 
dem Bürgermeister Stromeyer in Conc;tanz als Katholiken mündlich zu er- 
öffnen: Gemåss 
. 21 der Verordnul1g yom 20. November 1861 und del' hie- 
bei vereinbarten Regierungszusagen übel' tlas s. g. nichtkirchliche Stiftungs- 
vermögen solI der katholische Besitzstand der Stiftungen, wie el' 18ó1 war, 
also die daraus abfliessende Verwaltung der katbolischen Stiftungscommission 
über die Spitalstiftung Constanz unveråndert erhalten bleiben, bis über Ver- 
:inderungen das Einyernebmen zwischen der Staats - und Kirchenbehörde 
oder eine richterliche Entscheidung herbeigeführt worden ist. Ueberdies 
sollen uns die Acten, ürkunden und Rechnungen über katholiscbe, also 
seither in katholischem Besitz stehende Spitalstiftungen zur Einsicht mit- 
getheilt werden. Obgleich über die Frage, ob der Spitalfond Constanz eine 
kirchliche Stiftung sei, das oben berührte Einvernehmen oder eine richtel'- 
liche Entscheidung noch nicbt erfolgt ist, wurde doch dieser Fond mit dessen 
Documenten an die politische, nicht katholische Gemeindebehörde dortselb
t 
ausgeliefert. Diese factische Entziehung katholischen Eigenthums solI unter 
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Iitwirkung des Katholiken Stromeyer geschehen sein. lndessen hat Grossh. 
l\Iinisterium des Innern durch Erlass vom 16. l\Iai d. J., No. 6191, uns ge- 
stattet, durch die von uns Be,'ollmãchtigten (Dekan Raid und Yerwalter Rug) 
"von den Akten und Urkunden über die Stiftung in der Kanzlei des Yel- 
,,-altungsraths Einsicht nehmen lassen zu können". Ais diese un sere Beyoll-_ 
mächtigten von den seit Ursprung dieser Stiftung über deren Gründung, 
stifterische 'Yidmung, Z weck, ursprüngliche Leitung, Verwaltung und Yer- 
wendung bestehenden Stiftungsurkunden, Documenten und Rechnungen Ein- 
sicht nehmen woUten, wurde ihnen yom Verwaltungsrath die EiRSicht der 
ãltesten und insbesondere der bezeichneten wichtigeren Urkunden bis jetzt 
nicht gestattet. Nach den diesseitigen Alden solI insbesondere der Katholik 
Bürgenneister Stromeyer zu dieser Verweigerung mitgewirkt haben. Sowohl 
nach bestehendem Civil- als Kirchenrecht kann dem Oberhirten die Einsicht 
der Urkunden und Rechnungen über die Gründung und den Zweck einer 
Spitalstiftung nicht versagt werden. N ach den Bestimmungen des Kirchen- 
rechts (z. B. ses. 22 c. 1 I de reform. Conc. Trid.) werden diejenigen Katho- 
liken, we1che dazu mitwirken, dass piae causae oder kirchliche Stiftungen 
dem katholischen Besitz oder der vom Stifter gewollten Verwendung und 
Leitung entzogen werden, von der excommunicatio ipso facto betroffen. 
So1che Katholiken also, we1che nach erfolgter Belehrung über ilue Rand- 
lungsweise dennoch fortfahren, die Vorschriften ihrer Kirche ohne Rechts- 
grund zu verletzen, schliessen sich selbst von der Kirche aus, ohne dass es 
dazu eines kirchlichen Urtheils bedarf. Nach obigem l\Iinisterialerlasse ist 
Bürgermeister Stromeyer nicht gehindert, die erwähnten U rkunden dem Ver- 
walter Rug nunmehr zur Einsicht mittheilen zu lassen und sehen wir nun- 
mehr dessen Erklärung hierüber entgegen 1. E. e. G. V. Orbin. - (Dieser 
Erlass wurde dem Bürgermeister Stromeyer durch Dekan Zugschwert am 
30. Jan. 1868 eröffnet.) 


ex. 
Erzbìschöfliclzes Ordinariat. Freiburg, 6. Februar 1868. No. 95 I. Be- 
1"Ïcht des Erzbischöflichen Dekanats Constanz vom 3 I. v. 1\1., K o. 62. Die 
TTerwaltung del' Spitalstiftung in Constanz betreffend. 
Be s chI us s. Das Erzbischöfliche Dekanat Constanz zu l\Iarkelfingen 
beauftragen wir, dem Bürgermeister Stromeyer in seiner Eigenschaft als 
Katholik mündlich zu eröffnen: Es sei uns durch einen Augenzeugen be- 
kannt, dass noch vor wenigen J ahren die ältesten und Haupturkunden über 
die dortige Spitalstiftung im Spitalarchiv und nicht bei dem Gemeinderath 
deponirt waren. Es stund und steht J enem also frei, die fraglichen U r- 
kunden dem Commissär seiner Kirchenbehörde zur Einsicht zu übergeben, 
damit das Recht zur Anerkennung komme. Die kirchlichen Bestimmungen 
gegen Katholiken, we1che ihrer Religionsgemeinschaft ihr Eigenthum ent- 
ziehen, sind dem Katholiken Stromeyer bekannt und wir wollen ihn durch 
unsern Commissãr nur an seine Gewissenspflicht als Katholik erinnern. 
Kübel. 


CXI. 
Entscheidungsgründe des Competenzhofes, vom November 1869. Die 
.Aíerz'sche Stipendienstiftu1lg betreffelld. 
In Erwãgung, dass die in Frage liegende Kurz'sche Stipendienstiftung 
inhaltlich des hierüber vorhandenen Stiftungsbriefes ein für sich bestehendes, 
mit einer eigenen YerwaItung versehenes Rechtssubject bildet, welchem allein 
das Vermögen angehört, das für diese Stiftung bestimmt wurde; - in Er- 
wãgung, dass wenn auch die Beurtheilung des Zweckes dieser Stiftung und 
die Auslegung der Fundationsurkunde derselben in gewissen Fällen eine 
Sache der bürgerlichen Gerichte werden kann, dieses doch nur dann der 
Fall sein wird, wenn und insofern Jemand aus dieser Urkunde Privatrechte 
ableiten würde, indem nach den ge
et.dichen Bestimmungen über die Zu- 
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ständigkeit der bürgerlichen Gerichte, nut solche Rechte einen Gegenstand 
der Entscheidungen derselben bilden (Verfassungsurkunde 
. 14,; bürgerliche 
Processordnung S. I); - in Erwägung, dass ein solcher Fall hei den vonvürfigen 
Klagen ü berall nicht vorliegt, da, selbst wenn anzunehmen wäre, dass die 
Stiftung, insofern aus dem Erträgnisse des Stiftungsvermögens Studenten der 
katholischen Theologie unterstützt werden sollen, die Interessen der katho- 
lischen Kirche überhaupt zu fördern bezwecke, und, wenn ferner daraus ge- 
folgert werden könnte, dass dieselbe in dieser Beziehung, wenn auch nicht 
gerade ausschliesslich, doch in gewisser Hinsicht, auch den Bedürfnissen der 
katholischen Kirche des Landes diene, - damit noch keinerlei Privatrecht 
derselben begründet, sondern daraus höchstens nur abzuleiten wäre, dass das 
Yermögen unter die Bestimmungen des S. 10 des Gesetzes vom 9. October 
1860 falle; - in 
rwägung, dass aber auch dann von einem eigentlichen 
Kirchenvermögen oder einem Privatrecht der Kirche noch keine Rede sein 
könnte, und zwar ebensowenig als hinsichtlich anderer, die Staatszwecke 
fördernder Stiftungen dieses bei dem Staate der Fall wäre, obgleich auch 
derartige Vermögen in einem gewissen Sinne des "\V ortes zum Staatsvermögen 
gezählt werden können; - in Erwägung, dass vielmehr unter den angegebe- 
nen Voraussetzungen nur ein gemeinsames Aufsichtsrecht der Kirche und 
des Staates über die Verwaltung der Stiftung begründet wäre, welches aber 
lediglich in dem öffentlichen Rechte seinen Grund hätte, und zwar bei der 
K.irche in dem Interesse, das sie bei der Erhaltung und Verwendung des ihren 
Bedürfnissen gewidmeten Vermögens hat, bei dem Staate aber in dem Um- 
stand, dass es sich urn 
Iittel handelt, welche jedenfalls auch öffentlichen 
Zwecken dienen, sowie in der im Einklange mit S. 65 des Reichsdeputations- 
hauptschlusses vom 25. Februar 1803 erlassenen Bestimmung des S. 20 der 
Verfassungsurkunde, i'1 Folge deren dem Staate die Aufsicht über aIle öffent- 
lichen Stiftungen zukoÌnmt und zukommen muss, wenn er der durch jenen 
Paragraphen ihm gestellten Aufgabe genügen solI; - ill Erwägung aber, 
dass - wenn selbst das gemeinsame Aufsichtsrecht, welches die K.irche mit 
dem Staate über gewisse Vermögenscomplexe auszuüben berechtigt ist, keinen 
,"or die bürgerlichen Gerichte gehörenden Gegenstand bildet, - hieran auch 
dadurch nichts geändert wird, dass bei der hier in Frage liegenden Stiftung 
mit dem Aufsichtsrechte in gewissen Fällen eine Art Verfügungsgewalt über 
die Erträgnisse derselben verknüpft ist, indem auch dieses nur ein Àusfluss 
des Aufsichtsrechtes, somit, wie dieses selbst, lediglich öffentlicher Natur ist; 
- in Erwägung, dass die hiernach mangelnde Zuständigkeit der bürgerlichen 
Gerichte auch nicht durch Berufung auf die zum V ollzuge des 
. 10 des Ge- 
setzes vom 9. October 1860 erlassene landesherrliche Verordnung vom :!o. No- 
vember 1861 begründet werden kann, indem der S. 21 derselben hinsichtlich der 
Frage, ob eine Stiftung als kirchliche oder weltliche zu betrachten sei, nur 
für die Fälle von gerichtlicher Entscheidung sprkht, welche sich übcrhaupt 
hiezu eignen, im Uebrigen aber angenommen werden muss, dass wenn man 
in dieser Hinsicht eine Erweiterung der gerichtlichen Competen
 beabsichtigt 
hatte, sicherlich der hiefür erforderliche "reg durch Erlassung eines Gesetzes 
eingeschlagen worden wäre - aus diesen Gründen musste der von dem 
Grossherzoglichen ::\Iinisterium des Innern erhobene Competenzconflict für 
begründet. erachtet und demgemäss die in obiger Sache ergangenen gericht- 
lichen Urtheile, wie geschehen, aufgehoben werden. Zur Beglaubigung 
(gez.) Schreiber. (Ztschr. f. Verwalt. u. Recht
pflege 1869. No. 24. S. 300.) 
CXII. 
Postscri'ptum ad rescriptum Serenissimi an das Fzirst. Hofratlzs- Collegium 
dd. Karlsruhe, den :!8. October 1790. Die Heiligen- Verwaltzmg in de,. mittlerll 
ilIarkgrafschaft be!reffend. 
Haben "\Yir bekanntlich Euch die noch von Baden Badischen Zeitcn her 
vorhin Unserer Fürstlichen Renntkammer übertragen gewesene Obsorge über 
die Verwaltung der frommen Stiftungen Un
rer mittlern 
Iarkgraf5chaft, nach 
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Zustellung der einzelnen Ortsheiligen an bürgerliche Pfleger aus jeder Ge- 
meinde, durch Unsere Resolution vom 31. April 1788 übertragen. Urn nun 
hierunter Euch die abgemessene V orschrift zu geben, wie ihr Euch wegen 
der von Uns in Unsern jeweiligen Erklärungen den Ordinariaten relativ auf 
den hergebrachten Besitzstand zugestandene 
litsorge über die gedachte Orts- 
heilige zu verhalten habt, ohnverhalten "\Vir Euch hiermit, dass A.) hin- 
künftig die Abhör soIcher Heiligen - Rechnungen in gleicher 
laase, wie es 
mit den Commun-Rechnungen und Zunftrechnungen geschieht von den 
Aemtern jährlich geschehen, zu soIcher Abhör aber B.) 
littelst vorgängiger 
zeitiger Eröffnung des bestimmten Tags jedes Orts Pfarrherr zur Beywohnung, 
die jedoch o}1ne Kosten der Heiligen zu geschehen hat, eingeladen werden 
solIe, ohne deswegen, wenn er darauf sich nicht einfånde, die Abhör selbst 
zurückzustellen. Bey der Abhör, weIche Unsere Beamte dirigiren, und wo- 
bey den pfarrern immediate nach ihnen der Rang und Siz anzuweisen ist, 
sind nochmals C.) dessen etwa nöthig tìndende 
1:onita zu Protocoll z'.1 
nehmen, urn sie, wie "\Vir uns hierinn falls versehen, bey der Recesserörtë- 
rung, so weit sie erheblich sind, in billige Rücksicht nehmen z
 können. 
Die 1\.fonita hat alsdann D.) das Oberamt oder Amt nebst den N otaten, deren 
Beantwortung und dem von ihm gutächtIich zu entwerfenden Recessbefehl 
an Euch einzusenden, damit ihr soIche durchgeht und adjustirt, fort dem- 
selben zur Publikation wieder zusendet, wobey Thr besonders auch auf mög-- 
lichste Verminderung der Rechnungs- Stell- und Abhörkosten den Bedacht 
zu nehmen, und das nöthige anzuordnen habt. Die also abgehörte Rech- 
nungen E.) hat das Ober- oder Amt mit der Bemerkung: abgehört in Gegen- 
wart des Pfarrherrn (oder in Abwesenheit des zuvor eingeladenen Pfarrherrn) 
zu unterzeichnen, auch F.) die Heiligenpfleger anzuweisen, ihre erhaltende 
Recessbefehle dem Pfarrer vorzuweisen, damit dieser daraus die Erledigung 
der Anstände ersehen, auch so er es verlangt, durch des Orts Schulmeister, 
den Wir dazu andurch verbinden, sich eine Abschrift davon fertigen lassen 
könne. Desgleichen G.) ist ein Exemplar des summarischen Auszugs soIcher 
Rechnungen dem Pfarrherrn zur Aufbewahrung bey seinen Pfarracten zuzu- 
stellen. Gleichwie übrigens H.) Wir Uns in Gemäsheit der ähnlichen Ver- 
ordnungen Unserer Vorfahren billig versehen, dass die Pfarrer diese Unsere 
gnädigste Vergünstigung nicht misbrauchen, somit sich der mindestens Dis- 
position über diese Gefälle weder directe noch indirecte anmassen werden, 
daher auch die Ausgabs-Legitimation fernerhin, gleich - es jeweils von unfür- 
denklichen Zeiten gewesen, respective von den Beamten, so wie bey wichtigern 
oder herkommlichen extraordinairen Ausgaben von Euch oder Uns selbst 
allein, jedoch mit Rücksicht auf das was 'Vir unten sub litter N. verordnt!n, 
zu erwarten und anzunehmen sind, so ist jedoch hierbey 1.) dahin zu sehen, 
dass Kirchengeräthschaftcn anzuschaffen nicht ohne Pfarramtliche Attestation 
der Nothwendigkeit der Anschaffung und der Zweckmässigkeit des Accord<; 
erlaubt, und soIche zur Ausgab decretirt werden; gleichwie übrigens K.) bei 
dieser Einrichtung sich von selbst versteht, dass den Ordinariaten frey bleibt, 
die summarische Auszüge von den Pfarrherrn sich zur Einsicht einsenden zu 
lassen, so tìnden jedoch aIle V orlegungen von Rechnungen selbst, wenn sie 
etwa ein oder andern Orts bischöfflicher Seits verlangt werden würden, ausser- 
halb bischöfflichen nach altern Herkommen unter Beywürckung Landesftirst- 
licher Commissarien vorgehenden solennen Generalvisitationen, anders nicht 
statt, es wäre dann in ausserordentlichen Fällen aus besonders bewegenden 
Ursachen Unsere Special-Erlaublliss dazu etwa erwürket worden: und habt 
ihr Euch im übrigen L.) in Fiihrung und Dirigirung dieser Administration 
nach Unserer Commun - Ordnung, so weit nicht die N atl'r des Gegenstands 
oder diese Unsere Verordnung ein und andere Punkte unanwendbar macht, 
so wie nach andern jeweils deshalb Unsern ergehenden Verordnungen lediglich 
zu achten. Diese Unsere Vorschrift, gleichwie sie nur von Ortsheiligen lautet, 
hat übrigens 1\1.) nicht die Absicht in der Administration der nach alter un- 
verrückter Observanz unter Un serer unmittelbaren Landesfürstlichen Protection 
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gestandnen und einzelnen Ortschaften nicht affiliirten kirchUchen frommen 
Stiftungen, als da sind die Spitäler u. d. gl. etwas zu ändern, sondern derent- 
wegen bleibt es bey der von Euch ferner wie bisher unmittelbar und allein 
zu besorgenden Direction und Oberverwaltung, jedoch dass N.) Ihr bey diesen 
sub immediata nostra tutela stehenden, wie bey jenen Ortsheiligen, jederzeit 
den Endzweck der Stiftung, so wie dessen etwa von dem Stifter oder dem 
Ilerkommen vorgeschriebene Form unverrückt vor Augen habt, und dayon 
nicht ohne bey etwa befindender Nothwendigkeit und Zulässigkeit einer 
Aenderung eingeholte Unsere Genehmigung, auch weiter, so fern es geistliche 
milde Stiftungen betrifft ohne yorausgegangene Ordinariats Approbation der 
Aenderung abgeht, wie ihr dann auch 0.) in gleichermasse bey solchen geist- 
lichen Stiftungsfundis eine in der Regel zu vermeidende V erä userung derer 
durch Fundation oder Herkommen denselben einverleibten Güter nie ohm> 
rnsern Consens, und ausser den FäIlen, wo es nichtrentable oder dem Ver- 
. derben ausgesetzte Stücke beträfe, nicht ohne die canonische Solennitäten, 
mithin nicht ohne erfolgte bischöffliche Genehmhaltung zu gestatten habt, 
worunter jedoch dem unfürdenklichen Herbringen gemäs aIle auf längere 
Zeit oder auch erblich geschehende Verpachtungen, als wozu Unser alleiniger 
Consens hinreicht, nicht zu rechnen sind. 'Vir versehen Uns, dass Ihr Euch 
hiernach durchgängig achten, und die nachgesezte Stellen so weit nöthig 
hiernach anweisen werdet, und yerbleiben ut in Antescripto de dato 28. Okt. 
I ï90. C. F. 1\1. zu Baden. Vt. Freiherr von Edelsheim. Vt. '\T"alz. 


Postsc. ad Rescriþtum þraecedens. Die Heiligen- Verwaltung z.n der mitt- 
tern lIIarkgrafschaft Sþe)'erer Diöces betrefJelld. 
Fügen wir Euch zu weiterer Erklärung Unseres Postscripti "om 28. Okt. 
1790 die Regulirung der Heiligen Administration betreffend, in Gemäsheit 
eines mit des Herrn Fürst Bischoffen von Speyer Liebden rücksichtlich auf 
die vorliegende Verhältnisse Unserer in Dero Diöces überstreckenden Lande 
genommenen Verlasses hiermit an, und zwar ad dict. Rescript Lit K.. ver- 
<..tehet es sich von selbst, dass wo vermöge gedacht Unseres Postscripts, bey 
Eischöfflichen General-Visitationen dem Bischöfflichen Visitatorie die Heiligen- 
Rechnungen vorgelegt werden, ihm frei bleibe, deren Inhalt ganz oder Aus- 
Lugsweise nach seinem Gutfinden (alles jedoch ohne Unsere, Unserer Heiligen 
und Unterthanen Kosten) seinem Protocoll einzuverleiben. Sodann ad diet. 
J,ostcriptum ad Lit. X. werdet Ihr ohnediess als Eure Obliegenheit erkennell, 
dass wann in Befolgung Unsers gedachten Postscripts Frage entstünde, ob 
etwas für eine geistliche oder weltliche Stiftung anzusehen sey, Ihr Uns dar- 
über mit Vorlegung aller Umstände, Antrag zu erstatten habt, damit 'Yir 
zu Vermeidung aller widrigen Collisionen, Euch Un sere der Lage der Sache, 
und der etwaigen l\litbefangenheit Unserer Landesfürstlichen oder der bischöf- 
lichen Rechte angemessene Entschliessung darüber zu wissen thun können. 
Endlich ad dictum postscriptum Lit. O. geben 'Vir Euch zu vernehmen, dass 
wann von denen nieht rentablen oder dem Y crderben ausgeset.lten Stücken 
dort gesagt wird, dass sie ohne die Canonische Soltnnitäten mithin ohne 
Ordinariats-BewiIligung, bloss nach Einholung Unserer Landesherrlichen 
Genehmigung veräussert werden dürfen, dieses nur von beweglichen J('irchen- 
und Heiligen-Vermögen zu verstehen sey, bey unbeweglichen derIey Gütern 
aber eben diese Eigenschaft der Unnutzbarkeit erst durch die mit eintrettende 
Bischöfliche Causae Cognition ausser Streit zu sezen sey. 'Yir versehen 
Uns in diesem Sinn der durchgehenden Befolgung Unserer vorigen Ver- 
ordnung und verbleiben ut in antescripto dd. Carbruhe den 21. Aug. 179 1 . 
C. F. 1\1. zu Baden. V
 Herzberg. Yt. Freiherr von Edelsheim. 
CXIn. 


Aeltere Gesetzgebung Badells. 
Auch die ältere Particulargesetzgebung Badens (bis 1860) ruht auf dem 
Princip, dass es lediglich Sache der Staatsgewalt ist, die Verwaltung des 
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Stiftungsvermögens, sei dasselbe kirchlichen oder weltlichen Zwecken ge- 
wid met, zu organisiren und zu leiten. Ein Abriss der rechtsgeschicbtlichen 
Entwickelung des Stiftungswesens in Baden wird diese Behauptung be- 
stãtigen. "\Vir unterscheiden hiebei vier Perioden: 1. Periode bis 1803. 
II. Periode 1803 bis 1827. III. Periode 1827 bis 1861. IV. Periode 1861 
bis zur Gegenwart. I. Periode. Ueber die Rechtsverhãltnisse der Stiftungen 
in dieser ãlteren Periode giebt ein landesherrliches Decret (sog. Postscriptum) 
yom 28. October 1790 mit seinem Nachtrag yom 21. Augm,t 1790 den er- 
forderlichen Aufschluss. Da diese Decrete auch die ganze zweite Periode 
im "\\Tesentlichen ihre Gehung bewahrten, wird hier eine Abschrift ange- 
schlossen. (Bei!. CXI1.) Darnach wurde sãmmtliches örtlichesKirchellvermögen 
einschliesslich desjenigen der Stiftungen durchaus nur durch den Staat ver- 
waltet, weIcher durch das Amt in jeder Gemeinde einen bürgerlichen Pfleger 
aufstellen liess, der unter unmittelbarer Aufsicht des Amts die Fonds zu 
verwalten hatte. Die Aufsichtsbehörde f also die zweite Instanz, war, eben- 
falls rein weltlich, das Hofraths-Collegium zu Karlsruhe. Die .Mitwirkung 
der Kirche bestund lediglich darin, dass der Ortspfarrer zur Abhör der 
Rechnungen zum 
<\.mte eingeladen und ihm dort zu etwaigen, alsdann yon 
der Staatsbehörde zu verbescheidenden Erinnerungen Gelegenheit gegeben 
wurde, sowie dass ihm der Recessbefehl durch den Heiligenpfleger vorzu- 
zeigen und ein Exemplar des summarischen F_echnungsauszugs zuzustellen 
war. Das sei, bemerkt das Dekret im Eingange die den Ordinariaten relativ 
auf den hergebrachten Besitzstand zugestandene 
Iitsorge über die gedachten 
Ortsheiligen. In Buchstabe H des Decrets wird noch ausdrücklich bemerkt, 
dass der Pfarrer sich nicht der mindesten Disposition über die Jahres- 
revenüen der Fonds (Gefålle), weder directe noch indirecte, anmaassen dürfe, 
class die .Ausgabslegitimationen vielmehr yon den Beamten zu ertheilen 
seien: "gleich es jeweils yon unfiirdenklichen Zeiten gewesen". Es wãre 
unrichtig, wenn man in diesem Decrete yom 28. October 1790 etwa einen 
wilIkiirlichen Akt des damaligen landesfiirstlichen Absolutismus erblicken 
wolIte, vielmehr war dieses der damalige, yon der Kirche nicht bestrittene 
Rechtszustand, wie er sich nicht bloss in der 
Iarkgrafschaft Baden, sondern 
in'vielen andern weltlichen, deutschen Territorien seit uralter Zeit gebildet 
hatte. Auch das Concilium yon Trient hatte dies en Rechtszustand bereits 
anerkannt, indem es in der 22. Sitzung yom 17. September 1562, Kapitel 9 
aussprach: "Die V erwalter, sowohl die geistlichen als welt lichen des Bau- 
amts, jeglicher, auch der Cathedral-, der Hospital-, der Bruderschafts- uncI 
der, Almosenstiftung yom Berge der Frömmigkeit und durchaus aller frommen 
Orte sollen aIle Jahre dem Ordinarius Rechl1ung yon der Verwaltung ab- 
zulegen verpflichtet, und gãnzlich aIle U ebungel1 und Pri vilegien fiir das 
Gegentheil beseitigt sein; falls nicht etwa in der Stiftung und .Anordnung, 
einer soIchE:n l<.irche oder Bauamts ausdrücklich anderst vorgesorgt wurde'". 
,,"\Yenn aber vermöge einer U ebung oder eines Privilegiums, oder vermöge 
einer Verordnung des Orts andern hiefur Abgeordneten Rechnung gegeben 
werden müsste, so solI dann mit ihnen auch der Ordinarius dazu gezogen 
werden, und die anders gemachten Abrechnungen fur die besagten Verwal- 
tungen durchaus nicht geltend sein." (Verg!. deutsche U ebersetzung yon 
Egli, Luzern 1832, Seite 202.) Hiemit ist also kirchlicher Seits anerkannt 
worden, dass nach altern staatsrechtlichen Herkommen oder vermöge einer 
staatlichen Verordnung, andern hiefúr Abgeordneten (also der staatlichen 
Gewalt) die Verwaltung des Kirchenvermögens zustehen könne - und dass 
die l\Iitwirkung der Kirche hier nur in einem Acte passiver Assistenz bei 
der Rechnungsabhör bestehe. Eine soIche Observanz bestund nun aber wie 
in vielen andern deutschen Territorien, so auch, wie. das Decret de 1790 
sagt, seit unfiirdenklicher Zeit in der 
Iarkgrafschaft Badell. Dasselbe Decret 
sagt dann weiter, dass die ::\Iitwirkung der Ordinariate sich darauf beschränke, 
class sie sich yon den Ortspfarrern die summarischen Recllllungsauslüge ein- 
senden lassen können, dass sie aber die Rechnungen selbst nur unter "Bei- 
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wirkung landesrúrstlicher Commissarien", oder "mit landesherrlicher Special- 
.crlaubniss" einsehen können. Ausserdem haben die Ordinariate bei Ver- 
änderung des Stiftungszwecks (Buchstabe N) und bei Veräus5erung von 
Stiftungsliegenschaften (0) zuzustimmen. "Der landesfúrstlichen Administra- 
tion (sub immediata nostra tutela) verblieben Ferner "nach alter unverrückter 
Observanz": "die einzelnen Ortschaften nicht affiliirten, kirchlichen f frommen 
Stiftungen, als da sind, Spitäler u. s. w." Vier Jahre darauf, unter dem 
28. J uli 1794, erschien die badische Hofrathsinstruction, welche genau die- 
selben Grundsätze in 
. 135 und 
. 144 wiederholt. Der ganze wesentliche 
lnhalt der landesherrlichen Verordnung vom 28. October 1790 ist in diesen 
Paragraph en der Rofrathsinstruction. Aeusserst hemerkenswerth ist noch der 
Schlusssatz des 
. 144 der Rofrathsinstruction, worin es heisst, dass die Verord- 
Dung vom 28. Octbr. 1790 nach vorgängiger Einverständniss mit den Ordinariaten 
ergangen sei. Die katholische Kirche hatte also zu der hier geschilderten 
Regelung des Stiftungswesens ausdrücklich eingewilligt. Rier ist noch weiter 
zu bemerken, dass in der in dem folgenden Jahre, also 1795 erschienenen 
protestantischen Kirchenrathsinstruction (
. 89 dasel bst) die Verwaltung des 
Stiftungsvermögens in gleicher Weise geregelt wurde "nur dass hiebei das- 
jenige wegIållt, was dort von Communication mit bischöflichen Vicariaten 
gesagt ist". - II. Perz"ode 1803-1827. Die Verhältnisse der Zeit vor 1803 
wurden etwas ausführlicher dargestellt, weil dieselben auch nach dem be- 
deutenden Länderzuwachse, den Baden durch den Reichsdeputationshaupt- 
recess vom Jahre 1803 und dann wieder in Folge des Pressburger Friedens- 
abschlusses, sowie der Rheinbundacte vom [2. J uli 1806 erhielt, beihehalten, 
auf die neuerworbenen Lãnder ausgedehnt wurden, und sodann bis zum 
Jahre 1827 fortbestunden. In diesem ganzen Zeitraume gaIt also der auch 
yon den Kirchen anerkannte Grundsatz, dass die Verwaltung des Stiftungs- 
yermögens Sache des Staates sei. Das Land empfing damals kurz hinter- 
einander zwei neue Organisationen, die erste in Folge der Erwerbungen von 
1803, die zweite in Folge der Erwerbungen von 1806. I. Organisation 
'l'on 1803. a) Regelung des Stiftungswesens in erster Instanz. Art. XX. des 
3. Org.-Ed. vom 1 I. Febr. 1803 erklärt Spitäler, Siechenhäuser und Almosen- 
gaben als milde AnstaIten, die für gemeine Lebensbedürfnisse gewidmet 
sind, und beruft sich weiter auf die Bestimmungen des westphälischen Frie- 
dens, wonach Niemand der Religion wegen davon aùsgeschlossen werden 
soIl. Allerdings wird dann weiter gesagt, die Verwaltung gehöre in jedem 
FaIle als eine kirchliche Angehörde dem Religionstheil der sie hergebracht 
hat, und darE ihm nicht entzogen werden. Auch diese, ohnedem specielles 
IIerkommen voraussetzende, Bestimmung besagt nur, dass der andere Reli- 
gionstheil, selbst wenn seine Glieder genussberechtigt seien, nicht ein 
fit- 
verwaltungsrecht habe. ,Vie es sich aber mit der thatsãchlichen und recht- 
lichen Ausübung dieser Verwaltung im Verhältnisse zur Staatsgewalt in 
,Yirklichkeit verhielt, erhellt aus Art. XXII, Ziff. 1 des Org.-Edicts vom 
Jahre 1803 f welcher bestimmt: In der katholischen 
Iarkgrafschaft bestehe 
schon eine bestimmte Norm, nämlich die auf vorgängige Vereinbarung mit 
den Bischöfen der damaligen Lande erlassene Verordnung vom 28. October 
1790 und 21. August 179 I (Bei!. 3), welche für die meisten solcher Fälle 
l\Iaass und Ziel gebe: "wie die Sonderung der geistlichen und weltlichen 
Eigenschaften, verschiedener Staatsverwaltungsgegenstãnde kirchenverfassungs- 
mässig da vorzunehmen ist, wo die geistliche und weltliche Obrigkeit in 
verschiedenen Händen ruht". Diese Norm, so verfügt das Edict, sone nun 
in allen neu an uns gekQmmenen ehemals geistlichen Landen zur Richt- 
schnur genommen werden und es werde desshalb diesem Edict ein Abdruck 
derselben beigefügt. In Art. XVIII ist ausdrücklich gesagt f dass das Edict 
die Ausführung des 
. 63 des Reichsdeputationshauptschlusses bilde. Damit 
war also ausgesprochen, dass sãmmtliches Stiftungsvermögen durch. die. welt- 
liche Obrigkeit, in erster Instanz durch den bürgerlichen (nicht klrchhchcn) 
Pfleger Ullter unmittelbarer Aufsi..cht des Amts, das alle Ausgabsdecreturen 
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zu ertheilen hat, auch in Zukunft zu verwalten sei. Kirchlicher Seits erhob 
man hiegegen nicht den mindesten 'Yiderspruch. b) Für die zweite Instanz 
setzte das erste Organisations-Edict yom 4. Februar 1803 in Artikel IV eine 
rein staatliche Behörde ein, nämlich die katholische Kirchencommission, 
"welcher die Verwaltung aller Staatsrechte in Kirchen- und Schulsachen, 
soweit sie nach der katholischen ICirchenverfassung dem landesherrlichen 
Amt anhängen, anvertraut werden solI". Dieselbe hatte ihren Sitz in Bruch- 
sa!. Diese Staatsbehörde hatte auch die Aufsicht über das Stiftungswesen. 
Die katholische Kirchencommissionsordnung yom 4. October 1803 enthä1t 
die Instruction für diese Behörde. Für die pfotestantische Kirche wurde 
ein evangelisch-Iutherischer Kirchenrath zu Karlsruhe, und ein evangelisch- 
reformirtes Kirchenraths-Collegium zu Heidelberg mit denselben Functionen 
eingesetzt. Zu bemerken ist noch, dass das 7. Organisations-Edict yom 
18. l\lärz 1803 in S. 6 den :Magistraten (also der weltlich politischen Ge- 
meindebehörde) der ehemaligen Reichsstädte Bieberach, Ueberlingen, Pfullen- 
dorf, Offenburg, Gengenbach, Zell sammt dem Thalc Harmersbach die niedere 
Kirchenvogtei und damit "die Setzung und Entsetzung der milden Stiftungs- 
pfleger aller Art in dem :Municipalbezirke unter Bestätigung unseres Ober- 
vogts, ferner die unmittelbare Vorsorge für die Verwendung derselben nach 
den Stiftungsgesetzen oder vorliegenden Verordnungen", zuweist und zwar 
wie der Eingang des Edicts sagt, in F olge einer desfallsigen Bestimmung 
des Reichsdeputationsabschieds, welche diesen Städten garantirt hatte "den 
ruhigen Besitz aller ihrer zu kirchlichen und milden Stiftungen gehörigen 
Güter und Einkünfte." Diese Städte haben also einen speciellen Titel auf 
Verwaltung des milden Stiftungsvermögens - es war dieses eine Rücksicht, 
die man dies en Städten, weil sie vorher selbstständige Territorialgewalt 
hatten, jetzt aber mediatisirt wurden, glaubte schuldig zu seine 2. Organi- 
sation von 1807/9. Das Kirchenconstitutions-Edict yom 14. 
Iai 1807 (1. Konst.- 
Edict) befasst sich mit der vorwürfigen Frage nicht speciell - dasselbe 
enthält nur allgemeine Grundsätze, darunter zwar die Bestimmung in 
. 9 
jede Kirche sei eigenthumsberechtigt, aber auch in 
. 19 die Verfügung: 
Dass der Staat kraft seiner Kirchenherrlichkeit die Verwaltung des Kirchen- 
vermögens yon confessionellen Staatsbehörden leiten und beaufsichtigen lässt, 
während der Kirchengewalt selbst in Art. 12 nur zugestanden wird: "l\Iit- 
einsicht in die Verwaltung des gesellschaftlichen Kirchenvermögens und 
Beiwirkung zur Sorge für dessen Erhaltung". Zugleich verordnete das 
Kirchen-Edict, dass an die Stelle der katholischen Kirchencommission theils 
die drei Provinzregierungen, theils eine bei jeder der drei Regierungen auf- 
zustellende katholische Kirchen-Oeconomie-Commission für die katholische 
Eigenthumsverwaltung und Vertretung aufgestellt werde. 
. 20 am Endc: 
und dass für die beiden protestantischen Kirchen-Collegien ein aus lutherischen 
und reformirten Gliedern zusammengesetzter Oberkirchenrath in Karlsruhe, 
sodann zwei evangelische Kirchen-Oeconomie-Commissionen bestehen sollen. 
Die landesherrlichen Verordnungen, Reg.-Bl. 1807 pag. 193 u. folg., page 
213 u. foIg., pag. 237 u. folg., brachten die näheren Vollzugsvorschriften 
für diese Umwandlung. Zwei Jahre darauf erschien das Organisationsrescript 
yom 26. November 1809, welches hinsichtlich der V 
rwa1tung des Stiftungs- 
vermögens den Grundsatz, dass dieselbe dem Staate gebühre, aufs schärfste 
durchführte. Namentlich wurde Alles, was sich auf Armenunterstützung 
bezieht, gleichviel ob rein weltlich oder confessionell, für durchaus staatlich 
(weltlich) erldärt. I. In Beilage C Ziffer 24 wird vorgeschrieben, dass den 
Aemtern in Hinsicht auf die Armenpolizei obliege: b) "die Aufsicht auf 
die Verwaltung der Ortsalmosen, der Heiligen der nur für einzelne Orte, 
oder für den Bezirk ihrer Aemter bestimmten Spitäler, 'Vaisen-, Sicchen-, 
Irrenhäuser und dergl.; c) die Bestellung der Verwalter und Verrechner 
dieser Anstalten auf den Antrag der Ortsgerichte oder der Stadträthe, soweit 
die Stiftungsgesetze nicht ein Anderes verordnen; d) die Aufnahme der 
nach den Stiftungsgesetzen sich dazu eignenden Personen in diesel be und 
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die Aufsicht auf die ordnungsmässige Vertheilung der Unterstützungen aus 
denselben". Hier wird also in klarer und bestimmter 'Veise der politischen 
Gemeindebehörde das Recht eingeräumt auch bei confessionellen Armen- 
fonds (Almosen, Heiligen) die Verrechner vorzuschlagen. 1\lan sehe auch 
Beilage B S. 19 Buchstabe g des Org.-Rescr. Dies bestätigt auch die Ver- 
ordnung yom 21. April 1810 (Reg.-Bl. Seite 128), wornach die Ortsvorstände 
iibungsgemäss Unterstützungen aus den gedachten }(.assen anweisen können. 
:2. An die Stelle der Kirchen-Commissionen traten in II. Instanz die kirch- 
lichen Departements (Abtheilungen des Grossh. :\Iinisteriums des Innern) 
nach Beilage F Ziffer 20 Buchstabe d hat das katholische Kirchendepartement 
die Centralleitung der VerwaItung aller den Katholischen zustehenden Fonds 
welche zu kirchlichen oder dem öffentlichen "Cnterricht gewidmeten Zweckel
 
bestimmt sind, ferner die Oberaufsicht über die hierher gehörige Amtsführung 
cler Verrechner, der Local- und kleinen BezirksfoncIs. Das evangelische 
kirchliche Departement besorgt dieselben Functionen für die, Protestanten. 
'Vas aufLeitung des Unterstützungswesens Bezug hat, besorgt das Landespolizei- 
Departement. Beilage F Ziffer 16 Buchstabe b uncI c. Der Grundsatz, dass die 
VerwaItung des Stiftungsvermögens Sache des Staats, nicht der Kirche sei, ist 
50nach hier in jeder Hinsicht durchgeführt. Es ist indessen hiebei noch Folgendes 
beizufügen: Ein gewisses l\Iaass yon SelbstverwaItung musste auch in diesem 
ZeitaIter straffster staatlicher Centralitsaion den örtlichen Kreisen immerhin 
gelassen werden. Es lag dieses in den Verhãltnissen des Kirchen-, Schul- und 

\rmenwesens, das eben der ausschliesslichen Leitung durch das Beamten- 
thum nicht empfånglich war, sondern der :\Iitwirkung localer Kräfte bedurfte. 
So übte in ungemischten Gemeinden mehrfach das politisc he Gemeideorgan 
einen unmittelbaren Einfluss auf die nach Art XI des III. Org.-Ed. zu den 
weItlichen (also politischen) Kirchenrechten des Orts zãhlende VerwaItung 
resp. Verwendung der Stiftungsgenüsse aus und zwar theils ohne Zuzug des 
Ortsgeistlichen, wie namentlich bei 'V ohIthãtigkeitsanstaIten' in vielen 
grösseren Gemeinden des Seekreises, theils unter Zuzug des Ortsgeistlichen. 
Diese Zuziehung beruhte einmal darauf, dass das rein kirchliche (CuItuszwecken 
bestimmte) Vermögen in der VerwaItung inbegriffen war und sodann auf 
jt:ner rechtsgeschichtlichen unten noch ausfiihrlicher zu besprechenden Ent- 
wicklung, nach welcher das Armen- und Unterrichtswesen ursprünglich ganz 
in den Händen der Kirchen sich befunden hatte, im Laufe der Zeit aber 
ill1mer mehr und mehr in die Hände der Staaten gelangt waren. In ge- 
mischten Orten dagegen bestund ein getrenntes Collegium für Kirchensachen 
- ein Kirchenvorstand mit dem Geistlichen an der Spitze, welcher eine 
sehr mässige :\Iitwirkung bei der Verwa1tung der kirchlichen und milden 
Stiftungen ausübte. Die Thãtigkeit dieser Kirchenyorstãnde beruhte indessen 
keineswegs auf Concessionen des Staates an die Kirchenbehörde, sondern 
ihr VerwaItungsrecht kann nur auf einen yom Staate ihnen ertheilten Auf- 
trag zurückgeführt werden. Dieser Auftrag wurde in einer landesherrlichen 
Verordnung yom 28. April 1817 (Reg.-Bl. Seite 49) bestãtigt: das Ver- 
waItungsrecht des Staates aber im Uebrigen festgehalten, beispielsweise vor- 
geschrieben, dass aIle Unterstützungen über 10 fl. durch das Amt, über 20 fl. 
bis zu 50 fl. durch das Kreisdirectorium zu verwilligen seien. - III. Periode 
1827 bis 1861. Die Organisation des Stiftungswesens behielt zwar auch in 
dieser Periode ihr Grundmerkmal bei, dass nach uralter Observanz uncI Ver- 
ordnung die VerwaItung und Leitung .der Stiftungen ein Attribut der Staats- 
gewalt, nicht der Kirchengewalt sei. Eine neue Organisation des katho- 
lischl;n Stiftungswesens erfolgte indessen in einer schon am 2 I. November 
1820 entworfenen, jedoch erst im Regierungsblatte yom I. Januar 182 7 
(Reg. - Bl. S. I) publicirten Verordnung. Dieselbe nennt sich: "Instruct iv- 
verordnung über die VerwaItung und Rechnungs-Erledigung der katholischen, 
kirchlichen und weltlichen Local- und Distriktsstiftungen". Der Hauptinhalt 
der Verordnung ist folgender: 1m Eingange wird gesagt: ,,
achdem den 
J(.reisdirectorien die unmittelbare Verwaltung der sãmmtlichen katholischen, 
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kirchlichen und weltlichen Local- und resp. Districtsstiftungen überwiesen wor- 
den sei". Es wird also hierin die staatliehe Natur der Verwaltung alles Stif- 
tungsvermögens ausdrücklich ausgesprochen und gewahrt. Hierauf setzt der 
Staat, (nicht die Kirche) in 
. 1 der Verordnung einen aus einer 'Vahl her- 
vorgehenden Kirchen- oder Stiftungsvorstand, an jedem Orte wo sich soIche 
Stiftungen befinden, ein. Es kann nach dem weiteren Inhalt der Verordnung 
als sieher behauptet werden, dass dieser Stiftungsvorstand wenngleich con- 
fessionell und wenn gleich der Pfarrer geborener Vorstand desselben ist - 
durchaus nur als Staatsorgan zu betrachten ist, ähnlieh wie das katholische 
Kirchendepartement, wenn gleieh aus Katholiken bestehend, nur eine (welt- 
lich-politische) Staatsstelle war. Es ergiebt sich dieses: a. aus der Art 
und vVeise der Bestellung der Stiftungsräthe. vVährend nach den Grund- 
principien des kanonischen Rechts, soweit nicht wegen ßer Zeitverhältnisse 
Abweichungen daran zugelassen werden muss ten , das Laienelement von 
aller Theilnahke an der Kirchenleitung ausgeschlossen ist (Richter S. 93) 
- und sonach principiell die Verwaltung des Parochial-Gutes aIlein dem 
Pfarrer und dem Bischofe zustund (Richter 
. 320) etwaige bei der Ver- 
waltung lediglich zur Unterstützung des Pfarrers, - (Schulte System, S. 480), 
Rlitwirkende Kirchenväter oder Altersleute (vitrici provisores magistri fabricae) 
aber von dem Kirchenobern frei ernannt werden - finden wir hier eine 
"\Vahl der 4 bis 6 V orstandsmitglieder durch die Gemeinde; b. aus der Be- 
stätigungsnothwendigkeit der Stiftungsräthe durch das Amt. 
. 2. Absatz 2 
der Verordnung. 'Väre der Stiftungsrath als eine kirchliche Behörde anzu- 
sehen, so wäre eine Bestätigung der 1Iitglieder durch das Bezirksamt, und 
die Befugniss des letztern, die Gewählten zu verwerfen, wenn dasselbe An- 
stände findet, nicht möglich; c. der Pfarrer ist nicht allein Untergebener 
des Bischofs, sondern die weltliche Gesetzgebung hat denselben von. jeher 
als öffentlichen Beamten angesehen, vergl. Spohn's Kirchengesetze Seite 4. 
Daraus, dass er den Vorsitz vom Staate übertragen erhielt, folgt also noch 
keineswegs ein kirchlicher Charakter der Stiftungsverwaltung. Ohnedem 
schreibt 
. 5 der Verordnung vor, dass wenn ein besonderer Regierungs- 
commissär für die Stiftpng ernannt sei, oder mit der Zeit noch ernannt wird, 
dieser den V orsitz zu führen habe. Endlich ist in dem Collegium auch der 
Bürgermeister, oder wenn er nicht dieser Religion angehört, der dienstälteste 
Gemeinderath sitz- und stimmberechtigt; d. die Frage ob Stiftungsver- 
waltungen in Händen von weltlichen oder kirchlichen Behörden liegen, be- 
antwortet sich aber weit weniger nach der Zusammensetzung der Local- 
behörde. N ach den Principien des kanonischen Rechts hat der Bischof die 
Oberaufsicht, ihm sind jährlich die Rechnungen vorzulegen, - er verfügt 
bei Veräusserungen, Verpfåndungen' u. s. w., er hat die Rechtsvertretung 
(Richter S. 3 20 -3 22 ). Yon all dem findet sich in der Verordnung vom 
21. November 1820 nichts vor. Vielmehr sind die Rechnungen zur Revision 
dem Kreisdirectorium vorzulegen (s. 13) und reine Staatsbehörden, Kreis- 
directorium und katholische Kirchensection - verfügen in alIen an höhere 
Genehmigung geknüpfte Eigenthums- und Verwaltungshandlungen - das 
Ordinariat hat in alIen diesen Punkten keinerlei Zuständigkeit. Dahin ge- 
hören nach 
. 15 Güterveräusserungen, Aufnahme von Darlehen, N eubauten, 
Hauptreparaturen, Pachtnachlässe, Abgangsdecreturen, Rechtsvertretungen 
etc. Hiernach steht fest: dass der in Baden laut Verordnung vom 28. Oc- 
tober 1790 kraft uraltem Herkommen zu Recht bestehende Grundsatz der 
Verwaltung des Stiftungsvermögens durch die weltliche Obrigkeit, durch die 
Verordnung vom 2 I . November 1820 nicht beseitigt worden ist. Gerade 
ebenso wird auch von kirchlieher Seite dieser Rechtszustand beurtheilt. Der 
Erzbischöfliche Canzleidirector Dr. l\faas in Freiburg sagt in seinem Aufsatz 
über das Rechtssubject, die Vertretung, Verwaltung und Verwendung des 
Kirchen-, Schul- und Stiftungsvermögens (im Archiv für katholisches Kirchen- 
recht, Band IV., S. 667, No. I): "Der Umstand, dass manche Kirchspiels- 
genossen, wie z. B. in Baden, die Stiftungsvorstände wählen, ist rechtlich 
Friedberg, Der Staat u. d. Kircbe. 3 1 
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irrelevant, da die "Oberkjrchenbehörde", d. h. die Regierung, als factische 
Vertreterin des Kirchenguts, sie bestätigt, der Stiftungsvorstand auch nicht 
Yertreter der Gemeinde, sondern (unter dem V orsitz des Pfarrers) des Kirchen- 
outs ist, und nicht im Namen der Gemeinde handelt". Ob es aber zweck- 

ässig war in dieser ,Yeise die Verwaltung des Stiftungsvermögcns zu 
regeln, ob insbesondere das Staats- und Gemeinde-Interesse nicht schon da- 
mals eine Regelung des weltlichen Stiftungswesens in dem Sinne, wie wir 
soIche heute als Bedürfniss anerkennen, erheischt hätte'-" ob man ins- 
besondere nicht schon damals besser gethan hätte, weniger auf kirchliche 
"Tünsche, denen kein ausreichender Rechtsgrund zur Seite stund, Rücksicht 
zu nehmen, ist eine andere Frage. J edenfalls wurden diejenigen Städte, 
weIche bis zum Jahre 1803 reichsunmittelbar gewesen waren und weIchen 
sogar in demselben Rechtsacte, der sie der Landeshoheit Badens unterwal f, 
das Recht, d urch ihre weltlich - politischen ::\Iagistrate ihr kirchliches und 
weltliches Stiftungsvermögen zu verwalten, reichsgrundgesetzlich garantirt 
worden war, durch die Verordnung vom 21. November 1820 in ihrem wohl- 
erworbenen Rechte entschieden benachtheiligt und die jetzige Gesetzgebung 
stellt nur einen mit Unrecht aufgegebenen Rechtszustand wieder her, wenn 
sie den :Magistraten dieser Städte, sowie überhaupt aller politischen Ge- 
meinden, die bis 1827 kraft Observanz die Verwaltung inne hatten, die Yer- 
waltung des weltlichen Theils ilues Stiftungsvermögens wieder zutheilt. Aber 
auch in den übrigen Gemeinden schuf die künstliche Gründung soIcher be- 
sonderer confessioneller Organe unter der Leitung der Geistlichen einen 
Dualismus, weIcher urn so schärfer hervortreten musste, als auch die Stiftungs- 
vorstände in ihrer Eigenschaft als Vertreter weltlicher Fonds eine Amts- 
thätigkeit in Gebieten entwickelten, die wie diejenigen der Annen- und 
Krankenpflege der Obsorge und Pflege der weltlichen Gemeindebehörden 
unterlagen. Eine weitere Folge war dann die, dass man auch in pro- 
testantische Gemeinden eine ähnliche Spaltung von Functionen hineintrug, 
da man staatlicher Seits sich für verpflichtet ansah, der portestantischen 
Kirche dieselben Einräumungen zu machen. So erschien im Reg. - BI. von 
1828, No. XX!., Seite 196, die Verordnung Grossh. 
Iinisteriums des Innern, 
yom 10. J\iai 1825, durch weIche die Verwaltung des evangelischen Local- 
und Districtsstiftungsvermögens nach den Grundsätzen der Verordnung '"om 
21. November 1820 geregelt wurde. Der durch diese Verordnungen yom 
Jahre 1820 bezw. 1825 geschaffene Zustand des Stiftungswesens erlitt im 
,Vesentlichen keine Verãnderungen bis zum Jahre 1861. Es ist besonders 
auffallend, dass man bis zur Gegenwart unterlassen hat, die in dieser Peri ode 
voIlzogene Umwandlung der confessionellen Gemeinde in eine nicht con- 
fessionelle Gemeinde als einen Factor anzusehen, der auf das Stiftungswesen 
einen erheblichen Einfluss ausüben musste. Ihre Commission nahm Ver- 
anlassung zu prüfen, welche Consequenzen für die Verwaltung der Stiftungen 
nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen UllÙ nach der X atur der Sache daraus 
abfliessen müssen. Das Ergebniss unserer Discussion stellt sich nun dahin: 
Vor dem Jahre 1832 waren die Gemeinden des Landes in bürgerlicher 
und kirchlicher Hinsicht s. g. gemischte und ungemischte, je nachdem in 
denselben die Genossen mehrerer Kirchen von Staatswegen ihre eigene 
öffentliche Religionsübung hatten oder nicht. In den Orten letzterer Art, 
also in ungemischten, wurde kein Auswärtiger bürgerlich aufgenommen, der 
nicbt zur Confession des Orts sich bekannte (mit alleiniger Ausnahme der 
Städte, die den Sitz eines ProvinziaIcoIlegiums oder der obersten Staats- 
verwaltung bildeten) S. 3 des I. Const.-Ed. Dieser Zustand wurde durch 
die Gemeindeordnung vom 28. December 183 I dahin abgeändert, dass das 
Bekenntniss zur Ortsreligion nicht mehr Erforderniss der bürgerlichen Auf- 
nahme sei; dadurch wurde die Unterscheidung zwischen gemischten und un- 
gemischten Gemeinden in- bürgerlicher IIinsicht aufgehoben, Fröhlich, Bürger- 
rechtsgesetz zu 
. 20, Note 5, 
. 294, wãhrend diese Unterscheidung in 
kirchlicher IIinsicht bis :zur Erlassung des K.irchengesetzes vom 9. Oc- 
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tober 1860 fortdauerte, wornach also das Recht zum öffentlichen Gottesdienst 
<lurch die Grundgesetzte oder besondere landesherrliche Bewilligung bedingt 
war, also allenthalben auf einem besonders staatsrechtlichen. Rechtstitel be- 
ruhte, sohin ein jus quaesitum bildete, S. 1 und 3 des 1. Const.-Ed., wo- 
gegen es jetzt seit 1860 auch in kirchlicher Hinsicht keine gemischten und 
ungemischten Gemeinden mehr giebt, vielmehr jeder Religionstheil in jeder 
Gemeinde des Landes, kraft Gesetzes das Recht der öffentlichen Gottes- 
'verehrung besitzt. Spohn, Kirchengesetze, S. 5. Eine hinlängliche Ver- 
anlassung zur Aenderung des Rechtszustandes in Ansehung der Stiftungen 
hätte nun wohl schon die Gemeindeordnung vom 28. December 1831 geboten, 
insofern diesel be, wie erwähnt, die Aufnahme in das Gemeindebürgerrecht 
nicht mehr von der Religionseigenschaft abhängig machte. Es war damit 
<lie Bestimmung des Art. IX. des Org. - Ed. besagend: udie Verwaltung ge- 
hört, soweit sie nicht vom Stifter bestimmt ist, da wo nur einerlei Religions- 
übung hergebracht ist, zu den weltlichen Kirchenrechten des Orts, und wird 
.also der gleichen Aufsicht, wie andere milde Stiftungen des Orts unterworfen; 
<la hingegen wo beide Religionstheile Kirchspielsrecht haben, nehmen auch 
beide an der Direction der Verwaltung Theil" und Art XX: "die Verwaltung 
gehört in jedem Fal
 als eine kirchliche Angehörde dem Religionstheil, der 
;jie hergebracht hat", wir sagen, diese Bestimmungen waren mit dem neuen 
Gemeindegesetz, welches die Gemeinde ihres confessionellen Charakters ent- 
kleidete, ihrem inneren Grunde nach nicht mehr aufrecht zu erhalten. Es 
setzte Art. XX in der angezogenen Stelle voraus, dass ein Religionstheil in 
.cler Gemeinde hergebrachter :l\1aassen der allein herrschende und existenz- 
berechtigte war, so dass also nur Jemand der derselben Religion angehörte, 
in den Ortsverband aufgenommen werden konnte. Nur desshalb trug, wie 
das.ganze übrige öffentliche Leben der Gemeinde, so auch die Verwaltung 
.alles, selbst des weltlichen Stiftungsvermögens, den confessionellen Charakter. 
:Kachdem aber durch das Gemeindegesetz von 1831 der Gemeinde dieser 
confessionelle Charakter abgestreift worden war, hätte es die Consequenz 
erfordert, dass 50 fort auch hinsichtlich der noch unbestreitbar den Gemeinde- 
bedürfnissen, in Sonderheit der Armenpflege gewidmeten, also nicht rein 
kirchlichen Bedürfnissen gewidmeten örtlichen Fonds das Gleiche geschehen 
wäre. Es hätte dieses mit Bezug auf Art. XI des Org.-Ed. besagend: "wo 
Jemand zu sol chen milden Anstalten, die nicht einen kirchlichen Zweck, und 
dadurch die Bestimmung ihrer Religionseigenschaft, in sich selbst haben, 
etwas hinterlässt, mithin die Beförderung des bürgerlichen \V ohls damit be- 
zielt, als z. B. durch Siechenanstalten f \Vaisenerziehung etc., so muss die 
V ollziehung seines Willens so geschehen, dass die Religionseigenschaft von 
dem Genusse Niemand ausschliesst" und Art XX: "die christliche Liebe 
bringt mit sich,. dass man keinem Bedürftigen U nterstützung versage" 
wenigstens hinsichtlich aller derjenigen Fonds, deren Genussrecht darnach 
nicht von der Confessionseigenschaft abhängt, erfolgen müssen. - Es sind 
dieses aber die weitaus meisten Fonds, indem im Lande vorhanden sind, 
beiläufig: 1126 unbeschränkte Ortsstiftungen mit einem Gesammtkapital von 
.circa 13,400,000 fl., ferner 50 Ortsstiftungen für Christen mit einem Gesammt- 
capital von circa 1,300,000 fl., wãhrend nur 162 Fonds mit circa 1,600,000 fl. 
bloss für Katholiken, und 27 Fonds mit circa 56,000 fl. bloss für Evan- 
gelische bestehen. Die ersten zwei Categorien von weltlichen Stiftungen 
mit ca. 14 1 /2 Millionen mindestens, hätten daher schon im Jahre 1832 den 
politischen Gemeinden zur Verwaltung überwiesen werden müssen f weil sie 
schon dadurch, dass die Gemeinden ihreh confessionellen Charakter auf- 
gaben, eben jedem neu aufzunehmenden Bürger f ohne Ansehung seiner Re- 
ligion, zugänglich, folglich selbst jeder confessionellen Beimischung ent- 
Ideidet worden waren. J edenfalls ergiebt sich aber diese Folge aus dem 
Kirchengesetz vom 9. October 1860, das auch in kirchlicher Beziehung den 
U nterschied zwischen gemischten und ungemischten Gemeinden beseitigte, 
so dass also heutigen Tages jeder Religionstheil als ein solcher anzusehen 
3 1 * 
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ist, der in einem Orte die Religionsübung hergebracht .hat. IEs ist also 
kein Religionstheil mehr vor dem Andern in einem Orte bev'orzugt oder 
privilegirt - und da nach Art. XI und XX des Org. - Ed. die Verwaltung 
der Stiftungen (im Gegensatz zum Genuss) nur als eine Folge der jeweils 
einen besondern Rechtstitel erheischenden Religionsausübung eines Religions- 
theils an dem betreffendcn Orte und lediglich als eine Folge dieses Rechts- 
titels angesehen wurde, so fållt mit dem ,Vegfall dieses exclusiven Rechtes 
auch das Recht zur Verwaltung der Stiftungen.' Letztere hat vielmehr in 
diejenigen Hände überzugehen, in welcher beide Confessionen jetzt ihren 
gemeinsamen l\'Iittelpunkt und den Inhaber der weltlichen Kirchenrechte 
des Orts zu erblicken haben, nämlich die politische Gemeindehörde. ::\1an 
darf dieser Ausführung nicht entgegen halten, die seit 1832 geschaffene po- 
litische Gemeinde sei nicht die N achfolgerin der früheren confessionellen 
Gemeinde. Sie ist allerdings nicht die N achfolgerin, sie ist vielmehr iden- 
tisch mit der Gemeinde vor 1832. Die Gemeindegesetzgebung hat im Jahr 
1831 nur ein einzelnes Erforderniss f von welchem die weltliche Gesetzgebung- 
bis dahin die Aufnahme in die Corporation abhängig gemacht hat, in ,Veg- 
fall gebracht; im Uebrigen besteht aber die frühere Gemeinde fort. Auch 
die frühere Gemeinde war ja bereits ein ganz unentbehrlicher Bestandtheil 
des Staatsorganismus, jener unterste Ring in der Kette der Staatsverbindung 
(
. I des II. Const.-Ed. vom 14 Juli 1807) - auch die frühere Gemeinde 
beruht schon, gerade wie der Staat, auf der Idee der Ewigkeit, und sie hat 
diese Eigenschaft dadurch nicht verloren, dass die Gesetzgebung sie ihrer 
confessionellen Exclusivität entkleidete. Würde die jetzige nicht confes- 
sionelle Gemeinde nicht identisch sein mit der früheren Gemeinde, so wäre 
sie jedenfalls aber deren Rechtsnachfolgerin, da seit 1831, mindestens aber 
zweifellos seit 1860, die confessionelle Gemeinde zu existiren aufgehört tat,. 
und seither die politische Gemeinde an deren Stelle existirt, so dass aller- 
dings eine Universalsuccession angenommen werden muss. 1st aber die 
politische Gemeinde die N achfolgerin der confessionellen Gemeinde, so hat 
sie von der letzteren auch deren Berechtigung zur Verwaltung des Stiftungs- 
vermögens ebenso überkommen, als ihr deren sonstige Rechte, Allmend- 
genuss etc. anerfallen sind. Anstatt jedoch in Folge der Gemeindegesetz- 
ge bung von 183 I die Verwaltung der Stiftungen an die Gemeinden in ihrer 
nunmehrigen Gestalt zu übertragen, beschränkte man sich, durch die übrigens 
ausdrücklich zwischen weltlichen und kirchlichen Stiftungen unterscheidende 
Verordnung vom 10. April 1833 (R.-B. S. 97) die in den Verordnungen vom 
20. November 1820 und 10. l\Iai 1825 den beiden Kirchensectionen noch 
vorbehaltenen Befugnisse an die mittlerweile aus Kreisdirectorien in Kreis- 
regierungen umgeschaffenen Staatsbehörden zu übertragen. Da indessen die 
Kirchensectionen selbst schon reine Staatsbehörden waren, hat diese Ver- 
änderung an sich keine principielle Bedeutung, so wenig als die am 5. ::\Iai 
1843 stattgehabte Verwandlung der beiden Kirchensectionen in einen katho- 
lischen und einen evangelischen Oberkirchenrath. (Reg.-B1att 1840 S. 2.) 
Auch eine am 1-3. l\Iärz 1853 erschienene Verordnung ändert den Rechts- 
zustand in keiner wesentlichen Beziehung. 


CXIV. 
Gesetz. Die Rechtsverhältnisse und die Verwaltung der Stiftungen 
betreffend. 
Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Herzog von Zäh- 
ringen. 
Iit Zustimmung Unserer getreuen Stände haben ,Vir beschlossen 
und verordnen, wie foIgt: I. A b s c h nit t. Allgemeine BestÙnmungen. 
. I. 
Zur Errichtung neuer Stiftungen als selbstständiger Rechtssubjecte ist Staats- 
genehmigung erforderlich. Dieselbe ist nur solchen Stiftungen zu ertheilen, 
welche einem öffentlichen, sei es kirchlichen oder weltlichen Z wecke ge- 
widmet, sowie den Gesetzen, den gut en Sittell und dem Staatswohle nicht 
zuwider sind. Der staatlichen Genehmigung bedürfen ferner und sind in 
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ihrer rechtlichen Wirksamkeit durch sie bedingt aIle Schenkungen und letzt- 
willigen Verfügungen zu Gunsten schon bestehender Stiftungen oder anderer 
juristischer Personen. 
. 2. Durch die staatliche Genehmigung erhalten die 
Stiftungen juristische Persönlichkeit. Ihre Verwaltung unterliegt, seien sie 
lárchliche oder weltliche Stiftungen, in alIen FäIlen der Oberaufsicht der 
Staatsbehörden. 9. 3. Von den bei Verkündung dieses Gesetzes vorhanden
n 
Stiftungen gelten als kirchliche I. diejenigen, deren Vermögen zur Befrie- 
digung ldrchlicher Bedürfnisse einer Religionsgemeinschaft bestimmt ist, 
2. die Stiftungen zum V ortheile von Bildungsanstalten, welche nach Maass- 
gabe der Gesetze von den Kirchen errichtet wurden, 3. diejenigen Stiftungen, 
namentlich auch die zur Armenunterstützung oder Krankenpflege bestimmten, 
weIche durch die Verordnung vom 20. November 1861 
. 5 lit. a. beziehungs- 
weise die Verordnung vom 28. Februar 1862 
. 6 lit. a. aIlgemein als kirch- 
liche anerkannt worden sind, 4. diejenigen Stiftungen, welche vor Verkün- 
dung dieses Gesetzes durch Vereinbarung der zuständigen staatlichen und 
kirchlichen Aufsichtsbehörden ausdrücldich und besonders als kirchliche 
anerkannt oder durch rechtskräftig gewordene richterliche Entscheidung als 
kirchliche erldärt worden sind. AIle anderen bei Verkündung dieses Ge- 
setzes vorhandenen Stiftungen sind weltliche. .
. 4. Die zur Zeit der Ver- 
kündung dieses Gesetzes vorhandenen gemischten d. h. theils kirchlichen, 
theils weltlichen Zwecken gewidmeten Stiftungen bleiben in dieser ihrel 
Eigenschaft unter der seitherigen Verwaltung fortbestehen. Die weltlichen 
wie die kirchlichen Aufsichtsbehörden können jederzeit die Trennung soIcher 
gemischten Stiftungen verlangen, in weIchem FaIle das Vermögen derselben 
nach l\Iaassgabe der von den Stiftern über dessen Verwendung getroffenen 
besondern Anordnungen und - wo solche nicht vorhanden - nach lVIaass- 
gabe der für die beiderlei Zwecke seither geschehenen Verwendungen aus- 
z rrscheiden und den dazu gesetzlich berufenen Behörden zur gesonderten 
Yerwaltung zu überweisen ist. Bis zur Trennung behält jede der Aufsichts- 
behörden das Recht, von der Verwaltung und Verwendung solcher gemisch- 
ten Stiftungen durch Einsicht der hiera uf bezüglichen Acten, U rkunden und 
Rechnungen Kenntniss zu nehmen. Die lediglich auf Anordnungen von 
Behörden beruhende gemeinsame Verwaltung selbstständiger kirchlicher und 
weltlicher Stiftungen hat, wo sie bis daher noch stattgefunden, mit Einfùh- 
rung des Gesetzes überall aufzuhören. 
. S. Künftige Stiftungen sind kirch- 
liche, wenn ihr Vermögen einem der Z wecke gewidmet ist, weIche der 9. 3 
Ziffer I und 2 bezeichnet. Alle anderen künftigen Stiftungen gelten als 
weltliche. 9. 6. Künftige Verfügungen, wodurch bestehenden Stiftungen 
'Termögenstheile mit der gänzlichen oder theilweisen \Vidmung für Zwecke 
zugewendet werden, welche zu den Zwecken dieser Stiftungen selbst ausser 
Beziehung stehen, sind, soweit dies der Fall, als neue Stiftungen zu behan- 
deln und als solche denjenigen Behörden zur Verwaltung zuzuweisen, welche 
nach den Zwecken der neuen Stiftung dieselbe zu führen gesetzlich oder 
durch Verordnung berufen sind. In gleicher Weise sind neue Stiftungen, 
welche in Zukunft für verschiedenartige, eine Betheiligung verschiedener 
Behörden an der Verwaltung bedingende Z wecke gemacht werden, sofort 
bei ihrer Genehmigung zu trennen, und hat die zuständige Behörde unter 
Berücksichtigung aIler Verhältnisse zu bestimmen, weIche Theile derselben 
der einen und welche der anderen Behörde zur Verwaltung zu überweisen 
sind. 
. 7. Für künftige Stiftungen dürfen Anordnungen, welche dieselben 
einer anderen als der durch Gesetz oder Verordnung vorgeschriebenen Ver- 
waltung untersteIlen, von dem Stifter nur insoweit erlassen werden, als 
gcgenwärtiges Gesetz dieses ausdrücklich gestattet. 9, 8. Vor Einführung 
des gegenwärtigen Gesetzes getroffene derartige Anordnungen bleiben auf- 
rccht erhalten. \Vurde die Verwaltung einer Stiftung von dem Stifter 
einer Behördc übertragen, von der sie nach den bei Errichtung der Stiftung 
in Geltung gewesenen Gesetzen und Verordnungen ohnehin zu führen war, 
')() muss, - sofern die Stìftungsurkunde nicht ausdrücklich das Gegentheil 
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besagt - angenommen werden, dass die Stiftung überhaupt durch die je- 
weiligen gesetzlichen Qrgane verwaltet werden solIe. S. 9. Die mit der 
Yerwaltung von Stiftungen betrauten Behörden oder Person en und die Auf- 
sichtsbehörden haben darauf zu achten, dass das Stiftungsvermögen" im 
Grundstock ungeschmãlert erhalten bleibe. Die Vermögensertrågnisse dür- 
fen, vorbehaltlich des der Staatsregierung in 
. 10 dieses Gesetzes einge- 
rãumten Rechtes, zu anderen als den stiftungsgemãssen Zwecken nur inso- 
weit verwendet werden, als sie nach allseitiger Erfüllung der Stiftungszwecke 
hiezu verwendbar bleiben. Jede derartige Verwendung bedarf der Zustim- 
mung der staatlichen Aufsichtsbehörde. s. 10. "T"enn die fernere Erîüllung 
der Zwecke einer Stiftung nicht mehr möglich ist, oder wenn der Fortbe- 
stand und die fernere "\Yirksamkeit der Stiftung aus irgend welchen Gründen 
als dem Staatswohle nachtheilig angesehen werden müssen, so ist die Staats- 
regierung berechtigt, das Yermögen derselben einem andern öffentlichen 
Zwecke zu widmen, bei dessen Bestimmung sie dem ursprünglichen "\Villen 
des Stifters thunliche Rücksicht tragen und namentlich auch die örtlichen 
und Districts - Stiftungen den betheiligtell Gemeinden und Districten nicht 
entziehen wird. Eine solche Verfüg}mg über kirchliches Stiftungsvermögen 
ist im Einverstãndniss mit der Kirchenbehörde zu treffen. Nur wenn dieses 
in den desshalb einzuleitenden Verhandlungen nicht zu erreichen ist, be- 
wendet es bei der Verfügung der Staatsregierung, die jedoch immer nur zu 
Gunsten kirchlicher Z wecke getroffen werden darf. 
. I I. Die Leitung des 
Stiftungswesens einschliesslich der Anordnung, yon wem eine Stiftung zu 
verwalten und die Stiftungsgenüsse zu vergeben seien, ist Verwaltungssache. 
Eine gerichtliche Entscheidung durch den Verwaltungsgerichtshof kann ver- 
langt werden: I. über die Frage, ob Stiftungen kirchliche, weltliche oder 
gemischte seien, wenn darüber zwischen den obersten staatlichen und kirch- 
lichen Aufsichtsbehörden im einzelnen FaIle eine Verstãndigung nieht er- 
zielt wird, 2. über die beim Vollzug der Trennung gemischter Stiftungen 
(SS. 4 und 6) zwischen den genannten Aufsichtsbehörden sich ergebenden 
Streitigkeiten, 3. über die Rechtsgiltigkeit der yon dem Stifter auf Grund 
des gegenwårtigen Gesetzes (

. 7 und 8) über die Verwaltung einer Stif- 
tung getroffenen besonderen Anordnungen, 4. über das V orhandensein der 
stiftungsgemãssen V ora!lssetzungen zur Theilnahme an Stiftungsgenüssen, 
s. über behauptete Rechtsverletzung durch Nichtbeachtung der Bestimmun- 
gen, welche das der Staatsregierung nach s. 10, Absatz 2 dieses Gesetzes 
zustãndige Verîúgungsrecht beschrãnken, 6. über den yon Angehörigen einer 
Confession erhobenen Antrag auf BesteUung eines besondern Stiftungsraths,. 
wenn derselbe ';on der vorgesetzten Staatsbehörde wegen nicht gelieferten 
Nachweises einer confessionellen Beschrãnkung des Genussrechts abgelehnt 
worden ist (
. 28), 7. über Verletzung stiftungsmãssiger Ansprüche auf Ver- 
waltungsfunctionen, welche yon den Venvaltungsbehörden bei Ausübung 
des in 9. 40 dieses Gesetzes ihnen eingerãumten Rechts geschehen sein solI. 
Streitigkeiten über den die Stiftung begründenden privatrechtlichen Act, so- 
wie die aus dem bürgerlichen Rechtsverkehr einer Stiftung mit Dritten her- 
rührenden Streitigkeiten unterliegen der Zuständigkeit der bürgerlichen 
Gerichte. - II. A b s c h nit t. Ueber die Rechtsverlzältnz'sse der weltlichen 
Stiftungen. A. Ueber die Verwaltung der weltlichen Ortsstiftungen. 1. VOll 
den regelmå"ssigen Organen der ò"rtlichen Stiftungsverwaltung. s. 12. Die Ver- 
waltung der weltlichen, ausschliesslich nur zum V ortheile von Angehörigen oder 
Bewobnern einzelner Gemeinden oder mehrerer Gemeinden eines und desselben 
Amtsbezirks bestimmten Stiftungen, mit Ausnahme dcrjenigen, welche dem 
öffentliehen Volksschulúnterrichte gewidmet sind, wird den betheiligten Gemein- 
den übertragen. Aenò.erungen in der Begrenzung eines Amtsbezirkes begründen 
keine Aenderung in der Organisation einer Stiftung, welche einmal als eine 
örtliche behandelt worden ist. S. 13. Das Vermögen dieser Stiftung
n darf 
mit dem Gemeindevermögen nicht vermischt, sondern muss durch dIe dazu 
berufenen Organe gesondert verwaltet werden. S. 14. Die Verwaltung be- 
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sorgt in den Gemeinden regelmässig der Gemeinderath. Seine Stelle ver- 
tritt bei Stiftungen, deren V ortheile sich nur auf die ....L\.ngehörigen oder Be- 
wohner eines einzelnen einer Gemeinde zugehörigen Ortes erstrecken, der 
für den letzteren bestellte Ortsverwaltungsrath. Dieser wie der Gemeinde- 
rath sind zur Führung der Verwaltung kraft ihres Gemeindeamtes verpflichtet 
und für dieselbe ebenso wie für ihre übrige Dienstführung verantwortlich. 
S. 15. Die von dem Gemeinde- oder Ortsverwaltungsrath zu besorgende Ver- 
waltung erstreckt sich mit folgenden Ausnahmen auch auf die stiftungsge- 
mässe Verwendung der Stiftungserträgnisse: I. Bei Stiftungen, deren Erträg- 
nisse ganz oder theilweise zur Vertheilung unter die Ortsarmen oder unter 
die Armen einer Confession bestimmt sind, geschieht diese Vertheilung durch 
die örtliche Armenbehörde (Armenrath, - 
. 26 des Gesetzes über die Armen- 
pflege), welcher zu solchem Zwecke die nach dem jährlichen V oranschlag 
zur Vertheilung erübrigenden Stiftungserträgnisse zur Verfügung zu stellen 
sind. 2. Die zum V ortheile von Schülern an Lehranstalten gestifteten Sti- 
pendien verleihen auf den V orschlag des Gemeinde - oder Ortsverwaltungs- 
raths in allen Fällen die Schulbehörden. Die vorstehenden Bestimmungen 
gel ten auch für diejenigen Stiftungen, deren Verwaltung nach 

. 20 - 28 
einem besonderen Stiftungsrathe übertragen ist. S. 16. Die Verwaltung der 
Stiftungen, an welchen mehrere Gemeinden desselben Amtsbezirks betheiligt 
sind, geschieht, vorbehaltlich der auch hier zur Anwendung kommenden 
Bestimmungen in S. 15 Ziffer 2 durch einen Stiftungsrath. Derselbe besteht 
regelmässig aus sechs bis höchstens neun 
Iitgliedern, von welch en die Ge- 
meinderäthe der an der Stiftung betheiligten Gemeinden je eines aus ihrer 

Iitte zu ernennen haben. 1st die Zahl der an einer Stiftung betheiligten 
Gemeinden grösser als die für den Stiftungsrath vorgesehene höchste Mit- 
gliederzahl, so ist von der Aufsichtsbehörde alsbald nach erfolgter Geneh- 
migung der Stiftung, oder - wo es sich urn eine schon bestehende Stiftung 
handelt - sofort nach Einführung dieses Gesetzes die Zahl der in den 
Stiftungsrath zu ernennenden 1\Iitglieder wie auch die Reihenfolge festzu- 
stellen, nach welcher die einzelnen Gemeinden an der Ernennung desselben 
zu betheiligen sind. Wenn umgekehrt die Zahl der betheiligten Gemeinden 
weniger als sechs beträgt, so bestimmt die Aufsichtsbehörde, aus wie vielen 
)Iitgliedern der Stiftungsrath bestehen und in welchem Verhältnisse die Ge- 
meinden in demselben vertreten sein sollen. S. 17. An Stelle des Gemeinde- 
raths hat in Gemeinden, welche nur durch einen einzelnen, von einem eige- 
nen Ortsverwaltungsrath vertretenen N ebenort an der gemeinsamen Stiftung 
betheiligt sind dieser Ortsverwaltungsrath das 
Iitglied in den Stiftungsrath 
zu ernennen. 
. 18. Den V orsitz in dem Stiftungsrathe führt das von dem 
Gemeinde- oder Ortsverwaltungsrath am Sitze der Venvaltung gewählte 
Iit- 
glied. Sind von dem Ersteren mehrere 
Iitglieder zu wählen (
. 16 am 
Ende), so bestimmt die vorgesetzte Staatsbehörde, welches derselben den 
Vorsitz führen sollee 
. 19. Die ernannten 1\1itglieder sind zur Uebernahme 
des Amtes und zu dessen Fortführung während der gesetzlichen Dauer ihres 
Amtes als 1\Iitglieder des Gemeinde- oder Ortsverwaltungsraths verpflichtet 
und ftir solches in gleicher Weise, wie {ür ihre Dienstführung als Gemeinde- 
beamte verantwortlich. Die unbegründete Ablehnung oder der unent- 
schuldigte Austritt vor Ablauf der Dienstzeit zieht die gleichen Folgen nach 
sich, wie die Ablehnung einer \Vahl in den Gemeinderath. Ueber die 
Gründe der Ablehnung entscheidet der Gemeinderath, der durch das be- 
treffende Mitglied zu vertretenden Gemeinde und, wenn das 
Iitglied durch 
den Ortsverwaltungsrath ernannt wurde, dieser letztere. II. V011 den 
für die örtliche Stiftullgsverwaltung Zll ernemzelldeJl besonderen Be!zörden. 
S. 20. Der Gründer einer Stiftung, deren jährlicher Ertrag sich auf 
mindestens 500 fl. beläuft, oder mit welcher eine ganz oder theilweise 
ans den Stiftungs - Erträgnissen zu unterhaltende Anstalt, - ein Spital, 
Armen-, "\Vaisen-, Kranken- oder Pfründnerhaus, eine Gewerbe- oder land- 
wirthschaftliche Schule oder dergleicllen - verbunden ist, kann bei Errich- 
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tung derselben bestimmen, dass ihre Yerwaltung an Stelle der durch dieses 
Gesetz berufenen Verwaltungsbehörden (

. 14 und 16) einem besonderen 
Stiftungsrathe zu übertragen sei. 
. 21. Dieser auf Anordnung des Stifters 
zu bestellende besondere Stiftungsrath besteht regelmässig: I. aus dem Bür- 
germeister (in Nebenorten dem Stabhalter oder ältesten Gemeinderathe) oder 
dem auf dessen Antrag von dem Gemeinde- oder Ortsverwaltungsrathe aus 
seiner 
Iitte zu ernennenden. Stell vertreter, weIcher den V orsitz führt, und 
2. je nach der Anordnung der vorgesetzten Staatsbehörde aus vier oder 
sechs weiteren 
Iitgliedern, weIche jeweils für eine sechsjährige Dienst- 
führung ernannt werden und von weIch en je nach drei J ahren, das erste- 
mal auf Grund einer vorzunehmenden Loo
ziehung, die Hälfte austritt. Die 
Ernennung dieser weiteren 
Iitglieder geschieht von der Gemeindeversamm- 
lung, beziehungsweise dem Bürgerausschusse mittelst geheimer Stimmgebung 
auf den Grund von Vorschlagslisten, welche dreimal so viele Namen zu 
enthalten baben, als 
Iitglieder ernannt werden sollen. Es werden zwei 
soIche V orschlagslisten aufgestellt, und zwar bei der ersten Einsetzung des 
Stiftungsrathes die eine durch den Stifter, die andere durch den Gemeinde- 
ratb, bei späteren Erneuerungen die eine durch den Gemeinderath, die an- 
dere durch den zU erneuernden Stiftungsrath selbst. Unterlässt der Stifter 
die Aufstell ung der ibm gestatteten V orschlagsli
te, so geschieht die erste 
Ernennung lediglich aus derjenigen Liste, weIche der Gemeinderath aufge- 
stellt hat. In die V orschlagslisten dürfen nur Personen aufgenommen wer- 
den, weIche das Staatsbürgerrecht besitzen, das 25. Lebensjahr zurückgelegt 
und in der Gemeinde ihren 'V ohnsitz haben. Auch von diesen sind die- 
jenigen von der Liste ausgeschlossen, weIche a. zu einer peinlichen Strafe 
oder b. innerhalb der letzten 5 Jahre zu einer Arbeitshausstrafe oder durch 
richterliches Erl{enntnis3 zur Dienstentlassung, oder wegen Diebstahls, Unter- 
schlagung, Betrugs oder Fälschung zu irgend einer anderen Strafe verurtheilt 
wurden. S. 22. Bei Stiftungen, weIche ausschliesslich dem V ortheile von 
Angehörigen einer bestimmten Confession gewidmet sind, kann der Stifter, 
wenn im Uebrigen die Voraussetzungen für die Bestellung eines besonderen 
Stiftungsrathes vorhanden sind, bestimmen, dass der letztere, soweit er ge- 
mäss 
. 21 Ziffer 2 zu ernennen ist, aus Angehörigen der berechtigten Con- ' 
fession bestellt und dass demnach auch nur soIche in die nach s. 21 aufzu- 
stellenden Y orschlagslisten aufgenommen werden. Ausserdem ist derselbe, 
sofern mit seiner Stiftung eine aus deren 
Iitteln zu unterl1altende Anstalt 
der in 
. 20 bezeichneten Art verbunden ist, zu der Anordnung berechtigt, 
dass der gesetzlichen Verwaltungsbebörde (S
. 14 und 16) oder dem statt 
ihrer bestellten Stiftungsrathe cin oder zwei weitere durch ihren Bel uf oder 
ilue Ausbildung für die Förderung der Zwecke der Anstalt besonders g
- 
eignete l\litglieder bcigegeben und denselben in Hinsicht auf die Yerwaltung- 
die gleichen Rechte wie den übrigen l\Iitgliedern der Behörde eingeräumt 
werden. Diese weiteren 
litglieder werden, WEnn sie nicht vom Stiftci 
selbst, sei es in Person oder in der Eigenschaft als Vertreter bestimmter 
Berufsstellen, ernannt wurden, von der die Stiftung verwaltenden Behörde jc- 
weils für die Dauer von sechs J ahren berufen. Die letztere kann, wenn der 
Stifter darübcr nichts bestimmt hat, die Berufung soIcher weiteren 
Iitglieder 
auch von sich aus beschliessen. 
. 23. In gleicher 'Yeise wie die Stifter 
können in Hinsicht auf Stiftungcn, weIche erweislich nach der Religion-i- 
trennung der Katholiken und Protestant en jedoch vor Einführung dieses Gc- 
setzes errichtet wurden und sowohl nach dem \\
illen des Stifters, als auch 
nach bestehender U ebung nur dem V ortheilc von Angehörigcn einer be- 
stimmten Confession gewidmet sind, auch die Genussberechtigtcn selbst die 
Einsetzung cines nach l\Iaassgabe des 
. 21 und 
. 22 Absatz I aUs ::\Iit- 
gliedern der Confession zu bestellenden besondern Stiftungsrathes an Stelle 
der nach dem Gesetze (S
. 14 und 16) berufenen Ver\Valtungsbehörden be- 
schliessen, \Venn zur Zeit der Einführung dieses Gesetzes a. der J ahresertrag 
der zu ihren Gunsten bestehenden Stiftungen sich auf mindestens 1000 n. 
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beläuft, oder b. mit einer derselben eine aus deren 
litteln zu unterhaltende 
Anstalt der in 
. 20 bezeichneten Art verbunden ist. 
. 24. Zu einem sol- 
chen Besch
sse der Confessionsangehörigen genügt es, dass in einer zu 
diesem Ende berufenen Versammlung aller Stimmberechtigten die 
lehrheit 
.<fer Erschienenen sich für denselben ausspricht. Stimmberechtigt sind hier- 
bei aIle männlichen Einwohner der betreffenden Confession, welche das 
25. Lebensjahr zurückgelegt haben und im Vollgenuss der staatsbürgerlichen 
Rechte sind. Die Versammlung zum Zwecke der Abstimmung ist von der 
vorgesetzten Staatsbehörde zu berufen, wenn dies von einer dem 25. Theile 
der Einwohner der betreffenden Confession gleichkommenden Anzahl von 
Stimmberechtigten oder - wenn diese Zahl eine grössere - von mindesteus 
hundert Stimmberechtigten verlangt wird. Ergibt sich bei der Abstimmung 
kein l\Iehrheitsbeschluss für die Einsetzung eines besonderen Stiftungsrathes, 
so ist diese als für immer abgelehnt zu betrachten und kann eine weitere 
Abstimmung nicht mehr verlangt werden. Eine Abstimmung wegen "\Vieder- 
aufhebung der van der.l\1ehrheit der Confessions-A.ngehörigen beschlossenen 
besonderen Verwaltung kann erst nach Verlauf von 10 Jahren und auf den 
Grund eines nach l\laassgabe des vorhergehenden Absatzes gestellten An- 
tragcs gestattet werden und entscheidet sodann der Beschluss der :Mehrheit der 
zur Abstimmung erschienenen Stimmberechtigten über die endgiltige Aufhebung 
dieser besonderen Verwaltung oder deren Fortdauer auf weitere 10 Jahre. 

. 25. \Venn in den bisher bezeichneten Fällen ein besonderer Stiftungsrath 
für die Verwaltung von Stiftungen zu bestellen ist, welche sich auf mehrere 
Gemeinden erstrecken, so bestimmt die vorgesetzte Staatsbehörde, in welcher 
\Veise die einzelnen Gemeinden bei der Aufstellung der von der Gemeinde- 
behörde (
. 21 Absatz 2) zu fertigenden Vorschlagsliste zu betheiligen sind 
und wie viele Mitglieder jede derselben in den Stiftungsrath zu ernennen 
ûder - wenn die Zahl der betheiligten Gemeinden die für den Stiftungsrath 
yorgesehene höchste .Mitgliederzahl übersteigt - in welcher Reihenfolge die 
einzelnen Gemeinden an deren Ernennung Antheil zu nehmen haben. Den 
V orsitz in dem für derartige Stiftungen bestellten Stiftungsrathe führt in 
allen Fällen der Bürgermeister der zum Sitz der Verwaltung gewählten 
Gemeinde. 
. 26. Unabhängig von den Anordnungen der Stifter und den 
Beschlüssen betheiligter Confessionsangehöriger kann endlich auch der zur 
Verwaltung des Stiftungsvermögens berufene Gemeinderath (
. 14) die Ein- 
setzung eines besonderen Stiftungsraths nach V orschrift des 
. 2 I beschliessen: 
I. überall da, wo der jährliche Ertrag des unter seiner Verwaltung stehen- 
den Stiftungsvermögens die Summe von 1000 fl. erreicht ader übersteigt, 
und 2. für diejenigen von den seiner Verwaltung unterstehenden Stiftungen, 
welche in der in 
. 20 bezeichneten \Veise mit einer Anstalt in Verbinduug 
stehen. Die von dem Gemeinderath beschlossene besondere Verwaltung 
kann nur mit Genehmigung der vorgesetzten Staatsbehörde wieder aufgehoben 
werden. 
. 27. Die nach den Bestimmungen des 
. 21 Ziffer 2 ernannten 
l\Iitglieder des Stiftungsraths und die in den letzteren oder in die gesetzliche 
Verwaltungsbehörde (

. 14 und 16) nach :ß,iaassgabe des 
. 22 Absatz 2 
berufenen weiteren l\litglieder sind zur Annahme des Amtes nicht ver- 
pf1ichtet und bedürfen auch keiner staatlichen Bestätigung. Gegen dieselben 
kann wegen dienstwidriger Handlungen die Entlassung ausgesprochen wer- 
den und die vorgesetzte Staatsbehörde ist ausserdem berechtigt, von den 
nach 
. 21 Ziffer 2 ernannten l\litgliedern Einzelne aUs dem Stiftungsrathe 
zu entfernen, \Venn ihnen die gesetzlichen Bedingungen für die Aufuahme 
in die V orschlagsliste abgehen oder so fern sie zu andern 
litgliedern in auf- 
oder absteigeuder Liuie oder im zweiteu oder dritten Grad der Seitenlinie 
verwandt sind. \Vird die Stelle eines Stiftungsrathsmitgliedes durch Ent- 
lassung, Tod oder Au
tritt vor dem Ablaufe der gesetzlichen Dienstzeit 
erledigt, so ist die Ergänzungswahl für die uoch übrige Amtsdauer des 
Abgegangeneu nach den für die regelmässige \Vahl geltenden Bestimmungeu 
vorzunehmen. 
. 28. Ueber das Vorhandensein der Yoraussetzungen für 
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die Bestellung eines besondern Stiftungsrathes entscheidet, soweit dieselbe 
yon der yerwaltenden Gemeindebehörde selbst oder yon den Angehörigen 
einer Confession beantragt wurde, die zunächst vorgesetzte Staatsbehörde. 
"\''''ird den Anträgen der betheiligten Confessionsangehörigen wegen Bestel- 
lùng eines besonderen Stiftungsrathes yon der vorgesetzten Staatsbehörde die 
Folgegebung desshalb verweigert, weil letztere in Hinsicht auf die in Frage 
stehenden Stiftungen den Nachweis einer confessionellen Beschränkung des 
Genussrechts nicht als geliefert erachtet, so bleibt den Confessionsangehörigen 
der gerichtliche Austrag dieser Frage vor dem Verwaltungsgerichtshofe vor- 
behalten. - IIL Allgemeine Bestimmungen Ûber die Verwaltungsfiihrung. 
S. 29. Die örtlichen Stiftungsbehörden haben für die yon ihnen zu ver- 
waltenden Stiftungen regelmässig V oranschläge. aufzustellen, weIche zur 
staatlichen Genehmigung vorzulegen sind. lnnerhalb der Grenzen dieser 
Voranschläge sind die Stiftungsbehörden zur selbstständigen Verfügung über 
die Stiftungserträgnisse berechtigt, wenn und soweit nicht dieses Verfügungs- 
recht ausdrücklich einer anderen Behörde eingeräumt ocIer für einzelne Fälle 
durch den gesetzlichen Vorbehalt einer besonderen staatlichen Zustimmung 
beschränkt ist. Für ldeinere Stiftungen kann die Aufstellung Yon Vor- 
anschlägen yon den Aufsichtsbehörden erlassen werden. S. 30. Neben dem 
V oranschlage bedürfen einer besonderen staatlichen Genehmigung aIle Be- 
schlüsse der örtlichen Stiftungsbehörden: I. über Veräusserung, Vertau- 
schung oder Verpfåndung des liegenschaftlichen Stiftungsvermögens, über 
"\Valdausstockungen und ausserordentliche Holzhiebe und über Verwendungen 
yon Grundstocksvermögen zu laufenden Bedürfnissen; 2. über die Erwerbung 
unbeweglicher Güter und liegenschaftlicher Rechte und ebenso über Neu- 
bauten und Hauptausbesserungen, wenn die :Mittel dazu nicht den ordent- 
lichen Einkünften der Stiftung entnommen werden können; 3. über die 
Eingehung yon Rechtsstreiten und Vergleichen über liegenschaftliche Rechte; 
4. über Nachlässe yon Forderungen; 5. über neue Festsetzungen und Er- 
höhungen der Bezüge yon Stiftungsbeamten, und endlich 6. über alle in 
Angelegenheiten einer Ortsstiftung mit der Gemeinde, weIcher die Verwal- 
tung derselben übertragen ist, einzugehenden Rechtsgeschäfte. 
. 31. Weitere 
Bestimmungen über das Formelle der Verwaltungs- und Rechnungsfúhrung,. 
über die Aufstellung und Genehmigung der Voranschläge, die Cautions- 
leistung des Stiftungsrechners und die Art und 'Veise der Rechnungsprüfung 
bleiben der zu diesem Gesetze zu erlassenden V ollzugsverordnung vorbe- 
halten. - B. Ueber die Verwaltung der weltlichen Districts- und Landes- 
stiftungen. S. 3 2 . Die weltlichen Districts- und Landesstiftungen, worunter 
aIle nicht ausschliesslich nur dem Vortheile von Angehörigen oder Be- 
wohnern einer Gemeinde oder mehrerer Gemeinden eines und desselben 
Amtsbezirks gewidmeten weltlichen Stiftungen zu verstehen und wozu auch 
die Stiftungen für Gelehrtenschulen, Realgymnasien und höhere Bürger- 
schuJen zu rechnen sind, bleiben, soweit über deren Verwaltung yom Stifter 
keine anderen nach diesem Gesetze zulässigen Anordnungen getroffen wur- 
den, vorbehaltlich der Bestimmung in S. 33 unter der unmittelbaren Ver- 
waltung und Aufsicht von Staatsbehörden, wie soIche dermalen dazu berufen 
sind, oder durch künftige Verordnungen werden berufen werden. Aus. 
besonderen Gründen und auf Antrag der betheiligten Gemeinden kann die 
oberste Staats-Aufsichtsbehörde gestatten, dass auch Stiftungen, die sich nicht 
ausschliesslich auf Gemeinden eines und desselben Amtsbezirks beschränken, 
als örtliche Stiftungen behandelt uncI jenen betheiligten Gemeinden zur Ver- 
waltung überlassen werden. S. 33. Stiftungen, welche allsdrücklich zu 
Gun:;ten der Angehörigen eines der nach àem Gesetze yom 5. October 1863 
über die Organisation der inneren Verwaltung gebildeten Kreisverbände 
oder eines innerhalb des Kreises gebildeten Bezirksverbandes oder zu Gunsten 
eines dieser körperschaftlichen Verbände selbst gemacht wurden, werden 
von den Organen der letzteren nach 
Iaassgabe der Bestimmungen des ge- 
nannten Gesetzes und unter der darnach angeordneten staatlichen Aufsicht 
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venvaltet. S. 34. Für die übrigen Stiftungen dieser Kategorie (
. 32) sind 
auch in Zukunft, wie seither, regelmässig Verwaltungsräthe zu bestellen, 
welch
 im Namen und aus Auftrag der mit der unmittelbaren Verwaltung 
betrauten Behörden die Verwaltungsführung zu besorgen haben. Die näheren 
Bestimmungen über die Art und \Veise der Zusammensetzung dieser Ver- 
waltungsräthe und über die denselben einzuräumenden Befugnisse werden 
durch Verordnung erlassen werden. 
. 35. Beim Vorhandensein der Voraus- 
setzungen des 
. 22 Absatz I kann auch für Stiftungen dieser Art, wenn 
sie ausscb1iesslich dem V ortheile von Angehörigen einer bestimmten Con- 
fession gewidmet sind, von dem Stifter verfúgt werden, dass die Bestellung 
des mit der Verwaltungsführung betrauten Verwaltungsrathes nur aus An- 
gehörigen der betreffenden Confession zu geschehen habe. - C. Ueber die 
beziigh"ch einiger besonderen Arten von Stiftungen, der Familien-, Stiþendien- 
llnd Aussteuer-Stzftungen, den Stiftern zustehellden Rechte. 
. 36. Die Grün- 
der von Stiftungen, welche ausschliesslich dem V ortheile von Angehörigen 
einer oder mehrerer Familien gewidmet sind, 
önnen sich selbst oder ein- 
zeIn en 
Iitgliedern dieser Familien das Recht zur Verwaltung des Stiftungs- 
vermögens vorbehalten. Auch sind sie befugt, zu bestimmen, welchen 
Zweigen oder 
Iitgliedern der genussberechtigten Familien das Verwaltungs- 
recht in der Folge im "\tVege des Erbganges zufallen 5011. In Hinsicht auf 
die Verleihung cler Stiftungsgenüsse haben dieselben die gleichen Rechte, 
welche nach 
. 37 den Gründern sonstiger nicht auf Familien beschränkter 
Stipendien- oder Aussteuerstiftungen eingeräumt sind. 
. 37. Bezüglich der 
Stiftungen zu Stipendien oder Aussteuergaben, welche nicht ausschliesslich 
für die Angehörigen bestimmt bezeichneter Familien gewidmet sind, können 
die Stifter I. sich selbst oder anderen Personen die jeweilige Verleihung 
der Stiftungsgenüsse vorbehalten, oder 2. verfúgen, dass und welchen in- 
ländischen Staats-, Kreis- oder Gemeindebehörden - und bei ausschliess- 
lich nur fúr Studirende der Theologie gewidmeten Stiftungen auch welchen 
Kircbenbehörden - an Stelle der durch Gesetz oder Verordnung berufenen 
Behörden dieses Recht zu übertragen seL S. 38. Die nach den vorstehen- 
den Bestimmungen zur Verwaltung von Familienstiftungen oder zur Ver- 
leihung von Stiftungsgenüssen berufenen Personen müssen, urn diese Rechte 
wirklich ausüben zu können, volljährig und im unbeschränkten Besitze der 
bürgerlichen Rechte seine Die Verwaltung des Vermögens einer Familien- 
stiftung kann nebstdem nur von solchen Personen übernommen werden, 
welcbe im Lande selbst ihren \V ohnsitz haben. Die Ausübung der genannten 
Rechte ist Denjenigen zu versagen, welche aus einem der in 
. 2 I Absatz + 
bezeichneten Gründe von der Aufnahme in die Vorschlagsliste fúr die Er- 
nennung der 
litglieder des örtlichen Stiftungsrathes ausgeschlossen wären. 
S. 39. Sind beim Eintritt der \Virksamkeit einer Stiftung oder in der Folge 
keine der vom Stifter mit der Verwaltung oder der Verleihung der Stiftungs- 
genüsse beauftragten Personen mehr vorhanden, oder fehIt es den vorhan- 
denen an den gesetzlichen Bedingungen zur Ausübung dieser Rechte, so 
gehen die letzteren an diejenigen Behörden über, welche ohne die Anord- 
nung des Stifters die Verwaltung zu führen oder über die Stiftungsgenüsse 
zu verfügen hätten. Das Gleiche geschieht, wenn I. der Stifter einer 
Familien-, Stipendien- oder Aussteuerstiftung, welcher ohne weitere Fürsorge 
für den Fall seines Todes sich diese Rechte vorbehalten, stirbt - oder 
,,,;enn 2. die mit der Verwaltung oder mit der Verleihung der Stiftungs- 
genüsse beauftragten Person en oder Behörden den Auftrag ablehnen. Die 
Anordnungen des Stifters treten wieder in \Virksamkeit, \Venn neuerdings 
Personen, welche dazu stiftungsgemäss berechtigt und in der Ausübung 
ihres Rechtes auch gesetzlich nicht behindert sind und welch en auch ein 
früherer Verzicht nicht entgegensteht, zur Uebernahme der mehrgedachten 
Functionen sich bereit erklären. 
. 40. Ueber die Einweisung der Berech- 
tigten in die ihnen vom Stifter übertragenen Functionen beschliessen die 
Verwaltungsbehörden. \Vird diesel be in Folge einer Beanstandung der 
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stiftungsgemässen Berechtigung zur Ausübung dieser Functionen versagt, so 
verbleibt den Betheiligten der rechtliche Austrag 'ïhrer Ansprüche vor dem 
Yerwaltungsgerichtshofe. s. 4 I. Die vom Stifter zur Verwaltung einer 
Familienstiftung oder zur Verleihung von Stiftungsgenüssen berufenen Per- 
sonen oder Behörden unterstehen in Hinsicht auf die Verwaltungsführung 
und die Verleihung der Stiftungsgenüsse ebenfalls der Staatsaufsicht. - 
III. A b s c h nit t. s. 42. Ueber die Rechts'7Jerhåltnisse der kirchlichen Stil- 
tzmgen. Die Rechtsverhältnisse und die Verwaltung der kirlichen Stiftungèn 
werden durch die besonderen Gesetze" über die Venvaltung des Kirchen- 
vermögens geregelt, neb en welchen jedoch die Bestimmungen im ersten 
Abschnitt des gegenwärtigen Gesetzes auch für diese Stiftungen Anwendung 
tìnden. Insbesondere kommen auch diesen Stiftungen aIle Rechte selbst- 
ståndiger juristischer Personen zu und können weder der Staat, noch die 
K.irche, noch die Gemeinden aus den Rechten, die ihnen hinsichtlich del' 
Verwaltung der Stiftungen zustehen, privatrechtliche Ansprüche an das Ver- 
mögen derselben ableiten. U e b erg an g s be s t i m m u n g. s. 43. Die Staats- 
regierung ist ermächtigt, solche zur Zeit der Verkiindigung dieses Gesetzes 
im Besitze von kirchlichen Organen vorhandene Stiftungen für Armen- und 
Krankenpflege, welche sich bei näherer Prüfung ebenso, wie die in 
. 3 
Ziffer 4 erwähnten Stiftungen, a usnahmsweise als kirchliche darstellen, 
innerhalb J ahresfrist als solche anzuerkennen. S chI u s s be s t i m m un g. 

. 44. Das 
iinisterium des Innern ist mil dem V ollzug dieses Gesetzes 
heauftragt. Gegeben zu Karlsruhe in Unserem Staatsministerium, den 
5. Mai 1870. Friedrich. Jolly. Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten 
Befehl: Schreiber. 


CXV. 
Landesherrliche VerordJlung. Den Vollzug des Gesetzes ilber die Rechts- 
'i'erhältnÙse wzd die Verwaltung der Stiftungen betreffend. 
Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Herzog von Zäh- 
ringen. Auf den Vortrag Unseres Staatsministeriums haben Wir beschlossen 
und verordnen, wie folgt: S. I. Die oberste staatliche Aufsicht über die 
\- erwaltung der Stiftungen wird von dem :Ministerium des Innern ausgeübt. 
Zur Zuständigkeit desselben gehören vorbehaltlich der verwaltungsgericht- 
lichen Entscheidung in den hiezu geeigneten Fällen (s. I [ des Gesetzes) ins- 
besondere: I. die Verfügungen darüber, ob Stiftungen als kirchliche, welt- 
liche oder gemischte anzusehen und in welcher \Veise gemischte Stiftungen 
zu trennen und in ihren einzelnen Bestandtheilen ferner zu verwalten seien 
{9
' 3 u. ff. des Gesetzes); 2. die Entschliessung darüber, ob die von den 
Gründern über die Verwaltung ihrer Stiftungen getroffenen besonderen An- 
ordnungen als zulässig anzuerkennen, oder an deren Stelle die Verwaltung 
durch die gesetzlichen Stiftungsbehörden zu verfügen sei (S
. 7 und 8 des 
Gesetzes); 3. die Ertheilung oder Versagung der staatlichen Zustimmung zur 
vorübergehenden Verwendung der Ertragsüberschüsse von Stiftungen für 
andere als Stiftungszwecke - 
. 9 des Gesetzes, - wenn diese Verwen- 
dung en den Betrag von 1000 fl. nicht übersteigen; 4. die Genehmigung der 
Anträge der betheiligten Gemeinden, wornach Stiftungen, die sich nicht aus- 

chliesslich auf Gemeinden eines und desselben Amtsbezirkes beschrãnken, 
dessen ungeachtet als örtliche Stiftungen behandelt werden sollen, - S. 3 2 
Absatz 2 des Gesetzes. Das ßlinisterium des' Innern ist in Hinsicht auf 
weltliche Stiftungen ermächtigt, über die Genelunigung vorübergehender 
Yerwendungen ,'on Ertragsüberschüs
en zu andern als Stiftungs.lwecken bis 
zum Betrage von 200 fl. durch die mit der Aufsicht über die Stiftungen be- 
trauten Staatsmittelstellen entscheiden .lU lassen. 
. 2. Dem l\Iinisterium des 
Innern steht ferner zu: I. die Leitllng der Verwaltu'-'ng der den beiden Landes- 
universitäten und cler clem Polytechnikum gewidmeten Stiftungen; 2. die Ver- 
leihung der ausschliesslich zu Gunsten von Studirenden dieser Landesanstalten 
gestifteten Stipendien nebst der Verwaltung des dazu bestimmten Stiftungs- 
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vermögens f soweit hierüber oder über die Stipendienverleihung von den Stif- 
tern selbst keine anderen nach dem Gesetz zulässigen Anordnungen getroffen 
sind; 3. die Oberabhör der Rechnungen der von dem Verwaltungshofe und 
dem Oberschulrath unmittelbar verwalteten Landes- und Districtsstiftungen. 
Es beschliesst endlich 4. über die staatliche Genehmigung neuer Stiftungen, 
deren \Verthbetrag die Summe von 3000 fl. nicht übersteigt und der Schen- 
kungen und Vermächtnisse zu Gunsten schon bestehender Stiftungen oder 
anderer juristischer Personen ohne U nterschied ihres Betrages. 
. 3. Dem 
Staatsministerium bleiben vorbehalten: I. die staatliche Genehmigung aller 
neuen Stiftungen, deren \Verthbetrag die Summe von 3000 fl. übersteigt; 
2. die Ertheilung der Genehmigung zur dauernden Verwendung der Ertrags- 
überschüsse von Stiftungen für andere als die stiftungsgemässen Zwecke und 
zur vorübergehenden Verwendung derselben für solche Zwecke, wenn sie 
den Betrag von 1000 fl. übersteigen solI; 3. diê Entschliessungen hinsicht- 
lich der Aufhebung von Stiftungen und der Widmung i1ues Vermögens zu 
anderen öffentlichen Zwecken in den FälIen des 
. 10 des Gesetzes. 
. 4. Die 
unmittelbare Venvaltung und die Verwaltungsaufsicht bezüglich der in 
. 32 
des Geietzes bezeichneten Landes- und Districtsstiftungen steht, soweit diese 
Stiftungen für Schulen oder zu U nterrichtsstipendien bestimmt und nicht 
nach 9. 2 dieser Verordnung von dem l\1inisterium des Innern zu verwalten 
sind - dem Oberschulrath, bezüglich aller anderen hierher gehörigen Stif- 
tungen aber dem Verwaltungshofe zu. l\Iit derselben ist .auch die Abhör 
der Rechnungen dieser Stiftungen verbunden. 9. 5. Zu dem \Virkungskreise 
der genannten Behörden gehört ferner die obere Aufsicht über die Verwal- 
tung der weltlichen Ortsstiftungen, welche hinsichtlich der Stiftungen für 
Schulen und zu Unterrrichtsstipendien von dem Oberschlllrath, hinsichtlich 
aller anderen örtlichen Stiftungen aber von dem Verwaltungshofe ausgeübt 
wird und womit auch die Oberabhör der Rechnungen verbunden ist. In 
derselben ist insbesondere auch inbegriffen: I. die Zuständigkeit zur Er- 
theilung oder Versagung der Staatsgenehmigung hinsichtlich der in 
. 30 
Ziffer 1 bis 6 des Gesetzes bezeichneten Beschlüsse der örtlichen Stiftungs- 
behörden, und 2. die Befugniss, für kleinere Stiftungen die im Gesetze (9. 29) 
vorgeschriebene Aufstellung von Voranschlägen nachzusehen. s. 6. Der Ver- 
waltungshof und der Oberschulrath beschliessen, und zwar jede Behörde be- 
züglich der ihr unterstellten Stiftungen, Ferner: I. über die Einweisung der 
stiftungsgemäss zur Verwaltung von Familienstiftungen oder Verleihung von 
Stipendien oder Aussteuergaben berufenen Personen oder Eehörden in die 
Ausübung dieser Rechte (9. 40 des Gesetzes) und 2. über die Entlassung 
der ernannten l\1itglieder der besonderen Stiftungsräthe, sowie der l\litglieder 
der von den Stiftern mit der Verwaltung weltlicher Stiftungen betrauten 
sonstigen Behörden wegen dienstwidriger Handlungen. Sind einem nach 
dem Gesetze bestellten besonderen Stiftungsrathe sowohl aus dem Geschäfts- 
kreise des Oberschulraths als aus jenem des Verwaltungshofs Stiftungen zur 
Yerwaltung anvertraut, so steht die Beschlussfassung über die Entlassung er- 
nannter l\1itglieder allein der letzteren Behörde zu, welche darüber vorher 
den Oberschulrath vernehmen wird. Ueber die mit der Verwaltung der ört- 
lichen V olksschulstiftungen betrauten Ortsschulräthe übt der Oberschulrath 
die Dienstpolizei nach J\Iaassgabe der landesherrlichen Verordnung VOID 
2. April 1868, die Zuständigkeit der Behörden bezüglich auf das Gesetz über 
den Elementarunterricht betreffend. 9. 7. Der Oberschulrath hat ausserdem 
das Recht zur Verleihung der Unterrichtsstipendien, soweit dasselbe nicht 
nach s. 2 Ziffer 2 gegenwärtiger Verordnung dem l\1inisterium des Innern 
übertragen ist oder darüber von dem Stifter selbst andere nach dem Gesetze 
zulässige Anordnungen getroffen wurden. s. 8. Die unmittelbare Aufsicht 
über die Verwaltung der weltlichen Ortsstiftungen, ohne Unterschied welch en 
Zwecken dieselben g
widmet sind, einschliesslich der Rechnungsabhör und 
der Genehmigung der von den örtlichen Stiftungsbehörden aufgestellten Vor- 
anschläge, ist Aufgabe der Bezirksämter. Zu ihrer Zuständigkeit gehören 


4. 
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insbesondere: 1. die Feststellung der Zahl der :\1itglieder der (ordentlichen) 
Stiftungsräthe für Stiftungen, die sich auf mehrere Gemeindell erstrecken, 
und der Art und "\Veise der Betheiligung der einzelnen Gemeinden bei der 
"\\
ahl dieser )Iitglieder in den Fällen des 
. 16 Absatz 2 des Gesetzes; 

. die Ernennung des Y orsitzelldell dieser Stiftungsräthe in den im zweiten 

atæ des 
. 18 des Gesetzes bezeichneten Fällen; 3. die Entscheidung iiber 
das V orhandensein der Y oraussetzungen für die Einsetzung besonderer Stif. 
tungsräthe, soweit diese von den die betreffenden Stiftungen verwaltenden 
Gemeindebehörden oder yon den Angehörigen einer zUm Stiftungsgenusse 
berechtigten Confession ,.erlangt wird f - S. 28 des Gesetzes - und über 
die "\Yiederaufhebung einer von den Gemeindebehörden beschlossenen derart 
besonderen Verwaltung (s. 26 Absatz 2): 4-. die Festsetzung der 
Iitglieder- 
zahl der zu bestellenden besonderen Stiftullgsräthe, sowie der Art und 
\Veise der Betheiligung d
r einzelnen Gemeinden, \Venn dieselben durch 
mehrere der letzteren zu bestellen sind - 
. 2 I Ziffer 2 und 
. 25 des Ge- 
setzes; endlich S. die Entschliessungen hinsichtlich der Entlassung von Stif- 
tungsrathsmitgliedern wegen 
Iangels der gesetzlichen Bedingungen zur Auf- 
nahme in die V orschlagslisten oder wegen Yerwandtschaft mit anderen 
)Iitgliedern - 
. 27 Absatz 2 des Gesetzes. 
. 9. \Veitere Bestimmungen 
liber die Zuständigkeit der Staatsbehörden bleiben den von dem 
linisterium 
des Innern zu dem Gesetze zu erlassenden Y ollzugsverordnungen vorbehalten.. 

. 10. Recurse und Beschwerden gegen die in Angelegenheitell der Stif- 
tung en von den staatlichen Yerwaltungsbehörden innerhalb ihrer Zuständig- 
keit erlassenen Yerfiigungen gehen an die nach dieser Yerordnung nächst- 
höhere Behörde, welche darüber regelmässig in letzter Instanz entscheidet. 
Beschwerden gegen die von den Bezirksämtern in den Fällen des 
. 8 Ziffer 3 
dieser Yerordnung erlassenen Verfügungen und Entscheidungen gehen an 
das ßlinisterium des Innern. 1m U ebrigen kommen auch bei Recursen und 
Beschwerden in Angelegenheiten der Stiftungen die Vorschriften der landes- 
herrlichen Verordnung yom 12. Juli 1864 Regierungsblatt No. XXXI iiber 
die Recurse in Verwaltungs- und Polizeisachen zur Anwendung. Die Be- 
schwerden gegen Anordnungen der Stiftungsbehörden selbst gehen an die 
nächstvorgesetzte Aufsichtsbehörde. Sie sind, soweit erstere nicht zugleich 
Staatsbehörden, an keine besonderen Förmlichkeiten oder Fristen gebullden. 

. I I. Die nach 
. II des Gesetzes der gerichtlichen Entscheidung durch 
den Verwaltungsgerichtshof vorbehaltenen Streitsachen miissen, bevor sie an 
diesen Gerichtshof gelangen können, zunãchst bei der zuständigen Verwal- 
tungsbehörde zur Erledigung gebracht werden. Sie gel ten in dieser Be- 
ziehullg als von der zuständigen Verwaltungsbehörde erledigt, wenn iiber 
die streitigen Fragen I. in den Fällen des S. II Ziffer I, 2, 3, 6 und 7 des 
Gesetzes yon dem 
Iinisterium des Innern und 2. in jenen des 
. I I Ziffer 4- 
des Gesetzes von dem Verwaltungshof und beziehungsweise dem Oberschul- 
rath, oder sofern es sich urn Stiftungen handelt, die unmittelbar unter dem 
:\linisterium des Innern stehen, von diesem entschieden worden ist. 1m 
FaIle des 
. I I Ziffer 5 bildet die von dem Staatsministerium (
. 3 Ziffer 3 
gegenwärtiger Verordnung) erlassene Entschliessung die Grundlage der gericht- 
lichen Entscheidung. 
. 12. \Venn in dem unter Ziffer 2 des vorhergehen- 
den Paragraph en erwähnten Fane der durch verwaltungsgerichtliche Ent- 
scheidung zu erledigende Rechtsstreit zunächst durch eine Anòrdnung des 
Verwaltungshofes oder des Oberschulrathes veranlasst wurde, so ist der Ver- 
waltungsgerichtshof gehalten, von der geschehenen Anhängigmachung des 
Rechtsstreites sofort auch das 
Iinisterium des Innern zu verständigen, 
welches - wenn eine Abhilfe im Verwaltungswege möglich und nàch seiner 
Anschauung auch gerechtfertigt ist, - dieselbe gewähren und davon dem 
v"" erwaltungsgerichtshofe 11ittheilung machen, andernfalls aber die Erledigung 
der Sache dem letzteren unterstellen wird. s. 13. Die Anfechtung einer 
Anordnung der Verwaltung vor dem Verwaltungsgerichtshof hindert nicht 
den V ollzug derselben. Gegeben zu KarIsruhe in U nserem Staatsministerium, 
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den 18. lViai 1870. Friedrich. Jolly. Auf Sr. Königlichen Hoheit höchsten 
Befehl: Schrèiber. 


Verordnung, den Vollzug des Gesetzes Ûber die Rechtsverhältnisse und 
die Verwaltung de1' Stiftungen betrefJend. 
Zum Vollzug des Gesetzes vom 5. :ðIai d. J. über die Rechtsverhältnisse 
und die Venvaltung der Stifungen und insbesondere seiner Bestimmungen 
über die Best.ellung der Stiftungsbehörden für die weltlichen, nicht zu 
Zwecken des öffentlichen Volksschulunterrichts bestimmten Ortsstiftungen 
wird verordnet, wie folgt: I. Von der Uebergabe der vorbezeichnetell O1'ts- 
$tiftzmgen an die Gemeinden. 
. I. Die Uebergabe der bei Einführung des 
Gesetzes vorhandenen weltlichen und zu anderen Zwecken als denjenigen 
des öffentlichen Volksschulunterrichts bestimmten Ortsstiftungen an die nach 
dem Gesetze (

. 12 und 14) fortan zur Venvaltung berufenen Gemeinden 
und Gemeindebehörden geschieht unter Leitung der Bezirksämter. - II. Von.. 
dem Verfahrell bei Bestellung de1' "besonderen Stiftungsräthe". I. All g e- 
rneine Vorschriften. 
. 2. 'Venn an Stelle der Yerwaltung durch die 
Gemeindebehörden der Stifter (
. 20 des Gesetzes) oder die letzteren selbst 
(
. 26) die Aufstellung eines besonderen Stiftungsrathes verlangen und dieses 
Yerlangen als begründet erkannt wird, und ebenso wenn die Angehörigen 
der zum Stiftungsgenusse berechtigten Confession (
. 23 und 24 des Gesetzes) 
die Bestellung eines solchen Stiftungsrathes beschliessen, so bestimmt das 
vorgesetzte Bezirksamt zunächst, aus wie vielen 1Iitgliedern, ausser dem 
V orsitzenden, der besondere Stiftungsrath bestehen und wie viele N amen 
demnach die Vorschlagslisten für die Ernennung dieses Stiftungsrathes (
. 2 [ 
Absatz 2 des Gesetzes) enthalten sollen, und ordnet sodann die Aufstellung 
dieser Listen nach Maassgabe des Gesetzes an. 
. 3. Die Aufforderung zur 
Aufstellung einer Vorschlagsliste ist - unter Angabe der Zahl der in der- 
selben in Vorschlag zu bringenden Namen - bei der erstmaligen Einsetzung 
des Stiftungsrathes an den zur V erwal tung berufenen Gemeinderath und 
- wenn der Stifter noch am Leben - auch an diesen, bei künftigen Er- 
neuerungen des Stiftungsrathes aber an den letzteren selbst und die genannte 
Gemeindebehörde zu erlassen (
. 2 I Absatz 2 des Gesetzes). 'Venn zur 
Zeit der Einsetzung des Stiftungsrathes der Stifter nicht mehr lebt, derselbe 
aber eine mittelst letztwilliger Verfügung gefertigte V orschlagsliste hinter- 
lassen hat, so geschieht die erstmalige Ernennung des Stiftungsrathes auf 
den Grund dieser und der auf Anordnung des Bezirksamts von dem 
Gemeinderathe aufzustellenden Vorschlagsliste. Enthält in diesem FaIle 
die Vorschlagsliste des Stifters eine grössere als die vom Bezirksamte 
festgesetzte Zahl von N amen, so ist dieselbe durch Ausstreichung der 
darin zuletzt aufgeführten N amen auf diese Zahl zurückzuführen. 
. 4. 
Die Aufstellung der Vorschlagslisten des Gemeinderathes und des Stif- 
tungsrathes geschieht auf den Grund mündlicher Berathungen und nur so- 
weit bei diesen kein Einverständniss erzielt wird, durch geheime Abstim- 
mung mit Stimmzetteln, auf deren Grund bis zur erforderlichen Zahl und 
nach der durch die Abstimmung festgestellten Reihenfolge diejenigen Namen 
in die Liste aufzunehmen sind, welche die meisten Stimmen erhalten haben. 

. 5. In die V orschlag;:disten dürfen nur die N amen von Einwohnern der 
an der Stiftung betheiligten Gemeinde, welche Staatsbürger, mindestens 
2 5 Jahre alt und aus keinem der in 
. 2 I Absatz 4 des Gesetzes angeführten 
Gründe von der Liste ausgeschlossen sind, und in den Fällen der 

. 22 
und 23 des Gesetzes nur die N amen von Angehörigen der zum Stiftungs- 
genusse berechtigten Confession aufgenommen werden, bei welchen diese 
Voraussetzungen zutreffen. Die Listen unterliegen in formeller Hinsicht wie 
in Bezug auf die darin enthaltenen Vorschläge der Prüfung des Bezirks- 
amtes. Dasselbe ist befugt f Unberechtigte aus den Listen zu streichen und 
- wenn es den Verhältnissen nach thunlich - die Ergänzung der letzteren 
durch neuerliche Vorschläge anzuordnen. 
. 6. Nach erfolgter Prüfung und 
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Berichtigung werden die Vorschlagslisten dem Gemeinderathe zugestellt, 
von welch em auf Grund derselben an die 'Vahlberechtigten die Einladung 
zur 'Vahl der Stiftungsrathsmitglieder erlassen wird. In Gemeinden, welche 
durch keinen Bürgerausschuss vertreten sind, hat der Einladung zur "\Vahl 
die Berichtigung und Auflegullg der Liste der 'Yahlberechtigten nach Vor- 
schrift der SSe I, 2 und 6 der Gemeindewahlordnung vorauszugehen. Ein- 
sprachen gegen die Liste der \Vahlberechtigten sind nach :Maassgabe des 
S. 7 dieser 'Vahlordnung zu erledigen. S. 7. Die Einladung zur 'Vahl ist 
in der in 
S. 8 und 10 der Gemeindewahlordnung vorgeschriebenen 'Veise 
öffentlich bekannt zu machen und den ""'ahlberechtigten persönlich zu er- 
öffnen. Dieselbe solI enthalten: I. den Anlass der 'Vahl; 2. die Angabe, 
wie viele l\litglieder in den Stiftungsrath zu ernennen sind; - bei künftigen 
Erneuerungs- und Ersatzwahlen sind die durch die 'Vahl zu ersetzenden :Mit- - 
glieder mit Namen aufzuftihren; 3. die Bezeichnung des 'Vahllocals und der 
Zeit, innerhalb welcher die Abstimmung erfolgen solI; 4. den Inhalt der 
der Abstimmung der 'Yahlberechtigten zu Grund zu legenden Vorschlags- 
listen und - wenn die Gemeindeversammlung wählt - auch die Anftihrung 
der gesetzlichen Erfordernisse für die Ausübung des 'Vahlrechts mit Hin- 
weisung auf die betreffenden Bestimmungen des Gemeindegesetzes und der 
'Vahlordnung. S. 8. Die 'Yahl selbst solI nicht früher als vier Tage nach 
erfolgter Verkündung der Einladung stattfinden. Sie geschieht - gleichviel 
ob von der Gemeindeversammlung oder dem Bürgerausschusse gewählt wird 
- in den Formen, welche die Gemeindewahlordnung (SS. 14-20, 24, 29 
und 35) ftir die 'Vahl der Gemeindebehörden und insbesondere für jene des 
Gemeinderathes vorschreibt. S. 9. Das Ergebniss der "\Vahl ist mit dem 
Anftigen öffentlich bekannt zu machen, dass die Wahlacten acht Tage lang 
zur Einsicht der 'Yahlberechtigten aufliegen und dass etwaige Einsprachen 
oder Beschwerden gegen die 'Vahl in derselben_ unerstrecklichen Frist, von 
der Bekanntmachung an gerechnet, bei dem Bürgermeister anzuzeigen und 
llnter Bezeichnung der Beweismittel auszuftihren seien. Zugleich sind auch 
die Gewählten von der auf sie gefallenen Wahl persönlich in Kenntniss zu 

etzen, mit der Aufforderung, sich längstens binnen acht Tagen bei dem 
Gemeinderathe über die Annahme zu erklären. 
. 10. 'Verden innerhalb 
der vorbezeichneten Frist keine Einsprachen erhòben und wird auch von 
keinem der Gewählten die 'Vahl abgelehnt, so findet, wenn es sich urn die 
erstmalige Einsetzung des Stiftungsrathes handelt, sofort vor dem Gemeinde- 
rathe die Loosziehung darüber statt.. welche von den gewählten Mitgliedern 
nach drei Jahren (S. 21 Ziffer 2 des Gesetzes) aus dem Stiftungsrathe aus- 
treten, worauf das hierüber aufgenommene Protokoll und die 'Vahlacten dem 
Bezirksamte vorgelegt werden. Bei künftigen Erneuerungs- und Ergänzungs- 
wahlen geschieht die Vorlage der 'Yahlacten unmittelbar nach Ablauf der 
Einsprachsfrist. Erklären die Gewählten oder Einzelne derselben, dass sie 
die Wahl ablehnen, so ist von dem Gemeinderathe unverweilt und ohne 
vorherige \Viederauflegung der Liste der "\Vahlberechtigten die Einladung 
zur Vornahme der weiteren 'Vahl zu erlasssn. S. I I. Einsprachen oder 
Beschwerden, welche innerhalb der in S. 9 bezeichneten Frist erhoben 
werden, sind nach Ablauf der letzteren mit den auf dieselben bezüglichen 
Actenstücken und den 'Yahlacten dem Bezirksamte vorzulegen, welches 
darüber nach l\Iaassgabe des S. 37 der Gemeindewahlordnung die Ent- 
scheidung des Bezirksrathes veranlasst. S. 12. Nach vollständiger Erledigung 
des \Vahlverfahrens werden die Gewählten durch das Bezirksamt hand- 
gelübdlich auf ihren Dienst verpflichtet und in den letzteren eingewiesen. 
'Venn gemäss der Bestimmung in S. 22 Absatz 2 des Gesetzes von dem 
Stifter oder von den örtlichen Stiftungsbehörden selbst, ausser den gesetz- 
lichen (ss. 14 und 16 des Gesetzes) oder den in vorstehender \Veise ge- 
wählten, noch weitere l\Iitglieder in die letzteren ernannt werden, so sind auch 
diese mittelst Handgelü bdes auf ihren Dienst zu verpflichten. - 2. Ve r fa h r en 
bei Einsetzung des Stiftungsrathes für Stiftungen, die sich auf 
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mehrere Gemeinden erstrecken. 
. 13. SoIl auf Anordnung des Stifters 
.oder nach dem Beschlusse der Angehörigen der zum Stiftungsgenusse be- 
rechtigten Confession ein besonderer Stiftungsrath fúr Stiftungen bestellt 
werden, deren V ortheile sich auf mehrere Gemeinden erstrecken, so bestimmt 
das Bezirksamt und eröffnet den Betheiligten nach 

. 21 und 25 des Ge- 
setzes: 1. aus wie vielen :Mitgliedern dieser Stiftungsrath zu bestehen und 
wie viele Namen die von den Gemeindebehörden und beziehungsweise von 
dem Stifter oder dem Stiftungsrathe selbst aufzustellenden Vorschlagslisten 
zu enthalten haben, und 2. in welchem Verhãltnisse oder in welcher Reihen- 
folge die betheiligten Gemeinden an der Ernennung der Stiftungsrathsmit- 
glieder und der Aufstellung der durch die Gemeindebehörden zu fertigenden 
Y orschlagsliste jetzt und bei künftigen Erneuerungen des Stiftungsrathes 
Antheil nehmen. 
. 14. Darauf hin wird von jeder der nach diesen Be- 
stimmungen dazu zunãchst berufenen Gemeindebehörden der ihr zufallende 
Theil der gemeinsamen V orschlagsliste in der oben (
. 4) vorgeschriebenen 
\Veise gefertigt und die aufgesteIlte Liste dem Bezirksamte vorgelegt. Der- 
selben Behörde ist auch die von dem Stifter oder dem Stiftungsrath auf- 
gestellte Vorschlagsliste zu übergeben. Dem Stifter, wie der Gemeinde und 
dem Stiftungsrathe, steht bei Fertigung der Liste die Auswahl aus den be- 
rechtigten Einwohnern aller an der Stiftung betheligten Gemeinden zu. 
9. 15. Von dem Bezirksamte sind die eingekommenen Listen nach V orschrift 
des 
. 5 dieser Verordnung zu prüfen und, soweit nöthig, ergãnzen zu 
lassen. Sodann ist aus den von den einzelnen Gemeinden eingekommenen 
Listen die maassgebende V orschlagsliste der Gemeindebehörden zusammen- 
zusteIlen und von solcher wie von der V orschlagsliste des Stifters oder des 
Stiftungsrathes jeder der zur \Vahl von l\Iitgliedern der gemeinsamen Stif- 
tungsbehörde berufenen Gemeinden zur V ornahme dieser \Vahl eine Fertigung 
zuzustellen. Für die \Vahlen der einzelnen Gemeinden und das weitere 
Verfahren nach Beendigung derselben sind die Bestimmungen in 

. 6 bis II 
dieser Verordnung maassgebend; doch ist die Loosziehung zum Zwecke der 
erstmaligen Erneuerung des Stiftungsraths (
. 10) hier von dem Bezirksamte 
vorzunehmen und wenn thunlich mit der handgelübdlichen Verpflichtung 
der gewãhlten Mitglieder zu verbinden. - 3. V 0 n den Ant r ã g e nun d 
Abstimmungen der Confessionsangehörigen hinsichtlich der 
Bestellung confessioneller Stiftungsrãthe. 
. 16. Antrãge von An- 
gehörigen einer Confession, wonach für Stiftungen der in 
. 23 des Gesetzes 
bezeichneten Art die Einsetzung besonderer aus l\litgliedern der Confession 
zu bestellender Stiftungsrãthe verlangt wird und durch welche zunãchst eine 
Abstimmung der Confessionsangehörigen über die Einführung dieser be- 
sonderen Verwaltung veranlasst werden soIl, sind bei dem vorgesetzten Be- 
zirksamte einzureichen und zu begründen. Die darauf bezüglichen Eingaben 
haben insbesondere zu enthalten: I. eine Nachweisung über das Vorhanden- 
sein der formellen V oraussetzungen f unter welchen solche Anträge nach 
dem Gesetze (
. 24 Absatz 2) überhaupt nur gesteIlt werden können; 2. eine 
Darlegung, aus welcher sich ergibt, dass die StiJtungen, urn deren Ver- 
waltung es sich handelt, nach der Zeit ihrer Entstehung und den sonst ob- 
waltenden Verhãltnissen unter die Bestimmung des 9. 23 des Gesetzes fallen; 
3. die Bezeichnung der für diese thatsächliche DarIegung vorhandenen Be- 
weise, womit, wenn letztere sich auf Acten, Rechnungen oder sonstige Ur- 
kunden gründen, welche sich im Besitze der Antragsteller selbst befinden, 
zugleich die Vorlage dieser Beweismittel zu verbinden ist. 
. 17. Ueber 
die Anträge der Confessionsangehörigen ist, wenn sie in formeller Hinsicht 
dem Gesetze entsprechen, zunächst der gesetzlich zur Verwaltung der be- 
treffenden Stiftungen berufene Gemeinderath zu vernehmen, worauf nach 
Erhebung und auf Grund der vorgebrachten Beweise von dem Bezirksamte 
darüber entschieden wird, ob die Abstimmung der Confessionsangehörigen 
anzuordnen oder der Antrag abzuweisen sei. 
. 18. Die Entscheidung des 
Bezirksamtes ist ausser den Antragstellern jeweils auch dem Gemeinderathe 
Friedberg, Der Staat u. d. Kirche. 32 
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gegen Bescheinigung zu eröffnen. "\Venn dem Antrage entsprochen wird 
darf die Abstimmung der Confessionsangehörigen dennoch nicht vor Ablauf de; 
Recursfrist oder vor endgiltiger Erledigung der von dem Gemeinderathe gegen 
die Entscheidung erhobenen Beschwerde vorgenommen werden. 
. 19. 'Vird 
die Abstimmung angeordnet, so ist von dem Gemeinderathe eine Liste der 
Stimmberechtigten, das ist aller männlichen Einwohner der betreffenden Con- 
fession, welche über 25 Jahre alt und im Vollgenuss der staatsbürgerlichen 
Rechte sind, acht Tage lang zur Einsicht der Betheiligten aufzulegen. In- 
nerhalb dieser Frist können Einsprachen erhoben werden, spätere Einsprachen 
werden nicht mehr berücksichtigt. Die geschehene Auflegung der Liste ist 
unter Bezeichnung des Tages, an welchem die Frist fUr die Einsprachen zu 
Ende geht, in der in der Gemeinde üblichen Art der Verkündung öffentlich 
bekannt zu machen. 
. 20. Ueber die gegen die Liste der Stimmberechtigten 
erhobenen Einsprachen hat der Gemeinderath eine schriftliche Entscheidung 
zu geben und dieselbe den Betheiligten gegen Bescheinigung zu eröffnen. 
Gegen den erlassenen Bescheid steht den Betheiligten innerhalb acht Tagen 
die Beschwerde an das Bezirksamt zu, welches darüber endgiltig entscheidet.. 
S. 21. Nach Ablauf der Einsprachsfrist, beziehungsweise nach Erledigung 
der erhobenen Einsprachen und auf Vorlage der deifallsigen Beurkundung 
des Gemeinderaths, wird von dem Bezirksamte der Tag der Abstimmung 
festgesetzt und zu solcher die Einladung erlassen. Die letztere, wie die 
Abstimmung selbst, geschehen in der 'Veise, wie sie in den 
S. 25 und 26 
der diesseitigen Verordnung vom II. September 1868 "über das Verfahren 
bei Anträgen auf Aufhebung oder Errichtung confessioneller Volksschulen" 
für die aus solcher Veranlassung stattfindenden Abstimmungen der Con- 
fessionsgemeinden vorgeschrieben ist. 
. 22. 'Venn eine Stiftung in Frage 
steht, an welcher mehrere Gemeinden betheiligt sind, so hat die Auflegung 
der Liste der Stimmberechtigten und die Bekanntmachung der Einladung 
zur Abstimmung in jeder der betheiligten Gemeinden gesondert stattzufinden. 
Das Bezirksamt verfugt je nach den Umständen, ob die Abstimmung von' 
alIen Stimmberechtigten gemeinsam und unter Leitung des Bezirksbeamten 
oder in jeder Gemeinde gesondert durch einen Beauftragten des Bezirksamtes, 
vorgenommen werden solI. 1m letzteren Fall hat dieselbe in alIen be- 
theiligten Gemeinden an dem gleichen Tage stattzufinden. - III. Voriiber- 
gehende Bestim11lungen iiber die Verwaltungs- und Rechnungsfiihrung hÙz- 
sichtliclz der weltlichen Ortsstiftungen. S. 23. Bis zum Erscheinen der Ver- 
waltungs- und Rechnungs-1nstruction, welche nach 
. 31 des Gesetzes für 
die mit der Verwaltung weltlicher Ortsstiftungen betrauten Stiftungsbebörden 
zu erlassen ist und worin auch die erforderlichen Vollzugsvorschriften hin- 
sichtlich der AufstelIung und Genehmigung der für die genannten Stiftungen 
aufzustellenden V oranschläge werden ertheilt werden, bleiben fUr die Ver- 
waltungsführung und die Zuständigkeiten der örtlichen Stiftungsbehörden,. 
wie auch fur die Rechnungsführung, die seitherigen Verordnungen in Kraft. 
S. 2..... Die Ausnahmebestimmung des S. 15 Ziffer 1 des Gesetzes tritt in 
'Virksamkeit, sobald dieJiurch das Gesetz über die Armenpflege eingefuhrten 
Armehräthe in den Gemeinden ihre Thätigkeit beginnen. '\T enn bis dahin 
die vorerwähnte Verwaltungs-1nstruction und die formellen Vorschriften 
über die Aufstellung der Voranschläge noch nicht erlassen sind, so haben 
die Bezirksämter auf Grund der letztgestellten Rechnungen und nach Ver- 
nehmung der örtlichen Stiftungsbehörden zu bestimmen, welcher Theil von 
den Erträgnissen der hierher gehörigen Stiftungen in den einzelnen Ge- 
meinden dem Armenrathe für die nächste Zeit zur Verfügung gestellt werden 
könne. Bis zum Beginn der 'Yirksamkeit der Armenräthe wird über die 
stiftungsgemässe Verwendung dieser Erträgnisse in der se1t.herigen \Vei<;e 
von den Stiftungs behörden selbst verfUgt. Karlsruhe, den 19. ::\Iai 1 870
 
(Jro
sherzogliches 
Iinisterium des Innern. J oIly. V dt. Brecht. 
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CXVI. 
Das Gesetz, dz"e Rechtsverhältnisse und die Verwaltung der Stiftungen 
betreffend. 
No. 4139. Wie wir in unserer Denkschrift vom 4. November v. J. be- 
gründet haben, verletzt das obige Gesetz das durch völkerrechtliche Verträge 
und durch die badischen Grundgesetze garantirte Privateigenthum der Kirche 
an dem katholischen Cult-, Unterrichts- und "\Vohlthätigkeitsvermögen, in- 
dem dasselbe ei
 Privateigenthum, resp. privatrechtliche Ansprüche der 
Kirche an diesen Stiftungen nicht anerkennt, denselben den Rechtsschutz 
der bürgerlichen Gerichte entzieht, die Erwerbfåhigkeit der Kirche von der 
staatlichen Genehmigung abhängig macht, die katholischen Schul- und Wohl- 
thätigkeitsstiftungen als weltliche erklärt und sie der kirchlichen, resp. con- 
fessionellen Leitung, Verwendung und Verwaltung entzieht, indem dieses 
Gesetz ferner nicht zulässt, dass in Hinkunft Stiftungen für Schul- und Wohl- 
thãtigkeitszwecke der Kirche geschenkt werden und die Leitung des Stif- 
tungswesens, die Anordnung über die Verwaltung und Verwendung der 
Stiftungen als Verwaltungssache erklärt, endlich die Staatsregierung ermäch- 
tigt, das Vermögen der Stiftungen (auch der kirchlichen) einem anderen 
öffentlichen, resp. kirchlichen Z wecke zu widmen. Dieses Gesetz verstösst 
nicht bloss gegen die Grundsätze des Rechts und gegen die Vereinbarung 
zwischen der grossherzoglichen Staatsregierung und uns vom 5. Nov. 1861, 
sondern gegen die Freiheit der Religion, der Person, des Eigenthums und 
gegen die Vereinsfreiheit. Die staatliche gesetzgebende Gewalt ist Kraft 
des bestehenden Rechts nicht befugt, das wohlerworbene Recht der Kirche 
bezüglich des Eigenthums, der Repräsentation, Verwaltung und Verwendung 
des confessionellen, bezw. des Kirchenvermögens, wie durch jene
 Gesetz 
geschehen, einseitig abzuändern. Indem wir desshalb die Rechte der Kirche 
bezüglich des Eigenthums und der Repräsentation, Verwaltung und Ver- 
wendung der katholischen und kirchlichen Stiftungen gegen dieses Gesetz 
ausdrücklich wahren, legen wir andurch gegen dasselbe öffentlichen, feier- 
lichen Protest ein. Freiburg, 19. 
lai 1870. Erzbischöfliches Capitels- 
Vicariat. t Lothar Kübel. Vögele. 


Das Gesetz, die Rechtsverhãltnisse und die Verwaltung der Stiftungen 
betreffend. 
An die hochw. Pfarrãmter der Erzdiöcese (badischen Theils): No. 4203. 
Wie uns heute mitgetheilt wurde, sind die katholischen Stiftungscommissionen 
in Folge Erlasses grossherzogl. l\IinÌsteriums des Innern vom 9. d.1\1:. No. 5011 
von den grossherzogl. Bezirksämtern veranlasst worden, die katholischen W ohl- 
thätigkeits-, resp. die Armen- und Krankenstiftungen an die politis chen Ge- 
meindebehörden zu übergeben. l\1it Bezug auf unsere obige Rechtsverwah- 
rung beauftragen wir die erzbischöflichen Pfarrämter, alsbald aus den Stif- 
tungsurkunden, Acten und Vorberichten der Rechnungen der seither von 
den katholischen Stiftungscommissionen verwalteten katholischen Armen- und 
I<.rankenstiftungen Abschriften über den Ursprung, den Zweck, den Willen 
der Stifter, über die durch diese oder durch die Bestimmung der zuständigen 
. Behörden angeordnete Leitung, Verwaltung und Verwendung dieser Stif- 
tungen zu fertigen und diese von dem Pfarramte zu beglaubigenden Ab- 
schriften bei den- Pfarracten zu deponiren. Sollte eine solche Stiftung einem 
sogenannten rein kirchlichen Fond z. B. dem Pfarr- oder Kirchenfond zu 
Armen- oder Krankenzwecken geschenkt oder sonst rechtlich zugewendet 
sein, oder jene aus kirchlichen 
iitteln, z. B. aus Sammlungen, vermittels 
des Klingelbeutels, Opferstocks oder durch Anordnung kirchlicher Behörden 
oder unter bischöflicher Autorität entstanden, oder endlich auch zu kirch- 
lichen Zwecken verwendet worden sein, so wird die katholische Stiftungs- 
commission mit Bezug a.uf 

. 3, 8 und 43 des oben erwähnten Gesetzes vom 
5. d.l\i. in motivirterWeise unter Vorlage der betreffenden Urkundenabschriften 
3 2 * 
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bei grossherzogl. Bezirksamt sich verwenden, dam it diese Stiftung als katho- 
lisch kirchliche erklärt und deren Herausgabe nicht begehrt werde, eventuell 
uns hierüber unter Vorlage der betreffenden Urkunden Bericht erstatten. 
'\
enn ausser den katholischen Stiftungen jetzt und ehe die Vollzugsverord- 
TIung zu obigem Gesetz erlassen wurde, sofort die katholischen Armen- und 
K.rankenstiftungen mit Gewalt der katholischen Verwaltung entzogen werden, 

o beauftragen wir die katholischen Stiftungscommissionen bei der Uebergabe 
die Rechte der Kirche und der Katholiken bezüglich dieser Stiftungen aus- 
drücklich und schriftlich zu wahren und diesen schriftlichen Protest ebenso 
wie die specificirte Bescheinigung über die übergebenen Gegenstände in der 
Stiftungsregistratur aufzubewahren. Freiburg, 19. l\Iai 1870. Erzbischöfiiches 
Capitels-Vicariat. t Lothar Kübel. Vögele. 
CXVII. 
Venerabili Fratri Bernardo Archieþi'scopo Friburgensz". 
Leo P. P. XII. Venerabilis Frater Salutem et Apostolicam Benedictio- 
nem. - Diem, quem votis approperabamus, Ecclesiae isti faustum et salu- 
tarem gratulamur illuxisse, quo antistitem eidem praefecimus. Te vero, quem 
in id muneris adscivimus, curis consiliisque nostris pro gregis istius bono 
susceptis cumulate satisfacturum haud diffitemur f dante Deo voci tuae vocem 
virtutis, ut traditam tibi vineam custodias sedulo, excolasque perstudiose. 
Cum autem inter ea, quae celeriter gerenda tibi erunt, Capituli constitutio 
commissa tibi sit, commendamus summopere Fraternitati tuae, ut quae N ostris 
Apostolicis litteris, quarum initium est: Ad Dominici Gregis custodiam 
decrevimus, religiosissime servari enitaris. Nostro quippe Nomine prima hac 
yice eligere Decanum, Canonicos et Vicarios Capituli datum est tibi: qua in 
re conficienda id ob oculos habendum memineris, ut eligendi Sacris sint 
Ordinibus initiati, atque pietate, doctrina, prudentia ceterisque virtutibus ex 
Canonum praescripto necessariis praefulgeant, neque sint Serenissimo Prin- 
cipi minus grati, ut scilicet omni adempta offensionis causa facilius ac salu- 
brius delato munere perfungantur. Hinc tuarum erit partium omnia illa quae 
in earn rem et pro Episcopis et pro Capitulis sancita ibidem sunt, accurate 
exequi, atque omni studio contendere, ut per eos ad quos spectat apprime 
eadem illa perficiantur. Vides, Venerabilis Frater, quae tibi ex hoc capite 
imposita sit procuratio, gravis ea quidem ac difficultatis plena, quae tamen 
ex tuo pro salute ovium ac catholicae rei incolumitate studio omnino prae- 
standa tibi est corde magno et animo volenti, quod ut prospere succedat, 
.auspicem praesidii Coelestis Apostolicam Benedictionem tibi gregique tuo 
peramanter impertimur. Datum Romae apud S. Petrum die XXI. ,Maji anni 
1827. Pontificatus nostri Anno IV. 
CXVnI. 
Dilectis filiis Decano et Canonicis Arclziepi'scopalis Ecclesiae Friburgensis. 
Leo P. P. XII. Dilecti Filii Salutem et Apostolicam Renedictionem. 
Re sacra isthic pro locorum conditione ordinata Archiepiscopum superiori 
in Consistorio vobis praefecimus Venerabilem Fratrem Bernardum Boll. l\Ian- 
datum vero Eidem dedimus, ut juxta felicis recordationis Praedecessoris Nostri 
Constitutionem - Provida solersque -, nec non juxta ea quae Nostris litteris, 
quarum initium - Ad Dominici Gregis custodiam sancita fuere, vestrum 
Collegium constitueret. Suo ipsum jam perfunctum officio censentes, scribi- 
mus" ad vos ut excitatam expectationem pro delati muneris gravitate sustinere, 
caeterisque integritate vitae ac sedula sacrorum procuratione anteire conten- 
datis. Cum autem per memoratas Apostolicas Litteras privilegium Antisti- 
tern eligendi statis quibusdam legibus vobis detulerimus, id etiam speciatim 
vos admonitum volumus ut gravissima hac in actione gloriam Omnipotentis 
Dei, Religionis utilitates incolumitatem gregis, aeternam salutem vestram 
revolvatis animo. Alienis etiam vos peccatis communicaretis, dicimus cum 
rridentinis patribus nisi quos digniores et Ecclesiae magis utiles judica- 
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veritis, non quidem precibus vel humano affectu aut ambientium suggestioni- 
bus, sed eorum exigentibus meritis praefici diligenter curetis. Cum porro ex 
I vonis Carnotensis monitu florere inspiciatur et fructificare Ecclesia quando 
Regnum et Sacerdotium inter se conveniunt, vestrarum erit partium eos 
adsciscere, quos ante solemnem Electionis actum noveritis, praeter qualitates 
caeteras Ecc1esiastico jure praefinitas, prudentiae insuper laude commendari 
nec Serenissimo Principi minus gratos esse. Id ob oculos habeatis opus est, 
quando etiam juxta sancitas in iisdem N ostris Litteris conditiones jus erit 
vobis Collegas eligendi. Confidimus sane mandatis hisce Nostris, quae et 
populi istiu
 universi vota sunt, apprime vos esse obtemperaturos, idque a 
Vestra in Nos fide atque observantia certo praestolamur, vobis interim, 
Dilecti Filii, Benedictionem ex animo impertimur. Datum Romae apud 
S. Petrum die XXVIII 
Iaji an. 1827. Pontificatus nostri Anno IV. 


CXIX. 
Erzbisclzöjliches Domcaþitel. Freiburg, den 27. 
fai 1868. No. 85. Erlass 
Grossh. I\Iinisteriums des Innern vom 18. d. 
I., No. 6474. Das Ableben 
Seiner Excellenz des Herrn Erzbischofs Hermann von Vicari, hier die Wieder- 
besetzung des Erzbischöjlichen Stuhles betrejJend. 
Be s chI us s. Grossh. 
Iinisterium des Innern beehren wir uns ganz 
ergebenst zu erwidern: Aus der mit obigem Erlass uns abschriftlich mit- 
getheilten Höchsten Entschliessung Seiner Königlichen Hoheit des Durch- 
lauchtigsten Grossherzogs, aus Grossh. Staatsministerium vom 18. d. 
I. 
No. 562 haben wir ersehen, dass Seine Königliche Hoheit geruht haben, 
auf Grund des Art. I der Bulle "Ad Dominici gregis custodiam" vom 
I I. April 1827, sowie des Breve Leo XII. vom 28. 
Iai 1827 die auf der 
Candidatenliste vom 6. d. 
I. benannten vier Bischöfe in Cöln, von Trier, 
}.tlainz und Paderborn als nicht wählbar zu erklären und die übrigen vor- 
geschlagenen Candidaten bis auf Einen als minder angenehm zu bezeichnen. 
Zugleich sehen Seine Königliche Hoheit auf Grund der berührten Höchsten 
Entschliessung der Vorlage einer ergänzten Candidatenliste von Seiten des 
Domcapitels gnädigst entgegen. "\-Vir halten uns verpflichtet, Grossherzog- 
lichem I\Iinisterium des Innern in dieser Angelegenheit nachstehende Er- 
klärung ganz ergebenst mitzutheilen: Gemäss Art. I der Bulle "Ad Dominici 
gregis custodiam" yom I I. April 1827 ist das Capitel der :Metropolitan- 
kirche Freiburg verpflichtet, innerhalb eines 
lonats vom Tage der Erledigung 
des Erzbischöflichen Stuhles an gerechnet, Seiner Königlichen Hoheit, dem 
Durchlauchtigsten Grossherzog, yon den N amen der zum Diöcesanclerus 
gehörigen Candida ten, welche das Capitel nach canonischer V orschrift für 
würdig und tauglich erachtet, die erzbischöfliche Kirche zu regieren, in 
Kenntniss zu setzen. Diese Bulle legt dem Domcapitel weiters die Pflicht 
auf, durch Vorlage der Candidatenliste sich zu vergewissern, ob vielleicht 
einer der Candidaten dem Durchlauchtigsten Landesherrn minder genehm 
sei, welchen sodann das Capitel aus dem Verzeichniss zu streichen hat. 
In jedem FaIle muss aber die übrig bleibende Anzahl noch hinreichend 
sein, dass aus ihr der neue V orsteher der Kirche von dem Domcapitel nach 
canonischer V orschrift frei gewählt werden kann. \Vir kennen kein Breve, 
das dem Grossherzoglichen Gubernium ein weiter gehendes Recht als diese 
Bulle selbst einräumt. Durch die Litterae apostolicae vom 4. 
Iai d. J. 
hat der heilige Vater uns eröffnet: ".. . . . hisce litteris facultatem vobis 
facimus, ut in eligendorum elencho a vobis accuratissime faciendo et isti 
civili Gubernio exhibendo ponere etiam possitis plures ecc1esiasticos viros 
ad istum dioecesanum c1erum minime pertinentes, non obstantibus in con- 
trarium facientibus quibuscumque. Id tamen ea lege concedimus, ut novi 
antistitis e1ectio a vobis fieri nunquam possit, nisi ab eodem Gubernio tres 
saltern in elencho relicti fuerint, qui eligi possint". Hieraus geht hervor, 
dass wir berechtigt unt! verpflichtet sind, nach den Bestimmungen des 
Kirchenrechts und nach unserer U eberzeugung die Liste der Candidaten 
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innerhalb der erwähnten Frist aufzustellen, und Seiner Königlichen Hoheit 
allerehrfurchts'Vollst zur Kenntniss zu bringen. Auf diesem 'Vege haben 
'wir uns "ante solemnem electionis actum" darüber Gewissheit zu verschaffen, 
wer etwa "persona minus grata" sei. Es liegt uns hiernach weiters ob, dass 
wir den neuen V orsteher der Kirche nur aus den Candidaten wählen dürfen 
welche nach gehörig geschehener V odage der Liste auf derselben stehe
 
geblieben sind, deren übrig bleibende Anzahl nach der oben erwähnten 
päpstlichen Interpretation aus mindestens drei Candidaten bestehen solI. 
Die uns ferner auferlegte Beschränkung auf die Liste solche Candidaten zu 
setzen, welche dem Diöcesanclerus angehören, ist im vorliegenden Fall durch 
die frühere, auch in dem Allerhöchsten Staatsministerialerlass vom 18. d. 
i. 
aufrecht erhaltene Erklärung der Grossh. Regierung f sowie durch den oben 
erwähnten Ausspruch des apostolischen Stuhles vom 4. d. NI. entfallen. Die 
von uns Höchsten Orts vorgelegte Candidatenliste vom 6. d. M:. entspricht 
hiernach durchaus dem Art. I der berührten Bulle. Das von uns bei Auf- 
stellung der Liste auszuübende Recht, ist nach diesen Bestimmungen er- 
schöpft, sobald - wie geschehen - die Candidatenliste legitim beschlossen 
und dem Durchlauchtigsten Landesherrn vorgelegt worden ist. 'Vir können 
uns desshalb zur Abänderung, beziehungsweise Ergänzung dieser Liste nicht 
für befugt halten, und bitten wir Hochdasselbe ganz ergebenst f dahin wirken 
zu wollen, dass uns gemäss den citirten Bestimmungen die als minder ge- 
nehm Erklärten bezeichnet, jedoch mindestens drei der Candidaten auf der 
Liste vom 6. d. 1-:1. belassen werden, aus welchen wir sodann in freier 
canonischer 'Vahl den Erzbischof wählen können. gez. t Lothar Kübel, 
Bischof von Leuka und Domdecan. 


cxx. 
lllinisterium des Innern. Karlsruhe, den 10. September 1868. EKo. 9358. 
B
o. 11,404. Die Hí'ederbesetzung des Erzbischòjlichen Stuhles betreffend. 
Erzbischöfliehem Domcapitel beehren wir uns auf die gefållige 
fit- 
theilung vom 18. Juli 1. J. No. 135 ergebenst zu erwidern: 'Vohldasselbe 
hat uns mit obigem Schreiben in }Cenntniss gesetzt, dass der römische Stuhl 
durch Breve vom 6. Juli 1. J. erklärt habe, das Capitel dürfe die vorgelegte 
Candidatenliste für den Erzbischöflichen Stuhl nicht ergänzen. 'Vir beklagen 
es, dass ,V ohldasselbe von der Ansicht auszugehen scheint, die Art der 
Anwendung der ein Bestandtheil des inländischen öffentlichen Rechts bilden- 
den zweiseitigen Festsetzungen über die Errichtung des Erzbisthums könne 
einseitig durch den auswärtigen Contrahenten bestimmt werden. Es kann 
der Aufmerksamkeit \V ohldesselben nicht entgehen, dass von diesem Stand- 
punkte aus praktische Resultate nieht zu gewinnen sind, da selbstverständ- 
Hch die Grossh. Regierung eine von ihr für irrig gehaltene Auslegung des 
öffentlichen Rechts des Landes in dem Gebiet desselben nicht zur Anwen- 
dung kommen lassen kann. \Vohldasselbe hat übrigens weder die von dort- 
seits an den heiligen Stuhl gerichtete Anfrage noch die Antwort desselben 
uns mitgetheilt, wodurch uns zu unserem Bedauern die 
löglichkeit entzogen 
ist, die QueUe des bestehenden JYlissverständnisses zu erkennen und dasselbe 
zu beseitigen. 'Vir können darum nur wiederholen: die Bedeutung und der 
Sinn des Breve's vom 28. Mai 1827 ist in den Vorverhandlungen, wie wir in 
unserem ergebensten Schreiben vom 30. Mai d. J., No. 7034/35, uns darzu- 
thun erlaubten, genau festgesteUt worden. Es solI ten den Regierungen 
Garantien gegeben werden, dass keine missfålligen Candidaten den Erz- 
bischöflichen Stubl besteigen, und nur unter dieser Bedingung ist das der 
Bulle ad dominici gregis custodiam zu Grunde liegende Ultimatum ange- 
nommen worden. Es kann daher der Grossh. Regierung Die der 'Yortlaut 
der Bulle ad dome greg. cust., welcher für die Frage, ob eine Ergänzungs- 
liste zulässig sei, überdies nichts beweist, allein entgegen gehalten werden. 
Bulle und Breve stehen in unbedingter Verbindllng; das Breve besagt, wie 
die Bulle zu interpretiren, und das Breve erklärt mit ausdrücklichen 'Vorten, 
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-es dürfe keine persona minus grata gewählt werden. lYIüssen wir für jetzt 
und so lange W ohldasselbe seine rechtlichen Bedenken nicht zu unserer 
Kenntniss bringt, auf eine weitere Erörterung der Rechtsfrage verzichten, 
. so glauben wir doch Erzbischö1l. Domcapitel auf einige thatsächliche Punkte 
aufmerksam machen zu sollen, welche selbst bei Festhaltung des dortseitigen 
Rechtsstandpunktes das Begehren der Grossh. Regierung nach Erweiterung 
der ursprünglichen Candidatenliste als gerechtfertigt erscheinen lassen. 
Unsere Geneigtheit, auch dem Diöcesanclerus nicht angehörige Candidaten 
unter Umständen auf der Liste zuzulassen, sollte dem Wahlrechte Wohl- 
desselben möglichst freien Spielraum gewähren. 'Vie aber hätte sich nach 
der dortigen Anschauung des Rechts der Regierung deren Ablehnungs- 
befugniss in der That gestellt? Die Liste Erzbischö1lichen Domcapitels ent- 
hielt 8 Namen. Yon den genannten auswärtigen Candida ten hatte die Grossh. 
Regierung bereits als nicht annehmbar erklärt (und zwar kurz zuvor bei 
.der Ernennung des Domdecans) die Bischöfe von l\1ainz und Trier, sowie 
den "'
 eihbischof von Cöln. Abgelehnt als persona minus grata wurde 
damals Domcapitular Weikum. Das Capitel hat also jetzt nur vier Can- 
.didaten auf die Liste gesetzt, von denen nicht schon zuvor bekannt war 
()der wenigstens durch die den 'Vählern unzweifelhaft zur P1licht gemachte 
Erkundigung sehr leicht bekannt werden konnte, dass sie von der Grossh. 
Regierung beanstandet seien. N ach der päpstlichen Erklärung vom 4. Mai 
<1. J., welche Wohldasselbe in dem Erlasse vom 27. Mai d. J. No. 85 an- 
führte, sollte das Domcapitel nur wählen, wenn wenigstens drei Candidaten 
auf der Liste blieben. Die Grossh. Regierung hätte also nach dortiger 
Auffassung in Wahrheit einen Candida ten "on der Liste streichen lassen 
können. Wie sich ein solches Vorgehen mit den Abmachungen von 1827 
vereinigen lässt, ist nicht abzusehen. \Vir glauben daher, Wohldasselbe 
werde in nochmaliger Erwägung der rechtlichen und thatsächlichen Lage 
..einer baldgefålligen Erweiterung der Candidatenliste fúr den Erzbischö1lichen 
Stuhl sich urn so weniger entziehen wollen, als die Erhaltung des 'Vahl- 
rechtes selbst Erzbischö1lichem Domcapitel sicher yon höchstem \Vertlte sein 
muss. Die Grossh. Regierung aber vermag von ihrem Rechtsstandpunkte 
urn so weniger abzugehen, als sie sich bewusst ist, das freie \Vahlrecht des 
Capitels ebenso streng zu achten, als es ihre unabweisbare P1licht ist, 
weniger angenehme Candidaten yon einem so hohen, auch für den Staat 
so bedeutsamen Kirchenamte fern zu halten. 'Vir erlauben uns daher, unser 
Ersuchen yom 18. lYlai 1. J. No. 6474 ergebenst zu wiederholen, die erfor- 
derliche Ergänzung der Candidatenliste baldgefålligst vornehmen zu wollen. 
..gez. J oUy. 


CXXI. 
Erzbischöjliches Domcapitel. Freiburg, den 13. März 1869. No. 58 u. 59. 
Erlass Grossh. 1YIinisteriums des Innern yom 10. September 1868, No. 11,404 
und 6. ,M:ß.rz d. J., No. 2878. Die Wiederbesetzung des Erzbischöjlichen 
Stuhles betreffend. 
Be s c h 1 us s. Grossh. .Ministerium des Innern beehren wir uns erge benst 
zu erwidern: Den Grund der Verzögerung, die mit unserer Rückäusserung 
eingetreten ist, dürfte Hochdasselbe in Nachstehendem erkennen. Angesichts 
.des Apostolischcn Schreibens vom 6. Juli v. J., wovon wir eine Abschrift 
anzuschliessen uns erlauben, wurde von uns einstimmig anerkannt, dass eine 
Ergänzung oder Veränderung der Candidatenliste vom 6. l\Iai v. J. von uns 
nicht bewirkt werden könne, wie wir dies auch Hochdemselben mit Zuschrift 
vom 18. Juli v. J. No. 135 ausgesprochen haben. Der von Hochdemselben 
hierauf erfolgte Erlass vom 10. September v. J. No. 11,404 wurde dem heil. 
Vater zur Kenntniss gebracht Da ferner es sich hier vorzugsweise urn die 
Interpretation des Breve's VO.ffi 28. l\fai 1828 handelt, welches seiner Zeit 
als eine Instruction für die Wahl vom heiligen Stuhle direct an das Dom- 
.capitel erlassen wurde und desshalb diese Interpretation nur von dem heil. 
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Vater als dem obersten kirchlichen Gesetzgeber erbeten und gegeben werden 
konnte, so haben vier 1Iitglieder des Collegiums Seine Heiligkeit urn eine 
Information über den Sinn dieses Breve unter dem I I. Jänner d. J. ehr- 
furchtsvollst gebeten. In dem hierauf anher ergangenen päpstlichrn Schreiben 
vom 8. Februar 1. J., welches wir in Abschrift ergebenst beilegen, sowie in 
der Zuschrift des Herrn Cardinal-Staatssecretãrs vom 4. Jänner d. J. hat der 
heilige Vater erklãrt, dass der heilige Stuhl von dem, was er im Breve vom 
6. Juli 1868 ausgesprochen habe, nicht abgehen könne, und sind wir hierin 
wiederholt angewiesen worden, unsere Candidatenliste nicht zu ändern bezw. 
zu ergänzen. Grossh. 
Iinisterium des Innern wird nun mit uns die Ansicht 
theilen, dass wir hiernach die Candidatenliste vom 6. 
Iai v. J. nicht et- 
gänzen können und es uns nur mehr erübrigt, unsere Bitte vom 18. Juli, 
bezw. vom 27. 
Iai v. J. No. 135 und 85, wie hiermit geschieht, aufs Neue 
ergebenst zu wiederholen. gez. t Lothar Kübel, Domdecan. 


CXXII. 
Grossherzogl. ltfini'sterium des Innern. Karlsruhe, den 19. Juni 1869. 
EN o. 7382/73 19. Die Wiederbesetzung des ErzbischöjlicJlen Stuhles betreffend. 
Erzbischöflichem Domcapitel beehren wir uns auf den gefålligen Erlass 
vom 1 3. 
Iärz 1. J. No. 58 und 59 ergebenst zu erwidern: 'Vir können nur 
unserem aufrichtigen Bedauern Ausdruck geben, dass der römische Stuhl 
nach Schreiben vom 8. Februar 1. J. unerachtet der Erklärung der Capitels- 
mehrheit vom II. Januar 1. J. nicht von seiner Anschauung abgehen zu 
sollen geglaubt hat, als ob eine Ergänzung der 'Vahlliste nicht zulässig sei. 
:N ochmals auf die Rechtsfrage näher einzugehen, dürfen wir urn so mehr 
unterlassen, als der römische Stuhl in dem erwãhnten Schreiben keine Gründe 
seiner abweichenden Ansicht niedergelegt hat. Es erübrigt uns nur, einfach 
auf dem vertragsmässigen Rechte des Breve's Re sacra, welches von den 
bedeutendsten wissenschaftlichen Autoritãten in gleicher 'Veise wie von der 
diesseitigen Regierung aufgefasst wird, stehen zu bleiben. 'Vie wir 'Vohl- 
demselbem schon in dem Erlasse vom 10. September v. J., No. 11,404, zu 
bemerken die Ehre gehabt, bilden Bulle und Breve einen Bestandtheil des 
inländischen öffentlichen Rechts und kann daher der römische Stuhl nicht 
einseitig eine Anwendung bestimmen, welche von den nach Entstehung und 
W ortlaut vollkommen klaren Vereinbarungen abweicht. 'Vir haben ,V ohl- 
demselben auch in dem Erlasse vom 10. September v. J. dargelegt, wie die 
Wahlliste vom 6. ::\Iai v. J. selbst von dem Standpunkte der römischen 
Curie aus einer Erweiterung bedarf, wenn das Recht der Regierung nicht 
einfach illusorisch gemacht werden will, da die vorgelegte Liste von acht 
Candida ten vier N amen enthielt, welche kurz zuvor von der Grossherzogl. 
Regierung beanstandet worden waren. Indem wir uns im Uebrigen auf 
unsere früheren Ausführungen beziehen, können wir auf Grund der Bulle 
ad dome greg. cust. und des Breve's Re sacra unser Ersuchen vom 18. :\Iai 
v. J. :No. 64ï4 nur wiederholen. gez. Jolly. 
CXXIII. 
j
linisterium des Innern. Karlsruhe den 22. April 1869. 
ro. 4842. 
Die Beset-:,ullg der kirchlichen Pfründen betrefJend. 
Erzbischöflichem Capitels - Vicariate beehren wir uns, auf die gefållige- 
:\Iittheilung vom 22. Januar 1. J. 
ro. 639 ergebenst zu erwiedern: :\Iit 
obigern Erlass hat "\Vohldasselbe unter :\1ittheilung einer Abschrift eines 
Rescriptes des Kardinal - Staatssecretärs vom 5. J anuar d. J. uns benach- 
richtigt, der Herr Capitular - Vicar und Bisthumsverweser werde durch er- 
theilte päpstliche V 011 m acht ermächtigt, die Pfründen freier Collatur zu ver- 
geben. Von dem 'Vunsche geleitet, unsererseits zur Verhütung jeder irgend 
vermeidlichen Störung in dem Gang des Kirchenregiments beizutragen, wer- 
den wir bis auf 'Veiteres die Ausübung der fraglichen Befugniss, obgleich 
dieselbe im gemeineIl Rechte nicht begründet ist, gestatten, und theilen 
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demgemäss \V ohldemselben unter Einem unsere Bemerkungen über die Be- 
werber urn die ausgeschriebenen Pfründen freier Collatur mite Dabei müssen 
wir aber die aus den vertragsmässigen Festsetzungen über die Besetzung des 
erzbischöflichen Stuhles hervorgehenden Rechte der Regierung wahren, und 
wir würden genöthigt sein, die fernere Ausübung der ausserordentlichen, 
im Eemeinen Recht nicht begründeten V ollmachten des Henn Bisthums- 
verwesers zu beanstanden, sofern wir uns zu unserem Bedauern überzeugen 
müssten, dass durch dieselben die rechtmässige "\Viederbesetzung des erz- 
bischöfl. Stuhles umgangen werden sollte. gez. Jolly. 


CXXIV. 
Erzbischöfliches CaPitels- Vicariat. Freiburg den 20. 
Iai 1869. Nro. 39 II.. 
Brlass etc. 
Be s chi u s S. Grossherzoglichem 
Iinisterium des Innern beehren wir 
uns ergebenst zu erwiedern: Die Frage, welche Befugnisse der oberste kirch- 
liche Gesetzgeber und Richter einem Capitelsvicar übertragen und ob dieser 
hiernach Pfründen freier bischöflicher Collatur besetzen könne, berührt le- 
diglich die inneren kirchlichen Verhältnisse. Gemäss dem positiven Recht 
und dem allseits anerkannten Grundsatz der Selbstständigkeit der Kirche in 
kirchlichen Rechtsverhältnissen steht der Grossherzoglichen Regierung keine 
Verfùgung oder Entscheidung über diese innere kirchliche Angelegenheit zu. 
Die Ausübung der in der Verfassung und dem bestehenden Rechte der 
Kirche begründeten, dem Capitelsvicar yom hI. Stuhl ertheilten V ollmacht,. 
die Pfründen freier Collatur zu verleihen, kann desshalb rechtlich yon dort- 
seits weder "bis auf "\Veiteres gestattet", noch unter gewissen Bedingungen 
"beanstandet" werden, deren Erfüllung nicht yon diesseits abhängt. \Vir 
halten uns vielmehr fùr verpflichtet, lediglich das Rescript des Staatssecre- 
tariats Seiner Heiligkeit des Papstes yom S. Januar d. J. zu vollziehen. 
gez. t L. Kübel. 


CXXV. 
Justiz-lI:finisterium. Karlsruhe den 3. August 1865. Nro. í069. Die 
Erhebung von Anklagen wegen Ehrenkränkungen öjJentlicher Diener, Ù1sbe- 
sondere katholischer Geistlicllen betreffend. 
An die Grossh. Staatsan waltschaften bei den fünf Kreis- und Hofgerich- 
ten und bei den sechs Kreisgerichten: Es ist wiederholt vorgekommen, dass 
das Erzbischöfliche Ordinariat sich unmittelbar an die Staatsanwälte wandte, 
urn dieselben zu gerichtlicher Verfolgung in und ausserhalb der Presse gegen 
Kirchenbehörden und einzelne Geistliche erhobener Angriffe zu veranlassen. 
Obwohl in den Schreiben des Erzbischöflichen Ordinariats in der Regel auch 
der 
. 631 a des St.-G.-B. angerufen wird, handelt es sich gewöhnlich nur 
urn die Frage der Erhebung einer Anklage wegen Ehrenkränkung auf 
Grund der 

. 29í, 31í des St.-G.-B. Nach dem letzteren Paragraphen sind 
die Staatsanwälte berechtigt f nicht auch unter alIen Umständen verpflichtet, 
wegen Beleidigungen öffentlicher Behörden und Diener an Stelle der Belei- 
digten Anklage zu erheben. Dieselben haben mit diesseitiger Billigung yon 
dieser Befugniss stets nur dann Gebrauch gemacht, wenn es sich urn Ver- 
tretung einer durchaus intacten Persönlichkeit und urn einen Fall handelt, 
in welchem der Beleidigte nicht durch seinen Wandel und sein Verhalten 
zu der ihm wiederfahrenen Ehrenkrãnkung selbst Anlass gab. In Befol- 
gung dieses Grundsatzes werden die Grossh. Staatsanwãlte auch fernerhin 
unterlassen, Anklagen wegen Ehrenkrãnkungen zu erheben f welche sich 
ldrchliche Diener durch eigenes ungesetzliches Verhalten, insbesondere durch 
Reden, Predigten und andere Agitationen gegen bestehende Gesetze und 
gegen Staatsbehörden zuzogen, und werden vielmehr in solchen Fällen die 
Erhebung der Anklage dem Beleidigten selbst überlassen. Da ferner bei 
Erhebung einer Staatsanklage das öffentliche Interesse den Hauptgesichts- 
punkt bildet, so darf dieselbe nur unter der Voraussetzung geschehen, dac;s 
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..sie durch das Interesse des Staates wirklich gefordert werde und nicht gegen 
,dasselbe verstosse. Die Erwägung dieser Frage, welche demnach stets der 
"wirklichen Erhebung der Anklage vorauszugehen hat, kann aber zunächst 
nur Sache derjenigen Staatsbehörde sein, welche überhaupt organisations- 
rnässig berufen ist, die Bezieh
ngen der Kirche zum Staate zu ytrtreten, 
nämlich das Grossh. 
Iinjsterium des Innern. Im Einverständnisse mit die- 
sem letzteren werden desshalb die Grossh. Staatsanwälte angewiesen, An- 
klagen wegen Ehrenkränkung von Geistlichen mit Bezug auf ihren Dienst, 
in sofern sie dieselben fur rechtlich begründet und zulässig erachten, nur 
dann zu erheben, wenn dies von Grossh. 
Iinisterium des Innern verlangt 
wird. Es sind desshalb künftighin Ansuchen und Aufträge obiger Art 
Grossh. 1Iinisterium des Innern zur Entscheidung darüber vorzulegen, ob 
eine gerichtliche Verfolgung durch den Staatsanwalt, als im öffentlichen 
Interesse gelegen, verlangt wird. Hiervon beehren wir uns, Erzbischöfliches 
'Ordinariat in Kenntniss zu setzen. (gez.) Stabel. \Veize1. 
CXXVI. 
Erzbischö.fliches Ordinarz."at. Freiburg den 2-1-. August 1865. Nro. 7307. 
Erlass Grossh. Justiz-:Ministeriums vom 3. praes. 21. d. 
I., Nr. 7068. Die 
Erhebung von Anklagen wegen Ehrenkränkullgen öjfentlicher Diener, Ùzsbe- 
-sondere katholischer Geistlichen betreffend. 
B e s chi u s s. Grossh. J ustizministeri urn beehren wir uns erge benst zu 
-erwidern: \Vir finden uns durch obige Generalverfügung beschwert, weil 
sie das Recht, die Rechtsgleichheit, die Parität und un sere Stellung verletzt. 
1. Gemäss 
. 2 und 39 der Strafprocess-Ordnung findet die gerichtliche Ver- 
Iolgung einer strafbaren Handlung in der Regel nur auf Antrag des Staats- 
anwalts statt. Dieser hat desshalb die ihm zur Kenntniss gelangenden Ver- 
brechen, als unparteiisches Organ der Rechtspflege, zu verfolgen. Er ist zur 
Handhabung wahrer materieller Gerechtigkeit berufen und er hat also die 
Legalität, nicht aber Opportunität zu handhaben. Er muss also seines 
Amtes warten ohne Ansehen der Person f aber auch ohne Rücksicht auf die 
\\Yünsche und Interessen der Regierung oder einzelner Staatsbehörden. Die 
] ustiz ist nicht bloss dieser wegen, sondern für die Aufrechthaltung d.es 
Rechts da. Durch obige, dortseitige Verfügung wird aber das Einschreiten 
des Staatsanwalts nicht bloss von dem persönlichen Verhalten des verletzten 
Rechtsuchenden, insbesondere gegen die Regierung - abhängig gemacht, 
sondern sogar von der Genehmigung einer Verwaltungsbehörde, welche 
.naturgemäss manchmal selbst Partei in dem Prozesse sein wird. Hierdurch 
würde aber den ersten 

. des Strafgesetzbuches zuwider gehandelt, eine 
Reihe von Verbrechen würden nicht gestraft, den Verletzten würde die 
Allen gleichmässig zustehende J ustiz venveigert werden. Es würden da- 
'<lurch die durch S
. 7, 13 und 14 unserer Verfassung garantirten Rechte 
der Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gesetze, der gleichen persönlichen 
Freiheit, der Unabhängigkeit der Justiz von der Verwaltung verletzt werden. 
2. Aber auch die verfassungsmässige Parität erscheint uns durch obige Ver- 
fügung verletzt. Gemäss S. 3 17 des Strafgesetzbuches und 
. 3 I der Dienst- 
vorschriften für die Staatsanwaltsch8ft ist diese berechtigt, wegen Beleidigun- 
.gen öffentlicher Behörden und Diener an deren Stelle Anklage zu erheben, 
und zwar auf Verlangen der Dienstbehörde des Beleidigten. Es ist von 
dortseits nie bestritten worden, und durch s
. I und 7 des Gesetzes vom 
9. October 1860 verglichen rnit 
. 657 des Strafgesetzbuches anerkannt, dass 
die Behörden und Diener der katholischen Kirche öffentliche, und wir die 
Dienstbehörde derselben sind. Die bestehende Gesetzgebung und die Praxis 
in Deutschland, insbesondere in Baden uud Hohenzollern, kennt das 1Iini- 
sterium des Innern nicht als die Behörde, welche das Verlangen nach frag- 
Hcher Anklage an die Staatsanwaltschaft zu stellen hat, sondern lediglich 
-die (kirchliche) Dienstbehörde. Die Dienstbehörde kann auch allein ent- 
scheiden, ob der ihr untergebene Diener seine Amtspflicht erfüllt hat. Das 
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'Gesetz weiss nichts yon der Kothwendigkeit, dass die Vornahme der frag- 
lichen Rechtshandlung im öffentlichen Interesse, d. h. in dem der Regierung, 
liegen müsse. Die obige, dortseitige Verfügung hat die Staatsanwaltschaft 
auch nicht angewiesen, bei Anklagen wegen Beleidigung aller öffentlichen 
Dit..ner (der Staats- und protestantischen Kirchen - Diener) ausser dem Ver- 
langen der zuständigen Dienstbehörde derselben, auch noch das Verlan- 
gen resp. die Genehmigung der fraglichen Verwaltungsbehörde einzuholen. 
3. Obige Verfügung tritt endlich auch der Stell ung der katholischen Kirchen- 
.diener und der Kirchenbehörde zu nahe. Gegen jene wird dadurch ein 
neues, ihr Ansehen und ihre \Virksamkeit beeinträchtigendes privilegium 
odiosum geschaffen. Dieses ist gerade jetzt bei der systematischen Gehässig- 
keit eines Theils der badischen Presse gegen die katholische Geistlichkeit 
urn so empfindlicher. Die Dienstbehörde derselben, also die oberste Kirchen- 
behörde des Landes, wird aber als soIche durch obige Verfügung unter die 
.Entscheidung des Ministeriums des Innern gestellt. Diese Bevormundung 
-der Kirche widerspricht ihrer durch feierliche Verträge, Zusicherungen und 
.sogar durch das erwähnte Gesetz yon 1860 garantirten Selbstständigkeit, 
ihrer wohlbegründeten, öffentlich rechtlichen Stellung. Angesichts der That- 
.sache, dass aIle der Kirche feindseligen Element
 frei sind, erscheint es 
nicht als billig, die rechtliche \Virksamkeit der Kirche immer mehr zu 
.hemmen. 4. So würde durch die dortige verehrliche Verfúgung yon 3. d. 1\1. 
den katholischen Kirchendienern factisch die gesetzliche Rechtswohlthat 
des 
. 317 des Strafgesetzbuches und 
. 3 I der citirten Dienstvorschriften 
entzogen. Zu einer soIchen Anänderung des bestehenden Rechts und Ge- 
setzes halten wir aber die Grossh. Regierung urn so weniger befugt, weil 
dadurch die Grundlagen des seitherigen Rechtsverhältnisses zwischen Staat 
und Kirche vollends zerstört würden. J ene Bestimmungen beruhen, wie aus 
.den Regierungsmotiven zum Kirchengesetze yon 1860 hervorgeht, auf dem 
Principe des Zusammenwirkens der Kirche und des christ lichen Staats. 
\Vürde die daraus abfliessende fragliche Schutzpflicht des Staats gegenüber 
den kirchlichen Rechten nicht mehr anerkannt, so könnte der yon der Kirche 
getrennte Staat keine Einwirkung mehr auf confessionelle oder kirchliche 
Verhältnisse (wie in Cult-, Lehr-, Erziehungs-, kirchlichen Vereins- und Ge- 
richts-Sachen, Besetzung der Pfründen, Verwaltung und V erwend ung des 
katholischen Vermögens) und der Staat könnte keine M:itwirkung der Kirchen-. 
diener bei Erledigung seiner Angelegenheiten mehr verlangen. Wenn der 
Staat die Kirche nicht mehr als Theil des öffentlichen Gemeinwesens an- 
erkennt und sich yon ihr trennt, so folgt dar
us die volle Freiheit der 
Kirche und des U nterrichts yom Staate. Will dieser das Letztere nicht 
und muss er also jene bestehenden Rechtsverhältnisse anerkennen, so darf 
.auch die gesetzliche, seither übliche Vertretung der Kirchendiener durch 
ihre Dienstbehörde nicht alterirt werden. \Vir bitten desshalb Hochdasselbe, 
die dortige Verfúgung Yom 3. d. 
1., Nr. 7069 zurücknehmen und die Staats- 
anwaltschaften zum V ollzuge der erwähnten gesetzlichen Bestimmungen ver- 
anlassen zu wollen. Sollte Hochdasselbe hievon nicht abgehen zu können 
glauben, so erheben wir hiemit dagegen Beschwerde und bitten, diese Grossh. 
.Staatsministerium zur höchsten Entscheidung vorzulegen. (gez.) Orbin. 


CXXVII. 
Justiz-MÙzisterium. Karlsruhe, den 31. August 1865. ENo. 8020. Die 
Vertretung der öffentlichen Diener bei Ehrenkränkungen durch den Staats- 
anwalt, hier insbesondere die Vertretung der Kirchendiener betr. 
Seiner Königlichen Hoheit dem Grossherzog zum Grossh. Staats- 
ministerium ehrerbietigst vorzutragen: Bekanntlich gilt die Regel, dass es 
bei Ehrenkrãnkungen dem Beleidigten selbst überlassen bleibt, Anklage 
.gegen den Beleidiger zu erheben und es berühren diese Privatdelikte die 
Thätigkeit des Staatsanwalts nicht. Hinsichtlich der Beleidigungen, weIche 
.gegen öffentliche Behörden oder gegen öffentliche Diener in Ausübung oder 
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bezügJich ihrer Dienstführung verübt werden, verfügt jedoch der 
. 317 des 
Strafgesetzbuches, dass der Staatsanwalt in diesem Fall die Anklage er- 
heben könne, Dicht aber, dass er sie erheben müsse. Es hängt also nach 
diesem Gesetz yon dem Ermessen der Staatsbehörde ab, ob diese Ver- 
tretung im einzelnen FaIle gewährt oder die Erhebung der Anklage dem 
Diener selbst überlassen werden soIl. Durch Vollzugsverordnung ist weiter 
bestimmt, dass nicht der beleidigte öffentliche Diener selbst, sondern dessen 
vorgesetzte Dienstbehörde die Vertretung des Staatsanwalts in Anspruch zu 
nehmen habe, und dass der Staatsanwalt, wenn er Bedenken hat, diesem 
Verlangen zu genügen, diese der Dienstbehörde eventuell dem Justiz- 
ministerium vortragen solI. Dass auch die Kirchendiener unter diesem 
. 3 I 7 
begriffen seien, ist in demselben nicht ausdrücklich gesagt, wird aber aus 
dem 
. 657 des St.-G.-B. abgeleitet und man hat Seitens der Grossh. Re- 
gierung stets angenommen, dass auch den Kirchendienern die Vertretung 
durch den Staatsanwalt in geeigneten Fällen zukomme. Dagegen hat die 
yon der Grossh. Regierung erlassene V ollzugs - Verordnung unter der vor- 
gesetzten Dienstbehörde, welche erwägen soIl, ob sich der Fall im öffent- 
lichen Interesse zur Vertretung durch den Staatsanwalt eigne, Yon jeher nur 
eine Staatsbehörde verstanden. Ferner hat bei der Envägung, ob der Staats- 
anwa1t zur Vertretung aufzufordern sei, stets der Grundsatz Anwendung ge- 
funden, dass öffentliche Diener, welche durch ungeeignetes Benehmen die 
Beleidigung veranlasst haben, nicht durch den Staatsanwalt zu vertreten seien, 
dass ihnen vielmehr überlassen werden solI die Anklage selbst zu erhebe
, 
indem es unter dieser V oraussetzung dem öffentlichen Interesse entgegen 
läuft, einen Diener yon Amtswegen in Schutz zu nehmen. Das Erzbischöf- 
liche Ordinariat hat nun in einer Reihe yon Fällen, wo katholische Geist- 
liche beleidigt worden sind oder sich für beleidigt hielten, die Staatsanwälte 
unmittelbar zur Vertretung derselben aufgefordert, indem es die Ansicht 
geltend machte, dass das Ordinariat die oberste Kirchenbehörde des Landes 
und zugleich die vorgesetzte Dienstbehörde der katholischen Geistlichen sei, 
folglich auch darüber zu entscheiden habe, ob eine Anklage durch den 
Staatsanwalt zu erheben sei. Diese Fälle waren meist solche, wo der Be- 
leidigte durch Angriffe auf bestehende Gesetze und durch Agitation gegen 
dieselben sich die Beleidigungen zugezogen hatte, wo also die Einrede der 
Wahrheit den Staatsanwalt leicht hätte veranlassen können, seinen Schützling 
selbst vor Gericht zu stellen. Einerseits haben wir nun in derartigen Fällen 
die Vertretung durch den Staatsanwalt nicht zugelassen, weil wir überhaupt 
den Grundsatz festhalten, dass öffentliche Diener, sei es der Kirche oder 
des Staats, bei selbstverschuldeten Beleidigungen nicht mit staatlicher A.u- 
torität vertreten werden sollen, anderseits haben wir die Behauptung des 
Erzbischöflichen Ordinariats, dass es die Behörde sei, welche die Verfolgung 
durch den Staatsanwalt zu beschliessen und zu veranlassen habe, elltschieden 
abgelehnt und das :ðIinisterium des Innern als diejenige Behörde bezeichnet, 
welche zu entscheiden habe, ob es im einzelnen FaIle dem öffentlichen In- 
teresse entspreche, einen Kirchendiener durch den Staatsanwalt vertreten zu 
lassen oder ob ihm anheimzugeben sei, selbst eine Anklage zu erheben, 
falls diese überhaupt als rechtlich begründet erscheint. Dieser Anordnung 
gegenüber beharrt das Erzbischöfliche Ordinariat auf der von ihm als Dienst- 
behörde der Geistlichen beanspruchten Befugniss und es mögen die Gründe, 
welche es dafür geltend macht, aus der Beschwerdefùhrung selbst entnommen 
werden. Sie passen fast durchweg nicht zu der Frage, urn die es sich 
handelt. Unsere Anschauung ist einfach folgende: 'Vir bestreiten nieht im 
Geringsten, dass das Erzbischöfliehe Ordinariat die Dienstbehörde der katho- 
lischen Geistlichen ist, und kennen die Gewalt, die es als solche ausübt, 
allein wir beschränken diese seine Eigenschaft auf geistliche oder kirchliche 
Angelegenheiten und können nicht zugeben, dass sich dieses Aufsichtsrecht 
auch auf rein weltliche .A.ngelegenheiten, insbesondere auf Gegenstände des 
gemeinen Strafrechts und auf die Stellung der Geistlichen zu demselben er- 
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$trecke. Soweit hier die Grossh. Regierung eine Einwirkung oder ein Er- 
messen gestattet ist, können es der Katur der Sache nach nur Staatsbehörden 
sein, weIche dasselbe ausüben, aber keine Kirchenbehörden, und wenn die 
Grossh. Regierung in einer V ollzugsverordnung Yon Dienstbehörden spricht, 
"So ist es jedenfalls ihre Sache, aber nicht die des Ordinariats, zu bestimmen, 
wer darunter gemeint sei. Ferner sind die Staatsanwälte Beamte des Staates, 
nicht der Kirche, und der Staat kann niemals zugeben, dass Kirchenbehörden 
Aufträge und 'Veisungen in rein weltlichen Dingen an Staatsbeamte er- 
lassen. Die Frage endlich, ob es im einzelnen FaIle geeignet sei, den Staats- 
.anwalt als Vertreter eines beleidigten Dieners zuzulassen, ist nicht nach dem 
kirchlichen, sondern nach dem öffentlichen Interesse des Staates, zu dessen 
Schutz der Staatsanwalt auftritt, zu entscheiden. Dass es aber mit diesem 
Interesse nicht harmonirt, Denjenigen in Schutz zu nehmen, der sich durch 
Angriffe auf die bestehenden Staatsgesetze Beleidigungen zuzieht, kann nur 
da bezweifelt werden, wo man die Gesetze des Staats überhaupt missachtet. 
Indem wir gemäss dieser Ansicht dem Staate das Recht wahren, über seine 
Beamten selbst zu verfügen und in Fällen, wo es das Gesetz dem Ermessen 
anheimgibt, ob und wie sie handeln soIl en, dieses Ermessen nur yon Staats- 
behörden ausgeübt wissen wollen, glauben wit keinen Uebergriff in die 
Rechte der Kirche zu begehen, wohl aber müssen wir es für den Versuch 
eines Uebergriffs der Kirche in die Befugnisse des Staats erklären, wenn 
die Kirchenbehörden derartige Rechte in Anspruch nehmen. Blickt man 
auf die Verhältnisse zurück, wie sie zur Zeit der Erlassung des Straf- 
gesetzbuchs zwischen Staat und I
irche bestanden haben, so ist es wohl von 
selbst klar, dass damals Niemand daran gedacht hat und daran denken 
konnte, den Kirchenbehörden irgend eine Einwirkung auf die staatsanwalt- 
schaftliche Thätigkeit zu gestatten, und die inzwischen eingetretene Selbst- 
ständigkeit der Kirchen kann weder nach ihrem Princip noch nach irgend 
-einer Bestimmung der betreffenden Gesetze eine soIche Befugniss {ür die 
Kirchenbehörden begründen. Die katholische Geistlichkeit muss vielmehr 
entweder auf die Vertretung durch den Staatsanwalt verzichten und im Fall 
einer Beleidigung selbst Anklage erheben oder sich der Entscheidung der 
Staatsbehörden unterwerfen, ob es im einzelnen FaIle angemessen sei, den 
Staatsanwalt zur Vertretung aufzufordern oder nicht. (gez.) Stabel. 


CXXYIII. 
Erzbischöjliches Ordinariat. Freiburg, den 9. November 1865. No. 10,024. 
Erlass Grossh. }ustizministeriums vom 7. v. 1\1., No. 9246. Die Erhebung 
van Anklagen wegen Ehrenkrânkzmg öffentlicher Diener betr. 
Beschl uss. Grossh. Staatsministerium beehren wir uns ehrfurchtsvoll 
vorzutragen: In dem V ortrage Grossh. J ustizministeriums Yom 31. August 
d. J., No. 8020, worauf die höchste Staatsministerial- Entschliessung vom 5. 
v. 1\1., No. 820, erfolgte, ist anerkannt, dass die Staatsanwaltschaft auf Ver- 
langen der Dienstbehörde eines im Sinne des S. 317 und 318 St.-G.-B. be-. 
leidigten öffentlichen Dieners Anklage erhe ben könne. Es ist darin ferner 
anerkannt, dass die Geistlichen öffentliche Diener und endlich, dass wir die 
Dienstbehörde der katholischen Geistlichen des Landes sind. Die Dienst- 
vorschriften für die Staatsanwaltschaft yom 17. August 1864 sind nach dem 
Gesetze yom 9. October 1860 erlassen. Dieses bestimmt (S
. I und 7), dass 
die Kirche ein selbstständiges, öffentliches Gemeinwesen, die Kirchenbehörde 
also die öffentliche Dienstbehörde der öffentlichen Kirchendiener sei. Del' 
S. 3 1 jener hierauf erlassenen Dienstvorschriften schreibt vor, dass der Staats- 
anwalt nur auf Verlangen der Dienstbehörde Anklagen wegen Beleidigung 
öffentlicher Diener erheben solIe. Das Grossh. ,Ministerium des Innern ist 
hiernach so wenig die Dienstbehörde der Kirchendiener, als z. B. der Justiz- 
beamten. Diese staatliche Verwaltungsstelle dürfte demnach nicht berechtigt 
erscheinen, die Staatsanwaltschaft zur Erhebung einer Anklage wegen Be- 
leidigung eines Kirchendieners zu veranlassen. 'Vürde uns also das Recht 
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entzogen, entweder direct oder durch Vermittelung des der Staatsanwa1t- 
schaft vorgesetzten Grossh. Justizministeriums den Staatsanwa1t zur Erhebung 
einer so1chen Anklage zu veranlassen, so würde den Kirchendienern diese- 
auf der Stellung der Kirche zum Staate, auf 

. 317 und 657 des St.-G.-B.
 
beruhende Rechtswohlthat entzogen werden. 'Vir erlauben uns zu wieder- 
holen, dass dieses Gesetz und die erwähnte Vollzugsbestimmung nichts dar- 
über sagt, dass die Erhebung einer solchen Anklage im Interesse der Re- 
gierung liegen müsse. Aus dem Gesagten geht auch hervor, dass unter der 
in Rede stehenden Dienstbehörde keine Staatseehörde verstanden wurde. 
Es wurde in der That bis jetzt vor und nach 1860 nicht beanstandet dass 
wir als die Dienstbehörde der Geistlichen den Staatsanwalt zur Erh'ebung 
einer solchen Anklage veranlassen und die dienstbehördliche Genehmigung 
zur Einleitung einer Untersuchung gegen ein Amtsvergehen eines Geistlichen 
im Sinne des 
. 9 Einführ-Gesetzes zum St.-G.-B. ertheilen können. Wir 
beanspruchen keinerlei Aufsichtsrecht über die Staatsanwaltschaft, sondern 
nur die im cit. s. 3 I uns eingeräumte Befugniss. Desshalb steht es der 
Staatsanwalt auch frei, im Hinblicke auf die bestehenden Gesetze unser Ge- 
such zu beachten oder nicht. Indessen haben wir das uns kraft der be-- 
stehenden staatlichen Bestimmungen zustehende Verlangen an die Staats- 
anwaltschaft urn Erhebung einer Anklage unseres 'Vissens in keinem 'FaIle 
erhoben, wo der beleidigte Kirchendiener durch eigene Rechtsverletzung 
sich eine Ehrenkränkung zugezogen hat. So glauben wir durch die Bitte,. 
uns in der ferneren Ausübung der erwähnten Befugniss belassen zu wollen, 
uns so wenig "einen Uebergriff in die Befugnisse des Staats" erlaubt zu 
haben, als die yon der Kirche dem Staate zugestandene Einwirkung auf 
kirchliche Verhältnisse als ein U e bergriff des Staats in diese betrachtet 
werden kann. \Vie jeder Staatsbürger berechtigt ist, in der yon den be- 
stehenden Bestimmungen vorgeschriebenen 'Veise sein Recht vor den Ge- 
richten resp. durch die Staatsanwaltschaft zu suchen, so ist solches auch der 
Kirche gestattet. Indem wir desshalb die erwähnten Behauptungen und die 
Auslegung unserer Intention bei dieser unserer Bitte, wie sie in dem er- 
wähnten Vortrage Grossh. Justizministeriums yom 3 I. August d. J. enthalten 
ist, als unrichtig zu bezeichnen uns erlauben, stellen wir an Höchstdasselbe 
die gehorsamste Bitte: Die Grossh. Staatsanwaltschaften höchstgeneigt an- 
weisen lassen zu wollen, dass sie wegen Beleidigung der Kirchendiener in 
Ausübung oder bezüglich ihrer Dienstfrihrung auf Verlangen des Erzbischöf- 
1ichen Ordinatiats resp. evangelischen Oberkirchenraths eine Anklage er- 
heben, wenn sie resp. ihre vorgesetzte Staatsbehörde solche für rechtlich be- 
gründet halten. I. E. e. G.-V. (gez.) Orbin. 
CXXIX. 
ErzbischöJl. Caþitels- Vicariat. Freiburg, den 26. Nov. 1868. No. 89:W. 
Die EinfüJzrung der gemischten Schulen zu Constanz betr. 
Das Erzb. :\Iünsterpfarramt Constanz beauftragen wir, den unten be- 
nannten Katho1iken durch Ihr betreffendes Pfarramt gegen Bescheinigung 
derselben oder des Pfarramts zu eröffnen: I) Herrn Bürgermeister Stromeyer:- 
\Vährend jedes treue :Mitglied einer Genossenschaft deren Rechte, und jeder 
Angehörige einer Confession deren Interessen naturgemäss überall vertheidigt, 
mussten wir seit einer Reihe yon Jahren vernehmen, dass Sie öffentlich den 
Anordnungen und Aussprüchen Ihrer Kirchenbehörde, wie solche noch in 
dem neuesten Hirtenbrief vom 19. Juli d. J. enthalten sind, entgegengetreten, 
dass Sie dazu mitwirkten, kathol. Stiftungen und Lehr-Anstalten der katho- 
lischen Verwaltung und Verwendung zu entziehen, und dass Sie den Rechten 
und Interessen der Katholiken gegenüber sich nicht so verhalten, wie
 es 
die PBicht eines Katholiken erheischt. Kraft unserer oberhirtlichen Au- 
torität legen wir Ihnen desshalb ans Herz, der Pt1ichten eines Angehörigen 
der katholischen Kirche fortan eingedenk sein zu wollen. 2) Rerrn Pro- 
fessor Frühe: Da es sogar durch öffentliche Blätter zu tmserer K.enntnis
 ge-- 
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kommen ist, dass Sie gegen die Lehren und V orschriften der Kirche, ins- 
besondere in neuester Zeit, ungeachtet des Verdicts der kirchlichen Autorität 
über die confessionell gemischten Schulen (Erzb. Anzeigeblatt 1868 S. 152) 
fUr diese aufgetreten sind, und so an ihrem Theile dazu beigetragen haben, 
dass die dortigen kathol. Schulstiftungen und Anstalten ihrem kathol. Zwecke 
entzogen worden; so sehen wir uns urn so mehr dazu veranlasst, Sie als 
Katholik an Ihre Pflichten als Glied der kath. Kirche zu erinnern, weil Sie 
katholischer Lehrer an einer stiftungsgemäss katho1ischen Anstalt und katho- 
lischer Zöglinge sind. t L. Kübel. 
CXXX. 
An Hochw. Erzbischöfliches Capitels-Vicariat Freiburg. Constanz, den 
4. December 1868. Erlass Erzbischöfl. Capitels-Vicariats vom 26. November 
d. J., No. 8920. Die Einführung der gemischten Schulen zu Constanz betr. 
No. 439. Am 3. d. :1\1. wurde uns durch das Erzbischöfl. 1Iünsterpfarr- 
amt hier der oben erwähnte Erlass mitgetheilt, urn den betreffendell Abschnitt 
dieses Actenstückes dem Katholiken )Iax Stromeyer, hiesigem Bürgermeister,. 
der ein Glied unserer Pfarrei ist, zu eröffnen. 'Vir sendeten heute Vor- 
mittag unsern l\lessner Karl Seitz an Herrn Stromeyer, und liessen ihn er, 
suchen, er möge urn halb 12 Uhr sich bei uns einfinden. Da Herr Bürger- 
meister sich entschuldigen Hess, indem er wegen vieler Geschäfte sein Bureau 
nicht verlassen könne, so begaben wir uns nach 11 Uhr auf sein Geschäfts- 
zimmer und erklärten ihm, dass wir ihm eine :1\Iittheilung von Seite der- 
katholischen Kirchenbehörde, des Erzbischöfl. Capitels- Vicariats, zu machen 
hätten. Hierauf erklãrte Herr Stromeyer, er stehe mit dieser Behörde in 
keinerlei Geschãftsverbindung; desswegen habe er auch von dorther keine 

1jttheilung entgegen zu nehmen, und er weigerte sich, den Erlass zu hören. 
Als wir ihn darauf aufmerksam machten, dass er als Glied der katholischen 
Kirche zum Gehorsam gegen seine kirchlichen Obern verpflichtet sei, und 
dass, wenn er sich weigere, von diesen eine Belehrung und Ermahnung an- 
zunehmen, er der Kirchenbehörde den Gehorsam aufkündige und sich so 
aus dem Verbande der Kirche ausschliesse, blieb er dennoch auf seiner 
'Veigerung bestehen, und bemerkte: Es herrsche in unserm Lande Ge, 
wissensfreiheit, und in dieser lasse er sich von Niemanden beeinträchtigen. 
Die freundlichen Vorstellungen, die wir dem Ernst der Sache gemäss ent- 
gegensetzten, blieben fruchtlos, und mussten wir uns so entfernen, ohne uns 
des Auftrages des Hochw. Erzbischöflichen Capitels- Vicariates entledigen zu 
können. Erzb. Pfarramt St. Stephan. Burger. 
CXXXI. 
Erzòi'schôjliches Capitels- Vicariat. Freiburg, den 10. December 1868.. 
No. 9498. Das Verhalten des Katholz"ken Frühe, Professors in Constanz betr. 
Be s chI u s S. Das Erzbischöfliche Spitalpfarramt Constanz beauftragen 
wir, dem Katholiken Herrn Franz Xaver Frühe, Lycealprofessor in Constanz, 
schriftlich zu eröffnen: "Vir haben denselben durch unsern Erlass vom 
26. V. l.\JI., No. 8920, pflichtgemäss aufgefordert, die Lehren und Vorschriften 
der katholischen Kirche fort an zu beobachten. Derselbe hat diese seine 
Pflicht als Katholik erfüllen zu wollen nicht zugesagt, un sere l\Iahnung und 
Autorität nicht beachtet, vielmehr erklärt, er wisse, was er zu thun habe. 
Ein Katholik, welcher die Dogmen. und Gesetze der Kirche in kirchlichen 
und religiösen Angelegenheiten nicht befolgt und seiner oberhirtlichen Be- 
hörde in diesen Verhältnissen nicht gehorsam sein will, schliesst sich nach 
)Iath. 18, 17 von der Kirche aus. "Vir ermahnen desshalb nochmals den 
Katholiken Herrn Professor Frühe, seine katholischen Pflichten zu erfüllen 
und uns zu erklären, ob er der kirchlichcn Autorität, den kirchlichen Lehren 
und V orschriften den ihm nach den V orschriften der katholischen Kirche 
obliegenden Gehorsam fortan leisten wane. Diese unsere Ermahnung wolle 
dem genannten Katholiken durch Herrn Stadtpfarrer Pfaff oder einen von 
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diesem hiezu Beauftragten persönlich mit dem Anfügen zugestellt werden, 
-dass, wenn er binnen 14 Tagen die berührte Erklärung seiner Kirchenbehörde 
nicht abgeben werde, \Vir gegen ihn nach der berührten Vorschrift der 
Kirche verfahren werden. Sollte Herr Professor Frühe die Annahme dieses 
Erlasses verweigern, so wird das Erzbischöfl. Pfarramt ihn noch einmal 
mahnen, dass eirie solche Handlungsweise die Folgen des offenen Ungehor- 
sams gegen die Kirche nach sich ziehe. 'Vir sehen der Vorlage der von 
Herrn Professor Frühe oder dem Pfarramt auszustellenden Bescheinigung 
über den Empfang dieses Erlasses und dem Vollzugsbericht hierüber in 
Bälde entgegen. (gez.) t Lothar Kübel. 
CXXXII. 
Hochwürdiger Herr Pfarrer! Durch !hre Vermittelung sind mir zwei 
Erlasse des Erzbischöflichen Capitels-Vicariats in Freiburg zugekommen, 
worauf ich Folgendes zu erwidern habe: Es ist mir unbegreiflich, wie das 
Erzbischöfliche Capitels- Vicariat in dem zweiten Erlasse mir mit Excommu- 
nication drohen konnte, wenn ich keinen Gehorsam leiste, während der 
erste doch nur eine Erinnerung an meine katholischen Pflichten, aber keine 
Aufforderung zur sofortigen Ausführung einer bestimmten Handlung ent- 
hielt. Ebensowenig könnte ich es mit der Gerechtigkeit der kirchlichen 
Behörde vereinigen, wenn dieselbe eine kirchliche Strafe gegen mich aus- 
sprechen würde auf Grund von blossen Zeitungsartikeln, oder weil ich mich 
an der Gründung der hiesigen gemischten Schule mit vielen andern Katho- 
liken betheiligt habe. Da aber die Androhung der Excommunication einmal 
ergangen ist, wenn ich nicht erkläre, ob ich der kirchlichen Autorität, den 
kirchlichen Lehren und V orschriften Gehorsam leisten wolle, so lautet meine 
Erklärung darauf also: Die kirchliche Autorität in kirchlichen Dingen habe 
ich nie bestritten. Die Anklage, gegen katholische Lehren und V orschriften 
aufgetreten zu sein, weise ich mit Entschiedenheit zurück. Die berührten 
Zeitungsartikel sind lügenhafte Entstellung meiner 'Vorte. Begnügt man 
sich mit meiner Erklärung nicht, so nenne mir die kirchliche Behörde ganz 
genau die mir zur Last gelegten Punkte und gebe mir bestimmt an, worin 
ich Gehorsam leisten solIe.. J\Iit aller Achtung Frühe. Constanz, den 
23. December 1868. 


CXXXIII. 
Erzbischöjliches CaPitels- Vicariat. Freiburg, den 10. December 1868. 
No. 9497. Das Verhalten des Katholiken Max Stromeyer 'in COllstanz betr. 
Be s chI u s s. Das Erzbischöfliche Pfarramt S1. Stephan in Constanz 
erhält anderseits Abschrift unseres Erlasses vom 26. v. 1\1., Ko. 8920, mit 
dem Auftrag, solche schriftlich entweder in eigener Person oder durch einen 
von Herrn Pfarrverweser Burger Beauftragten dem Katholiken Herrn 1\Ia'\. 
Stromeyer, Bürgermeister in Constanz, mit dem Anfügen zuzustellen: Der 
K.atholik Herr Stromeyer hat die Ermahnung seiner rechtmässigen kirch- 
lichen Obrigkeit nicht nur nicht befolgt, sondern trotz der Belehrung und 
l\Iahnung seines Seelsorgers über die Pflicht jedes Katholiken, "die Kirche 
zu hören", erklärt: er stehe mit uns in keiner Geschäftsverbindung, er habe 
von uns keine J\Iittheilung entgegen zu nehmen, er weigere sich, unsere 
Ermahnung zu hören, er lasse sich von Niemanden in seiner Gewissens- 
freiheit beeinträchtigen. Hiernach will also dieser Katholik seine religiösen 
und kirchlichen PBichten nicht erfüllen, er will den Lehren und Geboten 
der katholischen Kirche nicht folgen und also der kirchlichcn Autorität in 
der fraglichen kirchlichen Angelegenheit nicht gehorsam sein. Jeder 
Katholik, welcher diesen Gehorsam der I
irche nicht leistet) schliesst sich 
aber nach der Vor!',chrift der Kirche (:\latth. 18, [7) von der Kirche au'";. 
'Yir erfüllen also nur unsere Ptlicht, wenn wir, wie hiemit geschieht, diesen 
schon früher von uns an seine religiösen Obliegenheiten ermahnten K.atho- 
liken noch einmal mahnen und ihn veranlassen, anher oder seinem vor- 
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gesetzten Seelsorger zu erklären, ob er fortan den Lehren, Yorschriften und 
der Autorität der Kirche in alIen kirchlichen resp. religiösen Angelegen- 
heiten pflichtschuldig gehorsam sein wolle. 'Vürde er binnen 14, Tagen 
auf die nochmalige J\Iahnung des St. Stephan-Pfarramtes diese Erklärung 
nicht abgeben, also seine katholischen Pflichten nicht erfüllen, so werden 
wir obige kirchliche Vorschrift gegen ihn zur Anwendung bringen. 'Yir 
sehen der baldigen Bescheinigung über Eröffnung dieses Erlasses entgegen. 
t L. Kübel. 
CXXXIV. 
An Hochw. Erzbischöfliches Capitels-Vicariat Freiburg. Constanz, den 
18. December 1868. Erlass des Hochw. Erzbischöfl. Capitels-Vicariats Frei- 
burg \"om 10. d. 
I., No. 9497 praes. am 17. December d. J. Das Verlzalten 
des .R-atholiken ftfax Strome)'er in Constanz betreffend. 
Ko. 474. Gemäss Hochdesselben Anordnung begaben wir uns heute 
Nachmittag in die 'Vohnung der Herrn Bürgermeisters Stromeyer, urn dem- 
selben rubr. Erlass mitzutheilen. J edoch Herr Stromeyer blieb bei seiner 
'Yeigerung, diesen anzunehmen. 'Vir eröffneten ihm nun, dass hohe Kirchen- 
behörde in diesem FaIle mit Excommunication gegen ihn einschreiten werde; 
allein sowohl diese Eröffnung als unsere zweckdienlichen Vorstellungen 
blieben ohl1e Erfolg. Die Erwiderungen des Herrn Stromeyer concentriren 
sich in dem Satze: er habe mit dem Erzbischöfl. Capitels- Yicariate lediglich 
nichts zu schaffen. Erzbischöfl. Pfarramt St. Stephan. Burger. 


CXXXY. 
Erzbischòjliclzes Caþitels- Vicariat. Freiburg, den 2-1-. Decbr. Ko. 9828. 
Das Verhalten des Katlzoliken lIfax Strome)'er ill Constanz betreff
nd. 
Be s chI us s. Erzbischöfliches St. Stephanspfarramt Constanz beauf- 
tragen wir, dem Katholiken Herrn 
Iax Stromeyer, Bürgermeister dortselbst, 
schriftlich gegen Bescheinigung zu eröffnen: Derselbe hat auf unsere zwei- 
malige Erinnerung, die Kirche zu hören und ihre pflichtgemässe J\Iahnung 
zu befolgen, beharrlich erklärt, er habe mit der kirchlichen Autorität in dieser 
religiösen Angelegenheit nichts zu schaffen. Ein solches Verhalten schliesst 
nicht bloss einen Ungehorsam gegen die Kirche, sondern ein Entgegen- 
treten gegen die katholische Lehre von der Kirche und gegen die kirch- 
liche Autorität in sieh. Das Beharren eines Katholiken in dieser Stellung 
legt seiner Kirchenbehörde die Pflicht auf, ihm auch äusserlich die Recht
 
der Kirchengemeinschaft nicht mehr zuzuerkennen, von welcher er innerlich 
nach solchem Verhalten abgefallen sein muss, wenn er auf diese dritte 
1fahnung nicht achtet. 'Vir wiederholen desshalb un sere Ermahnung yom 
26. v. )1. undo 10. d. .11. an den genannten Katholiken und hoffen, dass er 
endlich seine Pflicht als solcher erkennen und erfüllen werde. t L. I<.übel. 


CXXXYI. 
An Hochw. Erzbischöfliches Capite Is -Vicariat Freiburg. Constanz, den 
6. Jänner 1869. Erlass des Hochw. Erzbischöfi. Capitels-Vicariats Freiburg 
vom 2-l. December 1868, No. 9828. Das Verhalten des Katholiken lfIax 
Strome)'er in Constanz betreffelld. 
No.6. Rubr. hohen Erlass haben wir heute Nachmittag brieflich Herrn 
:Max Stromeyer dahier übersandt. J edoch Erlass, sowie unser Begleitschreiben 
kamen etwa eine Stunde später ohne Empfangsbescheinigung und ohne jede 
Erklärung des Herrn Stromeyer an uns zurück. Erzbischöfliches Pfarramt 
St. Stephan. Burger. 
CXXXYII. 
Erzbisc1zöjliclzes CaPitels- Vicariat. Freiburg, den 1-1-. Jan. [869. No. 3 6 6. 
Das Verhalten des Katholikell lIfax Stromeyer in Constan3 betreffend. 
Be s chI u s s. Erzbischöfliches St. Stephanspfarramt in Constanz beauf- 
tragen wir, nachstehende Entscheidung dem Katholiken Herrn Stromeyer, 
Friedberg, Der Staat u. d. Kirche. 33 
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sowie den Hochwürdigen Geistlichen in loco und der Umgegend von Con- 
stanz, letzteren durch das Erzbischöfl. Decanat zu verkünden: \Vie wir dem- 
selben durch unsern Erlass yom 26. Xovbr. v. J. eröffneten, ist er schon 
seit einer Reihe yon J ahren öffentlich den A.nordnungen und Aussprüchen 

einer Kirchenbehörde entgegengetreten. Er hat insbesondere dazu mit- 
gewirkt, dass katholische Stiftungen und Schulen der katholischen Yerwal- 
tung und Verwendung entzogen wurden, sich überhaupt den Rechten und 
Interessen der Katholiken gegenüber l1icht so verhalten, wie es die Ptlicht 
eines Katholiken erheischt. \Yir haben diesen I<Catholiken desshalb auf 
seine Ptlichten als Angehörigen der katholischen Kirche unserer oberhirt- 
lichen Pflicht gemäss aufmerksam gemacht. Zu Unserm grössten Schmerze 
hat derselbe diese Ermahnung der kirchlichen Autorität nicht beachtet, ja 
er ist sogar trotz wiederholter Erinnerung an seine pflichten gegen dieselbe 
u nd die Kirche bei der Erklärung beharrt, er steh e in dieser religiösen 
Angelegenheit nicht mit der Kirchenbehörde in Geschäftsverbindung, er 
nehme von ihr keine ::\Iittheilung entgegen, gehorche also ibren 
\.nord- 
nungen nicht. Da der Katholik :\Iax Strom eyer hiernach beharrlich sich 
weigert, die Kirche zu hören und die kirchliche Autorität nicht anerkennen 
will, die ihm als Katholik obliegenden Ptlichten also beharrlich verletzt und 
so sich selbst von den entsprechenden Rechten ausgeschlossen hat; so 
schliessen wir andurch denselben yon den kirchlichen Gemeinschafts-Rechten 
und dem Empfange der heiligen Sacramente in so lange aus, bis er in sich 
gehen und seine kirchlichen Pflichten erfüllen wird. \Vir sehen dem Be- 
richt über den V ollzug dieses Erlasses entgegen. t L. Kübel. 


.CXXXVII1. 
Recurstericht an Grossherzogl. Oberlwfgerìcht. 
Die beiden Angeschuldigten erheben Beschwerde gegen den Ver- 
weisungsbeschluss der Raths- und Anklagekammer am Grossh. I<.reis- und 
Hofgericht Freiburg yom 22. Febr.
 welcher sie wegen )Iissbrauchs des geist- 
lichen Amts, beziehungsweise Theilnahme daran, in Anklage versetzt und 
zur Aburtheilung vor die Strafkammer desselben Gerichtshofs verweiset. 
S. I. 'Vas überhaupt Gegenstand und Ergebniss der ohne genügende Ver- 
anlassung verfügten und eingeleiteten U ntersuchung sein konnte, ist in den 
Actenstücken enthalten, welche der Hauptangeschuldigte sofort freiwillig 
verabfolgt hat und die schon )Iittwoch, den 3. Februar durch den Druck 
veröffent1icht wurden. 0 1.1,. 19. Erklärung vom 28. Febr. Diese Acten- 

tücke enthalten den ganzen Thatbestand, die vollständige und erschöpfende 
\Vahrheit, und alles Uebrige ist nul' eine dem "Tesen dieser Untersuchung 
allgemessene Unterstellung, für die auch nicht der Schein eines Beweises 
beigebracht werden konnte. )Ian hätte das "Verzeichniss der Beweismittel" 
noch vermehren und auch aIle an Herrn Stromeyer ergangenen Adressen 
aufnehmen können, in welchen ja bezeugt wird, dass sich derselbe nur 
durch seine PflichterfüIlung die kirchliche YerfolguRg zugezogen habe! Die 
Untersuchung hat nicht mehr und nicht weniger ergeben, als freiwillig zu- 
gestanden und mit Urkunàen belegt wurde. Diese Actenstücke sprechen 
klar und deut1ich, stellen sich selbst ab eine vollständig abgeschlossene 
Procedur dar und lassen keinem Zweifel Raum über Grund und Zweck der 
erkannten Excommunication. 'Yer vermag diess zu leugnen, insbesondere 
wenn er die Urkunden 0 q. und 18 in Vergleichung bringt? 1. Das Auf- 
treten der Katholiken Strorneyer und Frühe fUr die Aufhebung der Con- 
fessionsschulen, gegen welche die Kirche zu allen Zeiten sich ausgesprochen, 
Bad. Beobachter yom 22., 25. und 26. Juli 1868; Hirtenbriefe; veranlasste 
die Zuschriften an Beide yom 26. Nov. "die Einführung der gemischten 
Schulen zu Constanz betreffend". Beide Erlasse sind im 'Vesentlichen des- 
selben Inhalts mit etwas geänderter Fassung; I. es ist darin eine kirchliche 
Strafe weder angedroht no(:h ausgesprochen; 2. es ist darin von keiner Ver- 
fügung, Anordnung Qder anderer A.mtshandlung die Rede, welche erlassen. 
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zurückgenommen oder nlcht vorgenommen werden solI; 3. sie sind an keine 
obrigkeitliche Person gerichtet, die überhaupt etwas thun oder nicht thun 
solI; 4. alles, was überhaupt nach dem 'Y unsche der Kirchenbehörde- nicht 
hätte geschehen sollen, war eine vollendete Thatsache, welche von keinem 
der beiden Katholiken geändert werden konnte. :ðIit diesem Erlasse war 
die ganze darin besprochene Angelegenheit, die :ðIitwirkung der beiden Ge- 
nann ten zur Entziehung von katholischen Stiftungen und Anstalten, er- 
ledigt, und die Beiden wurden hierwegen nicht weiter behelligt. Dieser Er- 
lass ist auch nicht Gegenstand der Anklage geworden; er wird im staats- 
anwa1tlichen Antrag und im gleichlautenden Verweisungsbeschlusse nicht 
erwähnt. II. Dem :Max Stromeyer gegenüber konnte aber der an das Pfarr- 
amt gerichtete Auftrag der Eröffnung gar nicht volIzogen werden. Er weigerte 
sich, denselben auch nur hören. Aufmerksam gemacht, dass er als Glied der 
katholischen Kirche zum Gehorsam gegen die kirchliche Obrigkeit verpflichtet 
sei und er durch die 'Veigerung, von dieser eine Belehrung und Ermahnung 
anzunehmen, sich selbst aus dem Verband der Kirche ausschliesse, beharrte 
er dennoch auf seiner 'Veigerung; den freundlichen V orstellungen des 
Pfarrers entgegnete er mit dem Satze, dass er sich in der Gewissensfreiheit 
von Niemanden beeinträchtigen lasse. Pfarramtlicher Bericht vom..J.. December. 
I. Desshalb und nur desshalb erfolgte der incriminirte Erlass vom 10. De- 
cember mit dem geänderten Rubrum: "das V erhalten des Katholiken 
Iax 
Stromeyer in Constanz betreffend", der sich lediglich mit der \Yeigerung des 
Katholiken .befasst, die Autorität der Kirche anzuerkennen, unter Beziehung 
auf 
Iatth. 18, 17; 2. auch diesen Erlass nahm ::\1. Stromeyer nicht an, denn 
er babe tflit dem erzbischöflichen Vicariate nichts zu schaffen; 3. es erging 
sodann der ebenfalls incrimìnirte Erlass vom 24. Decbr., dessen Annahme 
ebenfalls verweigert wurde und welcher eine nochmalige 
Iahnung enthielt; 
4. jetzt erst wurde durch Erkenntniss vom 14.. Jan. die excommunicatio minor 
ausgesprochen und zwar ohne Veröffentlichung, welche letztere nur von dem 
Censurirten selbst ausgegangen ist. Dieses Actenstück zerfälIt in zwei Ab- 
theilungen: a) die erste recapitulirt lediglich den Inhalt des llicht in crimi- 
nirten Erlasses vom 26. )J"ov. und gibt an, wesshalb der Adressat damals 
auf seine Pflichten als Angehöriger der katholischen Kirche aufmerksam 
gemacht worden; b) die zweite motivirt die ::\Iaassregel durch die beharrliche 
'Yeigerung des Katholiken 
I. Strom eyer, überhaupt die kirchliche Autorität 
auch nur anzuerkennen. 
Iit den bestimmtesten, jede andere Unterstellung 
ausschliessenden 'Vorten ist hier Grund und Zweck der Ausschliessung aus- 
gesprochen. "Da der Katholik 
Iax Stromeyer hiernach beharrlich sich 
weigert, die Kirche zu hören und die kirchliche Autorität nicht anerkennen 
will . . . . . ., so schliessen wir andurch denselben von den kirchlichen 
Gemeinschaftsrechten . . . aus . . ." III. Dazu bildet nun die Verbandlung 
mit Professor Frühe eine merkwürdige Parallele. Dieser hatte, wie bemerkt, 
gleichzeitig eine ähnliche Zuschrift erhalten, und dieser war doch \vahrlich 
nicht in der Lage, katholische Stiftungen durch Amtshandlungen zu ent- 
ziehen. Dieser nahm den fraglichen Erlass VOID 26. Nov. zwar in Empfang, 
gab aber keine Antwort, wesshalb er am 10. Dec. gieichfalls erinnert wurde. 
Nun erklärte derselbe auf die Exhortation, er habe die kirchliche Autorität 
in kirchlichen Dingen nie bestritten und damit begnügte sich die Kirchen- 
behörde: "Nachdem derselbe zu unserer Beruhigung die kirchliche Autorität 
anerkannt und uns zu der Hoffnung berechtigt hat, er werde jener Pflichten 
eingedenk sein, erklären wir diese Angelegenheit für erledigt. 0 18. 1st es 
nun nidIt sonnenklar, wesshalb 
I. Stromeyer excommunicirt wurde und was 
die 'Vorte bedeuten, deren Bedeutung den Untersuchungsrichter so sehr be- 
schäftigte: "bis er in sich gehen und seine kirchlichen Ptlichten erfüllen 
wird". Sie bedeuten nichts anderes, als: bis er die kirchliche A utorität 
nicht mehr verachten, sondern anerkennen wi rd. Und ist nicht die An- 
nahme eine logische N othwendigkeit , dass bei Abgabe derselben Erklä- 
rung durch Stromeyer auch dessen Excommunication unterblieben wäre? 
33 · 
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. 2. Der Verweisungsbeschluss aber erklärt als Zweck der gegen den Ka- 
tholiken l\fax Stromeyer ausgesprochenen Excommunication: "um denselben 
in seiner Eigenschaft als a) Yorstand der Gemeinde Constanz, b) l\Iitglied 
und V orsitzenden des nicht confessionellen Verwaltungsrathes der dortigen 
Spitalstiftung, c) als gesetzliches l\Iitglied und gewählten und bestätigten 
V orsitzenden des Ortsschulrathes für die dortige gemischte Schule I. zu 
Amtshandiungen im vermeintlichen Interesse der .katholischen Kirche zu 
nöthigen, 2. oder wider seinen ",Yillen von diesem Interesse nachtheiligen 
Amtshandlungen innerhalb des erwähnten amtlichen 'Yirkungskreises, 3. be- 
ziehungsweise von seiner fernern desfallsigen amtlichen Thätigkeit überhaupt 
abzuhalten". Es springt in die Augen, dass die Anklage nicht einmal im 
Stande war, eine bestimmte thatsächliche Behauptung aufzustellen, auf welche 
die S
. 618 und 686 c in ihrer Verbindung sich anwenden lassen. Zum 
Thatbestand des daselbst bezeichneten Verbrechens sind erforderlich: I. unter- 
nommene Nöthigung, 2. einer obrigkeitlichen Person, 3. zur Erlassung, Unter- 
lassung oder Zurücknahme, 4. einer Amtshandlung, 5. mittelst Androhung 
oder Verhängung einer Kirchenstrafe. :\Iit Ausnahme der genugsam er- 
klärten, mit einer amtlichen ",\
irksamkeit in keinerlei Zusammenhang stehen- 
den Androhung und Aussprechung der Excommunication fehlt es geradezu, 
laut des Yerweisungsbeschlusses selbst, an allen dies en Yoraussetzungen 
[I, 2, 3, 4J. 1. Obrigkeitliche Person. In alIen Erl
ssen "das Verhalten 
des Katholiken .i\I. Stromeyer betreffend", in welchen die Ausschliessung 
angedroht und endlich ausgesprochen wird, ist von ihm lediglich als Privat- 
mann, als Katholik die Rede, und es findet sich darin nicht die entfernteste 
Beziehung auf seine amtliche Stellung; es ist aber nicht erlaubt, etwas unter- 
zulegen, was in einer incriminirten Urkunde nicht zu finden ist. Allein auch 
abgesehen hien"on ersc'heint hier :\1. Stromeyer nicht ais eine obrigkeitliche 
Person im Sinn des Gesetzes. I. In seiner Eigenschaft als V orstand der 
Gemeinde Constanz ist er keine obrigkeitliche Person, er ist es nur als 
Bürgermeister, insoferne dieser: a) Gesetze, Verordnungen, Verfügungen 
verkündet und vollzieht, b) gewisse gerichtliche Functionen versieht, c) die 
Ortspolizei verwaltet, was aber in Constanz nicht einmal der Fall ist. In 
allen dies en Beziehungen hätte es gar keinen Sinn, den Grund oder den 
Zweck der EÀcommunication damit in Yerbindung zu bringen. An alIen 
diesen Functionen hat die K.irchengewalt kein denkbares Interesse; ob, wie 
und '"on wem sie ausgeübt werden, ist ihr selbst\-erständlich durchaus gleich- 
giltig; hier kann nicht entfernt auch nur von einem "vermeintlichen Inter- 
esse der katholischen Kirche" die Rede seine Die Amtshandlung Il1US
 aber 
denn doch mit der obrigkeitlichen Person in einem Causalnexus stehen; die 
Amtshandlung oder, um mit dem Verweisungsbeschluss zu reden, die Amts- 
handlungen, welche man vorgenommen, zurückgenommen oder geändert 
wünscht, müs
en von einer obrigkeitlichen Per:,on ausgehen oder ausgehen 
können. '\T er von J emand, der zugleich ein 0 brigkeitliches Amt verwaltet, 
etwas Anderes, als seines Amtes ist, erL:wingt oder erzwingen will, der ver- 
geht sich nicht gegen die obrigkeitliche Person, der kann sich einer Er- 
pressung f aber nicht der öffentlichen Gewaltthätigkeit schuldig machen. 

. 41ï/19 = 618. ",Yohl in Anerkennung dessen wird auch.Stromeyer im 
Verweisungsbeschluss nicht als Bürgermeister, sondern als "Vorstand der 
Gemeinde" bezeichnet und wird so die zweite Art seiner Thätigkeit betont. 
"In den, den Gemeinderath berührenden Angelegenheiten erscheint der Bür- 
germeister nur als derjenige, welcher darin den Y orsitz führt, daher die Be- 
schlüsse auch nur vom Gemeinderath und nicht vom Gemeinderath und 
Bürgermeisteramt auszugehen haben. Das Bürgermeisteramt als soIches hat 
einen eigenen von jenem des Gemeinderaths getrennten '\
irkungskreis, 
weIches auch in. den Ausfertigungen ersichtlich sein muss". Fröhlich zu 

. .p (52) G.-O. AIs Vor
tand der G-emeinde, der keine staatlichen FUl1ctionen 
hat. ist aber Stromeyer keine obrigkeitliche Per"on. 2. Er ist ebensowenig eine 
cbrigkeitliche Person in seiner Eigenschaft als yorsitzendes :\fitglied ùe" 
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Stiftungsverwaltungs- und Ortsschulraths, wobei nur zu bemerken ist, dass 
dem angeklagten Bischof nicht einmal bekannt war, dass Stromeyer diese 
Stellen bekleide. II. Vornahme, "CnterIassung oder Zurücknahme einer 
Amtshandlung. 1. Selbst die kühnste Phantasie kann keine Handlungen 
ersinnen, welche dem .\1. Stromeyer "im vermeintlichen Interesse der katho- 
lischen Kirche" zugemuthet werden könnten, zu welchen er genöthigt, oder 
von welchen er abgehalten werden könnte! "\Yie die Anschauung des Unter- 
suchungsrichters, die hiernach geleitete Untersuchung, sowie die UIIter Ziff. 16 
des Verzeichnisses der Beweismittel aufgeführten voluminösen, nicht entfernt 
zur Sache gehörigen Acten andeuten, will unterstellt werden, )1. Stromeyer 
sei wegen seiner Bemühungen in Betreff der gemischten Schule, der Spital- 
stiftung und der Sturmischen Stiftung excommunicirt worden. Allein ver- 
geblich fragt man sich: zu welch en Amtshandlungen sollte Stl'omeyer ge- 
nöthigt, oder von welchen abgehalten werden?? a) Stromeyer hatte seine 
agitatorische Thãtigkeit für Einführung der .\Iischschule lediglich als Privat- 
mann, nicht in Vollzug einer Amtspflicht entfaltet, und selbst in der Ver- 
5ammlung vom 18. Juli 1868 konnte er nul' als Privatmann ab stimm- 
berechtigter Biirger auftreten. Verordn. v. II. Sept. 1868 ê. 24-26. 'Yi.
 
dem immer sei: Zu dem Zeitpunkt, da die Verwarnung erging, war die 

Iischschule in Constan.l eine lãngst beschlossene Sache; der V orstand der 
Gemeinde konnte nichts mehr daran ãndern, selbst \Venn er gewollt hätte, 
von seiner Seite war keinerlei amtliche oder auch sonstige Handlung mehr 
möglich. Das wusste auch das Capitels -Vicariat, und die nicht incriminirte 
:\lahnung ,-om 26. Nov. geht einfach dahin: "der Prlicht eines Angehörigen 
der Kirche fort an eingedenk sein zu wollen." S. die Anlage. b) Die Verwal- 
tung der Spitalstiftung Constanz wurde, ohne dass das Ordinariat irgend eine 
Kenntni
s von dem Yorgang hatte, durch Erlass des Grossherzogl. :Mini- 
steriums des Innern vom 30. 
lärz 1867 der politischcn Gemeinde über- 
tragen. c) Sodann wurde durch Erlass Grossherzogl. 
Iinisteriums des 
Innern yom I I. Juli 1867 auch die Venvaltung der Stiftung des Chorherrn 

turm der politischen Gemeinde übertragen. Und man muss wieder fragen 
und die Anklage möge dal'auf Antwort geben: zu welcher Amtshandlung 
l{onnte 
 sollte, wollte in Ansehung dieser beiden Stiftungen Strom eyer ge- 
nöthigt oder von welcher abgehalten werden?? Gar zu arg aber ist, wenn hier 
überhaupt die Stunnische Stiftung hereingezogen und mit der Excommunica- 
tion in Verbindung gebracht wird, nachdem der Schul- und Armenfond schon 
unter :\Iitwirkung der Kil'chenbehörden ausgeschieden wurde, bevor Stl'omeyer 
Bürgermeister war, und die durch :\Iinisterial-ErIass verfügte U ebertragung des 
Hauptfonds auf die Gemeinde durch den katholischen Oberstiftungslath unter 
Zustimmung des Ordinariats ausdrücklich gutgeheissen wurde, 20. Aug. 1867. 
2. Allein mit solchen Alles im U nklaren lassen den , schwankenden, jeder 
Deutung fähigen, räthselhaften Angaben, wie sie del' Verweisungsbeschluss 
enthält, begnügt sich das Gesetz nicht. Es verlangt eine concrete bestil1lmt
 

-\mtshandlung und die Anklage beziehungsweise der Verweisungsbe5chluss 
darf nicht im Allgemeinen von "Amtshandlung" und noch weniger von 
"Amtshandlungen" sprechen, sondern muss die fragliche Amtshandlung be- 
zeichnen, angeben, worin sie besteht oder bestehen soIl, und dann erst ist 
ihm die Schlussfolgerung erIaubt, dass solche eine Amtshandlung sei. Dem 
Richter muss die Handlung, welche angestrebt wird, nach ihren thatsäch- 
lichen :\lomenten dargelegt werden, und dann erst ist es seine Sache, zu 
prüfen und zu entscheiden: a) thatsãchlich, ob zu jener Commissiv- oder 
Omissivhandlung genöthigt werden wollte; b) rechtlich, ob die Handlung in 
den "\Virkungskreis einer bestimmten obrigkeitlichen Person gehöre, ob sie 
eine Amtshandlung sei. 3. SolI aber doch einmal die Excommunication mit 
den von Erfolg begleiteten ...\ntrãgen Stromeyers in Verwaltungs-Angelegen- 
heiten in Verbindung gebracht werden, so würde die incriminirte Handlung 
jedenfalls straflos sein, weil ein irgend bezweckter Erfolg ebenso absolut 
unmöglich wäre, als das gewählte 
littel absolut untauglich. III. Das Ge- 
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setz ist bestimmt und klar; es bedroht die Nöthigung einer mit Staats-Auto- 
rität bekleideten, in ihrem Berufe die Staatsgewalt ausübenden Person zur 
Vornahme, Zurücknahme oder Unterlassung eines bestimmten Actes, z. B. 
Yerbot einer Volksversammlung, Zurücknahme oder Unterlassung dieses 
Yerbotes, je nach dem Standpunkt des Nöthigenden. Die Verhandlungen 
der gesetzgebenden Factoren lassen hierüber keinen Zweifel. Zu
. 618 
[567 des Entwurfs] bemerkte die Gesetzgebungs -Commission: "Die 'Yider- 
setzlichkeit unterscheidet sich von der ötfentlichen Gewaltthätigkeit dadurch, 
dass durch die letztere die Obrigkeit zu einer positiven Amtshandlung ge- 
nöthigt, durch die erstere aber nur einer von ihr selbst ausgegangenen Amts- 
handlung 'Yiderstand geleistet wird". Der Commissionsbericht der II. Kam- 
mer erklãrt das 'Vessen der öffentlichen Gewaltthätigkeit dahin, dass hier 
dem Staatsbürger die obrigkeitliche Behörde als eine anordnende gegenüber- 
stehe und dass diese \"on einer Anordnung abgehalten oder zu einer posi- 
ti\"en Thätigkeit in dieser Richtung genöthigt werde, z. B. die 'Veisung zur 
Freilassung eines Verhafteten, die Zurücknahme eines Verbots u. s. w. Zu 

. 686 c. Die Regierungsmotive gehen yon dem Satze aus, dass der An- 
drohung oder Zufügung physischer Uebel die von kirchlichen Strafen gleich 
stehen, und besagen dann weiter: "wenn also durch dieses :Mittel Zwecke 
erreicht werden sollen, wclche strafbar sind, wenn sie mit Gewalt zu er- 
reichen \"ersucht werden, so müssen sie auch dann bestraft werden, \Venn 
sie auf anderen gleich wir ksamen 'Yegen erzwungen werden sollen"; so- 
dann": es "könnten solche Strafen, welche gegen die Amtshandlungen obrig- 
keitlicher Person en gerichtet sind, nur darin ihren Grund haben, dass Be- 
amte der vom Kirchenregiment gegen die Staatsgesetze angemassten Gewalt 
entgegentreten, somit die Staatsgesetze gegen widerrechtliche U ebergriffe 
aufrechterhalten". Der Commissionsbericht der 1. Kammer erkEirt: "Das, 
was yorliegt, ist ein den Staat und seine Ordnung angreifender Act der 
AufIehnung: ein Versuch, dem Staat die Handhabung seiner Gesetze da- 
durch unmöglich zu machen, dass man diejenigen seiner Diener züchtigt, 
welche die Staatsgesetze zum Vollzug bringen". Die Hauptsache ist die 
Verhinderung 0 der die Direction eines bestimmten in den "?irkungskreis 
dner obrigkeitlichen Person fallen den Actes, und diese Influirung wird 
strafbar, wenn sie durch strafbare ::\Iittel geschieht, we1che sind: Anwendung 
physischer oder geistlicher Gewalt. In vorliegendem Fall verhält es sich 
umgekehrt. Die Androhung und Aussprechung der Excommunication wurde 
im Voraus a1::; eine strãfliche Handlung betrachtet und dann \Vurde nach- 
geforscht, ob sich auch ein strãflicher Zweck unterstellen lasse, wodurch der 
unbestreitbar zulãssige kirchliche Act zum strafbaren :Mittel \Verde. Sind 
aber die bischöflichen Erlasse die Hauptsache, so folgt daraus nur um so 
mehr, dass sie nur nach ihrem Inha1t ausgelegt und beurtheilt werden 
dürfen. 
. 3. I. Es wurde nachgewiesen, dass der Inhalt der Urkunden, 
in welchen die Excommunication angedroht und ausgesprochen wird und 
welche den eigentlichen Gegenstand der Anklage bilden, unter kein Straf- 
gesetz faIle, ja dass der nach 
. 618/686 c strãfliche Zweck gerade durch die- 
selben als nicht \"orhanden dargethan ist. 'Venn aber das Verbrechen in 
dem Inhalt einer Urkunde liegen soIl und dieser ais unstrãflich befunden 
wird, so ist die Verdächtigung der Absicht keine Thatsache mehr, sondern 
ein Urtheil, welches höherer Prüfung untersteht. 2. Es wurde ferner nach- 
gewiesen, dass nach der Fassung des Verweisungsbeschlusses selbst die 
darin aufgeführten Thatsachen unter kein Strafgesetz, insbesondere nicht unter 

. 618/686c fallen; dass sowohl nach Inhalt dieses combinirten Gesetzes ais 
nach dem einstimmigen Ausspruch der gesetzgebenden Factoren die wider- 
rechtliche Erzwingung einer obrigkeitlichen Verfùgung oder deren Zurück- 
nahme nothwendig ist. Selbst wenn scheinbar nach Inhalt des Verweisungs- 
beschiusses der Thatbestand eines Yerbrechens vorlãge (was hier durchau5t 
nicht der Fall ist), so ist der höchste Gerichtshof berechtigt, die Ergebni

e 
der Yoruntersuchung in Betracht zu ziehen und zu prüfen, ob der Inhalt 
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der Urkunden und die hierüber abgegebenen Erklãrungen der Angeschuldig- 
ten etwa durch andere bewiesene Thatsachen widerlegt seien und eine ver- 
brecherische Absicht constatirt. Dabei kann es selbstverstãndlich auf die 
Tendenz, welche sowohl yon dem Damnificaten, der die U ntersuchung vet- 
anlasste, als von der Behörde, die solche verfügte, unterstellt wird, nicht 
ankommen; wohl aber sind aIle Thatsachen, welche in der Voruntersuchung 
niedergelegt sind und durch die bezeichneten Beweismittel in der Haupt- 
verhandlung dargethan werden sollen, als wahr anzunehmen. Vgl. Ammann 
zu Z. 7. 
. 373 St.-P.-O. Yon diesem Standpunkt ist der höchste Gerichts- 
hof auch in A.-S. gegen Yicar Rhomberg, wegen :I\Iajestätsbeleidigung, aus- 
gegangen. Der Angeschuldigte hatte gegen einen der Form nach correcten 
- nãmlich die wesentlichen Thatsachen der Anschuldigung und die Be- 
zeichnung des dadurch begangenen Verbrechens enthaltenden - Verweisungs- 
beschluss recurrirt und es handelte sich darum, ob die Bezeichnung, resp. 
das beigefügte Urtheil, richtig war. Der oberste Gerichtshof erklärte in 
seinen Entscheidungsgründen, dass bei der Prüfung, ob die bezeichnete That 
unter das Strafgesetz falle: "die Ergebnisse der V oruntersuchung nothwendig 
in Betracht zu ziehen sind" und erkannte den 10. J\Iãrz 1866, Xr. 605: "In 
Erwãgung, dass hiernach die Aeusserung des Angeschuldigten sich schon 
nach dem Ergebnisse der Voruntersuchung nicht als eine böswillige Ver- 
letzung der dem Grossherzog schuldigen Ehrfurcht darstellt und daher nicht 
unter den 
. 607 des St.-G.-B. fällt", die Beschwerde als begründet. Ob die 
Beschwerde gegen einen Yerweisungsbeschluss nach s. 213 oder gegen ein 
Urtheil nach 
. 373 1\r. 7 erhoben ist, begründet daher im "
esentlichen 
keinen Unterschied. In beiden Fãllen ist der oberste Gerichtshof zur Ent- 
scheidung berufen: ob die Beurtheilung der als wahr angenommenen äusseren 
Thatsachen richtig sei - insbesondere wenn es sich um die Folgerung einer 
sträflichen Absicht handelt - und ob darauf hin eine Versetzung in An- 
klagestand oder eine Verurtheilung als gerechtfertigt erscheine. 
. 4. Es 
wird hiernach unzweifelhaft sein, dass die den Angeschuldigten zur Last 
gelegte That unter kein Strafgesetz falle und schlechthin straflos sei. 
. 213, 
1\r. 1 und 4, St.-P.-O. Die Beschwerden der beiden Angeschuldigten gegen 
den Yerweisungsbeschluss bestehe
 in Folge der seitherigen Ausführung 
darin: dass auf die in den Erlassen vom 10. und 24. Dec. 1868 angedrohte 
und im Erlasse vom 14. Januar d. J. ausgesprochene Excommunication die 
combinirten 

. 618 u. 686c für anwendbar erklärt und die Beschwerde- 
führer wegen .Missbrauchs des geistlichen Amts, beziehungsweise Theilnahme 
daran, in Anklagestand versetzt und zur Aburtheilung vor die Strafkammer 
des grossh. Kreis- und Hofgerichts Freiburg verwiesen wurden; insbesondere 
das
 jenen unbestrittenen Handlungen die im Venveisungsbeschluss bezeich- 
neten Zwecke unterstellt und dass die so angegebenen Zwecke als unter das 
Strafgesetz des s. 6 I 8 fallend erklärt wurden, wãhrend es an der 0 brigkeit- 
lichen Person und an der Amtshandlung fehlt, welche diese obrigkeitliche 
Person vornehmen oder unterlassen solI; endlich dass nicht aus Gründen, 
die eines weiteren Verfahrens nicht bedürfen, die Angeschuldigten straflos 
erklärt wurden. Indem sich der unterzeichnete Anwalt erlaubt, einen cor- 
recteren Abdruck der incriminirten Actenstücke, als ihn das Kirchenblatt 
yom 3. Febr. gibt, sowie Nr. 15 des Freiburger Boten, wegen des den vor- 
würfigen Fall besprechenden Eingangs-Artikels beizuschliessen, geht derselbe 
zu der ehrerbietigen Bitte über, gerechtest erkennen zu wollen: dass der 
Verweisungsbeschluss des Grossh. Kreis- und Hofgerichts Freiburg, Raths- 
und Allklagekammer, vom 22. Februar 1869, Nr. 503. aufzuheben, die Be- 
schwerdeführer von der Anschuldigung des J\Iissbrauchs des geistlichen 
Amtes, resp. der Theilnahme daran, zu entbinden und von den Kosten frei 
zu sprechen seien. Freiburg, 28. Februar 1869. Dr. v. 'Yaenker. 


Jllaclztrag zur Recursbesch'i.verde an Grosslzerzogl. Oberhofgerícht. Zu der, 
beiden Angeschuldigten gemeinsamen Recursbeschwerde habe ich für Pfarr- 
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verweser Burger, dem der Verweisungsbeschluss am :!5. Febr. eröffnet wurde, 
noch Folgendes vorzutragen. I. Derselbe wird angeschuldigt, zu den Et:- 
lassen yom 10. und :!4. December und q.. J
inner zu den angegebenen 
Zwecken mitgewirkt zu haben: a) dUICh vorausgegangene Berichte üLer die 
betreffende amtliche Thätigkeit des Bürgermeisters Stromeyer; b) die VoIl- 
zugsberichte yom 4. und 18. December 1868 und 6. Jänner 1869. Die er
te 
Anschuldigung ist lediglich eine Behauptung ohne alles thatsächliche Fun- 
dament, ähnlich etwa der Anschuldigung, durch Reden über die Gr. Rc- 
gierung zum Hass und zur Verachtung derselben aufgefordert zu haben. - 
Die Behauptung entbehrt auch in der That jeden Grundes; niemals hat der 
Angeschuldigte über die amtliche Thätigkeit Stromeyers einen Bericht er- 
stattet. Das Thatsächliche der zweiten Anschuldigung besteht in den ge- 
druckten V ollzugsberichten. Ob diese einfachen, völlig objectiv gchaltenen 
Geschäftsberichte, welche der Angeschuldigte, selbst mit Hinblick auf 
. 686 c., 
erstatten musste, verbrecherischen Inhalts sind, ist zu prüfen, und dieser 
Prüfung kann der Angeschuldigte getrost entgegensehen. Darüber ist kein 
,V ort zu verlieren. II. Derselbe wird ferner angeschuldigt: jene Erlasse, 
namentlich den die kirchliche Strafe der Excommunication enthaltenden Er- 
lass yom 14. Jällner 1869, mit Schreiben yom 23. Jänner, dem Bürgermeister 
Stromeyer zu dicsen Zwecken eröffnet und an ihm vollzogen zu haben. An- 
genommen, den incriminirten Erlassen sei eine darin nicht ausgesprochene 
Absicht, ein geheimer Zwcck zu unterstellen, so kann doch wahrlich der 
Pfarrvenveser, der soIche kraft seiner Amtspflicht eröffnen soUte, hiewegen 
nicht verantwortlich gemacht werden. I. Um das Gesetz gegen ihn zur An
 
wendung zu bringen, musste er nothwendig aus den ihm behufs der Eröffnung 
zugeschickten Actenstücken selbst ersehen oder ersehen können, dass sie 
strafbaren Inhaltes sind und dass ihm somit eine strafbare Handlung zuge- 
muthet werde, N ur derjenige "niedere Geistliche", welcher eine zu dem in 
S. 618 Str.-G.-B. angegebenen Zweck geschehene Strafandrohung eröffnet, 
ist dafür verantwortlich. Also muss dieser Zweck in dem zugesendeten Er- 
lass ausgesprochen odcr angegeben sein, und folgeweise kommt alles auf die 
Frage an: "ob die incriminirten Erlasse selbst sträflichen lnhaltes sind, ob 
sie unter die Bestimmung des S. 618;t86 c. fallen ?" Der Verweisungs
 
beschluss müsste daher die Anschuldigung enthalten, - was denn doch als 
unmöglich befunden wurde - dass der Angeschuldigte Erlasse, iD denen 
namhaft zu machende amtliche Commi<;siv - oder Omissiyambhandlungen 
durch Androhung resp. Aussprechung der Excommunication erzwungen wer- 
den wollten, eröITnet habe. 2. Die Eröffnung der Erlasse yom 10. und :2..J.. 
December konnte aber nicht einmal vollzogen werden, \Veil der Adres:,at die 
A.nnahme venveigerte, daher jedenfalls nur von einem Versuch des Ver- 
brechens gesprochen werùen könnte. 3. X ach dem 'Y ortlaut des strenge zu 
interpretirenden Gesetzes ist aber die Eröffnung des Excommunications
 
Decrets selbst nicht mit Strafe bedroht. Xur die Eröffnung der Androhung 
ist als Verbrechen erklärt. Untcr den Begriff "vollÚehen" fäIlt aber die 
Zusendung einer Abschrift des Decretes nicht. III. Die für diesen A!1ge- 
schuldigten erhobene Beschwerde wåre daher selbst in dem FaIle gegründet, 
\Venn es möglich wäre, durch Erhebungen ausserhalb der ihm übermachten 
"Grkunden den Beweis ciner sträflichen Absicht zu erbringen. Fiir ihn selbst 
lag eine solche UntersteUung nicht einmal im Bereiche der ::\Iöglichkeit; 
namentlich hatte cr als Pfarrverweser zu St. Stephan mit der Spitabtiftung 
nichts zu schaffen, während er wusste, dass die Angelcgenheit der Sturm'schen 
Stiftung mit Consens der kirchlichen Behörde geregelt sei. Freiburg, den 
4. 
lärz 1869. v. "\Vaenker. 


eXXXIX. 
Er,J.'Ùiè1'll1lg del' Grossh. Staatsallwaltsclzaft yom 7. 
Iärz 1861): 
Zu 
. 3 und ..J. der Beschwerdeausfiihrung. Die Beschwerde gegen den 
Verweisung
beschlu

 vom :!2. Februar d. J. wird auf S. 213 Ziff. 1 uncl t- 
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. 
der St.-P.-O. gegründet. Die Bedingungen [ür eine Beschwerde auf Grund 
des S. 2 13 Ziff. .J. der St.-P. -0. liegen nicht vor, ja sie sind nicht einmal be- 
zeichnet. Denn diese gesetzliche Bestimmung in Verbindung mit 
. 206 
Ziff. 3 del' St.-P.-O. (Ammann 
 ote 2 zu 
. 206, Note 6 zu S. 2 I 3 der 
St.-P.-O.) bezieht sich auf Gründe, I) welche, obgleich der Thatbestand des 
Verbrechens hergestellt ist, die Straflosigkeit des Angeschuldigten begründen 
und 2) deren thatsächliche Unterlage nicht erst durch die Beweiserhebung in 
der Hauptverhandlung hergestellt zu werden braucht. - Hierher gehören 
z. B. Amnestie, Verjãhrung, rechtskräftige Aburtheilung. Es kann sich daher 
nur fragen, ob die Beschwerde nach 
. 213 Ziff. I St.-P.-O. begründet er- 
scheint. Hier ist aber als Regel aufzustellen, dass die Prüfung, ob die 
Handlung unter ein Strafgesetz falle, auf Grund des thatsächlichen Inhalts 
des Verweisungsbeschlusses selbst zu geschehen hat; der 
. 213 Z. I der 
St. -P.- O. spricht yon der in dem Verweisungsbesçhluss bezeichneten That. 
Das Gesetz gibt dem Ange
chuldigten keine Beschwerde, weil die Beweise 
für ein yon der Raths- und Anklagekammer angenommenes :\1 erkmal des 
Thatbestancles nicht zureichend oder durch andere Beweise widerlegt seien. 
Denn erst in der Hauptverhandlung findet die vollständige Erhebung der 
Beweise statt und kann daher deren 'Yerth in vollem 
Iaasse gewürdigt 
werden. Eine Berücksichtigung des Beweismaterials der Voruntersuchung 
ist daher nul' da statthaft, wo dasselbe mit den im Verweisungsbeschluss an- 
geführten Thatsachen zusammenfãllt oder eine angebliche Thatsache des 
Verweisungsbeschlusses ,selbst ein Urtheil enthält, zu dessen Prü[ung die 
beigefiigten nackten Thatsachen des Verweisungsbeschlusses nicht genügen 
und fül' welches die Hauptverhandlung weitere Thatsachen nicht in Aus- 
sicht stellt. 
ach diesen Grundsätzen wirel daher wohl zu priifen sein: 
I) ob die im Verweisungsbeschlu
s aufgeìührten Thatsachen den Thatbestand 
des 
. 686c und 618 de
 St.-G.-B. bilden, 2) ob die citirten Erlasse und Be- 
richte nach ihrem Inhalt die ..A..nclrohung, den Ausspruch und die Eröffnung, 
beziehungsweise den Vollzug der Excommunication enthalten, 3) ob Bürger- 
meister Stromeyer in diesel' und den andern angeführten Eigenschaften als 
obrigkeitliche Person im Sinne des 
. 618 und 686 c cles St.-G.-B. erscheint, 
4) ob er in diesen Eigenschaften fãhig ist, Amtshandlungen der im Ver- 
weisungsbeschluss bezeichneten Art zu begehen und zu unterlassen. Da- 
gegen wircl nicht zu prüfen sein, ob clie Beweisergebnisse der Vorunter- 
suchung die Annahme rechtfertigen, class die Handlungen der Angeldagten 
zu den im 
. 6.J.8 des St.-G.-B. bezeichneten Zwecken geschehen seien. Denn 
diese Thatsache wircl nicht alIein clem Inhalte der incriminirten Erlasse und 
Berichte entnommen, sondern auf Grund eines ganzen Complexes yon dienst- 
lichen Handlungen des Bürgermeisters Strom eyer einerseits und solchen des 
Erzbischörlichen Ordinariats und Capitelsvicariats andererseits in Verbindung 
ll1it Acten der Staatsgewalt und anderen notorischen Verhãltnissen behauptet. 
Del' Gesammteindruck dieser Beweisführung in der Hauptyerhandlung darf 
der Anklage nicht dadurch entzogen werden, dass man jetzt schon auf 
Grund einer unvolIstãndigen Voruntersuchung diese Frage prüft. Es ge- 
schieht daher nur eventuell, wenn ich mich auf die Beschwerde in alIen 
ihren Punk ten erklãre. Zuvörderst muss ich den, in den beiden ersten Sätzen 
des 
. I der Beschwerde der Anklage nicht undeutlich gemachten V orwurf, 
dass es sich hier urn einen Tendenzprozess handle, entschieden zurückweisen. 
Es ist dem Vertheidiger nicht erlaubt, der Regierung und den in ihrer 
Pflicht handelnden Beamten verwerfliche Absichten zu unterlegen. Zu I. 
Es ist unrichtig, dass der Erlass des Ef.lbischöfl. Capitelsvicariats yom 26. Xov. 
1868 (oben No. CXXIX) sich nur auf das Auftreten des Katholiken Stro- 
meyer in der Versammlung yom 18. Juli 1868 bezieht, und dieses Auftreten 
die ausschliessliche Veranlassung zu demselben gegeben hat. Dies geht schon 
daraus hervor, dass der Erlass yon "einer Reihe von Jahren" spricht, inner- 
halb deren Stromeyer die ihm zur Last gelegten Handlungen in fortgesetzter 
That hegangen haben soIl, dass derselbe bezüglich Stromeyers allgemein ge- 
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fasst ist, nämlich von "katholischen Stiftungen" überhaupt spricht, wãhrend 
er bezüglich Professor Frühe speciell nur seiner "\\
irksamkeit "in neuester 
Zeit" bezüglich der confessionell gemischtell Schulen und der katholischen 
"Schulstiftungen" erwãhnt, und dass endlich durch die Errichtung der ge- 
mischten Schule keine Stiftung der katholischen Yerwaltung entzogen wurde, 
vielmehr die desfallsigen Entscheidungen des Grossh. :ðlinisterums des Innern 
längst vor dem Gesetze über den Elementarunterricht ergangen waren. Der 
Erlass legt dem Bürgermeister Stromeyer an das Herz, der PA.ichten eines 
Angehörigen der katholi
chen Kirche fortan eingedenk zu seine "\Yar hierin 
auch nicht die ausdrückliche Androhung der Excommunication enthalten, 
so war doch in dem Hirtenbrief vom 19. Juli 1868, auf welchen der Erlass 
Bezug nimmt, auf das Conc. Tridentinum sess. XXII c. 11 de reformatione 
hingewiesen, wo demjenigen f welcher katholische Stiftungen ihrem Zwecke 
entzieht, das Anathema gedroht ist, welchem er "tam diu subjaceat, quam 
diu jurisdictiones, bona et ceL ecclesiae integre restituerit" und war in dem 
von Domcapitular Orbin unterzeichneten Erlasse des Erzbischöt1. Ordinariats 
vom 29. ....\.ugust 1867, "die Verwaltung der Spitalstiftung in Constanz betr." 
(oben No. CIX)f welcher dem Bürgermeister Strom eyer am 30. Januar 1868 yon 
Dekan Zugschwert eröffnet wurde, demselben unter Hinweisung auf dieselbe 
Stelle, die Excommunication mit den \\
 orten angedroht gewesen, dass sich 
"solche Xatholiken, welche nach erfolgter Belehrung über ihre Handlungs- 
weise dennoch fortfahren, die V orschriften ihrer J('irche ohne Rechtsgrund 
zu verletzen, sich selbst von der K.irche ausschliessen" und die Aufforderung 
beigefügt, dass Stromeyer in seiner Eigenschaft als 
Iitglied und V orsitzender 
des nicht confcssionellen V erwa1tung
raths der dortigen Spitalstiftung, be- 
ziehungsweise Bürgermeister, die Urkunden und Rechnungen über die 
Gründung und den Zweck dieser Stiftung dem Yenvalter Hug zur Einsicht 
mittheile. Schon dieser Erlass enthãlt einen Theil der Anschuldigungen des 
Erlasses ,-om 26. November 1868 in den Stellen: "Diese factische EntÚehung 
katholischen Eigenthums solI unter .Mitwirkung des Katholiken Stromeyer 
geschehen sein". "Kach den diesseitigen Acten solI insbesondere der Katholik 
Bürgermeister Stromeyer zu dieser Verweigerung (der Spitalurkunden und 
RechuungenJ mitgewirkt haben". - Unterm 6. Februar 1868 war überdies 
ein von dem Bisthums,-erweser Lothar Kübel selbst unterzeichneter Erla:,s 
des ErzbischöA.ichen Ordinariats, "die Verwaltung der Spitalstiftung in Con- 
stanz betr." ergangen (oben No. CX), worin Bürgermeister Stromeyer abermals 
aufgefordert wurde, die fraglichen Urkunden dem "Commissãr seiner Kirchen- 
behörde" auszuliefern und offenbar mit Bezug auf den ihm unterm 30. J anual 
1868 eröffneten Erlass yom 29. August 1867 bemerkt ist, "die kirchlichen 
Bestimmungen gegen Katholiken, welche ihrer Religionsgemeinschaft ihr 
Eigenthum entziehen, sind dem J(.atholiken Stromeyer bekannt und wir 
wollen ihn durch unseren Commissãr an seine Gewissenspflicht als Katholik 
erinnern". Diese Erlasse sind ausdrücklich, wie der vom 26. November 
1868, an Bürgermeister Shomeyer gerichtet. Sie geben den zweifello:,en 
Aufschluss, was unter der, in diesem Erlasse erwãhnten "\Virksamkeit Stro- 
meyer's "seit einer Reihe vo.n J ahren" zu verstehen ist, in welcher Eigen- 
schaft er durch denselben in Anspruch genom men wurde und wie die 

lahnung aufzufassen war. Die Handlungen Stromeyer's welche hiernach 
in dem Erlass yom 26. November 18'68 demselben zur Last gelegt sind, be- 
stehen insbesondere in I) der Herbeiführung des Beschlusses des Gemeinde- 
rath5 vom 6. December 1866, das ausserkirchliche Stiftungsvermögen der 
Spitalstiftung zur aus:5chliesslichen Verwaltung der politischen Gemeinde zu 
,-indiciren, 2) der Fertigung des desfallsigen Berichts yom 6. December 1866, 
an Grossh. :ðIinisterium des Innern, 3) den Handlungen zum Vollzug des 
Erlasses Grossh. 
1inisteriums des Innern yom 30. 1\lärz 1867, \Vomit dem 
Antrag des Gemeinderaths zu Constanz entsprochen wurde, also in Hand- 
lungen, welche Stromeyer seiner Pflicht als Bürgermeister und Yorstand der 
Gemeinde entsprechend '-orgenommen hat; denn ihm liegt es ob, das Ge- 
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rneindeyermögen zu beaufsichtigen und dessen Verwaltung zu lei tell , über- 
haupt alles dasjenige zu verrichten und zu fördern, wodurch er der Gemeinde 
nützlich sein kann (Fröhlich zu 
. 4 I der Gern.-Ord.), insbesondere die Gegen- 
stände im Gemeinderath zum Y ortrag zu bringen und die Beschlüsse des- 
selben, sowie die Gesetze, die allgemeinen und besonderen Verordnungen 
und die Verfügungen der vorgesetzten Behörden zu vollziehen, ê. 52 (4 1 ) 
der G.-O., - 4) der abschlãgigen Antwort Stromeyer's vom 18. 
Iai 1867 
auf ein, am gleichen Tage von dem kathol. Spitalpfarramt an das Bürgcr- 
meisteramt gerichtetes Ansuchen urn Einsicht der Acten, auf welchen die 
Entscheidung des Grossh. l\Iinisteriums des Innern vom 30. :ßlãrz 1867 be- 
ruhte, 5) der Erldärung des inzwischen constituirten, nicht confessionellen 
Verwaltungsraths der Spitalstiftung, zu dessen V orsitzenden Bürgermeister 
Stromeyer berufen war, vom 8. J uni 1867 an Grossh. Bezirksamt Constanz, 
wornach derselbe die fraglichen Acten nur auf \Veisung der betr. Staats- 
behörde herausgeben werde, 6) den verschiedenen yom Juni, insbesondere 
30. J uni 1867 datirenden \Yeigerungen Stromeyers in dieser und seiner 
Eigenschaft als Bürgermeister, dem Ansinnen des Erzbischöfi. Ordinariats 
(vermittelt durch Dekan Haidt von Lautenbach) und des katholischen Ober- 
stiftungsrathes (Schreiben des Stiftungsverwalters Hug yom 28. Juni 1867) 
urn Auslieferung der fraglichen Acten stattzugeben, obgleich durch Erlass 
Grossh. 
Iinisteriums des Innern vorn 1 6. 
Iai 1867 dem Ordinariat gestattet 
war, von den Acten und L rkunden der Spitalstiftung Einsicht zu nehmen, 
und in der dadurch herbeigeführten beschränkenden Erläuterung dieses Er- 
lasses durch den 1Iinisterialerlass vom 15. Juni 1867. Auf diese theils als 
Bürgermeister, theils als V orsitzender des Verwaltungsraths der Spitalstiftung 
vorgenommenen Handlungen erfolgten die bereits besprochenen Erlasse vom 
29. August 1867 und 6. Febr. 1868, (Urk. CIX und CX) mit welchen unter 
Androhung der Excommunication Bürgermeister Stromeyer zur Auslieferung 
der Urkunden aufgefordert wurde. Bürgermeister Stromeyer hatte dem Dekan 
Zugschwert am 30. Jan. 1868 erklärt, dass dié entscheidendsten Documente 
in dem städtischen Archiv beruhen (Oberrhein. Courier '"om 23. Februar 
1869, dritte Seite, den ich anschliesse), er als V orstand der politischen Ge- 
meinde verpfiichtet sei, Alles das zu volIziehen, was die Gesetze ihm vor- 
schreiben und die Gemeinde - Collegien . beschliessen und er der I<(irchen- 
behörde kein Recht zuerkennen könne, sich in diese seine dienstliche Thätig- 
keit einzumischen. Obgleich diese Antwort, welche den Standpunkt Stro- 
meyer's vollstãndig kennzeichnete, dem Erzbischöfi. Ordinariate berichtet 
worden war - denn der ErIass vom 6. Februar 1868 enthãlt als denselben 
veranlassendes Actenstück den Bericht des Erzbischöfi. Dekanats Constanz 
vom 3 I. Januar angeführt - so erfolgte jener bereits besprochene ErIass 
dennoch; - 7) in der Thãtigkeit Stromeyer's zur Errichtung einer confes- 
sionell gemischten Schule a) in seiner _Stellung als Bürgermeister und b) 
später als Vorstand des Ortsschulrath
, insbesondere zu a) in seiner 1Iit- 
wirkung zum Beschlusse des Gemeinderaths vom 19. Juni 1868, bei dem Be- 
zirksamt Constanz die Errichtung einer solchen Schule nach s. 10 des Ge- 
setzes über den Elementarunterricht vom 8. 1\Iärz 1868 zu beantragen und 
dem desfallsigen Bericht an dasselbe, den nach s. 24 u. fig. der Verordnung 
vom J J. September 1868 vorzunehmenden V orbereitungen, seinem öffentlichen 
Auftreten in der zur Abstimmung berufenen Versammlung der katholischen 
Gemeinde yom 18. Juli 1868 und alIen Handlungen, wodurch er den ErIas
 
des Oberschulraths yom 4. August 1868, welcher dem Gemeindebeschluss 
vom 18. J uli die Genehrnigung ertheilte, volIzog, z. B. in der Veröffentlichung 
zur \,.,. ahl des Ortsschulraths vom 24. September, in der \Vahl dessel ben 
yom 26. September 1868. Bei all diesen Acten handelte Stromeyer ab zum 
Y ollzug der Gesetze und Gemeindebeschlüsse berufener Bürgermeister der 
Gemeinde Constanz und ist eine hievon getrennte Thätigkeit desselben al:; 
Privatperson geradezu undenkbar. Selbst in der Versammlung yom 18. Juli 
konnte Bürgermei::-ter Stromeyer nur als solcher sprechen, denn es lag ein 
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Antrag des Gemeinderaths vor, den er zur GeItung .lU bringen h.ltte. Er 
hat auch nur yon dem Standpunkt des Gemeinderaths als dessen V orstand 
gesprochen, wie aus dem Protoko11 des Grossh. Bezirksamts Constanz hervor- 
geht. Hierüber mussten auch die l
irchenbehörden nach den Bestimmungen 
des Gesetzes vom 8. 
lärz 1868 
. 10 und I I, dem öffentlicben Ausschreiben 
der Tagfahrt zur Abstimmung über den Antrag des Gemeinderaths und dem 
Bericht der Constanzer Zeitung über den Verlauf der Versammlung sich yo11- 
st:indig klar seine Zu b). In seiner \Yirksamkeit nach den Bestimmungen 
der Verordnung vom 10. September 1868, insbesondere der Fertigung einer 
Darstcllung über die finanÚellen Verhãltnisse der gemischten Schule vom 
1:2. October 1868 (Acten des Bezirksamts Constanz), wornacb, ausser den 

Iitteln der Gemeinde, Spital gelder, die 
Iacaire'sche Schulstiftung und Chor- 
herr Sturm'sche Stiftung für die gemischte Schule \"erwendbar elklãrt wurden, 
in der Herbeiführung des Schulerkenntnisses des Bezirksamts yom 2-1-. Oc- 
tober 1868, welches übrigens zur Bestreitung des Schulaufwandes nur auf 
die spitalischen Zuschüsse griff, und mit welchem die Organisation der ge- 
mischten Schule yoUendet war und in den weiteren Handlungen, mit wclchen 
er alIen Gegenùestrebungen der katholischen Geistlichkeit .lum Trotze (ver- 
gleiche die Acten des gemischten Ortsschulraths, die Organisation der V olks- 
schule betr.) die am 26. October 1868 eröffnete gemischte Schule durchfiihrte. 
"Tenn, wie oben ausgefúhrt wurde, sich die Beschuldigung des Erlasses vom 
26. :Xovember 1868 nicht auf die 'Yirksamkeit Stromeyers 
ur Errichtung 
und Organisation der gemischten Schule beschränkt, so kanll sich der darin 
enthaltene V onvurf, dass er katholische Stiftungen der katholischen Ver- 
waItung entzogen habe, nur auf die durch Stromeyer als Bürgermeister be- 

-irkte Rückgabe der Spitalstiftung, der Chorherr Sturm'schen, Ochsen- 
reuter'schen und Gloggner'schen Stiftungen in die VenvaItung der politis chen 
Gemeinde beziehen (Verwa1tungsacten der Gem. Constanz in Betr. dieser 
Stiftungen). 'Yas die Chorherr Sturm'sche Stiftung betrifft, so erfolgte der 
Erlass des Grossh. 
Iinisteriums des Innern yom I I. Juli 1867 auf Antrag 
des Gemeinderaths, unterzeichnet von Stromeyer, in Uebereinstimmung mit 
den Antrãgen des BezÏrksamts und Grossh. Verwaltungshofs dahin, dass die 
Yerwa1tung dieser Stiftungen der katholischen Stiftungscommission zu St. 
Stephan entzogen und mit der OcJlsenreuter'schen Stiftung dem Gemeinde- 
rath zu Constanz übertragen wurde. Einen Beleg dafür, dass der katho- 
Ibche Oberstiftungsrath unter Zustimmung des Ordinariats diese 
Iaassregel 
ausdrücklich gutgeheissen, finde ich nicht bei den Acten, wohl aber eine 
Gegenerklãrung des Erzbischöflichen Pfarramts St. Stephan vom 4. April 
1 
6ï, "welche den katholischen Charakter der Sturm'schen Stiftung, somit 
auch das Aufsichtsrecht der katholischen Stiftungscommission zu wahren 
suchte". Es ist hiernach die Thãtigkeit des BÜrgermeÜ,ters Strom eyer 
in den im Verweisungsbeschluss angeführten Eigenschaften, welche dem- 
."elben im Erlass vom 26. :Xo\"ember zum Vorwurf gemacht wird, und 
\Venn hieraus die Folgerung gezogen wird, dass sich Strom eyer den 
Rechten und Interessen der Katholiken gegenüber nicht so verhalten habe, 
wie es die Pflicht eines Katholiken erheische und ihm an's Herz gelegt 
wird, dieser Pflicht fortan eingedenk zu sein, so heisst das nichts Anderes 
aIs er solIe von nun an das Gegcntheil von dem Bisherigen im Interesse der 
katholischen Kirche thun oder Gleiches oder Aehnliches künftig unter1assen. 
Durch die Entgegennahme des Erlasses oder die Eröffnung desselben war 
aber die Angelegenheit keineswegs erledigt, denn sie war es dadurch nicht 
einmal bei dem, den vermeintlichen Interessen der Kirche weitaus weniger 
gef.ihrlichen Professor Frühe. Obgleich dieser die Eröffnung des Er1a
ses 
vom 26. :x ovember geschehen liess, so wurde el dessenungeachtet mit Erlass 
yom 10. December 1868 (oben :No. CXXXI), welcher das gleiche Rubrum, 
wie dcr an Stromeyer gerichtete, ,.das Verhalten des Katholiken Frühe betr." 
tru
, zu einer ausdrücklichen Erklãrung, ob er gehorchen wolle, unter un- 
z\\ eideutiger Androhung der Excommunication aufgefordert und hat sich auf 
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seine Erklärung vom 23. December 1868 (oben Ko. CX-XXII, das Erzbischöf- 
liche Capitels-Vicariat nach seinem Erlass vom 31. December 1868 (oben 
S. 220) nur desshalb beruhigt, weil er die kirchliche Autorität anerkannt 
und zu der Hoffnung berechtigt habe, er werde seiner pflichten als 
Iit- 
glied der katholischen Kirche eingedenk seine Aus dem Verfahren gegell 
Professor Frühe geht hervor. dass nicht die von vorneherein geschehene 
Ablehnung, den Erlass vom 26. November V. J. entgegenzunehmen und die 
dabei gethanen Aeusserungen die weitern Schritte des Capitels - Vica1Íats 
gegen Stromeyer veranlasst haben, sondern die Verweigerung des Gehorsams 
zu den oben bezeichneten Zwecken. So folgenschwere ßlaassregeln ergreift 
man nicht, um eine nutzlose Anerkennung der kirchlichen Autorität in ab- 
stracto innerhalb der ihr zustehenden und unbestrittenen Grenzen zu erlangen. 
Desshalb ist auch die Beschuldigung, mit welcher der Erlass des Erzbischöfl. 
Capitels-Vicariats vom 10. December v. J. (oben No. CXXXIII) beginnt, die, 
dass "der Katholik, Herr Stromeyer, die Ermahnung seiner rechtmãssigen 
kirchlichen Obrigkeit nicht befolgt habe", worauf erst die Art und \Yeise 
der Ablehnung des Erlasses vom 26. November berührt wird. Der zweite 
Satz knüpft sich an den ersten mit dem \Vorte "hiernach" und bezieht sich 
mithin sprachlich auf den ganzen lnhalt des ersten Satzes. Er gibt durch 
die Stelle "also der kirchlichen Autorität in der fraglichen kirchlichen An- 
gelegenheit nicht gehorsam sein" überdies zu erkennen, dass er von Bürger- 
meister Stromeyer in der, im Erlasse vom 26. Novbr. (oben No. CX-XIX) 
Däher bezeichneten Angelegenheit thatsächliche Folgeleistung verlange. Die 
l\Iahnung ist alsdann ausdrücklich an den schon früher an seine religiösen 
Obliegenheiten ermahnten Katholiken gerichtet, bezieht sich also auf die 
Obliegenheiten, welche die vorausgegangene 
Iahnung vom 26. November 
zum Gegenstande hat und verlangte von Stromeyer die Zusage eines unbe- 
dingten Gehorsams unter Androhung der Excommunication. Auch der Erlass 
des Erzbischöfl. Capitels-Vicariats yom 24. Decbr. v. J. (oben Ko. CXXXV) 
macht dem Bürgermeister Stromeyer zweierlei zum Vorwurf, nämlich nicht 
bIos das Entgegentreten gegen die kirchliche Autoritãt an sich, sondern den 
Ungehorsam gegen die Kirche. Folgeweise bezeichnet er auch den Erlass 
vom 10. December (oben No. CXXXIII) als die zweite Erinnerung und den 
Erlass vom 24. December als die dritte l\Iahnung. Dadurch ist klar aus- 
gesprochen, dass sich die später erfolgte Excommunication auf die bereits 
im Erlasse vom 26. November ausgesprochenen Beschuldigungen bezieht und 
dieser Erlass als erste monitio canonica den gleichen Zweck, wie die zweite 
und dritte, nämlich den verfolgte, den Bürgermeister Strom eyer zu einer 
anderen Handlungsweise in seinen amtlichen Stellungen zu nöthigen. In 
gleicher \Veise ist der Erlass des Erzbischöflichen Capitels - Vicariats vom 
14. Januar d. J. (oben Ko. CXXXVII!, welcher die excommunicatio minor 
gegen Stromeyer ausspricht, auszulegen. Derselbe enthält im Eingang die 
nämlichen Beschuldigungen, wie der Erlass vom 25. November 1868. Er 
erwähnt der desshalb an Stromeyer ergangenen :Mahnung, seiner pflichten 
als Angehöriger der katholischen Kirche eingedenk zu sein, unJ macht so- 
dann z weierlei demsel ben zum V orwurf: die Nicht beachtung dieser Ermah- 
TIung und die specielle Art der Ablehnung des Erlasses vom 26. Kovember, 
10. December und 2-t-. December. 
1it dem \Vorte "hiernach" bezeichnet er 
als Grund und Zweck das in dem vorausgegangenen Satze Enthaltene und 
nícht bloss das am Schlusse desselben Angeführte und bezeichnet die Hand- 
lungsweise Stromeyer"s in der einen und der andern Beziehung auch ver- 
schieden als \Veigerung, die Kirche zu hören und die kirchliche Autori6t 
anzuerkennen. Es ist daher unrichtig, dass der Schlusssatz allein und in 
der, in der Beschwerde angegebenen, beschrãnkten \Veise die Excommuni- 
cation motivirt, er enthält vielmehr nur ein Resumé aus den voraus- 
gegangenen Sätzen und eine Beurtheilung des Verhaltens des Bürgermeisters 
Stromeyer nach den beiden al1gegebenen Richtungen. Zu
. 2. Ob die 
Erlasse des Er.lbischöfl. Capitels-Vicariats gegen eine obrigkeitliche Person 
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gerichtet sind, diese Frage ist nicht aus der Bezeichnung Stromeyer';:; als 
Katholik zu beantworten, sondern einzig und allein aus den ihm zur Last 
gelegten Handlungea und der Eigenschaft, in welcher er dieselben Yorge- 
nom men hat. Denn das ganze Verfahren ist nur in seiner zUbammentreffen- 
den Eigenschaft als Katholik denkbar. U ebrigens sind sowohl sämmtliche 
Erlasse an den Biirgermeister Strom eyer gerichtet, als auch sämmliche Be- 
richte des Pfarrverwesers Burger, mit ...-\..usnahme desjenigen vom 6. J anuar, 
iiber Biirgermeister Strom eyer erstattet. Beziiglich der Frage, ob er als 
solcher eine obrigkeÌtliche Person ist, verweise ich, indem ich mich gegen 
die von dem Beschwerdefiihrer beliebte Unterscheidung zwischen Biirger- 
meister und Y orstand der Gemeinde, als von der Raths- und Anklage- 
kammer nicht beabsichtigt, verwahre und mich auf die bereits gegebenen 

\.usführungen beziehe, auf
. 657 des St.-G.-B., die SSe 7, 27, 52, 53, 172 
und 173 der G.-O., beziiglich seiner Eigenschaft als 
Iitglied und V orsitzen- 
del' des gemischten Ortssçhulraths auf 

. 14 bis 21 des Gesetzes über den 
Elementarunterricht, bezüglich der Stellung Stromeyer's als 
[itglied und 
Vorsitzender des nicht Gonfessionellen Verwaltungsraths der Spitalstiftung 
zu Constanz auf die Erlasse des Grossherzogl. 
Iinisteriums des Innern vom 
30. 
Iärz und 15. J uni 1867 in den Acten des Bezirksamts Constanz, die 
Verwaltung des nicht kirchlichen katholischen Ortsstiftungsvermögens betr. 
- In diesem Erlass ist die Stellung des fraglichen Verwaltungsraths dahin 
bezeichnet, dass er lediglich ein von der Staatsgewalt für die unmittelbare 
Verwaltung aufgestelltes, in dies em seinen gesammten \Virkungskreis der 
Staatsgewalt unterstehendes Organ sei und die Verwaltung nur auf Grund 
des ihm ertheilten staatlichen Auftrags fiihre. Zu
. 2. II. Die gemischte 
Schule war zur Zeit des Erlasses vom 26. November v. J. allerdings eine 
beschlossene Sache. Allein Bürgermeister Stromeyer konnte in Anerkennung 
einer Gewissenspflicht aus dem gemischten Ortsschulrath austreten, dadurch 
seine Betheiligung an der Verwendung katholischen Vermögens zu den 
Zwecken der gemischten Schule aufgeben (vergl. die Erlasse des Capitels- 
Vicariats) und überdiess bei dem Ansehen, das er in seiner Gemeinde ge- 
niesst, dem vermeintlichen Interesse der katholischen Kirche dienen, oder 
er konnte in seiner Stellung bleiben, in so1cher del' gedeihlichen Entwick- 
lung der gemischten Schule Schwierigkeiten bereitell oder der Einwirkung 
der Kirchenbehörden in mannichfacher \Yeise V orschub leisten und das 
thun, was der Hirtenbrief vom 19. J uli 1868 im viertletzten Absatz fordert, 
"aIle gesetzlichen 
Iittel (S. 8- 1 1 des neuen Schulgesetzes) anwenden, damit 
die gemischte Schule wieder als katholische hergestellt werde". Und es ist 
in dieser Beziehung yon Bedeutung, dass der Antrag der \Viederauflösung 
der gemischten Schulen von dem Ortsschulrath nach 
. 10 des Gesetzes 
auszugehen hat, daher seine Thätigkeit als obrigkeitliche Person in Anspruch 
genommen wird. Auch als 
Iitg1ied und V orsitzender der Spitalstiftung 
Constanz konnte er entweder seine Stelle niederlegen und sich nicht weit
r 
an der nicht katholischen Verwaltung des Spitalvermögens betheiligen (vergl. 
die Erlasse die Capitels - Vicariats) oder den kirchlichen Anspriichen, sei es 
in der Art der Verwendung der Stiftungsgelder oder der Auslieferung des 
die Spitalstiftung betreffenden Archivs nützlich werden. 'Velches Gewicht 
hierauf das Erzbischöfliche Ordinariat legte, geht aus dessen oben erörterten 
Erlassen vom 29. August 1867 und vom 6. Februar 1868 hervQr (oben 
No. CIX f.). Die Excommunication ist ausdriicklich als eine heilende 
Strafe (poena medicinalis) ausgesprochen, sie verlangt daher ein dem ihr zu 
Grunde liegenden Vergehen entgegengesetztes Handeln, die Umkehr und die 
Erfüllung seiner kirchlichen PRichten. Der Verweisungsbeschluss hat die 
Amtshandlungen, von denen Bürgermeister Stromeyer abgehalten werden 
sollte, insofern er als Zweck der Androhung und des Ausspruchs der Ex- 
communication den Austritt Stromeyer's aus s
inen verschiedenen dienst- 
lichen Stellungen überhaupt aufführt, genügend bezeichnet. Aber auch im 
Uebrigen sind die Amtshandlungen so bezeichnet, wie sie der Natur der 
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Sache nach bezeichnet werden können, da dem Bürgermeister Stromeyer nur 
im Allgemeinen eine der bisherigen entgegengesetzte Handlungsweise in 
Beziehung auf Schule und Stiftungen zugemuthet und die speciellen An- 
sinnen an ihn künftigen Bestimmungen überlassen wurden. An dem That- 
bestançl des S. 686 c. St.-G.-B. ändert aber sowohl nach seiner Fassung als 
seinem Grunde der Umstand nichts, dass der Zweck des Thäters, statt auf 
einzelne bestimmte, auf verschiedene, theilweise noch nicht bestimmte oder 
bestimmbare Amtshandlungen alternativ oder cumulativ gerichtet war. Das 
Gesetz yom 9. October 1860 wollte überhaupt eine solche Einmischung der 
Geistlichkeit in das öffentliche Rechtsleben und die Einwirkung derselben 
auf die öffentlichen Beamten durch ihre Pflicht gebotene dienstliche Thätig- 
keit verhindern. Das Vergehen des S. 686 c. St.-G.-B. verlangt zu seiner 
V ollendung nur die Androhung oder den Ausspruch der kirchlichen Strafe 
zu den fraglichen Zwecken, nicht aber einen Erfolg. Das Gesetz selbst be- 
zeichnet mithin, indem es von dem Erfolg absieht, die Androhung oder den 
Ausspruch einer Kirchenstrafe als ein in abstracto taugliches 
Iittel zu 
dies en Zwecken. Es ist daher die Frage, ob in concreto dieses 
Iittel zu- 
reichend war, eine müssige. Aus der Abhandlung zu 
. 2 III. lässt sich 
nichts anderes folgern, als dass die kirchliche Strafe die im S. 6 I 8 des 
St.-G.-B. angeführten Zwecke verfolgen und dass dies dem davon Betroffenen 
erkennbar gemacht werden muss, weil ohne dies der Zweck der Xöthigung 
zu einer ..A..mtshandlung nicht denkbar ist. Es lässt sich aber daraus nicht 
folgern, dass die Erkenntnissquelle für das eine und das andere einzig und 
allein in den Erlassen zu finden ist, welche die Strafe androhen und aus- 
sprechen. 'Vas den mir am 6. d. 
I. zugestellten X achtrag z ur Besclnverde 
betrifft, so hat die U ntersuchung allerdings die für die Beschuldigung unter 
I a. wichtigen Acten des Erzbischöflichen Pfarramts St. Stephan und des 
Erzbischöflichen Ordinariats nicht beizubringen vermocht. Allein es liegt 
in der 
atur der Sache, dass das Vorgehen der Kirchenbehörde nicht auf 
Privatberichte oder Zeitungsartikel, sondern auf Berichte desjenigen Pfarrers 
erfolgt ist, in dessen Pfarrei Stromeyer gehört und welcher mit demselben 
insbesondere als Vorstand der katholischen Stiftungscommission in vielfache 
Berührung gekommen ist. 
Conc. Trid. sess. XXV. C. 3 de reformation e.) 
Hieran ändert der Umstand nichts, dass der Erlass yom 26. November 1868 
das Erzbischöfliche 
Iünsterpfarramt Constanz beauftragt, denselben durch 
die betreffendell Pfarrämter zu eröffnen. Denn das 
Iünsterpfarramt ist das 
Hauptpfarramt in Constanz und der Erlass betrifft zwei zu verschiedenen 
Pfarreien gehörige Personen. Dass in den Berichten des Pfarrverwesers 
Burger eine 
1itwirkung zu der dem Bisthumverweser Kübel zur Last ge- 
legten Handlung liegt, ist klar; denn sie waren die kirchenrechtlichen Vor- 
aussetzungen der jeweiligen weiteren 
Iaassregeln des letztern. pfarrverweser 
Burger hat sowohl nach Aussage des Biirgermeisters Stromeyer (S.68 d. A.), 
als nach seinem Bericht yom 4. December 1868 dem Bürgermeister Stro- 
meyer den Inhalt des Erlasses yom 26. Xovember v. J. mündlich vollständig 
eröffnet. Dasselbe geschah im 'Vesentlichen bezüglich des Erlasses yom 
10. December v. J. - Er hat ferner den Erlass yom 24. December dem 
Bürgermeister Stromeyer brieflich übersandt und auch damit diesen Erlass 
seinerseits eröffnet. Es kann sich daher bezüglich der Eröffnung der An- 
drohung der kirchlichen Strafe nicht bloss urn einen Versuch handeln. Er 
hat aber auch die ausgesprochene Excommunication mit besonderern Begleit- 
schreiben eröffnet und in demselben sofort we iter dadurch vollzogen, dass 
er den Bürgermeister Stromeyer yon der katholischen Stiftungscpmmission 
auf Grund derselben ausschloss. 'Yenn @. 686 c. nicht ausdrüc1dich der 
Eröffnung der ausgesprochenen Strafe erwähnt, sondern nur der der ange- 
drohten, so geschieht dies desshalb, weil der Ausdruck "Vollziehen" eine 
Reihe yon Handlungen in sich fasst und als erste und nächste Handlung 
die Eröffnung. Es wäre geradezu widersinnig, würde das Gesetz die Er- 
öffnung der blossen Androhung bestrafen, die schwerere That, die Eröffnung 
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der ausgesprochel1en Strafe aber straflos la::.sen. Da
:, Pfarrverwe:,er Burger 
die Zwecke kannte, welche durch das gegen Stromeyer eingeleitete Vel- 
fahren verfolgt werden sollten, geht nicht nur aus den Erlassen des Erz- 
bi
chößichen Capite!- Yicariats, deren richtige Beurtheilung bei Pfarrverwe!'er 
Burger anzul1ehmen ist, sondern auch aUs der Unterredung mit Stromeyer 
hen-or. Er erwähnte in derselben (S. jl d. U. A.), dass Stromeyer durch 
seine ßIitwirkung zur U ebertragung des ka,tholischen Stiftul1gsvennögens in 
weltliche Verwaltung und zur Einführung der gemischten Schule die katho- 
lischen Interessen vielfach verletzt habe und verlangte yon Stromeyer eine 
ausdrückliche Erklärung über die Aufforderul1g der Kirchenbehörde, obgleich 
der Letztere ihm zuvor erkHirt hatte, dass er diese Handiungen in amtlicher 
SteHung vorgenommen habe. Schon bei der Eröffnung des Erlasses yom 
26. November (oben No. CXXIX) stellte er ihm nach seinem eigenen Be- 
richt die Excommunication in Aussicht und zwar nicht bloss Íur den Fall, 
dass er den Erlass nicht annehme, sondern für den, dass er die darin ent- 
haltene Belehrung und Ermahnung nicht annehme. (Bericht yom 4. Decbr. 
1868, oben Ko. Cx.X.X.) Auch bei del' Eröffnung des Erlasses vom 
10. December v. J. hatte ihm Stromeyer (S. í2 d. A.) erklärt, dass er die 
ganze Procedur als eine auf seine öffentlichen Handlungen bezügliche be- 
trachte, ohne dass Pfarrverweser Burger die Beziehungen derselben in an- 
derer 'Yeise erklärt hätte. Es muss daher auch angenommen werden, da::.s 
Pfarrverwesser Burger, welcher die Thätigkeit Stromeyer's hinsichtlich der 
katholischen Stiftungen und del' gemischten Schule vollständig kannte, sich 
der Zwecke be,t'usst war, welche das Erzbischöfliche Capitels-Vicariat durch 
die kirchliche Strafe erreichen wollte. Ich stelle den Antrag, die Beschwerde 
gegen den Yerweisungsbeschluss yom 22. Februar unter Verfållung der 
Beschwerdeführer in die dadurch verursachten Kosten ais unbegründet zu 
verwerfen. 


CXL. 
Grosslzerzogl. Badisches Oberhofgericlzt. E r k
 n n t n i s s. 1. A. S. gegen 
Bistlzumsverweser und TVeihbischof Lothar Iiíïbel in Freiburg und Pfarr7..er- 
'ii.!eser llIichael Burger in. COllstanz 'U1egnz 1I1issbrauchs des geistliclzen Amtes. 
N ach Ansicht des auf Grund del' gepflogenen V oruntersuchung ,ron del' 
Grossh. Staatsanwaltschaft gestellten Antrags und des übereinstimmend hie- 
mit yon del' Raths- und Anklagekammer des Grossh. Kreis- und Hofgerichts 
Freibung erlassenen Yerweisungsbeschlusses vom 22. Februar d. J., wodurch 
Bisthumsverweser und \Veihbischof Lothar Kübel unter der Anschuldigung: 
durch die von ihm unterzeichneten Erlasse des erzbischöfl. Capitels-Yicariats 
yom 10. und 2-1- December 1868 dem Bürgermeister Stromeyer in Constanz 
die kirchliche Strafe der Excommunication angedroht, und d urch den yon 
ihm untel'zeichneten Erlass vom 14. Januar 1869 gegen denselben au
ge- 
sprochen zu haben und zwar zu dem Zwecke, um denselben in seiner Eigen- 
schaft als Yorstand der Gemeinde Constanz, sowie ais Vol'sitzenden des 
Stiftungsvenvaltungsraths und Ortsschu1raths für die dol'tige gemischte Schule 
zu Amtshandlungen im vermeintlichen Interesse der katholischen Kirche zu 
nöthigen oder wider seinen \Yillen von diesem Interesse nachtheiligen Amts- 
handlungen innerhalb des erwähnten amtlichen \Yirkungskreises beziehungs-- 
weise von seiner ferneren desfallsigen amtlichen Thätigkeit überhaupt abzu- 
halten; Pfarrverweser 
Iich. Burger in Constanz unter der Anschuldigung: 
zu jenen Erlassen durch vorausgegangene Berichte über die betreffende amt- 
liche Thätigkeit des Bürgermeisters Stromeyer und die V ollzugsberichte vom 
4. und 18. December 1868 und 6. Januar 1869 zu den angegebenen Zwecken 
mitgewirkt und jene Erlasse, namentlich den, die kirchliche Strafe del' Ex- 
communication enthaltenden Erlass vom 14. Januar 1869 mit Schreiben vom 
23. Januar 1869 dem Bürgermeister Stromeyer zu diesen Zwecken eröffnet 
und an ihm vollzogen zu haben, Beide gemäss 9. 686c vgl. mil 618 St.-G.-B. 
9. 26 Ziff. 1. vergl. rnit S. 15, 30 Beil. 1. und II. d. Ger.-O. 
. 207 d. St.-P.-O. 
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wegen .Missbrauchs des geisllichen Amtes beziehungsweise Theilnahmc 
daran in Anldagestand vcrset.lt und zur Aburthcilullg vor die Strafkammer 
verwiescll wurden; In Erw
igullg, dass beide Angeklagte hiergcgen auf 
Grund des s. 2[3 Nro [ unel .... d. St.-P.-O. rechtzeitig Beschwerde erhobcn 
haben ulld es sich nun fr
igt, ob die in erster Linie geltend gemacllte Be- 
schwenk, dass die in dem Verweisungsbeschluss beæichnete That unter kcin 
Strafgesct.l faIle, für gesct.dich begründet LU achten ist; In ErwÜgullg, <lass 
das Vergehell des 1\Iissbrauchs der geistlichen Amtsgewalt im Sinne ùe
 

. 686c d. St.-G.-B. (abgesehen yon clem hier nicht anwendbaren 
. 671) dem 
Verbrechen der öffentlichen Gewaltth
itigkeit, 
. 618 St.-G.-B. in der Er- 
wägung nachgebildet ist, dass Zwecke, welche durch Gewa1t oder Drohung 
mit Gewalt zu errcichen gesucht werden, wegen des gleichen Einflusses auf 
die \Yillensbestimmung ebenso strafbar sind, wenn sic durch Androhung 
oder Vollzug kirchlicher Strafen erreicht werden sollen; :!\Iotive d. Rcg. 
.lU 686 c ulld Verhdlg. II. 1<. 1869/60 p. 472 uncl 
. 686 c folgeweise 
bestimmt, class s. 618 Anwendung finùct gegen Diener der K.irche, 
welche zu den in jenem s. angegebcncn Zwccken kirchliche StrafCll an- 
drohen oder deren Androhung eröffnen, solche Strafen aussprechen oder 
vollÚehen; In Erwägung, class hiernach bei dem einen und andern dieser 
Vergehen nur das 1\littcl verschieden ist, die Z wecke dagegen die glcichen 

illd, das Vcrbrechcn der Gewaltthätigkeit nach s. 618 St.-G.-B. aber dadurch 
begangen wird, dass obrigkeitliche l'crsonen zu der Erlassung oder Zurück- 
nahmc einer Verftigung oder Anordnung oder zu einer andern Amtshand- 
lung zu nöthigen oder wider ihrell \Villen davon abzuhalten gesucht w(-'rden; 
In Erw
igung, dass demzufolge der Thatbestand dieses Vergchens in den 
Reg.-1\lotiven LU s
. 563, 567 Entw. e. St.
G.-B. und dem Comm.-Ber. IL 
K.. Verhdlg. 1839 Bei!. 7 Nro. II - im Gegensatz zu dem Verbrechen der 
\VidcrsetÛichkeit - dahin charakterisirt wird, dass hiebei die Obrigkeit 
nicht als executive, sondcrn als anordnende Behördc dem Staatsbürger 
gegenÜbertritt, und dass dieselbe .lU einer positiven Amtshandlung ge- 
llöthigt, oder dass l
er Existenz einer V orschrift in den "Veg getreten wird; 
In Erw:.igung, dass hiernach zum Thatbestalld dieses, wie des Vergehens 
des Amtsmissbrauchs im Sinne tles 
. 686 c gehört, dass dasselbe gerichtet 
sei gegen die Amtshandlung einer ohrigkeitlichen Person, welche im Be- 
reiche dcs betrefTcnùen C; egenstandes den Staats bürgern gegenüber eine diese 
zur Nachachtullg verpflichtenclc Anordnung zu treffen oder hindende Vor- 
schrift LU crlassen bcfugt 1st; In Erwãgung, dass, \Venn man hiemit die 
gegen Bisthumsverweser l<'iibel uncl Pfarrverweser Burger erhobene Anschul- 
digung zusammenhä1t, in thatsächlicher Beziehung festgestellt ist: Nachdem 
das 1\Iünsterpfarramt Constall.l untcr dem 26. November 1868 beauftragt 
worden war, dem Bürgermeister Stromeyer wegen seines den Anonlnungen 
und Aussprüchen der Kircl1enbehörde in dem neuesten Hirtcnbriefe yom 
IC). Jnli 1868 entgegentretenclen und den Rechten und Interessen der K.a- 
tholiken, insbesondere durch seine l\Iitwirkung kathol. Stiftungen und Lehr- 
anstalten der katho1. Venvaltung und Venvendung .lU entÚehen, wider- 
sprechendcn Bcnehmens eine \Varnung zu ertheilen, das 1\'lünsterpfarramt 
aber un term 4. December berichtet hatte, dass Stromeyer sich geweigert, den 
Erlass LU hören, da er mit dem Capitcls - Vicariate in kciller Gesch
ifsver- 
bindung stehe, und auf dessfallsige Vorstellung auf seiner \Veigerung mit 
clem Bemerken bestanden habe, es herrschc in unserem Lande Gewissens- 
freiheit und in dieser lasse er sich von Niemanden becintÚchtigen, - er- 
ging yon Seiten des Capitcls- Vicariats der Erlass vom [0. December 1868 
des Inhaltes: darnach habe ùer Katholik Stromeyer nicht nur die Ermah- 
Dung seiner kirchlichen Obrigkeit nicht erfüllt, sondern sich geweigert, dic 
l(.irchc zu hören, wolle also seine religiöscn und kirchlichcll Pllichten nicht 
crfüllen, ùcn Lehren und Geboten dcr kathol. K.irche nicht fulgen, uncI der 
kirchlichcn Autorit
it nicht gehorsam sein; dadurch schlicssc er sich nach 
der V orschrift der K.irche von der K.irche aus, weshalb er nochmals er- 
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mahnt und veranlas
t werde, zu erldären, ob er fOl-tan den Lehren, Vor- 
schriften und der AutoriÜit der Kirche in al1en lárchlichen resp. religiö
en 
Angclegenheiten gchorsam sein wolle, widrigenfalls obige kirchliche V or- 
schrift gegen ihn zur .Anwendung gebracht werden würde. Auf die hierauf 
erfo]gte ::l\littlleilung des l\Iiinsterpfarramts vom 18. Decemher, dass Stromeyer 
Lei seiner \Veigerung, den bezüglichen Erlass an.lunehmell, geblieben, sonach 
demselben eröfTnct worden sei, dass die K.irchenbehörde in die
em Fane 
mit Excommunication gegen ihn einschreiten werde, erging von Seiten des 
Capitels-Vieariats weiter der Erlass vom 24. December, wonach dem K,atho- 
liken Stromeyer eröfTnct werden 5011: dass ein solches Verhalten mit der 
beharrlichen Erklãrung, er habe mit der kirchlichen AutoriUt in die
er re- 
ligiösen Angclegenheit nichts zu schafJ'en, llieht bloss eillen U ngehorsam 
gegen die Kirche, sondern ein Entgegentreten gegen die katho1. Lehre und 
die kirchliche Autoritãt in sich schliesse und das Beharren eines K_atholiken 
in dieser Stellung der Kirchenbehörde die Pflicht auferlege, ihm auch 
iusser- 
lich die Rechte der Kirchengemeinschaft nieht mehr zU.lUerkellnen, und 
worin mit der früheren 
Iahnung ge
chlossen wird. Nachdem auch dieses 
Schreiben nicht angenommen war, erfolgte schliesslich der von clem Bis- 
thumsverweser g]eichfalls unterzeichnete Erlass vom 14. Januar 1869, WO- 
durch das St. Stephanspfarramt beauftragt wird, dem Kathnliken Slromeyer und 
den betr. Gcistlichen zu verkiinden: \Vie de11lsclben durch Erlass vom 26. No- 
vember v. J. eröffnet worden, sei er schon seit einer Reihe von Jahren 
öfTentlich den Anordnungen und Ansprüchen seiner J{'irchenbehörde ent- 
gegengetrcten; er habe insbesondere da.lu mitgewirkt, das
 kathol. Stiftungen 
und Schulen der kathol. Verwaltung und Verwendung entzogen wurden, 
sieh überhaupt den Rechten und Interessen der Katholiken gegeniiber nicht 
so verhalten, wie es die PDicht eines Katholiken erheische; die hierwegen 
an diesen J{.atholiken ergangenen Ermahnungen habe er nicht beachtet und 
sei trot.l wiederholter Erinnerung an seine Pt1ichten gegen die Kirche bei 
der Erklãrung beharrt, er stehe in dieser religiösen Angelcgenhcit nicht mit 
der l{'irchenbehörde in Ge
chäftsverbindung, er nehme von ihr keinc 1\Iit- 
theilung entgegen, gehorche also ihren Anordnungen nicht; da der K_atholik 

l. Stromcyer hiernach bcharrlich sich weigere, die l{'irche zu hören, und 
die kirchliche Autorität nieht anerkcnnen wolle, die ilun als l{.atholik ob- 
liegenden Pilichten also beharrlich verlctze, und so sich selbst von den ent- 
sprechenden Rechten ausgeschlossen habe, so werde er andurch von den 
kir
hlichcn Gemeinschaftsrechtcn und dem Empfange der heiligen Sacra- 
mente in so langc ausgeschlo
sen, bis er in sich gellen und seine kirchlichen 
Ptiichten erfüllcn werde; In Erwãgung, class sich aus dieser Zusammenstcl- 
lung der von dem Bisthumsverweser in dieser Angclcgenheit ausgegangencn 
Erlasse ergibt, dass cIas vom Bürgenneister Stromcycr in Betrcff des Schul- 
unù Stiftungswcsens eingehaItene Beneillnen zwar den er
ten Anlass zum 
Einschreiten des er .lbi,;chiitlichen Capitels- Vicariats gegeben, Letzteres sich 
hiebei aber zunãchst auf cine Ermahnung, unter Bczugnahme auf die nach 
dem neuesten IIirtenbriefe alIen Katholiken desfalls obliegenden Pí1ichten 
beschrãnkt und eine I{'irchenslrafe nicht angedroht hat, der Erlass vom 
26. November v. J. darum auch nicht als :-.trafwürdig bezeichnet i!;)t; In 
Erwãgung, dass erst, nachdcll1 Biirgermcisler Strome
 er die Annahme dicses 
Erlasses in der angegebcnen \Veise verweigcrt hattc, die Erlasse vom 10. 
und 2-t.. December ergangen sind., welche dcssen i.ifTentliche Stellung nieht 
\\ eitcr hcriihren, sondern ledig]ich die ilull f als K_atholiken, obliegenden 
kirchlichcn Pí1ichten bctonen, und inshesondere die dieser widersprcchcnde 
'Veigerung, die J,-irchc zu hi,ren und ihre AutorWit an..merkennen, als fil und 
des in Aussicht gestellten Au
schlu;-,scs von dcr l{'irchengemeinschafl an- 
gcben; Ln Erw
igung, dass, wenn im Eingange des ]cl.lten die E
communi- 

alion ausspn:chenden Erlasses vom 14_. Januar auf de
sen ßJitwirkung, 
katholi
che Stiftungen und Schulcn der katholischen Verwendung .lU ent- 
Úehen, hingewiesen wird, hierdurch die That
ache, we1che das Capitels- Vi- 
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cariat zuerst zum Einschreiten veranlasst hatte, nic1Ü aber, wic aus dem wei- 
teren Il1halte und clem Schlusse rles Erlasses hervorgeht, der Grund der Ex- 
communication angegeben, als soIcher viell11ehr wicderholt jene beharrliche 
\Veigerung und die hierin liegende Verletzung der ihm als Katholiken 0 b- 
liegenden Pilichten bezeichnet ist; In Erwägung, dass, wenn es hiefür nocll 
eines weiteren Beleges bedarf, auf das mit dem vorliegenden FaIle in inni- 
gem Zusammenhallge stehende Verfahren gegen Prof. Frühe Bezug zu neh- 
men ist, welcher auf eine mit der obigen im 'Vesentlichen gleichlautenden 
Eröffnung yom 26. November und Aufforderung \'om 10. December erklärte, 
dass er die kirchliche Autorität in kirchlichen Dingen nie bestritten habe, 
worauf das Capitels-Vicariat nach Erlass yom 3 I. Dec. v. J. diese Angele- 
genheit als erledigt ansah; In Erwägung, dass, wenn auch auf dic erste 
Veranlassung zum Einschreiten des Bisthumsverwesers gegen Stromeyer - 
näl11lich dessen Verhalten in Schul- und Stiftungsangelegenheiten - Gewicht 
gelegt werden will, diess jedenfalls nicht genügt, um den Thatbestand des 
Vergehens des Amtsmissbrauchs herzustellen, weil in dem Verweisungsbe- 
. schluss keine bestimmten Amtshandlungen, zu deren Vornahme oder Zurück- 
nalllne er durch Androhung oder V ollzug der Kirchenstrafe genöthigt, oder 
von welcher er wider seinen 'Villen hiedurch abgehalten werden sollte, - 
bezeichnet worden sind, noch nach Lage der V oruntersuchung bezeichnet 
werden konnten; In Erwägung nämlich, dass dem Bürgermeister Strom eyer 
in der Eigcnschaft als Gemeindevorstand, sowie als V orsitzendell des Stif- 
tungsverwaltungs- und des Ortsschulraths weder für seine Person noch den 
genannten Collegien zusteht, liber die Frage, ob eine gemischte V olksschule 
zu errichten, oder die Verwaltung einer bestimmten Stiftung der kirchlichen 
oder weltlichel1 Behörde zu überlassen sei, eine entscheidende Verfiigung zu 
treffcn, in erster Beziehung vielmehr die Beschlussfassung, vorbchaltlich der 
Staatsgenclllnigung, einer jeden der betheiligten confessionellen Schulgemein- 
den, Gesetz übcr den Elementaruntcrricht yom 8. l\'Iärz 1868, S. 10, liber 
dcn letztgenanntcn Gegenstand aber die Entscheidung der Staats- und Kirchen- 
hehörde und geeigneten Falls den Gerichten zukommt, Verordllung yom 
20. Nov. 1861, die Verwaltung des katholischen K.irchenvcrmögens, 
. 21, 
derselhe daher auch weder zu einer Amtshandlullg, wodurch die bereits am 
J 8. J uli durch die stimmherechtigten Ortseillwohner beschlosscne und am 
4. August 1868 yom Grossh. Oberschulrath genehmigte Errichtung einer ge- 
mischten V olksschule in Constanz rückgängig zu machen war, noch zu einer 
solchen genöthigt werden konnte, wodurch das bisher der katholischen 
Stiftungscommission unterstehende ausserldrchliche Stiftungsvermögen des 
Spitalfonds, sowie die Stiftungen des Chorherrn Sturm, der Franziska Ochsen- 
reuter und die G loggner'sche l\lessstiftung, weIche bcreits durch die Erlasse 
des Grossh. l\linisteriums des Innern yom 30. l\lärz und 1 I. Juli 1867 und 
12. August 18G8 der sGdtischen Bchörde zur Verwaltung üherlassen worden 
waren, wiederul11 an die katlwlische Stiftullgscommission zurückgelangt w
Ü'en; 
In Env
igung, class die maassgebenden Verfügungen liber die obigen Gegen- 
st
inde sonach theils yon den Confessionsgemeinden bczichungsweise dem 
Gr. Oberschulrath, theils yon Gr. l\Iinisterium des Innern getroffen wordcn, 
und der CTcmeinde-, Ortsschul- und Stiftungsverwaltungsrath beziehungsweise 
clessen V orsitzender yon solchen Verfügungcn gegen ihren 'Villen auch nicht 
abgehalten werden konnten, da sie soIche zu treffen überhaupt nicht herech- 
tigt sind; In Erwägung endlich f was den Pfarrverweser Burger betrilTt, dass 
nach dem Venveisungsbeschluss seine strafbare Thiitigkeit darin bestand, class 
er durch seine Berichte yom 4. und 18. December v. J. und yom 6. Januar 
d. J. die Erlassc des Capitels-Vicariats yom 10. und 24. December v. J. nnd 
14. Jan. d. J. veranlasst und insbesondere dcn lctztcn, die Excommunication 
betrefTenden Erlass miUeht Schreibens yom 23. J anuar eriifTnet und voll- 
zogen hat, hicrnach aber dasjenige, was hillsichtlich des lIauptangeklagten 
liber den l\IangcI wesentlicher Erfordernisse des Thatbestandes dcs in Frage 
stchendell Vednechens ausgefiihrt worden ist, sich im AHgemeinen auch auf 
3l :,: 
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den, der Theilnahme hieran angeklagten Pfarrvenveser Burger bezieht; In 
El wägung, class es somil hinsichtlich beider Angeklagten an dem Thatbe- 
stande des ihnen zur Last gclegten V ergehen
 fchIt, dcren ßcschwcrùe da- 
her als hcgriilldet erscheint; Aus diesen Gründen und nach Ansicht des 

. 213, Nr. I, vgl. mit S. 206 und des S. 430 St.-P.-O. winl erkannt: dass der 
Verwcisungsbeschluss des Gr. Kreis- und Hofgerichts Freiburg, Raths- und 
Anklagekammer, vom 22. Februar 1. J., Nr. 503 aufzuhcben und die heiden 
Angeklagten von der Anschuldigung des l\Iissbrauchs des gcistlicJIen Amtes 
beziehungsweise der Theilnahme daran zu entbindcn und von den K.osten freiJ.:u- 
sprechen seien. l\fannheim, den 17. April 1869. Zur Beglaubigung: Dr. lIerz. 


CXLI. 
Erzbiscllöjliches CaPitels- Vicariat. Freiburg, den 5.l\Iai 1869. No. 3-1-67/68. 
Er1ass Grossherzog1ichen l\Iinisteriums des Innern yom 24. v. 1\Its. No. 4942. 
Die Geschäftsbeha1ldlullg bei dem katlwlischen Oberstiftungsrath betreflcnd. 
Be s chI us s. . . . Es dürfte genügen, die st
irksten dieser U nrichtigkeiten 
hervorzuheben: a) Der Biirgermeister als l\Iitglied der katholi,;chen Stiftungs- 
commission vertrete die politische Gemcinde! Die po1itische Gcmeinde hat aber 
mit ùer Verwaltung des confessionel1en Ortskirchenvermögens absolut nichts 
zu schaffen. Die "berechtigten Gemeinden", welche nach 
. 10, Abs. 2 des 
Gesetzcs vom 9. October 1860 bei dieser Verwaltung und also in den katho- 
lischen Stiftungscommissionen vertreten sein müssen, sind vielmehr die Kirch- 
spielsgemeinden, wie in der Begründung zum Regierungsentwurf des ge- 
nannten Gesetzes - Seite 3 - ausdrücklich bemerkt ist, auch aus 9. 4 der 
Vollzugsverordnung vom 20. November 1861, wie aus der Natur der SadIe 
sich ergibt. Spohn, bad. Staat
kirchenrecht S. 22-23, Ziff. 7. Auch der 
Bürgermcister ist - wie aIle andern l\litglieder der Stiftungscommission - 
Vertreter der Pfarr- und Kirchspielsgemeinde resp. Kirche, was insbesondere 
auch daraus erhellt, dass er nur dann, wenn er Katholik, also nicht aus dCf 
katho1ischen Gemeinschaft ausgeschlossen ist, 1\iitglied sein kann. Die yon 
der Grossherzoglichen Regierung aufgehobene Convention von 1859 woHte 
den Pfarrer als V orsitzenden der Stiftungscommission nieht unter die Dis- 
ciplinargewalt der Grossherzoglichen Regierung stellen, ihn aber nicht der 
dortigen Diseiplin entziehen. Nach der a11ein maassgebenden Vereinbarung 
von 1861 und bestehenden Praxis untersteht der Pfarrer dersclben Disciplinar- 
gewalt wie die ül>rigen l\1itglieder der katholischen Stiftungscommission. 
h) 'Veil der Bürgermeister nach 
. 4 der Verordnung vom 20. November 
186 I "stets" l\Iitglied "der katholischen Stiftungscommission sein soIl, so 
könne er vom katholischen Oberstiftungsrath nieht entlassen werden, wie die 
gewählten l\Iitgliedcr! In jen
m S. 4 sind aber nach dem ganzen Zwecke der 
Verordnung nur Bestimmungen über die Zusammensetlung der Stiftungscom- 
missionen enthalten und der Ausdruck: "stets" bezcichnet nicht mehr, als 
dass der Bürgermeister (wenn er Katholik ist) nicht erst gewãhlt zu werden 
brauche, und dass er sein Amt nicht bloss sechs Jahre zu bekleiden habe, 
wie die übrigen bürgerlichen Mitglieder, von denen vorher die R.ede ist, 
dass er sogenanntes "gebornes" l\Iitglied der Stiftungscommission sei. Be- 
stimmungen über die disciplinärische Behandlung und Entlassung der Stif- 
tungscommissionsmitglieder enth
ilt die ganze Verordnung nicht unù hat 
solche vielmehr durch S. 19 ausdrücklich anderweiten Vercinbarungen und 
Instructionen vorbehalten. Die "Grundlagen" hiefür waren schon durch die 
Vereinbarung von 25. October 1861 gelegt und es ist hiedurch dem katho- 
lischen Oberstiftungsrath das Recht zur dienstlichen Entlassung gegen aIle 
1\fitglieùer der Stiftungseommission oJllle U nterschiecl eingerãumt. Lege non 
ùistinguente nee nostrum cst distinguere. So wurde die SadIe denn auch 
schon IRóI von der K.irchenbehörde aufgefasst wie aus 
. 6 der Zusammen- 
stellung der Vereinbarungen über die Verwaltung des katholischen Kirchen- 
vermögens von 18GI erhellt. AIle Analogien gleicher oder ãhnlicher Orga- 
nisationen l>est
itigen, dass ein Unterschieù zwischen den verschicdenen 
Iit- 
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gliedern der Stiftungscommissionen in disciplinärer Beziehung nicht bestehe. 
So besteht die erste Kammer der badischen Landstånde aus geborenen, er- 
wåhlten und ernannten 
Iitgliedern (
. 27 der Verfassung). Niemand 11at 
aber bis jetzt bezweifelt, dass die geborenen Ständemitg1ieder, z. B. Standes- 
hcrren oder Vertreter der Kirchen, in ganz gleicher 'Veise wie die erwåhl- 
ten und ernannten der Disciplinargewalt des Pråsidenten unterstehen. Dieses 
Verhä1tniss ist denn auch vollständig in der Natur der Sache begriindet. 
SolI denn ein gebornes 
Iitglied einer Behörde sich nicht derselben Auc;- 
schreitungen wie ein erwähltes schuldig machen können? Oder solI eine 
solche Ausschreitung strafios sein, wenn ein geborenes, und gestraft werden, 
wenn ein erwåhltes 
1itglied derselben Behörde sie begeht?! Ebenso unzu- 
l
issig ist es, dass ein l\litglied (Bürgermeister) der Commission fUr die Ver- 
wa1tung des Kirchenvermögens unter ausschIiesslicher staatlicher Disciplin 
stehe. c) Die "Grundlagen" vom 25. Oct. 1861 sollen zu den Bestimmungen 
der Verordnung yom 20. Nov. 1861 "nur hinzutreten". Abgesehen davon, 
class es nicht begreiflich ist, wie etwas Früheres zu etwas Spåterem "hinzu- 
treten" kann, so konnten und wollten jene Grundlagen durch die kaum drei 
'Vochen spåtere Verordnung yom 20. November 1861 nicht alterirt werden, 
da man sich vielmehr, gemåss Erklårung des Erzbischöflichen Commissårs 
vom 25. October 1861 in fine, der Entschliessung des Erzbischofs vom 30. Oc- 
tober 1861 pc. und l\'Iinisterial-Erlass yom 5. November 1861 pc., endlich 
nach dem Eingang der "Grundlagen" über diese und über die Verordnung 
gleichzeitig geeinigt hatte. Eine solche Abänderung hat denn auch nament- 
lich in Bezug auf die Disciplinargewalt des katholischen Oberstiftungsrathes, 
wie untcr b) dargethan ist, materiell nicht stattgefunden. d) Die Grundlagen 
und die Verordnung sollten das Grundgesetz für die späteren Instructionen 
sein, wie z. B. aus 
. 2 der Erklärung des Erzbisehöflichen Commissårs yom 
25. October 1861 resu1tirt. Die ,;\Vahlordnung" ist die Vollzugsbestimmung 
zum 
. 4 der Verordnung resp. 
. 4 der "Grundlagen", wie aus deren Ein- 
gang hervorgeht. In jenem 
. 4 wird der Bürgermeister als gebornes l\Iit- 
glied erklårt. Der s. 20 der \Vahlordnung bezieht sich desshalb f sowie 
seinem \V ortlaut und Geiste nach, auf laUe, nicht bloss auf die gewählten 
l\litglieder der Stiftungscommission und auf die Rechner. Die Disciplinar- 
gewaIt des katholischen Oberstiftungsraths erstreckt sich also gemåss 
. 4 
der "Grundlagen", 
. 20 der "Wahlordnung" und 
. 6 der "Dienstinstruction" 
auf aIle l\1itgliecIer der katholischen Stiftungscommission J folglich auf den 
Pfarrer uncI Bürgermeister. 4. Aus dem 
'Iinisterial-Erlasse vom 14. d. lVIts. 
mag übrigens Herr Oberstiftungsrath M:anz entnehmen, a) dass das :l\Iini- 
sterium selbst den Bürgermeister nicht für den "Vertreter des Staates" hä1t. 
In der That ergibt sich aus dem ldaren W ortlaut des 9. 10 des Gesetzes 
vom 9. October 1860, dass der Staat nur in der Leitung, d. h. in der Auf- 
sicht, nicht aber in der unmittelbaren Verwaltung vertreten sein 5011 und 
e., wäre schon an sich ein seltsamer Geclanke, den Staat durch einen ,Ge- 
meindebeamten vertreten zu lassen. b) Dass das 11inisterium selbst die 
"Grundlagen" als eine recht1ich existentc und fortwährend bindende Ver- 
cinbarung betrachtet, und dass sic also keineswegs ein "Abklatsch" cines 
apokryphen Actes sind, was Herr Oberstiftungsrath ]\{anz übrigens aus 
früheren ,Ministerial- Erlassen schon weiss und im Ernste nicht bezweifclt, 
cIa er sich schon wiederholt selbst au'f diese "Grundlagen" berufen hat. 
5. Aus den oben angegebenen Gründen sind wir nicht in der Lage, dem 
Herrn Oberstiftungsrath l\lanz die gewünschten Eröffnungen über die Zu- 
st;indigkeit, die disciplinåren Rechte uncI pflichten des katho1ischen Ober- 
stiftungsraths, welche in der That långst und fest bestimmt sind UlHl ernst- 
lich nicht be,l\vcifclt werden können f zu ertheilen und muss vielmehr dcm 
IIcrrn Oberstiftungsrath l\Ianz die volle Verantwortung fiir die hishcrige, 
sowie fiir die etwaige künftige Verhinderung des Vollzugs jenes Reschlusses 
des katholischen Oherstiftungsrathc; vom 23. Febr. I. J. überlassen bleiben. 
II. G-rossherzogliches l\linistcrium des Innern bcehrcn wir uns hievon mit 
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Rezug auf den dortigell, verchrlichen Erlass vom 24 v. 
ns. crgebcnst in 
Kenntniss zu setzen. III. IIerrn Oberstiftungsrath \Vagner gebcn wir hie- 
von zur gcfälligcn Er()ffnul1g an die übrigen 
Iitglieder des dortigen Lol- 
legiums l<:'enntniss. gez. Orbin. 


CXLII. 
flfinisteriu11l des Innern. Karlsruhe, den 20. 
1ai 1869. No. 5972. Die 
Gescl/(iftsbelzandlzl11g bei dt!1JZ katlwliscllen Oberstiftungsra , tl1 Ilier die .lIIitglt
d- 
selzaft des Bürgermeisters lIfax Stromeyer bei den katlwlisc1zcn Stiftzmgs- 
C01Jl1Jlis./ìionen in C()1lstanz betreffend. 
Nachdcm das El'zbischötliche Capitels-Vicariat in seinem Erlasse Yom 
13. d. l\Its., No. 3647, anher el'klärt hat, dass Bürgermeister Stromeyel' durch 
Disciplinar-Erkenntniss von der l\fitgliedschaft bei dcn katholischen Stiftungs- 
commissionen in Constanz ausgeschlosscn werden solIe, wird in Erwãgung, 
dass zur Erlassung eines so1chen Erkenntnisses gegen den Bürgermeister 
als gesetzliches l\1itglied der Stiftungscommissionen nur das diesseitige 

linisterium zuständig ist, da 
. 20 der "\Vahlordnung für die 1\Iitglieder der 
katholischcn Stiftungscommissionen sich, wie die Aufnahme del' Bestimmung 
in die "\Vahlordnung zeigt, sowie der Natur der Sache nach nur auf die 
gewãhlten NIitglieder dieser Behörde beziehen kann; in Erwägung, dass aber 
Bürgermeister Stromeyer ungeachtet des Erlasses des Erzbischöfl. Capitels- 
Vicariats vom 14. Januar d. J. No. 366 Katholik und damit die Voraus- 
setzung des 9. 4, Absatz 3 der landesherrlichen Verordnung vorn 20. Novbr. 
1861 vorhanden ist; in Erwãgung endlich, dass wcgen dessen Dienstführung 
in seiner Eigenschaft als gesetzliches :Mitgliecl der Stiftungscomrnissionen 
keinerlei Beschwerde crhoben worden, hiemit ausgcsprochen, class kein Grund 
vorliege, den Bürgermeister l\'Iax Stromeyer in Constanz von dcr gesetzlichen 
l\Iitgliedschaft der katholischen Stiftungscommissionen daselbst auszllschliessen. 
- II. Erzbischöflic11es Capitcls-Vicariat beehren wir uns hievon mit Bezug 
auf den gefälligen Erlass vom 13. d. l\Its., No. 3647, mit dem ergebensten 
Anfügen in Kenntniss zu setzen, dass dem katholischen Oberstiftungsrathe 
ebenfalls. bereits N achriellt zugekommen ist. gez. Jolly. 
CXLIII. 
Sitzllng. Katlwlisclze." Obe,,'stiftungsrath. Karlsruhe, den 23. Februar 
1869. No. 5603. Schriftlicher Vortrag des Refel'enten vorn 21. d. Mts. 
Die Exco11lmunication des Katlwliken flfax Stromeyer in Constallz, llier desse1l 
lIfitgliedsclzajt bei den katlwlisclzen StiftllngsC01Jl1JlÚsio1len daselbst betrcffelld. 
Be s chI u s s. Das Erzbischöfliche Capitels - Vicariat zu Freiburg hat den 
I<:'atholiken :Max Stromeycr in Constanz, welchcr als katholischel' Biirgcr- 
meister dortiger Stadt gem
iss S. 4 Ziff. 3 der Verordnung vom 20. Novbr. 
1861 bisher zugleich 1\litglied der dortigcn kathol. Stiftungscommissionen 
war, mittelst Erlasses vom 14. v. 
Its. No. 366 von den kirchlichen Gemcin- 
schaftsrechten und dem Empfang der heiligen Sacramente so lange ausge- 
schlossen, bis cr in sich gehen und seine kirchlichen Pflichtcn erfiillen wird. 
Zufolge dieser Entscheidung beiìndet sich der Kathotik l\fax Stromeyer z. Z. 
nicht mehr im Genuss, noell weniger im V ollgenuss der kirchlichen Gemein- 
schaftsrechte. Die "\Virksamkeit dieses Ausschlusses kann jedenfalls nur von 
der Kirchenbehörde wieder aufgehoben oder sonst modificirt werden und 
wird desshalb von dem Seitens der Grossh. Staatsbehörde llÍerwegen einge- 
leiteten Strafverfahren und dessen evenluellem Ergebniss in keinerJei \V cise 
berührt. Indem aber hiernach Stromeyer dermalen des Genu':ises der kirch- 
lichen Gemeinschaftsrechte entbehrt, ist er nach den 

. I und 2 7iffer 4 
der vom Erzbischöflichen Ordinariate im EinversGlldniss mit dcm (irossh. 
l\1inisterium des Innern er1asscnen \Vahlordnung vom 13. 
Iai 1863 des 
Stiuunrechts, nach 9. 4 dersclhen "\Vahlordnung cler \V
ihlbarkeit zu den 
katholischcn Stiftungscommissiollcn verlustig UllÙ es sind cben dadurch in 
der Person Stromeyer's (He in 
. 20 /.iff. I un<.1 3 ùer "\Vahlorùnul1g bezeich- 
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neten .G
iinde eingetreten, welche die Entlassung desselben aus den Stiftung
- 
commlsslOnen, deren 1\1itglied er bisher war, gebieten. Dass dicse ldztel n 
Bestimmungen keineswegs etwa bloss auf die Gewãhlten, vielmehr auf aIle 
1\litglieder der katholischen Stiftungscommissionen einschliesslich des geist- 
lichen V orsitzenden derselben Anwendung tinden, ergibt sich aus der N atur 
der Sache, aus 
. 4 der zwischen Staat und l<'irchc vereinbartcn "Grund- 
lagen zu ciner V erwal tungs - Instruction" fiir das katholische Kirchen ver- 
mögen yom 25. October 186 I (wodurch dem katholischen Oberstiftul1gsrath 
die Disciplinargewalt iiber die 1\litgliedcr der katholischen Stiftungscommis- 
sionCll und insbesondere das Recht zur Entlassung dcrsclben gan.l allgemein 
und ohne irgend eine Unterscheidung übcrtragen war); ferner aus 
. 6 der 
ebcnfalls vereinbarten Dienst - Instruction für die katholischen Stiftungs- 
commissionen yom 29. 1\Iai 1863, endlich aUs der Analogie aIler gleichen 
und ãhnlichen Disciplinar-Organisationen. Siehe auch die "Zusammenstellung 
der Vereinbarungen über die Verwaltung des katholischen Vermögcns" Lit. B 

. 6. Aus diesen Gründen und im Uinblick auf die beæichneten V crOl-d- 
nungsbestimmungen wird erkannt f Blirgermeiser lVlax Stromeyer in Constanz 

ci aus den katholischen Stiftungscommissionen der St. Stephans-, 1\lünstcr- 
und Spitalpfarrei daselbst zu entlassen. - II. Dic katholische Stiftungs- 
commission zu St. Stephan in Constan.l erhält von vorstehendem Erkennt- 
niss N achricht init dem Auftrag, dasselbe dem Biirgcrmeister Stromeyer dOl t 
schriftlich oder miindlich zu eröffncn und uns diese Eröffnung anzuzcigen. 
- III. Nachricht hievon den katholischeu Stiftungscommissionen dcr Miinster- 
und der Spitalpfarrei .lU Constanz. - IV. Grossherzogl. Bezirksamt Constallz 
geben wir hievon mit dem Beifügen K.enntniss, dass wir cs dortiger Stelle 
anheim geben, zu veranlassen, dass die Stadtgemeindc Constanz gemã
5 

. 2 Abs. 2 der Verwaltungs - Instruction yom 2<). J\Iai 1863 in den dor- 
tigen Stiftungscommissionen durch das dieustälteste katholische Gemeinde- 
rathsmitglied vertreten werde. gez. \Vagner. Schmidt. IIöll. Edelmann. 
gez. J\lanz p. m. 


CXLIV. 
Erzbischòflliches CaPitels- Vicariat. Freiburg, den 4. Juni 186<). No. 4422/24. 
Erlass Grossherzoglichen :Ministeriums des Illnern yom 20. v. 1\1. No. 5972. 
Die Gescllliftsbeha1ldlzmg bei dem kat/wI. Oberstiftullgsratll, hier die lIfi
:;lied- 
schaft des excom;ml1licirten BÜrgerlllelsters Stromeyer bei den kathol. Stiftungs- 
COllllllissiollen. in COllstanz betreffeJ1d. 
Be s chI u s s. Grossheuoglichem J\1inisterium des Illnern beehren wir 
uus zu erwidern: Kraft 
. 4 der vereinbarten Grundlagen yom 25. October 
1861 
. 20 der \Vahlordnung yom 13. Mai 1863 (welche im dortigcn Erlass 
in 
obiger Sache yom 25. Januar d. J. No. 925 als hier maassgebel1d cilirt 
wird), S. 6 dcr Dienst-T nstruction für katholische Stiftungscommissiollen uud 
nach Analogie des 9. If) des Schulgesetzes yom 8. J\Hirz v. J. stcht die Dis- 
cipJinargewalt (das Recht der Entlassung) iiber sämmtliche J\Iitglieder der 
katholischen Stiftungscommissioncn, ohuc Untcrschied ob dieselhen gewählt 
oder geboren sind, folglich auch liber die geistlichcn V orstände uud den 
katholischen Clcmeindebeamten als 11itglieder der Stiftungscommissionen dem 
katholischen Oberstiftungsrath zu. Nach dem klaren ,V ortlaut dieser maass- 
ge1Jcnden V orschriften ist IIochdasselbe nicht berechtigt, über diese kirch- 
liche Angelegenheit, Üùer die Frage, ob ein BÜrgenueistcr l\Iitglied der 
katholischen Stiftul1gscummission sein kann, in erster Instan/. OdCI a us- 
schlicsslich zu entscheiden. Viclmehr ist hiernach das Erkenntniss, wclches 
die competentc Bchönle, der katholischc Oberstiftungsrath am 23. Fcbruar 
d. J. gef1il1t hat, in 
olange rechtsgÜltig, bis cs auf ergriffencn Recurs yon 
der compctellten Behörde ahgeänderl werden wird. Gemiiss der citi1 ten 
Vereinbarung kann eine Bcschwerde gegen cine, also auch die fraglichc 
Entscheidung des katho1ischell Oberstiflungsraths lediglich bei uns angczeigl 
und von uns im Benehmen mil IIochdem
clben erledigl wClden. Dic
en 
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rcchtlichen und vCltragsm
issigen Standpunkt haben wir in die
cr Sache 
tet
 
cingehaltcn. Es i
t unrichtig-. class \Vir in un
erm Erlasse vom 13. v. 
1t
. 
No. 3647 uns üher dcn luhalt des von katholischcm Uberstiflungsrath J;u. 
Gllenùcn resp. geHillten Disciplinarerkenntnisses gegen Stromeycr erkEirt 
haben. In keinem FaIJc stcht schon gem
iss 
. 7 des Gesetzes VOtu I). Oc- 
tohcr I
6o Hochdemsclbcn das Rccht .tU, darüber zu bcstimmen, ob der von 
der katholischen Kirchengcmeinschaft ausgeschlossene Biirgermeisier Stro- 
meyer noch resp. z. Z. Angehöriger der katholischell K.irche sei, folglich als 
solchcr gemäss 
. 4 der Verordnung vom 20. November 1861 l\1itglied der 
katholischen Stiftungscommission sein könne. - Iliernach steht I Iochùem- 
selben die Befugniss uicht .tltr Seitc, entgegen jener Vereinbarung und 9. 10 
dc
 Geset.tes vom 0. Octoher 1860 einseitig und che eine Entscheidung illl 
gcordneten 'Y cge bei dortiger Stelle beantragt wurde, über die Frage del 
Ent1a
sung cines Stiftungscommissionsmitglicdes J;U entscheidell. Die durtige 
Verfügung vom 20. v. l\Its. steht desshalb mit dem Lerührten Ge
ct.te und 
den citirten V crcinbarungen, wie überhaupt mit alIen hekanntcn R.ccht
- 
gllmds
it.lCn im 'Viderspruch und vermögcn wir also solchc nicht aIs rcchts- 
verLindlich anzuerkennen. II. Katholischcm Oberstiftungsrath gehel1 wir 
hicvon zur Darnachachtung K,enntniss. Da das dortige Erkcnntniss "om 
:!3. Februar d. J. insolange maassgebend ist, bis es nach obigcn Bestim- 
mungen a1terirt sein winl, und da hiernach der der kirchlichen Gcmeinscllafts- 
rechte verlustig erkIärte Bürgermeister Strom eyer nicht mchr l\Iitglied der 
katholischcn Stiftungscommissionen in Constanz sein kann, werden wir 
Letzteren die hiernach entsprcchende 'Veisung ertheilen. III. Katholischcm 
l\IiinsterpÜl1 ramt in Constanz geben wir hiervon K.cnntniss und schliessen 
eine beglaubigtc Abschrift des den Acten katholischcn OLerstiftungsraths 
cntnommenen Erkenntnisses ùieser Stelle vom 23. Februar d. J. mit dem 
Auftrage bei, solches den katholischcn Stiftungscommissionen der St. Stephan-, 
l\Iünster- und Spital-Pfarrei Constanz mit dem Anfiigen zu cröfTnell, dass ge- 
m
iss den maassgebenden kirchlichen Bestimmungen in dieser kirchlichen Sache 
die Geistlichen resp. Katholiken mit dem aUs der kirchlichen Gcmcinschaft 
au
geschlossenell Bürgermeister Stromeyer nicht verke1uen ùürfen. ge.t. Grbin. 


CXL V. 
lIIinistl!riuJJl des InJ1t..TJl. KarIsruhe den 21: Juni 1869. Nro. 7487/ 88 . 
Die Gesduiftsbehandlzl11lf bei dOll katllOlischcll ObcrstiftUll/:s ra tit, llier dÙ' lIIit- 
gliedsdtaft des Eiirgermeisters Stromeyer bei däl katllOlischt..'/l StiftzmgscoJllmis- 
SiOIlUl ill COIlStll1l':J betreffend. 
Erzbischüflichclll Capitcls - Vicarial beehren wir uns ergcbenst 1l1itL.u- 
thdIcn: Durch dcn diesscitigcn Erlass VOIn 20. v. :t\1ts. Nro. 5072 haben wir 
- als allcin L.ust
indig iiber die Frage, ob ùer l{atho1Ïsche Diilgenneister 
Stromeyer in Constanz nieht mehr gesetÛiches ßlitglied del" katholischen 
Stiftungscolllmissionen scin diirfe, ausgesprochen, es liege l\..ein Grund \'or, 
den genannten Gemeinde\"orstand von der gesetL.lichen Mitgliedschaft dcr 
katholischen Stiftungscommissionen ausL.uschIiessen. Dicse Entschcidung 
ller zu
tändigen Behürùe kann natürlich nicht von der Anerkellllung 
\V ohlùesselben abh
ingig scin, es erscheint daher sowohl die Vcrwah- 
rung der K.irchenhehörde vom ..}.. d. ::\Its., aIs die von \V ohhlemselhen 
angeordncte EröftÌ1ung cines angeblichen Erkenntnisscs des katholischcn 
Oberstiftungsraths vom 23. Februar, welches mit ohiger Entscheidung 
im \Yiderspruch steht, an die katholi
chen Stiftungscommissionen als ohne 
aIle und jede rechtliche \Virkung. \Vir hahcn Eubischöflichem Capitcls- 
Vicarial bereits unter dem I I. 
tai 1. J. dargethan, d.1SS der (lcr.lCitige 
VorsitL.Cnde des katholischcIl Oherstiftungsraths nicht verpf1ichtct und nicht 
berechtigt crscheine, dcn nichtigen unù unzust
inùlgcll Bcschluss der Col- 
legialmehrheit üher die Ausschliessung Stromeycrs áus den katholischcll 
SliftungscommissiullCll ausfel tigcn zu lassen. Es isl dics auch nicht gc- 
schehen, viclmchr i:->t die Angclegc.nhcit durch die dicsseitige Entschlicssullg 
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vom 20. v. 
lts. entschieden und könnte hiergegen nur bei Grossherzoglichem 
Staatsministerium Beschwerde erhoben werden. Der katholische Oberstif. 
tungsrath ist hiernach in keiner 'Veise befugt, irgend eine 'Veisung an die 
katholischen Stiftungscornrnissionen zu geben, welche mit der diesseitigen 
Entscheidung vom 20. v. 
Its. irn 'Viderspruch steht. 'Vir werden die Be- 
hörde unter dfm Heutigen bezüglich auf den dortigen an den katholischen 
Oberstiftungsrath gerichteten Erlass vom 16. 1. 
Its. Nro. 4702'3 in diesem 
Sinne verständigen. \Vir beehren uns schliesslich hinsichtlich des dortigen 
Erlasses an den katholischen Oberstiftungsrath vorn 4. 1. 
lts. Nro. -}4.25 '26 
schon jetzt zu bemerken, dass das Verhalten des derzeitigen V orsitzenden 
des katholischen Oberstiftungsraths in fraglicher Angelegenheit zu einern von 
dortseits vorbehaltenen disciplinären Einschreiten gemäss sê. 10 der Verord- 
nung vom 20. November 1861 und 4 der "Grundlagen" nicht den geringsten 
Anlass bietet. II. N achricht hievon dem katholischen Oberstiftungsrath 
unter Rückgabe des Erlasses Erzbischöflichen Capitels-Vicariats vom {. 1. 
Its. 
rnit dem Anfiigen, dass hiernach jede 'Veisung der dortigen Behörde an 
die katholischen Stiftungscommissionen oder den Rechner, welche der zu- 
ständigen, diesseitig.en Entscheidung vom 20. v. 
Its. 
ro. 5972 widerspricht,. 
bei persönlicher Verantwortlichkeit zu unterbleiben hat. gez. Jolly. 


CXLVI. 
.J.1Iinisterium des Innerll. Karlsruhe den I. September 1869. Nro. 10,ï91, 92
 
Die MitgliedscJzaft des BÛrgermeisters Strome)'er in COllstallz bei den dortigen 
katholischen Stiftungsco11lmissionen betreffend. 
An das Grossherzogliche Bezirksamt Constanz. :N ach 
. 4 der landes- 
herrlichen Verordnung vom 20. Nov. 1861 und 
. 2 der vereinbarten Dienst- 
instruction vom 29. 
Iai 1863 ist der katholische Bürgerrneister stets :\Iit- 
glied der katholischen Stiftungscommissionen und erfordert eine Reihe wich- 
tiger Venvaltungshandlungen seine 1\Iitwirkung (

. 16, 29, 49 der angeführten 
Dienstinstruction). Durch Erlass vorn 20. l\Iai 1. J. hat das 
[inisterium des 
Innern, die hiefür zuständige Behörde, ausgesprochen, es liege kein Grund 
vor, den Bürgerrneister 
Iax Stromeyer in Constanz von der gesetzlichen 
Iit- 
gliedschaft der katholischen Stiftungscommissionen daselbst auszuschliessen. 
Ein Recurs gegen diese Entscheidung an Grossherzogliches Staatsministerium 
ist nicht ergriffen worden. Der katholische Biirgermeister in Constanz hat 
sonach das Recht und die PBicht, aIle die Functionen auszuüben, wie sie 
ihm durch die Verordnung yom 20. November 1861 und die Dienstinstruction 
vom 29. l\Iai 1863 zugewiesen sind, und es ist in Hinblick auf S. 10 des 
Gesetzes vom 9. Oktober 1860 die unabweisbare PBicht der Grossherzog- 
lichen Staatsregierung, der landesherrlichen Verordnung vom 20. Nov. 1861 
Achtung zu verschaffen. Die gesetzliche Ordnung der localen kirchlichen 
Vermögensverwaltung wäre aber gãnzlich gebrochen, wenn der V orsitzende 
der Stiftungscomrnission des 1'vlünsterpfarramts nach seiner Eröffnung vom 
8. J uli d. J. den Bürgermeister Stromeyer nicht rnehr zu den Sitzungen der 
örtlichen Verrnögensverwaltungsbehörde einladen würde. Um einern abso- 
luten Stillstehen der Geschäfte der Stiftungsverwaltung, wodurch nicht allein 
das Stiftungsvermögen, sonclern auch Rechte Dritter Schaden erleiden könn- 
ten, vorzubeugen und den gesetzlichen Zustand auf dem fraglichen Gebiete 
zu sichern, beziehungsweise wiederherzustellen, wird das Grossherzogliche 
Bezirksamt veranlasst, den derzeitigen V orstand der Stiftungscommission des 

Iünsterpfarramts zur alsbaldigen Anberaurnung einer Sitzung des Collegiums 
aufzufordern, wozu sämrntliche 
Iitglieder einschliesslich des Bürgerrneisters 
Strom eyer nach S. 13 der Dienstinstruction einzuladen sind. Dern genannten 
V orstand ist dabei von vorstehender Darlegung Kenntni
s zu geben und 
dernselben zu bernerken, dass die Regierung, wenn der ordnungsrnã
"ige Zu- 
stand nicht sofort wieder hergestellt werde, ihrerseits die erforderlichen 
)Iaassregeln zu diesem Zwecke zu treffen gezwungen sei. II. Ergebenste 

 achricht hievon Erzbischöflichem Capite ls- Vicariate. gez. Jolly. 
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